Google 


This is a digital copy of a book that was preserved for generations on library shelves before it was carefully scanned by Google as part of a project 
to make the world’s books discoverable online. 

It has survived long enough for the copyright to expire and the book to enter the public domain. A public domain book is one that was never subject 
to copyright or whose legal copyright term has expired. Whether a book is in the public domain may vary country to country. Public domain books 
are our gateways to {he past, representing a wealth of history, culture and knowledge that’s often difficult to discover. 


Marks, notations and other marginalia present in the original volume will appear in this file - a reminder of this book’s long journey from the 
publisher to a library and finally to you. 


Usage guidelines 
Google is proud to partner with libraries to digitize public domain materials and make them widely accessible. Public domain books belong to the 


public and we are merely their custodians. Nevertheless, this work is expensive, so in order to keep providing this resource, we have taken steps to 
prevent abuse by commercial parties, including placing technical restrictions on automated querying. 





‘We also ask that you: 


+ Make non-commercial use of the files We designed Google Book Search for use by individual 
personal, non-commercial purposes. 





and we request that you use these files for 


+ Refrain from automated querying Do not send automated queries of any sort to Google’s system: If you are conducting research on machine 
translation, optical character recognition or other areas where access to a large amount of text is helpful, please contact us. We encourage the 
use of public domain materials for these purposes and may be able to help. 


+ Maintain attribution The Google “watermark” you see on each file is essential for informing people about this project and helping them find 
additional materials through Google Book Search. Please do not remove it. 


+ Keep it legal Whatever your use, remember that you are responsible for ensuring that what you are doing is legal. Do not assume that just 
because we believe a book is in the public domain for users in the United States, that the work is also in the public domain for users in other 
countries. Whether a book is still in copyright varies from country to country, and we can’t offer guidance on whether any specific use of 
any specific book is allowed. Please do not assume that a book’s appearance in Google Book Search means it can be used in any manner 
anywhere in the world. Copyright infringement liability can be quite severe. 






About Google Book Search 


Google’s mission is to organize the world’s information and to make it universally accessible and useful. Google Book Search helps readers 
discover the world’s books while helping authors and publishers reach new audiences. You can search through the full text of this book on the web 
alkttp: /7sooks. google. com/] 














*— 
—V— III 


6000367 37V 





a RER RT TAT RRRTTERRRRHE TEE —— ⏑ — 
* 























4, 


Borrede, 


Die Zeit liegt nicht gar fern, als in Deutfchland Thom aſius mit 
angeftaunter Kühnheit zu beweifen wagte, daß es feine Heren gebe, daß 
man Zaufende den Flammen zu Unrecht geopfert; daß in Deutfch- 
land die Kinder der Zöllner, Schäfer, Müller und Wundaͤrzte als 
unehrlicher Abkunft der Aufnahme in Zünfte für unfähig galten: — 
und doc) fleht heute felbft der Ungebildetite über derartigen Wahnge⸗ 
bilden. 

Noch aber erkennt erſt der Durchgebildete das auf gleicher Stufe 
ſtehende Vorurtheil, welches den Juden wegen ſeiner abweichenden 
Religionsanſicht als einen Fremden und deshalb minder 
Berechtigten dem Eingeborenen gegenüberftellt, den Juden 
dem Deutfchen. Ald ob von einem fo eben aus Paldftina Einwan⸗ 
dernden und Aufnahme Begehrenden die Rede fei und nicht von alten, 
feit Jahrhunderten im Staate lebenden, Eingeborenen, bie nur ſeit 
Jahrhunderten als die europälfchen Paria's herabgewürdiget, denen 
nur feit Sahrhunderten gefeglich alle Mittel für ihre‘ geiftige und 
ſittliche Ausbildung abgeſchnitten wurden. 

Ein Stamm, aus. dem: der Erlöſer, bie Madonna, die. Apoſtel 
hervorgegangen, der nach tauſendjaͤhriger Verfolgung dem Glaͤuben 
und den Sitten feiner Wäter treu geblieben, nach tauſendjaͤhrigem 
Drucke noch hervorragende Größen für Wiſſenſchaft und sanft 
erzeugt, muß. jedem anderen ebenbürtig fein. : 

Defienungeachtet iſt dem chriftlichen Staate Durch ſunfzehnhundert 
Jahre das einfache bibliſche Wort in ſeiner Anwendung auf die Juden 
unbekannt geblieben: „Gott ſiehet die Perſon nicht an, ſondern in allerlei 
Bolke, wer ihn fürchtet und recht thut / der iſt ihmangnehm.! Der Stan 
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hat es nicht geachtet, daß es der chriſtlichen Moral nicht weniger 
widerſtreitet, unſere Mitmenſchen an der Ehre zu verkürzen, wie an 
Hab und Gut; daß das chriſtliche Gebot, den Hülfsbedürftigen bei⸗ 
zuſtehen, keinen Unterſchied kennt zwiſchen phyſiſcher und moraliſcher 
Noth; daß es der Staat war, der durch jene lange Ungerechtigkeit 
die Juden entwürdiget hat; daß ſie nur durch den vollen Genuß der 
Bürgerehre ſich aus ihrer Erniedrigung wieder emporſchwingen Tr 
nen und es daher mit der Sittlichkeit nicht vereinbar, wenn der 
Staat einer Klaſſe feiner Mitglieder hieczu die Mittel entzieht. & 
wagen noch Gefebgebungen des chriftlichen Staates den Ausſpruch: 
Macht Euch erft fähig, dem Staate eben fo brauchbar zu fein, wie 
eö die Andern find, dann follen Euch auch die Vortheile der Staates 
geſellſchaft gegeben werden; — beweiſet Eure Kräfte, — bis dahin 
bleibt Ihr gefeſſelt. | 

Zur Beichönigung eines. folchen, der inneren Wahrheit wie der 
Gerechtigkeit beraubten, Satzes wurde als Axiom hingeſtellt, daß das 
Abweichende der jüdifchen religiöſen Dogmen die Verſchmelzung det 
Juden mit der europäifchen bürgerlichen und Staatö-Berfäffung hin⸗ 
dere und man berief fi) dieferhalb auf Auöfprüche, welche ausgewählt 
wurden aus den im Laufe eines Jahrtaufends erfchienenen Schriften 
ihrer Lehrer. Man gab fomit den Blauben vor, daß Behauptungen 
yon Habbinen, die vor taufend bis funfzehnhundert Jahren gelehrt, 
mit der Anſchauungsweiſe der gegenwärtigen Generation :übereinftim: 
men, daß nur Die Juden nicht in der Zeit leben und. deren Geiſt nicht 
auch fie, felbft wider ihren Willen, mit fortnehme; erlaubte fh mit⸗ 
bin eine Beweisführung. gleichen Gehaltes mit der, welche 8 Weläge 
für chriſtliche Dogmen die Schriften der Zefuiten in Bezicheng auf 
Heiligkelt des. @ides, Königsmord, Treubruch gegen Ketzer, ausbeuten 
wollte. Man ging ftillfchweigend über das, jenen’ Behauptungen 
gegenüber, euticheidende Faktum hin, Daß. einein Beranlaffüng 
des franzöfifchen Staates Tonftituirte, anzuertennends 
Autorität der jüdifhen Kisheden Satz ausgeſprochen, wie 
die jüdifhen Religiondlehren, in keiner ber vom gedachten 
Staate aufgeftellten und zur Beantwortung vorgelegten 
Beziehungen, Deu Juden nerhindere, alle Pflichten eines 
Staatsbür gers zu erfüllen"); ein Saktım, aitſcheldend re 
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diefenigen, welche mehr al& die Natur der Dinge, menfchliche Autoris 
tät berüdfichtigen. 


Bor Allem wurde überfehen, daß, wenn nicht das hhriftliche 
Gebot, wenn nicht Gerechtigkeit die Geſetzgebungen bewegen 
konnten, jene Heloten des modernen Staates in den letzteren aufzu⸗ 
nehmen, die Sta atsklugheit dies bewitken mußte. Dieſe gebot es, 
ſich einer großen Zahl dem Staate Entfremdeter zu entledigen und 
dafür. eine gleich große Zahl nützlicher Staatsbürger zu gewinnen; 
fie gebot es, dem Naturgeſetze zu gehorchen, nach welchem der orga⸗ 
nifche Körper felbft fchädliche Elemente, die er nicht auszuwerfen ver⸗ 
mag, verarbeiten muß. Kein Staat hatte jemals ungeftraft Hundert⸗ 
taufenbe unter feinen Einwohnern, denen er die Rechte der Bürger 
vorenthielt, die deshalb, gleich allen Unterdrückten, eng zuſammen⸗ 

ſtehen und Groll im Herzen, einen fremden Staat im Staate bilden; 

ungeſtraft am wenigften dann, wenn biefen Hunberttaufenden dad 
Gefühl und die Intelligenz nicht mangeln, um die Gerechtigkeit ihrer 
Forderung einer Abänderung tief zu empfinden. 

Hier aber, wie überall, fchaden die halben Maßregeln. Es 
behält der Zude, dem die harten Zeffeln nur mehr oder weris 
ger, nicht gänzlich abgenommen werden, dem indbefondere Die 
Staatöbärgerehre in vielfacher Richtung vorbehalten wird, 
vollfommen feine frühere ifolirte und fchädliche Stellung; er 
behält fie, aber. — der Staatöllugheit zuwider — mit verftärkten 

* Kräften. Nur der vollftändig in den Staat aufgenommene 
Jude verliert die befondere Weranlaffung, eng mit feis 
ven Blaubenögenoffen zufammen zu halten und amal- 
gamirt fih dann bald mit dem Volke Man fpricht nicht 
wehr von holländifchen, belgiſchen, von franzöfifchen, englifchen, 
Nniihen Juden, fondern von KHolländern, Belgiern, Englänbern, 
Seamefen und Dänen. 
Benn auch hier begann es zu tagen. 
Roc) in ber Mitte des vorigen Jahrhunderts mußte fich Herder‘) 
mit der entfernten Hoffnung tröſten, daß eine Zeit kommen werde, da 
3) man in Curopa nicht mehr fragen würde, wer Jude oder Chriſt ſei; 
‚| dem auch der Jude werde nach exropaiſchen Geſetzen beben und 
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zum Beſten der Staaten beitragen. „Nur eine barbarifche: Ver⸗ 
faffung,” fährt er fort, „hat ihm davan hindern oder feine Faͤhig⸗ 
keit fchädlich machen können,” 

Zwiſchen diefen Worten und ber Gegenwart liegt nicht viel über 
ein halbes Zahrhundert und man ift in biefer Zeit dem von jenem 
großen Manne geſteckten Ziele mindeflens näher gerüdt. 

Den deutfchen. Gefehgebern ging in neuerer Zeit wieberum 
Preußen voraus; aber wie in fo mancher anderen Richtung war 
es Preußens Loos auch hier, in glänzenber Periode vorauszufchrei: 
ten, dann aber hinter den nacheifernden anderen beutfchen Staaten 
zurüllzubleiben, welche ſaͤmmtlich mehr oder weniger bem Fortfchritte 
in Betreff der Emancipation der Juden gehuldiget‘), 

Das vorliegende Werk ergiebt, wodurch zugleich deffen Titel ge 
vechtfertiger ift, daß in Preußen weder in flaatörechtlicher noch in pri⸗ 
vatrechtlicher Hinſicht eine alle Juden umfafiende Gefeßgebung vor: 
handen, in diefer Beziehung vielmehr die einzelnen Landestheile und 
zwar nicht einmal nach der politifchen Landeseintheilung, ihre befon- 
dere Verfaflung, ihr befonderes Recht haben und deshalb nur von 
den Verhältniffen der Juden in den einzelnen Landestheilen des Preu⸗ 
Bifchen Staates, nicht von denen des Preußifchen Staates gefpro: 
hen werden kann. 

Hierin liegt ein Widerſpruch mit dem Prinzipe, daß eine einige 
Geſetzgebung für den ganzen Staat in Beziehung auf alle das innere 
Staatsrecht betreffende Angelegenheiten ein Unerlaͤßliches ſei. 
Dieſes Prinzip leitete früherhin auch Preußen. Ihm verbanken wir 
das Allgemeine Landrecht, und wer die bindende Macht einer ge⸗ 
meinſamen Geſetzgebung zu würdigen weiß, wird es als Preuße be⸗ 
klagen, daß ſein Vaterland nach deſſen Wiedererhebung von dieſem 
Bande nicht mehr umſchlungen wird, daß feine Richter nach Pre 
Bifchem, nad) Franzöfifchem, nach gemeinem Deutfchen Rechte erken⸗ 
nen. Dafür aber, daß mindeſtens das innere Staats recht ein 
Einiges werde, weil der Staat eben durch dieſes erſt aus einem 
mechanifhen Aggregate zufammengelommener Ländereien zu einem 
organifchen Ganzen, einem Staate, erwaͤchſt, dafür beginnt in 
ber Preußiichen Gefchichte dad Streben bereits mit dem großen 
Kurfürften; dadurch wurde Preußen von großen Monarchen 
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auf feine jegige Höhe gehoben; das hat unfere Gefeßgebung auch 
noch in neuerer Zeit mehrfach, insbefondere der Rheinprovinz 
und dem Großherzogthume Pofen gegenüber, anerkannt und 
eö find gerade durch diefe Rückſicht Gefege gerechtfertiget worben, 
welche abweichende flaatsrechtliche Beftimmungen der Rheinprovinz - 
aufhoben und mit dem altländifchen inneren Staatörechte in Eins 
klang brachten. 


Auch in Beziehung auf die Stellung der Juden ging man in 
Preußen feit frühen Zeiten von demfelben Gefichtöpunfte aus. Es 
ergeben dies die Geſetze vom. 29. Sept. 1730 und 17. April 1750, 
welche die jüdifchen Werhältniffe mit geringen Ausnahmen für den 
Sefammtftaat ordneten; es zeigt dies inöbefondere das für den 
gefammten damaligen Staatöumfang gegebene Edikt vom 
11. März 1812, in jener. glorreichen gefeßgebenden Zeit vor ben 
Freiheitskriegen erlaflen,. in welcher Preußen feinen Beruf zur Ges 
feßgebung der Welt befundete. 

Als nun durch diefe Kriege von den meiften angränzenden Län⸗ 
dern Gebietötheile an Preußen fielen, ſchien es natürlich und Admi- 
niſtrativ⸗, wie Juftiz-Behörden nahmen ed zunächſt an, daß durch 
die Einführung des Landrechts mit fämmtlichen, daffelbe ergän« 
zenden Beflimmungen, - dad Edikt vom 11. März 1812 in jene 
Landeötheile mit eingeführt worden. Wenn gleich demnächft einige 
Minifterial-Berfügungen erfchienen, nach welchen der dermalige Zu⸗ 
ftand vorläufig aufrecht zu erhalten, da das Edikt vom 11. März 
1812 in den neuen Provinzen „noch nicht” zur Anmenbung 
kommen koͤnne: fo burfte man doch um fo mehr annehmen, daß dies 
nur ben Zwed habe, die Uebergangs-Verhaͤltniſſe, namentlich auch in 
den Provinzen des franzöfifchen Rechtes, mit größerer Umſicht zu 
Witen, als die Ordnung biefer Berhältniffe durch ein allgemeines 
Geſetz ausprüdlich vorbehalten blieb und zwar durch ein folches, welches 
mit dem Edikte vom 11. März 1812 übereinftimmte. 


Als allmälig aber im Preußifchen und gefammten Deutfchen polis - 
tifchen Leben eine rücchreitende Bewegung die Ueberhand gewon⸗ 
nen, wurdein Betreffdes in den neuen Lanbeötheilen vorläufig nicht 
geänderten Zuſtandes der Juden nach funfzehn Jahren, näm⸗ 
lich durch die Kabinets-Ordre vom 8. Auguft 1830, definitiv aus- 
gefprochen, daß das Edikt vom 11. März 1812 auf fr im Au 
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wendung finde, vielmehr bis zu weiterer Beſtimmung die bei bee 
Decupation vorgefundenen Geſetze fortdauern follten. 

Diefe Kabinetö:Order hatte jedoch vor Augen, daß ein definitiv 
ordnendes allgemeines Gefeg in kuͤrzeſter Friſt erſcheinen werde. Man 
hatte zu deſſen Vorbereitung die Erklärungen fämmtlicher Provin⸗ 
zialftände eingeholt ') und bereits in dem SPreußifchen Landtags 
abfihiede vom 9. Zanuar 1830 °), alfo ein halbes Jahr vor dem 
Erlafie jener Kabinets-Order, den Ständen mitgetheilt,. daß . ein 
ſolches Gefes, welches möglichft befchleunigt werden folle, ſich in der 
Arbeit befinde, Bei Abgabe diefer Erklärung hatte das Propifgrium 
funfzehn Sahre gewährt; feit derfelben aber find von Neuem drei⸗ 
zehn Jahre verfloffen und es zerfällt heute, nach nahe. dreißig 
Sahren, der Preußifche Staat noch immer in ein und zwanzig 
Zerritorien, deren jedes nach einem für fich beftebenden und von 
dem andern abweichenden Staatärgchte in Anfehung der Suden re 
giert wird. | on 

Nachdem der Preußifche Staat feiner hiſtoriſchen Entwidelung 
gemäß bereits feit mehr als einem Jahrhunderte auch in diefer wich⸗ 
tigen Angelegenheit ein einiger geworden, nachdem insbeſondere das 
Jahr 1812 diePreußifchen Juden zu Preußen umgefchaffen hatte, 
wurden fie in Folge der Freiheitöfriege aus Preußifchen Staats: 
bürgern, Bürger einzelner Territorien; fteigt heute Der 
Preußiſche Jude in ein und zwanzig Abftufungen, je nad) dem Terri⸗ 
torio, in welchem er wohnt, von gedrücter Eriftenz, wie, fie das 
Mittelalter ausgedacht, bis zu dem vollkommen emancipirten Preußi- 
ſchen Staatsbürger ?), durch die mannigfaltigften Rechtö-@eftaltungen 
empor, ohne daß irgend nachzumweifen wäre, wie der Jude in ben ehe 
maligen Naffaufhen oder Heffen-Darmftädtfchen Terri⸗ 
torien eine geringere Bildungsfähigfeit. hätte, ald der in den am 
gränzenden Zandeötheilen, Die zu Frankreich oder dem König: 
reihe Weftphalen gehört; daß der Jude in Schlefien und 
der Mark dem Juden in der angrängenden Lauſitz vorausgefchritten. . 


— 





— — 





) Diefe Erklärungen find in dem Müllerfchen Archive ber Gefeggebung (Offenbach 
1884) Bd. 8. Heft 1. S. 14 ff. abgebrudt. 

8) Abthl. II. Nr. 16. ©. 87. 

d) Dies tft der Bude von Rechts wegen in ben Lanbestheilen, welche zun König 
teihe Weftphalen gehört haben, wenn gleich ihnen faktiſch viele echte, 
wie die betreffende Darſtellung ©. 877 ff. ergiebt, vorenthalten-werben, 
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In allen Werfaffungs: und Verwaltungs⸗Angelegenheiten ‚hat 
man biefe Territotien zu einem Preußifchen Staate zu ver 
einigen geftrebt; nur in Anfehung der Zuden hat man bis jegt Kin 
and zwanzig verfthiedene Gefeggebungen faktifch "Für zulaͤſſig erach⸗ 
tet; Geſetzgebungen, die zum Theil in dad Mittelalter zurückreichen 
und abgefehen von ben Zweifeln und der Dunkelheit, die dies herdor⸗ 
beimgt, von ber Gewaltſamkeit ferner, Die bei ihrer Anwendung auf 
Heutige Verhäftniffe nothwendig wird, häufig in einem grellen Won⸗ 
$trafle ſtehen mit dem Geifie 'unferer anberroeiten Geſche u und tin ſever 
ganzen Beit'). — * 
Alb mit dem. Regierung: Antritte St. Moajeſt et des jetigen 
Königs das. geſammte Staatsleben eine mächtige Anregung er⸗ 
‚hielt, richtete ſich die öffentliche Aufmerkſamkeit auch von Renem auf 
die Frage über die ſtaatsrechtliche Stellung der Juden und 26. veran⸗ 
laßte inbbefondere dad Lautwerden :von einem Heabfichtigten neuen, 
angeblich zusieichreitenden, Gefüge eine ‚große Zahl von Schriften, 
zum Theil yon. gediegenem' Urtheile, großentheils aber: "den. Mangel 
Zureichendar Seantniß der beſtehenden verwickelten Rechtsverhaltniſſe 
verrathend. 

Somit ſcheint eine Schrift nicht umgeitgemäß, welche die betreffende 
Geſetzgebung vollftändig und ſyſtematiſch. darſtellt, aus der 
hiſtoriſchen Baſis entwickelt, auf welcher fortgebgut murde,und 
in ſtaatsrechtlicher Beziehung Eritifch beleuchtet. 

In :diefar Soßteron. Rückſicht nennen wir die Schrift eine Re: 
vifion der betreffenden gefeßlihen Beſtimmungen. Wir haben 
bei diefer den richterlichen Standpunft feftgehalten und fomit an 
die Gefeße, insbeſondere aber an die fo große Zahl der Minifterials 
Berfügungen, ‚nicht den Maßſtab philofophifher Rechtöprinzipien 
gelegt, fondern den der pofitiven Bunded- und allgemeinen Landes⸗ 
Geſetze. 


Wenn wir zum Theil hierbei zu unerfreulichen Reſultaten gelang⸗ 


1) Das Reſkript des Miniſterii des Innern v. 23. Mai 1842, welches 
©. 860 mitgeteilt, fand es nöthig, der Königl. Regierung zu Arnöberg 
zu erflären, daß das von diefer in einer Verfügung angemwendete Kapitel XII. 
der Wittgenfteinfchen PolizeisOrbnung vom 1. Mai 1573 „ale noch 
anwendbar nicht anzufehen, in foweit darin Heiden, Zigeuner und Juden für 
vogelfrei erfiärt werben.” 
Diefe minifterielle Entſcheidung erfcheint jebocdh, wie a, a. O. gezeigt, nicht 
begründet. 
a 
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‚ten, ſo war das ſRichmerzliche Gefühl mindeſtens ‚Bomber Hoffnung 
begleitet, Daß. durch eine ſolche, den Zuſammenhang der geſammten 
Gefetzgebung im Augehehaltenden, Prüfung die Aufmerkſamkeit des 
Geſetzgebers möglicherweife auf die, erſteren hingeleitet werden Fönnte, 
2. Wir enthalten.und einer ausführlichen Darlegung der inneren Or 
‚genifation und des 8weckes dieſer Schrift, da felbige: einen! Theil des 
groͤßeren, die Berfaflung und Verwaltung: des PreußiſchenStaates 
betxeffenden, Werbes bildet und: wir amd über: diefes im Allgemeinen 
ſowohl hei, deſſen Ankündigung, als in.dem Vorworte zum,Polizei⸗ 
Weſen des Preußiſchen Staats“ des Weiteren ausgeſprochen haben. 
Es mäge daher nur noch darauf hingewieſen werden, daß wir auch 
bei dieſem Theile von der und für dad ganze Werk verſtatteten Be⸗ 
:außang ver am 2 jenem Drte eeroähriten Minifteria Archive Gebräud 
machten, vor. 

: Mir. —* mit dem Winſche, daß vieſe Sci, — eine Bi 
‚Relungder verfchiebenartigften Geſetzgebungen und darausentſtan⸗ 
dener verwickelter Berbältniffe, — recht bald eine anti quirte ink 
den moͤge durch ein Geſetz, welches dem angedeuteten Entwickelungs⸗ 
gange des Preußiſchen Staates und den gerechten Forderungen der 
Zeit gemäß. iſt; mit dem: Wunſche, daß Preußen ſeinem hohen 
Berufe auch in diefer Richtung gehorche! 

FBann im Janl 1843,. u E nn Tora pi 5 
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Flavii Josephi opera, gaae exstant oninia. Ed. Havercampii. Amstelod. 
1726. If. Vol. fol. 

vd, Holberg, jübifhe Gefchichtes Aus dem Dänifhen von Detharding. 2 Thle. 
Altona. 1747. 4. 
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aHaye. 1716. J 
Vihing, Geſchichte der jũdiſchen Religionsparthei. Berlin. 1779. 
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x eäntd, über das Bürgerrecht der Juben in Deutſchland. Abth. I, Hilbburg⸗ 
aulen. 1816. ' 
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Allgemeinſte Umriſſe der älteren jüdiſchen Geſchichte. 


„Nachdem der jũdiſche Staat fein goldenes Zeitalter in den achtzi Regenten- 
jahten David’ und Salomon's gehabt, ſowohl in Rüdficht auf den 
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1) Diefe Einleitung hat, dem Zwecke bed Werkes ‚gemäß, nicht bie Abficht,Feine 
ſtizzirte Geſchichte der Juden zu geben, fondern fte t vielmehr die ledtere nur info 
weit dar, als dies nöthig war, um die hauptſächlichſten Reſultate der die Juden 
betreffenden Geſetzgebungen in kurzen Ueberblicken anknüpfen zu können. Die be⸗ 
fonderen hiftorifhen Einleitungen in Betreff der einzelnen Zerritorien des Preu⸗ 
hiſchen Staates find bei den betreffenden Abfchnitten, Theil J. Abtheilungll., zu 








vergleichen. BR 
) Die Sikorifgen Schriften, welche ſich auf einzelne Länder beziehen, find bei vieken 


AHV. 3b.3. Die Derhältniffe ber Juden. > \. 
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Umfang des Landes und des Nationalruhms, als in Betreff der Reinheit 
der Religionsbegriffe, der Wiſſenſchaften, der Künſte und des Reichthums: 
ſinkt er, ſich in die Reiche Juda und Israel ſpaltend, in den naͤchſten vie 
Jahrhunderten unter einer Reihe ſchlechter Regenten, und es fallen endlich 
die Juden in die aſſyriſche und babyloniſche Gefangenſchaft. 

Cyrus geſtattet nach ſiebzig Jahren die Wiederherſtellung des Staates 
und derſelbe wird nunmehr durch faſt zweihundert Jahre von Hohenprieftern 
und Sanhendrin regiert, meiſt jedoch egyptiſchen oder ſyriſchen Koͤnigen 
zinsbar. Nur auf kurzeZeit kommt ein neuer Aufſchwung in das Volk durch 
die Bedrängungen des Königs Antiochus Epiphanes; das Joch der Se⸗ 
leuciden wırd abgeſtreift und mit den mächtigen Römern dad gewünſchte 
Bündniß gefchloffen. Aber Jene benugen dies zur Einmifchung in bie 
Staatöverhältnifle; Pompeius zieht nad) Paläſtina und macht den jüdi⸗ 
fhen Staat den Römem tilbbutbarz — und abs Letztece ein Jahrhundert 
fpäter, im Jahre 70 unſerer Zeitrechnung, unter Kaifer Bespafian Jeruſa⸗ 
lem nach langer Belagerung erodern und zerflören?), geht der jüdiſche 
Staat unter und die Jözaeliten zerfiseuen ſich innerhalb der weiten Grän 
zen ded Römifchen Reiche. 


Zweiter SChfchnitt. 


Bürgerliche und Rechtsverhältniſſe der Juden im Römifcen 
j Reiche. BE 


Nachdem die Zuden unter Trajan und Hadrian in ben Jahren 115 
und 135 ihre legten Kıäfte vergeblich daran gefetzt hatten, ihre Feſſein zu zer⸗ 
brechen, wobei über fünfmalhunderttaufend Menfchen allein durch Schwert 
umfamen, wurden fie ruhige Bürger des Römifchen Reiches. Wir finden 
fie nun über zweihundert Jahre im ungeflörten Genuffe aller Hürgerlithen 
Freiheiten und Nechte?), da die alten Srundfäge des Römiſchen Kele es 
feine Abhängigkeit der ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe vom Glauben kannten. 
Sie ftelten ihre kirchliche Verfaſſung wieder her und verbanden damit eine 
Gemeindeverwaltung. Die erblihen Patriarchen zu Tiberias Übten | 





ihre Glaubensgenoſſen fürſtliche Hoheit, wurden von den Römern zu 

böchften Ehrenftellen befördert, und mit den in den Römiſchen Geſetzen 
höchften Ehrennamen — viri clarissimi, spectabiles, illustres, letzterer DE 
höchfte nach dem des Kaiferd — benannt3). Jüdiſche Schulen biäbten; 


— u —. 





4) Cine Million Menſchen follen hierbei das Leben durch das Schwert verlorek 





aben. 

2) Ste waren Cives. 1. 17. de stata hominum. 

2) Unter den Patriarchen, welche einen Rath zur Seite hatten, ftanden Primaten 
Provinzial = Patriarchen, Ardifynagogi, Die Kirhen:Beamten hatten all 
Ehrenrechte und Freiheiten bes Priefterthums, vornehmlich Befreiung von Staa 
bienfien und Abgaben, und blieben in deren Befitz noch Über 100 Zahre WE | 
chriſtlichen Herrſchaft. Honorius beftätigte fie ihnen im X. 397 ausdrücklich 
Unter ſich lebten die Juden nach ihren eigenen Gefegen. Sie entrichteten Ihrem 
Patriarchen, ber eine ähnliche Stellung hatte, wie ſpaͤter der Papft zur katholiſches 
Shriftenheit, Abgaben (aurum coronarium), die derfelbe durdy Kommiſſaries 
einfordern ließ. inigemal wurde den Unterthanen bes —— — 
Kaiſerthums die Bezahlung derſelben an dieſen in dem morgenländiſche 
Reiche wohnenden Obern unterfagt und nach de Edikte des Honorius v. J. IH 
fheinen dies die abendländifchen Juden felbft ausgewirkt zu haden; body wur>® 
im 3. 404 dieſes Verbot zurkdigenommen. Die Reihe ber erblichen Patriarchex 
deren Anfang ungewiß ift, erlofch mit Gamaliel IV, zwifchen ben Z. 415 us 3 

. u u Be 
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Zuhen bienten in ber Laiferlichen Leibwache; ihre edlen Gefchlechter zählten 
mter bem Abel des Reiche. 

Dieſes bürgerliche Glück murbe vernichtet, als dad Chriftentyum im 
Rampfe mit dem Heidenthum allmälich Ten Eieg davontrug. Kaum hatte 
ab Exſtere die weltliche Macht in Händen — derliebergang Conſtantin's 
um Chriſtenthum bezeichnet den Zeitpunkt, — als die Berfolgung der Suden 
von Ötaatöwegen für bie folgenden anderthalb Sahrtaufende begann. 
Schon Eonftantind fegte (339) Todesſtrafe Darauf, wenn ein Jude fich 
mit einer Chriflin verheirathen, einen Chriften zum Qudenthum verleiten, 
wer einen Chriften ald Sklaven befigen würde, und belegte fie mit harten 
Ibgaben. Man befchräntte ihnen von Conftantin (321) an immer mehr 
as große Vorreqt, welches fie vor allen Bürgern audzeichnete, die läftigen 
en Aemter ber Decusionen nicht gegen ihren Willen Übernehmen zu 
nüffen !). 

Unter Theodofiud I. nahmen die Ausfchweifungen bed gegen fie fana⸗ 
iſirten Volkes üherhand; die Kirchenväter richteten ihre ganze Beredfamleit 
zegen die verhaßte Sekte. Der heilige Chryfoftomus hielt zu Antiochien 
9.3. 376 ab acht Reden gegen die Juden, worin nicht etwa von Vorwürfen 
jegen ihr bürgerliches Leben die Rede, fondern von ſolchen gegen ihren religiöfen 
Slauben. Er mahnt in denſelben ernftlichft die Chriften ab, die jüdiſchen 
gaften mitzufeieın, vielmehr follten fie ihre vom Judenthum angeftedten 
Berwandte und Freunde einfangen und zu Anhörung feiner nächſten Pre⸗ 
igt zwingen, indbefondere aber folten die Männer ihren jüdifchen Ehefrauen 
en Beſuch ter Synagoge nicht geflatten?), Der heilige Ambrofiuß, 
der heftigſte Gegner der Juden, ſchreibt an den Kaifer Theodoſius, wel 
her die Herſtellung einer auf Verordnung eines Biſchofs verbrannten Sys 
tagoge gebot, die Handlung des Biſchofs genehmigend und belobend: 
Epist. 89.) Quidmandas inabsentem judicium ? habes praesentem Reum ; 
roclama, quod ego synagogamı incendirem: certe quod ego illis manda- 
erim, ne esset locus, in quo Christus negaretur, 

Die Wiederholung der BefehleSeitensder Kaifer zum Schuge der Synago⸗ 

bemeift deren Fruchtloſigkeit. In dem erften diefer Art v.3.398 (1.9.C. 

eod. de judaeis), fagt Theodoſius noch: „Es ift hinreichend bekannt, daß 

de jübifcheReligign durch fein Geſetz verboten ift und fei es ihm daher höch⸗ 
ich mißfällig, Daß man hie und da ihre gotteßdienftlichen Verſammlungen 
esbindern wolle. Seine Söhne erließen ähnliche Werordnungen?). 


429, der die höchfte Staatswuͤrde des Röm. Reiche, die des Praefecti Praeto- 
rio bekleidete; an ihre Stelle traten Primaten, und es ließen nun Theodoſius ll. 
und Balentinian diefe jährliche Abgabe durch die Faiferlichen Einnehmer im öft: 
lichen heile unter Vertretung (periculo) der Primaten einnehmen, auch die 
Einkünfte aus dem weitlichen ggeiche zur Staatskaſſe ziehen. Cod. Theodos. 
L. XV. sit. VOII. Bd. 11. 13. 15. de Judaeis, Coelicolis et Samaritanis. 

) L. 3. Cod. Theod, de judaeis. Vgl. über die Größe der Laſten, welche die Des 
eurionen zu tragen hatten und über die daraus hervorgehende Wichtigkeit diefes 
Vorrechts, Savigny, Geſch. des Roͤm. Rechts im Mittelalter Thl. 1. ©.23 ff. 
Die jüdifchen Geiſtlichen biieben noch lange davon frei und noch 396 verordnet 
Arcadius (1. 18. Cod. Theodos. ibid.), daß diejenigen Kirchenbeamten, welde 
den erlauchten (illustribus) Patriardyen untergeordnet wären, diefelben Privis 

yoien genießen follten, welche den erfien Geiſtlichen des hrifllichen Glaubens zus: 

tümen. Suftinian endlid) verorbnete im 3. 556 (Nov. 45.), daß alle Juden 
ſaͤmmtliche Laften der Curie tragen follten, ohne irgend Antheil an irgend einem 
der damit verfnlipften Bortheile zu nehmen. 

Man ficht hieraus, daß bie bahin in den Familien bas Juden: und Chriſtenthum 

10 gemein am maltete. 

»)L, 2.400d. Theod. de Jad. 
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Im 3. 404 verbot Honorius, Juden in den Kriegsbienft aufzu⸗ 
nehmen!), und 419 erweiterte er diefe Beflimmung dahin, daß auch alle 
im wirklichen Kriegsdienſt befindliche Juden (qui armatam militiam adpetisse 
probentur) fofort aus demſelben entlaffen werben ſollten, ohne wegen 
ihrer darin erworbenen Berdienfte irgend eine. Ausnahme zu machen (nallo 
velerum meritorum patrocinante judicio). Diejenigen nur, welche fich in 
dem Korps der Agentum in rebus, und der Palatinen befänden, follten 
ihre Zeit ausdienen, Beine jedoch mehr darin aufgenommen’ werben®). 
Am Schluffe fagt der Kaifer: „Keinesweges wolleh wir aber den wiſſen⸗ 
„ſchaftlich gebildeten Juden die Befugnig zur Adbokatur befchränten, wie 
„Noir ihnen auch den Genuß derjenigen Eprenftellen in der Curie geftatten, 
„zu weichem der Vorzug der Geburt und der Glanz ihrer Familie 
„(praerogativa natalium et splendor familiae), fie — 2 Da ihnen dies 
„genug ſein muß: ſo dürfen ſie das Verbot des Kriegsdienſtes 
„nicht für eine Herabſetzung achten.““) 

Bon einer bürgerlichen Werdorbenheit der Juden fprechen' die Gelee zur 
Motivirung ihrer harten Beflimmungen noch nicht und auch die Geiftlichen 
bedienten ſich damals noch allein eined Mittels, welches durch das ganze 
Mittelalter, alddann erflim Verein mit der hervorgehobenen Schlechtigkeit des 
jüdifchen Volkes, ald Vorwand aller Verfolgungen diente, — der Aufftels 
lung, daß die biöherige Duldung der Juden und ihre Gleichheit mit dem 
übrigen Bürgern ein Verbrechen gegen den wahren Glauben fet und Gott 
dies durch feine Strafgerichte, die gefendeten öffentlichen Calamitäten, funds 
nebe*),. In diefer Art wirkte man namentli auf den fchwachfinnigen 
Theodoſius IL, und diefer erließ hierauf im J. 439 die folgende Novelle, 
welche ald Wendepunkt der biöherigen und ald Grundlage ber fpdteren jü« 
difchen bürgerlichen Zuflände erachtet werden kanns), wobei ed bemerkens⸗ 
werth, daß auch hier noch den. Juden fein bürg erliher Vorwurf gemacht 
wird, obgleich Died, der Sprache und dem Inhalte nach offenbar aus der 
Geber eines Geiftlichen gefloffene, Geſetz ficherlich einen derartigen Anlaß 
nicht unberührt gelaffen hätte. 

„Die Kaifer Theodofius und VBalentinian an den Prae- 
fectus Praetorio $lorentiuß. 

Unter allen Sorgen, welche die Liebe zum Volle und in ſtets wachſamem 
Nachdenken auferlegt, haben wir die Erforfchung der wahren Religion für 
die vornehmfte Pflicht unferer Eaiferlihen Majeftät erfannt; denn wenn 
wir ihren Dienft aufrecht zu halten im Stande find, fo eröffnen wir allem 


X) L. 16. C. Theod, ibid, 

2) Schon die unterften in diefen Korps waren Ritter, und ihre Anführer, zu wels 

her Würde fie nach dem Dienftalter aufftiegen, gehörten zu den angefehenften 

Männern (der Oberfte war Senator). Die Agenten in rebus gingen als kai⸗ 

ferlihe Kommiſſarien in die Provinzen, ließen die Abgaben eintreiben, hatten das 

en j beforgen, die Verpflegung der Armee ging großentheild durch ihre 
nde u. |. w. ' 

2) Man erinnert fich bei diefen vor vierzehnhundert Jahren geiprochenen Worten 
unwilltührlich an die ähnliche Lage, in welche die Tuben in Preußen rüdfichtlich 
des Militairdienftes verfegt werden follen. 

*) Auch wurde ben Zuben [yon damals Schuld gegeben, am Hamangfefte dem Galgen 
des Haman Kreuzesform gegeben, oder auch wohl flatt des todten Haman einen 
lebenden Chriften gegeißelt zu haben. Durch Letzteres wurde der Aufftand in 
Antiochien gegen fie erregt. Vgl. 1. 18. Cod. Theod. de Jud, 

9) Vgl. diefe Novelle in Ritters Ausgabe bes Cod. Theod. Tom. IV.P. 2. p.11. 
Der Cod. Justin. giebt in der 1. 19. Lib- I. Tit. 9. nur einen Auözug. Das 
Intereſſe, welches dieſes Geſetz in jeder Beziehung hat, wird deſſen vollftändige 
Mittheilung rechtfertigen, 
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menfchlichen Beginnen ben Weg des Gedeihens. Hierüber belehrt Durch 
die Erfahrung eines langen Lebens, haben wir mit gottfeligem Rath die 
heiligen Gebräuche für Die Nachkommen auf dad Gefek der Unveränderliche 
feit zu gründen befchloffen. Denn wer follte fo mwahnfinnig, zu folcher 
Unmenſchlichkeit neuer Witdheit verdammt fein, daß er, den Himmel er⸗ 
blickend, wie er nach dem Geheiß der göttlichen Weisheit in unglaublicher 
Sefchwindigkeit und zechtem Maß den Wechfel der Zeiten vollendet; den 
Lauf ber Geſtirne, welcher die Arbeiten und Genüſſe des Lebens ordnet, 
die mit Früchten begabte Erde, das firömende Meer, und den Bau dieſes 
unermeßlichen Werk, wie er in den Gränzgen der Natur eingefchloffen ift, 
betrachtend, nicht nach bemlirheber eines fo großen und fo geheimnißvollen 
Bebäudes forfchen follte. Und doch fehen wir die verbiendeten Juden, Sa» 
mariter, Heiden und andere Arten ketzeriſcher Ungeheuer dieſes fich unter 
fiehen! Wenn wir es alfo unternebmen, fie durch dad Heilmittel der Gefege 
zur Gefundheit eines richtigen Sinne zurüd zu bringen, fo werben fie 
felbft die Schuld unſerer Strenge tragen, indem fie mit verfiodten Eifer 
eined harten Semürhed des Milde Feinen Raum lafjen. Da nun, nad) einem 
alten Spruche, bei verzweifelten Krankheiten Feine Heilmittel anzuwenden 
find, fo machen wir endlich, auf daß jene verberbenbringenden Selten ſich 
nicht, unferer Zeiten ganz vergeflend, gleichfam ohne Unterfcheidung des 
Glaubens ungezügelter in das Leben verbreiten, für ewigeZeiten hiermitzum 
Sefegt2): Kein Jude, Bein Samariterfoll, mit Aufhebung der 
Geſetze beider Reiche, ferner zu Aemtern und Würden zuge: 
laſſen werden, feinem die Verwaltung ftädtifcher Obrigkeit 
offen fleben, nicht einmal der Dienft eines Bertreters der 
Städte vonihnen verfehen werden. Denn wir finden unrecht, daß 
die Zeinde der himmliſchen Majeſtät und der römifchen Gefege dennoch 
durch die erfchlichene Werwaltung der Gerichtöbarkeit die Verfechter unferer 
Geſetze fein, und beichügt von dem Anfehn erworbener Würden die Macht 
baben follen, über Chriften, ja über die Priefler unferer heiligen Religion 
felbft, unferm Glauben gleichfam zum Hohn, zu richten und was fie wollen 
zu erfennen. Wobei win. in ‚gleichem Betracht noch feftfeßen: daß Feine 
Synagoge in neuem Baue fich erhebe, jedoch die Unterflüßung der alten, 
die von Baufälligkeit bebrohet werden, verflattet ſei. Diefem fügen wir 
hinzu, daß wer einen Sklaven oder Freien wider feinen Willen oder durch 
firafbare Ueberredung von dem Dienfte der chriftlichen Religion zu jenen 
firafbaren Sekten und. Sebräuchen verleiten würde, mit Verluſt aller Güter 
am Leben zu firafen if. Wer alfo fchon die Inful (Amtsmuͤtze) erhalten, 
ſoll doch nicht zum. Beſitz der erworbenen Würde gelangen, und wer eine 
Synagoge erbauen würde, fol willen, daß er zum Vortheil ber rechtgläus 
bigen Kirche gearbeitet habe. Mer fich dennoch in ein Amt einfchleichen 
würde, ſoll doch wie vorher in dem niedrigften Stande bleiben, wenn er 
auch (elbft den Titel einer der höheren Würden fich erworben hätte. Wer 
aber den Bau einer Synagoge in anderer Abficht, als der bloßen Wieder 
herſtellung unternähme, ſoll mit einer Strafe von 50 Pfund Gold fein 
Unterfangen vereitelt ſehen. Ueberdies fehe er feine Güter eingezogen und 
ſid felbft der Lebensftrafe verfallen, wenn er mit feiner verkehrten Lehre 
über den Glauben eines Andern geflegt haben follte. Und weil es der kai⸗ 
ſerlichen Majeftät geziemt, mit folcher Vorficht alles zu umfaflen, daß der 
— — — — — 


T) Die Beſtimmungen dieſes, in Betreff ber Schreibart an den heutigen chineſiſchen 
offiziellen Styl erinnernden, Gefeges find im Wefentlichen durch Die Jahrhunderte 
geltend geblieben, find insbeſondere groͤßtentheils noch die ded heutigen Kekitet Ins 
mentlich auch in Preußen, 
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ſchleurigen Volfteedung gebracht werben. Deine erlaudhte und hodran« 
fehnliche Hochmögenbeit, welche ſich immer beeifert, ſowohl ben göttlichen 
oj& fũrſtlichen Befehlen ihren Oienſt zu widmen, wird alfo dad, was wie 
zus ai ee zu erhebenden Ehre der Patholifchen Religion verordnet haben, 
durch Eilatß der gewöhnlichen Editſe Deiner Excellenz zur allgemeinch 
Kunde bringen. Ingleichen wird fie ben Worgefegten der Provinzen ber 
fehlen laffen, daß mit gleicher Pünktlichkeit das, was wie zu verordnen nde ' 
thig gefunben, fämmtlihen Städten und Provinzen bekannt gemacht werbe, 

am 31. Ian. (439) zu Konftantinopel, im 17. Konfulat des Aus 
guftus Theobofiuß und des noch zu ernennenden.” 

Durch dieſes Geſetz nahm Theodofius den Juden die bürgerliche Ehre; 
fie harten mitbin nichts nachr wu verlieren und es war eine natürliche Folge, 
daß fie ais Feinde einen fie mißhandelnden Regierung auftraten. Im zwei⸗ 
ten Jabre ber Regierung Yuftinians (529) brach ein Aufſtand der Sa⸗ 
mesitaner aus, zu welchen fich viele andere Juden fchlugen, fo daß bie 
Sapdrung sicht ohae Mühe unterdrüdt wurde. Fünf und zwanzig Jahre 
fpäter. empärten fih die Samariter und Juden abermals zu Gäfarea 
und ermegbeten den Bgiferlichen Statthalter, Sehr viele wurden bafür hin⸗ 
gerichtet, viele verbannt und Dad Vermögen ber Reichen konfiscirt. In Italien 
traten deffenungeachtet die Juden auf die Seite der Gothen, und trugen 
viel zu dem hartnädigen Widerftande bei, welchen die Stadt Neapel dem 
Belifar leitete. Sie wurden bei der Eroberung ohne Unterfchied des Als 
terd und Geſchlechts von den Soldaten ermordet. 

Welch erbifterter Feind der. Juden Juſtinian dafür war, zeigt feine 
größten Yeit noch gültige Gefehgebung gegen diefelben. Aberfelbft in 
dieſer findet ſich noch nirgends der Bormwurf, daß fie fich irgend einer bürgers 
lichen Pflitentzögen.. Den Samaritern wurdedieBefugniß, Teftamente 
B machen, ober durch Teflamente etwas zu erwerben, "genommen und ihre 

iynagagen ſolten zerflört werden i). Die Juden follten, nad) der Weror- 
daung 0.5.5927) in Restöfacgen nicht als Zeugen gebraucht werden, fobgld 
beibe, obep anch.nuır ein Theil ber Parteien ein rechtgläubiger Chrifl wmäres), 
dee amaxiter aber follten, wie einige andere Keer, garnicht vor Gericht 
gehört werben, weber als Zeugen noch ais Parteien, nicht einmal unter eins 
ander #),,, Am, ftärklten.druüdt fich aber der fanatiſche Haß Zu Rinians in der 
Berorbnung,.d, %:556.,Noy, 45. aus, Die Irrgläubigen hatten gehofft, dag, 
wenn.fie aler ‚bürgerlichen. Ehre beraubt wären, man fie Dagegen auch mit 
ten Laften der-öffentlichen Nemter verſchonen werde. „Wir haben und ger 
„wundert, amtyonrtet det Kaifer feinem Minifter Johannes, „daß deine 
„LBeisheit, dein Scharflinn foiche Gründe zugelaffen bat, und du nicht fogkzich 
„»ieienigen, ‚welche dergleichen vorgebracht, zerfleifcht Hafl. Denn wenn ed 
„Menfchen ai 1, welche für ihte fortdauernde Unvernunft noch Belohnungen 
„aälarıgen, Die wir den böch ten Würben allein verwilligt haben, wen ſollte nicht 
„rigfe Unperfchäuntheit-und Narrpeit empören, Daher follen dieſe Menſchen 
"alerbings, zur, Gurig., gezogen werben, und follen unter ben Laften der 
Naͤdn —32 (eurialibus et officialibus functianibus) erſeufgen d), wig 
Tr. 

9.7. Cod. de haeretiche. 

»)L. 21. eod, tit. 

*)Eine Unzuverläffigkeit des Eides wird auch Hier noch nicht als Grund ans 

gegeben, fonbern reiner Religionshaß dictirt das Gefeg. 

D} Dt aberwieigen Gefege gegen die — Tuben nicht vollſtändig beob⸗ 

ung in der Folge wieber gemildert. Nov. 129. 

DER 
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„es laͤngſt verordnet iſt, und Fein Glaube ſoll fie von dieſem Looſe befreien. 
„Doch ſollen fie der mit dieſen Aemtern verknüpften Ehre nicht fähig fein, 
‚and was die Geſetze den Gurialen an Vorrechten einräumen, daß fie nicht 
„geſchlagen, nicht inandere Provinzen werfegt werden dürfen, und dergleichen, 
—*— ihnen durchaus nicht zu gute kommen, ſondern alles, was die Geſetze 
„in Anſehung der Curialen beſtimmen, ſoll auch bei ihnen gelten, in ſofern 
„ed keinen Vorzug gewährt; fie follen perfönliche Dienfte und Abgaben 
„tragen, und Fein Geſetz fie davon frei machen; Ehre aber follen fie nicht ger 
„mießen, fondern in demfelben verächtlichen Zuſtande fein, in welchem fie 
„ſelbſt ihre Seelen laffen wollen.” 

Später fuchte man immer mehr noch alle Verhältniffe zwifchen Juden 
und GChriften abzufchneiden, und man wendete bereitd gewaltſame Mittel 
an, um fie zur Aufnahme der chrifltihen Behre zu bewegen, ja: Kaifer 
Heraclius forderte fogar die Könige der neugermaniichen Staaten zu 
gleicher Thätigkeit bei Bekehrung der Suden auf. Im neunten Jahrhundert 
zwang fie Kaifer Baſilius i) geradezu zur Taufe und wenn er ihnen noch 
erlaubt hatte, nach ihrer Weife zu leben, fo hob fein Sohn Leo die Gültig. 
keit aller Gefebe auf, welche die Beobachtung jüdifcher Gebräudie nach» 
ließen,” befahl ihnen, nach der reinen chriftlichen Eehre zu leben, und feßte 
Todesſtrafe auf die Mebertretung 2). | 


Dritter Abſchnitt. 


Bürgerlihe und Rechts: Verhältniffe der Juden in 
Deutſchland. 


Als germaniſche Völker ſich der ehemals römiſchen Provinzen bemächtig⸗ 
ten, wurde die Lage der Juden in den letzteren wo möglich noch trauriger. 
Eine Menfchenflaffe, die ſeit Jahrhunderten gefeglich unfähig gemacht wors 
den war, die Waffen zu tragen, mußte aller Anfprüche auf bürgerliche Ehre 
in den Augen von Völkern entbehren, denen Kriegsruhm ald Höchftes galt. 
Die ftaatörechtlichen Berhältniffe der Juden wurden hierdurch fofort feſt⸗ 
geftellt, da diefer Mangel fie von allen Beneflcien und Zehen, und bei weiterer 
Ausdehnung ded Lehnmefend mithin von faft allem Grundeigenthume aus⸗ 
ſchloß. Da fie eben dadurch auch verhindert waren, Dienfimannen und 
Eigne Leute der Srunbbefißer zu werden, fo fielen fie der oberften Gewalt, 
dem Könige, ald dem allgemeinen Lehnsherrn, anheim2). Dagegen war ihr 
Slaube in den erften Seiten Bein Anlaß zur Bedrückung und fie werben 
überhaupt bei den erften germanifchen Völkern meift nur ald Kaufleute er⸗ 
wähnt. Nach den Sefeken der Franken gehörten fie zu den Domainen ber 
Könige ald ‚‚Servi flliales‘‘ und hatten von ihrem Gewinn den zehnten, 
die hriftfichen Kaufleute nur den eilften Pfennig zu entrichten. Karl der 
Große hatte einen Zuden am Hofe, in welchen er großed Vertrauen fette, 
und zunoch höherem Anfehen flieg unter Ludwig dem Frommen der Leib⸗ 
arzt Zedekias. Die Juden genofien unter diefer Negierung einer vollkom⸗ 
menen Freiheit und die gelehrten Erzbifchöfe von Mainz und yon, Rabas 
nus Maurus (+ 850) und Agobard (T 840) eiferten vergebend gegen 


°) 867—886. 
2) Nov. Leonis 55. 


2) Fiſcher's Geſchichte des Deutfchen Handels Bd. 1. Abſchn. 33. 9.416. Olen: 
hläges’s Erläuterung ber goldenen Bulle S. 191. ' 
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dieſe Begũnſtigung ber Juden ). Nur die Weſtgothen, welche mit ben 
sömifchen Grundſaͤtzen ſchon länger bekannt waren, ſchaͤrften noch in ihren 
Geſetzen die fanatifchen römifchen. In der Gefekfammlung König Er⸗ 
wig8 vom I. 680 nehmen die Werorbnungen gegen die Juden mehrere Ti⸗ 
tel ein®), denen die neuere römifche Sefeßgebung sum Grunde liegt. Wertile 
gung diefer „verabfheuungswärdigen Sekte“ (detestandasecta) iſt 
der Zweck. Es war nach diefen Werordnungen den Juden verboten, ihren 
Sabbath und ihr Ofterfefl zu feiern), fi nach dem mofaifchen Geſetze zu 
verheiratben, und nad) demfelben Speife und Trank zu beftimmen ?); die 
Befchneidung auszuüben); Fein Jude war fähig, über ein chriſt licheß 
Verbrechen autzufanen. Der Uebertretung diefer Geſitze folgte Hinrichs 
tung durch Juden feibft, Steinigung oder lebendige Verbrennung ® ). 
Sclave eines Juden, der Chrift wurde, erhielt fogleich die Freiheit; Geſchenke 
von einem Juden zu nehmen, war unterfagt; fpäter mußten alle Juden ſich 
taufen laffen”). Die Priefter waren angemiefen, auf Beobachtung dieſer 
Geſetze zu halten, die Vergehungen der Juden zu unterfuchen und zu firas 
fen, und alleö genen fie zu verfügen, was ihrer Rechtgläubigkeit gut 
diinfen möchte (quid illis catholice forte agendum conveniat). Die welt⸗ 
lichen Richter durften Peine Unterfuchung wider einen Juden ohne Beiſein 
eined Biſchofs oder eines von ihm dazu bevollmächtigten Geiftlichen an⸗ 
fielen, weil man ihnen mehr ketzeriſche Dienfchentiebe zutraute. | 
Man kann annehmen, daß die Priefter ihre Pflicht erfüllt haben. 
Wiederum iſt in diefen barbarifchen Geſetzen gar nicht von bürgerlicher 
Unwürvigkeitder Juden die Rede, fondern nur von der Außrottung aller Kebes 
zeid). Es laͤßt ſich fogar aus den wiederholten Verboten, den Juden obrigkeits 
liche Berrichtungen zu geftatten, und aus dem Vorbehalt, Daß der König des 
öffentlichen Nutzens wegen hiervon eine Ausnahme zulaffen könne, fchließen, 
daß man die Suden für brauchbar und zuverläffig gehalten haben müffe. 
In Deutſchland, wohin die Juden ſchon zur Zeit Hadrians 
gefommen?), und wo deren Toleranz fich auf uralte Reichsherkommen 
und erft in fpäter Zeit auf ausdrüdliche Neichdgefebe von 1548 und 1577 
ftügte?0), wurden ihnen fehr früh ſchon durch die in Betreff des @elbverkehrk 





ı) Der Ergbifhof Agobarb von Lyon wollte bie alten Verordnungen gegen fie 
handhaben, allein die Zuden wirkten einen Laiferlichen Befehl zu ihren Gunſten 
aus. Dafür fchrieb Agobard ein eigenes Büchlein gegen fie: De insolentia 
Judaeorum, und zeigte ſich in ben Streitigkeiten bes Raifers mit feinen Söhnen 
als einen feiner heftioften Gegner. Vgl. Dohra, üb. d. bürg. Verbeſſerung 
der Juden. Bd. 1. S. 54 ff. 

2) Lex Visigothorum Lib. XII. tit. II. bei Georgisch III. Corp. jur. Germ. 
antig. ©, 2150— 2193. “ 

3) Tit. IT. Cap. 5.6. 

*) Cap. 8. 

s) Cap. 7. 

‘) Cap. 11. 

R Tit. IIT. Cap. 3. 

29 Es fälle auf dieſe Gefege das richtige Licht bei Erwägung der bamaligen ſpani⸗ 
ihen Verhältniffe. Der weitgotäifhe Hof war der arianiichen Stegerei RN 
bis König Recared (586) zur Tatholifchen Kirche überging, und nun für feine 
Parthei eben fo fanatiſch war, als fein Vater Leovigilb für die arianifche ges 
weſen. Bon ihm rühren die erften jener Verordnungen her. Zugleich mit jener 
Religionsveränberung war die ganze Staatögemwalt in bie Hände ber Geiſtlich⸗ 
keit und der Staat in das Verderben gerathen, welches die Mauren herbeizog. 

°) Joſt, Geſchichte der Israel. V. ©. 18 ff. 

10 Gerſtlachers Handbud) der Reichögefege X. 1889. Mofer, Bon ber Landes: 
hoheit im Weltlichen VIIL 2. ' 


40 Aug. hiſtor. Einkeitung. 


ſtattfindende Gefeßgebung letzterer beinahe volftändig in die Hände gege⸗ 
ben. Auf Grund mißverfiandener biplifcher Stellen wurde nämlich ſchon 
auf der Kirchenverfammlung zu Elvira im J. 313 dad Verbot, Gelb auf 
Zinfen yu leihen, aud auf die Laien audgedehnt, und fchon Karl der 
&roße nahm daſſelbe in Die weltlichen Sefege auf '), was dann auch in ben 
Swabenſpiegel überging ). Wucher war Alles, was fich Jemand über das 
Geliehene zurüdgeben ließ. Die Juden waren, bei dem aus der chriftlichen 
Religion bergenommenen Grund des Geſetzes, nicht unter demfelben begrifs 
fen und fie befamen bier und da ausdrüdtiche Verwilligungen zu beſtimm⸗ 
ten, nach der Damaligen Seltenheit des Geldes fehr hohen Zinfen? ). Durch die 
Bedeutung biefed Geldverkehrs wurden die Tuben den Großen unentbehrlich, 
wie man aus den Rechten entnehmen kann, welche ihnen zugelprochen 
wurden. Sie Ihatten eigene Richter und lebten nach eigenen Geſetzen. 
Die Sudenvorfleber zu Mainz und Worms hiegenBifchöfe und Konfuln, 
und die von Fürften als hohe Kinanzbeamte gebrauchte Juden nannten 
fih anftatt Kammer: Knechte wohl Kammer:Örafen?)., Das wichtigfte 
ihrer Mechte, welches eine unkundige Gefebgebung ibnen zugefland und 
woburch fie fchneller ald andere zu Vermögen fommen mußten, war bie 
sücfichtlich ihrer auögefprochene Milderung des alten firengen Rechts gegen 
die redlichen Beſitzer geftoblener Sachen. In weſſen Beſitz eine ſolche ges 
funden wurde, der mußte feinen Vordermann nachweifen, oder war felbfl 
ald Dieb vesbächtig und verlor wenigftend die Sache, ohne fein Kaufs 
oder Pfandgeld wieder zu erhalten 5). Diefem allgemeinen ſtrengen Rechte 
waren aud) die Juden unterworfen und mußten Gewähr leiften, gleich 
den Chriften. Allein fehon vor Abfafiung des Magdeburger Weiche 
Bilde und des Sacfenfpiegeld bekamen fie, man weiß nicht pon 
welhem Könige, noch auf welche Veranlaffung, ein günfligesed Recht. 
„Run habent ſy beffer Recht erkauffet”, fagt der Schwabenfpiegel ®) 
„das habent ihn bie Künig geben wider Recht, daß fy Ieyhent auf diebig 
and auf raubig Gut.” Sie brauchten nichtd zu erweilen, als Daß fig 
nicht in Werborgenem, fondern öffentlih, „bei ichönem Tag und vor 
„ihrer Thür in offener Straß, wie ber Schwabenfpiegel fagt, das Dfanb 
angenommen hatten, um vor jeder Verantwortung ficher zu fein. Wurde 
dann eine bei dem Juden gefundene Sache als geftohlen erwiefen, und 
diefer hatte Zeugen für feine Öffentliche Annahme derfelben, fo brauchte er 
die Sache nur gegen Erlegung des darauf gegebenen Geldes zurückzugeben, 
und verlor nur feine Zinfen. Hatte er aber heimlich gekauft, fo mußte er 
die Sache umfonft herausgeben. Kirchengerätbe fol erjederzeit umfonft heraus» 
geben, und wenn er e8 verläugnet hatte, ald Dieb geftraft werden, doch fo, 
daß er fich deshalb, auf einen Gewaͤhrsmann nad) gemeinem Rechte berufen 


1) Capitul. I. vom 8. 789. cap. V. v. J. 806. cap. 12—18. 

2) Cap. 11. 

2) Zehn Procent jährlich ijt die Mittelzahl nody im 14. Jahrhundert. Meyern, 
von der Rechtmäßigkeit des fechften Zinsthalere, ©. 69.)5 Boch werben ben Zus 
ben 3. B. in dem thäringifch «meißnifchen Schushrief von 1368 noch auf ein 
Schock die Woche ein halber Grofchen zugeflanden, was nahe an 30 Fl. beträgt. 
©. über benfelben unten. 

*) Eine Urkunde von 1259 bei Meichelbeck, histor. Frising. T. IT. Cod. probat. 
p. 23, fängt an: Ego, Lublinus et frater meus Neckelu judaei, Comites 
Camerae illustris Ducis Austriae. 

2) Sachfenfpiegel 2. Buch Art. 29. und 36. Weichbild Art. 130. Schwabenſpiegel 


Kap. 161. 
°) Cap. 349 in Senfenbergs Ausgabe. 
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brifte, wenn er einen folchen hatte. Seibſt war er aber niefeinem Käufer bie 
Gewähr der verfauften Sache zu leiften verbunden, wenn er nicht wollte), 
Die Juden-Otdnung Heinrih des Erlauchten von Meiffen 
0.3. 12652) geht hierin noch viel weiter. Sie erlaͤßt dem Juden die Ver⸗ 
bindlichkeit, nur Öffentlich und im Beifein von Zeugen Sachen zum Pfanb 
anzunehnten, und wenn nur der Jude ſchwört, daß eine Sache auf redliche 
Weife in feine Hände gekommen, fo daıf er auch geftohlene nicht zurüdgeben. 
Unter ſolchen Berbättnifien famen die Kreuzzüge heran, und der Geifl, 
ter biefe entfliehen ließ, mußte auch die Vernichtung der Israeliten alß 
Unglänbige verbienffitk finden. In der That Eoftete der erſte und zweite 
Kreuzzug taufenden der in der Rheingegend und an der Donau woh—⸗ 
nenden Juden dad Leben. Die Päpſte gaben ben Kreuzfabrern bie 
Befugniß, Jene mit Gewalt zu Chriften zu machen, und die fich nicht 
taufen laflen wollten, umzvbringen. Bie erklärten, baß die Juden den 
Ehriften unterworfen felen und diefe Anficht war bald eine ‚allgemein vers 
breitete, und wurde gewiffenhaft ins Leben geführt?).. Man fay fie als bes 
wegliche® Gut an, welches, wie jedes andere Eigenthum, nach Wıllfür aus 
iner Hand in die andere Übertragen werben Eonnte. 
Friedrich II. erffärt: quod imperialis authoritas a priscis temporibus ad 
etuam judaiei sceleris ultionem eisdem judaeis perpetuam servitulem 
indixerit*). Und in dem Snabenbriefe an Eonrad vom Jahre 1234 heißt 
es: Omnes etsinguli jadaei degentesubique per terrasnostrae jurisdietiohi 
subjectas ehristianae legis imperii praerogativa (qua dominamas et vivi- 
mus) servi sunt nostrae camerae specialesd). In der goldenen Bulle 
0.%. 1347 fagt Carl IV.: „Alle Juden aehören mit Leib und Gut unferer 
Kammer, und feyn in unfer Sewalt und Hände, daß wir mit unſer Mädyı 
tigkeit Damit thun und laſſen mögen, was wir wollen.” Die Kaiſer 
gingen fo weit, ſich bie Herrfchaft über die Juden in der ganzen chriſtlichen 
Belt anzumaßen, dies aus dem bekannten Borurtheile folgend, daß Kat 
der Große und feine Nachfolger in die Stelle und alle Rechte und Gewalt 
derrömifchen Kaifer getreten, hierdurch alfo auch die Herrfchaft Über die Tuben 
ethalten hätten. Der Schwabenfpiegel fagt Died ausdrücklich cap. 146 
$. 4.: Die Juden gab der König Titus zu eigen in des Könige Kammer, 
davor follen fie noch de3 Reiches Knecht feyn und er fol fie auch fchirmen 6). 


1) Sadfenfpiegel ib. 8. Art.7, Weichbild Art. 1386. Schwabenſpiegel 

ap. 349. ‘ 

#) Fabricius, reram Misnicar, L. 1. pag. 112, hat fie aus einer Rreiberger 

VUrkunde abdrucken Laffen. 

2) Snnocenz EI. fagt 1203 (c. 13. X. de Judaeis und c. 4. de jud. T.): Etai ju- 
daeos, quos proprin cuſpa submisit perpetuae aervituti, cam dominum cruci- 
fixerunt etc. — Roprınas igitur — Philippum, regem Francorum, 
mandamus etiam — duci Burgundiae, etcomitissae Trecen., ut 
tales repriinant Jndaeornmexcesrus, ne cervicem, perpetuae servi- 
tutis juge submissam, praesumant erigere, inhibensasetc. — ne 
filii liberae filiis famulentur ancillae, sed tanquam servi, a domino 
reprobati, — sesaltem per effectum operis recognoscant 
servos illoram, quos Christi mors liberos, et illos servos 
effectt. — Quocirca — praedictum regem etalios— ınonere, acefficaciter 
imducereprocuretis, guod judaeidecaetero nullatenusinsolescant, sedsubti- 
more servili raetendent semper vererundiam eulpre suane. — Die vollftäns 
bigfte geſetge ung gegen fie enthält die Bulle Gregor's XIII. v.1. Yuni1581 
c. 5. de jud. in 7. 

*) Ap. Lambecinm EL. II, de biblioth. vindob, e. 5. p. 80. 

R Ap. Leibnit, in Prodr. cod, diplomat, No. 12. 

) Rach dem Sachſenſpiegel Kh. 3, Art, find fie im Trieben der Khnink. 
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»: Den Ditel „Kammerknechte“ erhielten fie mit Rückſicht auf jenen Schuß 
zuerſt unter der Regierung Kailer Friedrich II). Ste mußten als folche 
für das Geleite und den angeblidhen Schuß befondere Abgaben an die kai⸗ 
ferliche Kammer bei dem Regierungsantritte der Kaifer zahlen und außers 
dem jährliche Schußgelder entrichten?). Die Kaifer behaupteten bied-Recht, 
Auden zu halten, ald eine Befugniß, die nur ihre ausbrüdliche Erlaubniß 
den einzelnen Reichöftänden beilegen könne und verliehen baffelbe häufig. 
Kaifer Otto I. fchenkte feine Rechte über die Juden der Domlirche in 
Magdeburg im 3.9653). Anderen Reichöftänden bewilligten fie daß ent» 
gegengefeßte Recht, ihnen nie Juden aufpringen zu wollen ?). Ja ed Fam 
vor, daß die Kaifer, durch ihre Bedürfniſſe veranlagt, den Judenſchutz gleich 
einem fruchtbringenden Krongute an Stände auf immer oder gewiffe Zeiten 
verpfändeten; fo verpfändete Kaifer Karl IV. im Jahre 1349 die Gefälle 
von feinen Kammerknechten. in der Neichöftadt Frankfurt a. M. an den 
Rath derfelben gegen einen Vorſchuß von 15,200 Pfund Heller 5). Er vers 
fchrieb zugleich auf den Fall, daß die Juden inzwiſchen fterben oder um: 
gebracht werden follten, deren Eigenthum, und verkaufte imS. 1372 
den von ihm refervirten halben Theil der Juden in der Stadt 
Frankfurt auf Wiederlauf, jedoch mit Fortdauer des Lebensſchutzes. Sa, 
die Kaifer gingen weiter. Es war damals unter den Großen ein Handel 
mit Land und|Leuten eingerifjen, und die Juden waren zur Beichaffung der 
Geldſummen herangezogen worden, fo daß viele Fürften ihnen verſchuldet 
waren. Da gebrauchte der Kaifer die Idee feines Eigenthumrechted.über bie 
Juden, um im Intereſſe des eigenen Vortheild mit den Korderungen feiner 
Kammerknechte freigebig zu fein. Schon Heinrich VII. hatte Died gethan; 
Ludwig IV. gab feinem getreuen Burggrafen Johann von Nürns 
berg im J. 1343 eine gleiche Befreiung von- Allem, was er den Juden 
ſchuldig war und fpäter dem Grafen von Würtemberg und dem 
Martgrafen Rudolph von Baden’), Spftematifh ging aber 


> — — — mn — — — 


t ) Puffendorfin observ. jur. univ, Tom. I. ohs. I. . Hoffmann de 
.. adveeatia Imperatoris judaica, Sub 1749. Häberlin, Handbuch des deut: 
. {hen Staatsrehts. Berl. 1797. Bd. 3. ©. 158. 

2) Nach dem Regierungsantritt war das fog. Krongeld und der Opferpfennig, von 
jedem über 12 Jahr alten Juden 4 Rthlr., von unvermögenden 1 Gulden, zu 
zahlen. Stryck, de auro coronario, Halae 1701. Löhner, de reser- 
vato Imperatoris exigendi aurum coronarium a Judaeis etiam in aliorum 
statuum imperii terris de gentibus. Altdorff1750. Hüllmann, Finanzge: 
ſchichte des Mittelalters, &. 171. 

.®) S. die Urkunde im Maibomii scriptor. rer. german. T. I. p. 749. 
.) Ein ſolches den Reiheftäbten Ulm und Nürnberg von Marimilian. 
und II. bewilligtes Privilegium f. in Ayrer's oder Zung’s Tractat de jure 
: recip. Judaeor p. 64. 

s) Kirchner's Geſchichte der Stadt Frankfurt a. M. Frankf. 1807. Thl. I. 
S. 440. Bender, ber frühere und jegige Zuſtand der Israeliten zu Frank⸗ 
furt a. M. Frankfurt 1833. ©. 13. 

*) Sowohl die Burggrafen Albert und Johann von Nürnberg, als bie 

. beiden Grafen von Würtemberg hatten eben anfehnliche Herrſchaften 
gekauft, To daß es nicht bie Noth war, welche diefe Beraubungen herbeiführten, 
In Anfehung der Grafen von Würtemberg hatten fi die Zuden nad) 
damaliger Sitte felbft zu helfen geſucht, Kriegsleute in Sold genommen, und 

ſich damit in den Beſitz gräflicher Güter gefegt, wobei fie von ihren Mitbürgern 
der Reichsſtädte Colmar und Schlettitadt, die mit den Grafen und 
Rittern Schwabens immer in Fehde lagen, unterflügt wurden. „Da bie Juden,“ 
fo ſchloß der Kaifer, „mit Leib und Gut „bem Reich zu eigen verfallen feien, fo 
„tönne er damit thun, handeln und fchaffen, wie er möge, fie verbrennen 
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bei diefer Beraubung Kaifer Wentzel zu Werke, der baraus eine 
volftändige Finanzſpekulation für fi madhte Er befreite im J. 
1390 ganz Franken und Schwaben von Allem, was Fürften, 
Ritter und Unterthanen den Juden fchuldig waren, gegen Erlegung 
eined Theils diefer Schulden an ihn ſelbſt. Die Stadt Nürnberg 
entrichtete ihm dafür 4000 Goldgulden, Die Grafen von Würtemberg 
5000, die Herten von Dettingen 15,000, und die Herzöge von 
Baiern gleichfalls 15,000 Goldguiden ). Nur wenige-Regenten machten 
eine ehrenvolle Ausnahme?). Kaiſer Wentzel war der lette, welcher feine 
Rechte Über die Juden auf diefe Weife mißbraudhte; die fpäteren Kaifer vers 
fuchten Ducch regelmäßige Steuern ihren Zweck zu erreichen, mußten jeboch 
ihre behaupteten Rechte fehr bald mit den NReichöftänden theilen. Diefen 
ward bad Privilegium bed Jubenfchuges durch allgemeine Reichsgeſetze aus⸗ 
drücklich verlieben, wenngleich fie es faktifch, vote gezeigt, ſchon viel früher 
beſeſſen 3). Zunähft erlangten daffelbe die Kurfürften *), dann Alle, welche 
vom Reiche Regalim hatten ober befonderd deshalb privilegirt waren ®). 
Endlich konnten auch Privatperfonen und Korporationen den Judenſchut 
wie jedes andere niedbere Regale erwerben ©). 

Diefer Schuß war jedody nicht nur gegen oben und indbefondere wie ges 
zeigt, rückfichtlich des Vermögens, ſondern auch fonft, ein unzureichender. Die 
Seiftlichkeit nährte den alten Religionshaß; die alten deutfchen Rechte, die 
den Suben günſtiger waren, wurden durch bie Suftinianeifhen Samm⸗ 
lungen mit ihren tyrannifchen Verordnungen verdrängt; dad Fauſtrecht 
hatte nach dem Untergange der Hohenftaufen immer größere Ausdehnung 


„ober fonft töbten, bit auf eine geringe Zahl, damit nur ihres Namens Gedaͤchtniß 
„erhalten werbe,” und fie müßten froh fein, wenn er ihnen bloß die Laſt der ir: 
bifhen Güter etwas erleichterte. Spittler’s Gefhichte von Würtemberg ©. 17. 
) Spider, über die ehemalige und jetzige Lage der Juden in Deutfchland 
S. 116 ff. Erwägt man, daß dies vo nur Procente defien fein konnten, 
was jene Fuͤrſten den Juden verfchuldeten, jo möchten bei der damaligen Selten: 
heit des Geldes wohl die Sorderungen der Juden den größten Theil ber Länder 
abforbirt haben. Diefer Umftand erklärt genügend die bald darauf folgende Ver: 
brennung ber Juden an fo vielen Orten. 
®) Als den Regenten der meiffenfhen und thüringifchen Lande für fie und 
ihre Unterthanen ein folher Vernichtungsbrief K.Wenzels im 3. 1390 Bugegen- 
en, beriefen fie fich auf ihre von ältern deutichen Kaifern erhaltenen oberften 
chutzherrnrechte Über die Juden, und erlangten vom Kaifer eine Zurucknahme feiner 
Verfügung. Nurvon Wucher, Geſuch (d.i. Zinſen) und was überdad Hauptgut 
kommen und gewachſen fei, follte allermänniglidy von den Juden frei, ledig und 
los fein, in Anfehung des Hauptgutes aber fole alles zu ber Markgräfin Katha- 
rine von Meiffen und ihrer Söhne Friedrich, Wilhelm und Georg Gewiſſen und 
uten Willen geftellt fein. Die Urkunde vom Zage St. Matthäus 1391 findet 
Ei bei Horn, Leben Sf. Friedrichs des Streitbaren S. 688. Die Zuben hats 
ten bier im 3. 1368 einen neuen Schußbrief und eine Juden-Ordnung erhalten, 
welde bei &udemwig, Relig. Manuser, T. X, p. 230 abgebrudt ifl. S. auch 
vorn, Leben Friedrichs des Streitbaren S. 899, unb Schmidt a. a. D. 
. a Es ift intereffant, diefe Ordnung mit ber oben angeführten von 1265 zu 
vergleichen. 
Ludemwig, Erläuterung der Gold: Bulle Thl. I. ©. 853 behauptet dies mit 
vielen Andern. 
*, Goldne Bulle Tit. 9. 8. 2. , 
8) Vergl. unten bie Beflimmungen der ReichspolizeisÖrbn. v. 1530 u. 1548 Tit. 20 
und von 1577 it. 20. 8. 1. ' 
Klüber, öffentl. Recht des beutfchen Bundes 8.379. Der Grundherrſchaft von 
Zülz in Schlefien ſtand der Subenfhug bis zum Eb. v. 11. März 1812 zu. 
Weigel's Beſchrehung des Herzogthums Schlefien VIII. ©. 116. Kauſch, 
ausführl. Nachrichten uͤber Schleſien. Salzburg 1797. 8. 7. Mehrere folder 
Berleihungen f. bei Pfeffinger Vitriar, illustr, T. III. p. 1876, 
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erlangtz bie Juden waren itich — und fo ſieht man denn vom Ende des 
dreizehnten Jahrhunderts ab, daß bie ſchon früher da geweſenen Mähxchen 
eines von den Juden begangenen Mortes, eines göttlichen Befehls zu ihrer 
Ausrottung, einer von ihnen duschflochenen blutenden Hoſtie und dergl. 
mehr geaügen, um die Bollöwuth gegen fie zu lenken. Beſonders aber 
geſchah dies, ald jene furchtbare De in den Sahren 1348 bis 1350 alle 
afiatiſchen und europäifchen Länder in unerhörter Weife vermüflete. 
Die Meinung, ein mauriſcher König in Spanien habe die Juden gemous 
nm, um durch Bergiftung des Brunnen die Shriftenheit auszurotten, brachte 
die allgemeinfte Verfolgung über fie. ‚Unter den Augen des Obrigkeiten, 
ja vom ihnen geleitet, wurden Qunderttanfende vom Pöbel bingemordet'), 


— 


I, Im Elſaß war es nicht ber Pöbel allein, welcher an bie Brunnenvergiftumg 
glaubte, fondern bee Bifhof von Straßburg und bie Lanbesherm tm 
aß hielten eine Bufammenkunft in Benfeld, wohin auch die Staͤdte 
Straßburg, Freburg und Baſel ihre Abgeordneten fchickten, aber 
‚erklären ließen, baß fie feine Bosheit von ihren Zuden wüßten. Der af 
und die Grafen und Ritterſchaft befchloffen aber dennoch, die Juden abzuthun. 
In Bafel lieg ſich der Rath von dem aufrührerifdyen Pöbel dazu nöthigen, im 
Straßburg aber zwangen die Zünfte die drei Hänpter der Stabt, ihre Aemter 
nieberzulegen, und wählten einen neuen Rath. Die Zuben waren fhon in der 
Judengaſſe zufammengebracht und wurden bewacht. Der neue Kath fing feine 
Verwaltung damit an, den vorigen Handwerkmeiſter, welcher verlangt hatte, daß 
die Stabt den Juden, welden fie gegen Erlegung einer Geldfumme Schuß auf 
gewiſſe Jahre zugefagt hatte, auch Wort halten müfle, feines Wermögens vers 
luftig zu erklären, einen Zheil für fich felbft zu nehmen (1700 Pf, weldes die 
neuen Rathsherrn unter ſich felbft theilten), und das andere feinen Kindern zu 
geben. Am nächſten Sonnabend wurden die Juden, zmweitaufend an 
der Zahl, auf einem hölzernen Gerüfte in ihrem Kirchhof verbrannt. Die 
fih wollten taufen laflen, ließ man leben, auch wurben viel Kinber gegen 
ihrer Eltern Willen aus dem Feuer genommen und getauft. Was man ben Ju⸗ 
den ſchuldig war, das ward alles wette, und alle Pfänder und Schuldbriefe wur⸗ 
ben zurückgegeben, aber das baare Gut nahm der Rath und theilte ed unter die 
Handwerke. „Das war aud) das Gift, Das die Juden tödtete,” fagt der 
gleichzeitige Sacob von Königshofen in feiner Elfaffer Chronik S. 296. Nach⸗ 
dem bie Sache geſchehen war, fchloffen der Biſchof von Straßburg, und bie Gras 
fen und Baronen in Schwaben und Elfaß mit den Städten einen Bund, fie 
wegen deö Juden⸗Brandes gegen männiglich vertheidigen zu —*8 
Aehnlich zu Baſel. Der Pobel und einige Edelleute, die —* er wegen verübten 
Unfugs gegen die Juden aus der Stadt verwieſen worden, nöthigten den Rath, 
bie Zubenermordung geſchehen zu laffen. Auf einer Infel im Rhein baute man 
ein hölgerges Haus, worin die Juden verbrannt wurden. Daffelbe geſchah gleich 
nachher zu Freiburg, wo man 12 der reichften fo lange auffparte, bi8 man alle 
ihre Schuldner erforjcht hätte. Albert. Argentin, Chron. T. H .p. 148. 
In Mainz wehrten fie ſich anfänglich. Allein ihr Widerfland konnte nicht 
von Dauer fein, da eine Hülfe von Außen fam. Zwölftauſend wurden bier 
verbrannt oder verbrannten ſich ſelbſt. Rebdorf aunal. ap. Freher. T. I. 





"Das letzte thaten fie, ihr unvermeidliches Schickſal vor Augen fehend, an vies 
len andern Orten. Zu Speier, Worms, Oppenheim und Franffurt 
ſchloſſen fe ſich mit ihrer Habe in ihre Häufer und zündeten folhe an. Albert, 
Argenl. I. c. 

Sn Erfurt wohnten 3000 Juden. Ald ihre Glaubensgenoſſen zu Eiſenach 
und allen andern thüringifchen Städten erfchlagen wurden, und fie gleiche Ans 
ftalten gegen fich bemerkten, verbrannten fie fich felbft in ihren Häufern. Daſſelbe 
Schickſal erduldeten fie in Brabant, wo fie es mit befonderer Ergebung und 
Standhaftigkeit trugen. „Mit Freudigkeit“ fagt ber Chronift, „gingen fie zum 
Scheiterhaufen, ſtürzten ſelbſt ihre Kinder, dann ihre Weiber, endlich ſich 
ſelbſt in die Flammen. Aber ihr Tod hatte eine andere Urſache, die 
Zegieo nad ihren Reihthümern!” Magn. Chron. belg. ap. Pistur 
T. UL p. 828. 
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So /allgemein auch idiefe Verfolgung in der. Mitte bed Id. Jahthunderts 
gewelen, fo nahmen doch fchon zu Ende deſſelben viele Jürſten und Städte 
wiederum bie geoße Zahl vernögender Juden auf, die während der Geiſtes⸗ 
trantgeit Karl VI. aus Frantreich vertrieben wurden‘). Während des 
‚ganzen 14. und 15. Jahrhunderts Sommen jedoch häufig Jubenverfolgungen 
durch den Pöbel und Bedrückungen aller Art durch die Fürſten vor?), und 
Tann verfchaffte. ihnen dir Befefligung ber Öffentlichen Rube Dusch die. Kaifer 
BRartmilian L and Kaiſer Karl V. einige Erholung, als auch ſchon 
bio Reformation bei neuer Belebung bes zeligiöfen Geifted in ihrem Ge⸗ 
folge von Neuem die religiöfe Verfolgungsſucht heraufführte, . 

Karl V. verfuchte es nämlich, ihre Lage verbeflern, und ihnen inäbefons 
here andere u anguenen außer dem Geldverkehr eröffnen. Er wollte 
durch den Schußbrief, gegeben zu Augsburg am 12, Aug. 1530, ein allges 
meined Sudenrecht für ganz Deutichland aufſtellen. Kaifer Sis 
giſsmund hatte den Juden in den elſaſſiſchen Reichsſtädten eine 
nemetmfchaftliche Judenordnung ertheilt, und die Judenſchaft im Übrigen 
Deurfchland. begte den Wunſch, eine gleiche feſte Verfaſſung zu erhalten. 
Kaifer Karl V. ging darauf ein, beflätigte jene Artikel nicht nur für 
Elfaß, fondern gab die folgende Urkumde für das ganze Reich: „und die Ges 
mein der Jüdiſchheit allenthalben Im heiligen Reich gefeffen.” 

Diefe Artifel beſtimmten wörtlich Folgendes: 

1. „Bo man ihnen ſchuldig iſt, oder fürbaß fchuldig würbe, Daß man ihnen 
Dad nach Laut ihrer Briefe, Bürgen oder mündlichen Verſprechens richten 
und bezablen ſollte, ald denn das von guter Gewohnheit herfommen und 
gehalten ift, und welcher verkaufen, verfchen und verfümmern möge ald an» 
dere fein eigen But ohne allen Anfpruch und Hinderniß. 

I. Daß man ihr Leib oder Gut in Städten oder Dörfern,-auf dem Felde, 
auf Straßen und auf Waflern befchirmen folle, und daß ihnen alle Straßen 
offen fein follen, und genießen und theilhaftig fein follen und mögen, das 
Ehriften, Edel und Unebel theilhaftig find und genießen. 

Il. Daß man auch die vorgenannten Ruben und Sübinnen mit keinerlei 
Zoͤllen oder Sachen auf Waſſer und auf Bande befchweren folle, ausgenom⸗ 
men der Zölle, die unfere Vorfahren Römiſche Kaifer oder Könige aufgeſetzt 
baben, und was daran von Alterd her Gewohnheit if, dad man denn von 
ihnen nehmen folle, und nicht mehr in Feine Weife. 

IV. Daß man auch feinen ter vorgenannten Juden, ihre Weiber oder 
Kinder zu der Taufe dringen folle. 

V. Daß fie au In unfere und des Reichs Kammer gehören. Darum 
{ft unſere fonderliche Meinung und wollen, daß man fie, noch ihr feinen, fürs 
baß mehr urtheilen oder eigen folle, wider diefe unfere Gnaden und Frei⸗ 

beiten, fonbern daß man fie aus einer Stadt in die andere zu allen Zeiten 
fahren und ziehen laflen folle, ohne alle Hinderniß und Irrung. | 

VI. Daß man auch die vorgenannten Juden und Jüdinnen weder für 
Landgerichte noch für Landfrieden, ob die wären, heifchen ober laden ſolle 

oder möge: fondern wer zu ihnen fämmtlich oder fonderlich zu fprechen hätte, 
daß der Recht nehmen und geben folle vor dem weltlichen Gericht der Städte, 
dartımen fie gefeffen find. 





%) Auch dort war bied eine Kinanzfpefulation. — „Ressource honteuse et 
usitde de la mauvaiseadministration des finances.‘“ Henault 
hist. de la France. 

) Dohm a. a. O. Thl. 3. 
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VII. Und wäre e8 Sach, daß fie darum befchweret würden, daß das Auch 
weder Kraft noch Macht haben folle. 

VII. Welche Zeit das auch gefchehe, daß ein Jude ſchwören ſollte, dag 
er auf Mofid Buch fhwören möge mit foldhen Worten: Als ihm Gott beife 
bei ber Ehe (Bündniß), die ihm Gott gab auf dem Berge Sinai, und nicht 
ILX. Daß man auch Beinen ber vorgenannten Inden und Sübinnen weber 
an Leib oder an. But bezeugen möge, denn mit unverfprochenen Chriſten ud 
Fi unverfprodpenen (umbefcholtenen) Juden, tie nicht feine offenbareh 

einde find. - - | | 

. Daß wir auch keinen der vorgenannten Zuben und Jüdinnen nie 
mand geben noch. ;befcheiden follen noch wollen, weder durch Dienft oder 
Bitt willen in feine Weife fürgebracyt.” u 


. Gleichzeitig wurden durch die in demfelben Jahre aufgerichtete Reich: 
Pokizei- Drdnung.v. 19.. Nov. 1530 it. 27. die älteren ungerechten 
Geſetze gegen die Juden ausdrüdlich abgefchafft, ihnen der Wucher verboten, 
und fie auf Handwerke hingewiefen. Die betreffende Stelle befagt! ): 
„tem: Nachdem in etlichen Orten im Reich deutfcher Nation Süden, 
„die wuchern und nicht allein auf hohe Verfchreibung, Bürgen und eigene 
„Unterpfand, fondern auch auf raublicye und diebliche Güter leihen, durch 
„solchen Wucher fie das gemein, arm, nothdürftig, unvorlichtig Wolf mehr 
„dann jemand genug rechnen fan, befchweren, jämmerlich und hoch verder⸗ 
„ben: Setzen, ordnen und wollen wir, daß die Zuden, fo wuchern, von nies 
„mand im heiligen Reich gehaufet, gehalten, oder gehandhabt werden, daß 
„auch diefelben im Reich weder Frieden noch Seleit haben, und ihnen an 
„teinen Gerichten um ſolche Schulden, mir was Schein der Wucher bedeckt, 
„gebolfen: damit fie aber dennoch ihre Leibeönahrung haben mögen, wer 
„dann Juden bei ihm leiden will, der fol fie doch io halten, daß fie fi 
„des Wuchers und verbotener wucherlicher Käufe entyalten, und mit ziem⸗ 
„licher (anftändiger) Handthierung und Handarbeit ernähren, wie eine jede 
„Obrigkeit daflelbige feinen Unterthanen und dem gemeinen Nutz am nüß 
„lichſten und träglichften zu fein, anfehen und ermeffen würde; biermit alle 
„Breibeiten, fo gemeine Judenſchaft Dagegen hätte oder fäufiglich erlangen 
„würde, aufhebend und vernichtigend.” 

Durch die fpätere Reihd-Polizei Ordn. v. 1548, 1577 und durch 
den Reichsabſchied von 1551 c. 78.79. 80 wurden diefe Beſtimmungen 
erneuert und erweitert. In jener heißt es: Zit. 20. Kap. 2. 

„Demnad) in etlihen Diten im Reich teutfcher Nation Züden gehalten 
werden, welche nicht allein auf hohe Verfcehreibungen, Bürgen und eignen 
Unterpfand, fondern auf raubliche und diebliche Güter leyhen, und alfo dur 
ihren unmäßigen Wucher und Finantz dad gemein arm noıhrürffiig Voll, 
mehr, dann jemand gnug rechnen fan, befchweren, audfaugen, und jämmerlid) 
verderben, und zu vielen böfen Thaten verurfahen: So fegen, ordnen und 
wollen Wir anfänglich, tag fürohin niemand Jüden anzunehmen, oder zu 
halten geftatt werden foD, dann denjenigen, die von Und, und dem heiligen 
Reich Regalia haben, aber infonderheit derhalben privilegist feynd. Da aber 
jemand darüber Süden aufnehmen würde, fo follen doch diefelben an feinem 
Dre weder Sicherheit noch Geleydt haben, darneben von Uns ernftli Ein 
febend dargegen vorgenommen, und abgefchafft werden. Daß auch alle 
und jede Obrigkeit, darunter die Süden jest berührter Maaßen gefeflen, 


ı) Gerſtlachers Handbuch der Reichsgeſetze Thl. X. &. 1895. 
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nothwenbige und ernftliche-Vorfehung thun, und ſolche billige gleiche Orb» 

ung — damit ihre und andere kmbbe Unten men durch 

Süden und. ihren, ungöttlihen Wucher (aid mit unziemlichen Verſchrei⸗ 

bungen Bürgen, EEE bed Unterpfanb, Berechnung und Gteigerung 

des monatlichen Geſuchs und Wuchers der Hauptfummen oder maß der⸗ 

erttelggen,mebe fein möchten) nicht fo jämmerlich beſchwert 
u), 





gleichen Vervortht 
und verderbt und gleiche Ordnung mit den Frembden und Heimi· 
ſchen gehalten weiber), . 
218 aud) hie und da von Neuem Beroegungen gegen bie Juden audbra: 
hen und einzelne Kürfken fie aötrieben, wie Kuret Sodann Friedrid 
von Sachfen durch B.v. J. Nov. 15362), gab Kaiſer Karl V. den Juden 
unter dem 24. Mai 1541 ein neued Privilegium ?). Der Kaifer fagt darin: 
bie ine. Supeufchaft im, Reiche und, feinen erblihen Fuͤrſten důmern 
welche in Mr mittelbar unterworfen und zugebörig fel, habe angerrigt, daß 
ungeachte In den Kaifern erhaltenen Privilegien an ihren Perfonen, 
3b, und Güter: un Wrgesvergewaltigt, befchiveret, beleidiget und bes 
drängt mende,, Dieweil nun,an, ihm felbit, bilig, daß ein jeder bei feinen 
—— en rain ‚und gehandhabt und darwider außerhalb geblit« 
lichen Bechtend nicht beleidigt werde, auch ihm als sömifchen Kaifer — 
Enſehens zii haben, ——. fo, verordnet ex, daß bie Juden bei allen ihren Pri⸗ 












vile m..geihüßt und .befthirmet, „und derſelben aller und jeglicher, 
ni Eu — ohne. Erfenntniß det Rechtens nicht abe 
„entf der. babon.gehrungen, koriden, ſondern gerubiglich dabei bieiben. 





‚auch, non, jemand, wer der ober diefelben feien, hierwider vege 
„wältigt, oder ibrer Hab und Güter thätlicher Weiſe, ohne rechtliche 
„senntnig gebührliher Orten, entfebf und entwehrt: worden, berfelben follen 
„Heron Stund. an, ohne alle Einrede, Entgelt und ohne Weigerung sefituirt 
„und eingefegt und ihnen hierzu alle gebührliche Hülfe des Rechiens mitges 
ut werben. Sie follen aud in Städten, Flecken und Dör- 
Fein darinnen —FEX feßhaft find, unvertrieben bleiben, 
and ihser Noibdurft nad) im heiligen Reich und in unfern Zürftenthüniern, 
md Gtähte, Markifleden und Dörfer zu Waffer und Land unverfperret, 
nfsch, fücher, ohne. Neuerung auf alle gewöhnliche Zölle wandeln und han- 
„ben, ohne männigliched Verhindern.“ 
Es nahmen hierauf die Reichögerichte diefen Brundfag, daß bie Juden 
ba,.wo fie,einmaksingenommien, nicht mehr vertrieben werben bürften, an 
und erkannten, Demgemaß *); ‚im Uebrigen aber blieben die Bemühungen 


i 


‚ jener damaligen € gi jesgehung ohne Erfolg. Die audgebildete Zunftverfafe 


fung hinderse die Auden, fich den Handwerfen zu widmen und alle Verbote 
gegen hobe Zinfen und Beichränkungen des Geidverkehis gaben damals wie 
jederzeit gleichfalld nur den Beweis, daß pofitive Belege ſchwaͤcher find als 
die. Macht der Umflände,, Au jene Anficht der Reihögerichte hinderte die 
einzelnen nunmehr bereits dem Reiche faktiſch entwachienen Landesherren 
nicht, nach Belieben mit den Juden zu verfahren, fie balt zu vertreiben, bald 
wieder aufzunehmen. Die Reihögeleßgebung börte in Beyiehung ihrer auf, 
und jeber einzelne Staat gab feine befonderen Gelege nad Belieben *). 
Darın nur iſt Uebereinftimmung in diefen Gefeggebungen, daß: nad 


3 — Di —* dipl⸗ P. V. p. 254. 
i Gotha diplom. P. V. p. 
ae a Lyekaoue Ju sihı TV. ©. 206. 
) Beck fe juribus Judacorum IH. 5. 
*) @8 Kann nicht ber Zweck fein, biefe fi nunmehr‘ in unzählige Setaltungen 
Beil VL 86.3. Die Berhältniffe der Juben. 2 
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ihnen dem Juden fein Geburtöland nicht zu: Ha, nahe 
wicht Bürger des Staateb waren, dem 
Aller" bürgefihen ehe beraubt; daß fte not 
und meiſt ton dem Beſitze fig egender — 
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niediſgenden —E— en. a. Ms naht — 

"Ste komen durch dad Geſetz vonkoimen''trl‘ 3 a 
Daria’s, fo daß der in jeder und a * Ali Hi I ve 
imaen no noch, en den Juden herabſah. A “ 


men 
Ar — ee 
trat. So: 


\ 
gr der Ten fu men “N au — ii Br 
1760 \ en af Up — 
0 —J— 
de J—— en — Zi se € 
Ä R %) 
feine®@ bertrug. Vom Zabre u 
Hehe et \ on Nat a vor Bi 9 


— 











gab, ha fre alle Btirkerfihe 
Ben des Abs In eve ok ui A * 
dienftes mit den übrigen, ® het —9— —— ln —* 
äh Def Mini war Ri uf * a vie Reit = 
“akute eenftfi auf Die Page der Sudan Hithtere, A —*— 
as Yh Fälle weinen bt an — ei netto 
e 


öttnäffe bet Juden — kai 

Zuden ram b. 29. Seht, KAHN wi ER 

Straßen 9 Regl.’v {rn 

1819, das 9 Juden zu Einlantern and’ ie 

11. Mär ep: ein Grfe, jener großen Dreh as 

Sahre 1807 ab roneherikte. — 
"Die Bruft di Menfchehfreimded hebt hih * ai — 








Cache, nachdem Ihm die Gefchiihte ach —00 * rm 
Hädfucht und Blut gezeigt. Wenn die@efcht —9— Heat h 
thaten des menfchlichen Geſchlechts Bein EA y har De h 

webr al8 in den Annalen dieſes gebratdtnd H Hl de 
Bluthochzeit, fondern beren hunderte — 

nlcht, wie dort Die Galviniften, einfach Pa A ae Yet 

meniod oder unter ‚fonftigen’ausgefucht, ‚Kerr Bent Ki — 7 











brechenden einieinen Geſehgebungen weiter * Gefel 
heit fücht man in Denfelben vergebens. Let e —* Eike Tu 
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» So Böhm jur ecelex. prot. Lib, V. Tit, 2. r. IV, Mancow de cenm 
judaico, Lipe. 1785. Juftı Staatswirthfeaft — 1738. SH. 
2) Bot. Abfchn- iefer Einleitung. nn 


*) Bat. die Hiftorifche Cinteitung zu Abth.. U. Abſchn. 1. "Ye fi Er dein 
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fo beftand denn auch ber materielle allgemeine Erfolg nur darin, daß Die 
Bundesverſammlung?), indem fie eine Kommiſſion von fünf Mitgliedern 
und. zwei Stellvertretern zur Bearbeitung eines Butachtens über bie bürger- 
liche Verbeſſerung der Juden erwäblte, eine Sammlung und Zufantmerikel« 
lung er Geſetzaeckung ber einzelnen beutfchen Bundedftaaten Über die Idtrae⸗ 
liten anordnete® ). or Zu 





. ET et am 
Bun Bunbedatte mitaufgenommenwar. Hannover wählteftaftber Heforni uk, 
.., Bürgerrechte die fpäter vorgeſchlagenen Worte: Werbefferung. und bür: 
gerliche Rechte, aus dem Grunde: „weil es dadurch der Beurtheilung ber 

rungen überlaffen bliebe, wiefern fie nach Maßgabe ber etwa eintretenden Hin 

derniſſe, die Zulaffung der Juden zuben gedachten Bortheilen für vereinbarmit 

Weſten des Staats erachte. Und auf den ſchon früher (von dem Senntor Schmät) 
. ‚gemachten Antrag wurden bie Worte: „in ben einzelnen: Bundesſtaaten“, in die, 


. Due 
WBorte „von ben einzelnen Bunbesftaaten‘ verwanbelt, und hierdurch ein Untet⸗ 
eſchied gemacht —5 Finn Rechten, welche den Juden ſchon j früherer Zeit, und 
1.2. jenen, welche ihnen erſt in neuerer Zeit eingeräumt worden waren. "Protokolle ber. 
m... deutſchen Bundesderfammlung v. Jahr 1816. Wb, I. ©. 170 seg.:5..49. Dar 
.. . ber wollte die freie Stadt Frankfurt die Rechte, welche ben Juden daſelbſt durch 
die neue Staͤtigkeits⸗ und — bes ehemaligen Großherzogs d..d. 
Paris ven 30. Rov. 1807 (Winkopps Rhein. Bund. Bd. V. ©. 303 u. ff.) deis. 
"+ gelegt worden :waren, nicht anerkennen, und behielt fi in ihrer Werfaflungss 
A 2 nzungesüUrkfuube. Art. 7. noch eine anberweite Regulieung der b en. 
'» Rechte ber Juben vor, Verhandlungen am Bundestage über die Denkſchr . 
iſraelitiſchen Gemeinde zu Frankfurt a. M. in: Protokolle der beutihen Bundes⸗ 
verfammlung $. 49 u. 54.8.1. 9, 170 u. ff. u. 188. Vgl. Klübers Ueber: 
u ſicht ꝛe. S. 882 . 884 ff. " I — > , 
ı ). In dem Protokolle v. 3. Aug. 1820 $. 100, verglichen mit ber loco dietaturae- 
;. _,gebrudten Bufammenftellung, ebenbaf. S. 216. a 
2) Protokolle der Bundesverf Bd. IX, ©. 232. 272. Bd. XII. ©. 96. Erörterung: 
in den Wiener Minifterial:Conferenzen in den Protofollen 32. 33. v. 20. u. 
-Mai 1820. Jordan, Lehrb. des allgem, u. befonberen deutfchen Staatsrechts 
u „Kaffel.1831. 1. 8. 289. ©. 403. Ausführliche Nachricht von Wiener wi 
Verhandlungen Über biefen Gegenfland in Klübers Ueberficht 2c. S. 876 
..: „ Delfelben Staatsarchio Bd. 2. ©. 85. 
.. . Bas jedoch die Abſicht bes Bundes und insbefonbere die Abficht Preußens war, 
«+3 erhellt unter anderen aus dem folgenden Dokumente, welches dadurch veranlaßt' 
wurde, baß bie fo eben erft nefchoffene freie Stadt Frankfurt den Tuben die ihnen 
von dem Fürften Primas gegen Entgeld gegebene Emancipation wieberum ges 
nommen. 
. Antwort bes Preuß. Staatskanzlers Fuͤrſten Harbenbergan bie 
7" Deputirten.der ifraelitifhen Gemeinde zu Frankfurt am Main. 
>. Auf Ihre Vorftellung v. 12. d. M. Namens der jübiihen Einwohner der 
Stadt Frankfurt a. M., nehme ich nicht Anftand, Ihnen zu erwiebern:.daß es in 
Rücficht der Gerechtfame, welche bie jübifchen Einwohner. der Stadt Frankfurt 
aus einem befonderen mit bem vorigen Landesherrn am 28. Dec. 18411 errichteten 
unb Fr ihrer Seite erfüllten Vertrage geltend zu machen berechtigt find, ber 
Preußiſchen Interceſſion bei dem Kongreß gar nicht bedarf, indem die Verhaͤltniſſe 
der Frankfurter Jubenfchaft als gefeg- und rechtmäßig feftftehend, nicht bezweifelt 
werben können. In foweit —* die juͤdiſchen Cinwohner der Stadt Frankfurt 
den Umfang ihrer buͤrgerlichen Rechte noch uͤber den Vertrag mit dem vorigen 
— hinaus zu erweitern wuͤnſchen, erſuche ich Sie, die Beſtimmun⸗ 
gen des ongreffes über die bürgerlichen Berhältniffe ber Juden 
‚in Deutſchland abzuwarten, und fi babei ber bieffeitigen Un: 
‚ terflügung um ſo mehr verfihert zu Halten als Preußen burd 
. ein beſonderes Geſet zu Bunften feiner jübifhen Unterthbanen 
bereits vorgegangen ik. 
Wien ben 18. Mai 1815. C. 8. 0. Harbenberg. 
"An ben Herrn Baruch hierfelbft. E 


(Kerenmäßlge Darftellung des Bürgerrechte der Sarazliten zu Frankf. a. M. 
:- gebbelbeim en Beilage. ©. — en au Frentf 


E 


—— — — — 


IE 


ıb 


dr 


Bu. u 7 55 7 ig 


Ang. hiſtoriſche Einleitung. 21 


‚Diefelbe bat jedoch dad Recht und die Verpflichtung, dazauf zu achten, 
daß bie im fechzebnten Artifel der Bundesalte den einzelnen Staaten zue 
Aufführung Überlafjenen öffentlihen Verhaͤltniſſe in Erfüllung gebracht 
werden und muß bemgemäß auf begründete Beſchwerden wegen Belek 
eines durch den ſechzehnten Artikel begründeten Rechtd, wenn die, Borket 
Img an die unmittelbare Regierung feine Abbülfe gewährte, die zu deren 
Eilebigung geeigneten Befchlüffe in Vollzug fegen !). u 


| Fünfter Abfchnitt. rn 

Die neuefte Öeftaltung ber jüdifchen bürgerlichen und Rechts. 

berhältniffe in den einzelnen deniſchen und außerdeutfchen 
oo. ndern. | | 


AIn Folge vorftebend gebachter Beftimmungen und zum Theil ſchon vor: 
ber find dem Zeitgeifte gemäß in Den meiften deutfchen Terriwrien die Ber: 
hälfniffe- der Juden in einer Weife zegulitt worden, die einem Kortfchritt 
sicht verkennen laͤßt. —. Zn : 
In Defterreich2) batte bereit, wie bemerkt, das Toleranzedikt Joſeph EL 
v. 13. Mai 1781 den Juden gegen eine beflimmte Abgabe, dad Recht der 
Vahl des Wohnfitzes, die nicht unbefchränkte Befugniß Handel zu treiben 
md den Zutritt zu nicht zünftigen Gemwerben, für ärzıliche und Sachwalter⸗ 
Prarid gegeben und ein Patent v. 3. Aug. 1797 normirte das in den ver 
ſchiedenen Thrilen bed Kaiſerſtaates mobiflcirte, am günftigften in Boͤh⸗ 
mens) fich geſtaltende Schugverbältniß. Auf die Privatrechte bat bie Ver⸗ 
fwietenheit der Religinn nach dem Art. 39. des öfter. Civilgeſetzbuches „in 
der Regel Beinen Einfluß. Die Eye und die Teftamente der Juden bilden 
eine Außnahme ®). 
" In Bayern firirte da8 E. v. 10. Juni 1813 den Rechtszuſtand 5). 
Die Juden baben bas Inpigenat, jedoch nicht daB volle Staatöbürgerrecht, 
Waren aber im Militair Offiziere werden. Die Gewerbe find ihnen mit 
einigen Ausnahmen geftattet. Im Befitz von liegenden Gründen find fie 
beſchraͤnkt. Wenn gleid, die Korporationen der Juden aufgehoben und fie 
der politifchen Gemeinde ihred Wohnortes einverleibt find, fo genießen fie 
die Rechte der Semeindemitglieder doch nur mit Ausſnahme bed Zutzitts zu 
den Gemeindeämtern. Ä u en 





2) Ueber die Verhandlungen, welche am Bunbestage über die Anfprüche der Frank⸗ 
furter israelitifhen Gemeinde gepflogen wurbe f dv. Meyer's Mepert. I, 58.83 ff. 
und Klüber $. 216 und über die Anſpruͤche ber Juden zu Lübed das Protokoll 
der Bundesverf. Bd. XI. &. 111. und Bd. XII. ©. 63—88. 

2) Rohrer, über die jüdifchen Bewehner ber oͤſterrei hiſchen Monarchie. Wien 
1804. Grafv. Barthenheim, Beiträge zur politifhen Geſetzkunde im öfterr. 
Kaiferftaate. Thl. 1. Wien 1821. Nr. 1. 

2) 9. Herrmann, Geichichte der Jsraeliten in Böhmen, von ben älteften Zeiten 
bis zum Schluſſe des Sabre 1813. Wien und Prag 1810. . 

*) eg eipiein, Handbuch bes öfterreihifchen Privatrechts, Wien 1814. Ar. I. 


°) Abgedrudt bei Buchholz, Aktenflüce, die Verbeſſerung des bürgerl, Zuftandes 
der Zöraeliten betr. Stuttgart und Tübingen 1815. ©. 130 ff. und bei Hei: 
nemann, Sammlung der bie Verfaſſuug der Zuden betr. Geſetze ꝛc. Berlin 
1835. Bb. 1. ©, 452. Siehe auch v. Soden, ber baieriche Landtag v. 1818, 
Ruͤrnberg 1821. ©, 101—109. v. Aretin, Geſchichte ver Suten in Wolren, 
eandebat 1000. nn Bu 
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werbözweig auch bie Advolatur geftattet (Art. 23.), Ausnahmen aber, he ' 
gelten aus Ni Religion und dem — zum Handel, beifügt>). \ 
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— achten, Find; die Säraeliten mach, Urt, 33.208 Biaalk 

5— ii weiches, auf die früheren, Öefege zurüctweilt,, mc Schupiuden, 
N biefe früheren allgemeinen Gefege, beionders aus den Fahren 
1746 und 1772 und bie für Dresden und Leipgia gegebenen befonderen 
Judenordnungen i in neuerer Brit gemildert und die Suben | in Anſehuns der 












glei, It, 16th. n. rei, X. . 

Logebrudt bei Hejnemarn «a, 5. 80.1. ©. 460-405. * 
OR} —— — dabbla “bes —E Peireht. 3. Ausg. 

— — 1831. 88.31. 49. 92—103. 

Be: ögebrudt hei Buchholz a. a. D. ©; 104—128.; bei Seinemahn a. a. D. 
— 1. 4 476—491, Vergl. auch die Sammlung der im Großherz. Baden in 

g ar if ble jürnel. erfchienenen Seren, Karlsruhe 1837, a otburg, bie 
Balkan tät ber tuben in Baben. Mannheim 1832. J 
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Beam. bes Großherz. Heſſen in den 3. 1820, A8RL. Eichen ASTR. S, 112. 
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u 8. 1% 161.e. Gine fpätere Gottebienfb Debmung“ (otaebrurt bei geinen 
mann a. a. D. ©. 265) greift zu Unrecht mehrfach in den Kultus ein. 

RN Kara ei amt über ‚das Birgerrecht der Juden in Deutſchland, 
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Zweite Abtbeilung. | 
Gtatiftifche Verhältnifle, ‚die Juden im Preußifchen Stante 
. betreffend’), | 


Nach der Zählung ber Einwohner des Preußifchen Staates vom Jahre 


‚m 1822 befanden ſich 144,737 Juden in demfelben; ihre Zahl ſtieg nach 


ber, Ende des Jahres 1840, veranſtalteten Zäbjung auf 194,558. 

tend fich die Chriſten in dieſen achtzebmjährigen Zeitraume. um: nicht ganz 

38 auf hundert. vermehrten, geſchah dies hei den Juden auf nahe 36, und 
#8 lag die ſes Ueberaewicht der Vermehrung in dem großen Unterfchiede bed 
Leberſchuſſes der Sebornen über die Verftorbenen. Obgleich nämlich bei 
dm Ehriften fon unter 25, bei den Juden dagegen erſt unter 28 gleichheis 
fig Lebenden jaͤhrlich ein Kind geboren wurde, fo war doch die Zihl der 
Todesfälle unter den Juden verhältnißinäßig in noch höherem Maaße klei⸗ 
ner, aid unter den Chriften, indem unter den legteren fchon von 34, unter 
ben Juden aber erſt von 46 gleichzeitig Lebenden jährlich Einer farb. Es 
ih hauptſaͤchlich die Kindheit, worin die Sterblichkeit unter den Juden viel 
geringer iſt, und am größten ift ver Unterichieb bei den Todtgeborenen und 
den im erfien Lebentjahre Verflorbenen, indem von hunterttäufend Neuges 
borenen fhon vor Vollendung des erften Lebendjahres die Chriſten 20,982, 
die Juden nur 15,459 verloren. Demnärft zeichnet ſich noch die Minder⸗ 
zahl der. Todedfälle nach Vollendung des 45. Lebensjahres bis in das fpä« 
tele Alter aus Als Urfachen erfcheinen dort die Möglichkeit einer ſorgfaͤl⸗ 
tigen mütterlihen Aufficht, hier befonders die Mäßigung der Juden im 
Genuſſe geiftiger Getraͤnke. Während bei Chriften ſchon -unter 112 gleich, 
zeifig Lebenden jährlich eine neue Ehe vorkommt, geſchah dies bei den Sus 
den erſt unter 139; deflenungeachtet ifl unter der gleichen Zahl Lebender 
die Zahl der unehelichen Geburten bei den Chriſten viermal größer, als 
bei den Juden 2). 

Die Juden find in den einzelnen Provinzen deö Preußifchen Staats ſehr 

ungleich vertheilt. Nach der Zählung zu Ende bed Jahres 1840 wohn« 
ten deren in den Provinzen: 


1) Polen ............................. 77102 
2, Schleſien ........................... 26 703 ° 
3) Rheinproving ....................... 26,367 
4) Preußen... -0.-ununneunnnerennennnn 29,179 
5) Weftphalen......... ........... ve... 13,766 
6) Brandenburg ............... oo. 13747 
7) Pommern ........- .............. 6,832 
58) Sachfen PPP................... .. 4262 
Zuſammen ...................... 194,558. 


ı) Als Quellen find die halbamtlichen Mittheilungen bes Staatsrath Hoffmann in 
der Staa a pru 1838 Nr. 22 230 und pro 1842 Nr: 141. 142, fo wie 
deffen Schrift: bie Beoolkerung des Preußiſchen Staats (Berlin. Nicolai 1839) 
©. 8i—9. benußt. ' un 2 

2) In dem Kirchenjahre nom erſten Abvent⸗Sonntage. 1841 bis bahin 1842 wurden 
in Breslau 3612 Kinder geboren und zwar eheliche: 1860 —A 901 
tatbolifche und 174 juͤdiſche; uneheliche: 437 evangeliſche, 238 —88 und 


4 juͤdiſches. Während alfo bei den Chriften auf 4 Kinder ein kart —XXX 


kam bei ben Juben auf 174 eins. Schleſiſche Zeitung 1042. Re. XI. 


[ a; Weit" dk. 
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Staate vorhandenen Juden Fr Aw’ ber Ptovinz Pofen; etmad mehr als 

mei Fünft heile enthielten Schlefien, Preußen und bie —ãeS 
—— hommen und’ war beinahe zu gleſchen Theile: 
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en) Brandenburg, vommern ui Sa fen berrheife;t: Dad 
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Am dichtefien wohnen die Juden überhaupt i in re Regierungsbe · 
zirken, weicht drade Einie durchfchneidet, di’ yon Di ig pach Ratibor 
gezogen volrd;\diefe find: Danzig, Marienwerdet, Brötmberg, Polen, Bres: 
lau und Dorn And zwar Pe a Fe den weft: 
waris der Weibfel, und in Schiefien den’oftwärts Ber Dber Belegenen Theil 
der Provinz BCE peringfte. Zahl von. Zudershaterniunter ihren Einwob ⸗ 
nern die Regierungöbezirke Derfeburg und Stralfund, nämlich erfierer 4% 
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xviger al6.1000 Mitgliedern, welche uſam mengen amwen A8 ſ64 Herlo ⸗ 
un: am lönde des Babırd ABiN enthielten, aiſo briuahedie Güikte-pen-Babh 
reiche im Ran mprfichehb.benannfen ‘25 geößeen Game indem· lehte · Dapen 
rfünbit. A085 aind An. Köln am. Nhein von· 8 18. Mitiiedarn, woron ana 
133 in Deug wohnen, tue, ‚tebeenbliclme:sigene, DDytfgenaeinpe. Vila, 
„och jegt wefentlich nur als ein Zubehör von Köln anzufehen iſt Fernet 
at Magdeburg noch eine hierher gehörige Judengemeinde von jedoch nur 
59 Mitgliedern. Sranffurt a. d. D,,_ eine der anfehnligften Mittelftädte 
8 Staats, enıhält 648 Juden; Groß-Glogau, weldes auch noch zu den 
vedeutenderen Mittelftädten zu zählen ift, 9955 und Bonn, das einen ähn 
iben Rang unter den Städten einnimmt, 525. — Bon den übrigen hier⸗ 
ver gehörigen 36 Städten befinden fi 25 im Großherzogthume Pofen, 7 
n Weflpreußen und 4 in Oberfchlefien. Nur wenige derfelben gehören noch 
w den minder anfehnlichen Mitteiftädten, und es find in Diefer Bezier 
hung nur Bromberg ald Sig einer Regierung, Ratibor als Sit eines Dber- . 
Sande: Gerichts, Gleimig als Mittelpunkt des Oberſchleſiſchen Berg- 
haus und Frauftadt im Regierungs - Bezirk Poſen noch hervorzuheben. 
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Vorſtellungen Unſerer getreuen Ritter⸗ und Landſchaft,“ um denſelben „eine 

thunliche Beruhigung zu gewähren,” „ſuspendirt,“ bis dahin, daß wegen 

- der bürgerlichen Rechte der Juden die allgemeinen Befimmungen von dei 
Bundedverfammlung aus erfolgen werden”). BE “ 

In den freien Städten hatten fi) die Werhältniffe der , wie bieß 
in derartigen Heinen Verhältniſſen zu gehen pflegt, eygherziger als in den 
monarchiſchen Staaten geflaltet. u 

Die außerbeutfchen Staaten waren, zum Theil bereitö viel früher, mit 
Eräftigen Schritten vorwärtd gegangen. Nach dem Murgange der. nord. 
amerilanifchen Freiftaaten emancipirte Frankreich waͤhrend der Re⸗ 
volution die Juden volftändig; Belgien u. Holland erbielt die franzoſt⸗ 
fhen Sefege. In den Niederlanden hatte fchon das einflimmig angenon⸗ 
mene Dektet v. 2. Sept. 17962) verfügt: „Kein Jude fol von einigen Rechten 
oder Vortheilen audgelchloffen werden, Die. mit dem batadifchen Bürgerrechte 
verknüpft find und die er zu genießen wünſchen möchte, unter der Webin 
gung, daß er alle die Erforderniffe befige und alle die Vervflichtungen et⸗ 
fülle, die durch die allgemeine Konftitution von jedem Burger gefordeit 
werden,” und die neuefte Konſtitution von 1816 fand: feinen Grund, dieſe 
volftändige Gleichſtellung während dieſes Längeren Zeitraums. wiederum 
zu befchränten, fondern beftimmt im Art. 134: „Sänmitliden Retigiomds 
verwandten wird eine gleihe Beſchirmung gefihert: Sie genießen. 
fammt gleiche bürgesliche Rechte und haben gleiche Anſpruche auf Wärden 
Aemter und Bedienungen.” not ven 

In Schweden erllärte dad in ſechs Paragraphen abgefaßte Bin, 
30. Zuni 18383) die Juden für ſchwediſche Staatöbürger mit gleichen Rech 
ten und Pflichten wie alle andere, doch wurde bie Erwerbung von: Geumds 
befig auf dem Lande an die ſpezielle königliche Genehmigung arfnüpft.: ‚Sie 
Folge einer Eingabe der Aelteften der Bürgerſchaft zu Stockholm, weich 
die Beeinträchtigung ihres Gewerbebetriebes hervorhoben, wurde: Durch dij 
V. v. 21. Sept. 1838*) die Etablirung der Juden außerhalb Stockhoim 
Gothenburg, Norköping und Carlskrone von fpezieller königlicher Bene 
migung abbängig gemadht. ER: | 

n Dänemark hatte ſchon Chriſtian IV. und deffen Nachfolger hen 
Juden den VBürgerbrief ertheilt. Dieſelben bekleideten fchon unter der Ro 
gierung Friedrich IV. anfehnliche Bedier.ungen. nur waren fie, auffallenders 
weife, von Handwerken ausgefhloffen. Zu dieſen verftattete fie nun daB 
€. v. 9. März 18145) und ſtellte fie dadurch den Chriſten vollkom⸗ 
men gleich. | 0 

Und Preußen?! Die Vorrede ſtellt in kurzen Bliden bar, was feit 
1815 bei uns in diefer Richtung gefchehen und die nachfolgende Dar⸗ 
ftellung giebt den Belag dazu. = 


ı) Es erſcheint in diefem letzteren Geſetze befonbers auffallend die mehrmalige Ex 
wähnung der Beindesgefepgebung, ba durch baffelbe der oben mitgetheilte& 16 ber 
Bundesakte,“ er den Juden die Fortdauer ihrer beſtehenden Rechte 
garantiett, offen verlegt wurde; auffallender freilich noch die Ruhe, mit welcher bie 

etreffenden Juden biefe Verlegung ihrer Rechte ohne Anruf des Bundesfchuges 
hingenonmen. 
) Abgedeudt bei Buchholz a. a. O. ©. 154 ff. und bei Heinemann, Samm⸗ 
lung 2c. Bd. 1. ©. 444 ff. 

2) Abgebrudt bei Heinemann a. a, O. 3b. 2. ©. 255 ff. 

%) 0.0.0. ©. 263 ff. 

°) Pa ai bei Buchholz a. a. D. S. 143, und bei Heinemann a. a. D. 
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Zweite Abtheilung. | 
Statiſtiſche Verhältniffe, .die Juden im Preußifchen Staate 
. betreffend‘ ). | 


Nach der Zählung der Einwohner des Preußiſchen Staated vom Jahre 
1822 befanden ſich 144,737 Juden in bemfelben; ibre Zahl flieg nach 
ver, Ende ded Jahres 1840,  veranftalseten Zäblung auf 194,558. Währ 
mund fich Die Chriſten in dieſem achtzebnjährigen Zeitraume um nicht ganz 
% auf hundert vesmehsten, geſchah Died hei den Juden auf nahe 36, und 
eb lag dieſes Ueberaewicht der Vermehrung in dem großen Unterſchiede des 
Leberſchuſſes der Gebornen über die Verflorbenen. Oögleich nämlich bei 
den Ehriften fhon unter 25, bei den Juden dagegen erſt unter 28 gleidheie 
fig Lebenden jährlich ein Kind geboren wurde, fo war doch die Zihl der 
Teredfälle unter den Juden verhältnißinägig In noch höherem Maaße klei⸗ 
ner, aid unter den Chriften, indem unter deri leteren [yon von 34, unter 
den Juden abes erſt von 46 gleichzeitig Lebenden jährlib Einer Rarb. Es 
A kauptfäckhlidh die Kindheit, worin die Sterblichkeit unter den Juden viel 
geringer ift, und am größten if ver Unterichieb bei den Zodtgeborenen und 
ven im eıflen Eebensjahre Werftorbenen, indem von hunverttäufend Neuges 
herenen fchon vor Bollentung des erften Lebensjahres die Chriſten 20,982, 
die Süden nur 15,459 verloren. Demnärft zeichnet fidh noch die Minder: 

; bl der. Todesfaͤlle nach Vollendung des 45. Lebensjahres bis in das fpä« 

: Me Alter aus Als Urfachen erfcheinen dort die Möglichkeit einer forafäls 

’ mütterlichen Aufficht, hier befonder& die Mäßigung der Juden im 

x Oennfle geiftiger Getränke. Während bei Chriften ſchon ‚unter 112 gleich» 

k Lebenden jährlich eine neue Ehe vorfommt, geſchah dies bei den Ju⸗ 

a Won erſt unter 139; deflenungeachtet ifl unter der gleichen Zahl Lebender 
} Ve Zahl der unebelichen Geburten bei den Ehriften viermal größer, ale 
* den Zuden?). 

Die Zuden find in den einzelnen Provinzen des Preußifchen Staats ſehr 
wi. Imgeich vertheilt. Nach der Zählung zu Ende des Jahres 1840 wohne 
tw: deren in den Provinzen: | 
e 


1) Poſen .............................. 77102 





2) Schleſien ........................... 26 703* 

3) Rheinprovinz ....................... 26,367 

4) Preußen..... ......... ............ 29,179 
5) Weſtphalen.................... ..... 13,766 

* 6) Brandenburg ................. ... 13,747 
7) Pommern ........ .................. 6,832 

8) Sachſen ....................... ze 4,262 

Zuſammen ..................... 194 558 








— — 


As Quellen find die halbamtlichen Mittheilungen des Staatsrath Hoffmann in 
der Staats ung pro 1838 Nr. 220 230 und pro 1842 Rr: 141. 142, fo wie 
—* es h : bie Bevölkerung des Preußifchen Staats (Berlin. Nicolai 1839) 

. 81—92. benust. Ä 


1) In dem Kirchenjahre vom erflen AbventsSonntage.1841 bis dahin 1842 wurben 

in Breslau 3612 Kinder geboren und zwar eheliche: 1860 ebangeliiche, HOL 
tatholiſche und 474 juͤdiſche; uneheliche: 437 evangeliſche, 298 katholiſche unk 
1 jübifches. Während alfo bei den Chriften auf 4 Kinder ein uneueliäget Taxe, 
kam bei den Juden auf 174 eins. Gchlefifche Zeitung 1842. Ar. WIT. 


— ig: an hs, 
Hierunter find diejepigem II: mithtgrifftä.:upiche zur Zeit der letta 
Zählung im flehenben Heere dienten, IVV 
& wohnten demnad ‚beinahe zihei Fünfehette hiler Ya! Vrruhife 
Staate vorhandenen Suben allein im der Provinz Pofen; etwas mehr di 
zwei Fünftheile enthielten Schlefien, Preußen und die Reiner sen » 
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Plo Hk —— aber PERF RER ; 
„„Bäafhleflen oder her MegierungSbänint Dpppln..... 53 
""eberfchlefien in sem Fee Bea an 
PIE s ei 
Im Miftbir ber Provinz ftanden vun 
Alain für Stehen. . 
Am dichtefien wohnen die Juden überhaupt in BÄRFcÄS Regietungsbe 
zirken, welche. Fine drade Einie durchfchneibet,  die’port Danzignach Ratibn 
gezogen wirb;.diefe find: Damzig, Marienwerbet, Brömiberg, Dofen, Brek| 
Tau und Oppeln und zwar Senaßen form re den weh 
wärtd der Wetähfel, und in Schtefien den’oftwärts Det Ober Belegenen Theil; 
der Provinz." De’ geringſte Zahl von Juden Hatteniufnter ihren Einwob 
nern die Regierungdbezirke Derfeburg und Stralfund, nämlic) erſterer 449, 
jestener,.nur. 171; ‚guch, von bielen iſt der größte Theil er dort anfäfiig, ge 
worhen, ſeit Die ieiland Fächfiiden Beribeötheile iriter Wreukifche. Bariord 
iaheit. formen. Am (Ende des Jabres 1816 hatte ber Megterungsbegirt 
Merfeburg nur 169 Einwohner jüdifcher Religion. T?-17 = 
































In nadſtebend henannten 25Staͤhten bed Prratziſchen Stgar6"b4 
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EN PR . M.. —αα 
ID) Bali... DINERZNENLSETDN nn 2r 6458 
r 3 an bh Beferuh ker poſn BITTE DE 355 
u Lerirgen Im Regierungsbeglik Polen: . I 02 
. a ee N NERELGDBSSIE. SEI "3486 
> GDehplg.....:. ee te 
"”:7) Krotos yn im Negierungsbezirk Polen. ?.,; u un 2203 
8, JInowraglam Im’ Rehierunge beziek Bramiberg ii..." 2049 
 Maroleg im Regketungsbezirk Polen. u ö......:..n. 1780 
15405: Eneſen Im KWegterungsbeziit Brombirg.‘......12...,;..2:: 1 
{4y'Roglifen Im Regierungsrat Polen. 2.27.2298 
12) Schwerſem ebenda........... ..1..... u 1631 
I Biqʒ ebenda in VEN 21620 
n 14) ————* Regierungsbezitrk Marienwerder44 
"455 Schwerin im Regierenigbbezirk Polen... 2.1.2. MIO 
46) Könlgöberg in Pr. 0 l.o.2. esse iii hictesune 192 
Fu dilehne im Reglerungsbrezirk Bromberg.. N" een "a 
48) Bördonebänbä. 2.22. ER 1: 2 
49) eBrefebent je BegletuungWöcgtif"Polkn 1. 5,2179, te; 1352 
Oſtrowo ende... lee AS ESBITELEE a 
I Kurnit ebenda... TEE RES JEBREEEETT WI 
22) Melerid ebenda... Li. in22Zoeneeneänenenkssteenien SDD 
23) Wiitkowo im Reglerungebe zir Sromberg...... 1150 
2: Ghatnikau ebenduc· 
oe ebenda ....b.ä 1069 
mia setup ten Ta II DAR ATi! 
Aanın 6 j KHRIIER Summe-.. ‚56,888 


| iuahedie Hülfte-des-3abh, 
| welde in Am vorſtehend benannten 25 größrın Bemeinven:lehte, Dayon 
beſtadit fa eins in. Köln: am, Rhein von 818 Mitgliebern, movon iedoch 
233 in Deug wohnen, weldied; 'ebmenhl.eime:sigene, Dyttgemeinne: Wilken, 
doch jetzt weſentlich nur ald ein Zubehör von Köln anzufehen ifl. Ferner 
! bat Magdeburg noch eine hierher gehörige Judengemeinde von jedoch nur 
‘ 559 Mitgliedern. Frankfurt a. d. D,, eine_ber anſehnlichſten Mittelftädte 
: 8 Staats, enthält 648 Juden; Groß-Glogau, welches auch noch zu den 
bedeutenderen Mittelſtädten zu zählen iſt, 995; und Bonn, das einen ähn⸗ 
liben Rang unter den Städten einnimmt, 525. — Von den übrigen hier⸗ 
ber gehörigen 36 Städten befinden ſich 25 im Großherzogthume Pofen, 7 
in Weftpreußen und 4 in Oberfchlefien. Nur wenige derfelben gehören noch 
ya den minder anfehnlichen Mitteiftädten, und e3 find in biefer Bezie⸗ 
bung nur Bromberg al3 Sig einer Regierung, Ratibor ald Sig eined Ober⸗ 
Sandes: Gerichts, Gleiwitz als Mittelpunkt des Oberfchlefiihen Berg 
baus und Frauſtadt im Regierungs-Bezirk Poſen nody heroorguleen. 
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des vierten 1778 und bes fünften 1780, ber fechfte aber 1785. Es ift, bemerkt Ter- 
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liten und ihre bürgerliche Verbeſſerung betr... von Simon Bo If Mofenfeld, 1819. 

Krug, über die Emancipation her Juden. 1819. 

Elkan Henle, die Stimme ber Wahrheit. 1819, 
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Erster Theil. 


— —— 


taatsrechtliche Verhältniſſe der Juden 
in den einzelnen Landestheilen 


des 


Preussischen Staates. 


taoatorechtl. Verhältn. d. J. Winleitimg. 4 


„Es werden den Bekennern diefed (jürifchen) Glaubens bis dahin, (daß 
ihnen der Genuß der bürgerlihen Rechte gleichmäßig in den Bundesſtaaten 
verfchafft wird) die dDenfelben von den einzelnen Bundedflaaten 
bereitd eingeräumten Rechte erhalten.“ Ä 

Der Unterfchied, den einige der kleinſten Bundesſtaaten bei Deliberi⸗ 

sung über diefen Artikel der Bundesakte darin fanden, daß flatt der urs 
ſprünglichen Worte: „die den Juden in den einzelnen Bundesſtaaten bereits 
eingeräumten Rechte — die Worte „von den Bundesſtaaten“ gefeht 
würden ?), findet auf den Preuß. Staat keine praftiiche Anwendung; denn, 
was die neu erworbenen Provinzen anlangt, fo erhielt Preußen rück⸗ 
fihtlich der Juden die beſtehenden Zuflände faktiſch überall aufrecht und 
danach allgemeinen flaatörechtlichen Grundfägen die Verfaſſung eines er⸗ 
eberten Landes fo lange de jure fortbefteht, als fie nicht ausdrücklich 
aufgebnben 2): fo fleht fchon tie faktiſche Fortdauer jenee Zuflände einer 
schtlicben Anerkennung vollkommen gleich. Letztere erfolgte aber überdies 
außdrülich, wie gezeigt, in den Beligergreifungd: Patenten. Preußen hatte 
mithin im Sahre 1815, als der Art. 16 der Bundesakte erfchien, den fämmts 
lichen neu erworbenen Provinzen die Nechte, die fie vor der Erwerbung 
befaßen, „‚bereitd eingeräumt” und ed ftehen fomit diefe Verfaffun«en der 
Juden, wie fie fih in den neu erworbenen Provinzen vorfanden, unter ber 
Garantie des Deutfchen Buntes >). 

Die alten Provinzen aber anlangend, fo findet tie Beflimmung des 
Bundeögefeb auf das von Preußen felbft gegebene €. v. 11. März 1812 
feine ungmweifelhafte Anwendung, fo daß auch die den Juden aus diefem Edikte 
amwachfenen Rechte unter der gedachten Garantie des deutfchen Bundes 
ſtehen und mithin nicht mehr geichmälert werten können. 


/ 


Durch die K. D. v. 8. Aug. 1830 zerfiel der Preuß. Staat in Beziehung 
auf die Werhältniffe der Zuten einmal in die Beftandtheile der Monarchie, 
welche leßtere in Folge des Zilfiter Friedens bildeten, für welche mithin zus 
naͤchſt das E. v. 11. Mai 1812 gegeben wurde, dann aber in die große 
hl von Zerritorien, welche durch die Friedensſchlüſſe von 1814. 1815 an 
Yreußen kamens). Die fonftige politiſche Eintheilung Preußens in acht 
Provinzen hört in diefer Beziehung auf, von irgend einem Einfluffe zu fein, 
vielmehr ift zurückzugehen auf die Gränzen jener Zerritorien, wie fie früher 
beſtanden und e3 giebt lediglich die Verfaffung und Geſetzgebung der frem⸗ 
den Staaten, von welchen die einzelnen Beltandtheile an Preußen gekom⸗ 
men, die Norm ab. 

Diefe Eintheilung mußte daher im vorliegenden Werke der Darftellung 
der flaatörechtlichen Beziehungen der Juden (hl. I. ded Werkes) zum 


- runde gelegt werten, wogegen in privatrechtlicher Beziehung (Th. II, des 


Verkes) wiederum eine andere Eintheilung des Landes auch rüdfichtlich 
der Juden gilt, nämlich in die Provinzen, in denen dad Landrecht, in denen 
dad Franzöfifche Recht und in denen dad gemeine Deutiche Recht gilt. 

Mein auch in flaatdrechtlicher Beziehung war der Staat mitunter ges 
— — — — 


) Bgl. hieruͤber die allgemeine hiſtoriſche Einleitung S. 20. 

?) Wie dies Preußen auch in Betreff der vorliegenden Frage mehrfach anerkannt. 
BHl. das R. v. 3. San. 1817 oben und die übrigen daſelbſt gegebenen Verord⸗ 
nungen. 

> Bot. hierüber auch Abth. II. Abfchn. T. Kap. VI. sub 11.2. 

) Bol. bie Kufgählung berfelben bei Abth. 11. Abſchn. IL, 


38 Staatsrechtl, Verhältn. d. 3. inteltung. 


Verorbnungen zu verftehen, die auf das eigentliche Civil⸗ und Criminalrecht ober 
auf das gerichtliche Verfahren Beziehung haben. 

Die übrigen, namentlich alle diejenigen Verordnungen und Edikte, welche bie 
Verfaſſung oder die Verwaltung zum Gegenftande haben, können nicht anders, al 
auf vorgängige befondere Publik. und nach fpezieller Anweifung der betr. Min. in 
ben mit der Monardjie wieder vereinigten Provinzen und Ländertheilen zur Ans 
wendung gebradıt werben. 

Was namentlich die St. DO. v. 19. Nov. 1810 und das E. v. 11. März 1812, 
über die bürgerlihen Verhaͤltniſſe der Juden. betrifft; fo wird wegen der Mobifis 
kation, unter welchen beide in denjenigen Theilen des Reichs, wofelbft fte bis jett 
nicht in Kraft waren, einzuführen fein dürften, erft verhandelt, und es bleibt bie 
Allerh. Entſcheidung hierüber zu gewärtigen. 

Die K. Reg. wird hiernach ermeffen, daß Sie die jegt beftehende Verfaflung und Ber 
waltungsordnung in den Landfchaften Culm, Thorn und Michelau bis auf weitere Aus 
weifung aufrecht erhalten muß. (Ann. 1.9.1. ©. 2.) 

Daffelbe verfügte die K.D. v. 11. San. 1827, betr, die Berichtigung des 
Beligtiteld von den zum Retabliffement der Stadt Magdeburg abgetretenen 
Domainengrundftüden, welche wörtlich disponirt: „Daß diejenigen Ber 
fügungen, die vor der Bekanntmachung ded ©. v. 19. März 1819 über 
Domainengrundflüde in den neu oder wieder erworbenen Provinzen von 
Mir erlaffen worden, unter den Beſtimmuagen dieſes G. und de8 A. L. K. 
nicht begriffen find, indem auch das Landrecht da, wo es in 
jene Provinzen eingeführt worden, nur über die Angelegem 
beiten des bürgerlihen Privatrechts verbindliche Kraft ew 
langt hat ıc.?). 

Diefer Srundfag iſt nun zwar keinesweges feftgehalten worden, wie benn 
beifpielömweife die V. v. 31. März 1833 im direkten Miderfpruche biermit 
ausfprach, daB durch Einführung ded L. R. in den Theilen von Sacſen, 
welche zum Königreich Weſtphalen gehört, die dortige Verfaffung der Land⸗ 
gemeinen aufgehoben worden und nad dem L. R. zu beurteilen fei, obs 

gleich hierdurch die bis dahin unabhängigen Landgemeinen in ein Abhän 
eitd- Berbältniß zum Patrimonial-Gerichtöheren kamen, von dem fie läng 
nichts mehr wußten 2). 

Wohl aber wendete man jenen Srunbfag auf die Juden an. Es ven 

fügten dem zemäß: 


2) Das R. des Min. des J. (Köhler) an die K. Reg. zu Berlin v. 


23. Mai 1817, daß die in Berlin einwandernden Juden aus Neuvor⸗ 
Pommern mit den übrigen Staatöbürgern nicht gleiche Rechte gentegen 
tönnten >), 

3) Eben fo bemerkte dad R. des Min. des 3. v. 5. Suli 1817 an bi 
LK. Reg. zu Bromderg: „Wenn zwar nady der bisherigen Verfaffung im 
dortigen Departement den Juden der Ankauf und Beſitz von Landgütem 
unterfagt ifl, und das E. v. 11. Mär; 1812 für daffelbe noch nicht zut 


am __ 


Ausführung gebracht werden kann, vielmehr die Feſtſtellung der flantebiti 


nerlichen Verhältniffe der Juden noch der näheren Allerh. Beſtimmung Su 
Maj. des Königs unterworfen bleibt, fo ꝛc.“*s). (Ann. I. H. 3. ©. 84.) 4 

4) Das R. des K. Min, des 3. (Köhler) an die K. Reg. in Münfler v. 
5. Sept. 1817. 


1) G. ©. 18277. &. 20. 

2) G. ©. 1833. ©. 61. und 1835. ©. 37. ben fo nimmt das R. d. Min. b. 
Inn. v. 28. April 1824 (X. VIII. ©. 81.) an, dab burch Einführung des Land» 
rechts in bie neuen Diftrikte Weftpreußens auch die Geſetze, welche die Ber: 
falfung der Mennoniten betreffen, mit eingeführt worden find, 

8) Bol, das R, bei dem Abfchnitte, VI. Abıh. II. | 

2) Bol, das R. vollſtändig bei bem Abſchnitte Pofen, 


Gtgaatorechtl. Verhältn. d. J. "@iniektung. 4 


„&8 werben ben Belennern diefed (jütifchen) Glaubens bis dahin, (daß 
ihnen der Genuß der bürgerlihen Rechte gleichmäßig in den Bundesſtaaten 
verfhafft wird) die dDenfelben von den einzelnen Bundedftaaten 
bereit8 eingeräumten Rechte erhalten.” Ä 

Der Unterfchied, den einine der kleinſten Bundedftaaten bei Deliberi⸗ 

sung über diefen Artifel der Bundesakte darin fanden, daß flatt der urs 
fprünglichen Worte: „die den Juden in den einzelnen Bundesflaaten bereits 
eingeräumten Rechte” — die Worte „von den Bundesſtaaten“ gefeht 
würden 1), findet auf Den Preuß. Staat Feine praktifche Anwendung; denn, 
was die neu erworbenen Provinzen anlangt, fo erhielt Preußen rück⸗ 
ſichtlich der Juden die beflebenden Zuflände faktiſch überall aufrecht und 
da nach allgemeinen flaatsrechtlichen Grundfägen die Berfaffung eines er⸗ 
oberten Bandes fo lange de jure fortbefteht, als fie nicht ausdrücklich 
aufgehoben 2): fo fleht fchon tie faktiſche Fortdauer jener Zuflände einer 
schtlihen Anerkennung volllommen gleich. Letztere erfolgte aber überdies 
auddrücklich, wie gezeigt, in den Beligergreifungd:-Patenten. Preußen hatte 
mithin im Sahre 1815, als der Art. 16 der Bundesakte erfchien, den fämmts 
lichen neu erworbenen Provinzen die Rechte, die fie vor der Erwerbung 
befaßen, „bereits eingeräumt” und ed ftehen fomit diefe Verfaffungen der 
Juden, wie fie fich in den neu erworbenen Provinzen vorfanden, unter der 
Garantie des Deutfchen Bundes >). 

Die alten Provinzen aber anlangend, fo findet Lie Beflimmung ded 
Bundesgefeb auf das von Preußen felbft gegebene €. v. 11. März 1812 
feine ungweifelhafte Anwendung, fo daß auch die den Juden aus diefem Edikte 
awachfenen Rechte unter ter gedachten Garantie ded deutfchen Bundes 
fehen und mithin nicht mehr gefchmälert werten koönnen. 


/ 


Dur die K. O. v. 8. Aug. 1830 zerfiel der Preuß. Staat in Beziehung 
auf die Verhältniffe der Juden einmal in die Beſtandtheile der Monarchie, 
welche leßtere in Folge des Tilſiter Friedens bildeten, für welche mithin zus 
nraͤchſt das E. v. 11. Mai 1812 gegeben wurde, dann aber in die große 
hl von Territorien, welche durch die Friedensſchlüſſe von 1814. 1815 an 
Preußen famen®). Die fonftige politifche Eintheilung Preußens in acht 
Provinzen hört in diefer Beziehung auf, von irgend einem Einfluffe zu fein, 
vielmehr ift zurückzugeben auf die Gränzen jener Territorien, wie fie früher 
beſtanden und es giebt lediglich die Verfaſſung und Geſetzgebung der frem: 
den Staaten, von welchen die einzelnen Beftandtheile an Preußen gelom» 
men, die Norm ab, | 

Diefe Eintheilung mußte daher im vorliegenden Werke der Darſtellung 
der flaatörechtlichen Beziehungen der Juden (hl. I. des Werkes) zum 
Grunde gelegt werten, wogegen in privatrechtlicher Beziehung (Thl. II, des 
Verkes) wiederum eine andere Eintheilung des Kante auch rüdfichtlich 
der Juden ailt, nämlich in die Provinzen, in denen das Landrecht, in denen 
dad Franzöfiiche Recht und in denen das gemeine Deutiche Recht gilt. 

Mein auch in flaatörechtlicher Beziehung war der Staat mitunter ges 

nn 

') Bol. hierüber die allgemeine hiſtoriſche Einleitung &. 20. 

2) Wie dies Preußen auch in Betreff der vorliegenden Krage mehrfach anerkannt. 
Bol. das R. v. 3. San. 1817 oben und die übrigen dafelbft gegebenen Verord⸗ 
nungen. 

* Bil. hierüber auch Abth. IT. Abfchn. J. Kap. VI. sub 11. %. 

> Bgl. bie Aufzählung berfelben bei Abth. II. Abſchn. IL, 


40: Staatorechtl. Verhaͤltn. d. I. Einleigeg. 


dieſes E. bei Publikation des A. L. R. und der ©. D. in den neuen und wieder erwor⸗ 

benen Provinzen, als unter ben bie gedachten Gefegbücher ergänzenden und erläuters 

ben Beftimmungen mit eingeführt worden feiz fo beftimme ih 
daß das E. v. 11. Märg 1812 nur in denjenigen Provinzen, in welchen es bei feiner 
Erlaſſung publiziert worden, gelten, in ben neuen und wieder erworbenen Provinzen 
dagegen, als mit dem A, &. R. und der G. D. eingeführt nicht betrachtet, wielmehe 
in lehteren, bis zu weiterer gefeglicher Beſtimmung, ſich in Hinſicht der Berhäftnif 
der Juden lediglich nad) denjenigen Vorfchriften geachtet werben fol, welche bei ber 
Befignahme bdiefer Provinzen, als darin gefeglich beftehend, vorgefunden werben 
find. (©. ©. 1830. ©, 116.) 

9) Durch dieſe Beflimmung erkannte denn aber auch gleichzeitig de 
Staat die Berechtigung der Juden auf diejenige Verfaſſung an, dk 
ihnen durch frühere Gefeggebungen verliehen worden war. Es fprad 
bereits: " 

a) das N. des K. Min. des 3. (Erfte Abth. Köhler) v. 10. Juli 1818 
an die K. Reg. zu Erfurt den Sat aus, daß die Juden in den neuen Prw 
vinzen bei ihren Rechten zu fchüßen. 

Das unterzeichnete Min. Bann demjenigen, was bie K. Reg. zu Erfurt in Ihrem er. 
v. 19. Mai c. über bie Niederlaflung einbeimifcher, nicht mit preußifchem Staatsbürge 
Recht verfehener jüdifchen Glaubensgenoflen fentirt hat, beitreten. . 

Da die ftaatsbürgerlichen Rechte, welche den Juden im Preuß. Staate durch bas & 
v. 11. März 1812 gewährt worden find, nad) ausbrüdlicher Allerh. K. Beftimmung ad 
die Juden in den neuen Provinzen nicht zur Anwendung kommen follen, und erft allge 
meine Beftimmungen wegen ihrer ftaatebürgerlichen Verhältniffe zu erwarten find; fo 
folgt daraus von felbft, dag zwar das Anbringen und Einwandern frember Juden in 
diefe neuen Provinzen nicht nachgegeben werden Tann, baß aber die bei der Befignahme 
- in den Provinzen vorgefundenen anfäffigen, oder wohnhaften und gewerbetreibenden Ju⸗ 
den ganz in ber Berfaffung und bei den Rechten vorläufig gefhügt und 
erhalten werben müffen, welche fie nad der früheren Verfaffung zur 
Zeit ber Befisnahme hatten. 

Hiernach hat die K. Reg. daher auch in er Departement zu verfahren, und übe 
gens die allgemeinen Beftimmungen, welche hinſichts der ftaatöbürgerlichen Verhuͤltniſt 
der Juden in den neuen Provinzen werden getroffen werben, abzuwarten. 

(Ann. I, S. 725.) 


b) Eben fo wurden die Seitens des Königreichs Weſtphalen verlichenmn 
Rechte anerkannt burch dad R. v. 7. März 18251). (Ann. IX, S. 162.) 
.c) Das R. v. 28. März 1825 bemerkte: 


Die jübifchen Bewohner einer wieders oder neuerworbenen Provinz koͤnnen in ihres 
durch die beftehende, von Sr. K. Maj. bis auf weitere Anordnung beftätigte Verfa 
wohl hergebrachten Rechten nicht beſchraͤnkt werden, fofern nicht ausnahmsweiſe gewi 
Beſchraͤnkungen ausdruͤcklich vorgeſchrieben ſind, die aber jeden Falls auch nicht vermoͤge 
extenſiver Auslegung ber barüber ertheilten Vorfchriften gefchärft werden dürfen, 

(Ann, VII. ©. 114.) 


ierducch ausdruͤcklich· 





10) Diefe Berechtigung ber Juden auf Erhaltung derjenigen Rechte, | 


welche ihnen ihre bis herige Werfaffung verlieh, iſt denfelben garantiet; 
a) in den fämmtlichen neu und wieder erworbenen Landestheilen durch die 


Dfkupationd- Patente für diefelben, in welchen Preußen ganz allgemein die 


borgefundenen Rechte der Einwohner narantirte. Daß diefe Garantie aud 
auf die Rechte der Juden Anmendung finde, bemerkt fehr richtig daß M. dei 
Min. des 3. v. 9. März 1840, welches Abth. IH, Abfchn. I. Kap. I 
sub II. 1. mitgetheilt if. Es find ferner 

b) diefe Rechte für ale zum Deutſchen Bunde gehörigen Zerritorien?) 
garantiert Durch Art. 16 der Bundesakte, welcher beflimmt: 


y— 


2 Bol. baffelbe Abth. III. Abſchn. 1. Kap. IL. sub III. 
2) Bloß die Provinzen Preußen und Pofen gehören nicht zu demſelben. 


. Ma 


Mtcatstechtl. Verhälin. d. J. Winleitimg. 41 


„Es werden den Bekennern dieſes (jüdiſchen) Glaubens bis dahin, (daß 
ihnen der Genuß der bürgerlichen Rechte gleichmäßig in den Bundesſtaaten 
verſchafft wird) die denſelben von den einzelnen Bundesſtaaten 
bereits eingeräumten Rechte erhalten.“ 

Der Unterſchied, den einige der kleinſten Bundesſtaaten bei Deliberi⸗ 
zung über dieſen Artikel der Bundesakte darin fanden, daß ſtatt der ur⸗ 
ſprünglichen Worte: „die den Juden in den einzelnen Bundesſtaaten bereits 
eingeräumten Rechte” — die Worte „von den Bundesſtaaten“ geſetzt 
wärben 1), findet auf den Preuß. Staat Feine praktiiche Anwendung; denn,. 
was bie neu erworbenen Provinzen anlangt, fo erhielt Preußen rück⸗ 
ſichtlich der Juden die beftebenden Zuflände faktiſch überall aufrecht und 
da nad) allgemeinen flaatsrechtlichen Grundfägen die Verfaſſung eines er: 
oberten Landes fo lange de jure fortbefteht, als fie nicht ausdrücklich 
aufgebeben2): fo ſteht fchon tie faktiſche Fortdauer jener Zuflände einer 
rechtlichen Anerfennung vollkommen gleich. Lebtere erfolgte aber überdies 
auddrüdlich, wie gezeigt, in den Belikergreifungd: Patenten. Preußen hatte 
mithin im Sabre 1815, als der Art.16 der Bundesakte erfchien, den ſämmt⸗ 
lichen neu erworbenen Provinzen die Rechte, die fie vor der Ermerbung 
befaßen, „bereitö eingeräumt” und ed ftehen fomit diefe Berfaffungen der 
Juden, wie fie fi in den neu erworbenen Provinzen vorfanden, unter der 
Garantie ded Deutfchen Buntes >). 

Die alten Provinzen aber anlangend, fo findet bie Beflimmung des 
Bunbedgefe auf das von Preußen felbft gegebene €. v. 11. März 1812 
feine ungweifelhafte Anwendung, fo daß auch die den Juden aus diefem Edikte 
erwachfenen Rechte unter ter gedachten Garantie des deutfchen Bundes 
flehen und mithin nicht mehr gefchmälert werten Fönnen. 


/ 


Durch die K. O. v. 8. Aug. 1830 zerfiel der Preuß. Staat in Beziehung 
auf die Verhältniffe der Juden einmal in die Beſtandtheile der Monarchie, 
welche leßtere in Folge des Zilfiter Friedens bildeten, für welche mithin zus 
nächſt das E. v. 11. Mai 1812 gegeben wurde, dann aber in die große 
Zahl von Zerritorien, welche durch die Friedendfchlüffe von 1814. 1815 an 
Preußen tamen®). Die fonftige politifhe Eintheilung Preußens in acht 
Provinzen hört in diefer Beziehung auf, von irgend einem Einfluffe zu fein, 
vielmehr ift zurückzugehen auf die Gränzen jener Territorien, wie fie früher 
beflanden und e8 giebt lediglich die Verfaffung und Gefeßgebung der frem⸗ 
den Staaten, von welchen die einzelnen Beftandtheile an Preußen gekom⸗ 
men, die Norm ab. 

Diefe Einthreilung mußte daher im vorliegenden Werke der Darftellung 
der flaatörechtlichen Beziehungen der Juden (hl. I. ded Werkes) zum 
Grunde gelegt werten, wogegen in privatrechtlicher Beziehung (Thl. II, des 
Werkes) wiederum eine andere Eintheilung ded Landes auch rüdfichtlich 
der Juden ailt, nämlich in die Provinzen, in denen das Kandrecht, in denen 
das Franzöfiiche Recht und in denen dad gemeine Deutliche Recht gilt. 

Allein auch in fiaatdrechtlicher Beziehung war der Staat mitunter ges 





I) Bol. hierüber die allgemeine biftorifhe Einleitung &. 20. 

3) Wie dies Preußen auch in Betreff der vorliegenden Frage mehrfach anerlannt. 
Bol. das R. v. 3. San. 1817 oben und bie übrigen daſelbſt gegebenen Verord⸗ 
nungen. 

2) Bot. hierüber auch Abth. II. Abſchn. T. Kap. VI. sub II. 2. 

*) Bol. bie Aufzählung berfelben bei Abth. IE. Abſchn. IL, 
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jungen, von jenem atomiftifchen inneren Staatörechte abzugehen und in 
einzelnen Beziehungen Verordnungen zu geben, welde die Graͤnzen jener 
einzelnen akquirirten Ländertheile überfchreitend, für den ganzen Staat 
maafgebend find. Außerdem find fhon nad) gemeinem Deutichen Sudens 
zechte eine Anzahl von Verhältniffen ziemlich gleichartig geordnet geweſen. 
Es war daher nöthig, biefe gemeinfamen flaatörechtlihen Verhältniffe der 
Juden im Preuß. Staate in der folgenden erften Abtheilung darzuftellen, 
und ed find hierher zur Vermeidung vieler Wiederholungen auch diejenigen 
‚verwielen, in Betreff deren zwar Ausnahmen bei dem einen oder anderen 
Landestheile ſtattfinden, die jedoch den größten Theil des Staates ums 
faſſen und daher hier am zwedmäßigften darzuſtellen waren. In Ans 
fehung diefer Ausnahmen ift dann auf die Darftellung der Verhaͤltniſſe ges 
dachter Landestheile verwielen. In der zweiten Abtbeilung iſt demnächſt 
bie Darftelung der betreffenden Berhältniffe der einzelnen Landestheile ges 


geben. 


Erfte Abtheilung. 


Staatsrechtliche Werhältniffe der Juden, welche den ganzen 
Preußiſchen Staat betreffen. 


—i — — 


Erſter Abſchnitt. 


Die Benennung der jüdiſchen Glaubensgenoſſen Seitens 
des Staates. 


Es beſtimmen hierüber: 


1) Das C R. des K. Pol. Min. (in Abweſenheit ıc. v. Kampty) v. 
10. Okt. 1815. Bezeichnung der Juden in den Päflen. 

Auf Antrag der Xelteften der hiefigen Judenſchaft erdffne ich der K. Reg., daß bei der 
in Gemäßbeit der C. V. v. 8. v. M. in die Päffe altteftamentarifher Glaubensgenoſſen 
aufzunehmenden Bemerkung bed Beſitzes oder Mangeld des Staatsbürger: Redits, nies 
mals weder bei einem Einlaͤnder noch bei einem Ausländer der Austrud „Jude“ oder 
‚übiih” in den Päflen zu gebrauchen, fondern vielmehr der obgedachten G. V. unter 
Bermeidung biefer Ausdrüde dadurch nachzuleben, daß u 

1)in den Päflen der mofaifchen Glaubensgenoſſen, welche Staatsbürger find, dem 
Charakter oder bürgerlichen Werbältniffe des Paß⸗Inhabers die Bemerkung: „und 
Braatebürger“, z. B. der Kaufmann und Staatsbürger N. N., beigefügts dagegen 
ab r 


I) bei denjenigen, welche nicht Staatsbürger find, nach Maßgabe individueller Ver 
hiltniffe der Mangel des Staatsbürger-Rechts entweder durch Wealaffung der ad 1. ges 
dachten Bemerkung zu bezeichnen — welches in der Regel bei allen denjenigen, deren 
Jamen ihren mofaifchen Glauben fchon beweifen, genügen wird — oder ausdruͤcklich 
Pafle zu bemerken, bad der Paß⸗Inhaber nicht Staatäbürger fei. 

(Hoffmann, die ftaatsbürgerl. Verhältniffe der Juben 2c. ©. 85.) 

2) Zür fämmtliche Landestheile ift Durch die mittelft R. v. 10. Aug. 1836 
mitgeheilte K. D. v. 19. Zuni 1836, rüdfichtlid der Bezeichnungen ber 
Bekenner der jüdifchen Religion in amtlihen Verhandlungen und Schriften 
und der Führung der Vornamen verordnet: 

Das K. Oberlandesgericht wirb in Folge einer unterm 19. Zuni d. 3. erlaffenen 
Mech. K. O. angewiefen, fi in allen vorfommenden Verhandlungen und amtlichen 
Shriften ber Bezeichnung der Bekenner der jüdifchen Religion als „mofaifche oder alt: 
tefamentarifche Glaubensgenoſſen“ zu enthalten und fich flatt beffen, wo es auf bie 
Slaubensverhältniffe anfommt, der Ausdruͤcke: Juden, ober jüdische Religion, jüs 
difher Glaube u. ſ. w. zu bedienen. Durch den vorgedachten Allerh. Befehl ift zus 
deich die K. O. v. 30. Nov. 1828 eingefchärft worden, worin angeorbnet ift, daB bie 
Süben feine chriſtlichen Vornamen führen und bie Polizeibehörben ftreng darauf halten 
hlen, daß dieſe Unordnung ferner nicht ſtattfinde. 


2 Staatsrechtl. Verhättn. d. 3. Erſte Abtheilleng. 


Das Kollegium bat diefe Allerh. Beftimmungen fich zur Nachachtung dienen zu laffen, 
und Behufd deren weitere Bekanntmachung an bie Untergerichte feines Departements 
das Erforderliche zu verfügen. (Jahrb. Bd. 47. ©, 576. Gräff Bd. 1. ©. 277.) 


3) Mit Bezug auf vorftehende K. O. erging, veranlaßt durch eine Ein 
gabe ded Kaufmann Meyer zu Berlin, die K. O. v. 15. Oft. 1836. 


Aus Ihrer Eingabe v. 22. 9. M., deren Anlagen hierbei zurückgehen, habe Ich mit 
Befremden erfehen, daB Sie den Antrag gemacht, „daß Ich durch ein Wort ber Gnabe 
Sie und Ihre Slaubensgenofien vor unverfchuldeter Geringfchägung fchügen und vor 
unverbienter Verachtung bewahren möge”, und Sie haben die Veranlaflung zu biefem 
Geſuche aus einer öffentlich befannt gemachten Verordnung bes Juſtizminiſters über bie 
unpaffenden umfchreibungen des Namens Jude, und in welcher zugleich an eine frühere 
und nicht gehörig beachtete Werorbnung, wegen jübdifcher Vornamen erinnert wurbe, 
welche Meiner Orbre v. 19. Juni zum Grunde lag, entnommen. In diefer Ordre habe 
Ich den Minifterien und Behörden anbefohlen, in ihren Berichten fi, wenn von 
Juden bie Rebe fei, der modernen vielfältigen Umfchreibungen diefer Bezeichnung zu ents 
halten, und wenn hieraus Geringſchaͤtzung und Verächtlichkeit in Hinficht auf Juden ges 
folgert werben follte, fo kann babei nur böfer Wille oder Irrthum zum Grunde liegen, 
indem Ich nichts Anderes beabfichtigt habe, al& diejenige Bezeichnung, welche in allen 
Gefegen und auch in dem lesteren über die bürgerlichen WVerhältniffe ber Juden v. 
11. März 1812 aufgenommen worben ift, für bie allein richtige zu halten, mithin aud 
für diejenige, deren fich die Minifterten und Behörden zu bedienen haben. Sie werben 
bieraus Meine Abficht, den gefenlich beftehenden Zuftand der Ruben aufrecht zu erhalten, 
und hieraus alfo auch entnehmen, daß es gar Feines erneuerten Wortes der Gnabe und 
Beruhigung bedarf. Cine vorurtheilsfrei unternommene Vergleichung der jegigen und 
der früheren Zeiten in Bezug auf bie Verhältniffe der Juden im Preuß. Staate kann 
wohl nur zum Vortbeil der erfteren ausfchlagen, und treue Erfüllung der Unterthanens 
und Bürgerpflihten wird, zu welcher Religion ſich auch die Einzelnen betennen, von 
Mir nad) wie vor ftetd anerkannt werden. Ich verftatte Ihnen, von diefer Ordre jeden 
beliebigen Gebrauch zu machen. Berlin, den 15. Oft. 1836. 

Friedrich Wilhelm. 

An ben Kaufmann und Seidenwaaren⸗Fabrikanten 

Joel Wolff Denver, bierfeibft. 
(Ann. XX. 151.) 


4) In Betreff der Adreffen amtlicher Befcheide beftimmen: 


a) Dos R. des Juſt. Min. (Mühler) v. 1. Oft. 1836. 


Ihr Schreiben v. 25. v. M. habe fo eben erhalten und kann Sie nur erfuchen, bie 
Falle anzuzeigen, wenn Gerichtöbehörben und einzelne Zuftizbeamten ſich beitommen 
laſſen folten, fich der Adreffe: „an den Juden N. N.“ zu bedienen. Go wenig man «6 
ſich einfallen laſſen kann, an den Ehriften N. N. und an den Türken N. N. zu ſchrei⸗ 
ben, eben fo wenig werbe ich e8 gut beißen, fich jener Adreſſe an den Juden zu bedienen. 
Wo es auf feine Slaubensverhältniffe ankommt, da ftellt fich die Sache anders, da ifl 
die Bezeichnung: „Jude, oder jüdifche Religion’’ ganz an ihrem Plage und dieſer uralte 
Volksname jedenfalls ehrwuͤrdiger und treffender als der mofaifche, altteftamentarifcher 
Sraubensgenofie, und wie bie Erfindungen ber neueren Zeit alle heißen mögen, bern 

rauch, weit entfernt, etwas höheres auszubrüden, nur verlegend ift, weil fein Jude, 
und überhaupt kein vernünftiger Menſch zugeben wird, in der Benennung Zube liege 
etwas, was man zu umfchreiben nöthig babe. Won Religionshaß Tann überall nicht 
die Rebe fein; wer dem Glauben feiner Väter und fonft feiner religiöfen Ueberzeugung 
folgt und ein ehrlicher Dann, rechtfchaffener Bürger des Staates ift, dem er angehört, 
bleibt ſtets ehrenwerth, und der kein höheres Moralprinzip anerkennt, er mag fein Chriſt 
oder Zube, ift ein Mann, gegen ben man weder Achtung, noch zu bem man Vertrauen 
begen kann, und den man nur zu dulden hat, fo lange er nicht dem Arm der Gerechtigkeit 
verfällt. Berlin, den 1. Okt. 1836. 
An den Herrn A. M. in P. (gez.) Mühler. 
(Heinemann a. a. D. S. 216.) 

b) Das zunähft an die K. Reg. zu Bredlau gerichtete Cirk. R. bed K. 
Min. des J. u. d. 9. (v. Rochow) v. 13. Oft. 1836. . 

Der dortige jübifhe Kaufmann N. bat fi unter Einreichung des ihm von ber K. 
Reg. am 8.9. M., in Betreff bed Vornamens feines Sohnes ertheilten Beſcheides 
—5 beſchwert, daß er auf der Adreſſe dieſes Beſcheides mit „Jude“ bezeichnet wor⸗ 

en ſei. 
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Erfte Abtbeilung. 


Staatörechtliche Werhältniffe der Juden, welche den ganzen 
Preußifchen Staat betreffen. 


ni 


Erſter Abfchnitt. 


Die Benennung ber jüdiſchen Slaubendgenoffen Seitens 
des Staates. 


Es beftimmen hierüber: | 
1) Das C R. des K. Pol. Min. (in Abwelenheit ıc. v. Kampb) v. 
10. Oft. 1815. Bezeichnung der Juden in den Pällen. 

Auf Antrag der Xelteften der hiefigen Judenſchaft eröffne ich ber K. Reg., daß bei der 
in Gemäßheit der C. V. v. 8. v. M. in die Päffe altteftamentarifcher Glaubensgenoffen 
aufzunehmenden Bemerkung des Beſitzes oder Mangels des Staatsbuͤrger⸗Rechts, nies 
mals weder bei einem Cinländer noch bei einem Ausländer ber Ausdrud „Jude“ oder 
„juͤdiſch“ in den Päffen zu gebrauchen, fondern vielmehr ber obgedachten C. V. unter 
Bermeibung biefer Ausdrüde dadurch nachzuleben, daß 

1) in den Päflen der mofaifchen Slaubensgenofien, welche Staatsbürger find, dem 
Charakter oder bürgerlichen PVerhältniffe des Paß-Inhabers die Bemerkung: „und 
Staatsbürger”, z. B. ber Kaufmann und Staatsbürger N. N., beigefügts dagegen. 
abr 

3) bei denjenigen, welche nicht Staatsbürger find, nach Maßgabe individueller Ver 
hältniffe der Mangel des Staatsbürger-Rechts entweder durch Wealaffung der ad 1. ges 
dachten Bemerkung zu bezeihnen — welches in der Regel bei allen benjenigen, deren 
Namen ihren mofaifchen Glauben fchon beweifen, genügen wird — oder ausdruͤcklichh 
Paſſe zu bemerken, dab der Pag: Inhaber nicht Staatebürger fei. 

(Hoffmann, die ftaatsbürgerl. Verhältniffe ber Juben 2c. ©. 86.) 

2) Für fämmtliche Landestheile ift durch die mittelft R. 0.10. Aug. 18 
mitgerheilte X. D. v. 19. Juni 1836, rüdfichtlih der Bezeichnungen ber 
Bekenner der jübifchen Religion in amtlichen Verhandlungen und Schriften 
und der Führung der Vornamen verordnet: 

Das K. Dberlandesgeriht wird in Folge einer unterm 19. Juni db. 3. erlaflenen 
Allerh. K. DO. angemiefen, fich in allen vorfommenden Verhandlungen und amtlichen 
Schriften der Bezeichnung der Bekenner der jüdifchen Religion als „moſaiſche oder alt: 
teftamentarifche Glaubensgenofien” zu enthalten und fich ftatt deflen, wo es auf bie 
Glaubensverhaͤltniſſe ankommt, der Ausdrüde: Juden, oder jüdifche Religion, jüs 
bifher Glaube u. |. w. zu bedienen. Durch den vorgedachten Allerh. Befehl ift zu⸗ 
gleich die K. D. v. 30. Nov. 1828 eingefchärft worden, worin angeordnet ift, daB bie. 
Juden keine chriſtlichen Vornamen führen und bie Polizeibehörden ſtreng barauf halten 
jollen, daß diefe Unordnung ferner nicht flattfinde, . 


36 Staatdeechil. Berhäitn. d. I. Eerſte Abthelung. 


Übergeftellt, wie die einzelnen Abſchnitte der Abtheil. II. des Näheren erge⸗ 
ben. Ueberfichtlich ift hier nur zu bemerken: 

1) Denjenigen, welchen durch dad E. v. 11. März 1812 die Rechte der 
Preußiſchen Staatsbürger ertheilt find, fteht nach 99. 10 und 11. diefes | 
E. frei, in Städten ſowohl als auf dem platten Lande fidy niederzulaffen 
und Grundftüde jeder Art zu erwerben. Sie dürfen aber diefe ihre Be 
fisfähigkeit in den neuen Provinzen nicht geltend machen. 

2) In der Rheinprovinz und den Landestheilen, welche Beftanbs 
theile des Koͤnigreichs Weſtphalen waren, find die Juden gleichfalls in 
dem Erwerbe ded Grundeigenihumd nicht beſchränkt, da fie durch die frans 
zöſiſche und weftphälifche Geſetzgebung in diefer Beziehung den übrigen Uns 
terthanen ganz gleich geflellt wurden; in vier Kreiſendes Reg. Bezirks Min 
den ift Died jedoch durch K. D. v. 20. Sept. 1836 zu ihrem Nachtheile abges 
ändert worden. 

3) Im Eulmer und Mihelauer Kreife und der Stabt Thorn mit 
ihrem Gebiete, welche dem Herzogthum Warichau einverleibt waren, follen 
fie zum Erwerbe von Landgütern, nach dem Dekr. v. 19. Nov. 1808 u. 23, 
Febr. 1810 unfähig fein, und zum Erwerbe von ſtädtiſchen Srundftüden nad 
dem R. d. Min. ded S. d. d. Warſchau den 13. April 1815 nur in fofern | 
qualificirt, als fie den Beſitz eines Vermögens von 40,000 Gulden poln. 
(6666 Rthlr. 20 Sgr.) nachweifen, der deutfchen oder polnifchen oder frans 
Ken Sprache mächtig find, ihre und ihrer Angehörigen Kinder vom 7. 

abre ab in die Schule ſchicken, fich Feiner äußern unterfcheidenden Abzeichen 
(Bart und Kleidung) bedienen, und zu dem zu erwerbenden Haufe kein 
hriftiicher Käufer fi) findet. Doch erfcheinen diefe Verordnungen nicht 
verbindlich. Vgl. hierüber Abth. 11. Abſch. IV. 

4) Sm Sroßherzogihum Polen find nur die naturalifisien Juden dazu 
befähiget. $. 20. 25. d. der V. v. 11. Suni 1833. 

5) In den von Helfen: Darmftadt und Naſſau abgetretenen Lan 
beötheilen dürfen fie ed nur mit Genehmigung der Reg. erwerben. 

6) In den ehemaligen fächfifchen Provinzen und Diſtrikten, insbefons 
bere auch in der Lauſitz, find fie dazu unfabig. 

. 7) Sn Neuvorpommern und Rügen können fie Grundeigenthum 
nur auf Grund befonderd ertheilter Konzeffion und in den Städten insbe⸗ 
fondere nur mit magiftratualifcher Genehmigung adquiriren. 


Zweites Kapitel. 


Erwerb der mit dem Grundeigenthbum verbundenen Ehren: und politifchen 
Rechte, Seitens der Juden. 
Einleitung. 
Da ſich aus dem erften Kap. ergeben, daß die Juden nur in gemiffen 
Landeötheilen liegende Gründe erwerben dürfen, fo verfteht es ſich von vorn 
herein, daß fie auc nur in even diefen Landestheilen befuat fein können, die 
mit dem Grundbefige verbundenen Ehren: und politifchen Rechte auszuüpen, 
indbefondere dad mir dem Beſitze von Ritterqutern verbuntene Recht der 
Datrimonial Gerichtsbarkeit, wo Diefe noch befteht, und der Damit verbunte 
nen Porizei Sur sdiktion, fo wie des Patronatd und der mit dem Beſitze von 
Grundeigenthum verbundenen politi hen Rechte der Standichaft. . 
Allein auch in tiefen Landestheilen, in denen fie Grundeigentum befigen 
dürfen, find die für Chriften mit diefem verbundenen, oben gedachten Rechte 
den Juden meift genommen. Ä 
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J. 
Die Jurisdiktion. 


Bol. in Betreff der Jurisdiktion bie einzelnen Abfchnitte der Zweiten 
Abtheilung. 


II. 
Dad Patronat über chriſtliche Kirchen. 


Das L. R. beſtimmte Thl. II. Tit. 11. 898. 581 - 583: 


$. 581. Dit dem Gute zugleich aber gebt daſſelbe (das Patronat) auf jeden Beſitzer, 
ohne Unterfchied ber Religionspartei, wozu er ſich befennt, über. 

$. 582. Doch Eönnen Perfonen, welche zu Feiner von der im Staate aufgenommenen 
u gebulbeten chriſtlichen Religionsparteien gehören, das Patronatrecht Über eine Kirche 
nit aus . 

$. 583. Es fleht ihnen zwar frei, diefe Ausübung einem Andern während ihrer Beſit⸗ 
zeit zu übertragen; bie Beiträge und Leiftungen aber, welche aus dem Patronate fließen, 
—32 — in allen Fällen aus den Einkünften des Guts beſtritten werden. 


Diefe Beflimmungen wurben mobifizist und das betreffende Verhaͤltniß 
auch in den Landestheilen, in welchen nicht dad Landrecht gilt, für alle 
Territorien, in welchen die Juden Srundftüde unbeſchränkt ererben können, 
durch bie folgende Verordnung feftgeftellt. 

Berorbn. dv. 30. Aug. 1816, wegen Verwaltung des Patronatrechts über 
chriſtiiche Kirchen auf folchen Gütern, die ſich im Beſitzthume jüdifcher Glau⸗ 
bensgenofien befinten- 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen 2c, 2. Thun kund 
unb fügen hiermit zu wiflen: 

Rachdem durch Unfere Verordn. v. 11. März 1812 den Juden in den bamaligen Pros 
vinzen Unferes Staates, niit dem Staatöbürgerrechte bie —A Befugniß, 
Grundſtücke zu acquiriren, ertheilt iſt, und ſie daher auch Grundſtücke, mit denen das 
Patronat über chriſtliche Kirchen verbunden iſt, erwerben; ſo erfordern ſolche, bei Anferti⸗ 
gung bed A. L. R. nicht vorhanden geweſene Fälle eine anderweite Beſtimmung. 

Wir verardnen daher für die Provinzen, wo aufolge bes ©. v. 11. März 1812 ben 
Juden bereitö bie unbefchränkte Befugniß, Grundftüde zu erwerben, ertheitt ift, fo wie 
da, wo ihnen folche künftig ertbeilt werben wird, Folgendes und deflariren dadurch die 
Belimmungen des A. L. R. Thl. II. Tit. 11. 58. 581—583 dahin, daß 

1) das auf Gütern und Grundftücden, die fi im Befigthum jüdifher Glaubens 
noffen befinden, haftende Patronatrecht über hriftliche Kirchen, für bie Beſitzzeit jüdif 
Erwerber und beren Benugung, fo lange gänzlich ruhe; daß daher 

2) ber Pfarrer und die Kirchenbebienten, auch der Schullehrer in evangelifchen Gemeis 
nen von der Provinzialbehörbe, und in katholiſchen von ben Biſchöfen, ganz in derſelben 
Art eefellt werde, als ob kein Patron vorhanden ober beflen Recht auf fie Übergegans 
gen fei. 

3) Eben fo foll es auch mit der Aufficht über das Stirchenvermögen und mit der Abs 
nahme der Kirchenrechnungen gehalten werben. 

4) Die Beiträge und Leiftungen aber, zu denen der Patron verbunden fft, müffen In 
allen Fällen aus den Einkünften des Guts beftritten werben. 

) Bo das Patronat einer Kommune zufteht, können bie juͤdiſchen Mitglieder derfels 
ben an deſſen Ausübung Beinen Theil nehmen; fie müffen aber die damit verknüpften 
Renllaften von ihren Befigungen gleich andern Mitgliedern der Kommune tragen, fo wie 
fe au) als anfäßige Dorfs⸗ oder Stadtgemeinde: Mitglieder, von ihren Grundftüden 
gleich andern hriftlichen Befigern zur Erhaltung ber Kirchen⸗Syſteme beizutragen vers 
Ha find, Ri diefe fonft, wegen der Anfiedelung der jüdifhen Staatsbürger Gefahr 

ufen, einzugeben. 

Des zu Urkund iſt diefe Verordn. von Uns höchſteigenhändig vollzogen und mit Unferm 
Knigl. Infiegel bedrucket worben 

Gegeben Berlin, den 30. Aug. 1816. 

(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
C. Fürft v. Hardenberg, v. Kircheiſen. v. Schuckmann. 
(G. S. 1816. ©. 207.) 
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III. 

Ständiſche Rechte der Juden im Preußiſchen Staate. 
Bekanntlich ſind im Preußiſchen Staate die ſtändiſchen Rechte lediglich an 
den Grundbeſitz gebunden. In den Territorien, wo die Juden von letzterem 
ausgeſchloſſen — ſ. sub J. —, iſt ihnen mithin von vornherein auch der Antheil 
an der letzteren genommen. Aber auch in den Territorien, wo ihnen der Grund⸗ 
befig unbefchränft freigegeben, ift von obiger Konfequenz eine Ausnahme rüds 
ſichtlich der Juden gemacht. 

Es beſtimmen nämlich 1) in Betreff der fländifchen Vertretung der Pros 
vinzen die zufolge ded allgemeinen ©. v. 5. Suni 1823 wegen Anordnung 
der Te ingialflände?) erlaffenen Specialgefege für die einzelnen Provinzen, 
nämlich: 

a) das ©. v. 1. Zuli 1823 wegen Anordnung der Provinzialftände für 
dad Königreich (die Provinz) Preußen?), 

b) dad gleihe ©. für die Mark Brandenburg und die Niederlaufiß v. 
1. Zuli 1823°), 

c) daffelbe für Pommern und Rügen vom felben Datum), 

d) daffelbe für Schlefien und die Oberlaufig v. 27. Mär; 18243), 
 e) daffelbe für dad GroßherzogthHum Pofen vom nämlichen Datum®), 

f) daflelbe für die Provinz Sachſen vom nämliden Datum”), | 
g5) daffelbe für die Provinz Weftphalen vom nämlihen Datum®), 

| 5 daſſelbe für die Rheinprovinzen vom nämlichen Datum?), 

in Betreff der Wählbarkeit der Abgeordneten unter den betreffenden 

Bedingungen auh die Semeinfhaft mit einer der hriftlidhen 
irchen. 

Die betreffenden Worte lauten in dem 8. 5. Nr. 2 tiefer Geſetze: 

„Bei der Wählbarkeit aller Stände zu Landragds Abgeordneten werden 
folgende Bedingungen vorausgeſetzt: 

I). 

2) die Gemeinfchaft mit einer der chriftiichen Kirchen.” 

Eben fo ift den Juden die Berechtigung zur aktiven Wahl ge 
nommen. 

Es beftimmen hierüber die $$. 13 der betreffenden Gefege: 

‚Bedingungen ded Wahlrechts. . 
„ Die vorbemerkten Bedingungen der Wählbarkeit treten auch für die Be. 
„ſugniß zur Wahl ein 20.9). 

2) In Anfehung der Kommunal:Landtage iſt von demfelben Grund 

faße auögegangen. | 

In ſofern auf diefen nicht, wie ed die Regel, die Deputirten der Provin⸗ 
zial⸗Landtage und deren Stellvertreter erfheinen, die nad) ben ad 1. geger 
benen Beflimmungen nur Chriften fein Fönnen, vielmehr befondere Pers 
fonen gewählt werden, ift auch rückſichtlich dieſer ausdrücklich die chriftliche 


® 
G. &. 1824. ©. 101. 
Die hierbei gemachte Ausnahme bezieht ſich nur auf die Dauer ber Befitzzeit. 
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Religion zur Bebingung gemacht. So in dem ®. d. 17. Aug, 1825, bett. 
ben Kommtnalsandtag der Kur- und Neumarkt), wo h. 4. bI8ponizt: 
„um auf dem Kormmunal-Banbtage ber Aitmarke) —E konnen, 
„wird gemeinfchaftlich für alle Stände voraußgefeät: [on 
„Bemeinf&haft mit einer der driſtlichen Kirchen . 
3) In Anfehung ber Kreiöftände beftimmmeh aleiömäßig: " 
2) bie rei-Drbnung v. 17. Märg 1908 fi vos Rönihreid Preußen®), 

b) für Brandenburg die Kr. DO. für die Kur: und Neumark ». 20. Nov. 
1825*) und für das Markgraftyum Niederlaufig v. 18. Nov, 1826°), 

©) für Pommern die Kr. D. v. 17. Aug. 1825), . 

d) für Schlefien und die Oberlaufig die Kr. D. v. 2. Suni 1827 7), 

e) für Polen die Kr. D. v. 20, Decht. 188°), . 

H für Sachſen die Ki. D. v. 17. Mail be 

m 8 Beftphaten und bie BRheinpronitnzeh die Sr. D,''y. 13. Juli 
4 P . 2 2 

na si em nan 

„in perfönlichen Ausübung de& Stimmrechts auf’ ben Kreistagen 
allen Ständen und geflätteteh Vertretern m a er Mg 

a) die Gemeinfhaft mit einer der hriftlichen Kirchen.” 

4) In Betreff der Frage, ob jüdifche Rittergutöbeliger zur Uniform bei 
Rittergurdbefiger berechtiget, fprechen fich.inpisekt Die beiden folgenden Bes 
flimmungen aus: * en 

a) dab R. des M. des Inn. v. 22. Jan. 18285s8s. .4 

Der 8. Reg. wird 2c.eröffnet, daß bie ben! !übafigzen ni 
berfelben Maßgabe, wie FA rare ne 
RE auftandftandfgaftzutragen ift. 

Nach diefem R. würde dad Recht der jübiichen Rirtergutöbefiger zur 
Tagung der gedachten Uniform nityt zu bezweifeln fein; dagegen ift 

b) an den Minifter von Rochow folgende K. D. v. 2. Ang. 1841 er 
gangen: “ pi 
” Auf Ihren Bericht v. 25. Mai d. I.’wil ir den gänzen Umfang Meiner Mor 
an en Beflgern vn uam welche die — haben, 

abhängig bavon, ob fie zu Sanbtage;Abgeorbniten erwãhit find,; for ihre Perfon und 
‚Io lange fie fich im Beſit der Bäter befinden, das Kecht zur Tragung der jitterſchaft ⸗ 
ihm Uniform verleihen. Das Recht fällt mithin fort, wo biefe Befiger nicht au Lands 
Ipelhgesränsten wählbar find, doch fol ber zehnjährige, Befig in biefer Beziehung 
erlich fein. Niernach erteider auch die für bie Provinz Meftphäten erlaffene 
8.9.20. März 1825 eine Mobifitation. Gansfouei, d. 2. Aug. 1641. * 
Amts BI.) \ özvriebrich Wilhelm. - 

Die Berechtigung, welche vorſtehend der gefäinmten Kategorie ber bür- 

welchen Mittergutß-Befiger zugefprochen, war diefen bereit durch bad Ed. 








18.6. ©. 201. ” J 

J ZJuf dem bet Kurmark, mit Ausſchluß ber Altmark, und auf dem der Reumark ers 
feinen bie Abgeordneten für den Prov. "Landtag. Sen fe nad). der ©. v. 18. 
Nov. 1828 auf dem Komm, Landtage ber Nieberstaufig. (S. &. S. 110.) 

144 1828. ©. 34. J 


)8. ©. 1816. ©. #10. Be ' 
‘) &. ©. 1826. ©. 217. 
6. 6. 1827. s 71 
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Bereqtiguas und Verpflichtung der Juden zum Staatl, \ 
„Aake im Preuf. Staats 


"arten aantel. 
De Ciir: Staaitdient. 


werd: 








i : R 
vie Vahatüſt fi id aüch in dieſet Beziehung nicht 'gleichmäßi i 
# ine 1 har in ben ea nach 33 —— H 
ſſiſſbe Se] ten, wie ort gegehene Dar! 3 
echt ee —E— — beben dad ihnen bie Sefebgebung el: E 

1 Beretotim‘ zur Zeit noch verweigert. Vergl. Abth. II. Abſchn. I £ 


mi ER. des Min, d, E. U. u. M. Ang. (0. Altenſtein) 9.:30, 
nah * —— fanng iliche u 
wiffentdyaftliche Sein mn fionen et, wie folgt, beſtimmt 
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Wear je SER ME An Ey ante a Bid 5 —5— 
fatul 


enden Schulaimtstahdidaten hen Sl ubeng zur —— 

= or, unter ben in bem Regl. v. 20. April 1831 gefeglich vorgefchriebenen Ber 
dingungen zulaffen kann, wobei es ſich von ſelbſt verfteht, daß in der mit ihnen vorzus 
— Prüfung die chriſtliche Theologie nicht in den Kreis dep Vruͤfungs gegen ſtande 

hoch, hat, bie, — — — aan felchen 
—* * —— ‚PRO. eylinke, docendi. melbenden Kandı Daten mofelſchen ‚Stäubens 
fogleich gu eedffnen, daß fe in, Golge der Allerh. „8: De D, 14. Dec, ABBA-meder zur Abz 
haltung des gefeßtich —— — noch zur Enfefung, im Sehefade we 
gelaffen werden Eönnen. (Ann. XIX. ©. 732.) 


Die in der Abth. IL Abfchnitt XI. gegebene Dosfillung xigt jeboch/ daß 


H Kuf dem Balle, welchen bie Scheſſche Ritt 
ö 2.50 —8 ei la 8 Sie vom 
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Generaliſirung ber K. D. v. 18. Aug. 1822 auf einem Mißveiſtaͤnd⸗ 
: beruht, da leßtere ſich m auf dad E. v. 11. März 1812 bezieht, ind 
A ein die Unfähigkeit bes Iuden zu Öffentlichen Hemtern aus: 
sochen iſt. 


Zweites Kapitel. 
Der Militairdienft. 


Einleitung. 

die Anficht, daß die Juden zum Kriegsdienft unfähig wären, war früher 
eft eingewurzelt, daß Niemand daran iu weifeln wagte; ein Gelehrter 
Michaelis!) bewies mit zahfreihen Sründen, daß es fo fein meäffe, 
allenthalben ließ man die Juden vom Kriegsdienſt frei. 

far Fahre 1812 erhob Preußen die Juden zu Staatdbürgern und im fols 
den Yahre kaͤmpfen fie für das ihnen gegebene Vaterland gleich allen 
ern Preußen 2). | Ä 

Auf Diefe Weife waren bie früheren Vorurtheile durch bie That behoben, 
theils aus ihrem Mangel an perſönlichem Muthe, Fheits aus ihren bins 
ıden Mitualgefegen hergenommen waren ?). 


— — — 








) In feiner gegen Dohm gerichteten Schrift. 

) Die merkwürdige geiftige Elafticität biefes Stammes zeigte ſich hier, wie in früe 
beren Fällen. Ihre Verächtlichkeit hörte auf, ſobald man aufhörte, fie verächt: 
lich zu behandeln. Das &. v. 9. Febr. 1818 (G. ©. 1818 ©. 13) rief bad ger 
fammte Volk zu den Waffen und machte hinfichtlic, der Juden Feine Ausnahme. 
„Thatſache ift es,” fagt Buchholz in den Altenjtüden, die Berbeiferung bes 
bürgerl. Zuſtandes der Köraeliten betreffend, Stuttgart und Zübingen, 1815, 
©. 30, „Thatſache ift es, daß die Söhne der wohlhabendften juͤdiſchen Familien 
in den Hauptftädten mit dem Beifpiele frehvilliger Ergreifung ber Waffen voran- 
gingen, und Alle mit eben der Ausdauer, eben der Treue, wie andere Staats⸗ 
bürger fochten und bluteten. Thatſache ift es, daß juͤdiſche Aerzte und Wund⸗ 
ärzte ihr Leben den Gefahren ber FA ausfesten, und als Heilige Opfer 
fielen. Thatfache ift es, daß jübifche Frauen und Mäbchen Feine Anftrengungen, 
keine Gefahren fheuten, um den Verwundeten Troſt und ‚Hülfe angedeihen zu 
laſſen. Zhatfache ift ed enbich, daß alle iäraelitifhen Buͤrger durch bie zahl 
reichiten freiwilligen Geldopfer Beweife der Anhänglichkeit an König und Vaters 
a gaben.” Beifpiele ähnlicher Art führt derſelbe Schriftfteller a. a. O. mehr⸗ 
Q an. i 

) Letzteres wurbe ungeachtet fortgefegter Proteftationen der jüdiſchen Rabbiner ans 
genommen. Noch neuerdings ift hierüber eine befondere Saat erfhienen: Rab⸗ 

inifches Gutachten über Militairpflichtigleit der Juden von Dr. Abraham Geis 

er, Rabbiner in Breslau. Breslau, 1842. Diefelbe fcheint hervorgerufen 

urch die Seite52 gegebene K. O. v. 14. März 1842 umd wurde auf das Verlangen 
des Obervorfteherkollegium® der Breslauer Tubengemeinde abgefapt. (Bgl. Schles 
fifhe Beitung, 1842, Nr. 143. Beilage.) Des Verfaflerd Erörterungen refumis 
ren ſich in folgenden Hauptfäßen: 1) die Gefchichte ſpricht unwiderleglich dafür, 
daß die Juden zu allen Zeiten und in allen Ländern ohne irgend einen Gewiffens« 
ferupel Kriegöbienfte geleiftet haben, und wo ed nicht gefhah, war es von den 
Staaten felbft, welche die Juden wider deren Willen vom Kriegsdienſte aus⸗ 
ſchlofſen, ſo angeordnet. 2) Im jübifhen Staate waren in beiden Arten bes 
Krieges nach rabbinifhen Geſichtspunkte, dem pflichtmäßigen und freiwilligen, 
alle fonft geltenden Gefese, auch die über Sabbath und verbotene Speifen aufges 
hoben, fobald der Kriegszuftand deren Verletzung mit fich führte. 3) Diefe Sus⸗ 
penfion wurde auch auf alle Vorbereitungen und alle Handlungen zu Abwehr 
fünftiger Gefahr audgedehnt. 4) Der heutige Staat legt ald bad jüdiſche Vater⸗ 
land dieſelben Pflichten auf, wie der ehemalige jũdiſche. 5) In ihm fallen ſelbſt 
jene wenigen Beſchränkungen weg, welche im jüdiſchen Staate bei Eroberungss 
Kriegen galten; der Einzelne hat ber Pflicht der Wertheibigung alles andere 
nadjzufegen, fein Leben, feinen Heerb, feine Familie, \einen Wonltant quurn 
feindliche Angriffe gu wahren, folchen Angriffen zuoorgutommen, alio an Veh 

y 
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Dem K. Pol. Präfidio wirb mit Bezugnahme apfidie Allerh. 8. DO. v. 15. u. R 
hierdurch nadhrichtlich befannt gemacht, daß Se. K. Maj. mittelft Ordre v. 13.5.9, 
das unterzeichnete Din. im Allgemeinen zu ermächtigem geruht haben, die von ben ya 
Chriſtenthume übertretenden Juden bei der Zaufe anzunehmenden Bamiliennamen okm 
Weiteres zu beftätigen. (Ann. VI. ©. 375.) | 


I. Was nun insbefondere | 
A, Die $amilien:Namen der Juden anlangt !) fo wurbe 


1) durch dad E. v. 11. März 1812 die Fortdauer der Staatöb 
Qualität der Juden im $.2. davon abhängig gemacht, daß fie feſtbeſti 
Samilien-Namen führen, und fie hatten fich nach $. 3 binnen ſechs 
ten vor der Obrigkeit ihres Wohnortes zu erflären, melden Familien⸗N 


fie beftändig führen werden. Eine Inſtruktion hierüber wurde im$. 
vorbehalten. | 

2) DiefeInftr. erging unter dem 25. Juni 1812 und erhielt fpäter 
tigkeit für die ganze Monardie?). Sie beftimmt im $. 6, daß die Reg 
‚ rungen aus Gründen, die ihrem Ermeffen anheimgeſtellt blieben, bie & 
nehmigung des gewählten Namens verweigern, und daß Juden, die berei 
einen bleibenden $amiliennamen baden, diefen nur unter eben den Diode 
litäten, wie Chriften, ändern könnten. 

3) R. des K. Min. des 3. u. d. P. (Köhler) an das K. Polizels-Yılk 
dium zu Berlin v. 30. Aug. 1834. Annahme von Familien-Namen Geitmi 
der Juden nach erreichter Volljährigkeit. 

Der Deutung, welche das K. Polizei:Präfibium in Seinem ben mofaifchen Glaben⸗ 

enoſſen N. N. aus Stargard in Pommern betr. Ber. v. 5. d. M. der nicht : 
aßten Anweifung zum Gebraudy bes Schemas wegen der Verzeichniffe ber Nbiftab 
milien giebt, ſtimme ich volllommenbei. Mütter, als ſolche, find nicht berechtigt, Namak 
ihrer minderjährigen Kinder Handlungen vorzunehmen und Erklärungen abzugebe 
welche die Kinder nach erlangter Volljährigkeit verpflichten. 

Hierzu ift nur der Vormund befugt. Hat nun diefer eine ſolche Erklärung, wegen 
von einem jüdifchen Muͤndel anzunehmenden Familien⸗Ramens, abzugeben unterlafle 
fo kann ber legtere nach erlangter Volljährigkeit noch felbft über die Annahme bes % 
mens beftimmen. Wenn in ber gedachten Anweifung vorgefchrieben ift, daß auch um 
heirathete felbftftändige Juͤdinnen ald Kamilienhäupter betrachtet werben follen, fo 
dies nur auf bie befondere Eintragung in die Tabelle zu beziehen, kann aber den Witte 
keine Rechte über bie Kinder verleihen, die nicht Tonft in den Geſetzen begründet find. 

Da nun ber Vormund besjenigen Kaufmanns, von welchem der Bericht bes K. Ye 
zei⸗Praͤſidiums handelt, und welcher auf Angabe feiner Mutter als N. N. in die Un 

u Stargard eingetragen gewefen, fid) wegen Annahme eines Familien⸗Ramens für 

—8* nicht erklärt hat, fo iſt letzterer jetzt, nach erlangter Volljaͤhrigkeit, nicht zu ve 
hindern, den Namen feines Stiefoaters, wenn berfelbe Damit einverftanben iſt, anz 
men. nd da ihm wegen Grlangung des hiefigen Bürgerrechtd daran gelegen zu fen 
ſcheint, bald in den Beſitz eines Staatsbürger-Gertifitatd zu kommen, To ermächtige 4 
das K. Polizei-Präfidium, ihm ein folches, unter obiger Borausfesung, unter bem Rama 
N. N. audzuftelen, wovon bie Reg. zu Stettin zur Bemerkung in den Liften von @te 
gard zu benachrichtigen ift ac. (Ann. XVII. &, 755.) 


B. In Anfehung der Bornamen bemerkte: 


1) dad R. ded Min. ded I. (v. Schudmann) an den Staatsrath Lie Ca 
v. 19. Sept. 1812 rüdfichtlich der demſelben vorgelegten zweiten Brage, ei 
jedem jübifchen Zamilien » Water bei ber damaligen Ausführung 
Edikts, fo wie die freie Auswahl und Aenderung ber Familien⸗Ramen, f 
au) die Aenderung der bisherigen Vornamen zuftehe? 

3u 2. muß ic) zundrberft, nur um Mißverftändniffe zu verhäten, barauf aufmerkfon 
maden, daß zwar bie freie Auswahl der Familien-Namen ba, wo bergleichen bisher 















1) Wegen Pofen f. sub III, 
2) Bgl. biefelbe sub II. ©, 59, 
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Der 8. 16 des E. v. 11. März 1812 bereits unterwarf die Juden gleich“ 
Pelle der damals beftehenden Militait⸗Konſkription und da8 allgemeine ©. 
3. Sept. 1814, betr. die allgemeine Verpflichtung zum Kriegsdienſte 1), 
immt im Eingange, daß die biöher über die Ergänzung der Armee bes 
Handenen älteren Geſetze überall Durch diefes neue Gejek aufgehoben werben 
und biöponirt demnächft im $. 1: 0 

„Seder Eingeborne, fobald er das 2Ofte Jahr vollendet hat, ifl zur Ver⸗ 
fheidigung ded Vaterlandes verpflichtet.” | | — 

Dieſe geſetzliche Beſtimmung iſt ganz allgemein und giebt mithin, da die 

n Preußen anſäßigen Juden ſämmtlich für Eingeborene zu erachten, wenn 
le auch nicht fämmtlich Staatsbürger find?), allen Juden in Preußen >) 
jje Pflicht und dad Recht zum Militairdienſt. Dur Minifterial-:Beftim: 
hüngen-ift, Dem entgegen, ein Unterfchied gemacht worden zwifchen den 
$uden, welche Staatöbürger find und welche nicht. Außerdem werden auch 
Inden, ohne daß die durch ein öffentlich bekannt gemachted Geſetz vorge: 
chrieben wäre, nicht in da8 Garde: Korps einaeftellt *). 
Es beſtimmen hierüber und über die ſon ſtigen jüdifchen Militair⸗Verhältniſſe: 
1) Dad R. des Min. des J. v. 12. Aug. 1817 .an dic K. Reg. zu 
Potsdam, Berlin, Frankfurt, Stettin, Köslin, Königsberg, Sumbinnen, 
Rarienwerber, Danzig, Breslau, Liegnig, Oppeln und Reichenbach. 

Der 8. Reg. wird hierdurch zur Nachricht und Achtung eröffnet, daß die jübifchen 
Hnwohner, welche dad Staatsbürgerrecht befigen, der Militairpflichtigkeit, gleich allen 
ndern Preußifchen Staatöbürgern, unterworfen find. 

‚Berlin, den 12. Xuguft 1817. Minifterium des Innern. 

2) Der K. Reg. zu Merfeburg, Stralfund, Pofen, Bromberg, Magdeburg, Erfurt, 
Sleve, Koblenz, Köln, Trier, Aachen, Düffeldorf, Münfter, Minden und Arnsberg wird 
ierdurch zur Nachricht und Achtung bekannt gemacht, daß die Militairpflichtigkeit der 
fuben in bem bortigen Departement, welche das Preuß. Staatsbürgerrecht noch nicht 
efigen, lebiglich nach der bisherigen Verfaflung behandelt werben muß. 

Berlin, den 12. Xuguft 1817. (Annalen Bd. 1. Heft 3. ©. 225.) 

ZZR. des K. Min. des Inn. (Köhler) an die K. Reg. zu Berlin v. 17. 
Ing. 1219. Steimilliger Milttairbienft der Juden aus Neuvorpommern 

oſen. 
il Reg. wird auf Ihren wegen des freiwilligen Eintritts ber Juden aus Neu⸗ 
SBaryommern und dem Großherzogthum Pofen in das Militair unterm 26, v. M. ers 
Batteten Bericht eröffnet, daB ſich Hinſichts der Juden aus der erfigedachten Provinz, 
welche militaiepflichtig find, kein Bedenken findet, ihnen für ben Fall des freiwilligen 
Dienftes bei Wahl des Truppentheils in keiner Art zu beſchränken. 

In Anfehung der Juden aus dem Großherzogthum Poſen kann aber nicht eine gleiche 
Behandlung ftattfinden, denn nad ausdruͤcklich Allerhoͤchſter Beftimmung find felbige 
verläufig nicht militaicpflichtig, fondern bezahlen noch das Rekrutengeld. 

Da nun der freiwillige Dienſt eine Begünftigung für Militairoflichtige iſt, fo kann ſol⸗ 
her den Richt: Militairpflichtigen um fo weniger verflattet werden, als dadurch nur den 
Saben des Großherzogthums Pofen mannigfache Gelegenheit gegeben werden möchte, 
id ne alten ne einzufchleichen, und welches auch verhindest werben fol. 

nn. III. ©. 416. 
4) R. des K. Min. des Inn. und der Pol. (Köhler) an den K. Militairs 

Kommiffarius zu Berlin v. 17. April 1832. Erfüllung der Militairpflicht 

Seiten der Juden durch freimiligen MilitairsChirurgenbienft. 
Bw. 2c. 2c. wird auf Ihre unterm 6ten d. M. aus Veranlaſſung eines Spezialfalls, 





G. S. 1814. ©. 79. 
2) Vergl. den Abſchnitt IT. ©. 45, 
) a aaa ine berer ee en Defen, wo nad) R} 14 de8 ©. v. 1. 
uni as Recht gegeben ift, freiwillig in ben Mikitaichienft Au treten. 
Vergt. Abth. IL, Abfchn. HI. s tum 
) Bergl, unten das 3, v. 17. April 1892 sub Rx, 4, 
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wegen des jübifchen Glaubensgenoſſen, Kandidaten ber Medizin R.R. gemachte Anfrage 
eröffnet, daß nen ifraetfüfchen jungen Leute, welche zum einjährigen freiwillige 
Militairdienft zugelaffen worden, allerdings ihre Militairpflicht als Kompagnie-Chirus 
gen erfüllen dürfen, und benfelben bie Beflimmung bes $. 9 bes E. v. 11. Mär; 1812 
nicht entgegengeftellt werben kann, ba Hier nicht von ber Verleihung eines Staatdant, 
fondern von der Erfüllung einer allgemeinen fiaatsbürgerlichen Berpflichtung bie Bick 
tft, welcher auch die Juden unterworfen find. . _ 

Uebrigens bleiben, wie Ew. ze. 2c. richtig bemerken, bie ifraelitifchen Militairpflichtign 
vom Eintritt in das Garbe-Korps fo lange ausgefchloflen, als bei biefem überhaupt kein 
Juden eingeftellt und angenommen werben. (Ann. XVL 8. 504.) 


5) Nah dem R. der Min. des J. u. d. P. bed Kr. und d. G. uf 
M. A. v. 19. Aug. 1840 haben die Zöglinge der jürifchen Wereinfäyufe 
Münfter, welche vor der K. Seminar: Prüfungs: Kommifflon ihre 

ung zu einer Elementar-Eehrerftelle nachgewielen haben, das Recht, i 
Milttairienfipflict durch eine ſechswoͤchentliche Dienflzeit abzuleiſten. 

Da nah Em. ꝛe. Ber. v. 6. Juni d. J. bie jüdifche Vereinſchule zu Mlinfter ie 
Leiftungen, welche rüdfichtlich ber Ausbildung der Zöglinge von einem Nebenſemintit a 
fordert werben, erfüllt: fo genehmigen wir im Sinne ber X. 8. D. v. 28, Dt. 180, 
daß biejenigen Zdglinge Liefer Schule, welche vor der. R. mieten haben, —— 
ihre Befähigung zu einer Elementar-Zehrerftelle nachgewieſen haben, gleich benz 
Schul⸗Amts⸗Kandidaten angefehen werben, welche, in fofern fie —* in 
Haupt⸗ ober Rebenſeminar erlangt haben, bie Begünftigung zu Theil wi, Neal 
tairdienftpflicht durch eine ſechswoͤchentliche Dienitzeit ableiften zu Eönnen. * 

Hiernach wird Ew. xc. die weitere Veranlaſſung, fo wie bie Beſcheidung bes. jũbiſe 


Bereins für Weftphalen und die Rheinprovinz sc. uͤberlaſſen. 
(Verw. Min. Bl. 1840. ©. 431.) 


6) In Betreff der Vereidigung des jübifhen Militairs vgl. Yya 
Abfchn. X., das jüdische Kirchenweſen betreffend. 4 



















| Seqſter Abſchnitt. “ 
Berhältniffe der Juden im Preugifhen Staate, bie Zufiy 
hoheit betreffend. f 


Die Verhältniffe der Zuben, welche die Juſtizhoheit betreffen, nämil J 
ſowohl die Civil⸗ als die Criminaljuſtizgewalt, find verſchieden, je nah 
dem die Juden unter der Herrſchaft des Landrechts, des Franßzöfiſcha 
Rechts oder des gemeinen Deutſchen Rechts im Preußiſchen Staate leben 
Es find dieſe Privat» und criminalrechtlichen Verhaͤltniſſe nach jener tab 
fachen Freltung in dem zweiten Theile des Werkes dargeſtellt und dort ps 
vergleichen. 


Siebenter Abſchnitt. J 
Die Verhältniſſe der Juden im Preußiſchen Staate, bas * 
Staatspolizei⸗-Recht betreffend. | 








Während einige, die Perfonal-Polizet betreffende Verhältniffe gleihmänk 
für Den ganzen Staat geordnet find, wie bie folgenden Kapitel ergeben, fi 
bie, die Gewerbe: Polizei betreffende Berhältniffe in den einzelnen it 
verfchieden und daher bei biefen in den einzelnen Abfchnitten der zweiten 
Abtheilung zu vergleichen. 


Seaateeechel. Bestim 5. 3. — Den ganzen Staat betr. 5 
Erſtes Kapitel. 
Feſtſtellung der Perſonal⸗Verhaͤltniſſe. 
I 


Sorge für die Unabänderlichkeit der jüdifhen Familien— 
Namen und Vornamen. 


I. Schon die allgemeine Gefebgebung enthält in biefer Beziehung die 
nötbigen Beftimmungen. Das A. L. R. verbietet Thl. II. zit. 20. 
. 1440b., fi) auch ohne unerlaubte Abficht (d. h. auch ohne, daß da⸗ 
ein Betrug bezweckt würde) eines fremden Familiennamend ober 
Wappens zu bedienen. In Betreff der förmlichen Zulegung eines fremden 
Bamiliennamens diöponirt: 


NM Das R. v. 9. Juni 1806, betr. das Werbot der Führung fremden 
Namens und Siegels. 
i Wilhelm te. Der Banquier ꝛc. L. hat ſich daruͤber beſchweret, daß fein bei 
Erch engebrachtes Geſuch, dem Juden ꝛc. N. die Führung feines Namens und des mit 
beinfelben verſehenen Siegels bei namhafter Strafe zu unterfagen, zurüdgemiefen ift, 
und Wir finden diefe Beſchwerde gegründet. Der $. 14406. Zit. 20. Th. H. des X. 
8. 8. verorbner allgemein unter dem Rubro: Mißbrauch fremben Namens und Wap⸗ 
vens, daß Niemand, wenn auch Feine unerlaubte Abficht damit verknuͤpft ift, fich eines 
fremden Familien⸗-Namens oder Wappend bedienen falls und daraus folgt von felbft, 
daß es nicht erlaubt fein fann, feinen angeborenen Ramen ohne fpezielle höhere Erlaub⸗ 
nij mit einem andern Familien⸗-Ramen zu vertaufchen, denn, was in einzelnen Fällen 
nicht einmal geftattet werben fol, kann um fo weniger in allen $ällen erlaubt fein. Daß 
der Jude ꝛc. N. nad) dieſem Gefege fich nicht das einemal N. und das anberemal ®, 
nennen fann, wird in Euret, dem Supplikanten ertheilten Vorbeicheibung pugeaeben, 
Die Annahme des Familien⸗Ramens 2. für immer aber tft eine Kontinuation dieſer uner: 
Laubten in dem allegirten Gefeg verbotenen Handlung deſſelben: ein fremder Name ift 
für Seven ein folder, der ihm nicht angeboren, ohne Unterfchieb, ob er denfelben 
e fpezielle Erlaubniß der Tompetenten Gtaats:-Behörde, alfo unbefugter Weife 
immer, oder in einzelnen Källen fich beigelegt hat, und die Anwendung bed Geſetzes 
nte Außerften Falles nur dann zweifelhaft fein, wenn der R. nicht einen bekannten 
jlien-Namen, fondern flatt deffen irgend einen andern genommen hätte, von welchem 
nicht weiß, 0b er einer fo benannten Familie gehöre, Hierin liegt auch das Intereffe 
die damit verknüpfte Befugniß des Banquiers 2., die gefepliche Unterfagung bes 
—3 ſeines Familien⸗Ramens, ſo wie ſeines Petſchaftes, welches den ganzen Namen 
enthält und zwar bei dem kompetenten Gerichtshof zu extrahiren, weil jenes unter den 
Geiminalgefegen aufgenommen ift, die Gerichtöbehörbe alfo bie Unterfagung bei ber im 
J. 1440 ha marorhneien namhaften, von Euch feftzufegenden Strafe erlaffen muß. 
jernad) ꝛc. 
v (8.C. C. Tom. XI. ©. 665. Nr. 77 de 1806. Rabe’s Samml. Bb.8. &. 608.) 


2) Die K. O. v. 15. April 1822 beftimmte demnächſt, daß es bri Ver: 
meldung einer Geldbuße von fünfzig Thalern oder vierwöchentlicher Ge⸗ 
fängnißftrafe!) Niemandem verftattet. fein folle, ohne unmittelbare Landes: 
herzliche Erlaubniß, feinen Familien⸗ oder Gefchlechtd-Namen zu ändern, 
wen Dabei auch feine unlautere Abfiht vorhanden fei. 

(8. ©. 1822. ©.108) . 

3) Sn Beziehung auf die zum Ehriftenthume übertretenden Juden wurde 
Wocdy diefe Genehmigung vom Könige auf das Pol. Min. übertragen durch 
k. O. v. 15. April 1822, mitgetheilt durch R. des K. Min. ded 3. (Köh⸗ 
m) an das K. Pol, Präfidium zu Berlin v. 24. Mai 1822, 


— — — — · nn 


1) Daß dieſe Strafen nur von Gerichten, nicht von Polizei⸗Behoͤrden keltge⸗ 
fegt werden können, bemerkte das R. des Din. des J. v. d. H. v. 8. Kon. AR, 
(Ann. XIV. G. 790.) 
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:; Deffenungeachtet fcheint man in neuefter Zeit auf frühere Ideen zurüds 


zukommen, wie bie folgende K. O. v 14. März 1842 ergiebt. 


Wenn die Yelteften ber juͤdiſchen Gemeinde zu Magdeburg in der Vorſtelung v. 22, | 


v. M. den Eintritt in den Militairdienft als ein den Juden zuftchendes Recht in Au⸗ 
ſpruch nehmen, fo eröffne ich denfelben, daß es niemals in Abficht geweſen ift, den Juden 
den freiwilligen Eintritt in den Militairbienft zu verfagen, woburd ihre Befugniß zur 
Theilnahme an dem ehrenvollen Beruf der Landeövertheidigung jedenfalls unverfchräntt 
bleiben wird. Was aber die Pflicht der Juden zum Militairdienfte für die Zukunft bes 
teifft, fo muß die Beftimmung darüber bis nad) Beendigung der von mir angeorbneten 
Berathungen über die Regulirung ber bürgerlichen Verhältniffe der Juden ausgeſett 
bleiben, _ u Friedrich Wilhelm. 

An die Aelteften der jübifchen Gemeinde zu Magbeburg, 


Es if. in Beziehung auf.diefe Angelegenheit bemerkenswerth, daß hrs 


Juden die Berechtigung reſp. Berpflichtung zum Militairdienft wider ihren 
Willen in einem großen Theile des Staates nicht entzogen werden Tönnte, 
ohne dem in der biftorifchen Einleitung S. 20 gegebenen Aetifel 16 
der deutſchen Bundesakte entgegen zu handeln. Der Art. 16 be 
fiimmt, daß den Juden die denfelben von den einzelnen Bundesſtaaten be 
zeits eingeräumten Rechte erhalten werden müflen. Nun beflimmen abe 
für die alten Provinzen die 68. 15. u. 16 ded E. v. 11. März 1812, def 
die Suten gehalten, alle den Chriften gegen den Staat obliegende Pflichten 
gleichfalls zu erfüllen und daß fie inöbefondere gleich den Chriften der Milk 
tair-KKonfkription unterworfen. Eben fo find die Juden in den Provinzen, 
die zu Frankreich, zum Königreich Weftphalen und zum Großherzogtbum 

Berg gehört, in Diefer Beziehung den Chriften vollkommen gleichgeſtellt. 
Dad Recht der Juden, gleich den Ehriften zum Militairdienft angezogen 
zu werden, fleht mithin in allen diefen Provinzen, fomeit fie zum beutfchen 
Bunde gehören ?), unter der Garantie des deutichen Bundes. 

Es kann hiergegen keinesweges eingewentet werden, daß man nicht ver 
einer Berechtigung auf eine Pflicht Iprechen könne, vielmehr wird der Regel 
nach die Pflicht zu einerkeiftung auch die Berechtigung dazu in fich fchließen 
und daß indbefondere im vorliegenden Falle die Pflicht der Juden, gleich den 
Chriſten zur Vertheidigung ded Vaterlandes beizutragen, unter den obmal 
tenden Umftänden ein wirkliches Recht enthält, könnte höchftend mit todten 
Morten beftritten werben, nicht aber bei lebendiger Auffaffung der Ge 
fammtverbältniffe. Bedürfte es dieferhalb noch eined befonderen WBeweifeh, 
fo würde der Hinweis auf dad Großherzogthum Pofen genügen, wo man 
ben Juden, weil fie fich auf einer tieferen Kulturftufe als die Juden der 


übrigen Provinzen der Regel nach befinden, im $. 14 des G. v. 1. Im 


1833 — f. Abth. II. Abfchn. III — auch bloß das Recht zum freimil 
ligen Militairdienft gegeben, ihnen alfo das Recht abgefprochen bat, gleich 
allen übrigen Staatögenoflen vom Staate für verpflichtet angefehen zu 
werden, dad Vaterland zu vertheidigen. 


Gegenwärtige Berfaffung: 


Zur Zeit befteht folgende Werfaffung in Betreff der Mititairdienftpflict 
der Tuben. 


Kriegsdienſten und Allem, was bamitin Verbindung fteht, fich zu betheitigen. DES 
iſt geradezu religiöfe Pflicht fürden Juden, und zwar bie hoͤchſte, der alle ander 
fi unterordnen müſſen, fo daß ber fromme Jude ſich ihr nicht entziehen darf 
ganz ahgefehen davon, daß die Sicherheit und der Ruhm des Waterlandes ihm 
am Herzen liegen müffen. 6) Die heutige Kriegsführung fordert bie mannig⸗ 
fachften Vorbereitungen auch in Friebdenszeiten, und biefe führen biefelben Ve⸗ 
freiungen mit fich, wie ber wirkliche Kriegszuftand. 

* 5 Die Provinzen Preußen und Pofen gehören nicht zum deutſchen Bunde. 
f 
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-Der-6..16 des €. v. 11. Mir 1812 bereits unterwarf die Juden gleich, 
alls der damals beftehenden Militair tonfkription ‘und das allgemeine ©. 
» 3.. Sept: 1814, betr. die allgemeine Verpflichtung zum Kriegödienfte 1), 
eſtimmt im Eingange, daß die biöher über .die Ergänzung ber Armee bes 
landenen diteren Geſetze überall durch dieſes neue Seje aufgehoben werben 
und disponirt demnaͤchſt im 8. 1: ' | 

„Seder Eingeborne, fobald er das 2Ofle Jahr vollendet hat, iſt zur Ver⸗ 

theidigung bed Vaterlandes verpflichtet.” | | en 

Diefe gefegliche Beſtimmung ift ganz allgemein und giebt mithin, ba die 
n Preußen anfäßigen Juden fämmtlich für Eingeborene zu erachten, wenn 
ie auch nicht ſämmtlich Staatdbürger find2), allen Juden in Preußen) 
de Pflicht und dad Recht zum Militairdienſt. Durch Minifterial:Beftim: 
hungen-ifl, Dem entgegen, eip Unterfchied gemacht worden zwilchen dem 
zuden, welche Staatöbürger find und welche nicht. Außerdem werden auch 
$uben,. ohne daß Died durch ein öffentlich befannt gemachtes Geſetz vorge⸗ 
chrieben wäre, nicht in dad Garde⸗Korps eingeftellt *). 

Es beſtimmen hierüber und über die fonftigen jüdifchen Militair⸗Verhaͤltniſſe: 

.1) Das R. des Min. des J. v. 12. Aug. 1817 .an dic K. Reg, zu 
dotsdam, Berlin, Frankfurt, Stettin, Köblin, Königsberg, Sumbinnen, 
Rarienwerber, Danzig, Bredlau, Liegnig, Oppeln und Reichenbach. 

Der X. eg. wird hierdurch aut Nachricht und Achtung eröffnet, daß die jübifchen 
Einwohner, weldhe bad Staatöbürgerrecht befigen, der Mititairpflichtigkeit, gleich allen 
ndern Preußifhen Staatsbürgern, unterworfen find. ' 

Berlin, den 12, Auguſt 1817. Minifterium des Innern. 

2) Der K. Reg. zu Merfeburg, Stralfund, Pofen, Bromberg, Magdeburg, Erfurt, 
Teve, Koblenz, Köln, Trier, Aachen, Düffelborf, Münfter, Deinder und Arnsberg wird 
ierdurch jur Rachricht und Achtung bekannt gemacht, daß die Militairpflichtigleit der 
zuden in dem bortigen Departement, welche das Preuß. Staatsbürgerrecht noch nicht 
efigen, lediglich nach der bisherigen Verfaſſung behandelt werben muß. 

Berlin, den 12. Auguft 1817. (Annalen Bd. 1. Heft 3. ©. 225.) _ 

3) R. des K. Min. ded Inn. (Köhler) an die K. Reg. zu Berlin v. 17. 
m Mi Freiwilliger Milttairdienfl der Zuden aus Neuvorpommern 

ö u 

“ DER. Bo. wird auf Ihren wegen bes freiwilligen Gintritts ber Juden aus Neu⸗ 
Serponimen und bem Großherzogthum Pofen in das Militair unterm 26, v. M. ers 
Satteten Bericht eröffnet, daß ſich Hinſichts der Iuben aus ber erſtgedachten Proving, 
weiche miljtairpflichtig ſind, Fein Bedenken findet, ihnen für ben Fall des freiwilligen 
Senfles bei Wahl ded Truppentheils in Feiner Art zu befchränten, , 

au Kufebung der Juden aus dem Großherzogthum Poſen Tann aber nicht eine gleiche 
Behand ng ftattfinden, denn nad) ausdruͤcklich Allerhöcfter Beſtimmung find felbige 
verläufig nicht militairpflichtig, fondern bezahlen noch das Rekrutengeld. 0 

Da nun der freiwillige Dienft eine Begünftigung für Mititairoflichtige iff, fo Kann fols 
er den Richt-Militairpflichtigen um fo weniger verftattet werben, ald baburch nur ben 
Juden des Großherzogthums Polen mannigfache Gelegenheit gegeben werden möchte, 
Phi ekten rooingen einzufchleidhen, und welched auch verhindert werben foll. - 

nn, III. ©, 416. 

9 R. des K. Min. des Inn. und der Pol. (Köhler) an den K. Militairs 
Smmiffarius zu Berlin v. 17. April 1852. Erfüllung der Militairpflicht 
von. Seiten der Juden durch freiwilligen Militair⸗Chirurgendienſt. 

Ww. 2c. 2c. wird auf Shre unterm 6ten d. M. aus Veranläffung eines Spezialfalls, 





)8.0.1814. 8.70. 
?) Berg. ben Abfchnitt II. ©. 45. 
) zit —e herer AR ri Poſen, wo nad) R} 14 des G. v. 1. 
un as Recht gegeben tft, freiwillig in ben Mifitairbie ten. 
Bergl. Abth. II. Abfcn. HI. i nit au treten 
*) Bergl, unten das R. v. 17, April 1832 sub Nr. 4, 
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wegen bes jüblfchen Slaubensgenoſſan, Kandidaten ber Mebizin R.R. gemachte Anfrage | 
eröffnet, daß diejenigen ifraglitifchen jungen Leute, welche zum einjährigen freiwilligen 
Militairdienſt zugelaffen worben, allerdings ihre Militairpflicht als Kompagnie-Ghirurs 
gen erfüllen bürfen, und benfelben bie mmung des $. 9 des E. v. 11. März 1812 
nicht entgegengeftellt werben Tann, ba Hier nicht von ber Verleihung eines Staatsamts, 
onbern von ber Erfüllung. einer allgemeinen ſtaatsbürgerlichen Werpflichtung die Mebe 
ft, welcher auch die Juden unterworfen find. 

Uebrigens bleiben, wie Ew. sc. 2e. richtig bemerken, bie ifraelitifchen Mititairpflichtigen 
vom Eintritt in das Garde⸗Korps fo lange audgefchloflen, ald bei biefem Überhaupt Beine 
Juden eingeftellt und angenommen werben, (Ann. XVI. 8. 504.) 

5) Nah dem R. der Min. des I. u. d. P., ded Kr. und d. G., U. n. 
M. A. v. 19. Aug. 1840 haben die Zöglinge der jüdiſchen Vereinſchule 
Munſter, welche vor der K. Seminar: Prüfungs: Kommiffion ihre Befa 
gun zu einer Elementars&ehrerftelle nachgewielen haben, das Recht, ihn 

iitatedienftpflicht durch eine ſechswoͤchentliche Dienflzeit abzuleiften. 

Da nad Ew. 18. Ber. v. 6. Juni d. 3. bie jfdifche Vereinſchule zu Melinfter, bie 
Leiftungen, welche vüctfichttich ber Ausbilbung der Zbglinge von einem Nebenſeminai eu 
fordert werden, erfüllt: fo genehmigen wir im Sinne ber X. K. D. v. 29, Ott. 1887, 
daß biejenigen Zoͤglinge Liefer Schule, weiche vor der K. Seminar- Prüfungs: Kommi 
ihre Berählaung zu einer Glementarstehrerftelle nachgemwiefen haben, gleich denj 
SchulsAmtssKandidaten angefehen werben, welche, in fofern fe ihre Aushilbung In ein 
Haupt⸗ ober Nebenfeminar erlangt haben, bie Begünftigung ga Theil wird, Miß 
tairdienſtpflicht durch eine ſechswoͤchentliche Dienſtzeit ableiſten zu koͤnnen. 

Hiernach wird Ew. ꝛc. bie weitere Veranlaſſung, fo wie die Niefcyeibung bes. jüdiſchen 
Vereins für Weſtphalen und bie Rheinpropinz ıc. aͤberlaſſen. 

(Verw. Min. BI. 1840. &, 481.) 

6) In Betreff der Vereidigung bes jübifhen Militairs vgl. den 

Abſchn. X., das züdifche Kirchenweſen betreffend. 


Sechſter Abſchnitt. 


Verhältniſſe der Juden im Preußiſchen Staate, die Juſtip 
hoheit betreffend. 


Die Verhältniffe ber Juden, welche die Juſtizhoheit betreffen, naͤmliq 
fowohl die Civil⸗ ald die Criminaljuſtizgewalt, * verſchieden, je nad 
dem bie Juden unter der Herrſchaft des Landrechts, des Franzöfiſche 
Rechts oder ded gemeinen Deutfchen Rechts im Preußifchen Staate leben. E 
Es find diefe Privat» und criminalrechtlihen Werhältniffe nach jener tır 
facıen Fyeltung in dem zweiten Theile bed Werkes dargeſtellt und dort ju 
vergleichen. Ä 


Siebenter Abfchnitt. 


Die Berbältniffe der Juden im Preußifchen Staate, bad 
Staatspolizei⸗Recht betreffend. 


Während einige, die Perſonal⸗Polizei betreffende Verhältniffe gleihmänl; 
für den ganzen Gtaat geordnet find, wie bie folgenden Kapitel ergeben, 
bie, die Gewerbe⸗Polizei betreffende Verhältniffe in den einzelnen Zerritor 
verfchieden und daher bei diefen in den einzelnen Abfchnitten der zweiten 
Abtheilung zu vergleichen. | 
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| Ortes Kapitel, 
Feſtſtellung bet Perſonal⸗Verhaͤltniſſe. 
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Sorge für die Unabänderlichfeit der jüdiſchen Bamilten» 
Namen und Vornamen. 


I. Sqyp bie allgemeine Sefeggebung enthält in diefer Beziehung die 
nötbigen Beftimmungen. Das A. 2. R. verbietet Thl. II. Tit. 20. 
. 1440b., fi). auch ohne unerlaubte Abficht (d. h. audy ohne, daß das 
sd ein Betrug bezweckt würde) eines fremden Familiennamens oder 
Wappens zu bedienen. In Betreff der förmlichen Zulegung eines fremden 
Samiliennamens diöponirt: 
1) Dad 8. v. 9. Juni 1806, betr. dad Werbot der Führung fremden 
Namens und Siegel, 
i Wilhelm ic. Der Banquier 2c. 8. bat ſich daruͤber beſchweret, daß fein bei 
Euch angebrachtes Geſuch, dem Juden ꝛc. N. die Kührung feines Namens und des mit 
demfelben verfehenen Siegels bei nambafter Strafe zu unterfagen, zuruͤckgewieſen iſt, 
und Wir finden biefe Beſchwerde gegründet. Der $. 1440b. Zit. 20. Th. HI. de X. 
2... verorbwer allgemein unter‘dem Nubro: Mißbrauch fremden Namens und Wap⸗ 
yens, DUB Niemand, weha auch feine unerlaubte Abficht damit verknüpft ift, fich eines 
fremden amiliensNamens oder Wappens bedienen ſoll; und daraus folgt von felbft, 
das es nicht erlaubt fein kann, feinen angeborenen Ramen ohne fpezielle höhere Erlaubs 
niß mit einem andern Kamilien-Ramen zu vertaufchen, denn, was in einzelnen Fällen 
nicht einhat geftattet werben fol, fann um fo weniger in allen Faͤllen erlaubt fein. Daß 
ber Jude ꝛc. R. nad) diefem Geſetze fi nicht das einemal N. und das anderemal ®, 
nennen Tann, wird in Euret, ben Supplikanten ertheilten Vorbefcheibung zugegeben, 
die Annahme des Kamitien-Hamens 2. für immer aber ift eine Kontinuation biefer uner⸗ 
Laubten in dem allegirten Gefeg verbotenen Handlung deffelben: ein fremder Name ift 
für Seven ein folder, ber ihm nicht angeboren, ohne Unterfchied, ob er denfelben. 
ohne fpezielle Erlaubniß der kompetenten Staats⸗Behoͤrde, alfo unbefugter Weiſe 
immer, oder in einzelnen Fällen fich beigelegt hat, und bie Anwendung des Geſetzes 
nte aͤußerſten Falles nur bann zweifelhaft fein, wenn der N. nicht einen belannten 
ien⸗Ramen, fondern ftatt deffen irgend einen andern genommen hätte, von welchem 
Man nicht weiß, 0b er einer fo benannten Bamilie gehöre, Hierin liegt auch das Intereffe 
und bie bamit verfnüpfte Befugniß des Banquierd L., die gefegliche Unterfagung des 
uchs feines Bamilien: Namens, fo wie feines Petfchaftes, welches den ganzen Namen 
. mfhält und zwar bei dem kompetenten Gerichtshof zuertrabiren, weil jene unter ben 
Selminalgefegen aufgenommen iſt, bie Gerichtsbehörbe alfo bie Unterfagung bei ber im 
\ 1440b. angeordneten namhaften, von Euch feftzufegenden Strafe erlaffen muß. 


ad ic. 
(0.C. ©. Tom. XII. ©, 665. Nr. 77 de 1806. Rabe's Sammt. Bb.8. S. 608.) 


2) Die K. O. v. 15. April 1822 beftimmte demnächſt, daß es bei Vers 
mbung einer Geldbuße vor fünfzig Thalern oder vierwöchentlicher Ges 
fängnißftrafe 2) Niemandem verftattet. fein fole, obne unmittelbare landes⸗ 
henliche Erlaubniß, feinen Familiens oder Geſchlechts-Namen zu ändern, 
wım Dabei auch feine unlautere Abficht vorhanden fei. 

(8. ©. 1822. 8.108) . 

3). In Beriehung. auf die zum Ehriftenthbume übertretenden Juden wurde 
Woody diefe Genehmigung vom Köriige auf das Pol. Min. übertragen durch 
K. O. v. 15. April 1822, mitgetheilt durch R. des K. Min. ded 3. (Köh⸗ 
im) an das K. Pol. Präfldiuni zu Berlin v. 24. Mai 1822. 


— 


2) Daß diefe Strafen nur von Gerichten, nicht von Polizei⸗Behoͤrden feftges 
fegt werden können, bemerkte das R. des Min. des 3. u. d. 9. v. 6. Nov. 1830, 
(Ann. XIV, G. 790.) 
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Dem K. Pol. Präfibio wird mit Bezugnahme auf ‚die Allerh. K. D. v. 15. v. R. | 
hierdurch nachrichtlich bekannt gemacht, daß Se. K. Maj. mittelft Ordre v. 13. d. M., 
das unterzeichnete Din. im Allgemeinen zu ermaͤchtigen geruht Yaben, bie von ben zum 
Chriſtenthume übertretenden Juden bei der Zaufe anzunehmenden Familiennamen ohne 
Weiteres zu beftätigen. (Ann. VI. S. 375.) 

I. Was nun insbefondere | | 

A, Die Familien⸗!amen der Juden anlangt !) fo wurbe 


1) durch das €. v. 11. März 1812 die Fortdauer der Staatöbürgen 
Qualität der Juden im $.2. davon abhängig gemacht, daß fie keſtbeſtimmte 
Samilien-Namen führen, und fie hatten ſich nach $. 3 binnen ſechs Mona 
ten vor der Obrigkeit ihres Wohnortes zu erklären, welchen Zamilien-Namen 
fie beftändig führen werden. Eine Infteuktion hierüber wurde im $. 5, 
vorbehalten. , 

2) DiefeInftr. erging unter dem 25. Juni 1812 und erhielt fpäter Gul⸗ 
tigkeit für die ganze Monarchie). Sie beftimmt im $. 6, daß die Regie 
‚ zungen aus Gründen, die ihrem Ermeſſen anheimgeftellt blieben, die Se 
nehmigung des gewählten Namens verweigern, und dag Juden, die bereit 
einen bleibenden $amiliennamen haben, diefen nur unter eben den Mode 
litäten, wie Chriften, ändern könnten. 

3) R. des K. Min. des 3. u. d. P. (Köhler) an das K. Polizel-Präfs 
dium zu Berlin v. 30. Aug. 1834. Annahme von Familin-Namen Geitens 
der Juden nach erreichter Volljährigkeit. 

Der Deutung, welche bad 8. Polizei⸗Praͤſidium in Seinem ben mofaifchen Glaubens 

enoffen N. R. aus Stargard in Pommern betr. Ber. v. 5. d. M., der nicht 

aßten Anmweifung zum Gebrauch des Schemas wegen ber Verzeichniſſe der Tübifen de 
milien giebt, ftimme ich volllommen bei. Mütter, als ſolche, find nicht berechtigt, NRamenb 
ihree minderjährigen Kinder Handlungen vorzunehmen und Erklärungen abzugebe, 
welche die Kinder nad) erlangter Volljährigkeit verpflichten. 

Hierzu ift nur ber Vormund befugt. Hat nun biefer eine ſolche Erklärung, wegen bed 
von einem jübifhen Münbel anguneßmenden Zamilien-Namens, abzugeben unterlaffen, 
fo kann der lestere nach erlangter Volljährigkeit noch felbft über die Annahme bes Re 
mens beftimmen. Wenn in ber gedachten Anweifung vorgeſchrieben ift, daß auch unver 
beirathete felbftftändige Zübinnen als Kamilienhäupter betrachtet werden follen, fo TR 
dies nur auf die befondere Eintragung in bie Tabelle zu beziehen, kann aber ben Wittwes 
keine Rechte über bie Kinder verleihen, bie nicht fonft in ben Gefegen begründet finb. 

Da nun ber Bormund desjenigen Kaufmanns, von welchem der Bericht des K. Poll 
zei⸗Praͤſidiums handelt, und welcher auf Angabe feiner Mutter als N. N. in die Uſten 

u Stargard eingetragen gewefen, fi) wegen Annahme eines Familien⸗Namens für den⸗ 
—* nicht erklärt hat, fo iſt letzterer jetzt, nach erlangter Volljährigkeit, nicht zu vers 
hindern, den Namen feines Stiefoaters, wenn berfelbe damit einverftanden ift, anzu 
men. Und ba ihm wegen Grlangung des hiefigen Bürgerrechts daran gelegen zu ! 
fcheint, balb in den 34 eines Staatsbuͤrger⸗Certifikats zu kommen, fo ermaͤchtige ich 
das K. Polizei⸗Praͤſidium, ihm ein ſolches, unter obiger Vorausſetzung, unter dem Namen 
N. N. auszuſtellen, wovon bie Reg. zu Stettin zur Bemerkung in den Liſten von tens 
gard zu benachrichtigen ift sc. (Ann. XVII. &, 755.) 

B. In Anfehung der Bornamen bemerkte: - 


1) das R. des Min. des 3. (0. Schudmann) an den Staatsrath Le Cog 
v. 19. Sept. 1812 rüdfichtlich der demſelben vorgelegten zweiten Frage, ob 
jedem jübifchen Zamilien » Water bei ber damaligen Ausführung des 
Edikts, fo wie die freie Auswahl und Aenderung der Familien-Ramen, fo 
auch die Aenderung der bisherigen Vornamen zufiche? | 


3u 2. muß ich zundrberft, nur um Mißverftändniffe zu verhäten, darauf aufmerkſam 
machen, daß zwar bie freie Auswahl der Kamilien-Namen ba, wo bergleichen bisher 


nr, 
Br en ſ. sub IH. 
piefeibe sub II. ©, 89, 


Staatorichtl. Verhaltn. d. I. — Den ganıen Staat bein 37 


uicht waren, feinesweges aber bie willkürliche Weränberung ber vorbanbenen erlaubt iſt, 
wie bie Inſtr. v. 25. Suni 1812 im $. 6 deutlich befügt. Mit ben Vornamen muß €8 
nun zwar im Allgemeinen und fünftig eben fo gehalten werden, und Tann natuͤriich, 
wenn nicht allgemeine Verwirrung und vielfacher Mißbraud eintreten fol, bie willfhrs 
liche Aenberung berfelben keinesweges erlaubt fein. 

Bei der jegigen allgemeinen Kataftrirung ber Juden und Firirung ihrer Namen kann 
ihnen aber unbebentiich bie Aenderung ber Vornamen, da der Wunſch darnach nur bie 
Löbliche Tendenz verräth, ſich überall der allgemeinen Landesfitte anzufchtießen, und 
Alles, was bie bisherige Abfonberung und den Subäismus ſogleich äußerlich bezeichnet, 
möglichft fottzufchaffen, geftattet werden; nun müffen in ben aufjunehmenden @runds 

chniſſen bie bisher geführten Vornamen vollftändig und forgfältig mit bemerkt 
„, bamit von biefer Erlaubniß kein Mißbrauch gemacht werben kann. 
(Hoffmann a. a. O. ©. 60.) 


ap: dem im vorflehenden R. auögefprochenen Prinzipe fteht in Wider⸗ 





2) dad R. des Min, tes J. (v. Meding) an ben jüdifchen Kantor und 
Schachter N. und abſchriftlich an die K. Reg. zu Oppeln, die Unveränder⸗ 
lichkeit der den Juden bei ter Beſchneidung beigelegten Vornamen betr., 
v. 5. Dt. 1841. 

Auf Ihre Borftellung v. 80. Zuni d. 3. wird Ihnen eröffnet, daß der Grundſatz ber 
Unveränberlichteit ber den Juden bei ber Beſchneidung beigelegten und in die Famulien⸗ 
Tabellen eingetragenen Vornamen im dffentlichen Intexefle zur Verhütung einer möge 
tichen Verdunkelung ber KamiliensVerhältniffe aufrecht erhalten werden muß, und Außs. 
nahmen bavon nur aus befonders erheblichen, hier nicyt vorliegenden Gründen, und nur 
von Sr, Mai. bem Könige Allerhoͤchſt Selbft geitattet werben !), 

Es kann daher auf Ihr Geſuch um Abänderung bes Ihrem Sohne beigelegten Vor⸗ 
namens Mauſche in Morig um fo weniger eingegangen werben, als nach dem in Abs 
ſi gten Gutachten ber Name „Mauſche“ allerdings ein in ber Thora be⸗ 
gruͤndeter und noch jest gebräuchlicher jüdifcher Vorname ift. 

(B. M. 81. 1841. ©. 276.) 

3) Chriſtliche Vornamen find den Juden verboten. Es beftimmt dies 
die 8. O. v. 9. März 1841, mitgetheilt durch C. R. (ausſchließlich der Reg. 
in der Rheinprovinz und dem Großherzogthbum Pofen) des Din. des J. u, 
d. P. (v. Rodiow) v. 23. März 1841. 

Des Königs Mai. haben durch Allerh. DO. v. 9. d. M. das feitherige Verbot bes Ges 
brauche Seifklicher Vornamen für die Juden bahin zu deklariren gefucht, daß den Juden 
nur folche Ramen ihren Kindern beizulegen verboten fein ſoll, welche mit ber chriftlichen 
Religion in Beziehung ftehen. Dahin gehören alle Vornamen, bie fi, wie Renatus, 
Inastas, Baptift, Peter, auf eigenthümliche Dogmen der hriftlichen Kirche beziehen, fo 
‚wie bie von dem Romen bed ee bergeleiteten ober bamit zufammengefesten Vor⸗ 

iftian u. ſ. w. 
Rad ice ar AR tie. Reg. zu verfahren, und bie Polizeibehörben, fo wie 
bie jüdiſchen Kultusbeamten, zu inſtruiren. (8. M. BI. 1841. ©. 116.) 

MM, Das Großherzogthum Pofen anlangend, werben bie dortigen 
Juden nach der V. v. 1. Suni 1833 in naturalifirte und nicht natutalifirte 
gethet?). Auch in Betreff der Lebteren iſt durch die folgenden Beflim: 
nungen die Annahme beflimmter Namen und Vornamen vorgefchrieben. 


1) Allerh. K. D. v. 22. Der. 1833 an den Staatömin. v. Brenn, betr. 
bie in Bezug auf den Z. 21 ber vorläufigen 8. Über das Judenweſen im 





1) ‚Hiervon befagen die Gefege nichts. Die oben erwähnte K. O. v. 15. April 1822 
fordert bie x. Genebminung nur bei ber Aenderung bed Geſchlechtsnamens, 
keinesweges auch bei der des Vornamens. Ueberhaupt erfcheint obige Verfuͤgung 
nicht genügend motivirt, felbft abgefehen bavon, was bem Seingipe nach ſehr 
richtig daB sub 1 gegebene R. v. 19. Sept. 1812 bagegen bemerkt; denn von 
einer Berbuntelung der Familien⸗Verhaͤltniſſe kann nt füglich bie Rebe fein, 
ſobald diefe Abänderung in bem Civilſtands⸗Regiſter nachgetragen wird, 

2) Vgl. Abthl. 8. Abſchnitt IL. | 


8 
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Groß hetzogthum Poſen v. 1. Juni 1833 exlaffene Allerh. Beſtimmung 
über die Familien-Namen der Juden in dieſer Provinz. 

Auf Ihren Antrag v. 18. v. M. ſetze Ich, zum $.21 der vorläufigen Verorbnung über 
das Judenweſen im Großherzogthbum Pofen v. 1. Zuni d. J. feft: daß alle, auch bie iu 
Naturalifation noch nicht qualifizirten dortigen Juden verpflichtet fein follen, einen bes 
ſtimmten Familien⸗Ramen anzunchmen, unter welchen fie in bas anzulegenbe Verzeich 

‚miß einzutragen und in ben $. 22 vorgefchriebenen Gertifilaten aufzuführen find. Die ' 
Regierungen, denen die Genehmigung ber gewählten Zamilien- Namen fowohl für bie 
naturalifirten, als der zur Raturalifation noch nicht geeigneten Iuben zufteht, haben 
bierbei darauf zu halten, daß die Kamiliens Namen von den bisherigen jüdifchen Ramen 
nicht abweichen, zugleich auch dahin zu feben, daß diefes in Anfehung der Vorname 
beobachtet werde, welche bie jübifchen Eltern den Kindern beilegen. Sie baben biek 
Beſtimmung burch die Gefeg- Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 
(8, ©, .©. 93.) griebrid Wilhelm. 
YR. ved Min. des I. u. d. P. (v. Rochow) an die K. Reg. zu Po 
und Bromberg, v. 18. März 1841, die jüdifchen Vornamen betreffend. 

Durch die Allerh. K. DO. v. 19. Juni 1886 tft die Vorſchrift, daß Juden keine ri 
lichen Vornamen führen follen, nicht im Großherzogthum Pofen eingeführt, vielmehr nt | 
in einem Spezialfalle, der in einem andern Landestheile ftattgehabt hatte, an biefe durd 
die Ordre v. 30. Nov, 1828 ertheilte Vorfchrift erinnert, und deren erneuerte Einf: 
fung befohlen worden. Die O. v. 19. Juni 1886 hat alfo den in der Allerh. K. D. 
v. 22. Dec. 1833 für das Großherzogthum publicirten Grundſatz, daß bie ben jühif 
Kindern beizulegenben Vornamen von den biöherigen juͤdiſchen Bornamen nicht abwei 
follen, teinedweg6 aufgehoben oder modificirt, leidet vielmehr auf das Großherzoathun 
gar keine Anwendung, weshalb denn auch das Ausführunge-G.sR. d. 6. Juli 1836 dur 
aus einem Verſehen der K. Reg zugegangen iſt. Ob ein Vorname erlaubt, ift dort mit⸗ 
bin nicht nach feiner ſprach⸗ ober religionsgefchichtlichen Abftammung, fondern lediglich 
nach dem Herkommen der jüdiſchen Einwohner eines jeden Ortes zu beurtheilen, ſo daß 
es dabei auf keine etymologiſchen oder gar konfeſſionellen, ſondern nur auf faktiſche 
Gruͤnde ankommt. 

Bon dem in den beiliegenden Reg.⸗Verfuͤgungen aufgeſtellten Unteefchieb zwiſche 
chriſtlichen und jübifhen Wornamen Bat die K. Reg. mithin ganz zu abftrahiren, um 
lediglich die Beſtimmungen der Allerh. D. v. 22, Dec. 1833 zur Anwendung zu bringen, 
in diefem Sinne auch die Verwaltungs: Beamten ber jübifchen Korporation zu N. auf 
bie orig. beiliegende ImmebiatsVorftellung zu befcheiden. 

Nachrichtlich wird der K. Reg. bemerkt, bag durch bie Allerh. O. v. 9. d. M. auch 
für die Juden ber alten Provinzen das Verbot chrifklicher Vornamen dahin befchränkt 
worden, baß ihnen nur die Beilegung folcher Vornamen unterfagt ift, welche mit ber 
chriſtlichen Religion in Beziehung ftehen, wie 3. B. Ehriftoph, Shriftian, Peter, Rena 
tus, Baptift, Anaftafius. „8. M. Bi. 1841. ©. 169.) , 

3) Die ehemals kaiſerlich franzöfifchen Territorien betreffend, 


wurde 

a) durch das SKaiferliche Dekret v. 20. Zuli 1808*) den Juden bie Aw 
nahme befländiger Familien- und Vornamen befoblen, bei Strafe aus dem 
Meiche gefchafft zu werden. Die Familiennamen follen nicht aus dem alten 
Teſtament, noch auch von Städten genommen werben. 

b) Schreiben ded 8. Min. des Inn. v. Schudmann v. 6. März, 1830. 
an dad K. Kriegdmin., Annahme oder Veränderung der jübifchen Familien 
Namen in den Rheinprovinzen. 

Gm. Exe. erwiebere ich auf das gefällige Schreiben v. 26. v. M., daß es in ben Rhein⸗ 
provinzen, wenigftens in bem Hauptbeſtandtheil derſelben, welcher unter franzöfifher 
Herrſchaft geftanden, keinesweges in bem Belieben der Juden fteht, ob fie Familiennamen 
annehmen wollen ober nicht, indem vielmehr im &. v. 20. Zuli 1808 Art. 1. den Juden 
Die Annahme folder Namen ausbruͤcklich geboten if. Wegen ber Veränderung der Jar 
miliennamen aber hat pas G. v. 11. Gern. an 11. beftimmte Formen vorgefchrieben. 
—— —— 
nicht anſtehen wird. (Ann. XIV. G. —*8 erſũgung zu 





1) Bulletin des lois 4, Ser, T. 9. p. 27. &. Note 2 auf G. 52. 


| 


| 
| 
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c) Erlaß des Min. d. J. u. d. P. (v. Rochow) v. 22. März 1841 an den 
K. Obderpräftdenten der Rheinprovinz. Verbot des Gebrauchs chriſtlicher 
Vornamen für die Juden: 

Euer Erc. eröffne ich, mit Bezug auf ben Bericht v. 24. Nov. 1836, daß bes Königs 
Mejeftät durch Allerb. O. v. 9. d. M.: das feitherige Verbot bes Gchraudys hriftlicher 
Vornamen für die Juden dahin zu beflariren gerubt, daß den Zuden nur ſolche Namen 
ihren Kindern beizulegen verboten fein fol, welche mit ber chriftlihen Religion in Bes 
ziebung ſtehen. Dabin gehören alle Sernamen, die fich, wie Renatus, Anastas, Baptift, 
Peter, auf eigenthümliche Dogmen der chriftlichen Kirche beziehen, fo wie bie von dem 

Kamen des Erlöfers hergeleiteten oder damit zufammengefegten Vornamen, wie Chris 
foph, Chriſtian u. f. w. 

Diefen Grundfag wollen Euer Ext. in den Lanbestheilen ber Rheinprovinz zur Ans 
wendung bringen laſſen, auf welche ſich das dadurch deklarirte Verbot bezieht. In den 
Sandestheilen, wo franzdfifches Recht gilt, behält es bei den Beftimmungen des G. v. 
il, Geriminal Jahres XI. ) und des Der. v. 20. Zuli 1808?) fein Bewenden, wovon 
die Regierungen, in Erledigung verfchiebener hier eingereichten Anfragen und gur Ins 
firattion der jüdifchen Kultusbeamten, in Kenntniß zu fegen find. 

(8. M. 81. 1841. ©. 116.) . 

4) Die zum Königreich Weſtphalen gehörig gewefenen Zerritorien 

beneffend, ift der Art. 15. des decret royal du 31. Mars 1808 zu verglei: 
de. Abth. TI. Abfchn. AUT, 


II. 
Die Civilſtands-Regiſter. 


Bei den. Chriſten find die Kirchenbücher die Perſonenſtands⸗Regiſter, wo⸗ 
ven nur die Theile der Rheinprovinz ausgenommen find, in welchen das 
kanzöfifche Recht gilt, nach welchem befondere Civilſtands⸗Regiſter eriftiten. 
Rad dem A. L. R. II. 11. 8. 481 find die Pfarrer fchuidig, richtige Kirchen: 
bücher zu halten und darin alle ven ihnen beforgte, ingleihen alle die Eins 
gepfarrten betreffenden und ihnen angezeigten Aufgebote, Trauungen, Gebur⸗ 
tm, Zaufen und Begräbniffe deutlich und leferlich einzufchreiben, worüber 
die 8. 482 bis 506 dad Nähere beſtimmen. Hinſichtlich der Juden war 
ine Vertretung ter ald Givilfiands:Regifter dienenden Kirchenbücher nöthig 
wu dieſe ift gegeben durch die folgenden gefeglichen Beflimmungen, die fos 
gannten Audenregifter betreffend, nah welchen dieſe Regifter in den 

ädten von der Orts⸗Polizeibehörde, auf dem Lande vom Landrathe ges 
führt werden: 

1) Snfle. des Fürften Staatöfanzlerd von Hardenberg an fänmtliche 
Ben. 0.25. Juni 1812, über Führung und Aufbewahrung der Judenreaiſter. 

Mit Bezug auf den 5.5 des E. v. 11. Maͤrz d. J., die bürgerlichen Verbältniffe ber 
Juden in den Preuß. Staaten betreffend, und ben darin enthaltenen Vorbehalt einer 
befondern Inſtrukt. wegen ber Beſtimmung der Kamiliennamen, der öffentlichen Bes 
Ionntmachung derfelben, und der Fortführung bee Gauptverzeichniffe aller in der Provinz 
vorhandenen jübifchen Glaubendgenoffen, wird der K. Reg. hiermit Folgenbes eröffnet: 

4, um Yünftig ben Nachweis der Abftammung ficher zu ftellen, fol v. 24. Sept. d. J. 
ana folgenden Vorſchriften verfahren werden: 





1) Loi, relative aux Pré noms et changemens de Nons, du 11, Germinal XI. 
Art. I. A compter de la publication de la presente loi, les noms en usage 
dana les differens calendriers, et ccax des personnages connus de l’histoire 
ancienne, pourront seuls être regus, comme prenoms, sur les regiatres de 
Vetat civil destinds & constater Ia naissance des enfans: et il est interdit 
aux officiers publics d’en admettre aucun autre dans leurs actes. 

2) Déeret imperial, concernant les Juifs qui n’ont pas de nom de farmille et 
de prenom fixes, le 20. Juillet 4808. Art. 11I. Ne serunt point admis 
comme noms de famille, ancun nom tird de l’ancien-Testament, ni auven 
nom de ville. Ponrront ötre pris comme prenom, ceux anloriata yAr \x 
loi da 11. gerutinal, an Xl, 
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...8) Jeder ſelbſtſtaͤnbige Jude, der Inlaͤnder und preuß. Staatsbürger iſt, hat bie Ver⸗ 
—— von den Geburten, Trauungen, Scheidungen und Todesfaͤllen, die in 
einer Familie Fe der Polizei-Obrigkeit Anzeige zu machen, und zwar is 
Städten der drtlichen Polizei- Obrigkeit binnen 24 Stunden, auf dem Lande bem 
Landrathe bes Kreifes binnen 3 Tagen. 
“ b) die gedachten Behörden find verpflichtet, ein Verzeichniß zu halten, worin jeber fols 
her Vorfall aufgezeichnet wird, und zwar bei Geburten: 
Sag der Geburt, Namen, Gewerbe und Wohnort der Eltern, ebeliche ober un 
eheliche Qualität, Geſchlecht des Kindes und Namen, welcher dem Kinbe beige 
legt werden foll; 
bei Heivatben, " 
Tag der Trauung, Namen, Gewerbe und Wohnort bed neuen Ehepaare und fek 
ner beiberfeitigen Eltern, wie auch Namen des ReligiondsDienere, ber das Paar 
zufammen gegeben hat; 
bei Scheibungen, 
Kamen, Gewerbe und Wohnort der gefchiebenen Eheleute, Benennung bed Ge 
richte, vor welchem fie gefchieden find, und Datum bes rechtskräftig geworben 
Erkenntniſſes; 
bei Todesfaͤllen, 
Tag des Todes, Namen, Gewerbe, Wohnort und Alter bes Verſtorbenen, Anzeige 
der Krankheit ober fonftigen Bufalles, woran er geftorben ift, und ob.er Üben 
haupt ober nur in ben letzten 48 Stunden der. Hülfe eines approbirten Arztes ode 
Wundarzted genoffen hat, auch des Ortes, wo er beerbigt ift, oder werden foll. 
c) Zede Behörde, welche ein ſolches Verzeichniß führt, ift verantwortlich dafür: 

a) daß die Perfonen, deren Geburt, Verheirathung, Trennung oder Tod einge 
tragen wird, foldye Juden find, welche die Rechte eines Inländers und preuß. 
Staatsbuͤrgers haben, ober reſp. durch bie Geburt ober Verheirathung ers 
langen; und oo. 

RN daß das Eingefragene in facto wahr fei. ' 

r jede Eintragung werben, außer bem Kalle des beglaubigten Unvermoͤgenh, 

4 g@r. Screibgebühr bezahlt. ä 

d) Das Verzeichniß wird doppelt geführt, und das Duplikat am Schluffe jebes Se 

lenderjahres ber Regierung eingefandt. z 

e) Zür die Aufbewahrung der Verzeichniffe bei den Regierungen und bei ben örtlichen 

—— in eben der Art Sorge getragen werben, als dies mit ben Kirchen 

ern gefchiebt. ' 

‚f) Attefte auf den Grund dieſer Vergeichniffe von den Behörden, welche fie führen, 

. ober von ben Regierungen, vertreten bagegen auch für Juden, die Inländer um) 

preußifche Staatsbürger find, die Stelle von Geburts:, Trauungs⸗ und Todten 

feinen, und für deren Ausfertigungen werden auch biefelben Stempel und Spom. 
teln erhoben. (Annal. V. ©. 364.) 


2) Diele vorftehende Beſtimmung ift nach den folgenden Beftimmungei 
auch außerhalb der Gränzen der alten Provinzen maßgebend. 


a) Bekanntmachung der K. Min. des J. u. d. P., fo wie der Zuflk 
(Schudmann), v. 16. April 1825, Verfahren bei Führung und Aufbewah 
sung der Yuden-Regifter im ganzen Umfange der Monarchie. 5 

Um aller Ungewißheit der Behörden über das Verfahren bei Kührung und Aufbewah 
zung be Regifter vor den Geburten, Zrauungen, Scheidungen und Zobesfällen unfes 
ben Belennern des jüdifchen Glaubens abzubelfen, wird feftgelegt: 

1) daß diefed Verfahren im ganzen Umfange der Monarchie der Infte. v. 25. Juul 
1812 gemäß einzurichten ift, J 

2) daß die Duplikate der betreffenden Regiſter gleich den Ouplikaten der chriſtlichen 
Kirchenbucher Überall von den Gerichten des Ortes sufgubemahren, mitbin legteren 
jedesmal am Schluffe des Jahres von den Polizei-Obrigkeiten abzuliefern find; 

3) daß diejenigen K. Reg., weldhen bie ad 1. berührte Inſtruktion noch unbekannt fein 
möchte, nd wegen deren Mittheilung an das Miniterium des Innern und ber 
Polizei zu wenden haben. (Ann. IX. &. 407.) 


b) Eingefchärft wurden diefe Beflimmungen sub 1. und 2.a, durch bie 
Cirk. V. des M. der J. u. des J. u. d. P., an ſaͤmmtl. Reg., aus ſchließlich der: 
jenigen zu Aachen und Trier, ſowie an das K. Polizeipraͤſidium hieſelbſt, die 
Führung und Aufbewahrung ber Juden⸗Regiſter betreffend, v. 8. Nov. 1840. 


— HEHE — — — 
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eine, vermittelſt der Staatsgeitung veroͤffentlichte Bekanntmachung unferer 
Imtsvorgänger v. 16. April 1825 ift vorgefchrieben worden, Daß in der ganzen Monarchie 
mit Ausſchluß derjenigen Landestheile, in welchen bie frembherrliche Einrichtung der 
Perfonenftandss Kegifter befteht), binfichtlich ber PerfonenftandssAngelegenbeiten ber 
Suden das in der Inftr. v. 20. Juni 1812 vorgefchriebene Verfahren beobachtet, auch 
on jeder Polizei⸗Obrigkeit am Schluffe bes Jahres ein Duplikat ber geführten Kegiſter 
an die Gerichte des Ortes abgegeben werben folle. 

Da von den Berichten Beſchwerde geführt wird, daß diefe Iehtere Vorſchrift öfters uns 
* bleibe, fo finben wir uns veranlaßt, ſolche hiermit allgemein gu erneuern, und zu⸗ 





eine Abfchrift ber gedachten Bekanntmachung beizufügen. Die Inſtruktion v. 
Suni 1812 findet fi in von Kampt Annalen, Jahrgang 1821. &. 9064. 


Die K. Reg. wirb aufgefordert, auf bie Befolgung diefer Verordnungen ftreng zu hal⸗ 
en, und ſolche, in fofern fie noch nicht durch die Amtsblätter befannt gemacht worden 
ein follten, durch a publieiven, im entgegengefegten Falle aber fie, unter Hin⸗ 
peifung auf bie frühere Bekanntmachung, nochmals einzufchärfen. 

(8. M. BL. 1840. ©. 451.) 

e) Inöbefondere disponiren noch in biefer Anfplelung rückſichtlich ber 

Drovinz Weſtphalen: 0 
aa) X. der 8. Min, ber G., U. ıc. Ang. und des J. (v. Altenflein, v. 
Schuckmann) an die K. Reg. zu Arnsberg v. 25. San. 1821. 

Der K. Reg. wirb auf ben Bericht v. 7. Nov. v. 3., in welchem Diefelbe bie Autoris 
ation bazu nachſucht, bie Kührung ber Familien⸗Regiſter über die Juden und Zigeuner 
mc nody fernerhin den Pfarrern übertragen zu dürfen, hierburch eröffnet: daß folche 
richt ertheilt werden Tann, dba die bisher von ber K. Reg. dieſerhalb getzoffene Anorbs 
ung ſich nur auf die, Thon burch die Verfü ung des mitunterzeichneten Min. der G., 
1. u. M. ing. an die Reg. zu Münfter v. 1. Juni v. 3. gemißbilligte, von der K. Reg. 
ogar noch erweiterte V. bes ehemaligen Civil⸗Gouvernements v.13.Zan. 1815 gründet. 
Es muß vielmehr die Führung der Kamiliensftegifter Über die Suden aud im dortigen 
Regierungs= Bairte nach ber G. V. des H. Kürften Staatskanzlers Durchlaucht v. 
z5. Juni 1812 eingerichtet werden; auf bie-Zigeuner Zaun hingegen diefe Verfügung 
nicht ausgebehnt werben, ba fle in keiner Art irgend eine kirchliche oder politifche Gemeine 
iiden, auch Teine eigenthümiiche Religion haben, ſondern fich unter ihnen Katholiken, 

ten und Juden befinden, und es muß daher nach ber Verfchiebenheit ihrer Kons 
effton bie Gintragung gefcheben. (Ann. V. &. 82.) re 
bb) X. der K. Din. der &., U. und M. Ang. und des I. (v. Alten 
Rein, v. Schudmann) an die K. Reg. zu Arnsberg v..18. April 1821. 

Der K. Reg. wird auf Ihren Antrag in dem Bericht v. 16..0. M. bierneben bie uns 
term 25. Juni 1812 wegen Kührung ber Familien⸗Regiſter über die Juden ergangene 
Girkular-Berfügung im Auszuge (Anl. a.) mitgetheilt, und zugleich genehmigt, daß ber 
Zeitpunkt, wo dieſe Regifterführung in den alten, ‚fo wie in ben neupreußiſchen Landes⸗ 

ilen Ihres Verwaltungs = Bezirks in Ausführung zu bringen, auf ben Anfang bes 
ftigen Jahres binausgefest werbe. (Ann. V. S. 364.) J 
cc) R. der K. Min. der G., U. und M. Ang. und des J. u. d. P. (v. 
Igſein. v. Schudmann) an die K. Reg. zu Minden und Münſter v. 
1821. 
"Dan anterzeichneten Min. iſt es bisher unbekannt geweſen, daB auch im dortigen Re⸗ 
hermgs⸗Departement in Hinſicht der Führung ber Civilſtands⸗Regiſter ber Juden noch 
- Mäder von dem Civil⸗Gouvernement unter dem 17. Jan. 1815 erlaffenen-Berfügung 
worden, Der K. Reg. wird daher auf Izren Bericht v. 8. v. M. anliegend 
bie 6, Verf. des Heren Büsften Staates Ranzlers Durchlaucht v. 25. Juni 1812 In Abe 
mit der Anweiſung zugefertigt, Tünftig nad den Beflimmungen ber unter dem 
2, Ian. c. an die Regierung zu Arnsberg erlaffenen Verfügung zu verfahren. 
(Ann, V. &. 870.) ZZ i 
dd) R. der K. Min. der ©. x. Ang. und des J. (x. Altenftein, v. Schud⸗ 
Mann) an die K. Reg. zu Minden (und abfchriftlich an diejenige zu Müns 
fer) v. 10. Ian. 1822. | 
Uebrigens hat der Umftand, daß in ber dortigen Provinz das E. v. 11. Mär 1812 
acch nicht publiciet ift, keinen Einfluß auf die Entfcheidung der Frage: oS den chriſtlichen 
die Führung ber jũdiſchen Familien Regifter zur Pflicht gemacht werben koͤnne; 
bielmehr hat die K. Reg. biefe Regifter, der allegirten Werfügung gerad, une wait den. 
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Moebißkationen, welche ſich aus dem Umftanbe, baß bad E. v. 11. März 1812 dort nicht 
aice tft, von Det ergehen, durch die Poligen Behörden führen zu laflın *). - j 
nn. + * ’ I. " 


. d) Rüdfichtlich ded Meg. Bezirts Cleve: R. des K. Min. des I. (v. 
Schuckmann) an die K. Reg. zu Eleve v. 3. Nov. 1821. 
um dem in dem Bericht v. 13. v. M, zur Anzeige gebrachten Bedürfniß einer Ver⸗ 
ordnung wegen bes — bei Beurkundung der Geburten, Heirathen und Sterbe⸗ 
aͤlle der Juden in ben dieſſeit des Rheins belegenen Landestheilen Ihres Bezirks abzu 
glfen, wird die K. Reg. hierdurch autorifict, die im Audzuge abſchriftlich angeſchloſſenen 
eflimmungen des Herrn Staats:Kanzlers Fürſten v. Hardenberg Durchlaucht v. 28; 
Juni 1812 für die damaligen Beſtandtheile der Monarchie in Anwendung bringen a 
laſſen. (Ann.-V. ©. 871.) 


- 0)-Rüdfichtlich ded Großherzogthums Pofen: 


aa) R. des K. Min. des Inn. (Köhler) an die 8. Meg. zu Brombag 
v. 1. April 1823. " 

Die L. Rp. wird auf Ihren Bericht vom 10. v. M. hierdurch ermächtigt, es in Yu * 
fehung der Führung der Geburts⸗, Heiraths⸗ und Sterbeliften der juͤdiſchen Giaukes 
genoflen in Ihrem Departement bis auf anberweite Beſtimmung eben. fo zu halten, wie’ 
die Königl. Regierung zu Pofen folches mittelft einer durch das Amfeblatt (Jahrgam 
1817 ©. 187 ff.) erlafienen 8. v. 4. Febr. 1817 angeordnet hat, zumal die barin gege 
benen Borfchriften von denjenigen der Snftr. v. 25. Juni 1842 für die alten Provinza 
bes Staats im Wefentlichen nur wenig abweichen. (Ann. VIE ©. 288.) 


bh) Publ. der K. Reg. zu Bromberg v. 15. April 1823. 


Seitdem durch Wiebereinführung der preußtfchen Gelege die Givilftands-Akte aufge 
hoͤrt haben, find die Vorſchriften des X. 2. R. Ih. 2. Tir. 11. $$. 481 seq. wieder in 
Anwendung getreten, wonach zur Beglaubigung der Verheirathungen, Geburten und 
Sterbefälle in den chriftlichen Gemeinen, Kirchenbicher von ben Pfarrern geführt merben, 
Es tft aber bis jegt im biefigen Regierungsbezirk noch nicht dafür geforgt, daß auch Se 
burten, Berheiratbungen und Sterbefälle in den Familien ber altteflamentarifchen Gla 
bendgenoffen auf eine fo glaubwürbige Art vermerkt werben, wie es fowohl zur Sie 
IR Perſonalrechte ber Juden als zur Erreihung mancher Verwaltungszweis 
noͤthig ift. ' 

I Genehmigung des Königl, Minifterii des Innern wird deshalb Folgendes vers 
net? 





§. 1. Die bei den Jubdenfamilien vorfommenben Geburten, Heirathen, Scheibungen 
und Zobesfälle werden vom 1. Juni d. 3. an von den Ortspolizeibehörden, mithin in 
ben Städten von ben PoligeisDirektoren und Bürgermeiftern, und auf bem platten ande 
von ben Woyts, verzeichnet. 

8.2. Zu dem Ende werben die Bürgermeifter und Woyts 

4) eine Lifte der Geburten, 

2) eine Lifte der Heirathen, 

3) eine Lifte dev Scheidungen, und 

4) eine Lifte ber Todesfälle nad dem folgenden Schema und zwar jede dieſer Liften in 

2 übereinftimmenben Eremplaren führen. 

5.8. Diefe Liften werden bie Stelle ber Kirchenbücher vertreten und bie nämliche An 

wendung, wie biefe, haben. 


$. 4. Jedes jübifche Familienhaupt ift verbunden, bie in feiner Familie vorfallenden 
Veränderungen ben Bürgermeiftern in den Städten und ben Woyts auf dem Lande in 
24 Stunden nach ihrem Eintritt, bei 5 bis 10 Rthlr. Strafe anzuzeigen. 

5. 6. Die Drpermeiiter und Woyts find verpflichtet, eine jede foldye Anzeige genau 
und durchaus richtig in bie vorgefchriebenen Kiften einzutragen. Jede fehlerhafte Eins 
tragung wirb mit einer Strafe von 1 Rthlr. geahndet werben, 

5.6. Die Duplikate ber Liſten werben für jedes Jahr, nach Ablauf deflelben, unfehl⸗ 
bar im Sanuar des folgenden Jahres, an und durch die betreffenden Landräthlichen Aem⸗ 
ter, welchen die Orte: Poligei-Behörden folche einzureichen haben, eingefenbet. 





2). BVergl. auch bie ber vorſtehenden B. gemäß exlaffene V. ber Reg. zu Münfter v. 
8. Jan. 1822. (Ann. VI. &, 217.) 
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Diejenigen Bürgermeifker oder Vo je bi ung an bie dandraͤthlichen 
Pen DT Bergen Sn on ua 
$.7._ Zur Schadlos haltung für dieſes Geſchaͤft und für bie ben Juden etwa zu erthei⸗ 
mben Beſcheinigungen und Ertrakte aus ben Liſten find bie Bürgermeifter und Wohts 
fügt, vorläufig die in dem Königt. Saͤchſiſchen Dekret v. 23. Febr. 1809 Tit. 2. für 
Sioilftanda-Beamte weltlichen Standes feſtgeſetten Gebühren für ſich ober für ihre mit 
der Führung ber Liften bleibend von ihnen zu beauftragende Unteroffigienten zu erheben. 
%.8. Dieft Gebühren betragen 
a) für die Einſchrelbung einer Geburt von Perfonen erfter Klaffe 10 Ggr., zweiter 
Kaffe 5 , beitter Klaffe 34 Sgr.; 
9 14 die Einf&reibung einer Helrath refp. 15 Sgr., 10 Sf; Sor. 
D fr di Sinfpreibung einer Cheſcheidung reſp. 13 Rthlr. 10 Sgr., 8RtÄIr. 10 Sgr., 
d) für die Einfäreibung eines Tobesfalles reſp. 10 Sgr., 5 Sgr. und 2 Gar. 
jede auf Werlangen gu ertheilende Beſcheinigung aus ben Kiften findet berfelbe Ges 
Gag, wie für bie Einfchreibung felbft, ftatt. 
ie find jeboch von Zahlung der Gebühren ganz befreit. Die Bürgermeifter und 
Woyts find —e— a Sintire ung in bie ae gu auch die — 
12 2, ohne ing zu bewirfen, wenn ihnen bekaunt, oder bur« 
nachgewieſen ift, —X Gnteeifent eo ihren > zahlen außer: Slande iſt. 
5.9. Die Königl. Landraͤthlichen Aemter werben angewieſen, auf die Befolgung die⸗ 
fer Anorbnung mit Strenge zu halten. Bromberg, ben 15. April 1823. 
. Konigl. Preuß. Regierung. Erſte Abtheitung. 


% Geburtstifte yon den jübifchen Glaubensgenoffen in (der Stadt N. N.) 
(dem Dorfe N. N.) 
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B. Eifte vom den Heirathen ber jübifchen Glaubensgenoffen 
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os u Bin 3. Due Ba 


Bei ben Behörten. —E en ce ober 

von inge zu I» &. 
MR, des & Min. ET nd. ( v. Schuckmar 
an die K. — zu Liegnitz, Brei, Dppeln. (all 


ofen). ; 

"2. einem Ber. ber. X, Ri ofen finb bei berfeiben. oft, barüber Befdmer 

5* daß die —ãe— hf Lirk. Berf..n. —E . wezea | 
fl 19 von Päffen an unbemittelte ie aba von Geiten.ber: ee, 

eben, ohne Unterfhied auf alle. Juden aus bem ——— st 

erben Ich veranlaffe deshalb bie K. Reg., die ba bir —— 
der extheilten Vorſchrift anzuweiſen. (X. VI. 8.) 

u) de K. Min. des J. u. d. P. [2 Boden), m 

bie X. Dep. zu Pofen. 










den Ber. der X. Te a —ãA kn gene 
—A— den DrtSpoli ——— che die“ — 
* —* — 2* 1 nu ‚ar vorzäglidh in Bar ar Su En an er yre 


wird, erhält Dieflbe aa rift des ablehnenben 

Fr ——. re ihres di Tee ange — 

u lic en Geſue ebun 

an von iin Her Hanbeteibenbe Suben zum Mefihe — an 
ıgen ertheilt worden ift, zur —8 —* fr 


Rach einem Ber. der Reg. zu Pofen fir nd Hanbeltreibenden Juden aus 
von Dres‘ eligebebärm 1 in den benadjbarten, Provinzen, gegen, le Vorſchri 
— ————— ähm parte 
Fer, fo ann neue Pägfe, zuweilen auf ein gan; * a Jahr, au u Moor 
9,8: abc vertan eh Kandes tra Bir Ro Dede 
vers Se — Ihres Bez. die Beobachtung, jener ar hie, 
Berug au ie Juden auß der. ge. Pofen, aufs Strengfte, — A HL r 


ben 31. Mat 1837. 
. Ro 
An die 8. Reg. zu Frankfurt a. D. en Sa, — Sail Omi! 






Fe te I: [3 ah FA — — Berf. (ht. a.) —— a 


= 


Der Mini, bes 3, wdP.. . J 


Auf bie Eingabe der Berwaltunge: Beimten der jab hin un 
Febr. d. J. ift wegen der von ber K. Reg. zu ofen nfigr ich ——— 
— an handeltreibende Juden zum Beſuche ausw are je Märkte gemaditen: 

nom zudörberft ber Ber. biefer Behörde erfordert 

tachdem derfelbe ein, mpegangen, Tann ich jebod), hi — sol 

mat wonady die früher von. ben Polizei: Magiiträten der is öbte 
igung von’ Iahredpäffen für handeltreibende Iuben zu 

Bänke au erheblichen Mißhräuchen und Meberftänben geführt, Anl, zul — 
benachbarten Reg. hervorgerufen hat, bie getroffehe AndröNing A beftätigen, = 
um fo mehr, ald Päffe, welche auf den Zeitraum yon ſechs bis acht WS: when 
den find, zum Beſuche beftimmter Zahrmärkte ber Regel fan: far Bi ie, 
and, nur erlaffen ift, und wenn bie Papinhaber, wie bie Bitffelle Ku eat. | 
enbigten Gefchäften zurücktehren, volltommen genügen werben, ind ala die, K- 
Pol. Behörden ihres Begirkö autorifirt hat, don jener Regel nach, genauer 
obmaltenben Umftänbe unb bei bekannter Suverläfinkeit des Erträhenten, fines 9 
zumal bei naturaliſirten Suben, Ausnahmen eintreten zu Laffen. 

Se ionn daher auf das Gefuch, jene Befchränkungen aufzuheben, I eiigega 
eben fo wenig aber der Antrag auf Boftenfreie Ausfertigung der Voſſe ſ € zulaͤſſig 
tet werben. Berlin, den 31. Mai 1837. 

Der Mini. des J. u. d. V. 
v. Roch ow. 
(X. xxi.is2. —) 

TI R. der K. Min. des J. u. d. P. (v. Squeanm, Pr v Nu 
wig), v- 30. Nov. 1821, an die K. Reg. zu Königsberg. Si fer 
Juden in daß Gamland find Regierungspäffe-erforderlich. - 

Da der mit den Bernftein-Pächtern abgefcjloflene Kontrate andtrinltich ichen 
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aa che jübif (he Hanbiwerkerfich bezieht, (X. VITL.'536, 
— * ‚jübifche Handwerkägefellen ohne Gtaate-Blnger: 
— und den Betrieb nutzlicher Handwerke unter ben (einländifchen) Aben 
"allgerneinem pol. Vorſchriften geſtattet werd en muß. 
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Verfahren des dort. Pol, Direkt. in dem fragli 
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‚Bann mi Bel, ii folche Ausfehliefung dem Aue: der Befdrberun 
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ai — ‚in Berlin, jelben Inhatti 
— nk nd — Binv. Kiewid, 


= ey SEE 


Ä 
it worden, weil fie gu denjenigen Faden gehören, we 


2 WBR rn 


EEE 









Bi 
— Br ante 3— 
— 
Mn 
teile 
an aähi, —* wii Hr vor dem — ie biefer Zug n 
i i 
— een im Kg a — 
Ant * hen 
mit underbrüch! A ER PR A ER "a 
auf Fir dritten Tages ha en Tode BB ‚vor Eint 


gt 


Ku fen eig sei air anne) tor, — 
Be En ' v Bee then Beeren 
“ AR za — * 
— —J bes, ei ed Br 
Jar, erwieſen 
} bigung .geichehe 
überlünrt merben ER es 
% ben, bemeideten To! ba ae —— die in .de8,29, 
= er J— — — ——— SLR u Aft. Jolchı 
i und-Zo Am Betr 
ICH: Bon waren win I Beet 2 


N kam DI, 224. 
ni Br Bus * in Särg 









Min, des J. (Kübler a des Son d tt 
PA 35 leraeiitiſche en) Pr Bredlau I “ 
digung in Sãrgen. 


Li V toicd Ihnen auf Ihre von dem X. Min, der G., u. u. M. tan das 

nete Min, abasgebeng Borftellung v. t. d. M., worin Sie Sic) darı über en 

bie dortige K. Reg. Sie nıit Ihren Dratetationen g Hufe ng] des Ent! 

mehrerer Familien, die Todten Ihres Glaubens in Shrgen ie erbigen zu laſſen, et 

fen, und ea angewieſen hat, fich bei dergleichen nn ‚jeder Störung zu 

Tony ehe es —* za untergihmete Min, Ihre —— rn unbegeimbe. 
Sie damit abiveifen, un! Berfahren er. der su a 

emeffen, —E muß. (Kinn, 1.8. 1050.) “ 


a; Des Bctöneiven ber Iubenfinder. 
3 FE des Win; des X. v. 27. Mär, 1818, —— de‘ 
Maine ». 1 16. uni 1819, .: 
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J — — REITEN 
IR. des PN v. 27. März 1818,. mitgetheilt ‚der 
Münfter ». 16 nm 
2 Ducch ein Hohes Mic: d. 27. März d. 3. if ge Bertitung licher nf, 
bei ber — an nahen Kr —— — ſchon vorae 
kommen, u Ki eweſen e Vorſic t maßregeln verordan 
—— den ein) approbirter Wundarzt 
h und dieſe religidſe Verrichtung einem anerkannt ſittl Manne übertragen 
5* nr eich, —— über bie dabei zuweilen vorfommenben:Umfälle, fe 
J— a) Verhütung angemeffene‘ Berfahren gehörig 
in. im —2*2 
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ereten iniſterien halten bie itation der von Regierung 
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Abwendung der bei Beſchneidung der Judentin 
Rachen, vielmehr finden ſie es hinveichenb, wenn bie Admi, am 
der Judentinder nicht: Autoriſitten bie Befchneibi — 
der Bebinglungen :aber, unter welchen das iſtaelitiſche Genfhocten die 
gedachten Geſchaͤft zu ertheilen gemeint iſt, Boa oo vor bet Hand aus 


ind darüber Let Hr dem: Könfiftorio verhandie, wobei jedoch” 
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Saden de riu di ſden 
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an. —— Beet kn u Ri a Arne 5.24,0.08. 
eine al ee ie Beine mama 8 Sue 
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N von der Art ift, daß 47. hai weber zo no 
den ann, Er nad} wie —8 einer j even Ind; 
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; aichter Abſchnitt. 
Ab gaben ber Juden in dem Vreußiſchen Stacie 


vi anerkannte Regel, haß bie: Juden ‚Alle Abgaben an ten Staet zah · 
Mmnäffen, .aut-deym Enitichtung die übrigen Gtaatöbewohner oerpfichtet 

I Dei ſie als Juden nicht. mit befonberen Agaben belegt werden 
fen; beftimmt famobl der $. 14.de8-E. v. 11. Mai 1812, * die fran · 
Mije Gefeggebung; nur in einigen wenigen Territorien, wo fie noch d 4 
ders zurüdnefegt find, haben fie auch befonbere Abgaben zu ji bien, 

Ib,. Retrutengeld!), und wird bie bei den Sngeinen treffenden 

teen das Nähere bargeftefit. 

. Regel aber “ auch in Betreff der‘ fötgkuben ragen mäßgebend 
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B. Das Begraben in Gäcy em :- 

MR. de K. Min, des Er (RB) an das oflegtum der. Yetteften 
Voꝛſteher 5 ieraeiitiſchen Gemeinde zu Bredlau v.-1. Dec. ty: 


in Särgen. 
Bioun In nen auf her von bem 8 Min, dev G., U. u. M. Ang. an bas unten 


25 = — Bug) 


bie bertige X. Reg. Sie mit Ihren tionen gegen‘ bie Ausführung bes Entfe 
mehrerer Gamilien, die ie See Ya Glaubens in bee gu laſſen, abı 
fen, und Sie angeroiefen Hat, ſich bei.dergleihen Berrbigung jeber Störung zu 
et; bap as dab. unterzeit Min, ganz unbegräubt 
abweiſen, unb bad Verfahren ee Re, ala 2 
— genehmigen muß. Ann. I. ©. 1050.) " 
I: Das’ Befhneiben ber Judenfinder. ' SH 


SIR. des Win; des I. —J Mär; 1818, mitgetheilt der K. Rn 

ch gabe Ani 1619 27. Mind, tung Äfutichernfän/eh 
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7.26, Juli c. er sugrarinen 

‚den, melde nicht einen blo — die eh fe der heiftl — efht 
Ac haben, auch in een Bet: — —Aã —F zu veranſtalien· Um 
i hd ‚befragten Aeltes 
ü acer bed Get Erich ben una ER der Ju⸗ 
‚er außer benfelben zur Begebenheiten veran⸗ 
übingen — werben, da bie Bach a mofail aa Bee ion 
tagen. fein Gelb bei bei fi führen. ——— 
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fetherzt li politiſche Gemein» 
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We inäbefanere die site ei use, 11, Abſchn 1 ! 

? Diefe Berpfüctung wer erft durch bad st ©. 18: Juli 1801 üufgepoben, wels 
fo nett 68 hier integeffiet, wie folgt beftimme: " 
©. Königt. Maj. von Preußen'2e. Te. "Unfer, ein He haben auf 
* 16 der Ober?Landes⸗ —— und Yeltefen der hieſi⸗ gen —3 in 
"Gnade vejotottt, die bieherk 4 — Verpflichtung der Judengemeinden 
Grfesuhß, bes von deren Mitglichern dutch Diebftahl oder Dieseshehlerei ver- 
urfachten "Shabens aufzuheben, und dagegen wirtfame Maßregeln aͤnzuordnen, 
Fee em Einfchleichen fremd verbädtiger Juden vorgebeugt, und die ſchnellſte 
u ie aueh bewirkt werden Tann, welche ber all: 
le jeit gefäh: 


Eu den Ende wirb — ofgendes verorönet un'feftgefeßt? 
——3 
ve tet jeih, wenn ein einen al f, vwoiffentli 
Sefehiene Sathen verhehlt Ph Een Pfand nimmt, * nicht Ve Bermdgens if, 
ben entftandenen Schaben zu erfegun. 
Diefem gemäß werden Tinte eorke ut ——— en, welche Toldfe Ver- 
pflichtungen feftfegen, hierdurch dergeſtalt aufgehabemundan von der dait der dus 


GB  -Grataiäh, Verhalen. der I, —- Dia garifent: Seut WER. 


Stoatsburger und hierdurch gleichzeitig Mitglieder der Orts⸗ Kommune 3 
den. Ihre Gemeinſchaft konnte fortan nur noch eine kirchliche ——— H 
aber auch eine politiſche. Died ift denn auch ſowohl in den alten Provin, 

zen feit den €. v. 14. März oft der Fall, als in allen neuem, fo -weit 
darin. der Code Napolöon 9 und insbeſondere ach nach "dem 
GS. 0. 1. Juni 1833 im en thum Poſen 1). Berne a 
‚inen find in den betreffenden via tten erwähnt > 


an 





ti Ne Brent an gerechnet, keine auf ei eine ſolche biwdauſg rend 
ung 35 tete Klage angenommen; vielmehr ‘der hierin zwiſchen ben chri 
bi en Gemeinden obwaltende Unterfehieb für aufg oben geac tet wen 


2 . Gieichmäßi ſoll in Zukunft die Frage, in welchen Fällen‘ übiſche 
vaͤter für die Vergehen ihrer Hausgenoſſen oder Dien boten ein eben 
ch eben den Grunbfägen ie bei chrifklichen Hausvätern beurtheilt amd ent] 
: benwerden. 
$. 3. Um dagegen zur Sichetſtellung bes Publick bie verbädhfigen einand 
u Juden unter. enauer ufficht zu halten, und das Einfthleichen fremder 
nun verhindern, ſoll an jedem Drt, wo fich eine zahlreiche Jidengemeinbe de 
eine Cenſur⸗ Kommiſſion angeordnet werben. 
Die kleineren Zubengemeinden werben an biejenige Eenfur-Kofmmifflon “ 
—W wieſen, welche in: der ihrem Wohnort zunaͤchſt belegenen Stedt etablirt Ef... 






—F 8. 4 Dieſe Cenſur⸗Kommiſſionen ſollen beſtehen aus einem bon Kamenel · 
"yartement zu ernennenden erfahrenen Polizei:Offigianteny ejnem von, Kr * 


Juſtiz auszuwaͤhlenden, der Rechte kundigen —*2 bes Magiſtrats ober 
gerichts des Orts, und der nad) Größe der Zudengemeinde zu beftimmenben Uns 
—*— juͤdiſcher Affefforen, wozu die Kameralbehoͤrde die rechtſchaffenſten, im beften 
Auf ftehenden Mitglied 38 uhengemeiy ande Aupanerfehen 5 bat. 
en Reben, weige fi N oiten’fotfen u a cht —— — 
miſſion ſtehen, welche für jedes Provinzial⸗Finanz⸗Departement un er 
tion eines Deputirten ber kei eged- und ak non Dwartent eben DIE AH m 
zuordnen —* wie die eur —— organiſirt worden. 


8.5. Die Mitglieder ſämmtlicher Cenſurkommiſſionen ſollen nicht beſondersbe 
ſoldet, ſondern nur durch die unter fie zu vertheilenden Ausfertigungs⸗ und anders 
Fr 1 Die jübifhen % borfallenben Aue —— — he 
n die jüdifchen oren richtung ;der in. dieſer Qualität ihnen 
Gin Sefhäfte in- ung ihrer Befugniffe und ——— a 
hi enfte bed Staats fteherde Offistänten behandelt werben. 

3:6: Bu den Geſchäften der Genfur-Kommiffionen gehört: "' 
9 Sie Ausmittelung derjenigen Juden, gegen welche gegränbeter Vewadi 
u waltet, daß fie ſich ihren Unterhalt auf eine unerlaubte Art erwerbenz +3 

2) bie Ausfertigung der Certifilate und Päſſe, womit nad biefem Reglement 
die reifenden eins und ausländifchen Juden verſehen fein müffen ; 

3) die Srtheilung der Exlaubnißfcheine zur Annahme ausländifher Juden all 
Handiungsdiener oder Gefinde; 


be — —. 


4) die Bewilligung der Certifikate, womit nach dieſem Reglement. ausländifct ; 
Juden verfehen fein müffen, wenn fie ſich länger ale 4 Vochen hindurch in 


hieſigen Landen aufhalten wollen; 
. 5) die Beſtimmung ber Strafen, womit die dieſem Reglemönt gun wiber handele, 

den. ein: und ausländifchen Juden zu beiegen find, und bie Ausfertigung de 

- , wegen Vollſtreckung ſothaner Strafen an die Polizeibehoͤrden zu erlaſſender 
Requifitionenz 

6) die nad) diefem Reglement erforderliche Kommunikation mit ben übrigen Gar 
fürs Kommiffionen des Departements, fo wie mit der ihnen borgefegten Baupb 
Cenſur⸗Kommiſſion; 

7) die ſorgfältige Aufſicht auf die Befol ung ber in dieſem Reglement zur Er⸗ 

haltung ber öffentlichen Sicherheit ertheilten Werihriften, nn 
(N. C. C. T. Xi. G. 393. Rabe Bb. 6. ©. 554.) 


| .2) Bergl. Abth, II. Abſchn. III. XI. XIE, 
) Vergl. Abth. II Abſchn. VII, VIE 


est Werklinche I.Do⸗ anute Auu q. 5 
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uli.c. exdffn 
ten, welche nicht einen, bio] auf die ne der cheiftli ei an en ine 
Zweck — Far in ben jübifchen Bet- und 1 den Gutad ber bis I ——— 

„, müffen nac ei! ten Aelt 
BE: — aan Kettlgen 3 RICH um Skala der Zur 
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elegenheit der aufier benfelben zur Begebenheiten veranz 
A mbachtsubungen angeorbnet werben, —* bie —— der = mofarlhen Religion 
mb, Sabbathtagen, fein Geld bei firh führen. Websigens firhen die jüdiichen 
he ber Einjom) ‚von. dergleichen ine Sabın in den Fa ‚en keines⸗ 
Er entgegen. ‚Hierna, a bis.ıc, Deputation bei vankantmenben iten das 
e zu veranlaflen, al) von angeordneten Br Eröligen En röfgierlichkeis 
—D AR, — zu benachrichtigen. 
— für alone, Dfraitemen fü — — ben Kultus und  Sfenttigen 
_v. Schudmann. icht. Ricolovius. 
Ar 1.6.37) 
5).@egen bie im.Eingange angeführte Btegel wei. den Juden in Bes 
Mana auf die —— Abgaben ver ie ©. 
WRRRbeE uiten Abſchn XI. Rap. V. sub I: IL. 





oteunter Ab leinitt. 


ch Behstais der jäbifiben Gemeinden zum Sinate 
im Allgemeinen. & 








a ; 2 
t Diftekgri Hi Juben gemlich allgemein politiſd e Gemein, 
oh und u geh in Di Ki — ‚war a: pen fogar ein ide erer alß 
derjenige anderer. politäicher Senne hatten inshefonders Die Ver⸗ 
Wichtunag, dem darch Vergehuugen eingelner —8W lieber gugefügten 
Gaben gu'refegen®). : Dies mai "abend da außen, oft witlige 
—⸗— 
eitung d u. 20 
Eee en 
Gt Bacon Dakapın 1 3e. nfer slsrgnäbigker re haben auf 
. Bra der Dber:Lanbes-Xelteften und en der Biegen Judenſchaft in 
; fottet, bie Sißherige föhe Berpflichtung der Jubengemeinben 
zn Era des non deren Mitglichern dur) Diedftaht — * lexei ver» 
— Auf, Ins By ion —— — 
u 2 
zu ag ange bewirkt wi en meldye ber alls 
gemeknen eit gefährlich 
et und t 
— 
wenn entli⸗ 
ie — oder. ER Sim — und he dee Bermögens ift, 
‚en entftändenen Schaden zu 
Di erden (Amtliche @bikte ind Berortnehge, Weide Wir Wen 
— teten, Dessur bein such VAR van Urne we 


GM Emil: Vethalen der J. Dia gunifen! Gent Wh. 


Mtoabebffiger und bierbircch gleſchzeitig Mitgnieder De eh Ye 
den: Ihre Gemeinſchaft —— foktarr ur doc eltie Hröptiche bleiben, Ki 
aber auch eine politiſche. Dies ift denn auch ſowohl in den alten Probin⸗ 
yerrıfeit den E. v. 11. März 1812 der Fall, ald in allen neum, fo weit 
darin der Code Napol&on gegoften, und insbeſondere auch nad ‚dem 
B. v. 1. Juni —— —— Dofent). Bereinzelte Aucnah⸗ 
men find in den betreffenden Abſchnitten erwaͤhnt J)J. 
uplitetion dieſes die kei 18 an gere net, ke — old nt OR 
572 img gerihite läge angenomihen, wiemehe de bein poifüpn den dein 
nl Am abif hen Gemeinden obwaltende Unterſchied für aufg öbeh gest tet wer 
— den 8 * J. .. ie i 9* * 
0 82, Gieichmaßig ſoll in Zukunft die Frage, in welchen Bätten’Jütfähe 
we — für bie Meran I ie 2* en her Dien ni — 23 — 
nach eben den Grunbfägen wie bei chriſtlichen Hausvaͤtern beurtheilt umd en 
ENTE Alm dagegen zur Gidetfteiimg des Public bie verbächfigen kg 
.9. um en zur St 
Juden unter, — ufſicht zu halten, und das Einfthleichen. — 






. verhlidern, ſoll an jedem Drt, wo ſich eine zahlreiche Judengemeinbe ð 
eine Cenſur⸗Kommiſſion angeordnet werben. EEE 
Die Eleineren Iubengemeinden werben an diejenige GefursKofmmffton ver 
1zft wiefen, welche in der ihrem Wöhnprk zunaͤchſt belegenen Stebt:efabtirt in. ı. 
— * 4 Dieſe —— —— Te Ba — vom Kamenl⸗ Ne | 
partement zu ernennenben erfahrenen Polizei-Dffigiantery. einem. ngn ‚Sei 
Juſtiz auszumäblenden, der Sehe Fundigen Seifglfebe —ãa— Do 
gerichts des Orts, und ber nad) Größe der Zubengemeinde zu beflimmenden Ans 
un Kehle Affefloren, wozu die Kameralbehörbe Ye a Deenften, im beſten 
ehenden Mitglieder bey, Jupengemeinde außzuerſehen bat, 
Dieſe Cenſur⸗Kommi AED sa unter ufficht einer Haupt:EenfursKeg 


miſſion ftehen, welche für jedes. Provinzial-KinanzsDepartement unter ber 
L erh es⸗ uhr Do Pr Er Seen a in 
zuordnen ift, wie die Spegigls@enfur:Kontmifftonen organifirt worden. 
$. 5. Die Mitglieder ſämmtlicher Senfurtommiffionen follen nicht beſonders be⸗ 


foldet, fondern nur durch bie unter. fie Au peetheitenben Xusfertigunge® und anbers 
bei der Kommiſſion vorfallenden Gebühren remunerirt werden. Insbeſonbder 


vi... follen pie jübifchen Aſſeſſoren bei. Xusrichtung der in dieſer Qualität ihne 
nn genden kan: In Auehung er Beta und —— 
eb Dienſte bed Staats freijendeOffistänten —— a 
7.8 Ba den Geſchaften der Eenfur:Kommiffionen gehöͤrt:!: "i J 
u gdie Ausmittelung derjenigen Juden, gegen welche gegruͤndeter Verbachtin 
215 waltet, daB ſie ſich ihren Unterhalt auf eine unerlaubte Art erwerbenz· 39 
2) die Ausfertigung ber Certifikate und Päſſe, womit nach dieſem Reglement 
die reifenden ein= und ausländifchen Zuden verfehen fein muͤſſen; " 
3) die Srtheilung der. Erlaubnißfcheine zur Annahme ausländifcher Juden ald 
anbiumgebiener oder Gefinte; ., - —. oa 
4) die Bewilligung ber Certifikate, womit nach diefem Reglement ausländiſche 
u Juden yerſehen fein müffen, wenn fie ſich langer ale 4 Wochen hindurch in 
„... biefigen Landen aufhalten wollen; -, . BiMA 
nd). die Beſtimmung der Strafen, womit bie dieſem Reglement zuwiber handeln | 
en ben ein: und auslänbifchen Juden zu belegen find, ‚und die Ausfertigung ber 
ur en u nedung fothaner Strafen. an die Polizeibehörben zu erlaffenden 
Requiſitionen⸗ rn mon 
6) die nad) diefem Reglement erforberliche Kommunikation mit ben übrigen Gen: 
furs Kommiffionen des Departements, fo wie mit der ihnen vorgefegten Haupt» 
Genfur:Kommiffion; - - . 2 
7) die ſorgfältige Aufſicht auf die Befolgung ber in dieſem Reglement zur Er⸗ 
J haltung der Öffentlichen Sicherheit ertbeilten Vorſchriften. 
.. G(. C. C. F. Xi. G. 393. Rabe ®b. 6. 8. 66).. 


.)) Vergl. Abth. II. Abſchn. II, XI. xu. | — 


CrsottniieSBechkiin: der J. Den aanian Bett V 


+ Dieb Behärnig des jübifehen Genieinden zum Staate umd die hieraus: 
Herden 66 nfeggtermgen finb da ben’ frarnien Bäfiguigen ee 
Wach Üeranlafungen anBgefprodien. .... 

BSBn Bezug auf bie alten Dome. . : 
4, Auszug aus der Verf. des Min, d. Inn. v. 11, —A u 
68 kann don der Erlaubniß für eine jübifche Gemeinhe, ‚irgend einen Gewerbtreiben⸗ 

den, eo fei Gchlächtpr, ‚oder was irgend fonfl, anfegen zu dürfen, nicht mehr bie Rede 

‚kins benn bie Juden biben nirgenbs mehr.cine befondexe Gemeinde, jenommen 

eine Eirchliche, in welcher Eigenichaft aber nur bie Xafegung licher en⸗ .ober 

N * Fe rer u 84.1812. Rei 296.) 

R: in. ler) an die: 8; Ru, 

%, uni 1883.  außäbung des Döeräuffihtäredt, im 

Yale lebens main en 

> Dierk — Ang —— — — 

Er der unfe a erkennen ge; 

—* En eine polttifce, fonbı Hu bloß eine tea de —* jung. A: 
—6 beirachtet gehören Juden ſchaften abe u ben gebulbeten, wab. 
fe nach der Borſe des X. & im ll. Th., 1 21071. 30 mr Bien 

ubter ——— & 41 und fl.). K R. Reg. hat fig 

beummach in die GemeinesAngelegenheiten ber Juden überall nur in fofera —X 

und en Unterbehörben bie Ginmifhung in felbige zu geftatten, als foldhes in An⸗ 
der Angelegenheiten erlaubter Privat-Befelliaften nach den Befimmmungen bet 

Bo eig mer oz er gas volgeiligen Rücfiähten motpwendig efhgt. 


va N. des K in des Ian. (Köhler) an die K. Reg. zu € Sletiin Wr 
abi 1826.. Nichtanwendung von Erekutiond- Maapregeln auf. ade 
il m Wege i in Anfepung des judenſchaftlichen Gemeine · Abgabe 




















BE v. 18. d. M. —5 ifiren, bie vom einigen en ber Suben! 
IR. N; rükftöndigen Bi sige zu ben —— 7— Bio :& Gemeinwefens 
ohmintfkeativen Wege erekutiviich fen. Denn ji ‚Refigiomegefellz" 
ber Juden können [a An} ng en und Äußeren Rechteperhältnifle nur) 
den Brundfägen und Vorſchriften des A. e. R. sy. zit xt, 1.20 und zit, m 
El 2eg.) beueh jeilt und behanbelt werben. 
€8 nım abet mit ben leßteren nicht. in Vereinigung zı hengen fein wurde, wenn 
ee fü j} varauf einlaſſen wollte, bie je Britreibung ber von 
einer bloß erlaubten Prtoats@efelfchaft gu Gefeufchaftsg a, 
—8 —ãA im adminiſtrativen Wege zu verfügen, fo kann einem ſolchen 
ae namentlich auch in Anfehung des — aftlichen Geineine ⸗Abgabenweſens nicht 
gegeben en, indem Zubengemeinen, als Religionsverbindungen betrachtet, 
*8 — for Taten Privat: Gefenfäaften gehören. 


nete wein. muß Benenten tragen, a N. rg. nach Shrem — in, 


— 5 a —— 

12 tı ex en Jul aft v. 22. Ber 

le benfeienn. wie Die grmchmiren wollen, DaB Die yur Korgung der pre  A8hfE 
mwermeiblichen Semeinde⸗ Ausgai oben m dem ante” zurüdfolgenden Duplicat im. 
ge von. . „ Bible. auf die —— Gemeindeglieder revartirt werben; van 

we anbei in aupiv zurugfolgenden Rachweiſung bed Synagogenbedarfs Hann win: 

bew Seine Rotig nehmen, ba eine. —— — der judiſchen Kirchenangelegenheiten 

m in a en ann, nicht geführt werben ſoil. Cine Abweichung von bem biähen; 

sen lann ober om ie Beſchluß ber KorporationesWite: 

lieber aa rn "Bir müffen es baher — den Aelteſten äberlaffen,. ob.fie 
je @emeinbe dieferhalb Leg u —— ber beabſichtigten 


ker S wie kLunftig ben Praagrasatiomss 
— Eu in lie Pr Er Bien —R—— ynd — 
iftimm enden iuß veranlaffen wollen. et ee th ge 


x di 
re 


Seantorechtl. Berhättn. ber I. — Den ganzen Seaat bett. SU 


vGeſellſchaften betrachtet, gehören Judenſchaften aber zu den bios groutbeten, 
cnießen mithin nad, der Vorfchrift bed Allgemeinen Preuß. £&, R. im II. Ihl. XI. 
20 nur die Befugniß erlaubter Privat⸗Geſellſchaften. (Zit. VI. $. 11 ff. eben⸗ 
&) Die K.Reg. hat fi) demnad in die Semeinbe-Angelegenheiten der Juden⸗ 
nur in fofern einzumi hen, und Ihren UntersBehörden die Cinmiſchung 
ea geftatten, als folches in Anfehung ber Angelegenbeiten erlaubter Privat: 
N nach den Beflimmungen bes X. L. R. zuläffig, ober aber unter beſondern 
Enden aus polizeilichen Ruͤckſichten nothwendig erfcheint. 

sfed Berfahren wird auch demjenigen am meiften entiprechen, welches zur Zeit bes 
Warſchau ftattgefunden hat, indem damals die Wahl ber Aelteften ober 
der Judenfchaften, und die Beforgung der Gemeinde⸗Verwaltung biefen ers 

Borſtaͤnden überlafien geblieben if. (Ann. XI. ©. 688.) 
FR. d. M. des J. (Köhler) an die K. Reg. zu Pofen v. 23. Juli 1824, 
unterzeichnete Min. muß Bedenken tragen, die von der K. Reg. mittelft Berichte 
DR. nachgeſuchte Autorifation, jüdifhe Gemeinde⸗Abgaden unter gewiffen Um: 
mr im abminiftrativen Wege erekutivifch beitreiben zu Laffen, zu ertheilen. Denn 
egions-Befellfchaften der Juden Lönnen da, wo das X. Preuß. L. R. in Kraft bes 
adnfehung ihrer innern und äußern Verhältniffe nur nach den Grundfägen und 
Malen dieſes Geſetzbuches denrtpent und behandelt werden. Da es nun aber mit 
nicht in Vereinigung zu bringen fein wuͤrde, wenn bie Staats Behoͤrde ſich 
änlafien wollte, die erekutivifche Beitreibung ber von den Mitgliedern einer blos 
Privat⸗Geſellſchaft zu Geſellſchafts⸗Zwecken aufzubringenden Beiträge im abs 
tiven Wege zu verfügen, jo Tann einem ſolchen Verfahren namentlid, auch in 
bes judenſchaftlichen Gemeinde-Abgabenwefene nicht ftatt gegeben werben, 
— als Religions⸗Verbindungen betrachtet, in die Kategorie ſol⸗ 
ten Privat⸗Geſellſchaften gehoͤren. Das zufaͤllige Intereſſe gewiſſer kirchli⸗ 
ner anderer gemeinnuͤtziger Inſtitute kann dabei gar nicht in Betracht gezogen wer⸗ 
WE dergleichen Inſtitute ruckſichtlich ihrer bei Juden⸗Gemeinden ausſtehenden vers 
Ra Kapitalien, oder in Anſehung ſonſtiger Anfprüche, welche aus einem aͤhnli⸗ 
ent abzuleiten find, vor bloßen Privat-Gläubigern keine Vorzüge verlans 

(Ann. XI. &. 688.) : 


’ Ed KM. des I. (Köhler) an die K. Reg. zu Pofen v. 14. Sept. 


2 

PR, Keg. wird auf den Bericht vom 80. v. M., 
AIdiſche Kommunal⸗Weſen in Ihrem Verwaltungs: Bezirke hetreffend, 

Eurem gegeben, baf von ben in den biesfeitigen Verf. v. 7. Maͤrz 1823 und 28, Juli 
utwidelten Grundfägen, welche überall, wo, das Allgem. Preuß. 8. R. 
Man befteht, zur Anwendung Tommen, nicht abgewichen werben kann. 



















mag die K. Reg. jede mit Xelteften oder Vorftehern nicht verfehene Juden: 
‚ dergleihen Geſellſchafts⸗Repraͤſentanten zu benennen, mit welchen bie 
* keit in allen vorkommenden Angelegenheiten der öffen 
Ken kann, indem derſelben auerdings nicht zuzumuthen iſt, ſich wegen ſolcher 
Mände, weiche die Judenſchaft in der Gefammtbeit betreffen, an jebes einzelne 
.insbefondere zu wenden. n 
ge⸗Maßregeln wider folche Juden, weldye ſich weigern möchten, bie Funk⸗ 
— Aelteſten oder Vorſtehers, wozu fie erwaͤhlet werden, zu übernehmen, kann 
Reg. aber nicht ermächtigt werden, indem es Lediglich Sache ber Subenfchaften 
\ mu ſy wit Geſellſchafts⸗Repraͤſentanten zu verſehen. oo 


hen Verwaltung 


a8 infonderheit die Frage anlangt, ob Sudengemeinden auf 
ktiond- Modalitäten Anfpruch haben, fo widerfprechen fich zwar 
die beiden folgenden R., doch ift bei dem R. v. 14. Mär, 1818?) 
bar die entfcheidende Worfchrift des &. R. II. 6. $. 97 ganz überfehen 
in, weicher, die Frage entfcheidend, die Rechte der Korporationen. und 
einen in Anſehung ihrer Schulden, beflinmt: Ä - 
IR eine wahre Geſellſchaftsſchuld vorhanden, welche durch neue oder ers 
Beiträge getilgt werben muß: fo hat die Geſellſchaft daB Recht, diefe 


Diefe R. beziehen fich zwar zunaͤchſt nur auf das Großherzogthum Pofeh, doch find 
runde ganz allgemein und mithin Anwendung findend auf mmtliche judiſche Res 
6:@emeinden. n —286* Bu 
VII. 89,3, Die Derhältniffe ber Juden 6 


WM Srtoatorechtl. Verhaltn. der J. — Den ganen Seaat 


OD⸗s Min. d. I. kann dem in ber Eingabe v. 14. v. MR. vorgetragen 
Borſtandes der jdiſchen Gemeinde zu Liegnig um: evanziehung der b 
nicht beigetretenen dortigen. Juden zu ben Koften bes. jübiihen Begräı 
flastgeben, muß es vielmepr bei'bem eingereichten, hierneben gurücerfol 
Ligen Befcheibe ber K. Reg: daſelbſt v. 27. Bebr. b. 3. (Anl.a.) lediglich b 
da es fein gefepliches Mittel giebt, Iemanben wiber feinen Willen zum R 
Privatgeſeliſchaft zu mine Berlin, den 3; Zuni 1840. 

oo. Minifterium des Innern. Erſte Abtheilung. v. 


Auf Ihre Vorſtellung v. 19. d. DR. erwiedern wir Ihnen, daß dem Xı 
bomigllivenden und der biefigen jübtfchen Gemeine nicht beigetretenen Gl 
zu Beiträgen zu dem neu alquiristen Bepräbnipplage anzuhalten, nix 
werben Bann. Seit dem Eh. v. 41. März 1812 können die Fubenfchaften 
als privilegirte Korporationen betrachtet werben, welche bie Befugniß bi 
Dete vorhandenen Juben zum: Beitritt und zu ‚Beiträgen Behufs der ge 
Falten; zu:nötbigen, biefelhen bülben vielmehr nur erlaubte Privatgefeilfe 
zeihung: relig Zwede. Hat bie hiefige Judengeſellſchaft, welche al 
einen KommunalsBerbanb bildet, einen neuen Kichhof.erworben und für 
eshöhte Beiträge ndthig geworben, fo wird es ihr nad) dem klaren Inha 
v». 20, April 1839 *) frei fteben, nach Maßgabe jener Ausgaben eine ve 
Zare für hen Gebrauch des Kirchhofs bei Bregräbniffen unter ausdruͤcklic 
des hieſigen Magiftrats, als Polizeibehörbe, aufzuftellen und.darin den 
Prlvats@eieltfhhaft, welche ſchon zegeimäßige: laufende Beiträge für be 
Ien, bei-Begräbniffen mit ſichtigung diefer Beitzäge billige Crmäßi 
kommen zu lafien. hieraus folgt aber immer noch nicht die Verpflichtun: 
domizilirenden Süden ber hiefigen jadiſchen Gemeine, wenn auch nur gen 
werbung-unb chaltung des hiefigen jadiſchen Kicchhofs, beitreten müffe 

Daß die Gemeine zwangsweife angehalten werden kann, ben Gebrauc 
in einzelnen Fällen zu verftatten, beruht lediglich in polizeilichen Grür 
demnẽ ber Gemeine nicht verwehrt werben können, ihre etwaigen au 
senden age refulticenden Anfpräce im Wege des Givilprozeſſes gegen 
nen zu verfolgen, fofern diefe zur Zahlung vermögend find. 

Unter biefen Umftänden Tonnen wir e6 dem Worftande nur üerlaffen 
bie bei Begräbniffen vortommenden Gebühren zu entwerfen und dem hiel 
zur Beftfegung vorzulegen. Liegnit, den 27. Bebr. 1840. 

An den Worftand ber jübifchen Gemeine hierfelbft. 


B Kı Reg., Abtheilung be 

=" 8. DM. BI. 1840. ©.229.) 

DI. In Beziehung auf den Reg: Bez. Münfter. 

MR. des K. M. d Inn. (Köhler) an die K. Reg. zu Münfte 
1820. Schlichtung der unter den Juden über ihre geſellſchaf 
lichen und Schul, Angelegenheiten vorfallenden Streitigkeiten. 

Das unterzeichnete Din. giebt der ‘X. Reg. auf Ihren Beriht d. 13 
Nückfendung der Anlagen zu erkennen, daß daſſeide die Meinung der 9 
Eollegũ thelit/ weiche dahin gebt, daß die Verwaltung ſich zur Zeit in 
ten!der- Zuden, betr. ihee gefeltfchaftfichen, Eirdhli—hen und Schul-Angel 
Ball, wo von Polizei wegen, Behufs Aufrechthaltung der öffentlichen 8 
ung, Einſchreitung zu thun ift, allein ausgenommen, nicht einzumifcy: 
Sälihtung ſolcher treitigkeiten, ſofern darauf von dem einen oder and 
votikt"roird, den geböhnkichen Gerichten zu überfaffen, und biefelben Lei 
vel Angelegenheiten zu betradjten Hat, (Ann. IV. ©. 788.) 

UL IA Anfehung deg Großberzogthums Pofen iſt dad Pı 
"4. 2,.088.©. 5. 1. Suni 1833 außgefptoen®). Daffel 
anerfannt und. wurden hierauf die folgenden Konfequenz 
IR DM. d. Ian. (Köhler) an die K. Reg. zu Polen v. 7. 
"ph ntergeichneie Bein. Tann die in dem Bericht ber K. Steg. v. 17. 
teen Worte — weiche dahin abpwedten, bie Gemeinde⸗ ober Gefellſch⸗ 
heiten der von Amtöwegen zu regulicen, nicht genehmigen. 
Unter den Juden befteht ei polizeiliche, fondern eine kicchliche We 






ef unten sub 1.c. BB. 8.6, 
Wergl. biefelden Abtg. IT. Ahfıhn. IL. 
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—— betrachtet, „peblen Judenſchaften aber zu den blos peu 
iepen mithin nach der. Vorichrift bes Allgemeinen Preuß. 2. R. im II. IHL.Xl, 
.. 20 Mit bie Befughig erfaubter Privot-Öefefchaften. (Tit. VI. $. 41 ff. eben» 
Meß: Bien. Hat fich beninach in bie Gemelnbe-Angelegenheiten ber Juden 
ur in fofeen einzumi ſhen, und Ihren Unters‘ then bie Cinmiſchung 
katten, als foldhes in Anfehung ber Angelegenheiten erlaubter Privat: 
eelljdafte nach den, Beftimmungen des X. &. R. zuläffg, oder aber unter befonbern 
“mftänden due pofizeilichen Rückfichten nothwendig erfcheint. 

Def Berfahten woicd auch demjenigen am meiften entfpredyen, welches zur Zeit des 
eeethume Warfchau ftattgefunden bat, indem damals bie Wahl ber Aelteften ober 
ie ber Zubenfchaften, und die Beforgung ber Gemeinbe:Verwaltung biefen ers 

(Borfinden überlafjen geblieben ift. (Ann. XI. ©. 688.) 
REN. de5%. (Köhler) an die K. Reg. zu Pofen v. 23. Jult 1824. 
Di unieggicinete Dein. mup Bedenken tragen, bie von ber K. Reg. mittelft Berichts 
28.0. nat Sie Kutorifation, jübifhe Gemeinde ⸗Abgaden unter gewiffen Um- 
Aben im ahminiftrativen Wege erekutivifch beitreiben zu laffen, zu ertbeilen. Denn 
ime-Gefilfchaften ber Juden Fönnen da, wo bad X. Preuß. L. R. in Kraft bes 
g 2 Innern und äußern Verhaltniſſe nur nad den Srundfägen und 
hi jeß Gefeßbuches beurtheilt und behandelt werben. Da es nun aber mit 
aiht in Vereinigung zu bringen fein würbe, wenn bie Staats: Behörde ſich 
Külaffen wollte, bie erekutivifche Beitreibung ber von den Mitgliedern einer blos 
at Gefelichaft zu. Beiellfchafts:3meden aufzubringenden Beiträge im abs 
Buy au. berfügen, jo fann. einem folden Verfahren namentlich auch in 
nichaftlichen, Gemeinbe-Abgabenwefens nicht ftatt gegeben werben, 
meinben, als Religions: Verbindungen betrachtet, in bie Kategorie fols 
Srivat-Gefelfchaften gehören. Das zufällige Intereffe gewiffer kirchli⸗ 
jeinnägiger Inſtſtute kann dabei gar nicht in Betracht jen wers 
im Snftitnte rüctfichtlich ihter bei Juben-Gemeinden aus] en ver« 
f „ober in'Anfehung fonftiger Anfprkche, weiche aus einem ähnliz 
— leiten find, vor bloßen privat ⸗ Giaubigern Feine Borzäge verlans 

(Ann. XI. &: 688;) 



























gen 
5A MILD. des I. (Köpler) an bie K. Reg. zu Pofen v. 14. Sept: 


& Rey wich auf ben Bericht vom 30. v. MR, 
a lhifhe Kommunal: Wefen in Ihrem Berwaltunge Begirke hetreffend, 
n den biesfeitigen Berf. v. 7.MRärz 1823 unb28. Juui 
fiteidelten Grundfägen, welde überall, wo, das Allgem. Preuß. e, R. 








aft befteht, zur. Anwendung Tommen, nicht abgewichen werben kann. 
Mag die X. Reg. jebe mit Aelteften ober Vorſtehern nicht verfehene Judem⸗ 
falten, dergleichen GefelfchaftssRepräfentanten zu benennen, mit welden bie 
Obrigkeit in allen vorfömmenben Angelegenheiten der öffentlichen Berwaltung 
mn, indem derfelben allerdings nicht zuzumuthen iſt, fid wegen folder 
de, welche die Zudenfchaft in der Gefammtheit betreffen, an jedes einzelne 
tb inbefondere zu menden. u 

Mapregelnt wider folche Juden, welche ſich weigern möchten, bie Funk 
Kelteften ober Worftehere, wozu fie erwählet werben, zu übernehmen, kann 
— Baer nicht ermächtigt werben, indem e& Tebiglich Gadye ber Judenſchaften 
Va zul Ba Sefelfhafts-Repräfentanten zu verfehen. - " 3 
“12 Änfonderdeit, bie Frage anlangt, ob Judengemeinden au 
Alıtiond- Modalitäten Anfpruch haben, fo widerſprechen fich zwar 
tier die beiden folgenden ®., doch iſt bei dem ®R. v. 14. März 18181) 
Faber die entfcheidenbe Worfchrift des 2. R. II. 6. $. 97 ganz überfehen 
en, weicher, die Frage entfcheibenb, die Rechte der Rorporationen und 
Deadıen in Anfehung ihrer Schulden, beftinnmt: - 
A eine wahre Befelfchaftsfchuld vorhanden, welche durch neue oder er» 
Wet Beitsäge getilgt werben muß: fo hat Die Gefellfchaft das echt, biefe 
— — 


Dieſe R. bei ig das G m fe, doch find 
ing ken ai en ANA 
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Beiträge, unter Aufficht und Benehmigung bes Staats, in 
flait einzurichten, daß das Erforderliche nur nach und nach zufammen 
bracht, und bie Laſt fowohl unter die gegenwärtigen als künftigen Ditg 
dee billig wertheilt werde,” . 
Der Zweifel wurde zunächft veranlaßt durch ben Anh. 8. 153 nl 
welcher, dem zweiten Abfage ded R. v. 6. Der. 1809 entnommen!) ſ 
gended beflimmt: 
Soll gegen Stadt⸗ oder Dorfgemeinen, ober gegen eine ganze Klaſſe von —— 
derſelben, ober ſonſt gegen eine moraliſche Perfon, eine Exekution vollſtreckt werte 
müffen die Gerichte über die Art, wie ſolche ohne gaͤnzlichen Ruin ber ee 
lifiren ift, jederzeit mit dee Reg. Ruͤckſprache halten, und wenn fie ſich mit 
bie zu nehmenden Maßregeln nicht vereinigen Tönnen, die Erelution außfegen wP 
Vorbefcheldung des Juſt. Min. einholen. Eben dies muß gefhehen, wenn bie © 
tion gegen ein nicht ımter der Reg. ftehendes Inſtitut zu verorpnen iſt und alſo O6 
Min. Anlaß finden möchte, mit den Übrigen Minifterien Rückſprache zu nehmen 
Ob nun diefed G. auf Sudengemeinden Anwendung findet, ve 
a) Das R. d. K. Min. des J. (Köhler).an die K. Reg, zu 
14. Mär, 1828. et | | 
Der K. Reg. wird In Befcheidung auf Ihre Anfrage d. 1. b. M. 8 
dem klaren Sinne der Verf. v. 7. März 1828 bie polizeiliche Einſchreitung 
zichtliche Exekntionsverfahren gegen jüdifche Kommunen als ſolche allerdings — 
laffen ft, indem bie Ber heit im $. 153 des Anh. zur A. G. O. auf Suben 
) 





als 6108 Firchliche und nicht politiſche Verbindungen, Feine Anwendung finden ® 
{Amn. Al. Nr, 48. on 

b) E bejaht dagegen mit volltommen überzeugenden Grülumg 
R. des Juſt. Min, (Müpler) an das Ob. App. Ser. zu Polaa.#- 

Der Inhalt des von dem K. Oberappellationsgericht Aber die Wefchiverbe Je = 
ſchaft zu 2. in deren Prozeßſache gegen die von &. Konkurd:Maffe, unterm 209 
c. erftatteten Berichts, ift einer forgfältigen Erwägung unterworfen worben. 

Denn man auch aus ben von dem Kollegium angeführten-Gründen daruͤber = 
geht, da 

4) rn hi 29. März 1819 die Solidar⸗Zahlungsverpflichtung in temomm 
ausſpri 
2) es zweifethaft erſcheint, ob der in dem Vergleiche mit ber v. ©. Konkurs⸗ 
28. DE. 1822 gebrauchte Ausdruck: „falidarifh” nur auf das Objekt I 
pflichtung, ober auch auf die fubjektive Zahlungsverbindlichkeit der Debenten 
zieht, und daher nur einen Unterfchieb zwifchen ben Leiflungen der Fingg 
und den Leiftungen der Synagoge, ald Geſellſchaft hat machen folles 
fer Ausdrud üderdem nur erzählend gebraucht wird, ohne eine Verpfle 
und deren Uebernahme beftimmt auszufprechen, | 
8) der gedachte Vergleich zwar gerichtlich, aber nicht im Laufe eines über bie 
der 8000 Polniſchen Gulden obſchwebenden foͤrmlichen Prozeſſes ae 
Br sur Erekution ohne vorgängiges zechtliches Gehoͤr und er. nid 
nt: 
fo läßt fich doc, in keinem Kal verabreden, 
baß die Juden⸗Gemeinen zwar nicht die Rechte ber. dffentlich enommentl 
chens@&efellfchaften, wohl aber bie Befugniffe bet geduldeten ee 
den (Thi. TI. At. XL. 3.20. Thi. DM. it. VI. 88. 11 neq. X. O.R.)5 daj ſe 
auch auf biejenigen Grefutions- Modalitäten Anfpruch machen koͤnnen, w 
HER. IH. H. zit. VI. 8.97 und der And. zur A. ©. O. 8. 158 v 
‚und dies um fo mehr, als ſich die legtere Gefenftelle auch auf ſolche Inftitutebt 
welche nicht unter der fpeziellen Aufficht der Reg. ſtehen. 

Das K. Ob. Appellationdgericht wirb daher angewiefen, bas eingeleitete Erekif 
Verfahden hiernach zu miobifieiven, das Landgericht zu Frauftabt mit den ndthigen 
haltungsmaßregeln gu verfehen und bie Supplifanten, bei Retrabition ber 
ver Vorftellung, davon in Kenntniß zu feßen. 

Jene Anlagen erfolgen mit ben eingereichten 2 Vol. Akten hierbei zurüd. 

(Sahrb. Bd. 41. ©. 487. Gräff Bb. 6.6, 318,) 
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beats berfelben zum Staate. 

— und Bewilfensfreipeli ber diſchen Aal, 
Daß X. 2. iR. ichreibt Thl. U. Tit. 11. 58. 1-80: 
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Di ‚a ‚allgernein ſprechenden Bike der auch auf Die Juden ihre 
Item Anwendung uhd dee Bfaat tulithe mit fich in. Wiberfi 
h wenn er. Bifeiben auf das Gebie bes Landre Ma — 
‚Vielmehr auch dan wo dad gemeine deuſche 5— fit, ‚von denſelbe 
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n Oiee Me uf Grund Bieter Steh, 
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ferneren Anſtand nehmen, an dieſe Unſere anderweitige wichtige Regentenpflicht 
zu venken, und in gegenwärtigem Edikt infere unveränderlihe Willensmeint 
dieſen Gegenſtand oͤffentlich bekannt zu machen. Als. 

$. 1. befehlen, wollen und verordnen Wir demnach, daß alle drei Haupt⸗Kon 
der chriftlichen Religion, nämlich die Reformirte, Lutherifche und Römifch-Kaı 
in ihrer. bisherigen Verfaſſung, nad) den von Unfern gottfeligen Borfahren viel 
laffenen Edikten und Verordnungen, in Unfern ſämmilichen Landen verbleiben, 
erhalten, und geſchuͤtzt werden follen. Daneben aber . : 

8. 2, foU die den Preußifchen Staaten von jeher eigenthlimlich geweſene Tol« 
Abrigen Sekten und Religionds Parteien ferner aufrecht erhalten und Niemcı 
mindefte Gewiffenszwang zu keiner Zeit angethan werben, fo lange ein jeber = 
"ein guter Bürger des Staates feine Pflichten erfüllet, feine-jedesmalige beſond 
nung aber für ſich behält, und ſich forgfältig hütet, Tolche nicht auszubreiten ob: 
dazu zu uͤberreden, und in ihrem Glauben irre oder wankend zu machen. Denn, 
Menſch für feine eigene Seele allein zu forgen bat, To muß er hierin ganz frei 
tönnen, und nah Unſerm Dafürhalten hat ein jeder chriftlicher Regent nur 
fehen und dafür zu forgen, bad Volk in dem wahren Chriftenthum treu und um 
durch Lehrer und Prediger unterrichten zu laſſen, unb mithin einem jeben bie 
peit zu verſchaffen, felbiges zu erlernen und anzunehmen. Ob ein Unterthan 
ieſe gute ihm fo reichlich dargebotene Gelegenheit zu feiner Ueberzeugung nuges 
brancen will oder nit, muß feinem eigenen Gewiſſen völlig frei anhein“ 

en. " ' 

Die in Unfern Staatenbisher öffentlich gebuldeten Selten find, außer 
difhen Nation, die Herrenhuter, Mennoniften und die Böhmiſche Brüben 
welche unter landesherrlichem Schug ihre gottesbienftlichen Zufammentünftehe- 
diefedem Staate unfchädliche Freiheit ferner ungeftört behalten follen. Inder Kolge: 
Unfer geiftliches Departement dafür forgen, daß nicht andere, ber chriſtlichen 
und dem Staate ſchädliche Conventicula unter dem Namen gottesdtenftlicherße 
Iumgen gehalten werden, durch weles Mittel allerlei der Ruhe gefährliche Dieaff 
neue Lehrer fih Anhänger und Proſelpten zu machen im Sinne haben möchten,‘ 
aber bie Toleranz fehr gemipbraucht werben würbe. 

(N. C.C,T. VII. &. 2175. Rabe Thl. 1.36. 7. S. 116.) 


| 2) Mehrfache fpätere R. ſprechen daſſelbe aus. Vergl. beim neun 
ſchnitt die R. v. 24. Juni 1823, 7. März 1823, 8. Sept. 1840,. 
unten die R. 26. Sept. 1821, 10. Nov. 1823 und 5. Mai 1826. . 


BB. Stellung der geduldeten Religionsgeſellſchaf 
Staate 


1) Die Stellung der jüdifhen Neligionsgefellfchaft ald einer gedı 
ergiebt fich nach dem 2. MR. im Allgemeinen aus den 88. 13—21. 8 
Thl. Il., welche lanten: - 


$. 18. Jede Kirchengefellfchaft ift verpflichtet, ihren Mitgliedern Ehrfurcht g 
Gottheit, Gehorfam gegen die Gefege, Treue gegen den Staat, und fittlich gukı 
nungen gegen ihre Mitbürger einzuflößen. 

$. 14. SReligiondgrundfäge, welche diefem zuwider find, follen im Staate nicht 
und weder münblidy noch in Volksſchriften ausgebreitet werben. 

$. 15. Nur der Staat hat bas Hecht, dergleichen Grundfäge nach angeſtellt 
fung zu verwerfen, und beren Ausbreitung zu unterfagen. 

4. ie atımeinungen einzelner Mitglieder machen eine Religionsgeſellſcha 
derwerflid. 

$. 17. Die vom Staate ausbrüdlich aufgenommenen Kirchengefellfchaften ba 
Rechte privilegirter Korporationen. 

$. 18, Die von ihnen zur Ausübung ihres Gotteöbienftes gewibmeten Gebäu 
den Kirchen genannt und find als privilegirte Gebäude des Staates anzufehen. 
‚$. 19. Die bei ſolchen Kirchengefellfchaften zur Feier des Gottesdienſtes und p 
De eunterzichte beftellten Perfonen haben mit andern Beamten im Gtaatg 

e. 
„Je 20. Eine Religionsgeſellſchaft, weiche der Staat genehmigt, ihr aber bie 
öffentlich aufgenommener Kirchengeſellſchaften nicht beigelegt hat, genießt nur | 
fugniß geduldeter Gefellichaften. (Zit. 6. 58. 11 rqq.) 
$. 21. Jede Kirchengefellichaft, die als ſolche auf die Rechte einer geduldeten Xı 
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kt al, muß fich bei dem Staate gebühgend melben und nachweiſen, daß bie von ihr 
PT: —8 nichts enthalten, was bem Grundfage des $. 13 zumiber Läuft, 
CR. veb Dein. des I. v. 1. März 1822, 23. Juli 1824, 14. Sept. 
17, 1. Juli 1830, — vergl. diefelben oben Äbſchn. IX. und unten 
tm DD. — nepmen mit Recht an, daß diefe Gefegeöftellen wie alle übrigen 
"ERBEN, weiche die inneren ober äußeren Rechtsverhaͤltniſſe der jübifchen Res 
—— betreffen, in allen Provinzen, wo daB L. R. gilt zur Ans 
L men. 
eh diesfaͤlligen Beftimmungen der betzeffenben fremden Ges 
Iasbungen find bei den einzelnen Abfchnitten der zweiten Abtheilung zu 


Biſdet die jũdiſche Religiondgefelfchaft eine jur iſtiſche Perfon? 
4) Iı den unten sub CC. 3, gegebenen Minifterial:Reftripten wird dies 
verneint und wie die Noten zu ber folgenden entgegenge feßten 
ergeben, mit vollem Rechte. Das Gefeg giebt den gebulbeten Mer 
— im 5. 10. Tit. 11 Tbl II. deö 8. &, mit beflinmfen 


uw 


zur die Rechte der gepulbeten Privatgefelfchaften, welche im Lit. 6. 
11 FF-, auf welche ausdrüdlich Bezug genommen wird, eben fo ausdrück⸗ 
bes zumsiliichen Perfonen (Korporationen, Gemeinden) gegenüber ge: 

Üperxbm. Ieber verfüchte Beweiß gegen fo beffimmte und Mare Ger 

x larn a daher böchftend zeigen, wie ber Zuftand beffer fein follte, nicht 

Dei gegenwärtig iſt 

DDärbejahende Anficht wird dagegen von Koch vertheibfget. Der⸗ 

te in folgender Weife auszuführen: 

wer Nehte der jüdifchen Gemeinden könnten, wenn bie gemeine Meis 
a9 Def bie jüdifchen Religionögefellfhaften Teine juriftifche Perſon fel, 
tig Wodte, nicht exiffiren. Die Praris und die Wirklichkeit ftehen aber 

Biderfpruc. Die gemeine Meinung ift entftanden durch den 

D- RE 11. Tl. 11. des A. 2. R. Das Allegat bandelt von erlaubten 

r felfpaften, und diefe follen, im Berhältniffe gegen andere außer 

ine moralifche Perfon vorftellen, und daher auch, als ſolche, weder 

ide noch Kapitalien auf den Namen der Gefellfchaft erwerben kön⸗ 

13.) Diefeb paßt aber nicht wohl auf genehmigte Religiondges 

5 welche allerdings als eine juriftifche Perfon anzufehen find und 
‚ägelehen werben. Cine jurifliiche Perſon überhaupt iſt ein ſolches 

von Rechten, welches Feine phyſiſche Perfon ift. Der Gegenftand, 

„peter difeg Subjekt bildet, Tann unter andern auch aus pbyfifchen Per» 
des beſehen. Alsdann heißt die juriftifche Perfon eine Geweinheit, Ge 
t, Kommune (universitas, corpus, collegium). Diefe Form ber ju⸗ 
Mliten Perfon ift die urfprüingliche, und die erfte Gemeinheit ift der Staat 
HM Die Eriftenz folcher juriftifchen Perfonen ift nicht ein Gegenftand 
WE ähr der Perfonen, fondern fie if von der Mitwirkung der höchften 
Oesait abhängig. Nah Röm.R., in welchem biefer Begriff zuerſt von 
im Gebiete des Roͤmiſchen Staat befindlichen abhängigen Staaten ge» 

iſt iſt daher, damit eine Gefelfchaft eine juriftifche Perſon fei, erfor» 
keig,, daß biefelbe atd foldhe von dem Staate genehmigt ober beftätigt 
Wem. Das Preuß. Recht weicht hiervon nicht ab, denn „bie Rechte ber 
jonen ımb Gemeinen kommen nur folhen vom Staate gene h⸗ 

Anigten Gefehfchaften zu, die ſich zu einem fortdauernden gemeinnügigen 
verbunden haben,” und bie Korporationen und Gemeinden ftellen 

den Beichäften des bürgerlichen Lebens Cine moralifche Perfon vor). 

_—__ 


ER, I, 6.55.25. 81. 
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Züri, Begtiffe einet aus mehreren phyfiſchen Perfonen beftel 
ſchen Derfon gehört alfo: 1) eine Gefellfipaft, 2} eine Geſell 
vom Staate genehmigk;oder, befätigt iſt. ” 
Daß bie, Gejellichakt einen In habe, llegt {don in ih 
* le | een —3 um — — 
.jD IfE das h Schon gefagt, daß fie einen Zweck habı 
um De Gefelfchaft daB Merkmal Zweck gehört. € 
Beige ſellſchaft ift aber nach. den oben angeführten Wort 
Zit 1. eine-jolche Geſellſchaft, welche der Staat genehmi 
bat mithin die Merkmale einer juriſtiſchen Perfon, und muß t 
für gelten. Die jübifchen Religiondgsfelfchaften werben abı 


auch dafür angelehem, dein .. 

a) wäre vhs nit, fo: Karen die Juden von den höchf 

hözben im ihten, amtlichen Verfllgungen nicht als. Gemeint 
end. , 

h) bildeten die Juden keine kirchliche Gemeinde, fo könnten 
meineſachen (res communes) ald: Srmagogen, Begräbnißplä 
fer x. haben?). Die geduldeten Religiondgefelfhaften Fön 
fosche dergleichen Gebäude erwerben, welche Fähigkeit die E 
Brinatgefelicheften als folche nicht haben). In Anfehung 
munes, welche eine geduidete Religiondgefelfchaft haben Fann, 
die alqrößten Verwickelungen und Ungewißheiten entſtehen, 
keine juriffifche Perſon wäre. Es müßte bann von der Syr 
Befistitel auf ben Namen der einzelnen Glieder berichtige ı 
Mitglieder einer ſolchen kirchlichen WS emeinve verändern ſich 
send, fo bag mach einiger Zeit von. ben eingetragenen cond 
mehr exiflirt. Es müßte daher, um die Sache in Ordnung zı 
jebem Todesfall der Befigtitel auf die Erben, und bei jedem 
bisherigen, fo wie kei jedem Anzuge eined neuen Mitgliede: 
und reſp. Kauf. Kontrakt aufgenommen werden, und eine neue 
bes Beſitztitels fastfinden, welches bei einer großen Gemeinde, 
lin ober Breslau, unaudführhar fein würde. Es müßte fernı 
tuelle Antheil eined jeden an diefen Sachen ein privates Eige 
ben fein, fo daß derfelbe bei ben Nachlaßtheilungen mit zur % 
zogen, unb auch auf Andsingen der Gläubiger im Wege der € 





4) Dies geſchieht in Sinne großen Unzapl von R,, 3. 8. in denen v. 
1. Gept. 1818, 11. Mörz1822, beweift aber gar nichts, ba eineg 
möglid von irgend einem Gewichte fein kann, wenn der Wezeich: 
lich — was er damit meine, Im vorliegenden Kalle fagen r 
fende Behörben ausbrädtih, die jübifche Reigionsgefefipaft 
meinbe, und ed erhelltbemgemäß, daß unter / Geme inde · bie „Religi 
verſtanden ſein ſoll. 

2) Bergl 1. A. 5. Li quod onjuseungue uniyersitatis. 

®) &% DR. ME. 11. 68. 23.24 und Fit. 6. 5. 13, Siehe hierüber 

und sub IH. Die Behauptung ift falfd und — ber b 
Schluß. Die gebuldeten aiglomegefeüfchaften dürfen als ford 
thırm wicht anders ats auf ausbrüdttide Erlaubniß erwerben; du: 
derfelben eben erſt dies Nerht beigelegt, ihr alfo eine Eigenfhaft! 
werichen. Daß hieraus nun nicht zu folgern, bie Religionsgefi 
Kain, Har. Weil ihr aber eben biefe eine Eigenfchaft £ 

verliehen, fo erglebt ſich von felbft, daß Kraft derfelben der Beſig 

157 wicht auf bie einzelnen einde⸗Mitglleder Tonbern auf d 
Haft berichtiget werben muß, wie dies benn auch das unten im 

tel gegebene IR, v. 31. Dec. 1840 anerkennt, 
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5 Werfiehern galais geſchloſſen ſind, fo wiit bisfelben ver» 
‚SEE Emts. oder.in —— inch gültigen Gemeindo-Befchlufles role 


AS. 
3 55 er jadiſ chen Religionsgefeifaft. . 

EEE hkirhen Meltgtomögefenfehaften feht, da fre nicht ale jmiſtiſche Vet / 
* henſ find, ein erimirter —S in ihren Rechtsangelegen⸗ 
ea Ehe zu. Der $. 103, Zit. 2. Thl. I. der &.D. nennt, drige 
NNCE> © Derfonen, die ausnahmsweifr diefen Grrichtäftand 

Fi fiä) Daher bie Judengemeinden nicht befinden, und bet Sagt 
=. 30. bemerft dazu, daß diejenigen mosalifchm Derfonen a 

J el: oder unmittelbarer Verwaltung der Reg. Reben ws 

SBeimisten, Gerichtöftand keinen Anſpruch machen konnen. Ei Pr 
ı mit Recht felbft für zweifelhaft erachtet, ob Geiflichen Firdrugen 
den: erimirte Gerithtöftand auch hinfichts bee gegen fie gerichteten 
Lichen Klagen) zuftehe, und wenngleich ſich die gemeine ng 
jative entfcheidet*), ſo geſchieht dies doch’ nur auf Grund der 
RR ausdrüdlih. aufgenommenen Sirene ibaften, frei 

N- 17. 18. 20: 36, 17%. 949. 950. Zit. 11. Hl. 1 
s auf Judengeme inden keine Anwendung inde —e — 
‚Eine Ausnahme —— bes Oafeh Beni der Judengemein· 

nMediatftädten, von welchen daſſelbe gelten fol wie von Dotfe. 
m Eöbefiimmen hierüber: 

105, Spt: I. Zit. 2, der. G. O. 

meinen müffen, wo nicht Provinzialgefehe ein Anderes —— 383* 
algerichten belangt werben, —A [0 

16, ober auch Mur bie in Anforuc, —*9* einzelne Kiaffe‘ 55* 
ing vor — gie jalter ablehnen, und aldbann muß das Obergericht berY 

* a — a Sache ſchon in erfter Inftang un 
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* —D— G. d0 qg. Tit. 7. . 20. 30. 
H Berl. das Erkenntnif des D. €. Ger. zu Marienwerber v. J. 1801 aa. 3 
BB. Dies Erkenntnis, welches das Gen. Juben:Regl. von 1750 zu Grunde 
NR iſt deshalb für. bietonkrete Frage ohne alle Biel da-bie ehem nd 
ern ‚ganz ungweifelhaft eine Gemeinde gebilbet · haben, die 
. dad E. v. 11. März 1812 aufgehoben. warden. 
” Da Kirden-Grundftücden-und N. Beamten‘ ift er qcheprochen· aD. L2 


Rd. 5. Zuli 184. (I. M. Bl. 1844. ©. 222) Grav " 
5 a: dv. Daniels Handbud I, S. 170, Berdt. tagrge XZ 


BB Otaotseetl..Berhäte. d. 3. — Den ganzen Seat bete. 


- „Die bier gegebenen Worfchriften finden auch auf bie Subengemeinen in ben Mebiat: 
Fädten Anwendung.” t). E — 


CC, Oberaufſicht des Staates. 


1) Die 88. 32. 33. Tit. 11. Thl. TI. des L. R. beſtimmen: J 

$. 32. Die Privat: und öffentliche Religionsduͤbung einer jeden Kirchengeſellſchaft | 
der Oberaufficht des Staats unterworfen. — 

4. 33. Der Staat ift berechtigt, von bemjenigen, was in ben Verfammlungen ve 
Kirchengefellfchaften gelehrt und verhandelt wird, Kenntniß einzuziehen. 


2) Ausgeübt wird biefe Oberaufficht des Staates duch folgende Br | 


| 
a) Durch die Regierungen. | Ä | a 
Nach der Geſchaͤfts. Inſtr. für die Regierungen v. 23. Oft. 18172) 4 
hörte vor die erſte Abtheilung der Regierungen auch bad Yubenweien‘, 
Diefe hatte nämlich früher auch nach 8. 18. -eine Abtheilung für’ 
Kirchenverwaltung und dad Schulmefen, welche jedod) durch die K. D 
v. 31. Dec. 1825*), betr. einige Abänderungen in ber biöherigen 
fation der Prov.⸗Verwaltungs⸗Behördens), zu einer befonderen Abtheik 
erhoben worden. | J 
An Betreff des Verhaͤltniſſes ber Kirchen, und Schulkommiſſion beugkt 
der §. 18. der Inſtr. v. 23. Okt. 1817. 
+18, Der s und Schullommiffion gebührt die Verwaltung aller 
uns Scubängetemenpeiten ‚ * ht dem an in der ——— | 
epeilten Inſtruktion ausdruͤcklich übertragen worden. Unter dieſer Einfchrän M 
bührt ihr daher: i 
a) die Beſetzung Tämmtlicher, dem Ianbeöherrlichen Patronatrechte unterworfen" 
geifklichen und Schullehrerftellen 2c. 3 
ie) b e Auffiht über deren Amts- und moraliſche Führung; die Urlaubs-Crtieiiug 
x jelbige um: 
p) die Tufrechthaltun der äußern Kirchenzucht und Ordnung; Be | 
) bie Direktion und Aufficht über fämmtliche Kirchen, öffentliche und Privarfelt | 
und Erziehungsanftalten, milde und Fromme’ Stiftungen und Snftitute; * 
e) die Aufficht und Zerwaltung des geſammten Elementarſchuiweſens; 21 
. £) die Aufſicht und Verwaltung ſämmtlicher äußern Kirchen: und Schulangelegethe⸗ 
ten, mithin auch die Regulirung des Stolweſens und Schulgelbess 
g) die gefammte Verwaltung bed Kirchen, Schul: und Stiftungs⸗V 
im Fall felbige nicht verfaffungsmäßig andern Behörden oder Gemeinden, _ 
porationen und Privaten gebührt, und im legtern Fail bie Iandesherrliche Oberaufiik * 
ber die Bermödgensverwaltung. Ihr fteht hiernach auch bie Entwerfung, Pruͤfung " 
Beſtätigung der hierher gehörigen Stat, fo wie bie Abnahme und Decharge ber Rice 
Schul: und Inſtitutsrechnungen zu. Gie hat ferne: Fä 
h) die Dispenfation in den, in der Konſiſtorial-Inſtruktion ihr nachgelaſſenen Fün 


i) die polizeiliche Oberaufſicht über alle Übrige Literarifche Inftitute, Gefellthaften ua- 
Unternehmungen, in fomeit diefe Aufficht nicht ſchon andern —ã— been " 
Auch fteht ihr ohne höhere Genehmigung frei: _ 
%) Schutfocietäten einzurichten unb zu vertheilen, wo die Ortfchaften es wänfden,; ” 
oder Lofalumftände es nöthig machen, fo wie - 
I) Parochien zufammenzuziehen und zu vertheilen, wenn bie Gemeinden und Patroe 
barin willigen, imgleichen, unter biefer Bedingung, einzelne Dörffchaften umzupfarren. 





2) Das R. v. 8. Juni 1805, aus welchem biefer 5. bes Anh. entnommen i 
zur ees Ha en auf von * en und ber $, Koo de 
von Dorfgemeinen, jondern auch von einzelnen Klaffen derfelben e. 
(R. Archiv Bd. 4. ©, 113. Habe Bd. 8, S. 302.) ſprech 
2) G. S. 1817. S. 248. 
6,2. Nr. 7. 
+ ©. 1826. S. 5, 
s ©, sub D. IL 2. 
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Sa allen biefen Angelegenheiten kommt es, Behufs ber Kompetenz 
er Kirchen⸗ und Shullommiflion, auf bie Berfchiebenbeit ber Religion 
uddes Kultus nicht an. Ihr find in obiger Beziehung ſaͤmmtliche Geiſtliche und 
Schuflehrer, die Superintendenten und mit ihnen in gleicher Kategorie ſtehende höhere 
Beifktiche anderer Konfeffionen nicht ausgenommen, untergeorbnet, und bie Kommiſſion 
ann wider fie nöthigenfalls die gefeglichen Zwangs⸗ und Gtrafverfügungen erlaffen und 
me Ausführung bringen. Wie e8 wegen ihrer Suspenfion und Entlaffung vom Amte 
su halten, ift in ber Konfforialinftruftion beftimmt ıc. 

b) Durdy die Provinzial» Konfiftorien. 

Der Wirkungskreis der ProvinzialsKonfiflorien, die in zwei Abtheilun⸗ 
ven, ald „Konfiflorium” und „Provinzials Schul» Kollegium”, unter bem 
Dräfidio des Dberpräfidenten fiehen, ift durch die Inſtr. v. 23. Okt. 1817 
efigefieüt. 1) Während diefe in den 88. 1 und 9 das Berhältniß ter Konfi⸗ 

wien zu den Regierungen im Wefentlichen dahin ordnet, daß legtere die 
erwaltung der äußern Angelegenheiten der Kirchen und Schulen haben, 
sftere bie rein geiftlichen und wiffenfchaftlichen, beſtimmt dieſelbe im $. 5. 

ade Religionsparteien” (im Gegenfage der evangelifchen und römiſch⸗katho⸗ 
Kirche) „ſind gleichfalls, in Anfehung des eigentlichen Kultus, derjenigen Aufficht 
‚EB ee & unterworfen, welche der Staatszwed erforbert und die Gewiſſens⸗ 

6) Die Rekursbehörde von den Regierungen und Konfiftorien find bad 

Bin. des Inn. und das der geifll. Untere. und Med. Angelegenheiten. 


Die V. v. 27. Okt. 1810 über die veränderte Berfaffung aller oberfien 
Stantöbehörden (3. &. 1810. &. 3) fagt hierüber, daß zum Min. bed Inn. 
Kotheitung der allgem. Polizei gehören: 

„7. Die Juden und Sektirer, jedoch nicht in Beziehung auf ihren Kultuß, 
enbern blos auf ihre Verfaſſung, auf Dad Kantonweſen und ihren politis 
ben Zuftand.” 

Berner: Zur Abtheilung für den Kultus und öffentl. Unterricht (dem jetzi⸗ 
en Min.d. G. U. u. M. A.) gehören: 

„&. Die Aufficht auf die Juden in Abficht ihres Gottesdienftes.” 


„Unfere Senehmigung muß der Chef der Abtheilung des Kultus und 
‚öffentl, Unterr. namentlich einholen: 

„A. zu jeder Beflimmung wegen der Toleranz.’ 

3. neber den Umfang diefer Oberaufficht des Staates Tprechen ſich fol 
ende Reſtripte aus: 

a) Die R. des Min. d. Inn. v. 24. Juni 1823, 30. Nov. 1826, 23. 
et. 1829, 3. Nov. 1820, 7. Mär; 1823, 8. Sept. 1840, welche oben 
ei Abfchnitt IX, zu vergleichen find. 

b) Das R. v. 12. Juni 1828, die Anflelung von Religions» und 
Schullebrern betr., vergl. ebendaſelbſt. 


c) DasR. der Min. d. G. U. u.M. A. u. des Inn.?) ſpricht den Grund⸗ 
itz aus, daß ſtets der Geſichtspunkt feſtzuhalten, daß Judengemeinden nicht 
a den vom Staate ausdrücklich aufgenommenen Religionsgeſellſchaften, 
seiche als folche die Rechte privilegirter Korporationen genießen (A. L. R. 
&. 2. Zit. 11. $. 17.), zu zählen, fondern blos ald gebuldete Geſellſchaf⸗ 
im anzufehen find (ebend. Fi 20.) on biefem Geſichtspunkte ausgehend, 
kien die Berhältniffe der jüdifchen Religionsgeſellſchaften überall nicht nach 


N 8. ©. 1817. &. 345. 
2) Daffelbe tft im Shi, T. zu vergleichen. 
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bes für: chriſtliche Kirchen und für bie bei benfelben angeftellt 
gegebenen Geſetzvorſchriften zu beurtheilen. 

4) In Betreff der Beauffichtigung des jũdiſchen Kultuswe 
fernen das R. des Min. der G, U. u. M. Ang. an. dad Oben 
Rheinprovinz v. 18. Sept. 1838. 


Die von ber jübifhen Gemeinde zu N. erwählten Vorfteher haben fi 
zeichnete Min. mit dem abfchriftlich hier beifolgenden Geſuche um Be 
ihre Gemeinde entworfenen Statut gewendet. Das Min. ift mit 
Ew. Horw. den Supplikanten ertheilten Veſcheide dazin einverftanben 
wo bie Bünftig bevorftegende allgemeine geſetzliche V. über das kirchlich 
Juden erfolgen wird, auf bie Betätigung von dergleichen neuen Stati 
dem Antrage einzelner jübifcher Gemeinden auch in dortiger Provinz n 
werben, kann. In Gemäßheit der X, biesfälligen Beſtimmungen ift 
dem vorbemerkten Zeitpunkte das juͤdiſche Kultuswefen an und für ſich! 
Seftehenden Verfaffang zu erhalten, und nur gegen etwaige Orbnungsft 
der nad) 8. 18 der Reg. Inſtr. v. 23. Okt. 1817 den Reg. zuftehenben $ 
Kultus aller. Relisionäparteien, die erforderliche Remedur zu treffen. 
liches Mittel zur Abwenbung folder Oxrbnungsftörungen ift aber, be 
einigermaßen zahlreichen Gemeinde, die Beftellung eines mit den ang 
tions» und Verwaltungäbefugniffen verfehenen Gemeindevorftandes, : 
ihdifchen Gemeinden aud in den ältern Provinzen der Regel nad) ve 
in deſſen zeitherigem Mangel ein hauptfächlicher Grund der bisher 
Gemeinde zu N. obgewalteten Unorbnungen und Zwiftigkeiten gelegen : 
Eben fp wenig daher, ald dem Min. ein richtiger Zufammenhang def 
was der ben Supplifanten ertheilte Befcheib der K. Reg. zu N. von 
geſchehenen Bufammentritt der, anſcheinend vielmehr fchon feit langer 
jübifchen Gemeinde in R. erwähnt, kann das Min. audy die in jenem Bi 
Zurüdweifung der von ber Gemeinde gefchehenen Beitellung eines Vor 
tig erachten, zumal die Reg, felbft kein Bedenken gefunden hat, gera 
lichſten Punkte der Verhandlung mit den Behörben und der Vertretur 
in ihren äußern Rechtsangelegenheiten, die im Weſen der Sache auf d 
ausgehende Zulaffung eben jener Vorfteher als Bevollmächtigte der € 
geben. Es unterliegt vielmehr keinem erfichtlichen Anftande, die Wah 
dergeftalt zu genehmigen, baß denfelben auch bie Verwaltung ber inne 
ten ber Gemeinde, inöbejondere die Sorge für eine gehörige Ordnung 
dienftlichen Zuſammenkuͤnften, unter ihrer nächften diesfälligen Veran 
liegt. Gleichermaßen wird ihnen hiernach auch die Verwaltung des V 
das Schulweſen der jüdifchen Gemeinde, worüber die K. Reg. zu N. 
unter dem 19. Sept. v. 3. einen befonbern Bericht erftattet hat, zu 
tönnen, unb nur die orbdnungsmäßige Aufficht über die richtige Adn 
Legats und die ftiftungsmäßige Berwendung feiner Einkünfte ebenfalld 
Em. Hochw. ftellt. das Min. anheim, hiernady die K. Reg. zu N. unt 
der bier wieder beifolgenden Eingabe der jübilchen Gemeinbevorfteher 
mit der entfprechenden Anweifung zu verfehen, und die Gemeindevorſteh 
vor Ihnen zu’erwartenden Berf. vorläufig zu verweilen, (Annal, Bi 


ce) MR, der Mind. G. U. u. M. A. (Eichhorn) und des In 
1842 deſſelben Inhalts. 


Der K. Regierung theilen wir beigehend eine Vorſtellung des juͤdiſ 
NR. zu N. v. 30. April d. J., in welcher derſelbe ſich daruͤber beſchwer 
dort anſaͤſſig geweſenen Juden ihm die Aufnahme in ihre geiſtige Geno 
Theilnahme an den damit verbundenen Rechten nur gegen ein Eintr: 
Rthlr. geflatten wollen, und ihm für das Aufgebot zu feiner Trauung 
10 Rthlir. abfordern, zur Berichtserftattung mit. 


Wir bemerken babei, daß, wenn gleich von Staatswegen bis jetzt einı 
die Rultusangelegenheiten der Juden nicht flattfindet, doch auch nicht ; 
fann, daß bie Aufnahme eines Juden in eine juͤdiſche Synagogengem 
preflungen benugt werde, wie es in bem vorliegenden Halle zu gefchek 
K. Reg. hat daher die jübifche Gemeinde zu N. zur Anzeige aufzuforbei 
trittsgeld bisher obfervanzmäßig oder einem bereits beitehenden Gei 
gemäß ezahlt worden ift, ober, wenn ein foldhes bisher nicht ſeſtgeſetzt 
ben aufzugeben, durch einen zu fallenden Beſchluß ein Eintritksgeib zı 


Staatorqhii. Berpän.d. J. in sannkenue ME 


— een wonäcsft bie N. Meg. haffelde mit RüdEcht. auf dad der ihbife 
ben Kultus bemu Id» talı 
Fr ——e— ſ Y—— an Mi ern bat —— 
an wird bie Subengemeinde, aud wenn berze. R. PA — uſe Se 
eten folkte, polipeilich —* fein, den Reichen Sach. 
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Li 7 22 * 
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pp: riet in —8 eh Botteßbieuftes. 
a Dat A. 8.8, ftet Thl. IL Jit. 11. 85. 22-25 ai Scufeh auf: 
PR Er jetufbiten Kirchengeſetiſchaſt iſt die foeie Ausabung ihres Privatgottede 
en u hiefer.gehöut bie Anftelung gotteädienftlicher Bufammentänfte in gewi ine 
mi 


imten Gebäuden, unb bie Ausübung ber {fren Meligionsgrunbfägen 
Baal ſowohl in diefen Zufammenkünften, ats in den Yrlhatwohnungen ter 
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ade Arnfebung der Erbauung von Synagogen 1) und Bethaͤuſern Ind- 
— J 





En dieſen —8 bet ud, das in zuvorderſt nı lich die 
en für Si in Weiegen eerihtnte Cpnagege —8 den 
ER Reg, weiter beſchieden werben. (Anz. V. 





FE BHSR, Mini des Inn. (Köhler) v. 5. Nov. 1622 an die K. RLeg 
Dannia, deflelben Inhalts. 
— 59 — vid e Sheiduns auf ah: Anfrage v. 48.0. W. eöffnet, daß, 
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gung errichtet werben ſollen. Da die Berftattung von Synagogen zu ben Beſtiiumm 
gen wegen ber Toleranz gehört, fo bringt aud) ſchon bie B. v. 27. Dit. 1810 über ik 
Verfaſſung aller oberſten Staatsbehörben es mit fich, daß in Zällen ber ‚beireffenkes 
Art %, —— eingeholt werde. 
ad) at ſich die K. Reg. in Zukunft zu achten, und Ihre Anträge jebesmal ge 
Ke ga bie Fr der G. ıc. Ang. und des Inn. zu richten. 
NN. + Dr . un 
dd) C. R. der K. Min. ber G. U. und Med. Ang, fo wie ‚ve Is 
(v. Altenftein v. Schudmanm) v. 1. Juli 1830 an ſaͤmmtliche K. Reg, anlı 
ſchließlich der Rheinifchen. Deſſelben Inhalts. 2. 
Es iſt ſeit Kurzem wiederholt der Fall vorgekommen, daß die nach F. 4. KEIL 
Thl. II. des U. C. R. erforderliche landesherrliche Erlaubniß zur Anlage ober Eruc⸗ 
terung von Synagogen erſt nach erfolgtem Ankaufe der dazu beſtimmten DR 
eingeholt worben ih Die K. Reg. wird daher hieducch aufgefordert, durch die Drib 
Yolizetbehörben dahin zu fehen, daß, bei Vermeidung ernftlicher Ahnbung, bergieiie | 
Ankäufe niemals vor eingegangener Erlaubniß unternommen werben. nn 
(Ann. XIV, Nr. 31. un 
b) Wegen der Betbäufer. ht 
aa) R. der K. Min. der ©., U. und M. Ang., fo wie — 
Alte nſtein. v. Schuckmann) v. 16. Ian. 1830, an die K. Reg. zu 
Nichterrichtung von Synagogen, flatt Bethäufer, in Meinen jübifge 
Gemeinden. 11 
Des K. Mai. haben, wie der K. Reg. auf den Bericht v. 22. Dec. v. J., bie: 
wirkung ber X. Genehmigung zur Erbauung einer Synagoge in N. betr., zum B 
gereicht, Sich bei mehreren Veranlaffungen auf das Beftimmtefte dahin A 
eruht, daß ſolchen kleinen jüdifhen Gemeinden die Errichtung eigentlicher Syna 
Kart ber zeither benusten Betftuben nicht zu geftatten fei. Die unterzeichneten‘ 
muͤſſen daher Bedenken finden, flr das Geſuch ber Judenſchaft zu N. allerhoͤchſta 
einen Antrag zu machen. (Ann. XIV. &. 88.) 0 Bupk 
bb) R. der K. Min. der ©. U. und M. Ang. und ded Inn. und b, 
(v. Altenkein v. Rochow) v. 6. April 1838 an die K. Reg. zu Mari 
der. Deflelben Inhalts. | Zr‘ 
In Bolge des Berichts der K. Reg. v. 18. Mai 1836, die von der jübifhen Beuiik 
su N. nadıgefuchte Erfaubniß zur Anlegung eines Bethaufes und Xutorifation zum | 

















tusweſens fein Berbleiben behalten, und die Genehmigung u neuen Anlagen 
fenden, bergeftalt 7M 
den Bebürfniffes ertheilt werden ſoll, bei deſſen Nichtberuͤckſichtigung bie een 


net, es für den Bottesbienft ber juͤdiſchen Gemeinden bebarf, welcher Ra 
Vemfelben bisher bedient hat, ob und aus welchem Grunde biefelben für die Zukunſt 
nothwenbigen Bebärfniffe nicht mehr gentigen, und ob und aus welchem Grunde, 
einer etiva miethweifen ober fonft in ber bisherigen Art zu verfuchenden X | 
eines geeigneteren Lokals, die Erwerbung eines eigenen Grundſtücks unb @ 
befielben zu einem befonderen Bethaufe ein wirkliches Erforderniß für bie Kultus⸗ 
abang der jübifchen Gemeinde ſei. 

Ueber die diesfälligen Reſultate hat die K.Reg. demnächft ihren anberweiten gutadgl= 
lichen Bericht Behufs der weiteren geeigneten Beranlaffung gu erftatten. 

(Ann. Bb.22.©.06) | 
3) Verbot des jüdifchen Privatgottesdienſtes. 
a) Im Gegenſatze zu der Religlonsgeſellſchaft, die vorhauden Ik, 


wenn ſich mehrere Einvoohner des Staats, unter deſſen Genehmigung, RE 
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Mellgiensübungen verbinden und aus welchen eine Kirhengefeltfchaft 
wenn fie fich zur Öffentlichen Beier des Gotteſsdienſtes verbunden has 
ben ?), fpricht dad &. R. in den 88. 7—9 Zit. 11. Thl. II. des ER, von 
bem häuslichen Gottesdienſte: Ä 
6.7. Jeder Hausvater kann feinen häuslichen Bottesbienft nach Butbefinden anorbnen. 
8.8. Er kann aber Mitglieder, bie einer andern Religionspartei zugethan find, zur 
Beimohnung defielden wider ihren Willen nicht anhalten. 
8,9. Heimlihe Zuſammenkuͤnfte, welche dee Orbitung und Sicherheit des Staats 
hrlich werben koͤnnten, follen, audy unter bem Vorwande des häuslichen Gottesdien⸗ 
6 nicht gebulbet- werden. Ä 
:b) Es fpricht fich hierüber ferner dad an die K. Reg. zu Marienwerder 
Hörichtete R. des Min. ded Inn. und d. Pol. (v. Rochow) v. 12.Mat 1840 
aus, Bezug nehmend auf 8. D. v. 19. Mat 1817, 9. Dec. 1823 und 
6..Bebr. 18242). | 
In Beſcheidung auf die Anfrage ber K. Reg. in dem Berichte v. 9. v. M., bie reli⸗ 
———— von Juden in N. außerhalb des dortigen juͤdiſchen Bethauſes 
vbemerke ich, daß bie noch fortdauernde Gültigkeit des General⸗Juden⸗Reglements 
(denmal-Privilegii) v. 17. April 1750 in N. allerdings nicht bezweifelt werben kann, 
5* das im Art, XXX, a. a. D. enthaltene Verbot beſonderer Privat⸗Betſtunden 
u 
B und 
















enden Kalle um fo mehr zur Anwendung kommen muß, als auch fpätere lan⸗ 
de Beftimmungen, namentlich die Allerh. K.D. v. 19. Mai 1817, 9. Dee. 
6. Febr. 1824, jede gottesdienftliche Abfonderung ber Juden, fowie bie Anle⸗ 
u von Privat-Synagogen, ausbrüdlich unterfagen. (8. M. BI. 1840, ©. 228.) 
4) In Anfehumg der Ausführung der den jüdiſchen Religions: Geſellſchaf⸗ 
RR geratuten Haus: Kollekten beflimmt bad ©. R. des K. Min. d. Inn. 
(v. Schudmann) v. 3. Okt. 1829 an fämmtliche K. Reg.: 
Es iR zufällig in Erfahrung gebracht worden, daß unter den K. Reg. eine Verfchies 
benheit ber Anſichten über bie Art obwaltet, in welcher die zuweilen der Judenſchaft eis 
Drts geftatteten Haus⸗Kollekten zu veranftalten feien, indem einige derſelben bie 
15 ber Behörden, wie bei andern Haus⸗Kollekten, für noͤthig halten, anbere 
uber Die Bervilligung blos durch ihr Amtsblatt bekannt madyen, und ed nun den Beken⸗ 
men bes mofaifchen Glaubens le Fan überlaffen, die Sammlung durch eines ihrer Mits 
alten, und den Ertrag derjenigen Sudenfchaft zu überfenben, zu deren 
die Kollekte veranftaltet worben ift. 
na nady den allgemeinen Grundfägen die Indenſchaften nur als Privat-@efellfchaften 
— werden, um deren Vermoͤgens⸗Verwaltung ber Staat ſich nicht befümmert, 
* bas Min. des Inn. das letztgedachte Verfahren als das richtige anerkennen, und 






; gegenwärtige Girk. Berf. aud) die 8. Reg. veranlaffen, in fofern dieſelbe 
a) erfolgt, ſolchen für die Zukunft gu beobachten. 


C Anertennung und Berüdfihtigung bed Glaubens und 
ber Meligiondgebräuche der Juden Seitend bed Staates. 
” AA. Btrbot der Sektirungen. . 
1) Vergl. das R.v. 12. Mai 1840 ad B. DD, 3. b. 
Hy . O. v. 9. Dec. 1823. . RE 
> Beranlabt durch die anliegende Vorfkellung eines Theile ber tigen ieaifchen Ge⸗ 
ende, und in Beziehung auf meine Ordre v. 12. Dec. 1817, beſtimme ich hierdurch 
Awiebechofenttich, daß der Gottesdienſt ber Juden nur in ber biefigen Synagoge und nur 
ven hergebrachten Ritus, ohne die geringfte Neuerung in bee Sprache und in der 
onie, Gebete und Gefänge, ganz nach dem alten Herfommen gehalten werben fol; 
u verpflichte Sie, ganz befonders hierauf zu halten und durchaus Feine Sekte unter 
dar Anbenſchaft in meinen Staaten zu dulden, . 
"Berlin, den 9. Dec. 1823. 
An den Staatsmin. des Inn. v. Schuckmann. 


(Heinemann Bd, 1. ©. 202.) 


ni 


(gez.) Friedrich Wilhelm. 


1) k. R.U. 11. 66. 10. dh, 
Bergl, sub C. AA, 
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8) R. des 8. Min. des Inn. (Köhler) v. 25. Mai 1829 an bie KAch 
im Minden. Berhütung don Neuerungen in den Refigiensgebefulen 


et Rep. wird hierdurch auf Er. K. Maj. ausdruͤcklichen Befehl bass 
halten, daß die Juden Ihres Bezirks ſich Feine von dem herkönm Kituß abs 
dene Reuerungen in ihren Religionsgebräuchen erlauben, welche babin fuͤhren Tan 
ten, unter ihnen neue religidfe Sekten zu bilden. Sofern nun das, nach dem 
berichte der 8. Reg. für den Monat April c. in einigen iſraelitiſchen Gemeinden fett 
findende Konfirmiren der Kinder als eine ſolche Neuerung anzuſehen fein moͤchtt, * 
— — dem Zudenthnme fonft nicht angehört: fo wirb ſ 
Bet jenet erh. Befehls nicht weiter flatt zu geben fein. (Ann. KA * 
4) R. des lin. d G. U. u. M. Ang. (v. Altenfein) an die 3 
Arnsbeig v. 25. Okt. 1836. 


un. beb Döer-Btabbiners X. Gutro in ‚Wünfter an ben Herim —2 — 


ch Gr. Kx. Mai. auddrůcuchem Teile, wie aus beifolgender 9 

* ſich die Jubden keine von dem herkoͤmmlichen Ritus — 
een len, a Ge —— en Er 

enerung anzufehen, indem die igfon en 

Na und —*— nicht zu geftatten. Br * 
Da nun das Konfirmiren iſraelitiſcher Kinder in allen Gemeinden der 

ving ſtattfindet, und in ber Pi So eſt fo viele von dem —S— 

chende Neuerun uͤhrt find, # bie dafige Gemeinde als eine neue 

trachten iſt, fo eich en erwogentlichft veranlaſſen gu Wollen, d 

Bir weg ned t8 erwähnte Rruerungen nicht ferner geſtattet fen“ 

Münfter, den 17. 1836, 






H Reſtript. Der Ober⸗Rabbiner X. Sul 2 

Der 8. Reg. gereicht auf den Bericht ». 25. Aug. d. J. hierdurch zum Befcheiie af 

foweit in. den von dem Dber:Rabbiner Sutro gu Muͤnſter —— Thatſa 
wirkliche Abweichungen von der bisherigen Verfaſfung des 

die Obliegenheit ber K. Bteg. allerdings if, die beiherliaten nahen zur 

Biederabſtellung anguhalten, da auch den geduldeten Slaubensſekten keine wi 

—— berjenigen Formen ihres Kultus zuſtehn, auf deren befandene & 

A —— sie —— im — gew ra morben iſt, an namehtlid) in ek‘ 

e. K. Maj. dere mebreren Hungen Ihre XHcch. aiienilt" 

mehumn bern ausgefpsochen haben, daß benfelben die kuͤrzlich öfters verſuch — 










Unerdnung geteigenden und beſorglicher Weiſe zu neuen Sekten⸗ Ab 
Reurrangeh in ber Einrichtung ihres Kultus nicht geſtattet werben 
Diefem gemäß hat die K. 38 bie weiteren in ber Sache geeigneten Baf. zu treffen. 


Dein den 26. Dit, 1856 
Min. der geiſtl. u.0. — 


8%- tten ſte in. 
An die K. Reg zu Amar, ; 
(Heinemann Bd. 2. 8.10) - 


BB. Berüdfihtigung der jüdiſchen Rtigtontgehräugg ! 
1) Berüdfihtigung des Sabbaths 2), 
. a) Märkte find vom Sabbath auf den Montag zu verlegen. . 
R. der K. Min. der ©. x. Ang., des Handels und bed Inn. (v. —8 
ſtein, Beuth, Köhler) v. 13. Juli 1822 an die K. Reg. zu Arnberg. 2 
e unterzeichneten Min. koͤnnen die, nach dem Berichte der K. reg. v2, —9— 
ſtattgefundene Verlegung ſolcher Märkte auf den Sonntag, welcher auf den v 


— nn — — — — —— — 


1) Siehe Sub Nr. 3. 
Wenn in einem Bertrage nur von jüdifchen Feiertagen die Rebe ift, fo ift der Sab⸗ 
batg (Sonnabend) darin nicht mitbegriffen. 
(Entſcheid. des Stadtgerichts zn Berlin de public. 27. Suni 1834, des Ob. Ape 
pell. Sen. beö Kammerger. und des Geh. Ob, Trib. v. 15. Jan., resp. 10. Suli 
1838. Eentralbl. 1838. &. 176 ff.) 
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ſuden gefallen Sei t biffigen; awarten vtelme i 
we “ ber arte a v nidelignse Deontog aa it aan unge 
% R a alpha —X eatzit u ad achten, bap bemgemäß auch von in Drit · Behor⸗ 

en J 

* m Sabbath find keine Serigts-Nermine anzuberaumen, bei 

melde Süden Intereffiren?). 

.. Semuten hierüber: 

a) Das RM. v. 9. Mai 1823. Termine in Mechtbangelegenheiten vw 
Yaden dürfen nicht auf den Sabbath angeſetzt werben. 

Ynh Becanlaffung ber eo anliegenden Beſchwerde des Gutäbefigers Marcus 
Lp2. v. 90. April o, erhält dab .D. 8, ©; bie Anmeifung: mit Hinfiht auf tie 
gas Korfäniften der X. ©. D. 1. Zit.B. 5. 8, weiche ben mit ftaatebiingers 

in adıten dene. Juden gleid: Sie au ſtatten Eommen, bie angetragene Brrf. 
a 

bi f MR te 

[77.3 Fr in An en —S— ten des Supplikanten und feiner Ange⸗ 

— auch ſich Gera vonton Verkommen ben den Bas email su achten. 
Cast. rn. au n —*— ro. 7. Vol, 3, Fol. 122, Ers. zur @. D. 

MY. Anfedung de ſummariſchen Proz. beſtimmt das K. v. * 
1835 über die Zuläßigteit ber Terminsptorogation Seitent eines Juden, 
u Termin auf einen Sabbath angeſetzt iſt. 

einen Juben ift die Anberaumung eines Termine am Sabbath ein Sinbäugier 
— —E ihm feine R—eligionsgrundſätze verbieten, rechtliche Geſchafte 
ogationdgefuch bes Beinen m» 4-10, Dat 2.3, hätte bder in an· 


Zermin anberaumt werden follen. Eine Hinderunssurſache bad Religionss 

ot war dargethan und es laßt ih Sieg en nicht einwenden, daß er einen Sach⸗ 

er 
aui ei Drozefjen, ‚bei wel ‚on! Di echt uni 

—— — getto jen werben up, daß er wicht gmitt gt werd, eni⸗ 


one seine Religionsgeumd) zu hanbelfi, vdrt einen waiter daf eigene 
u beftellen. 


F erfpruch, bes, Mägers ‚gegen die vom Werblagten nachgeſuqhte Berlegu: des 
= no. fat v. J. in, nad $. 11 ber V. —— eo. 


) nicht zu beachten. 
jzufolge wird das (Zit.) verämlaft, bem Gerkhtsamte zu &, die Anweiſung zu ers 
in Progeffen der. Juden Bine bie Mermine nicht auf einen Sonnabenb anzu ⸗ 
"piernady auch in Aufunft fich jetoft zu achten. 
(Suft, gu Akt. %.R. Nr. 35. Vol. 8. Fol. 143. Erg. zur G. D. edit. I. 


e. In offtnen Städten dürfen die Juden Sabbathſchnüre ziehen, . 

RD.n —88 An 1935, mitgetheilt durch R. des Din. d. Inn. u: d. 
1. v. 19 

Da ar ben auf die Immebiat: Berfiellung ber Borfteher ber Juben! 

nDeuri a ine und Schoͤnlanke v. 19. Aug. d. I. nach ——— te 

üdyte bes Orte. d. San. u. d. Pol, mineit Met, 8. D. d. 25. ©. DR. gu genthtrigen 

def die Jubengemeinben in ben offe: jäbten, zur Darftelung der wach ih⸗ 

mem BitualsGefepe am Sabbath erforderlichen ſymboliſchen Dauer, bie an den Siadi ⸗ 

gelegenen Eckhauſer mit ee Gr ihrer Befiger, durch bünne Drake 

x üre verbinden, fofern bazu weder en aufgefteilt, nody andere ähnliche 

auf ber Straße felbft getzoffen, ns die Dritte ‚oder Schnüre wicht auf 

12 — Art, woht aber hoch genug angebracht werben, um bie Yaflage in ts 


Den Ben wen wich dies unter Bufertigung einer Abſchrift der gedachten au.n, 
wie ‚unter Zurüdfenbung ſammtiicher Anlagen m Ober Cingabe, mit ben. Bemerten 
* emaqht — Kl hiernach ren angewieſen werden. 





t ev 
aD Dan, Bammegeiät yeät Die In eier Be, 0, 18. Sen. dar. vachen 
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d) In Betreff der Berücfichtigung des Sabbaths beim We hfeln 
vergl. Thl. II. am betr. Orte. oo. 
-e) In Anfepung des Schreibens der Gymnaſialſchüler am 
bath verordnet, abweichend von den allgemeinen Grundfägen, die. 
Frovinzial-SchulsKollegii zu Breslau v. 2. San. 1840 an bie Direktecca 
Symnafien in der Provinz Schlefien. 4 
Es ift der Fall vorgelommen, daß für jüdifche, die chriſtlichen Gymnaſien bee 
Schüler Dispenfation vom Schreiben am Sonnabende verlangt worden. | 
Wir finden jedod) keinen Gründ, folhen Gefuchen zu willfahren, ſondern eradkı 
jüdiſchen Schüler für verpflichtet fi auch in Betreff des Schreibens am 
ber Schulordnung zu unterwerfen, da fie zum Beſuch ber chriſtlichen Gymnaſie 
gendtbigt find, und folglich keine Veranlaſſung haben, ſich Über Geriffendgns 
efchweren, wenn in denfelben in diefer Hinfiht auf ihre Religionsvorſ 














Breslau, den 2. San. 1840. 4 
Königliches Provinzial-SchulsKollegtum, 
2) Berüdfichtigung jüdiſcher Sefangener in den Gefang 
ftalten in Betreff der Religions-Uebungen und Verpflegung. 
Die Verwaltung der Strafs und Befferungs-Anftalten wird dur 
Reglements geordnet, nämlich 
1) durch das urſprünglich für die Strafanſtalt zu Rawicz a 
Regl. v. 4. Nov. 1835, welches demnähft auch für die Strafa 
den Reg. Bez. Potsdam, Frankfurt, Stettin, Königsberg, G 
Marienwerder, Breslau, Liegnitz, Magdeburg, Merſeburg, 
Minden, Poſen und Bromberg, ſo wie fuͤr die Strafanſtalt zu 
im Reg. Bez. Düſſel dorf für gültig erklärt wurde und 
2) durch die fuͤr die Straf⸗Anſtalten der Rheinprovinz erlaſſene 
v. 23. Oft. 1827 2)» 
Diefe beftimmen nun in vorgebachter Beziehung und zwar 
a) das R. v: 4. Nov. 1835. | 
Anhang. Bon bem Gottesbienft der Ifraeliten. 
$. 108. Den Sträflingen mofaifchen Glaubens Kann eine befondere Feier da 


ö—— —— — — 


1) Dieſe Peſtnmung einer Provinzial⸗Behörde wiberfpricht nicht nur ben Prit 
welche von den höheren Behörden aufgeftellt worden und einer gefunden Politik, bag) 
nächſten Intereſſe bed Staates, dem Juden eine gelehrte Bildung zu erleichtern: 
bern enthält aud) einen den Gefegen geradezu zumiberlaufenden Bewiffenszwang. 
jene Berf., um dies zu widerlegen, bemerkt, daß bie Juden ja nicht gendthiget wär 
die Gymnafien zu beſuchen: fo klingt dies mehr fpöttifch, als logiſch. Die Juden] 
allerdings genöthiget, die Gymnaſien zu befuden, falls man nur nid u 
Röthigung, wiedas Prov. SchulsKollegium zu thun fcheint, an eine phyſiſche Gewalt be 
fonbern daran, daß fie die ihnen als Staatsbürger unzweifelhaft zuftebende Wered 
gung, fi) durch öffentliche Staats-Bildungs-Anftalten fürdie höheren wiffenfchaftih 
&tubien vorzubereiten, nicht anders ausüben können, ald auf den Gymnaſien. Dieſe 
rechtigung wird ihnen durch eine Prov. Behörde fattifch genommen, wennlektere 
durch eine Verlegung von Religions:Vorjchriften bedingt. Es erfcheint nicht im JInte 
des Staates, wenn eine Shul:Behörde, derdieOberaufficht aufdieintelleftuefle ı 
fittliche Ausbildung dee Schüler anvertraut ift, einer großen Zahl von Schülern | 
fchreibt: Bildet Euch intelleftuell auf Koften der Sittlichkeit aus; lernt! 
wenn Ihr auch Eure Religions: Vorfchriften verlegt. 

Kommt hinzu, daß es dem Staate fehr gleichgültig fein kann, ob die Ihbifchen I 
ben am Sonnabend in den Gymnaſien ſchreiben oder nicht Schreiben und deshalb eh 
weniger lernen: fo läßt fich mit Gewißbeit annehmen, daß diefe Verf. vorkommen 
Balles won der hoͤheren und höchften Behörde nicht aufrecht erhalten werden wird 
3) Bergl, unfer Polizei⸗-Weſen des Preuß. Staats Bb. 1. S. IAfigı: :: - 


4 
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bethe, als mit der Orbnung ber Anftalt unvereinbar, eben fo wenig geftattet werben, 

zo eine befonbere Ginrichtung für bie Zubereitung ihrer Nahrungsmittel nach ihren Res 

Upiontgebehuden doch ſoll denfelben erlaubt fein, fi) am Freitag Abends eine Stunde 

dem Ginfchluß in einem befondern Zimmer zur gottesbienftlichen Andacht zu verfam: 

zuen !). ‚en fo foll bei ber Zubereitung der Speifen für die Suben ber Speck ausges 
en en. 

5.109. Auch kann ihnen nicht geftattet werden, von ben Verſammlungen der übrigen 
GStraͤflinge zum Bottesdienft fich auszufchließen *). is 

9. 110. Nur an den juͤdiſchen vier hoben Feſttagen der Oſterzeit ſollen die Jsraeli⸗ 

Sen mit der Arbeit verſchont, und es ſoll ihnen die Saltung einer befonbern Andacht in 
winem befonderen Lokal geftattet werden. 

Inch foll bei den übrigen Feſttagen ihnen am Abend vorher, eine Stunde vor bem 
ah ebenfalls wie am Sabbath, die Verſammlung zur gottesbienftlichen Andacht 

en werben. 

8. 111. Es wird ferner dem Direktor die Befugniß beigelegt, in den Dftertagen bie 
Buwenbung der nach den befonderen Religionsgebräuchen der Suben zubereiteten Speifen, 
wenn fie von ben außerhalb der Anftalt wohnenden Glaubensgenoflen bargeboten with, 
water den nöthigen Vorfihtsmaßregeln, fo wie unter unbebingter Ausſchließung beraus 
ſender Getraͤnke zu geftatten °). 

b) Die Hausordnung v. 13. Ott. 1827 im 6. 121. 

Den Gefangenen ded jüdifchen Glaubens fol geftattet werben, fi) an 
ben chriſtlichen Sonn» und Fefltagen in einem befonderen Zimmer zu ver- 
Rummein, um die vorgefchriebenen Abfchnitte ihrer Gefeg und Pfalmbücher 

leſen, zu welchem Ende audy hiervon die erforderliche Anzahl in der Ans 
* immer vorhanden fein muß*). 

- 0) In Betreff der Verpflegung in den gerichtlichen oefangenanflalten 

Urerti die Verf. bed Kammergerichtd v. 29. Dec. 1837 (v. Bülow), auf 

MR. des Juſt. Min. v. 7. Juli 1837 Bezug nehmend: 

‚Auf die von Ihnen unterm 8. Dec. d. J. bei des Herrn Juſtizminiſters Mühler 

angebrachte und dem Kammergerichte zu Ihrer Befcheidung mitgetheilte Bes 

wird Ihnen eröffnet, daß nach dem Minifterial:Refkript v. 7. Zuli 1837 die 

einen Beflimmungen wegen Verpflegung jübifcher Gefangenen noch zu erwarten 

und daß nad der vom K. Juftizminifterio unterm 14. Sept. 1832 genehmigten 

ktion für die Inſpektion des ftädtifchen Schuldgefangenhaufes am Aleranderplag 

Bi, 4. den Gefangenen die Alimentengelder zur Belorgung ihrer Verpflegung nicht 

wahlt werben dürfen, überdies aber die Gefangentof in ben Wocdentagen‘) 

nuraus Brod und VBegetablien befteht, deren Zubereitung von jüdifchen 

derten es nicht beburf, weshalb Ihrem Antrage, Ihnen bie Alimentengelder 
gar eigenen Verpflegung zu zahlen, nicht ftattgegeben werden kann. 

An den übiicen Handelsmann Herrn 2... + n. 

(Heinemann Bd. 2. ©. 233.) 





1) Das Schreiben des Min. des 3. u. d. 9. (v. Schumann), v. 9. Sept. 1830, 
an das Kriegsmin. bemerkte, daß juͤdiſchen Sträflingen da, wo ſchickliche Ges 
legenheit dazu vorhanden, geftattet fei, an der Religionsübung ihrer Glaubens⸗ 
genoflen Theil zu nehmen, oder ſich an chräftlichen Sonn⸗ und Feſttagen in einem 
befonberen Zimmer zu verfammeln, um die vorgefchriebenen Adfchn. ihrer Gefeg- 
und Pfalmbücer zu lefen, daß fie dagegen von ber Arbeit am Sonnabend nicht 
befreit fein follen. Ginn. XIV. S. 589, 

2) Dieſe Beſtimmung tft zuruͤckgenommen durch das R. bes Min. d. Inn. u. d. 
Pol. (v. Rochow), v. 11. Mai 1841 an die K. Ned zu Düffeldorf. 

Auf den Bericht der K. Reg. v. 12. April d. I. wird hierdurch genehmigt, 
daß von der Beftimmung des $. 109de8 Regl. v. 4.Nov. 1835 abftrahirt werden 
Tann, und demzufolge die jüdifchen Sträflinge in der Anftalt zu Werden nicht 
weiter anzubalten find, den Berfammlungen ber übrigen Sträflinge zum Got- 
tesbienfte beizuwohnen. (V. M. B. 1841. ©. 229.) 

2) v. Rönne und Simon Polizeiwelen a. a. D. &. 137. 

*) 0.0.0. ©. 216. 

8) neber ben Sonntag geht die Verfügung ftillfchweigend weg. Wenn man fid einmal 
auf Brände eintäßt, To müflen diefe haltbar fein, Der Staat dark virllrikgt 
fagen: „Ich Bann bei meinen generellen abminiftrativen Veeoronungen tie at: 

7 
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3) Berüdfihtigung derjüdifchenffeligiondgebräu 
von Juden dem Staate zu leiftenden promifforifchen 


A. Sm Allgemeinen biöponirt über die promiſſoriſchen un 
der Juden das R. des Staatöminiflerii v. 2. Zuli 1821. 


Die Regierung argumentirt in dem Bericht v. 23. Dec. v. J., worin 
Art der von dem K. Minifterio bed Hanbeld angeordneten Vereidigung d 
tors ©. remonftrirt und die K. Genehmigung zur Feftftellung der Norm 
erforderlich hält, nicht eichtip, wenn Sie vorausfeht, daß, weil in den Ge 
Eiben ber Juden vor dem Richter etwas vorkomme, alle Eide ber Juden 
dem Richter gültigerweife geleiftet werden koͤnnten. 

Die K Reg. überſieht babei, daß in ben von ihr gemeinten Gefegen nı 
riſchen Eiben bie Rebe ift, welche wefentlich und in jofern von den prom 
ſchieden find, daß auch felbft der Bruch eines promiſſoriſchen Eides als ei 
Verbrechen angeſehen und beitraft wird. 

Bon promiſſoriſchen Eiden überhaupt, fo wie von Dienfteiden und d 
der Juden inöbefonbere, ift an feinem Orte vorgefchrieben, daß fie blos gı 
ftet werden follten, folglich Tann es nicht unerlaubt oder ungültig fein, 
dem Militair gefchieht, die Dienftbehärde den von einem Juden abzuleifte: 
abnimmt. Wie aber die Dienftbehörde bei Abnahme eines folchen Eide 
habe, bat zunaͤchſt lediglich das vorgefegte Minifterium zu beflimmen, un 
feinen Beruf, befien Anweifung, wie in dem vorliegenden Kalle, unbef: 
Was bie Böemlichteiten des Judeneides betrifft, fo ift gar keine Veran 
befonders aͤngſtlich zu fein. 

Eine Verletzung der Dienftpflichten wirb nicht mit der Strafe des Meit 
mit der fpeziellen, für diefelbe angeorbnete Strafe belegt, und wenn auch 
fein Gewiſſen mit einer Mentals Refervation zu befchwichtigen geneigt | 
wird doch kein Sriminalsichter, um einer folchen trügerifchen Safuiftit will 
liche Strafe ausfchließen wollen. Die Furcht vor Strafe aber ift bei ‘ 
lofen Beamten doch noch wirkfamer, als der geleiftete Dienfteid. 

Inzwiſchen bürfte es am gerathenften fein, in den Källen, die doch n 
weife eintreten möchten, daß Juden im Staatsdienfte angeftellt werden, t 
der Bereidigung anzumenben, weldye bei Bereibigung der Mäkler bisher 

at; und zwar deshalb, weil die kirchliche binbende Kraft diefer Vereit 
edenken unterliegt, und diefe von der gefammten Sudenfchaft, denen 
Vereibigung jübifher Mäkler felbft am meiften gelegen fein muß, anerkar 

Die K. Reg. hat daher in biefer Art bie Bereibigung des Bauinfpetton 

anlaffen. (At. des Juſtizmin. Gen. J. No. 24. Vol. I. fol. 54.) 


B. In Betreff einzelner promifforifcher Eide: 
a) Der HomagialsEid der Juden: 


aa) R. des Aufl. Min. (v. Kircheifen) an das K. Ob. 8. ©, 
v. 6. Febr. 1812. ’ 


Dem 8. Ob. 2. ©. zu Bredlau wird auf deflen Bericht v. 18. Dec. v. 
Somagiab Gibe der Juden, eröffnet, daß hierüber mit des Herrn Sta 

rcellenz Tommunizirt, und es der Natur der Sache ganz angemeffen befi 
bei der Abnahme bes von einem Juden zu leiftenben Homagial: Eides ebe 
und Feierlichkeiten, weldhe die X. ©. O. Ch. 1. Zit. 10. $. 317—342 vo 
mit den, aus der Verfchiedenheit des Zweckes und des Gegenftandes di 
Eides ſich ergebenden Meobifikationen, zu beobachten find. 

So wie es fich daher von felbft verfteht, daß die in den $$. 326-328 ı 
a. a. D. gegebenen Vorfchriften bei den Homagial:Eiden wegfallen; fi 
We $. 230 ebendafelbft dem Schwörenden vorzuhaltende Warnung dahin 

eſtimmen: 





ringe Zahl der Juden nicht beruͤcſichtigen;“ er darf aber nicht bie 
keit biefer Berüdfichtigung zugeben und behaupten, baß legtere für 
Tall ftattfinde,da die Koft der jübifchen Gefangenen deren Religionsc 
widerſpreche, wenn fie nur den Sonntag überichlagen wollen. 

1) Wegen ber aflestosifejen, in privatrechtlichen Verhältniffen zu lei 
vergl, Thl. U, 
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Ein jeber gläubige Ieraelit ift ſchuldi vor der Obrigkeit, fie ſei juͤdiſch oder 
chriſtlich, feine Verpflichtung zur Toahıka geeit mit vorzäglicher Aufmerkſamkeit 
au erwägen, unb freu und aufrichtig au en. 

Ein, von der riftlichen Obrigkeit zur Bekräftigung ber Wahrheit geäußerter Geſin⸗ 
zungen und bes feiten Vorſatzes der unverbrücdlichen Beobachtung — *nc8 Ver⸗ 
— und Zuſagen, geforderter Eid, iſt alſo nach der Lehre ber Rabbiner für 

en unrechtmäßigen erzwungenen Eid zu achten u. ſ. w. 

Berner können auch zum $. 334 a. a. O. ſtatt der Formel: 

- „ben wir und bie Richter,’ 
bie Worte gefeht werben: 
„ben wir und bie Obrigkeit 26.” 
inb gleich wie zum $. 336, ebendafelbft nad) den Worten : . 

— bei Adonai, dem Bott Israels ꝛc.“ die Gomyel bes Homagial⸗Eides 
ns werben muß; fo ergiebt es ſich ohnehin, daß am Schluſſe bes Eides die in 
xn allegirten 5. 328 bemerkte Bekräftigungs-Formel beizu iſt. 

Dos K. Ob. £. G. wird ſich nach dieſer nzitugg zu achten wiſſen. 

Gahrb. Th. 2. S. 194. Graͤff Bd. 2. ©. 10 .) 
‘ bb) MR. des Juſt. Min. v. 6. April 1817. Die Vertretung eined Juden 


Ri tinen Chriften bei Ableiftung des Huldigungs⸗-Eides iſt nicht ſtatt⸗ 


„Dem (Tit.) wird auf ben Bericht v. 24. v. M, hiermit eröffnet, daß die Vertretung 
eine Saben dur) einen Chriſten bei Xbleiftung des Hukdigungs-@ides nicht flattfindet, 
hen sielmehr von dem erfteren jederzeit in Perfon geleiftet werben muß, da nicht 

if, welcher Werth von den Juden nad) ihrem Slauben auf einen durch einen 


Wemstimädytigten geleifteten Gib gelegt wird. 
+: (Juft. m it, — Res. .10. No, 11. fol. 81.) 
HB) Der Bürgereib der Juden. | 

"Seder, der Bürger wird, mithin auch der Jude, foweit ihm veiflattet iff, 

zu werben, muß den Bürgereid leiften. 1) | | 
sie Eidednorm ift durch die K. DO. v. 5. Nov. 1833 vorgefchrieben 2) 
Ve lautet: 

Ich N. N. ſchwoͤre ıc., daß Sr. K. Maj. von Preußen, meinem Allergnaͤ⸗ 
Wen Herrn, ich unterthänig, treu und gehorfam fein, meinen Vorgeſetz⸗ 
ken willige Folge leiften, meine Pflichten ald Bürger gewiſſenhaft erfüllen 
md zum Wohl des Staats und der Gemeine, zu der ich gehöre, nach allen 
meinen Kräften mitwirken wil. So wahr u. | w. *) 

In Betreff des Ortes, wo diefer Eid abzuleiften, befttmmt: 
‚20) Dad R. des Min. d. Inn. v. 27. Febr. 1809, daß dies in ber 
ge unter Beobachtung der gewöhnlichen Förmlichkeiten der jübifchen 


deli ton geſchehen müſſe. 
—3 St. O. S. 16. Ergaͤnz. zu 8% R. II. 8. Städte Orb. v. 1808. 
$. 19.) 
Im Widerſpruche biermit beflimmt | 
;hb) Dad R. des K. Min, d. Inn. ı. d. Pol. (v. Brenn) v. 20. April 
833 an die K. Reg. zuN.R.*) 
Ich bin mit der von ber K.Reg. im Berichte v. 28. v. M. geäußerten Meinung darin 
ben, daß bie einzelnen Juden nicht gezwungen werben koͤnnen, ber Synagogen⸗ 
ber BetftubensGefellfhaft ihres Orts wider ihren Willen beizutreten. Inbeffen wird 
e vom Magiftrate in N. zur Sprache gebrachte Bee ee et wegen Ablegung des 
Hörgereides von Seiten eines folchen hit beigetretenen Inden, auch nicht in der von 
m K. Reg. beabſichtigten Art erledigt werden können. Allerdings iſt die Meinung der 





1) Berg. 2.8.1.8. 8.21. St. O. v. 1808. $. 25. Revibirte St. O. %. 12. 
2) ®. &. 1833. ©. 291. “ 
s) In Betreff der Betheuerungsworte vergl. unten Th. II. 
«) Mur ber Anfang des R. gehört hieher, doch war daſſelbe hier im Iufarnmengange 
zu geben, und wird am betr. Orte hieher purũckverwiefen. . 
— * 
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K. Meg., daß auch die Bürgereide ber Suben nur in ber Synagoge abgeleiftet werhe# 
konuen, auf das Min, R. v. 27. Febr, 1800 begründet. Indeſſen finde ich zu der a 
baltenen Borfchrift ſelbſt Leine gefegliche Nothwenbigkeit. In ber G. O. Ab. I. I 
10. 88. 317 u. ff. ift blos von den bes und referirten und ben vom Richter aufgelegtes 
Eiden die Rebe, und für diefe vorgeichrieben, daß fie in der Synagoge oder “ 
geleiftet werben follen. Dagegen iſt nad) $. 346 bie Ablegung ber Beugene dem 
Juden an ber Gerichtöftätte erlaubt. Um fo unbebenklicher tft es, ben Bürgerelb, «di 
ein einer Abminiftrationsbehörbe zu leiftendes Juramentum promissorium, unter 36 
ziehung eines Rabbiners oder Affeffors, welchen der Schwörende auf feine Koſten : 
geftellen haben wird, auf dem Rathhaufe in Gegenwart des Magiſtrats abn 
laffen. Dem Eide wird die Ermahnung $. 330 vorauszuſchicken, bei der Abn 
Förmlichkeit 8.346. 4, zu beobachten, unb ber @ib felbft nach $. 336 einzurichten ſein 
Was das Begräbniß anlangt, fo ift ſchon früher verordnet worden, daß einem Zas 
um deswegen, weil er der — Soeietät nicht beigetreten, die Beifegung auf de 
jüdiſchen Beerbigungsplag nicht berfagt, eben fo wenig aber auch biefer 
ftattet werben körine, deshalb ganz willfürlihe Korberungen an die Hinterlaffenen gñ 
maden. Die beöhalb an die K. Reg. zu Bromberg unterm 14. Augufl 1829 ergangen 
Verordnung wird der K. Meg. anliegend in Abfchrift mitgetheilt, um danach 
Ihrerſeits zu Diefelbe möge bie Subenfgaften allentha , wo das 
dürfniß eintritt, auffordern, einen beſtimmten Tarifſat für die Grabſtaͤtte ſolcher 
fonen, welche nicht zur Societät gehört haben, gleichviel, ob fie im Orte gewohnt, WE 
auf der Dur e verflorben find, feftzufegen. Diefer Sas Tann 8 ber no 
werden, als für die Mitglieder der Societät, welche zum Ankaufe bes Begraͤbnifzgg 
ober zu beffen Unt ung Beiträge geleiftet haben; allein es ift von Polizei 
dafür zu forgen, daß keine Gelderpreſſung dabei Statt finde. Iebenfalls bleibt cc 
polizeiliche Pflicht der Buben, den Angehörigen ihres Glaubens einen Begräbef 
au geftatten, daher fie nöthipenfarts zur Aufnahme einer folchen Leiche von ber Poll: 
ehörbe gezwungen werben können, welche, wenn bie Judenſchaft felbft die Yesrdigm 
Pr ehe Rituel zu beforgen fich weigern follte, ſolche zu verfügen, und ins Balz 
en haben WM | 
Iſt der F Beerbigende arm, fo werben die nothwendigen Koften, wozu * 



















willkührlicher Tarifſatz für die Grabſtätte nicht gehört, aus der Ortsarmenkaſſe 
werben müſſen ꝛt. (Ann. XVII. ©. 443.) 


C. Die Vereidigung des jüdifhen Militairs. 
Mr Die betzeffenden Beftimmungen gründen fi) auf folgenbe Ber; 
ndlungen: | ® 
a) R. des Min. der G., U. u. M. Ang. und des Min. der Juſta 
ben Bice-Ober-Landrabbiner Weyl zu Berlin v. 17. Zuli 1818. 
Des Herrn Sriegeminifter Ercellenz bat uns eröffnet, daß im Koͤnigl. Heere vec 
dene jüdifhe Slaubensgenoffen dienen, von welchen nicht erhellet, ob und wie fie ver 
werden. Da dem Königl. Kriegsminifterium dieBorm des Judeneides, fo wie bieferi® 
Prozeßorbnung 88. 317—836 vorgefchrieben ift, zu biefem Zwecke nicht wohl anwe 
ſcheint, fo ift die Srage aufgeworfen worben: F 
Ob die gewoͤhnliche Form des von den Chriſten zu leiſtenden Fahneneides, # 
mit Zuelaſſung der Worte „durch Jeſum C — etwa gebraucht we 
nnte H 
Jene vorerwähnten Vorfchriften treffen freilich nurden feierlichen, gerichtlichen.$t 
und Enticheidungs-Eib, deffen Korm hier weniger in Betracht kommen dürfte, aW 
des Huldigungs= Eides, wie folder von ben jüdifhen Blaubendgenoffen zu leiftnä 
Der Unterfchied zwiſchen jener geſetzlichen, unb der in obiger Trage berührten Korm# 
Eidesleiftung ift übrigens auffallend groß, denn nicht allein fcheiben die 
aus in Anſehung: 
4) von Ort und Zeit der Eidesleiſtungen, 
3 der Vermahnung vor dem Eide durch die Gelehrten oder Rabbiner, 
8) der Berührung ber Thora oder Tfillin; 
fondern aus dem Schwure felbft fällt weg 
4) die Nennung des heiligften Namens in der bei den Juden Üblichen 
Weife; eben fo: 
5) die Verwuͤnſchung in ber Schlußformel. 















rm 





1) Der fo ende Theil bed R. gehoͤrt zunaͤchſt nicht hierher, ift aber bes Zufamm 
bangs — * gegeben ae. in an Da k 
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— enthielt die neue, in ber Frage beruͤhrte Cidesform nichts Juͤdiſch⸗Eigen⸗ 


es. 
Der Eid wäre rein deiſtiſch, wie er von jedem, der an Bott glaubt, abgelegt werben 

Ente. Es frägt fi nur, g 

4) ob nach Brunbfägen der juͤdiſchen Glaubenslehre ein in diefer Form geleifteter Schwur 
als gültiger im Gewiſſen verpflichtender und eben fo bündiger Eid anzufehen ift, 
wie der nad) gewöhnlichen Ritus, unter Beachtung ber Geremonien an beiliger 
Stätte geleiftete? 

2) Ob, wenn gegen bie Blindigkeit eines folhen Eides aus dem Geſichtspunkte ber reis 
nen biblifhen oder talmubifchen Lehre audy nichts zu erinnern fein möchte, der ges 
meine, mit bem Geifte biefer reinern Lehre nicht vertraute Jude ihn auch wohl als 
verpflichtend anfeben, überhaupt nur als Eid betrachten würbe? 

Welche Form dem Fahneneide der Juden mit Rückſicht auf Lehre, religidfe Gebräuche 
und Volksbegriffe zu geben fein möchte? 

Den Herrn Vice⸗Ober⸗Landrabbiner fordern wir daher auf, uns hierfiber fein ſach⸗ 

Tanbiged Sutachten mitzutheiln. Berlin, ven 17. Zuni 1818, 
Altenſtein. Kircheiſen. 


MEutachtlicher Bericht des Wice-Ober-Landrabbiners M. S. Weyl an 
de K. bohen Min. der ©. Ang. und der Juſtiz, den Fahneneid des jüdi⸗ 
finden Rilitairs betreffend. | 

Auf bie Anfrage Hoher K. Min. der geiftl. Ang. und ber Juſtiz v. 17. v. M., 
BSie es nämlich) mit dem Fahneneid hinſichtlich des jüdifhen Militaire nad) den 
.  jübifchen Geſetzen und Gebräuchen zu halten fei? 
hebe ich die Ehre, hiermit unterthänigft Kolgendes zu erwiebern, 

Sa den heiligen Büchern Mofis findet man den Gib bei drei Fällen 
1) Jemand hat von einem andern ein Depofitum in Verwahrung genommen, welches 
Saktum er zwar nicht abläugnet, nur behauptet er, es waͤre ihm ſchuldloſerweiſe 
abhanden gelommen, fo fol er ſchwoͤren. 
‚H) Iemand foll von einem andern ein Depofitum, Darlehn u. dgl. erhalten haben, er 
leugnet aber ein Theil des Faktums felbft, fo fol er ſchwören. 

9) Jemand wirb als Zeuge aufgefordert, fo foll er, wenn es verlangt wirb, ſchwoͤren. 

Bei allen diefen Eiden ift es nach der reinen moſaiſchen Lehre volllommen genügend, 
. wem der Schwörenbe blos bei dem heiligen Namen Gottes, und zwar in welcher Sprache 

fe, die Sache erhärtet, und ift es gleichviel, ob der Eid in oder außer der Syna⸗ 
goge, mit oder ohne Thora vollzogen werbe, wie ſolches ber felige Rabbiner Landau 
MYrag, welder im Jahre 1765 im Namen des K. K. Konfifloriums wegen ber jübi- 
hm Eide überhaupt befragt wurde, in feinem Werke Noda Bajehuda ©.71.%01.78 
währlic) beweifet. Der Talmud aber will zwifchen den gebachten beiden erften Källen 
mb dem letzten hinfichtlich der Vorbereitungen und Geremonten einen Unterſchied gehals 
inwifien. In jenen beiden Källen foll der Eid weit feierlicher und furchtbarer, als im 
Ittern Kalle behandelt, und zwar dadurch, daß er an heiliger Stätte und Anfaffung der 
Shora vollzogen werbe, 

Der Grund hiervon ift folgender. In jenen beiden Fällen könnte der Menfch fein 
Gewiſſen durch allerlei Ideen, wenngleich er fie nicht herausfagt, gar leicht entſchuldi⸗ 
sen. Beim Depofitum z. E. wenn er aud) wirklich etwas vernadjläßigt hätte, könnte 
er denken, ich habe es ja bei mir gehabt, bin damit umgegangen, wie mit meinem eiges 
nen Vermögen u. f. w. 

Bei Darlehn Fönnte er fi, in Gedanken eine alte Gegenforderung, wenn auch ganz 
unliquibe bilden, die feines Erachtens mit dem Darlehn kompenſirt, wenn er alfo ſchwoͤre, 
er hätte nichts von ihm, wäre dies noch keine Lüge u. f. w. Daher foll in diefen Fällen 
bad Gewiſſen des Schwörenden durch Neben⸗Ceremonien mehr in Furcht und Schreden 
gefegt werden. Nicht aber fo im dritten Falle in Hinficht des Zeugeneibed. Hier ge: 
bietet die Moral ſchon ein wahrhaftes Beugniß abzulegen, und kommt nod der Schwur 
bei dem Namen Gottes hinzu, fo ift nicht zu vermuthen, baß er falfch ſchwoͤren würde, 
und eben fo ift baher nicht nöthig, daß folher in der Synagoge mit Anfaffung der Thora 
oder ber Zephilin verrichtet werbe. 

ueberhaupt follen nur da bei einem Eide Keierlichkeit und Geremonien flattfinden, wo 
ein Gegner vorhanden ift, der eine Ausſage beftreitet, fo, daß man Thon eine Vermu⸗ 
tung Bat, wodurch die Wahrheit jener Ausfage geſchwächt wirb, welches aber beim 
Zeugeneid u. —— nicht der Fall iſt. 

chulchan Aruch Choschen mischpot Abſchu. 8St. d. MA. \ 
Der vorliegende Fabneneid fteht meines Erachtens mit bem ernten Yeaguonin In, 
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einerlei Parallele. Auch hier gebietet Moral und Geſetz, der Regierung und di 
terlande treu zu dienen; wird nun noch das Verſprochene durch einen heiligen | 
Gott bekräftigt, fo tft nicht abzufehen, wie man bei Verletzung beffelben auf bie: 
tefte Art fein Gewiflen reinigen wollte. Wäre aber der Schmörende vom Gru 
gewiflenslos, was würden bei folchem alle Kormeln und Handlungen vermocht h 

Indeſſen fest im König, Edikt d. d. 1. Mai 1786 der $. 30, Nr. 4. hinficht 

Beugeneibes eines Juden feft, daß der Schwörende die Tephilin in die Hände 
follte, fo mag es in Vorausſetzung, daß der größte Theil der iſraelitiſchen Glau 
noflen folche befigen, hier beim Fahneneid auch fein Bewenden haben, Weil abı 
die hohen Minifterien ſehr weife zu bemerfen geruhen, der gemeine Haufe von 
Geſetz und Religion nicht immer bie wahren Begriffe hat, fo ſchlage ich folgende! 
nungöformel, welche allenfalls in beutfchen und jübifhen Leitern abgefaßt und 
Unterfchrift des Rabbiners verfehen fein koͤnnte, vor, die bem ſchwörenden jübifd 
litair vor Ableiftung bed Eideö im Namen bes Rabbiners vorgelefen werbe: 
„Wiſſe! daß dieſer Eid durch Ausfagen aller Rabbinen eben fo heilig und 
ift, als wäre er in der: Synagoge und in Gegenwart ber Thora vollzogen: 
und nichts Lann bie Strafe bes Allmächtigen abwenden, wenn er verlegt 
Auch ohne diefen Eid ift die tfraelitifche Nation von Gott beſchworen, dem 
. Unter dem fie Schu fihben wird, treu zu fein, und ift es ein heiliges G 
.. : Mropheten und der Talmudiſten, feiner Regierung in jeder Hinficht treu zu 
Salomo fagt: habe Ehrfurcht vor Bott und dem König. In ben mo 
Sprüchen unferer Weifen heißt es: Bete für das Wohl und Glüd der Re 
Die Talmubiſten fagen, die Gefege und Verorbnungen der Regierung find 
und buͤndig, als unfere Religionsgefege zu erachten. So groß nun das Be 
an fich ſelbſt fchon if, wenn man bie Pflichten bes Staats und der Reli 
Untreuheit verlegt, fo unendlich größer wirb es, und bie Strafe des H 
unausbleiblich, wenn biefe-Hflichten noch bei dem heiligen Namen Gottes | 
ren werden, und man nachher meineibig werbe.” 

Die Formel des Fahneneides felbft Tann ungefähr wie folget lauten: 
„Ich ſchwöre, ohne die mindefte Hinterlift und Nebengedanken, aud) nicht Rn 
„mem etwantgen barin legenden Sinn und Auslegung der Worte, fondern 4 
„Sinne des Allmädjtigen und deſſen Gefalbten, unferes theuren Königs, 
„Ramen des heiligen allmächtigen Gottes, daß ich treu u. ſ. w.“ 

Ppflichtmaͤßig gebe ich hiermit biefe meine Meinung gutachtlich ab und verhai 

Berlin, ven 1. Aug. 1818. Meyer Simon Weyl. 


y) Hierauf erging die 8. D. an den Kriegöminifter v. 30. Oft. 4 


Ih genehmige hiermit den mir von Ihnen vor — Soldateneid für 
ſchen Glaubensgenoſſen, wonach der gemöbntiche riftliche Soldateneid beizubeha 
nur der Anfang beffelben nach dem Vorſchlag des VicesOber-Landrabbiner X 
folgender Art abzuänbern ift: 
„Ich ſchwöre ohne die minbefte Hinterlift und Nebengedanken, audy nicht mı 
„mem etwanigen darin liegenden Sinn und Auslegung ber Worte, fonbe 
„dem Sinne des Kmähtigen und deffen Gefalbten unfers theuren Königs 
„Ramen des heiligen allmächtigen Gottes, daß ich treu u. |. w.“ 

Auch die Schlußworte „durch Iefum Chriſtum“ wegzulaffen find. Ich trage 
auf, defien Anwendung zu verfügen, und durch das Minifterium für den Kul 
zweckmaͤßige Vorbereitung zur Ableiftung diefes Eides in einer gottesdienſtlich 
fammdung zu veranlaffen. Berlin, den 30. Okt. 1819. 


ez.) Friedrich Wilhelm. 
An den Kriegsminiſter G. L. v. Boyen. 05 ’ ’ 


d) R. des Kriege. Min. v. 1. Dec. 1819. 

Die Feſtſetzung einer Eidesformel für die mofaifchen Glaubensgenoffen, wenn 
Militairdienft verpflichtet werden, hat nad) den darüber flattgehabten Verhant 
zu einem Bericht an bes Königs Majeftät Veranlaffung gegeben. 

Mittelft Allerh. K. O. v. 30. Dt. c. haben Allerhöcyftdiefelben ben vorgefch 
Solbateneid für die jüdifhen Glaubensgenoffen genehmigt, wonach der gewi 
chriſtliche Soldateneid beibehalten und nur der Anfang defjelben, nad) dem Wo 
bes Vice-Oberstandrabbiner Weyl in folgender Art abzuändern ift: 

„Ich ſchwöre ohne bie mindeſte Hinterliſt und Nebengedanken, auch nicht nac 
„etwanigen darin liegenden Sinn und Auslegung der Worte, ſondern nı 
„Sinne des Allmächtigen und beffen Gefalbten, unfers theuren Königs, | 
„Ramen bes heiligen allmächtigen Gottea, daß ich treu u. ſ. w.“ 


⸗ 
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auch bie Schlußworte: 
„durch Jeſum Chriftum ꝛc.“ 


ulaſſen ſind. 
I Eidesformel wird daher bei Vereidung der Juden zum Militairdienſt künftig 
anuwenden fein, und iſt der Herr Staatsminiſter des Kultus erfucht worden, wegen ber 
in der K. O. zugleich angeorbneten Worbereitung zur Ableiftung bes Eides in einer got: 
zesbienftlichen Verſammlung die nähern Verfügungen zu treffen. 
€) Dad Bormular zur Worbereitung zum Eide, welche in Verfolg vorſte⸗ 
Inden Cirkulairs fämmtlichen Truppentheilen mitgetheilt worden, lautet: 


„Biffe, daß diefer Eid nad) den Ausfagen aller Rabbinen eben fo heilig und bündig 
%,ald wäre er in der Synagoge und in Gegenwart ber Thora vollzogen worden, unb 
nichts kann bie Strafe des Allmächtigen abwenden, wenn er verlegt werde.“ 

Auch ohne biefen Eid ift die ifraelitifche Nation von Gott beſchworen, dem Könige, 
ei bem fie Schug finden wird, treu zu fein, und ift e8 ein hefliges Gebot der Prophe⸗ 
und ber Talmudiſten, feiner Regierung in jeder Hinficht treu zu bienm. Salomo 
Ist: Habe Ehrfurdht vor Gott und dem König. In_den. moralifchen Sprüchen unfe: 
ver Beifen beißt ed: Bete für das Wohl und für das GIÜd der Regierung. Die Tal: 
wuritten fagen, bie Gefege und Verordnungen der Regierung find fo heilig und bündig, 
eis unfere Religionsgefche zu erachten. So groß nun has Verbrechen an fich Telbit 
{hen if, wenn man bie Pflichten des Staats und ber Religion durch Untreubeit ver: 
Iept, fo unendlich größer wird es, und die Strafe des Himmels tft unausbleiblich, wenn 
ten nod) bei dem heiligen Namen Gottes befchworen werden, und man nad}: 
melneibig werde.’ 
) Schreiben des K. General-Majors und Brigade⸗ Kommandeurs von 
Fllele an bie K. Reg. in Berlin. | 
Eine 8. Hochlöbl. Reg. benachrichtige ich auf die geehrte Zuſchrift v. 7. v. M. ganz 
ft, daß ich den Kommandeuren meiner Brigade das Kormular zu ber Vereibigung 
den Militairdienſt tretenden jüdifhen Glaubenägenoflen, fo wie zu der vorberges 
Vorbereitung mit ber Anweifung mitgetheilt habe, zu jeder folhen Vereidigung 
Offizier oder Unteroffizier, wenn kein Offizier dazu diöpontbel fein follte, als Zeu: 

m zu fommanbiren, fo daß eö keines Atteftes bed Rabbiners über die richtig abgehal⸗ 
— Borbereitung bebürfe. Berlin, ben 5. Aug. 1820. 

; (Heinemann Bd. 1. ©. 310. und Anh. 59.) 


"DDie Vereidung jüdifcher Medizinal:Perfonen. 
aa) Die Vereidung der MedizinalsPerfonen im Allgemeinen erfolgt 
garen nah der K. O. v. 5. Nov. 1833 und giebt die Cirk. Verf. des 
‚der G., U. u. M. Ang. (v. Ladenberg) v. 18, Juli 1840 an fämmts 
Me K. Reg. die Norm an. (9. M. Bl. 1840. 8.308) 
"55) Wad nun die Abänderung bei Vereidung jädifcher Medizinal-Pers 
men anlangt, fo beftimmt dad R. defjelb. Min. (Eichhorn) v.9. Dec. 1841. 


Im Berfolg der Verf. v. 18. Juli 1840 bie Vereidung ber Arebiginal: Derfonen be- 
xfend, beftimme ic, hinfichtlich der VBereibungsformel für jüdifche Mebizinal-Perfonen 
uf Beranlaffung erfolgter Anfragen, daß 

I) ats Gingangeformel bes, von den jüdifchen Mebiginal:Perfonen gleichfalls nad 
Borfchrift der oben genannten Verf. abzuleiftenden Berufseides, der Anfang des, 
durch bie ältere Cirk. Verf. v. 10. Nov. 1825 vorgefchriebenen Formulars: „Ich 
ꝛc. ſchwöre bei — Adonai — dem Gott Ifraels, einen leiblichen Eid,“ jebod, mit 
Weglaſſung des Zufages: „nicht nach meinem Sinne, fondern nad) dem Sinn ber= 

‚ jenigen, die mid) ſchwoͤren Laffen,” beizubehalten ift. 

) Die Schlußformel bes Eides ift zu faflen: „Dies ſchwöre ich, fo wahr mir Gott 
helfe, und wenn ich meinen Eid übertrete, fo mögen mich, ber mir geſchehenen War: 
nung gemäß, alle nach göttlichen und menſchlichen Gefegen über ſolche Untreue und 
Entheiligung des göttlichen Namens verhängten Strafen treffen. 

)) Vor der Vereidigung felbft ift dem Schmwörenden die Verwarnung nach ber, ber 
Cirk. Berf. v. 10. Nov. 1825 beigefügten Formel zu halten. 

(8. M. Bl. 1841. ©. 339.) 


co) Dad vorftehente R. und dad Schreiben des Min. des Kultus v. 10. 
too. 1825 beflimmen die vorzuhaltende Verwarnung: | 
Ew. Gxeellenz beehre ich mich, die mir mittelft Schreibens v. 2A, Yan. oc, wirakiuelı 
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ten Berichte und Verhandlungen, betreffend die Abfaffung einer angemeffenen 

nungs⸗ und Bekräftigungs⸗Formel bei den Vereidigungen jübiiher Aerzte und 

arate, mit dem ganz ergebenften Bemerken zurücdzufenden, daß ich die von bem 

Ober⸗ Land⸗Rabbiner Weyl entworfene Verwarnungsformel in der Art, wie aus ie 

lage hervorgeht, berichtigt, für zweckmäßig erachtet und daher deren Gebraud ii 

komminden eidlichen Berpflihtungen jüdifcher Medizinalperfonen angeorbnet ha | 
Berwarnungs : Kormel, 


Vor der Vereibigung ber jäbifhen Aerzte und Wunbärzte | 

Wiſſe! daß diefer Eid, welchen Du jest im Begriffe fteheft abzulegen, nad da 
orbnungen unferer feligen Weifen und Rabbiner vor der hriftlihen Dbrigkelt m 
gegenwärtigen Orte eben fo heilig und bünbig ift. ala würde er Deinen & 
noflen in dee Synagoge und in Gegenwart ber Thora abgelegt. Denn ber X 
beffen Namen Du vor aller Welt heilig halten ſollſt, ift allgegenwärtig und feine 
lichkeit thronet überall, daher nichts ber Strafe bes Allwiffenden Dich entziehen 
von Dir abwenden kann, wenn Du Deinen Eid je verlegen follteft. 
diefen Eid ſind die Sfraeliten von Gott beſchworen, ihrem Naͤchſten in jeber un 
here ler nach Kräften beizufteben. Denn es Heißt in der Thora (Leri 

apitel 19. 8. 16. 

„stehe nicht zuräck bei der Gefahr Deines Nächften, Ipriht dee Ewige!” 

Heilig und erhaben iſt Dein Beruf, dehn des Ewigen, von dem es heißt: 

u der Ewige bin Dein Arzt’ (Exodus Kapitel 15. 8. 26.) 






















und ferner: 
„Ich Tann töbten und beleben, kann verwunden und auch heilen.” (D 
Kapitel 32. V. 39.) 
Abgeſandter biernieben bift Du zum Heil der Menichen, daher bleibe ben 
ned Herrn treu und laffe feine Lehren Dir zur Richtfchnur Deines Wandell 
Auch nadı den Lehren unferer teligen Weiſen und Rabbiner, und nad) der au 
Vorſchrift bes Joreh Deah (Kapitel 336.) ift es die heiligfte und verbindlidke 
eines Arztes ober Wundarztes, einem jeden kranken Menſchen ohne bie g 
nahme, er fei arm ober reich, und ohne bie geringften menſchlichen Nebena 
feinem beften Wiffen und Willen und Kräften Hülfe zu leiften, wenn er aber 
weigert ober ſich ihr au entziehen fucht, fo ift er einem Blutvergießer gleich. 
Wenn nun fchon hierdurch die geringfte Verlegung ber Dir vermöge Deines 
und Berufs nad dem Willen Gottes obliegenden Drihten dem Emwigen ein G 
um wie viel frafbarer würde es jest fein, da Du bet dem heiligen Namen Bottes 
veft, dieſe Pflichten getreu zu erfüllen und mithin, fobalb Du dieſem Schwur 
handeln follteft, Dich eines Meineides ſchuldig machen würdeft, ben ber Gott der 
tigkeit nicht unbeftraft Läßt. 


Eid eines jübifhen chirurgi. 


Ich N. N. ſchwoͤre bei TYT? dem Gotte Iſraels einen leiblichen Eid, nicht ned 
nem Sinn, fonbern nach dem Sinn berjenigen, bie mich ſchwören laffen, zu Get 
Allmächtigen, ba, nachdem ich zum Wundarzt ꝛc.; dies ſchwoͤre ich ohne alle 
andere Xuslegung und Deutung dieſes Eides, weber gegenwärtig noch in ber 
annehmen zu wollen, unb foll mich nichts davon entbinden, vielmehr mögen 
Uebertretungsfall die Strafen über mid) tommen, welche mir aus der X. G. O. 
Uebertreter der Eide befannt gemacht worden finb. 

(Suftizminift. Akt. Gen. I. Nr. 24. Vol. I. fol. 98. 99.und47, Ann.X.E, 


e) In Betreff der Bereidung jüdifcher Lehrer f. Abfchnitt XL 


N. 


Verhältniß der jüdifhen Religionsgefellfgaft zu da 
0 hriftlihen Kirhengefellfchaften. 
A, Im Allgemeinen beftimmen hierüber die 65. 36—38 Fit. 11. 
er ren Kirchengeſell lei Spark 
. 36. i ten, lei i Rel 
Hören, ee eh le ein notfenbigm FRA eligion 
$. 37. Kirchengefellfchaften dürfen fo wenig als einzelne Mitglieber derfelben ei 
N Shmähunem und Erbitterung verurſachende Beſchuldi 
. 38. ngen a uldigun 
aus vermieden —** s a sungen müffen 
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,B. Beiträge ber Juden für chriſtliche Kirchenſyſteme. 
ee L. * ſWreidt Si. u. Ai, 1. $$. 260. 261 vor: 
.280. Wer innerhalb eines 18 rdentli W la 
hat iſt zur Parochial icche des Pe LI nen entuichen Wohnfſit aufgeſqh gen 
$. 281. Doch ſoll Niemand bei einer Parochialkirche von einer andern, als derjenigen 
„ Beligionspartei, zu welcher er felbft ſich befennt, zu Laften oder Abgaben, welche aus der 
; Yerodialverbindung fließen, angehalten werben, wenn er gleich in dem Pfarrbezirke 
| — 43* cke darin beſitzt. 
nd ð. 

Benn ber Beſitzer eines an ſich zehntbaren Grundſtückes für feine Perſon wegen Ver⸗ 
qichenheit feines Religions: Belenntniffes von Entrichtung des Zehnten frei if, fo 
west — dad Zehntrecht, und es kann während dieſes Beſites keine Verjährung 
iiber bie Kirche ober ben Pfarrer anfangen. 

.. 9 In fpegieler Beziehun auf die Juden diöponiren, mit biefen 86., 
weile nur auf andere vecipirte Kirchengefellichaften bezogen wurden, im 


| ruche: 

a) das E. v. 11. März 1812 im 8. 15., daß die Juden gehalten, alle 

den Ehriften gegen den Staat und die Gemeinde obliegenden bürgerlichen 

Aſqeen zu erfüllen und mit Ausnahme der Stolgebühren gleiche 

Eaßen wie andere Staatsbürger zu tragen. 

. Sanz ebenfo beftimmt 

. b) Der 8.20 der V. v. 1. Juni 1833 wegen des Judenthums im Groß. 

‚pe zthum Dofen!). 

76) Die B. v. 30. Aug. 1816 wegen Verwaltung des Patronatrechts über 

Weiche Kirchen auf folchen Bütern, die fi) im Beſitzthume jüpifcher 

Baubensgenofien befinden, fant endlich im & 5, — vergl. diefelbe oben — 

Be die Juden als anfäßige Dorfö oder Stadtgemeinde» Mitglieder von 

wen Srundftüden, gleich andern chriftlichen Beſitzern, zur Erhaltung der 

Fechen⸗Syſteme beizutragen verpflichtet find, da diefe fonft, wegen der An. 

Sbelung der jübifchen Staatöbürger Gefahr laufen, einzugehen. 

" d) Mit Berug auf vorftehende Gefeße beſtimmt die Eirk. Verf. des Din, 

d S., U. u. M. Ang. (Eichhorn) v. 25. Febr. 1842 an die K. Oberpräfis 
en der Provinzen Preußen, Pommern, Brandenburg, Schleſien, Sach⸗ 

Im und Poſen, wegen Heranziehung der Juden zu Beiträgen für chriſtliche 

Archenſyſteme. 

68 find über bie Auslegung bed E. v. 11. März 1812 8. 15. der B. v. 30. Aug. 1816 

Nr. 5. und ber 3. v. 1. Zuni 1833 $. 20., fowie über den umfang, in welchem jübifche 
wohner, insbefondere jübifche Grundbefiger, zu Beiträgen für die chriftlihen Kirchens 
ſteme herangezogen werden können, Zweifel entftanden, und habe ich durch mein Cir⸗ 
Schreiben v. 17. Mat v. 3. die gutacdhtlichen Aeußerungen fammtlicher Königl. 
Dberpeifibien, in deren Bezirk die angeführten Gelege zuc Anwendung kommen, hierüber 
laßt. 
"Die Bergteigung diefer eingegangenen Nachrichten hat folgendes Refultat ergeben. 

1) Dad ©. v. 11. März 1812 $. 15. und die V. v. 1. Juni 1833 $. 20. verpflichtet 
de jabifhen Einwohner im Allgemeinen, gegen den Staat und die Gemeinde ihres 
Zohnorts alle den Chriſten obliegenden bürgerlichen Pflichten zu erfüllen, und, mit 
(usichluß der Stolgebühren, gleiche Laften wie andere Einwohner zu tragen. 

Unter der „Bemeinde bes Wohnort8” kann, dem gewöhnlichen Sprachgebrauche 
ufolge, und wie bie in dem E. v. 11. März 1812 gebrauchte Bezeichnung: „buͤrg er⸗ 
iche Pflichten” beweifet, nur die bürgerlihe Gemeinde bes Wohnorts verftanden 
verben. In biefem Sinne find auch die in, Rede ſtehenden Geſetze bisher faſt durchgaͤn⸗ 
ig ausgelegt worben. Cine Verpflichtung der jüdifchen Einwohner, zu ben Laften der 
a ihrem Wohnorte befindlichen chriſtlichen Kichenfyfteme beizutragen, kann da⸗ 
er aus die ſen Verordnungen nicht hergeleitet werden, und der an einzelnen Orten ſtatt⸗ 
nbenbe Gebrauch, die jüdiihen Einwohner aud zu den, nach Klafiens ober Gewerbes 
teuer auf bie Parochianen unmittelbar umzulegenden kirchlichen Abgaben heranzuziehen, 












2) Besgl. auch Xöth. II, Abfehnitt XI. XIL, XI, 
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entbehrt ber gefeglihen Begründung, fofern nicht ein Tpezieller He 
Art und Weife des Verfahrens nadgeroielen werden Tann. 

Iſt dagegen die Unterhaltung ber firchlichen Syſteme eine Pflicht dei 
Ortsgemeinde, fo Eönnen die jüdifchen Ortseinwohner ſich den Beiträge 
lichen Kommunalbebürfniffen, die Eirchlichen Bebürfniffe mit einbegriffen 
da fie nach Vorfchrift der G. v. 11. März 1812 und 1. Zuni 1833 gep 
liche Kommune diefelben Laften zu entrichten haben, wie die chriftliı 
und eine Befreiung der jübifchen Einwohner dadurch nicht herbeigeführ! 
ber Ortöverfaflung ein Theil der bürgerlichen Gemeinde-Einfünfte zum: 
lichen Kirchen verwendet wird. 

2) Handelt es fich aber um eine Abgabe, welche von den Pflichtigen 
an die hriftlichen Kirchenſyſteme zu entrichten ifts fo kann die Heranzie 
zu biefen Laſten nur in dem Maße erfolgen, als die auch für das Großh, 
in re Kraft beftehende V. v. 30. Aug. 1816 dies geftattet. D 
den jüdifhen Grundbeſitzern eine Beitragspflicht in folgender We 

daß die Juden, ale anſaͤßige Dorfes oder Stabt-Gemeinbegliet 
SGrunpftüden, gleih andern Kriftlihen Befisern, zur 
Kirchenfpfteme beizutragen verpflichtet find, da dieſe fonft, wegen 
ber jüdifchen Staatsbürger, Gefahr laufen, einzugehen. 

Hieraus forget: 

a) daß bie jübifchen Grundbeſitzer, gleich jedem dritten Beſitzer, zur Er 
Abgaben und Leiftungen an kirchliche Inſtitute verpflichtet find, wel 
fhaft einer dvinglichen Laft auf ihren Grundftüden haften, und < 
pothelenbuche eingetragen find, oder welche boch nach feſtſtehendem 
von allen Grundftücden zu entrichten find; 

b) daß die jübifchen Grun dbeſitzer aber auch zu folchen Firchlichen Lat 
zu Baubeiträgen, verpflichtet find, welche ganz ober zum Theil, nı 
Grundbefiges, in ber Gemeinde vertheilt werden. 

Die V. v. 30. un. 1816 befchränft die Beitragspflicht der jül 
figer nicht bloß auf die im ftrengen Sinne bes Worts dinglichen 
dern verpflichtet diefelben von ihren Srundftüden in demfelbei 
chem chriftliche Beſitzer verfelben beizutragen haben würden; den jü 
befisern fallen daher aud) diejenigen Parochial-Abgaben zur | 
Häufern, Hufen, Höfen, ober nad) dem Grundfteuer-Betrage, auf 
hie begüterten Grunbbefiger umgelegt werben, und ift diefe, aus 
Geſetzes ſich ergebende Auslegungsweiſe auch in einzelnen Spezialf 
gene Beichwerbe von bes Königs Majeftät gebilligt worden. 

Ew. 2c. erſuche ih, die Königl, Regierungen Ihres Oberpräfibtalt 
Ergebniffen ber angeftellten Unterfuchung in Kenntniß zu fegen, und di 
laflen, in allen ven Fällen, in welchen auf die allgemeinen Vorfchrift 
März 1812 $. 15, der V. v. 30. Aug. 1816 Nr. 5, und der V. 0.1.2 
zurücgegengen werben muß, hiernad) zu verfahren. 

(8. M. Bl. 1842 ©. 62.) 

4) In Schlefien find nad) der dafelbft geltenden Zehntoer! 
von Entrichtung des Dezems nicht befreit. So wurde di 
bed Geh. Db. Tribunals v. 28, Sept. 1839 erkannt, w 
den früheren Urtel beflätigte. 

Das Fanonifche Recht ertheilt in C. 10. 12. 14. 18, 20. 2 
X. de decimis (III., 30.) dem Klerus ein allgemeines Zehent 
Güter und Früchte, und indbefondere der Parochialkirche in 
Bezirk. Obgleich, nachdem in Folge der Reformation verf 
liche Religionsparteien entflanden waren, durch den Weftphä 
beflimmt wurde, daß demjenigen Pfarrer der betreffenden 9 
der Dezem gebühren folle, welcher fih am 1. San. 1624 
Zehntrechted befunden habe, To iſt in Schleſien doch immer 
Zehntrechtes nur von den katholiſchen Pfarrern gegen alle 
gionsparteien ausgeübt worden. Dieſer Beſitz wurde auch 
liminarartikel des Friedensſtraktates d. d. Breslau den 11. JIr 
zialartikel VI. garantirt, und erſt durch das Ed. v. 3. Mı 
Friedrich der Große ben Parochialnerus in Schleſien auf und 


fi 
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HUB A Beränberung des biesfälligen Drtöpfareere bie fogenannten 
N gehhtabgaben: der damit belafteten Grundflüde von Perfonen eines 
SE ande Glaubensbefenntniffed fernerhin nicht weiter entrichtet werben 







Aldi *. 2: v. 16. Juni 1831 beftimmte, daß die Schleflfche Zehnt« 
uf gang fo, wie fie nach ber Ordre v. 3. März 1758 bis zum 6. Febr. 
linden, allgemein wieder hergeftellt werden folle. 


& In 
Older Bis zur X. D. dv. 3. März 1788 war die Dezempflichtigfeit 
8 ein, und diefe K. D. änderte hierin nichts zum Beſſen der Juden, 
1 wie die erläuternde Kurrende v. 8. deſſ. Mon. und Jabres unzwei⸗ 
inkennen giebt, zum Beſten der evangeliſchen Eingepfarrten, 
ſedetordnete: 
Vf biejenigen Abgaben an Zehnten, Garbenbroden und dergleichen, 
fodie wangeliſchen Eingepfarrten denen katholiſchen Pfarrern zeithero 
echten müflen, zum Nugen und Beten der Unterthanen gänzlich 
ingfallen follen. . 
Inder 8. D. und Kurtende v. 3. und bezugsweife v. 8. März 1758 war 
nur von ben herrfchenden Religionsparteien im Staate, von den 
der wirklichen Rirchengefenlihaften, die Rede. Zu diefen aber 
ben die Juden weder jemald im Preußifchen Staate gehört, noch gehören 
gen u. Niemals haben bie Juden mit Chriften in einem Parodhials 
gelebt. Für fie konnte daher auch, wie dies die mehr erwähnten Ver⸗ 
lagen v. 3. und 8. März 1758 beziedtten, Bein Parocialnerus aufges 
werden, und fie können mithin zumNachtheil des urſprünglich berech» 
en Pfarrers daraus keinen Vortheil ziehen, daß zwiſchen andern, nämlich 
kchen Religiontparteien, der Parochlalnerus aufgehoben worden iſt. 
mbar find daher, wenn Juden zehntpflichtige Grundſtücke afquirirt, den 
men, ber 8. D. v. 3. März 1758 ohngeachtet, jura parochialia bins 
s der Juden falvirt geblieben. Bleibt daher, da gegenwärtig die K. D. 
6. Juni 1831 die alte Schleſiſche Zehntverfaffung, wie fie nach der 
red. 3. Märg 1758 bis zum 6. &ebr. 1812 beftanden, allgemein wieder 
eſtellt hat, die K. D. und die Kurrende v. 3. und 8. Maͤr;z 1758 fort« 
rend bie Drunblage der Entfcheidung, fo frägt fi nur noch, ob dad 
v. 11. März 1812 von Einfluffe Hierauf fei. * 
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Implorant (Verklagter) behauptete in dieſer Beziehung, daß, ba bie Jt 
den durch dieſes Ed. den Chriften in allen Fällen gleichgeftellt worden, -I 
welchen ſolches nichtd Abweichended enthalte, man annehmen muſſe, Mi 
ber Gefehgeber die Abficht gehabt habe, durch die Ordre v. 16. Juni 1 
auch die Juden in Betreff der Entrichtung des Dezems den Ehriften u 
gleichzuftellen, wenigftend hätte es in Betreff dieſes Punktes einer foegleig 
Aufpebung der früheren in Betreff der Juden ergangenen Geſetze 
Diefeb legtere Argument fpricht aber gegen den Imploranten. 
weil die K. O. v, 16. Juni 1831 die Ordre v. 3. März 1758 unbebing 
wieber herftellt, ohne wegen der Juden etwas Befondere zu beflimmm 
muß die Ordre von 1758 unbedingt befolgt und dafür angefehen werben 
als babe die dazwiſchen ergangene Ordre v. 6. Febr. 1812 gar nicht erifil 
Auch das Ed. v. 11. März 1812 redet dem Imploranten nicht das Me 
Nach 8. 14 deffelben follen zwar die einländifchen Juden, als folche, mit 
fonderen Abgaben nicht beſchwert werden, Dagegen aber nach $.15 9 
fein, alle den Ehriften gegen den Staat und die Gemeine ihres W 
obliegenbe bürgerliche Pflichten zu erfüllen und mit Ausnahme der Steig 
bühren gleiche Laften, wie andere Staatsbürger, zu tragen. SHieragli 
alfo nicht zu entnehmen, daß die Schlefiichen Juden hinſichts der hier 
tigen Dezempflichtigkeit durch jenes Ed. v. 11. März 1812 günftige 
ftellt worden feien. Auch die gegen den Imploranten fprechende Be 
nung wegen Verwaltung bed Patronatörechts v. 30. Aug. 1816 iſt 
die 8. ©. v. 16. Juni 1831 nicht aufgehoben worben. At 

Eine gleiche Beforgniß, wie fie hier angebeutet worden, würbe ben Pi 
einkünften drohen, wenn man die 8. D. v. 3. Mär; 1758 jebt ausbehig 
auf die Juden anwenden wollte, und fo lange daher Dafür feine ausrciäl 

— Beftlimmung ergangen, muß es bei ber früheren Verfaffugnn 
leiben. Kr. 

Der 8. 261. Zit. 11. Th. II. des A. L. R. (f. oben) kann auf diem 
liegende Frage keinen Einfluß haben, da e& fich hier um eine vor @in 
ded A. L. R. in Schlefien geftändlich beflandene Berfaffung hanoelt, 
die K. O. v. 16. Suni 1831 ausdrücklich herftellt. 


C. Berhältniffe, den Uebertritt zum Chriſtenthume bets.!) 
AA, Beförderung des Uebertritte. | F 
1) Das A. L. R. beſtimmt Thl. II. Zit. 11.: F 
5 43. Keine Religionspartei fol die Mitglieder der andern durch Zwang oder eg 

Weberrebungen zum Uebergange zu verleiten fich anmaßen. ' 
$. 44. Unter bem Vorwande bes Religiondeifers darf Niemand ben Hauseice 

ren oder Kamilienrechte kränken. 

Mit Rüdficht auf diefe Beſtimmungen und $. 4. des Tit.2) nimmt 
linden mit Recht an), daß eine zubringliche Art, die Juden zur An 
ber cheiftlichen Religion zu überreden, für flrafbar als eine Beunruhi 
wegen ihrer Religiondömeinungen zu erachten fei. 

Daß jedoch Profelytenmacherei kein kriminalrechtlich zu ahn 
Verbrechen fei, fpzach das Erkenntniß des DO. L. ©, zu Hamm v. 13. I 
1827 aud. (Simons Rechstſpruͤche Bd. 1. ©. 377.) J 
























') Rad Hoffmann find vom Jahre 1822 bis 1840 Zweitauſend Zweihundert * 
ben zum Chriftenthume übergetveten. GtaatösZeitung 1842 Ar, 141. 


2) Siehe benfelben oben &. 78. 
3) ©. 135, 9 a. O. 
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2) Sefellfchaften zur Beförderung bes Chriſtenthums unter 
Juden. 


Chaſlenthums unter den Juden. Vom 9. Febr. 18 
\ —— ne ich vom 1. d. M. eingereichte Grundverfaflung ber Geſellſchaft zur 
des Öolche Beftimmungen, 
von’ Entzwecke entſprechen; Ich billige fie daher und mit ihnen biefen Vers 
Miveliemmen und ertheile demfelben hierdurch Weine Iandesherrliche Beflätigung. 
ee, den 0. Jebr. 1822. Friedrich Wilhelm. 


fiber Berein zur Beförderung des Chriftenthums unter den Juden. 


3 Gefeüfchaft zur Beförterung bed Chriſtenthums unter den Juden. 

Bütir dieſem Namen hat fich auch hier aus freiem Antriebe ein Verein gebildet, der 
ben in Lonbon und Frankfurt am Main bereits beftebenben Geſellſchaften 
Itt die Berbreitung riftlicher Erkenntniß unter den Juden beabfichtigt. Weber 

fung biefes Vereins und die Grundfäge, nach welchen berfelbe feinen heiligen 

ne za verfolgen gedenkt, fprechen nachftehende Aktenftüde:. 

j 1, 


Borwort. 


MB. . 

Kir, Ä 

‚oe Gefellichaft, weiche fich in Berlin zur Beförderung des Chriſtenthums unter den 
di geblibet hat, vereinigt fic zu einem Zwecke, der mit den — des Evan⸗ 
Dei * vollſtaͤndig übereinſtimmt, als daß fie eine Rechtfertigung ihrer Beweg⸗ 


% X. Beflätigung der zu Berlin errichteten Oetelfihoft zur Beförderung 


riftentbums unter den Juden, enthält nur 










wöthig halten dürfte, Jeſus Chriftus, der Erläfer, befahl feinen Züngern 
legten Unterrebung vor feiner Himmelfahrt: das Evangelium zu prebigen allen 
— „anzubeben zu Serufalem.” 
Seſelſchaft tritt zwar in bie Fußſtapfen der Bibelgefellfhaft, und will ben 
BABnGbHTES jener fhönen Stiftung auf gewiſſe Weife noch erweitern, ift aber nichts 
Meweniger eine beſondere für fich beftehende Vereinigung, deren Bemühungen zunächſt 
wanf gesichtet fein müffen, diejenigen Vorurtheile und Verblendungen zu zerftören und 
gr falfche Auslegungen des Alten Teftaments zu berichtigen, welche bisher bie Maffe 
jbiſchen Volkes verhindert haben, in Jeſu Shrifto ihren Meffias, den Sohn Gottes 
ben bes ihrer Tünftigen Herrlichkeit und ihres Heiles zu erfennen. 

E wibmen und biefem Vorhaben mit befto größerem Eifer, ba mit feinem Gelin⸗ 
R jene Scheibewand fallen wird, welche anjest noch die Interefien, Neigungen 
» ungen unferer Seraelitifchen Mitbürger von den unfrigen trennt. 
(Eine große Anzahl frommer Perfonen und — was zu feiner großen Ehre gereicht — 
Henberd des geiftlichen Standes, hat fich bereits mit entfchiedenem Eifer dem Werte 
w Belehrung der Juden gewidmet. Dieſe mögen bier zuerft bie Verficherung unferer 
Far und unfers Dantes leſen. Weit entfernt, ihnen hinderlich fein zu wollen, 
hen wir vielmehr ihrem Beifpiele zu folgen, und erbitten uns ihren Beiftand, 

con Rath und die Erlaubniß, uns ihrem ſchoͤnen Werke anfchließen zu dürfen. 
Bir haben eingejehen, daß eine Vereinigung Vortheile gewährt, welche von ben Be⸗ 
übungen Ginzelner nicht erwartet werden können; immer aber werben wir und glüds 
i ödken, wenn ed und nur gelingt, das Gebäude zu erweitern und zu vervolllomms 
en, zu welchem fie den Grund gelegt haben. 
Bir behaupten weder neue Wahrheiten noch neue Pflichten entdeckt zu haben. Die 
Mise chriftliche Religion ift immer biefelhe gewefen und bleibt immer biefelbes allein 

Iten den gegenwärtigen Augenblid für befonders geeignet zu einer allgemeinen 

bigung ihrer ewigen Wahrheiten an die Nachkommen Abrahams, bie noch immer 
regehen in Wüfte und durch Blendwerk getäufcht, mit gefchloffenen Augen wan⸗ 
fa mitten im Lichte, 
Unfere Unbulbfamteit und unfer Verfolgungsgeift hat die Brüber Zefu Chrifti nad 
a Fleiſche und feiner Apoftel, jenes auserwählte Bolt Gottes dem das Geſet und bie 
top gehören, dem die Verbeißungen gegeben find und welches ber Wächter war 
re alten Offendbarungen, feit Zahrhunderten vom Wege des gr zurüctgeftoßen. 
ie konnten wir hoffen, daß die Juden, fo lange ein folcher Geiſt alle chriftliche Liebe 
pn fe erſtickte, wirktich in uns bie Befiger des einigen wahren Glaubens erblicken 

, daß fie glauben könnten, der Sohn Gottes habe wirklich und jene allgemeine 
s raapähtelofe Liebe geprebigt, an beren Stelle fie nur Haß und Verfolgung gewahr 


Durch Bottes Gnade Hat dieſer Geiſt anjetzt G l t, di De 
eife ein Bat ion ne —*— — Kr Ra —E 
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hätten unternehmen koͤnnen. Wir aber bürfen hoffen, daß die Zeit gekommen ſei, we 
wir den Söraeliten unfere alte Schuld der Dankbarkeit entrichten koͤnnen. Gtreden wis 
ihnen denn unfere Arme entgegen, und indem wir zuerft fie um Vergebung bitten meget 
der graufamen Unduldfamteit, die wir gegen fie geübt, werben wir fie auch bewegen, 
auf ihren Knieen und in reuigem Schmerze denjenigen um Vergebung zu bitten, web 
hen ber heidniſche Krieger für den Sohn Gottes erklärte, während ihre Väter ihn an 
das Kreuz der Schmach und bes Todes hefteten. . 

Die Stimme Gottes fagt uns, daß die ganze Erde einft die Herrfchaft Jeſu Chrif 
anerkennen foll, daß vor allen die Kinder Israels ihn ſuchen werden in aufrichtiger und 
bitterer Reuez daß nur nad) ihrer Belehrung die aller Übrigen Völker werbe volle 
werden; ja daß vornehmlich die Zeraelitiihen Chriften jener allgemeinen Bele 
als Mufter und Werkzeug dienen follen. Welche bringendere und heiligere Pflicht 
wir alfo zu erfüllen, als die: das Evangelium in ihre Hänbe zu geben? denn aus um 
fern Händen, von den Nachkommen befehrter Heiden, follen fie e& erhalten 
(Zef. 61, 5. Röm. 11, 30. 31). Wie dürfen wir einer Pflicht uns entziehen wolle, 
die fo deutlich ausgeſprochen, fo wichtig, fo heilig ift; ja auf deren Erfüllung Gott eing 
befondern Segen hat legen wollen? Er verkündigt die ſchrecklichſte Rache denen, WM 
jemals als Keinde Jsraels ſich beweifen werben, felbft in ſolchen Zeiten, wo feine 
auf Jakobs Nachkommen laſtet. Er erflärt, da er redet von feinem alten Volle: 
Pi fluchen dem, der ihm fluche;“ aber er erklaͤrt auch: „Er werde ſegnen ben, ber 
egne. 

Haben aber wir Chriſten ung den Juden genähert, fo find auch ſie wiederum uns nöhe 
gekommen. Jener Geift ber Forſchung und jener Zufland von Bildung, der einen & 
Ben Theil der Israeliten in Deutichlanb auszeichnet, macht fie empfänglicher, al 
nen für die Sprache der Wahrheit, und geneigter, fie aus unferm 
zu vernehmen. 

Fromme Chriften in Deutſchland haben fich bis jegt zu ihrer Beträbnig faſt au 
ſchloſſen geſehen von jenem Felde der Heibenbefehrung, wozu nur Seefahrende Ruf 
nen unmittelbaren Zugang haben. Mögen fie fich tröften, indem fie ihre Blicke auf fe 
Millionen des alten Volkes Gottes richten, bie unter ihnen oder in ihrer unmitteläig 
Nachbarſchaft wohnen. Und Feiner andern Nation ftehen fo wirkfame Hülfsemtiii 
Gebote, um anjegt das Werk der Belehrung zu beginnen, als dem evangelifchen Dee 
lande. Ihm fcheint dic herrlichfte und heiligfie Ernte aufbewahrt zu fein, die je 
feliger Betriebſamkeit fi) dargeboten hat. So wollen wir uns denn reinigen ven. 
Vorwurfe, ja von dem Verbrechen, daß dieſe Millionen unter uns ober an unſern M 
ren wohnen, ohne daß je ein Überlegter Verſuch gemacht worben tft, fie dem 
zuführen, an welchem ihre Väter den Meffias opferten. Diefes Feld ift ung eigen, 
es verlangt nur Arbeiter. Nach ber beftimmten Kenntniß, die wir von biefer X 
genbeit haben, können wir nicht zweifeln, daß der Boden die Saat des göttlichen 
tes mit Begierde aufnebmen werde. Die Nachrichten aus dem alten Polen find 
fcheibend in diefer AA Die Juden fcheinen überzeugt, daß eine wichtige 
derung in ihrem Dafein fich vorbereite, und geneigt, dazu die Hänbe zu bieten. 

Außer dem frühern Eallenbergifchen Inftitut in Halle, giebt eine Gefellfchaft, bie 
einigen Zahren in London für diefen Zweck fich gebildet hat, uns ein Beifpiel zur A 
ahmung. Achtungswerth durch Zahl und Eigenfhaften ihrer Mitglieder und von aw 
fehnlichen Geldbeiträgen unterftügt, ermuntert fie uns zu brüderlicher und dh 
Naceiferung. Nach ihrem Vorbilbe haben zahlreiche Gefellfchaften burdy ganz Größ 
brittanien fiy gebildet, und in den vereinigten Staaten von Nordamerika, im Rd 
veiche der Niederlande, felbft in Galkutta ift man dem Beilpiele gefolgt. Sa, 
* haben wir erfahren, daß ſchon in Frankfurt a. M. eine aͤhnliche Vereini 

ch gebildet hat. Möge denn dieſe Freude nicht unfruchtbar fein für uns und Fe 
Ehre unſers Herm. Die Stimme der Menſchen ruft uns zu diefer Arbeit und fie M 
mächtig in ihrem Rufe; denn diesmal ift fie der Wiederhall der Stimme Gottes, 

Die Blindheit, womit Joͤrael gefchlagen ift, dauert freilich noch fort, damit Gottel 
Weiflagung erfüllt werbe; allein durch feine unendliche Barmherzigkeit koͤnnen wir zum 
Theil die Werkzeuge werden zu ihrer Befreiung aus diefem jammervollen und mi 
würdigen Zuftande, damit fie verföhnet werben mit ihrem Schöpfer und theifhaftig bya 
Srlöfung durch das Blut Iefu Ehrifti. ' 

So wollen wir denn eilen, ftatt einer Religion, die, wie fie jest gelehrt wird, ni 
sum wahren Liebe Gottes noch zur wahren Zugend führt, ihnen diejenige fa v 

hemt.. wen zur Wiedererlangung bed Heiled aus eigener Kraft unfäs 
nute des Himmelreichs öffnet, die mit dem tiefen Verberben unfere 
da gkochwenh it der Erldſung fühlen und begreifen laͤßtz die anf 
and; tchfiet im Unglüd, die und den Schöpfer und bie Menfchen 
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eben lehrt, und welche endlich dem demüthigen Ghriften Die Gewißheit einer himmliſchen 
nd ewigen Gluͤckſeligkeit ertheilt, weil buch Jeſu Chriſti Sieg dem Tode bie 
mommen und das Leben und unvergängliches Weſen an das Licht gebracht worden ift. 

Unfre beftimmte und unerfchütterliche Abficht bei biefem Unternehmen ift übrigens: 
fie unb in keinem Kalle andere als geiftliche Mittel zur Beförderung der Sache, welcher 
oir dienen, anzuwenden. Wir werben zwar der befondern Wohlthätigkeit Einzelner 
memals Hindernifle in ben Weg zu legen fuchen, aber wir find feft überzeugt, daß eine 
Befellfchaft, wie die unfrige, fich nicht auf Bewilligung einzelner Geldunterflügungen 
Hnlafien darf, ohne bem Zwed ihrer Stiftung wefentlich entgegen zu handeln. 

Bir ſchließen dieſe Darftellung unfrer Anfihten und Gefinnungen mit dem bemüthigen 
Sebete zu Gott, daß er die bisherige Verfäumniß feines Werkes gnädig uns verzeihen 
und bemfelben anjeht in unferen ſchwachen Händen fein Gebeihen ſchenken wolle, zur 
Berherrlichung feines eingebornen Sohnes, Jeſu Chriſti. 

Berlin, den 1. Febr. 1822. 

2. 
Srundverfaffung 
der Geſellſchaft zur Beförderung des Chriftenthumd unter ben Juden. 


1. Unter dem Namen: Gefellichaft zur Beförderung des Chriftentbums unter ben 
Suben, ift in Berlin ein Verein gefchloflen für den Zweck, welchen diefer Name felbft 


&o wie diefe Gefellfchaft einen rein chriſtlichen Zweck bat, ohne alle irdifche Neben⸗ 

ebfihten, fo wird fie auch nur folche Mittel wählen, die biefes Zweckes, und der Wahr: 

die verbreitet werben foll, allein würbig find. Nie wird die Gefellfhaft durch 

Vortheile, welche fie Juden vom Webertritt zum Chriftenthum hoffen ließe, Pro: 

* anlocken; ſondern wie ber Herr und feine Apoſtel, durch Belehrung fie der Wahr⸗ 
zu gewinnen ſuchen. 

8. Sie wird dazu alle Mittel anwenden, welche Erfahrung fehon bewährt bat, ober 
ia der Folge fie Ichren wird; fie wird vor allem fich angelegen fein laſſen, die heilige 
Cqhrift, Tonderlich das neue Zeftament und demnaͤchſt auch ſoiche religidfe Schriften 
anfer den Juden zu verbreiten, welche geeignet find, biefelben zu der Webergeugung zu 
keingen, daß Jeſus der Meſſias ift, Auf den bie Verbeißungen unb Beillapungen dee 
alten Teftaments hindeuten, und in welchem fie erfüllt worden find; auch überall und 
wenn e8 nothwendig und zweckmäßig erfunden werben follte, durch Mifftonare und Agens 
ten bahin wirken, baß dieſe Ueberzeugung bei den erweckten Juden fchriftgemäß begründet 

und ausgebildet und diefelben zum wahren Glauben an Chriſtum, als den eingebornen 
Can Gottes gebracht werben, fo wie diefer Glaube in dem apoftolifhen Glaubens 
Weantniß ausgeiprochen und von der evangelifchschriftlichen Kirche gelehrt wird, und zu 
dia Zeiten in der wahren chriftlichen Kirche gelehrt wurde. 

4, Mitglieder der Gefillfchaft find alle die, welche fie mit einem übernommenen 

Gaibeitrage von jährlich einem Thaler zum mindeften unterflügen. Wer weniger zu 
übernimmt, oder ohne beftimmte Uebernahme einzelne Beiträge ihr giebt, wird von 
als Wohlthäter dankbar anerkannt und genannt werben. 
‚5. Die Geſellſchaft Laßt ihre Angelegenheiten durch ein Komite verwalten, welches für 
jett die zuerft vereinigten und als folche hier unterzeichneten Mitglieder find. 

‚8. Es wird dies Komite einen Präftbenten, einen oder mehrere Vicepräftdenten, dann 

ne Anzahl Direktoren, wie das Beduͤrfniß biefe beftimmen wird, einen Schagmeifter 
m an omeifie, drei oder auch mehrere Sekretaire haben, und aus diefen Bes 
en befteben. 

7. Das Komite behält fi vor: Ehrens Mitglieder zu ermählen und aufzunehmen, 
wu De zZerathungen des Komité beiwohnen koͤnnen, und gleich den Direktoren 

me haben. 

8. Die Geſellſchaft wird ſuchen, außerhalb Berlin Zweiggeſellſchaften zu ſtiften, und 
mit ähnlichen Geſellſchaften, die für ihren Zweck ſchon beſtehen oder geſtiftet werden 
Iönnten, in Verbindung zu treten, 

9, Das Komite wird in ber Regel monatlich Einmal von bem Präfidenten, ober in 
beffen Abwefenheit von dem älteften anweſenden Vicepräfidenten, verfammelt werben, 
So wie aber der Praͤſidirende bie Werfammlung auch ausfegen mag, fo wird er hingegen 
as Komite außerordentlich verfammeln, wenn die Geſchäfte ed nöthig machen, ober 
venn ein Direktor einen Antrag zu machen hat, der keinen Auffchub leidet. 

10. Der Schagmeifter beforgt die Einnahme und Ausgabe, und wenn folde etat» 
säfig gemacht ift nach dem Beſchluſſe des Komits auf Anweifung des Präfidenten von 
nem Eeretaic mit unterzeichnet. 


d 
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11. Die Sekretaire haben Protokolle Über die Verhandlungen jeder orbentliche 
außerordentlichen Sitzung bed Komite oder ber ganzen Gefellichaft zu führen. 

12. Wenn eine Stelle im Komite erlebigt wird, wählt das Komite einen Nadhl 
und zwar der Direktoren, Schagmeifter und Sekretaire aus ben Mitgliedern ber I 
ſchaftz des Präfidenten aber und der Vicepräfidenten aus den Mitgliedern bed Kı 
duch Mehrheit ber Stimmen, bei deren Gleichheit ber Präfident entfcheibet. 

13. Es verſteht fich, daß alle Mitglieder bes Komite ihre Gefchäfte unentgelbik 
—* und fo wie das Komite mit billiger Ruͤckſicht auf ihre Verhaͤltniſſe 
vertheilt. 

414, Alle Jahre wird in ber Regel eine allgemeine Verſammlung der Gefeltfchaf 
haben, in welcher Bericht. über die Wirkfamkeit und Kortfchritte ertheilt wirds « 
Bericht nachher, nebft. der dargelegten Rechnung der Einnahme und Ausgabe, ge 
und ben Mitgliedern und Wohlthätern zugefchickt wird. 

15. Jedes Mitglied hat dad Recht, dem Komite Vorfchläge und Anträge zu m 
welche es berathen und den Beſchluß bem Vorfchlagenden mittheilen wird. 

Berlin, den 1. Febr. 1822. 

v. Wigleben, Sheremin, Ricolovius, Roſe, v. Meyern, Anton 

Stollberg Wernigerode, Ancillon, Bekendorf, Bormann, Brı 

mann, Gouard, Marheinicke, Nikolai, Ritſchl, Rofenftiel, Scht 
Schulze, Ziehe, Dietrich, Kode, Iholud, Haad, Brofe, Elsn 


3. M 
| Comite 
- ber Geſellſchaft zur Beförderung des Chriſtenthums unter den- July 


Praͤſident. 
Herr von Witzleben, Generalmajor und General⸗Adjutant, Direktor bes 3, 2 
tements im Kriegsminifterio, hinterm Gießhaufe Nr. 2. “ 
Herr Nicolovius, wirklich a b 
colovius, wirklicher Geheimer Ober⸗Regierungsrath, Leipzigerſtraße Wi 
Herr Theremin, vofprediger Behrenſtraße Nr. 69. “2 r 
Anwefende Ehrenmitglieder. 
err von Meyern, Großh. Badenſcher Charge d’affaire, 
it George Rofe, Großbrittanifcher Gefanbte. 
Herr Sraf Anton Stollberg: Wernigerode. 


Direttoren. 

Herr Ancillon, wirklicher Geheimer Legationsrath, Werderſche Markt Nr. 4. 
Bedendorf, Geheimer Ober: Regierungsrath, Behrenftraße Nr. 69. Her 
mann, Lieutenant, Aleranderftraße Nr. 61. Herr Brunnemann, Pr 
geliee Geiſt⸗Kirchhof Nr.d5. Herr Couard, Prediger, Landöberger Straße A 

err Marbeinide, Dr. und Profeffor, Zautenftraße Nr. 3. Herr Nie 
Konfiftorialrath, Klofterfiraße Nr. 64. Herr Ritſchl, Konfiftorialcath, B 
ſtraße Nr. 5. Herr Rofenftiel, Geheimer Ober-Finangrath, Leipzigerftraße $ 
Herr Schmalz, Geheimer Juſtizrath, Georgenftraße Nr. 17. Herr Gd 
Prediger, Neue Schönhauferftraße Nr. 29. Herr Ziehe, Garnifonprebiger, 
manbantenftraße Nr. 3. 
Sekretaire. 


Her Dietrich, Stadtrath, Schleuſe Nr. 6. Herr Focke, Juſtizrath, Jeruſal 

ſtraße Nr. 1. Herr Tholud, Profeſſor, Lesteftraße Nr. 56. j 

Bibliothelar. 
Hear Haad, Kaufmann, Spandauerſtraße Nr. 11. 
\ Schasmeifter. 
Herr Brofe, Banquier, Klofterftraße Nr. 87. 
Vice⸗-Schatzmeiſter. 
Herr Elsner, Kaufmann, Spandauerſtraße Nr. 40. 

Saͤmmtliche obengenannte Mitglieder bes Komité der Geſellſchaft zur Beförb 
bes Chriſtenthums unter den Juden und beſonders die Schatzmeiſter der Geſell— 
nehmen Beiträge für den Zweck derfelben an, welche von außerhalb kommend unte 
Rubro: „Gelellfchaft zur Beförderung des Chriftentbums unter den Juden“ a 
erben. en Berlin werben ſich nachgenannte Perfonen mit Annahme von 

en gern befaflen. 

&n Ingermind e, Herr Apothekbefiger Bolle. In Altona, Herr Sa 
3.8. Bahre. In Arnswalde, Herr Uhrmadher Marth. In Barth bei 
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%.Har v. Mevius. In Bachmann bei Memel, Herr Infpektor Khenius. 
Burnzlau, berr Oberleheer und Prediger Henning, In Breslau, Herr Kauf: 
‚Stard, In Brentenhofsmalbe, Here W. Lange. In Kottbus, Herr 
int Beidlerjun. In Danzig Herr Dr. Med, Reinide, InDargun, 
Brofemann. In Eisleben, $ ulein v. Polens. In Freyſtadt in 
1, Bere, ‚Balzinfpettor Glauffen, In @drlig,. Herr Polizeifekretair 
iber. ı In Grimma, Herr Amter-Bteuer-Einnehmer Külltrud. In Glass 
Hagen, Herr Eehrer Dreme, In Goldberg in Schlefien, Herr erengänkter güb: 
a Glogau, Herz Paftor Köhler. In GBlindenberg bei Wolmirkädt, 
Müller, ‚In Heubuden bei Marienburg, Herr David Epp, Lehrer 
itene Gemeinde, In Hiefhberg in Schleſien, Herr Senator Hilimer, 
1 Rönigäberg.in Preußen, Here Prediger Ebel. In Liegnig, Herr Diakon 
forge. In Magdeburg, Here Ferd. Silldorf, In Märkifhsgried- 
Arte Oherprebiäer Sauffe. In Reidenburg in Preußen, Herr Dettinger. 
Nudresden bei Sonnenburg, Herr Lehrer Jahr, In Reufalz a. D., Herr 
ath-Hilimer. In Reumied, Herr Kaufmann Keetmann. In (Marge 
abowa) Dlegko in Litthauen, Herr Kreis-Juſtiz⸗ Amtmann Horn. In Drlofe 
ber D Bergtholdt. In Pofen, Herr Juwelier Ahlgreen. In Geis 
Iber®, ‚Herr Magifter Rley. In Soldin, Here Maurermeifter Liebenomw. In 
Btettin, Herr Stabtrath Lebour. In Stralfund, Herr Paflor Koch, Herr 
Srand.- In Wernigerode, Herr Paftor Seegemund. In Weiel, 
Her Kaufmann Hövel. (©. ©. 1823. ©. 117.) , . 
ch) Werd. K. D. v. %6. Febr. 1822, die bewilligte Portofreiheit für die 
Geichfeft zur Beförderung des Chriftenehums unter den Juden betr. 
34 Habe auf das Geſuch v. 21. d. M. der Gefellfchaft zur Verbreitung des Chriften: 
unter den Zuben für die Korrefpondenz derfelben die erbetene Portofreiheit bes 
und ben Präfibenten des General-Poft:Amts, Geh, Staatsrat Nagler, da: 


= Bein, dm 26. Behr. 1622, 
Friedrich Wilhelm. 


{) 
In den Gomite ber Geſellſchaft zur Weförderung des Ghriftenthums unter ben Juden. 
in (Ba is fe ur Bee u Peifemthumd unter bad 
- 6) Alerh. Beftätigung der für bie Tochtergeſellſchaften zur Beförderung 
Ib CTheiſtenthums unter den. Juden gegebmen Beftimmungen; und die bes 
te Dortofreiheit betr. d. 11. Aprit 1823, 
wi die von ber Geſellſchaft zur Beförderung bes Chriſtenthums unter ben Ju⸗ 
witder Vorftellung dv. 2. d, M. eingereichten, für bie Zochtergefellichaften, weiche 
anfähliegen, entworfenen Beftimmungen hiemit beftätigen, und habe die erbetene 
auch für dieſe Tochtergefellfchaften bewilligt, und bemgemäß ben Genes 
L iſter Nagler angeroiefen. 
Berlin, ben 11. April 1823. 


4. 








J Friedrich Wilhelm. 
el Beftimmungen 
k bas Werhältniß der Werlinifchen Geſellſchaft zur Brförberung des Chriſtenthums 
unter den Juben zu ihren Tochtergeſellſchaften. 
1. Das Verhättniß der Hauptgefeffchaft zu den Tochtergefellfchaften zur Befdr⸗ 
bes Ehriſtenthums unter den. Juden beruht 
+" auf gemeinfames geordnetes Bufammenwirten der ganzen Gefellfhaft, und auf Er⸗ 
jelung bed reinen durch die Statuten ausgeſprochenen chriſtlichen Sinnes in ber 
efammerpättgfeit; ferner, . 
auf Einheit: den Unternehmungen: ber einzelnen Geſellſchaften untereinander, 
und auf.Urbereinftimmung in den Bormen und Mitteln zur Erreichung des Einen 
großen Zwecks, ben fie ſich vorgefegt haben, R 
und. gewährt enblid einen Weberblid der Thaͤtigkeit und Wirkfamteit aller Ges 


fellfpaften. : - 
| 2." Sebe Seſenſchaft, weiche 'für den Bwed, den die Hauptgeſellſchaft hat, fih bit: 
und fid dem angegebenen Verhältniß gemäß an biefelbe anfchließt, wird von ihr als 
Schtergefeltfhaft- durch ſchriftliche Erärung anerkennt, und macht ſich zu fols 
aden Webingungen verbindlich: 
ı) ihre Statuten der Hauptgeſellſchaft zur Prüfung und Genehmigung vorzulegen, und 
die Ramen ber Mitglisher:bes Ausſchuſſes anzuzeigen; 
») diejenigen Mittel, welche fie anwenden will, — dee Hauptgeſellſchaft anzuge⸗ 
ben, und über ihren Werth bas Gutachten berfelben zu erwarten, alas Wohl der 
SU VILBN.3. Die Berhältniffe der Juden. ® 
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Miſſionarien, Verbreitung von Schriften, ober andere bisher noch unbelanı 
Huͤlfsmittel zur Erreichung des gemeinfamen Buell: -— " 
ce) fi) allen Anordnungen und Moßregeln zu unterkiehen, welche bie —— * 
noch ins Kuͤnftige zu beſchließen für zweckmäßig erachten mobchte; mit: GEL WEFRCHE au 
Dertlichkeit, Zeit und Umftände, BF 
8.9, Jede ſich in anderen Formen verbindende Geſellſchaft, als bie unfeigen find, ab 
u bemfelben Zweck, ii Schweſtergeſellſchaft, Keren Wirken’ die unftige eins a 
veuliche Theilnahme widmen wird: jedoch find fie nur Buch gefaͤlige Bunacgrichtigen 
gen, und beliebige Mitsheilungen ſich gegenfeitig zugethan, ohme weitere Verblndlichten 
8.4, Jede Tochtergefellichaft nimmt an den Rechten, Privilegian uns Woltchaten ie 
Hauptgefellfichaft Theil, als: Portofreibeit, Fuͤhrung eines eigenen Gieges‘ zu. [. w 
auch darf fie im Notbfall Unterftägung, WVertrefung und jeden Bortheit, welchen diı 
Gemeinſchaft gewährt, von derfelben gemärtigen. “ 
8.5. lm endlich einen genauen Ueberblick der Thaͤtigkeit und —— vr gu 
Geſellſchaft zu erhalten, fo werben die einzelnen Tochtergeſellſchaften jahrkich einck 
richt Über ihre Unternehmungen und Über ihren damaligen Zuſtand der Hauptarfeiiäek 
einreihen. Diefer Bericht muß enthalten: — 
1) eine Angabe ber Zahl der Mitglieder dev Tochtergeſellſchaft mit namentlicher Inh 
führung der Mitglieder ihres Ausfchuffess : u 
2) eine Darftellung ihrer Thaͤtigkeit in dem verfloffenen Jahre; 
3) eine Berechnung ber Einnahme und Ausgabe, mit einer Nachweiſung des gig 
wärtigen Kaffenbeftanbes ; EL re “ 
4) eine Angabe bed Vorraths von Schriften, welche zur Vertheklung vorhanden fh 
Diefe Sahresberichte müſſen gegen Ende bes Dec, eines jeden Jahres eingehen. 
Berlin, den 5. Febr. 1823. - 
Das Komite der Geſellſchaft zur Beförderung des Chriſtenthums unter ben Juden - 
(8. ©. 1823. ©. 125.) | BE 
d) R. der 8. Min. der G., U. und Med. Ang., To mie des 3. Im u 
tenflein, v. Schudimann) v. 17. Mai 1827 au die t. My. zu 
Vebertritt der Juden zum Chriftenthume. . 
Die unterzeichneten Min. eröffnen der K. Reg. auf Ihren die Ittbentaufen betr. Be 
riht v. 3. März d. 3., daß die Verf. v. 25. Sept. 1810 näch dem lte be Bet 
K. D. v. 12. Sept. v. 3.1) allerdings für aufgehoben zu erachten tft, ba 'die MER 
Sr. Mai. ded Königs dahin gehet, den Juden durch Rüdlichten, welcht aus: ihra Wi 
gerlichen Verhältniſſen hergenommen find, den Uebertritt zur chriſtlichen Kirche min 
efferer religiöfer Ueberzeugung nicht zu erfchweren, Dagegen bleibt die Verpflidk 
bes die Zaufe verrichtenden Geiftlichen, durch gründlichen ee dafuͤr zu ford 
daß der zu taufende Jude hinreichende Kenntnig ber Lehren der chriſtlichen Religion. 
langt habe, wie dies in der Cirk. Verf. v. 7. Dec. 1819 sub 1 angeorbnet en, 
ben. Durch die Befolgung biefer Vorſchrift wird mit Bermeibung jebes Gewiſſens zwi 
ges am smedmäßigften uf Vermeidung von Mißbräucgen hingewirkt werden. 
nn. Xl. Nr. 53, 
BB. Beränderung ber Kamiliennamen beim Webertritt. 
In Betreff der Annahme ober Veränderung der Familiennamen bei dr 
Uebertritte zu Chriftentkam beffimmte © © 0 © 
aa) Vie K. O. v. 13. Mai 1822, mitgetheilt Dusch M. des Min, d. Jus. 
v. 24. Mai 1822. und Publ. ber K. Reg. gu Stralſund v. 7. Zul 1829, 
daß das gebachte Min. die von den zum Chriſtenthume Übertretenden Jo 
den bei der Taufe anzunehmenden Familien-Namen beflätigen dürfe, es alfo 
nicht, wie die K. D. v. 15. April 18223) es in Betreff von Namensveräns 
berungen überhaupt vorfchrieb, hierbei der K. Beftäsigimg bedürfe. 
nn. * + 375.) Di 
bb) R. ded K. Min. ded Ian. (Köhler) v. 11. Mi 1825 an de E 
Pol.sPrafivium zu Berlin. Annahme auderer Familien-Nanren der. yums 
Chriftentyume übertretenden Juden. | Da ü 
Dem K. Pol, Praͤſidio wird auf ben Vericht v. 17. v. W. net daß dem Hip! 









1) Beide Beſtimmungen find nicht dffentkic bekannt gemacht. 
2) Auch biefe Berf. # nicht —— —* . gemaqh 
’) Siehe oben bei ben polizekicgen Werhättnifen. 


More. Verham. der I Den Sünjen She ul. AN 


ielfteh FR, ındel 
met Senn Baer Itiet- werben dann, ‚Ielißer 





Et u 
. IA sie, Pd ung in Beträgen Ba ' 
dt uch Shrifzuthune eertreten ni, von Goi un 
4) Diele Trage mar Schon nor Pr * ———— febt fr 
wies Beh, Ob. Trid, erachtete in einem Erf: 6 "28. Sept. Ri 
Ber dt — kommende 3 fall aus einem vor Selaß bed. R. — 
Each ſamente —— daher 1774) originitte, biefe An demſelben enthal- 
—2 für gültige. 

‚die R.D. v. 4 Nov. 17862) miichied/ das die ü in letzt ⸗ 
—— mit Zuwendung einer Erbſchaft Since Bere mie 
‚nes andern Vortheild verbanbene Proingung, bei ber jübifegen Reli: 
ainbeharzsen, obeg-nicht zur chriſtlichen Religion: ernten, ſur ici ge 
Haan ober unnerbinblich zu erachten. . 

379) Die Vorarbeiten zum A. &. R. enthalten hierüber Bol J 
ich wollte man folgende Beſtimmungen in das veug Geſt —*X 
— denn 55 Vertrag eingeſcrnt —— ind:baher 
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Achnlich brüdte ſich Klein bei dem Titel von lehztwilligen Verordn. aus, indem er fag 
+ . daß man bie Veränderung der Religion für ſchadlich hält, ‚Lann wohl aur daher 
men; weil man. — — daß ſolches aus eigennuͤti gen Beweggründen FE 
Beibehaltung bye väterlichen ‚Religion tft fo xoenig eine Zugend,: alß bie, Ver. 
derfelben ein kaſſer At, Dadrerftere:geichieht gewöhnlich aus Trägheit. oder, 
ventismus, und beibe& fehr oft aus Eigennug. Mur bie Beweggründe: find-es allı 
deiche die Beibehaltung ober „Beränberung, ber Religion löblich.chrr fchnblichime 
den. Ich fe alfo nicht, warum es-nur (dändlich fein Joll, bie Religton 39 
. gennug au verändern, und warum ber nämfiche Vorwurf nicht auch bem teeffe, der 
Kate t. in welcher eb erzogen ifk, Inuis Eigennuß heudjeit," Ich’ gebe zroae zu, dapıl 
« eine Tobenawershe Beiceibenheit fei, wenn der Zweifler, aus Furcht, Yergermif m 
“ben, ſeine Bweifel da, wo er keine —— kann, zurückhaͤltz a A; 
es gleich nieberträchtig,. Geldes, wegen, die, Religion ‚zu--heucheln ober zu Derkiug 
Sid, als ob ein 116, der Biweifel gegen einige Kehtet feiner Ronfeei hat 
fe +. Aber wenn ein Proteſtant im 
— en ei wine ‚oder‘ umgekehrt, ſo waͤre es ſchaͤndiich, wenn er bieReligin 
iqt weränbern wollte. J 
Hiernach wollte Suarez bie verſchlede nen Wirkungen der conditio de mutanda m 
retinenda.religione genau beftimmen, man begnügte fich indeffen in der ee 
allgemeinen Borfehriften bed Landrechts I. 4. 86. 9. 138188. I. 5. 9. 227. 2BAL 
12. 8.63. — Es erhellt übrigens aus den vorftehenden Aeußerungen der Rebaltuik, 
was mit dem $. 9 meine if, die K. D. v. 12. Juni 1804 hat denfelben asıch fü 
früher fo deutlich gefunden, -haß fie eine nachgefuchte Deklaration zurkctgewiefen hats 
(Gefegreoifion, Mitige zu $. 9. des Entw. ©. 17—23,, 
-. 4) Das U. CM. fehhft entfchied die Frage Ipl. 1. Lit. 4. $. 9, fer 
zit. 8. $. 9 136. Tit. 12. 8. 63 und Thi. II. Tit. 11. 88. 1. 2, 
sub 7. zu vergleichen find, nicht vollkommen deutlich; wohl iſt dies 
einer Bedlehung.  .- EIER * 
5) durd die. HS. v. 12, Juni 1804 nebſt RR. v. 16. ej. geſchehen, pe 
nach der Uebertritt von der jůdiſchen zur chrifllichen Religion, die d 
berlebenben mittelſt Teſtaments überlaffene Nutznießung der mit einen 
deifommiß belegten. Erbſchaft, nicht, aufhebt. “ ii 
— icher ae Donner! Auf Euren Beist 8 —— it 
| vi jenbe: Gingabe bet ‚Kommiffarius zc,, worin derſelbe im Auf 
nahe Bla. ENEN „en or und. in im auf den 9. ge des Ye 


zum gleich von der Gemeine abtreten mi 














ran, Batauf anträgt, Bap Ich felbft eins allgemeine gefegtiche Entfegeidung 
‚geben, möge ‚ein Rupnießpr ober Anwärter bes Fideifommifles, wenn er jegt zur 
lichen, Religion. ‚übergeht, ‚dieferhalb vom Sideitommife ausgefäloffen werben 1 


‚ober „ob.ihm ‚die Nusung und An wartſchaft dieſes Fide kommiſſes dennoch na« 
gelaffen, ei Inder. f" IN Gud ae — Er} Fr 
ingezeigsen Gründen mit Euch darin, vollig einneritanben bin, daß e8 ber erbeteren 
Mekuns um beshalb..nicpt. bedarf, meil.die Krage, welche dadurch außer Streit 1 
werben;joll, bereite durch bie Landezgefege klar und deutlich entfchieben ift. Ich 
ige ‚daher nicht, nut, da| 3 den». „ dahin befceibet, daß, ba ber in Brage 
all in ;deh Öefeben zum Woetheil feiner Ronftitugnten beftimmt entfhieben fe, eb 
Abfafjung, und; Branch in des Speziellen, bieje Stage für feine Konftituenten en 
den, © ee nicht bedlisfe, Tonbern tkage Euch alc).auf, ben Kete. Gerichtähöfen, 
 tünftig,in vörfommenden gällen barnad) zu adıten, banon.Rerntnip zu geden, Inka 
(Euch überlaffe, in ee heit befien, das weiter Erforderliche zu — 
1a. Charlottenburg, den 12. Junt 1804, 
— driedrich Wilhelm. 
drig. 16. Sanf 1804, u 
Der Yufigs Rommiffarius «> „ hat in ber abſchriftlich beigehenben Immedlat ⸗ Ver⸗ 
fellung v. 9. v. M. auf.eine allgemeine gefetliche Entfheibung barüber angetragen:. 
‚ab ein Rugniefer ober Anmwarter des von dem verftorbenen errichteten Fideikor 
‚wenn er jept,zur chriſtlichen Religion übergeht, bieferhalb von bemfalben ausge 
werben ne ober ob ihm bie —ãe— auf daſſelbe nad} wie vor gelafen [4 
‚en müfle. ji " 
Da wir inzwiſchen auf den von dem Großkanzler beshalb erforderten und erkauuc⸗ 
ten, a a enhen Pre v8. [2 ge ae der gleichfalls ira 
Abfbeift beigeyenben 8."D. 0.12. b. R;; fefigufegen geruht haben: daß, da der irM 
Frage feiende all in ben ®. zum Vorteil beß «.: entiänehen {ei t6 ber Abfaffung unB 
Promuigation ventpäniehen, Wiefeibe'für die iehtern entigeihenhen &. vadır eo 
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1:7: Eurer Radrit-und Achtung bekannt machen, und ; 
De Eine vetemmeiten Hüten Gh bannc amenitonande gun 
ri ben 16. Juni 1804. " — 

Bf Br. KR. Mai. allergnäbigften Spezial ⸗ Befehl. 


: von Goldbeck. 
RU Bi: 4. ©. 86. — Rabe Wi. 8. ©. 101:) - I 
::7) Der in dieſer K. O. erwähnte und zum Berflänbnifie derſelben erfor. 
erliche Immediat · Bericht des Juſt. Min. v. Goldbed v. 6. Juni 1804 


be sh iſarüus 26, Hat im Xuftsage einiger Erben des verfterbenen Schus · 

m en A 
p=3 . 3 ae anee — puchgehenten ingabe v. 9. d, 
„den 9. Art, bes Teſtaments abſchriftlich eingereicht, in welchem unter anbern verord⸗ 
















‚nr. bittet daher allergehorfamit um bie Grtheilung derfelten und hat In bem ere 
ölhnten Promemoria die Gründe entwickelt, aus welchen er dafür hält, daß folche nicht 
ibers. ald verneinend ausfallen bürfte, Ew. K. Maj. mir ertheilten Aülerh. Befehl 
füge, nehme ich Zeinen Anftanb, barüıber ben erforberten Bericht alergehorfamt hier: 
it zu erftatten, und bemerke zu dem Ende zuvörderſt, wie es der gebetenen Allerh. Ente 

dmg mir um beshalb nicht zu beduͤrfen feheint, weil bie Brage, welche daburch 
er Streit gefepf werben. foll, bereits durch bie Sandeögefege -mi Erachtens Kar 
drentjchieben ift. Zur Unterftügung diefer —E ‚ehe ich zuvdrderſt, 

tamente hicht etiwa den Veriaſt 


wertig die Rede von einer, in fünftig etwa dorkommenden Falien erſt zu ers 
Entfheibung biefer Fidueiarien, und Dies verausgefet, Idjeint e& deiten 
andigkeit ber lei 


dm 3 
&vrtorbnet ferner im 8. Tit. bed 1. Thl. 86. O und 136, J 
at durch Feine Willenderflärung eingefchräntt werden, und ba 
patlenfge, was felbft fein Gegenftand einer Willenserklärung fein kann, Riemanden” 
a cine Bebtngung oufe it werden Töne, 2 I 
ih {im 12. Zit, des angeführtenTht. in Werbindung mit dieſer Teptern 
87 $. 68 beftimmt feftgelegt: - * 
"bap alled, was nad) ben G. einer Willenderfiärung als gültige Bedingung nicht beis‘, 
J ‚werben dürfe, wenn es in lettwilligen V. einem Erben ober Logatarlo gieich · 
J t worden, fir nicht beigefügt angefehen werben folle, u J 
es denn alfo . : J RIESE: 
NDR 608 Diese, Bidueiavien, in fofeen fie bei dem Debedtett sieh Naec vo d 
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bern berfefhen zur driftfichen Religion, ihn deſſenohngeachtet vom Kibeilommiß auaſch ca 
sen wollten, Beide — —8— ffenbar den — —A— Er 
fen, mithin null und nichtig und ohne eehtsgätige ſirtung fürden von [ 2 

fötofienen fein würde, R 
Der engige Zweifel bagegen könnte 

4) nur darin gefucht und gefuaden werden, daß das Teſtament bes verflorbenen... 
BR ER jegt in oe Hihmenbe Befugniß der Fiduciarien gründet, —* 
renie@radtmev wird num zwar berfelbe dedurg, daß dem oben angeführten 
jegt evn eine eh erfolgen folL und eben dechalb nur.nad) den Lanbesgefk 
folgen. tan, wiberlegt. Akefn bie Sırtereffenten Tonnen ihn auf 
je ober — berußen Laffen, ofme deshalb für ihre Gerrotſame etwge 
en nat au ai denn in den gemeinen, zur Beit deB errichteten Teſtamentdbe 
— — ii Het fat ne hüten ken a 


ae je a En mai Fonberr wur die ihn fir * 
= A 1 Mi — andere ee verkteineitbe Meinung 


edytäitreite voliebe man alfe‘ u m 
def des d. 9, de8 putt Par, d 5, Behr. — 
a Va jet, 


en Kal anziwenbenbeit 9. bunter und f 
— ar Sn Teenie eichel Bi 
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6): is Barsbeit daraus: erpachfen, daß nach, bern Inhalte des Kipa 
‚alle. Streitigkeiten! —2 ‚hen Bibueiariem, welche, die Auslegung, ul 
beffelben, vas Fideikommiß und.überhaupt den Nachlaf ‚betreffen, ſe Be 
won Geritht gebracht werben bürfen,, Jondern: lediglich. nach Met 2 

ber diduclarien jelöft mit Zuziehung eines fogenannten Eee ii ii 
tion abgemacht unb entſchieden erben müflen: 

«Denn wie groß audy immer die Macht des: Teftatoris in Ueber 

niß zur Auslegung feines legten Willens fein mag, niemals Bann fie gung er 
‚eine Beftimmung oder eine Entſcheidung berfelben, melde dem Bere, Bu 

—— dergeſtalt gültig. machen, daß davon; fein Rekurs an Pi Ai 
“ 


th, Behörde ‚fattfinde, Was. endlich; die erwähnten — ——— 
betrifft, weldhe dabei zugezogen werben follen,, fo würde ber 
fern er ein; klar Landesgefeg: gerichtet wäre, 
—5 . D., im $. 172. — er — — J — 
———— er man imbe anfe 26. 87, | i 
Aue oft an bon ven Miater gu winken. 709 
Kubi diefen Gründen ee ae bemnad) Em. Ba Anbeim, ob der ... auf fände 


1, u babin in u befheiben 
E’7:.7723 ne da in den BG. aan Woche fine Santityenten be 


qatavut Bechäite der 3. — Den ganzen Giant ber. 440 


sb d ulgatioı ie 
a Ar al 

RB 4.8.80. Rabe, Mb. 8. ©. 197.) 

ı 8, Die Gefegreviforen folgern aus den sub Nro, 3 mitgetbeilten 
Leta ialien zum Landrecht, daß die Rebaktoren die Abficht gehabt hätten, 
bie Bedingung, die Religion zu ändern ober nicht zu ändern, als eine mo 
zulfh unmögliche anzufehen, welche einen Vertrag vitiire, und in legtwil- 

Verordnungen ald nicht beigefügt zu erachten ſei. Dielelbe Anſicht 
auch vor und nach dem Erfgheinen des A. L. R. (K. O. v. 4. Nov. 1786 
we 12 Juni 1804 ſ. oben) Allerhöchſten Orts als die richtige anerkannt 
worden. In Rüdjiht auf das Trib..Erk. v. 28. Sept. 1807 (f. oben), 
wiitches das Gegentheil der Beftimmung der 8. O. v. 4. Zuni 1804 anges 
women hatte, äußert ſich der Revifor dahin: 
ben eingefehenen Relafipnen ift ausgeführt, dag zwifchen den Bedingungen bie 
mau ändern und nicht zu ändern, ein weſentlicher Unterfchieb feis daß im 

'$ Lentere die Regel, das Erftere die Ausnahme bildes daß ein Religionsmwechfel 

aus gerinmfüchtigen. Abfichten erfolge und daher ſchon an und für fid etwas 

habe; daß man aber eben deswegen um fo weniger Beranlaffung finden 
äinen Erblaffer in der Befugniß zu beſchraͤnken, demjenigen, welchem er gemiffe 
uwenbe, einen Beweggrund an die Hand zu geben, bie Religion feiner Väter 

;ffenlos zu verläffen. — Dann tft weiter auögeführt, daß der $. 9. Tit. 4. 













ubenöbrkenntnif verſchiedene Dinge feienz ja daß das beftehenbe Geſet 
— — fennes nein Kan ab Ge von Vet 





eb ende Becindung fe ‚ia, — **— 8 at, ufühen, at * 
je wiffen gegen bie angeführten Gründe ni anzı 1, al8 was ſchon 
offer 8. R. gefagt haben: Wenn es fhändlich ift, um zeitlicher Bortheile 
ei feine Religion zu Ändern, und wenn es gleich ſchaͤndlich fft, aus Rüdficht auf fols 
‚Bein zu einem anbern Glaubensbetenntniß überzugehen, ober gegen feine Uchers 
14 bei dem bisherigen zu bleiben, fo darf eine bahin abzielende Willenserklärung 
Befepgeber nicht gefhüht werben, und ald Bedingung betrachtet, muß fie ben mos 
sunmöglichen beigezäblt werden. Weil man aber bie Faſſung des Tertes nicht 
los aefunden hat, fo haben wir im $. 9 unferes Vorſchiags ſchlechthin gefagt: 
J i n hurch welche Jemand zur Annahme oder Beibehaltung einer ges 
fen Religion verpflichtet werben folle, feien nichtig. Der Gewiſſensfreiheit, wovon 
88. 14. Zit. 11. Ih. IE bes X. 8 R, die Rede ift, glaubten wir außerdem 
nict erwähnen zu dürfens denn biefelbe ift, fofern man lebiglich an das geiftige 
Üben bes Menfchen denkt, etwas Inneres, und kann nur ein Gegenftanb der Gefehs 
Kung werben, in fofern etwas äußerlich Grlennbares hinzutritt. Dies aber befteht, 
we davon eivilrechtliche Folgen abhängig gemacht werben koͤnnen, eben barin, baf 
4 Semanb zu ber einen ober andern Religion öffentlich bekennt, 
(Gefegeen. 0. 0. D. Mot. zu $. 9 des Entw. ©. 17-23.) " 
Hy Au) Graͤven 1), Bielig*) und Bornemann >) verneinen obige 


1) ger ber Meptnäge S. 8, Note + 
EB 1. 6.287, Rote, 
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Mifftonarien, Verbreitung von Schriften, ober andere bisher noch unbe 
" Hülfemittel zur Erreichung des gemeinfamen Zweches; 

c) fich allen Anordnungen und Moßregeln zu unterkiehen, welche bie Sea 
noch ins Künftige zu befchließen für —* erachten mode) mit 
Dertlichkeit, Zeit und Umſtände. 

8.93, Jede ſich in anderen Formen erbindende Geſellſchafi als de unfehgen fh 

u bemfelben Iwed, iſt Schweſtergeſellſchaft, Abren Wirken’ die u [) 

uliche Theltnahme wibmen wird: jedoch find fie tiur dutch gefaͤlige Benachrich 
den, und enebige Mitsheilungen fi gegenfeitig zugethan, ohne weitere Verbindli 

8.4, Jede Tochtergeſellſchäft nimmt an den Rechten, Privilegien unit Woltrhet 
Hauptgefellichaft Theit, als: Portofreibeit, Kührung eines eigenen ae u 
auc darf fie im Notbfall Unterftäsung, Mertretung und jeben Vorthei, Br 
Gemeinſchaft gewährt, von derfelben gewaͤrtigen 

8.5. Um enblich einen genauen Ueberblick der Ihätigkeit und Wirkfanikeit *4 
Geſellſchaft zu erhalten, ſo werden die einzelnen Tochtergeſellſchaften arsch ein 
richt Über ihre Unternehmungen und über ihren damaligen Zuſtand der H aupigeſu 
einreichen. Dieſer Bericht muß enthalten: 

1) eine Angabe der Zahl der Mitglieder der Tochterseſellſchaft mit nementude 
führung der Mitglieder ihres Ausſchuſſes; 

2) eine Darftellung ihrer Thaͤtigkeit in dem verfloffenen Jahre; 

3) eine Berechnung ber Einnahme und Ausgabe, mis einer Brachoeifung — 
waͤrtigen Kaſſenbeſtandes; 

4) eine Angabe des Vorraths von Schriften, welche zur Verthellung vorhaben 

Dicke an müflen 9 gegen Ende des Dec. eines jeden Zahret eingchen. 

er en b. 

Dr Kemite ber —* zur Beförderung des Chriſtenthums unter ben Su 

d) R. der K. Min. der G., U. und Meb. Ang., fo wie des 3.4 
tenſtein, v. Schuckmann) v. 17. Mai 1827 an die K. My. zu DM 
Uebertritt der Juden zum Chriftenthume. 

Die unterzeihneten Min. eröffnen der K. Meg. auf Ihren die Std taufen 
riht v. 3. März d. 3., daß die Verf. v. 25. Sept. 1810 nach! dern 
K. D. v. 12, Sept. v. 3.7) allerdings für aufgehoben gu erachten ft, a. 
Sr. si. des Königs dahin gehet, den Juden durch Rüdlichten, welche aus * 
gerlicen Verbältnifien hergenommen find, den Webertritt zur chriſtlichen Kirche 
efferer religiöfer Weberzeugung nicht zu erfchweren. Dagegen bleibt bie Derp 
bes die Zaufe verrichtenden Geiftlichen, durch gründlichen ee bafür zu: 
daß ber zu taufende Iude hinreichende Kenntnig der Lehren der ichen 
langt habe, wie dies in der Cirk. Verf. v. 7. Der. 1819 sub 1—4 angeordnet i 
ben. Durch die Befolgung dieferVorfchrift wird mit Bermeibung jedes Gewiſſent 
ges am ametmäßigften Eu Vermeidung von Mißbraͤuchen hingewirkt werben. 

nn. 

BB. Veränderung der Familiennamen beim Uebertrii 

In Betreff der Annahme oder Veränderung. ber Zamiliennamen bei 
Uebertritte zum Chriftenthum beſtimmte 

a8) bie K. O. v. 13. Mai 1822, mitgetheilt Durch R. des M 
v. 24. Mai 1822. und Publ. ber R. Bey. zu Stralſund v. 7. — 
daß das gedachte Min. die von den zum Chriſtenthume Üßertretenden 

den bei der Taufe anzunehmenden $amitien- Namen beflätigen dürfe, ed 
nicht, wie die K. O. v. 15. April 18222) ed in Betreff von Namensu 


berungen überhaupt vorſchtieb, hierbei der K. Beflätigung bedürfe. 
nn + 375 
bb) R. des K. Min. deö Inn. (Köhler) ©. 41. Din 1825 an dat 
Pol.sPrafivium zu Berlin. Annahme auderer Familien⸗Namen der. 
Chriſtenthume übertretenden Juden. 

Dem K. Pol. Präfidio wird auf den Weriht v. 1. % u. ihn. daß den 





1) Beide Beſtimmungen find ntlich beban t gemacht. 
2) Auch dieſe —* en —— erde at gemaqh 
») Sirhe oben bei ben polizeilichen Berhättniflen. 
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"men, weil man, vorausfept, daß foldies aus eigennügigen Beweggrünben 
Beibehaltung der zii A Jon A fo weni eine Sugenb, a bie Bat 


ventismus, und beibe& fehr oft aus Gigennug. Kur bie Beweggründe ſind 
‚ weldye bie.-Beibehaltung ober Werändernng ber Religion Löblidy ober ſchand 

hen. Ich begreife alfo nicht, warum es nur fhändlid) fein folL, die Neliglön 
. ggunug zu verändern, unb warum ber nämliche Vorwurf nicht auch den trefft 

Ei tor, In meiden er erogen, ift, aus Eigennug heuchelt Ic) gebe zwar zu 
+ eine Iobensmwerthe Beſcheiden heit fei, wenn der Zweifler, aus durcht, ern 

ben, ‚feine Zweifel da, wo er keine Belshrung hoffen kann, ızurüdhätts aber ı 

es gleich nieberträchtig, Geldes wegen bie Religion zu Beuheln oder zu verl 

Niöt, als ob ein Menfdh, der Swelfel gegen einige Artikel feiner Konfefilon | 

zum glei) von ber Gemeine abtreten müfle ... . Aber wenn ein Proteftant i 
+ Herzen katholiſch wäre ober umgekehrt, fo wäre es ſchaͤndlich, wenn er bie 

nicht neroͤndern wollte. I 
Hiernach wollte Suarez bie verſchiedenen Wirkungen ber conditio de muta 
retinenda religivne genau beftimmen, man begnügte fich indeffen In der dolge 
allgemeinen Worfhriften bes Sandredts I. 4. 6. 9. 186188. I. 8. $$. 227. 
12. 9.63. — Es erhellt übrigens aus den vorftehenden Aeußerungen ber ed 
was mit dem $. 9 gemeint-ift, die K. D. v. 12. Juni 1804 hat denfelben an 
früher fo beut! en, daß fie eine nachgefuchte Deklaration zuruͤckgewieſcn 

(Gtfepreeifion, Matige zu $. 9. des Entw. ©. 17-23, 

4) Das X. & 0; feihlt entfchied die Frage Ip. 1. Tit. 4. 5. 9, 
zit. 8. 5. 9 136. Zit. 12, 8. 63 und Thi. U..it. 11. 88. 1.2, | 
sub 7. zu vergleichen find, nicht vollkommen deutlich; wohl ift died a 
einer Bedlehung_ j j . 

5) durch die K.O. v. 12. Juni 1804 nebft R. v. 16. ej. geſchehe 
nach der Uebertritt von der jürifchen zur chrifllichen Religion, die d 
berlebenden mittelft Teſtaments überlaffene Nugnießung der mit ei 
deifommiß belegten Erbſchaft, nicht aufhebt. ö j 

Mein lieber — ‚von. Golbbeck! Auf Euren Bericht v. 6. d. M. übe! 
‚bei gurüdgebenbe, inga e. des Suft,„Rommiffarius zc., worin derfelbe im Xufte 

er Erben bes verftorbenen .., .,. unb in Bezug auf den 9. Art. des Teftama 
% jeren, ‚darauf anträgt, ‚daß Sch felbft eine allgemeine gefegliche Entfcheidung d 
‚geben, möge, Ay ‚ein Rupnießer oder Anwärter bes Sibeitommifit, wenn er jeht zit 
lichen Religion, REN Jielerhalb vom Fideitommiſſe ausgeſchloſſen werden 
oder ‚ob,ihm die Nugung und Anwartfcaft biefes Fidelkommiſſes dennoch nad ⸗ 
gelaflen. werben müfle, gebe. Sch, Euch hierdurch zu erkennen, wie Id, aus den vn 
angezeigten Gründen mit Euch darin vollig einveritanden bin, daß e& der erbetent 
jcheidung üm deshalb, nicht. bedarf, meil die Frage, welche dadurch außer Srrdt 
werben .foll, bereits dur; bie Tandesgefege klar und deutlicy entfchieben ift. Ich 
mige ‚daher, nicht mut, dab, Shr ben . . „ bahin befcheidet, daß, da der in Frage 
Ball in he Baleken kum Wocibeit feiner Konfituenten beftimmt entfhieben [ 

Chfi Hug —— phiellen, dieſe Froge für feine Konftituenten e 
benben, Öejebes nicht beblirfe, fonbern trage Euch auch auf, den bete. Gerichtähöt 

‚Künftig in vorkommenden Fällen darnach zu achten, bavon Kenntniß zu geben, 

#8, Eud) überlaffe, in Gemäßheit deffen, das weiter Erforderliche zu verfügen. 
ou Charlottenburg, den 12. Zunt 1804. 

; R driedrich Wilhelm. 
6) 8. v. 16. Juni 1804, 

Der Juſtiz⸗ Kommiffarius . . . hat in ber abſchriftlich beigehenden Immebie 
fellung v. 9. v, MR. auf eine allgemeine gefegliche Catſcheidung darüber angetrag 

ab ein Nugnieper ober Anwarter des von dem verftorbenen errichteten Kibeilom 

„wenn er jedt zur hriftlichen Religion übergeht, dieſerhalb von bemfelben ausgefi 
werben r inne, ober ob ihm die Antmartihaft auf baffelbe nach wie vor gelaſſe 
en müfle. 

Da wir inzwifchen auf den von bem Großkanzler deshalb erforberten und e 
ten, abſchrifttich gleichfalls anliegenden Bericht v. 6. d. M., mittelft ber gleicht 
Abihrift beigehenben 8. 'D. d. 12 b. @R., feftzufegen geruht haben: das, ba 
Frage feiende Fall in den G. zum Voertheil des ... entſchieden fei, es ber Abfaffuı 
Promulgation bes’fpegiellen, dieſelbe für die lettern entſcheidenden G. nicht bebur 

a 


hsaräft. Verhaltn. ber 3. + Den gänzin Chun AZ 


es zu Eurer Re t und bekannt am 2 
—— — Ga kanns vente er Ptehte! 
‚ben 16. Juni 1804. 

&. 8. Moj. allergnäbigften Spezial:Befehl. 


U Sb. 4. ©. 88. — Rabe Bd. 8. ©. 101.) 
AyDer in biefer K. ©. ennwähnte und zum Berflänbniffe derſelben erfot · 
ediat · Bericht des Juſt. Fa v. Goldbeck Juni 1804 


mmiſſarius ze. hat im Auftrage eir er Geben des bene Shat⸗ 
0. 8. fe der A en ftzog ana iigft zurüctgehenben, Gingabe v. 9. d. 
9 Act. bes Seflaments abſchriftlich eingereicht, in welchen unter anbern verorde 
—9 ernannten Fiduciarien freiſtehen folle, einen zur -Gufzeffioh SEEN: ber 
Mefjunehmenten Kibuclarium, wenn berjelbe bie mofäifchen ©. oder ah Re 
wi KR follte, auf si — aa ae n, 

ei Fe nicht gel vom kommiffe gänzlich aus; fen. 

Ant 098 ider Steven ne in feiner I gan achten Bertiting 
Bi iten ‚Pomemorie, weiche ich Ew. S. —5 
'hänig| r gute erreiche, bie Beforanif bet, Daß, a Eintrit Ne —9* 

18 durch den Uedertritt ber. gejchiebenen Ehefran.it, A: 
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erw. 
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— 13 m zu en 


ne) er im 8. Kit, des 1. Thl. 56. 9 und 136, 

eit durch feine Willenderflärung eingefchräntt werben, und: def 
rine Bebingun, auferigt werben idnne 
Fiwteb’endlich it. des angeführtenstht. in Berindung mit Bier 1 use 
rift $..6B beftimmt feftgefegt: - 
alles, was nadı ben ©. einer Willenserfiärung als gültige Bebingung- ‚ne 
353 dürfe, wenn es in iedtwicligen Veinem Erben oder Sfgatarto vu 
Paten —S worden, für nicht beigefügt angeſehen werden Sole, 
NA ji 


an alfo J 
ie Brhucete in ſofern fie Kim! ncherecin eiies eder d 
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dern derſelben zur chriftlichen Religion, ihn —D Bi ideilo— 
sen wollten, biefe.ihre Entiheibung offenbar, —*— ten Sant niet u 
fen, mithin null und nichtig und ohne tesgtl tige isgn, füpden ie n 
fhloffenen fein würde. ) A 
Der eingige Zweifel bagegen könnte 
4) nur darin geſucht und gefunden werden, datß das Teſtament des verſtorbenen 
worauf ſich — Yhmenbe‘ Befugnis der dtduciarien gründet, > 
23) Dt 4774 eirichtet, y f 
Deines Grachtens wird nun zwar berfelbe Vebrrh, daß Beh oben ana uf 
erſt eine Entfcheidu Be pn ans ib cm deshalb nur nach. ben Lanl I 
ie 5 ar nat ib 


















echten. 
3 ot u * den Abfat von ‚Ver daleruchen Religion an einen 
— — et ſchleden ſondern nur bie et fe ers Kari, 
ac Ki 38 bie verteinenbe Meigu n. Bet 
Kochen Kechte ſtreite wuütde man Klfe en Aa 
en Halle Borfthrift.de8 8. 9, 068 Publ, Par, v. 6, el ef 
(het, 
enn bi Aa Fall anzuwendenden G Suntel umd zweifelhaft fi 
Y FRA, gegeben wögrhen folt, weiche mit ben Be i 





Ienigeh Melt 
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Herb. & D. D. 4. get b. 
va —— nua an in a don Schlaf 
air m den noch nicht vublizirten nten.und andern Sn Dita 

Ne. mit auwendung einer @rbfihaft, eines Wermächtniffes ober andern Vorl 
bundene Bebingung, wenn ber Erbe ober Legatarius bei ber Kern a 3 
Harzen, oder wenn er zur chriftlichen Religion nicht übergehen würd 
fan und unverbinblir „geachtet, mithin bergleihen Eroſchaft ober —— 
—— —*5 — re t worden, —ãAA daß derſelbe an dieſe Bedingungen 

verab 'unl 

Am wenigften kann Arten ab aber endlich, wie ber . . . in ſeinem Vromemr 


BI; ‚ein hing daraus erpachfen, daß nach bem Inhalte des —— 
neo ‚Ken Siduciarien, welche die Auslegung 
a —F em Iommiß und überhaupt den Nachlaß betreffen, {dj let 
yor Fer ebracht werden dürfen, fondern lediglich nach Mehrheit ber 
8 —— ien ſelbſt mit Zuziehung eines fogenannten Sgiederichiers jadiſchei 
tion hama un und entichieben werden müffen. 
Denn wie groß aud) immer die Macht des Teftatoris in Usbertzagung ber. 
niß que Huslegung feines legten Willens fein mag, niemals Tann fi fie ſich Ball 
eine Beftimmung ober eine Entſcheidung derfelben, welche dem klaren Bucht 
G. zuwiberläuft, bergeftalt gültig machen, daß bavon fein Rekurs an pie vorgefehte 
uichtl, Behörde ftattfinde. Was endlich die erwähnten Schiebsrichter jübifher 
betrifft, melde 0 dabei bei ug en werben follen, fo würde der Ausfpruch berfelben, inf 
fern ex gegen ein ar eatfäribendes —* — gerichtet wäre, jr näherer Weil 
muna der. O. im * 172. des 2. Tit. 1. This geradezu nichtig fein, md ben auig 
— Sieionmn Dntereſſenten ftünbe zufolge — 474 fee, ſi nad eröffnen 
— fort an fi orbentlichen Richter zu wenden 
iR bieten Gründen ftelle ich demnad) Ew. K.Maj. dheim, ob der ... auf ſein d 
fu uk beſcheiden fein dürfte: 
in Beoge. frimde Fall in den G. zum Vortheil feiner Konftitupnten d 





Cummstans Werhättn. der J. — Den ganzem Begehren ARE 


w 8.85, I. Tit. XI. 68. 46 ff. feftgefte ⸗ 
———— 
HE 28 Zucht. 
3 Xlgemejne Beſtimmungen. 
DER, verordnet TH. II. Tit. 11. g6. 45 und 50 -571). 


„ta 35. Keine Richengeeitäaft tft befugt, ihren Mitgfiebern Glaubensgefege wider 
Nebrrzeugung aufzubri 

. —* Mitglied einer Kirchengeſellſchaft ift ſchuidig, ſich ber darin eingeführ: 

Krämjucit du unterwerfen. 

— — Dergleichen Kirhenzucht fol bloß zur Abſtellung öffentlichen Aergerniffes ab⸗ 


52. Sie darf niemals in Strafen an Leib, Ehre, ober Vermögen dee Mitglieher 
Beherteni. 
nd dergleichen Strafen zur Aufrechthaltung ber Ordnung, Ruhe und Sicher: 
— aushant nothwenbig: fo muß bie Verfügung der vom Staate ge: 
aſſen werden 
Pen einselne Mitglieder durch Öffentliche Handlungen eine Berachtung bes 
ed un ber, Fehde uche zu erkennen geben, oder anbere in ihrer An- 
: fo. iR die Kirchengeſellſchaft vefuat, be bergteichen unwuͤrbigen Mitgliedern, 
gs fich nicht beffern, den —5 mi ditmmlungen zu verfagen. 
IE Wegen bloßer, von bem gemeinen —— abweichender Mei⸗ 
dann kein Mitglied ausgeſchloſſen werb 
6. Wenn über die Rechtmäßigkeit der Kusfchliefung Streit entiteht: fo gebührt 
eibung dem Staate, 
1. © weir mit einer ſolchen Ausfchließung nachthellige Kolgen für die buͤrger⸗ 
a — ‚Ausgefehloffenen verbunden find, muß vor deren Veranlaffung bie Ges 
ung bes — eingeholt werten. 
7 Es ift in Beziehung auf-Nefe landrechtlichen Beflimmungen su bemerfen, 
wenn ed Fe erfcheinen Zönnte, ob diefe für die herrichenden 
gefeltfch aften gegebenen Beftimmungen auch auf die gebufdeten an- 
nden, Boch wenigſtens in jedem Kalle die Rechte der letzteren in diefer 
Aeine —8 ſein können, als ſie vom Staate den: hust 
Weiden K. Sefelifchaften eingeräumt find. 


2) Insbeſondere wegen Sektirungen vergl. oben sub I, C. AA, Seite. 


3) Weber das Recht, Mitglieder von ber Gemeinde auszuſchließen, oder 
Kin den Bann zu ihm, find 
:4) Dig ad 1 gegebenen Beftimmungen zu pergleichen, 
* Ueber den Sinn derſelben wird ein ſehr beſtimmtes Licht durch die bezüg⸗ 
—— zum Landrecht verbreitet, welche das R. des Juſt. Min. 
n, des Cult. 9. 16. Aug. 1824 mittheilt. 
Die exgeben im Mefentlihen Folgendes: 
Den nier (oben witgetheilten) $ 54 bis 57 aan Stfepecen bie 88. 4 —* 46 des ge⸗ 


———6 sum Allg. Geſezbuche Th. 6. pag. 394, welche lauten: 
x. 44. Gnzelne Kir engefeilfchaften ne nf ne fitglieder‘ von ihrer Ge⸗ 


liegen. 
ne. en en bloßer von bem emeinen Jaubensbekenauniſſe abweichender Meinun⸗ 
u) Icm Mitglied auögefchloflen w 
74 Wenn über bie —— * Aüueſtüchung Streit entſteht, ſo gebührt 
nlintidgeidung dem Staate, 
bemerkte Suarez: 
aus dem 3, Bande ber Abfhrift von Suarez Reviſion der Monitorum. 


at —2 Einige Monenten wollen den Kirchengeſellſchaften das hierin liegende 
us —— — gar nicht geſtatten. Andere verlangen nähere Beflimmungen, 


— — — — 


yvewl. bir vorbergehenpes M. obm.aub, B. 4. un 

























420 EStaatsrechtl. Verhältn. der 3. — Din gauſen Seit wel, 4 


DD. Sb verliebertritt eines jüdifchen Ehegatten zur chrifflichen Reg 
einen Eheſcheidungsgrund abgebe, darüber vergl. Th. II, Abth. IL % 
ſchn. 1. Kap. J. sub J. nn 


EE. Einfluß des Uebertritts zum Chriſtenthum auf 
Privat» Rechts: Verhältniffe des Konvertiten. “ 
Aus dem allgemeinen Satze, daß der Jude durch feinen Webertritt s 
Shriftenthume in ſtaats⸗ und privatrechtlicher Beziehung vollkommen gl 
Rechte mit den chriftlichen Staatdeinmohnern erlangt, wurde Bu, 
1) der nachfolgende Rechtsſatz gerechtfertiget, der durch die drei gle 
lautenden Erkenntniffe des Stadtgericht zu Marienwerber v. 18. 
1826, des erften Senats des D. 2. Ger. zu Marienwerber v. 23, IM 
1826 und des Geh. Ob. Trib. v. 28. Nov. 1827 audgefprochen vom 
Menn jüdifche Eheleute, welche nach den für fie geltenden jüdifchen if 
gefegen, mithin nicht in Gütergemeinfchaft lebten, zur Zeit ihres Uebertt 
zum Chriftenthume, an einem Orte wohnen, wo die Gütergemeinfchaft 
hriftliche Eheleute ihres Standes gilt; fo wird durch diefen Vebertritt & 
meinfchaft der Güter unter ihnen eingeführt. u 
(Simon u, v. Strampff Rechtsſpruͤche Bd. 2. ©.283—289.) 3 
2) Dad Juſtizmin. hat dieſelbe Anſicht in dem R. v. 3. Ian: M 
entwickelt. 
riedrich Wilhelm, König ꝛe. Unſern ꝛe. Auf die in Eurem Berichte v. O. Des, 
aufgeftellten beiden Tragen, welche ſich auf einige aus dem Webertrirte von ber JubiE 
zur hriftlichen Religion entflehende rechtliche Folgen beziehen, ertheilen Wir Euch Wi 
mit den Beſcheid: a 
41) Was zuerft die auf eheliche Guͤtergemeinſchaft fich braichenke stage betrifft. Hi 
allerdings in Beziehung auf die bei_ber Ginferreitung der Ehe entflandenen Rei 
Uebertritt juͤdiſcher Eheleute zur hriftlichen Religion eben ide ale als ob Wie 

























fi) erft neuerdings an dem Orte ihres Aufenthalts als chriſtliche Cheleute nied 
hätten, weil das, was im $. 352. Zit. 1. Th. I. des X. L. R. von der Verändern 
Wohnorts gefagt wird, nadı $. 353 auch von der Veränderung des Gerichtäfk 
gelten fol. | AR 
An vielen Orten wird burd) bie Veränderung ber Religion wirklich auch der Geril 
ftand verändert; aber wenn aud eine folche Veränderung bes perfönlichen @eriäk 
ftandes nicht eintritt, ift doch mit diefer Veränderung gerade diejenige Verfdyiebenkie 
ber Rechte verbunden, in deren Rüdficht die Veränderung bes Gerichtsftanbes vom: Ei 
gen iſt. Es muß daher das jüdifhe Ehepaar bei ber Religionsveränberung eben: 
eobachten, was die Geſetze bei der Veränderung bed Wohnfiges vorgefchrieben haben 
2) Was die vor Annahme der hriftlichen Religion erlangte Großjährigkeit beteift 
Kann ein ſchon vor biefer Religionsveränderung erlangtes Recht durch dieſelbe nicht wiik 
ber ruͤckgaͤngig werden. Daher findet auf diefen Fall die Vorfchrift des 8. 104 ber € 
leitung zum A. L. R. keine Anwendung, denn die Großjährigkeit ift keine auf bad A 
denthum befchräntte Eigenfchaft, und was einmal während des Judenthums erwer 
worden, gebt durch die Ablegung deſſelben nicht verloren. Es bleibt alfo der, wei 
während des Judenthums großjährig geworden ift, großjährig, wenn er auch nad f 
nem Uebergange zur chriftlichen Religion fich noch in einem Alter befindet, in welchem e 
wenn er in der chriftlichen Religion verharret wäre, noch minderjährig fein würde, - 
Hiernady habt Ihr das dortige Stadtgericht zu befcheiden. Sind ⁊c. ) 
(Zuftizmin. Akt. A. 3300. Rev. Pens. 15, Nr, 1. Vol. 4, fol. 8.) 


III, DES 
Verhältniffe der jüdifhen Religionsgefeltfchaft gegen 
ihre Mitglieder. 
A, Umfang ded gemeinfamen Kirchenverbandeß, 


In der jüdiſchen Kirche befteht Beine dußere allgemeine Bereinigung, fat 
der Sanhebrin, die höchſte geiftliche und weltliche Behörde zu Serufalen 


1 


Groatörochtl. Verhaͤlin. ber J. — Den ganzen Staat bete. AB 
evn audgeführt wird, daß die Ausſchließung eined Mitgliedes aus ber 
gkonsgefelfchaft, oder die verweigerte Wiederaufnahme deffelben nicht 
keftechhtliche, fondern nur civilrechtliche Folgen haben kann. 

GSitig 3. Bd. 1. ©. 377—425.) 

d MR. ver K. Min. der G., U. u. M. Ang. fo wie des Inn. (v. Altenſtein, 
d. Schuckmann) v. 21. Mai 1827 an die K. Reg. zu N. N. Verfahren 
vürfichtlich des von der Judenfchaft einzelnen Mitgliedern derfelben aufer⸗ 

tn Banne®. 

J ber Beſchwerde der N, N.ſchen Eheleute zu N. N. darüber, daß ſie von her da⸗ 
Jubenfchaft mit dem Banne belegt worden, hat die K. Reg. Ihr diesfälliges Ein⸗ 
ten verweigert, weil es zur Aufrechthaltung der öffentlichen Ruhe und Orbnung 
ndthig ſei. Wenn aber das hier, da die Stadt N. R. die Berfaffung des Groß: 
thums Poſen theilt, annoch zur Anwendung kommende General-Judensfteglement 
üd: und Neu:Oftpreußen v. 17. April 1797 den Rabbinern Kap. IV. 88. 8-5, 
ägenmächtige Verhängung eines Bannes u. vergl. unterfagt 1), fo darf von Staats: 
"wegen eine Uebertretung dieſes Gefeges nicht gebutbet werben. Die K. Reg. wird daher 
Yarncch angewiefen, den beftimmten Vorfchriften dieſes Regl. durch den —* — der noͤ⸗ 
TE Verfügung an die Judenſchaft zu N. N. Folge, und hierdurch der Beſchwerde der 

KRlhen Eheleute Abhürfe zu verfhaffen. (Ann. xl. ©. 411.) 

e) Butachten ded Wice- Ober. Landrabbiner Weyl v. 23. Febr. 1824 über 
cinen Hall des auferlegten Bannes. 

: Yuf bie von dem Kaufmann Deren D. 3. H....... d zu Wen gegen mehrere Mits 
* der übrigen dortigen iſraelitiſchen Gemeinde gefuͤhrte Beſchwerde und angebrachte 







Frevokation ertheile ich den darüber verhandelten Akten gemäß zur gutachtlichen Ent: 

MWeibung nad) jüdifchen Ritual⸗-Geſetzen wie folget: 

"J) Daß der Provokant D. 3. H........ d verpflichtet ift, eine fchriftliche Erklärung da⸗ 

“.. bin auszuſtellen, 
baß er am 23. Sept. v. 3. lebiglich durch unzuverfchiebende Gefchäfte verhin⸗ 
dert worden ift, in die damalige Gemeinde⸗Verſammlung zu fommen, unb 
daß dies nicht aus ungerechten und unedlen Abfichten gefcheben fet, 

r. unb biele Erklärung zu den GemeindesAften affervirt werde, - 

Demn 


ch | 

2) daß die Provofaten, die zeitigen Vorfteher und die übrigen Mitglieder der jüdiſchen 

Gemeinde zu W......n verbunden find, den Kol. 22. b. ihres Gemeinde⸗Buches be: 

findlichen Beſchluß v. 23. Sept. 1823 aufzuheben, und zwar dadurch, daß unter 
demfelben vermerkt und von ihnen unterfchrichen werbe, 

daß der quäftionirte Beſchluß wieder aufgehoben werbe, ba folcher nach der 

gegenwärtigen Entfcheidung den jüdifchen Rituals Gefegen entgegen iſt, und 

dag befonders in Anfehung ber Wahl des Herm D. 3. D......d zum Vor⸗ 

fteher keine Ausnahme gegen bie andern Mitglieder, fondern mit gleichem 


r- Rechte, und daß überhaupt jede Fünftige Wahl eines Vorſtehers niemals nach 
kr.’ einer beftimmten Reihefolge, fondern lediglich in einer Berfammlung ber Ge⸗ 
In meinde nach der Mehrheit der Stimmen und ber Qualifilation des Kanbibas 


g ten ſtattfinden foll. on 
‚Wie Koften diefes Verfahrens tragen die folgenden 9 Mitglieder der Gemeinde (hier 
Klon die Ramen), ein jeder derfelben mit 2, in sulidum, und der Provokant mit Zu. 


Fade Gründe und Gefhihts - Erzählung. 

n 23. Sept. v. J., als am Dienftag den 18. Tischri, den Aten Tag bes jüdifchen 
hutten⸗Feſtes anno 584 der El. jüdifhen Zeitrechnung, verfammelten fich die jübts 
Bemeinde-Mitglieber zu W......n angeblic um unter andern Gemeinde⸗Sachen bes 
‘einen neuen Borfteher zu wählen, und die Gemeinbelaften und Ausgaben zu 
vn. Es wurde aud) das dortige Mitglied D. 3. BD... ....d dazu eingeladen, er 
aber auf ihm gefcheherie mehrere Aufforderungen und felbft dann nicht, als er 
in dem bamaligen Vorſteher &. B....n ſchriftlich bedroht wurde, daß, wenn er nicht 
e, er von der Gemeinde ausgefchloffen und für bie Folge nicht mehr als Mitglich 
eben beachtet werben ſolle. Es wurde hierauf von ben verfammelten Gemeinbes 

Ritgliebern folgender Beſchluß in das Gemeinde-Buch Fol. 22, b. al: 


1) Bür Pofen ift dies Regl. ſchon durdy die Verfaflung dee He ogthums Warſchaun 
aufgehoben geweſen und gewiß durch die V. v. 4. Juni 1828. Ed wutghlt wie 
bin bie Annahme obigen R. über deſſen Gültigkeit einen Iertyum. . 








7 Stanatspechtl. Verhaͤltn. d. 3.— Den ganzes Staat het, 


Gelderpreſſungen benunt werbe, wie es. in dem varliegenden Kalle zu geihchen. 
Die K. Sen. Bat daher die jüdifche Gemeinde zu N. zur Anzeige aufzufordern, 
Eintrittögeld bisher obfervanzmäßig oder einem bereits beftehenden Gemeindeb 
gemäß gezahlt worden til, ober, wenn ein folches bisher nicht feſtgeſetzt geweſen, 
aufzugeben, durch einen zu faſſenden Beſchluß ein Eintrittögelb zu höherer 
migung vorzuſchlagen, wonaͤchſt die K. Reg. daffelbe mit Ruͤckſicht auf das ber jübll 
Gemeinde gehörende, für ben Kultus benuste Grund: und Kapitalvermögen zu pelfe 
und barüber unter gutadhtlicher Xeußerung hieher zu berichten hat. 
Uebrigens wird die Judengemeinde, auch wenn der ze. R. nicht in bie religisſe dp 
meinde eintreten follte, polizeilich anzuhalten fein, den Leichen feirier Familie Grahftäiug 
anzuweiſen, und im Falle er oder jemand aus feiner Familie zu heirathen beab 
das Aufgebot gegen Entrihtung angemeffener, nöthigenfalld von der K. Reg, 
ftelenden Gebühren zu vollgieben. Berlin, ben 25. Juni 1842. ” 
(8. M. Bl. 1842. ©: 259.) \ 


.d) K. O. v. 30. April 1837 mitgetheilt durch R. der Min. d. ©., 1A 
M. Ang., fo wie des Inn. u. d. Pol., (v. Altenſtein. v.Rechow.) v. 19. Fu 
1837 an fämmtlihe K. Reg, fomie abfchriftlich an das K. Polizeipth 
dium hierſelbſt. Eidesleiſtungen der Juden In den Orts⸗Synagogen. 

Da Faͤlle vorgekommen ſind, daß die Judenſchaften denjenigen ihrer Gla 
noſſen, welche nicht zu ihrer Geſellſchaft gebörten, die Ableiſtung bes ECides nach 
ſchem Ritus in ihren Synagogen und die Aſſiſtenz ihrer Kultusbeamten dabei nicht 
geficsten wollen, fo hat das Staatöminifterium ſich bewogen gefunden, deshalb an 

ige Maj. zu berichten, worauf Allerhöchftdiefelben die in ber extraktweiſe beig 
den K. D. (Ant. a,) enthaltene Vorſchrift zu ertheilen gnädigſt geruht haben. 
Unordnung möge die 8. Reg. den Judenſchaften zur Nachachtung bekannt machen, 
au durch das Amtsblatt publigiven und auf deren Befolgung halten. . 
a u 
Koſten des Gottesdienſtes daſelbſt nichts beitragen, den Gebrauch ihrer Syn Pr 
bie Zuziehung ihrer Rabbiner und Gelehrten gegen eine billige, von —* 
des Orts feſtzuſetzende Verguͤtung für das Lokal und gegen vorſchriftsmaͤßige MM 
nerarion ber Rabbiner ze. unweigerlich zu geftätten. 


Friedrich Wilhelm. 













Ä Ertrakt. 

Auf den Bericht des Staatsminiſteriums v. 6. b. M., fege Ih nach dem 
befielben feft, daß die Judenſchaft jedes Orts ſchuldig fein fol, bei Eibesleiftun 
Glaubensgenoſſen, wenn fie auch nicht zur Synagoge des Orts aehören u 







An das Staatsminiſterium. 
(Ann, XX. &, 673.) j 
2) In Betreff des Privatgottesdienftes f. oben I. sub B. DD. 3. 
B. Ordnungen über Form und Feier des Gottesdienſtes. 
1) Das A. EN. beftimmt Th. II. Zit. 11. 88. 46—49.: 
$. 46. Wegen der äußern Form und Feier bes Gottesdienftes kann jede Kirchengeſch 
ſchaft dienliche Ordnungen einführen. " 
8. 47. Dergleichen Anordnungen müffen jedoch dem Staate zur Pruͤfung, nach da 
$. 13 1) beſtimmten Grundfage vorgelegt werden. 
8.48. Nach erfolgter Genehmigung haben fie mit andern Polizeigefegen steil 
Kraft und Verbindlichkeit, 
.49. @ie koͤnnen aber ohne Genehmigung des Staats nicht verändert, noch wii 
gehoben werben. R 
2) Daß vorftehende Beflimmungen auch maßgebend find bei Einf 
sung allgemeiner Synagogen-Ordnungen für jüdifche Gemeinden, beftimmil 
das R. der Din. d. G. U. u. M. Ang., des Inn. (v. Altenſtein, v. Shut 
mann) v. 11, März 1822 an die K. Meg. zu Arneberg. u 
Der K. Reg. wird in Beſcheidung auf den Bericht v. 28. Sanuar c. wegen Einfib 
rung einer allgemeinen Synagogen-Orbnung für bie iöraelitischen Gemeinden der Graf 
ſchaft Mark eröffnet, daß Sie fidh Lediglich darauf zu befchränten hat, denjenigen 
nen iöraelitifhen Gemeinden, welche barauf angetragen werben, nadyzulaffen, innerhaf 





1) Daß nichts gegen Gott, Staat, gute Sitte darin enthalten. . 


tan Berkiin. de I. — Den ganzen Gigatzkene:. ARE 
1} ne AI, au. XL, 58. 46 ‚ten Graͤt 
ch dad ‚SB, $ » feſtgeſtet —— 


ne “ zu —X yet, tung und Ele a, * A 


— rät. 
Beffünmungen. 
Feßad E09, veroxbnet Tb. I. zit. 11. 68. 45 und-50--57>), 


I au Kichengeemäat ef, Yen weten Olauentgefae te 
— 1 Ace Sießengäfga it (hetbig ſich ber darin eingefühe: 
——— ſoll blas zur Abſtellung öffentlichen Aergerniſſes abs 
? * gumau in Strafen atı deib, Ehte, oder Vermögen der Mitglleder 


ichen Str: %ı 
Ei Een en Pe — er vom — 







tan. 
N er Ausſchli⸗ thellige 
‚kan ae —— — se 





dem iin! —— auf diele —— Vellgmungen zu beerfan, 
—7000 —3 — konnte, ob dieſe für bie bersfhenben 
——— egebenen Beſtimmungen auch auf bie gebufbeten an · 


—— gtoð ßeren ſein körmen, als ſie vom Staate den ‚Im 
KR Sefefchhften eingeräumt find: 
2) Smebefonbere wegen Gekfiräigen ergt? oben zub I. C. AA: Ste. 
3) Ueber das Recht, Mitglieder von der Gemeinde außzufchlichen, ober 
Hin den Bann zu thun find 
a) Die ad d.genebenen Beftimmingeh ku Vergleichen, 
b) Ueberiben: Sinn brrfelben wird ein Tehr.bi Tramteg ihtdinchbieberdhr 

PBbrarbeften zum dandrecht verbieitet, weiche das Re des Juſt. Min, 
B fi, des —9— d. 16. bi 1824 mittheile, 

N 


angeben. im, Melentlichen Folgendes: 
‚nier — —5 «54. bis, 57, ai efpkedgen bie 88. 44 hie 46 bes ges 
Are zum I Me —*9 Er Be air 6.'pag, 394, melche lauten: 
Ba — ah haften an — tglleder von ihrer Ger 


Bien — von dem —3 Gaghenebekenatniſte abweigender Meeinuns, 
— kein Mitglied. ausgeſch — ven. 
4b. Wenn Ki die Rechtmäßigkeit. ber Ausichliehung Strelt emtfteht, fo gebuͤhrt 
NEntfeheidung bem Stante, 
bemerkte eh 
—— muß, dem 8, Bande: ber Abſchrift von. Suarei Rciſtn er Monitoren. 


de a 
a gut 
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was unwürbige Mitglieder find. Ad prius liegen die meiften Einivendungen wel 
einem Mißverftänbniffe des Worts Kirchengefellfchaft.. Das Tann man fly 
wohl nicht geftatten, baß irgend eine einzelne Kirchengefellfchaft berechtigt Ten 9 
eins ihrer Mitglieder dergeſtalt auszufchließen, daß auch keine andere Gefellfäaft ı 
ihrer Religionspartei ihn abmittiren dürfe. Wenn die Gemeinde des Kirchſpi 
einen ausfchließt, fo Tann fie ber Gemeinde des Kirchſpiels B. nicht wehren, denſell 
dennod) bei ſich zu abmittiren: "Aber ber einzelnen Kirchengemeinde Tann 'man bie? 
excludendi fo wenig ald anderen Gefellfhaften nehmen. Pon. ergo ſtatt „Kirche 
gefelifhaft” Kirchengemeinde. nn 
Verſchiedene Monenten wollen die Ausühung dieſes juris excludendi bloß dem & 
überlaffen. Dazu ift aber fein Grund, Genug, daß dem Excluso nad) $. 46 br 
kurs an den Staat offen fieht. Wenn .immer beim Staat geklagt werben müßt, 
würde oft ein unnoͤthiges und ſchaͤdliches Auffehen entftehen. Was diejenigen Mo 
ten betrifft, weiche nähere ekimmungen verlangen, mas ein unwuͤrdiges Mitgfieb 
fo koͤnnte man ihnen zu Gefallen wohl folgende Erklärung beifügen: Vld. d. u. \ 


‚Auf. Grund diefer Bemerkungen wurden die 88. 54. 55 dahin gefaßt: 
(Auszug aus den Materialien zum A. L. R. Bd. 82. pag. 186.) 
$. 54. Einzelne Kirchengemeinden können unwuͤrdige Mitglieder von Threr em 
ſchaft ausfchließen. .. .. L 
$. 55. Dies gilt beſonders von benjenigen, die durch öffentliche Handlungen eine | 
achtung bes .Gottesbienftes und der Religionsgebräuche zu erfennen geben und ander 
ihrer Andacht gefliſſentlich fören. 


Die gegenwärtige Saffung ber 68. 54. 55 aber erfolgte auf das folge 
Monitum v. Grolmanns (IX. Bd. 83. pag. 157): ” 

5. 54. Was foll das heißen? Unwürdige Mitglieder von der Gemeinfhaft bee! 
chengemeinde ausfchliegen? Doc nicht ihnen die Kirchen zuichließen, fie herausee 
oder fie vom Abendmahle abweifen. ft jemand ein unbefonnener Störer der Ruhe 
Drbnung der Gemeinde, fo find dagegen andere Gefese, und der Staat ftraft ihn. ı 
8.87. (Zufl. Min. Gen. A. B. 3848. ER. Nr. 23. fol, 41.) ' 


c) Eben fo if analog das folgende Gefeß, welches fich auf eine gel 
falls nur gebuldete Religiondgefellfchaft bezieht, von Wichtigkeit. u 


R. v. 10. Juni 1803. Es ift ein Vergehen gegen die beftehende Staa 
verfaffung, wenn eine Mennoniten» Gemeinde ihre fi dem Kanten un! 
werfenden Glaubendgenoffen aus ihrer Kirchengefellichaft audfchliegt. 

Nach einer dem Großkanzler von bem General-Direltorio zugelommenen Anzeige } 
Ihr ein Bedenken darüber : 

ob, wenn eine Mennoniten⸗Gemeinde ihre Glaubensgenoffen, bie fich dem Kanton: 
lerwerfen, aus ihrer Kirchengefellfchaft auszufchliegen ſich anmaßet, dies als ein Baı 
gen gegen bie beftebende Staatäderfaffung angefehen und beftraft werden koͤnne? 

ann indeſſen die affirmative Deantwortung und Entfcheidung deflelben nicht zweifell 
fein, da in einer ſolchen Ausſchließung offenbar die Abficht Liegt, den lanbeäherrlichen 1 
ordnungen gerabezu entgegen zu arbeiten und ſolche in Abficht aller Glaubensgeno 
unanmwendbar zu machen. Es werden durch eine ſolche Handlung allerdings die Am 
nungen des Staates gehäffig gemacht; die. Bürger des Staates zur Widerſetzlich 
dagegen veranlaßt und zu Mißvergnügen, Unzufriedenheit und Auswanderung veriel 
Das A. 8. R. beftraft im’$. 151. Zit. 20. Thl. I. ſchon den mündlichen und fchrifttid 
frechen unehrerbietigen Tadel oder Verfpottung der Landesgefege und Anordnungen 
Staate und die Erregung bed Mißvergnügens und der Unzufriedenheit der Ye 
welche ſich einzelne Unterthanen zu Schulden kommen laffen, und es Tann alfo wohl 
fo weniger Bedenken haben, das thätlihe Verfahren der Mennoniten: Gemeinde « 
ihrer Vorfteher, wodurd) ſogar eine offenbare Widerfeglichkeit gegen die Anorbnung 
Staats beabfichtigt wird, ſtrafbar zu halten. Die Strafe wird vielmehr badurdh t 
größert, daß ſich eine ganze Religiondgefellfchaft zu einem ſolchen Vergehen verbindet 

Die Religion kann nie zur Entfchuldigung eines Vergehens gegen bie allgemeinen 
orbnungen bed Staates gereihen. Sobald das Gewiſſen einzelner Mitglieder der R 
gionsgeſellſchaft die Befoigung der letztern zuläßt, darf die Geſellſchaft ihren Gehorf 
nicht ahnden. (NR. A. Bd. 4. ©. 148. Rabe Bd. 7. ©. 471.) 


Man vergleiche über die Entſtehungsgeſchichte und Anwendbarkeit die 
R. das Erf, des Er. Senats bed Kammergerichts v. 24. Ian. 1818, 


Gestteäri.Berhiin. der J. Dim ganzen Stoet heir. ABB 


xm aregefubtt wird, daß bie Ausſchließung eines Mitgliedes aus ber 
Ufchaft, oder bie verweigerte Wiederaufnahme deffelben nicht 
4 ſche, fondern nur civilrechtliche Folgen haben kann. J 
" (Hitig 3. 38d. 1. ©. 377—425.) 
HB ver K. Min. der G. U. u.M. Aug fo wie des Inn. (v. Altenſtein, 
N )) 0. 21. Mai 1827 an die K. a un N. Verfahren 
— von der Judenſchaft einzelnen Mitgliedern derſelben aufers 
mnes. 
A erde ber R. R. ſchen Eheleute zu N. R. barüber, d fe 
enoet nie be Bann bita erden, at bir, Di Dr Bla Oi 
ext, weil e6 zur Auf eöthaltung der öffentlichen Ruhe und Orbnung 
nöchig fei. Wenn aber bas hier, da die Stadt R. R. die Berfaffung bes Grof- 
um8 Voſen theilt, annoch zur Anwendung ommende GeneralsZubens&teglemenit 
I» und Reu:Dftpreußen d. 17. April 1797 den SRabbinern Kap. IV. $$. 8-5. 
igenmöchtige Werhängung eines Banned u. dergi. unterfagt v2 g arf von Staats. 
‚eine nebertretung biefed Geſetzes nicht gebuiber werden,. Die K. Reg. wird daher 
tefen, ben beftimmten Borfchriften biefes zul, durch ben Eras dee.nde 
eigen an bie Zubenfchaft zu N. N. Folge, und hierdurch ber Befchrderde ber 
a heleute Abhülfe zu verſchaffen. (Ann. %l. ©. 411. 
6 Butadıten des Vice · Ober Landrabbiner Weyl v. 23. Febr. 1824 über 
Ian Ball des auferiegten Bannrs. 
Auf. bie von bem Kaufmann ‚Heren D. 3. ed Wert gegen mehrere Mit ⸗ 
cher ber übrigen bortigen iſraelitiſchen Gemeinde geführte Befchwerbe und angebrachte 
iovolation ertheile ich den darüber verhandelten Akten gemäß zur gutachtlichen Ent⸗ 
» er a iſt, eine ſchriftliche Erklärung da. 
— ** 


—* ellen, 
23. Sept. v. I. lediglich durch unzuverſchiebende Gel erhin⸗ 
334 iſt, * bie damali en u ae , und 
“, baß dies nicht aus ungerechten und uneblen Abfichten gefchepen fet;- 
-_ unb-biefe Erklärung zu den Gemeinde ⸗Akten aſſervirt werde, ; 


D) ba hie. Provot ‚bie. geitigen Vorkeher und bie übrigen Mitglieder ber jübifchen 
Gemeinde zu B......n verbunden find, den Bi 22. b. ihres GemeindesBuches hes 
findligen Beralug v. 23, Gept. 1823 aufzuheben, und zwar dadurch, daß unter 
denfelben vermerkt und von ihnen unterfchricben were, « 

. aß ber quäftionirte Befchluß wieder aufgehoben werbe, ba folder pach ber 
mwärtigen Entſcheidung den jüdifchen Rituals Befegen. entgegen äft, und 
Kies in. Anjepung ‚der Wahl dee Herm D, 3..Herun.d zum Wore 

.  fieher keine Ausnahme gegen die andern Mitglieder, jondern mit gleihem 

>... Mechte, und daß überhaupt jede fünftige Wahl eines Worftel niemals nach 

einer beftimmten Keihefoige, ſondern lediglich in einer Berſammlung der Bes 
einbe nach ber Mehrheit ber Stimmen und ber Qualififation bes Kanbidas 


en foll, . PR 
Koſten biefes Verfahrens tragen die folgenden 9. Mitglieder ber Gemeinde (bier 
Age die Ramen), ein is Verfeiben mit Jin sulidum, ua der Provelant mit He 


Bar Grlinde und Befhiäts » Erzäplüng. j 
m 23, Sept. v. Ra am Dienftag ben 18. Tischri, ben Ale ag bes sten 
— 
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ei Anno 584 der U. jüdifchen Zeitrechnung, verfammelten fich die Jübts 
Grmeinde-Mitgtieber jr W......n angeblid) um unter andern Gemeinde· Sachen bes 

; einen neuen Wörfteher zu wählen, und die Gemeindelaften und Ausgaben zu 
iven, CE wurde auch das dortige Mitglied D. 3. B........d bazu kingeladen, er 
—— auf ihm gefchebene mehrere Aufforberungen und felbft dann nicht, als ee 
Im dem bamaligen Borlicher ©. B....n fhrifttidh bedroht wurde, daß, ‚wenn er nicht 
jene, er von der Gemeinde ausgefchloffen und für. bie Folge nicht mehr als Mitglieh‘ 

e beachtet werben folle, Es wurde Hierauf von ben verfammelten Gemermber 
iedern folgender Beſchluß in das Gemeinde: Bud) fol, 22, b. ale: o 








b iſt dies Regl. ſchon durch bie ng ded thums Warſchau 
Den enden ei Bu BR 1 Dan 1007 Se hie 
hin e obigen Dr. Aber beffen Bütigfeit einen. Jertäun... A 
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D. Aufbringung der Koften für die religidfe Verbindung 


AA, Umfang der Bedürfniffe, für welche bie Gemelnbe 
zu ſorgen. 


Zu den Gemeindebedürfniſſen gehören außer den aufzubringenden Koſta 
für die Synagoge und für die Gemeinde: Beamten und unter Um aba | 
für die Schul, Armen: und Krankenpflege — f. Abſchn. AIL XII.- 
indbefondere auch: . | 


1) Das gemeinfame Badehaus für die jüdifchen Frauen. | UU 
Schreiben der Kurmärkiſchen Kriegs: und Domainen-Kammer ar ba 
Vice⸗Ober⸗Landrabbiner Herrn Weyl und Affefforen in Berlin. 


Die K. Kammer fertigt dem Stellvertreter des Rabbi Weyl und deffen Afleflors . 
das abfchriftlich anliegende Schreiben der K. Pommerfchen Kriegs: und Dom. Kammk 
u Stettin 0.7.0. M. u. 3. nebjt deifen Anlagen mit dem Auftrage zu, gutachtlich. über 
ie Streitigfeit, welche in ber jüdifchen Gemeinde zu Stargard über die Beitrag 
flichtigkeit aller Glieder derfelben zu einer allgemeinen Babdeanftalt entitanden if, 4 
Berichten, giebt jedoch dem 2c. Weyl und deflen Affefforen hiermit zu erkennen, daßs 
bei der Unmöglichkeit, in Eleinen Städten Badeanftalten der gedachten Art einzuri 
nicht durchaus nothwendig zu fein fcheint, daß eine folhe Badeanftalt vorhanden, zu 
daß eö ferner für rathfam zu halten fei, zur Erleichterung der Armeren Zamilien, nie 
fehung ihrer zweifelhafte jüdifche Ritual-Gefege fo wenig ftrenge als möglich auszul 
indem in Religionsfachen derjenige Zwang am meiften vermieden werben muß, vos 
ohne unmittelbar auf die Sittlichkeit berechnet zu fein, mehr die Bequemlichkeit, wel: 
gleich bei einer übrigens nüglihen Sache, wie das Baden ift, berüdiichtiget, welches 
Arme auf einem wohlfeileren Wege bewirken könne. Die Anfragen haben der 2c. BEP 
und deſſen Affefforen bei der Berichtserftattung zurück zu reihen. y 
Berlin, den 6. San. 1806. 
” Königl. Kurmaͤrkſche Kriegs⸗ und Domainen⸗Kammer. 


Antwortſchreiben des Vice Ober⸗Land⸗Rabbiners und der Afſſeſſoren. 


Em. K. DM. ermangeln wir nicht, Über den unter der Stargardſchen Judengenckut 
obwaltenden Streitpuntt in Betreff der auf gemeinſchaftliche Koften zu ent 
Anftalt zum warmen Baden bem Rescripto clementissimo v. 6. Jan. e. zufolde, we 
hiermit gefchieht, gutachtlich zu berichten. 

Gern würden wir der uns von Allerhöchftbenenfelben ertheilten Anweifung zum 
ber ärmeren Klaffe in Auslegung eines etwanigen dunkeln Gefeges fo wenig ftrenge 
möglich zu fein, und demnach aud im casu subtracto wo möglid, zur Vermeibu 

- einer Auflage zu urtheilen, nachgelebt haben, wenn nicht hier der Fall eingetroffen 
daß gerade wider ein pofitives Gefeg gehandelt werden follte. 

Wir müffen daher dem Gutachten des Pommerfchen Provinzial:Rabbiners v.24.R 
aheben © beipflihten und unfer allerunterthänigftes unmaßgebliches Gutachten ba 
abgeben: 
daß die Errichtung einer Babeanftalt eine gemeinfame Angelegenheit betrifft, m 
halb der impetrirenden Majorität zu beferiren wäre. u 

Das Baden der Ehefrauen in Quellwaffer unmittelbar nad) der Reinigungs s Per 
tft nicht, wie die negirenbe Minorität vermeint, eine Geremonie, fondern weſentliches fi 
faifches Geſetz. Die eheliche Pflicht darf zufolge diefer Vorfchrift nach jener Petic 
durchaus und unter keinerlei Umftänden geleiftet werben, wenn bie Ehefrau fi he 
vor in Quellwafler gebadet und ſich bis Über die Scheitel: Haare untergetaucht hai 

ie Webertretung dieſes &efeges ift nicht allein fündlich, fondern es hat fogar einen nal 
theiligen Einfluß auf die politifchen Verhältniſſe eines aus dergleichen gefewibrigent 
armung erzeugten Kindes, und berechtigt den Ehemann, auf Scheidung von feiner & 
frau, welche fich des Babes nach diefer Periode nicht bedient hat, anzutragen und I 
ſelbſt die Illata vorzuenthalten. Eben fo ift ber babei auf ein gewiffes Maß beftimmt 
Wafferftand ein nothwendiges Erforberniß, fo wie daß ein Sachverftändiger (Schaf 
gelehrter) folchen von Zeit zu Zeit revidire. \ 

Es ift daher einleuchtend, daß bei bewandten Umftänden eine dergleichen Anftaltia 
aedibus privatis unausführbar fei, und kann daher bei Beobachtung jenet (mefaifche) 
@efene nicht anders ald eine ſolche Anftalt öffentlich und folglicdy auf gemeinfame Koks 
angelegt werben, a 

Daß bas Waffer durchaus erwärmt fein muß, tft allerdings kein nothwenbiges 
liches Erforberniß, allein da das Klima der hiekigen Gegend \dyan mege am die 
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als heißere Zone gränzt, ber größere Theil der Jahreszeit das Ealte Baden unangenehm, 
rere Monate aber unmöglich macht, fo würden bei Ermangelung..einer Anftalt zum 
rmen bed Waſſers, zum Theil üble Folgen für ben Gefundheits -Zuftand der Baden: 
den, nody mehr aber Ucbertretung des fo wefentlichen Gefeges zu erwarten fein. Hierzu 
kommt noch, daß die Anlage zum Erwärmen des Quellwaſſers gar nicht befonders koſt⸗ 
pielig ift, und etwa mit 100 Rthlrn. recht gut beftritten werden kann, eine Summe, 
welche bei der uns beimohnenden Lokalkenntniß des Vermögens-Zuftandes der Stargard⸗ 
ſchen Suden-Gemeinde, beſonders da ſolche nur ein für alle Mal geleiftet werben darf, 
für diefelbe gar nicht fühlbar ift; wie uns denn nad) eben dieſer Lokalkenntniß bewußt 
it, daß bie Diffentivenden Mitglieder mehr aus Zant: und Streitſucht, ald aus Intereſſe 
dieſen Prozeß unter ſich anhängig gemacht haben. 
- Bir halten und noch verpflichtet, den von Allerhoͤchſtdero Hochlöblihen Pommerfchen 
Kammer gerügten Widerſpruch auszugleihen. Das Erwärmen der Quelle geſchieht, 
gie in dem Gutachten des erwähnten Provinzial Rabbiners vorgetragen, vermittelft 
heffen, baf durch eine Pumpe aus der Quelle Waffer in eine gebeizte eiferne Röhre ge: 
kätet, weiches Waſſer fodann wieder erwärmt, in die Quelle zurüdläuft, wo der Mecha— 
memus fo angebracht tft, daß die Quelle, des Auspumpens ungeachtet, immer den erfor 
giee Waſſerſtand behält, dvurdy Hinzufommen der durch die Röhre geleitetes Waffer 
das Quellwaſſer temperirter wird. 
. Wir fügen aber hinzu, daß die Koften bes Heizens, To wie bas Honorarium ber Frau, 
he beobachtet, daß die Babende ſich gehörig untergetaucht habe, von dem Indivi⸗ 
, das fid, des Babes bedient, jedesmal geleiftet werden müſſe; hierüber waltet 
keine Streitigteit ob, und ift aus dem Gutachten qu. zu erfehen, daß das Bad da⸗ 
fo wie an allen Orten, wo dergleichen Babeanftalten find, an eine ehrbare Ma⸗ 
we verpachtet ift, welche neben der Aufficht auch die Heizung beforgt, und dafür von 
‚weh jebesmal Badenden ein von den Xelteften zu beftimmendes Honorar erhält. 
= @rolich reichen wir audy in der Anlage dem erhaltenen Befehle gemäß das Reſkrip⸗ 
der Pommerſchen Kammer, fo wie das überfegte Regulativ und das oft angeführte 
ten des Provinzial:Rabbiners im Original zurück. 
” In tiefiter Ehrfurcht erfterben wir 2. ze. 
Berlin, den 10. April 1806. 


Ueber denſelben Gegenſtand: 
a) Requiſitions⸗Schreiben des K. Stadtgerichts zu Nauen an den Vice⸗ 
ber: Landrabbiner Meyer Simon Weyl in Berlin. 

Die hiefige Judenſchaft ift in einem wider einige Mitglieder der hieſigen Judenſchaft 

befangenen Prozeß darüber ftreitig: 

k 0b es überall Herkommens ift, daß die zur Jubengemeinde gehörigen fämmtlichen 
Familien zur Unterhaltung des allgemeinen Babehaufes Beiträge geben müflen, fie 
mögen fi des Bades bedienen oder nicht; ober ob nur diejenigen dazu beizutra= 
gen verpflichtet find, bie fich deffelben wirklich bedienen. 

Kläger haben deshalb auf das Sentiment des DOber-Landrabbiners Herrn Meyer 

imon Wen! provocirt, und erfuchen Diefelben wir daher hierdurch ergebenft 

uns Dero Butachten hierüber gefälligft bald. zukommen zu laffen. 

"Rauen, den 14. Gebr, 1810. “ 

k Das Stadtgericht hierſelbſt. 

B) Gutachten des Vice Ober-Tandrabbiners. 

In Erwiederung der geehrteſten Zuſchrift des Königl. Hochlöbl. Stadtgerichts zu 

en v. 14. et praes. v. 19. v. M., betreffend die Anfrage: 

ob ein zur jüdifchen Gemeinde gehörender Hausvater zur Unterhaltung bes ge: 

wöhnlichen jüdiſchen Badehaufes, auch wenn er ſich folches nicht bedienen will, mit 

U den Übrigen mitıbeitragen muß? 

tene ich hiermit gutachtlicht zur Antwort, wie Bu 

" Kowohl nach den allgemein beftehenden Obfervangen, als auch nad) ben juͤdiſchen 


.  BRitual:Gelegen, 
- , Choschen hammischpat, Kap. 163. $. 32. 
. Niemand ber jüdiſchen Hausväter von Beitragung zu den Koften der Unterhaltung 
des jüdischen Badehaufes, auch wenn er Wittwer wäre, oder, weber er, noch feine 
ea fich ſolches zur Zeit bedienen follte, ausſchließen könne; fo wie die Koften des 
abebaufes überhaupt zu den allgemeinen Gemeinbekoften gehören, wozu die ganze 
Gemeinde ohne Ausſchluß kontribuiren muß; und ed mich befrembet, wie ein juͤdi⸗ 
fcher Hausvater gegen biefe allgemeine Usance und Pflicht ſich opponiret. 
Dieſes habe ich pflihtmäßig zu berichten nicht unterlaflen. 26. ꝛc. 
Berlin, den 5. März 1810. 
ü (Seinemann I. ©. 332.) 
Spell VIII 86.3. Die Verhältniffe der Juden. g 
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2) Der Lehrer zum Neligiond-Unterricht der Kinder der Gemeinde: 

Vergl. dad Gutachten ded Vice ObersLandrabbiners Weyl v. 16. 9 
1815 sub BB, " 

8) Der Begräbnißplab. 

Dad Kirchhofs- und Begräbnißmwefen. 

a) Die jübifche Beerdigungsgefelfchaft in ihrem Verhaͤltniſſe zur dk 
meinen Gemeinde. J 

Das Kirchhofd: und Begraͤbnißweſen wird in den jübifchen Gemeinb 

etrennt von dem übrigen Gemeindewefen verwaltet. Es befteht an di 

Diten, wo fich eine zahlreiche Gemeinde befindet, eine befondere Bew 
gungs⸗Geſellſchaft aus den Gemeindegliedern, bie eigene Statuten und d 
eigene Kaffe hat, und ihre Gefchäfte freiwillig und ohne Remuneration v 
feben. 

Es Tprechen hierüber: 

aa) das R. v. 14. Aug. 1829 und 14, Mai 1830 und 24. März 18 
welche sub b, zu vergleichen find. 

bb) Die fehiebsrichterlihe Entſcheidung bed Dice» Ober: Landrabhi 


Weyl v. 26. Juni 18121), 

Auf die von dem Herrn E. I. M. und Konſorten zu F. und der dortigen Beerbigi 
Geſellſchaft gegenſeitig erhobenen, und von beiden Theilen zu unſerer Aa A 
ſcheidung geellten verfchiedenen Beſchwerden und Anfragen haben wir nach vorher 
geholten beiderfeitigen Erklärungen, wie folgt, entſchieden: 

I. Daß bie bortize Beerbigungs:Sefellichaft berechtigt ift: . 

1) von den De- und Ascendenten und befonders aus bemNachlafle eines dort ver 
benen Einwohners und Mitgliedes der Gemeinde oder deffen Familie für die@ 
ftätte, den Sarg und das Beerdigen ber Leiche auf dem dortigen Kirchhofe A 
ftehendes, als: 

a) twenn die verftorbene Perfon über 20 Iahr alt geworben — zwei & 
ourant, 
b) wenn ſolche aber unter 20 bis 13 Jahre exol. alt war — Einen Thale: 
zwölf Groſchen Courant, 
c) desgleichen von 13 bi8 3 Jahren excl. — Einen Thaler Courant, und 
a) von 8 Jahren und darunter — Sechszehn Grofchen Eourant, wobei ed 
allen von a. bis d. incl. erwähnten Fällen keinen Unterfchieb mad, | 
welchem Geſchlecht die Leiche ift, und endlich 
e) en jede Leiche ohne Unterſchied bes Alters und Geſchlechts 
Bettkiffen, 
zu fordern und zu verlangen, und zwar, baß folches noch vor der Beerdigunt 
Leiche entweder vefp. baar und in natura an die Vorfteher der Beerdigungs@e 
ſchaft berichtiget, oder dafür ein angemeffenes bewegliches Pfand beftellet, und! 
gedachten Vorſtehern behänbiget werde, und 

2) von ben De- und Ascendenten, und aus dem etwanigen Nachlaſſe einer dort U 
florbenen fremden, nicht aus der Familie eines dertigen Mitgliedes der 
angehörenden, oder etwa von einem andern Orte dorthin zum Begraben bringen! 
Leiche, für die Grabftätte, den Sarg und das Beerdigen berfelben eine nach S 
gabe und den Verhältniffen des Nachlaſſes und verbliebenen Wermögens deſſch 
von den Vorftehern und eventualiter burd die Stimmenmehrheit ber Beerbigum 
Geſellſchaft feftzufegende angemeffene und billige Verguͤtigung und en 
baarem Gelde oder Beftellung eines ſichern beweglichen Pfandes aufpöhe 
vor ber Beerdigung der Leiche zu fordern und zu verlangen, und bevor weder dies geh 
hen noch die ad 1 feftgefegten Verbindlichkeiten erfüllt find, ift bie Weerdigungdgef 
haft nicht verpflichtet, die Leiche zur Grabftätte zu bringen, demungeachtet bir 
dennoch nicht die etwanigen nächſten Anverwandten der Leiche oder fonft Jen 
bie Leiche, ohne Einwilligung der Vorfteher der Beerdigungs-Geſellſchaft, eig 
mächtig und allein auf bem bortigen Kirchhofe der Gemeinde begraben, ober | 
ben Anordnungen ber benannten Vorſteher wiberfegen, vielmehr — übe 
genügen, und fich alles biefen Widerfprechenden gänzlich enthalten m fin. 





1) Vergl. auch in ven Jahrbüchern ber Preuß. Monardie pro 1798 I, &. 2 
die Borftellung ber Kobtengräberzunft in Königsberg. ? 
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hin beiden Fllen aber, wenn die Descendenten oder Ascendenten ber verſtorbenen 
Derfon des Vermögens nicht find, oder der Nachlaß bed Defuncti nicht hinreicht, 
die ad 4, und 2. feftgefesten Begräbnißkoften zu beftreiten, ober die Sicherheitsbe⸗ 
fellung dafür zu leiften, ift die Veerdigungs⸗Geſellſchaft verbunden, bie Leiche auf 
dem dortigen Kirchhof unentgeldlich zu beerdigen. 
n aber wiber Verhoffen 
9 Die Beerdigungs-Gefellfchaft, nachdem den Beſtimmungen sub 1. und 2. genügt 
ff, aus einer oder der andern Urfache, dennoch die Beerdigung der Leiche verweigern 
ſollte, fo find nicht nur die nächſten Hinterbliebenen Anverwandten und Freunde ber 
+ Seftorbenen Perſon und deren etwa noͤthige Gehülfen berechtiget, in den Schranken 
. jertömmtichen Ordnung, felbige auf dem dortigen Gemeinde Kirchhof, ohne daß 
eerdigungs⸗Gefellſchaft ein Widerſpruchsrecht zufteht, zu begraben, Tondern 
kehtere find auch verbunden, jenen alle die zur Beerdigung nöthigen dort vorhande⸗ 
nen Geräthichaften ohne Ausnahme herzugeben und auszuhändigen. Dabingegen 
‚ bie bortige Beerdigungs-Gefellichaft keinesweges verbunden ift, und eben fo wenig 
bazu gezwungen werben Tann, ein Mitglied der dortigen oder einerandern Gemeinde 
ohne Anfehen der Perfon in ihre verbundene Gefellfchaft daſelbſt aufzunehmen, 
wenn baflelbe fich Hierzu nach ihren Statuten nicht qualifizirt, oder nad) der Mehr⸗ 
beit bee Stimmen der Gefellfhaft dazu für nicht qualifizirt erachtet wirb, und 
leichmaͤßig ift .die gebachte Beerdigungs-Geſellſchaft berechtiget, ein bereits in 
rer Geſellſchaft aufgenommenes Mitglied nach den Beftimmungen ihrer Statuten 
entweder mit einer Geldftrafe zu belegen, oder bafjelbe wieder zu entlaffen und zu 


ermittiren. 

* Daß der ꝛc. ©: S. daſelbſt verbunden, für bie Beerdigung feiner am 16. Nov. p. 

verftorbenen Tochter 

den Borftehern der Beerdigungs⸗Geſellſchaft für das Begräbniß 

3) Zwei Thaler Courant, und 
%) ein Bettkiffen, . 
tes. u zahlen und zu behändigen ; 

"We durch fein bewirktes Beerbigen ber Leiche und eigenmächtiges Verfahren babet 
on ber Thuͤre des Kirchhofes und an den Beerdigungs-Geraͤthſchaften entflandene 
Beſchaͤdigung zu vergütigen, und folde in ben vorigen Stand wieber herzuftellen; 
fobald aber dies alles von ihm bewirkt und berichtiget worden, ihm alddann fein bes 
ponirtes Pfand zurückzugeben iſt. 


I, Daß außer den Vorſtehern der Beerdigungss Gefellfchaft annocd zwei Männer 
als Vorſteher und Repräfentanten der Gemeinde, und zwar wenigſtens einer ber 
nit in der Sterbegefellfchaft aufgenommenen Mitglieder nach der Stimmen: 
mehrheit der ganzen Gemeinde zu wählen, und fobald dies geſchehen, felbigem 
von den zeitigen Vorſtehern der Beerdigungsgefelihaft die allgemeine Verwal⸗ 
tung des Gemeindewefens fowohl, ale au insbefondere die der Synagoge, ber 
Armenkaſſe u. f. w. übertragen, und von biefem nach ben allgemein eingeführten 
Grundfägen verwaltet werbe, aber nicht, wie bisher gefchehen, die Verwaltung 
biefer Geſchaͤfte, mit denen des Vorſtehers der Beerdigungs:Gefellihaft kombi⸗ 
nirt bleibe. Webrigens beibe Theile die hierdurch entftandenen Koften zur. Hälfte 
zu tragen und ſich dieſerhalb gegenfeitig zu berechnen gehalten. 


Gründe 


Die ſämmtlichen in ben hiefigen König. Landen befindlichen Einwohner des mofats 
ka GElaubens machen eine vom Staate gebuldete Religions⸗Geſellſchaft, und bie an 
—X Orte befindlichen Mitglieder derſelben eine Kommune oder Gemeinde aus, 
nicht nur in X eng der Ausübung ihres Gottesdienſtes und ihrer Gebräuche, ons 
n auch im B er Kirchenrechte, der Verwaltung des Armenweſens, ber Synagoge 
b ber Beerbigung, und der fonft dazu gehörigen Güter, eine befonbere Autonomie ver⸗ 
et, weshalb auch jetzt noch nach dem neuern Landes⸗Edikt v. 11. März e. nichts ge- 
wet, ſondern nach dem 8. 39. deffelben die Beftimmungen darüber no vorbehalten 
ten find, aber entſcheiden in dergleichen Sachen Lediglich ſowohl bie bis jegt beftandenen 
nal⸗ und ZeremonialsGefege der Juden, als die herkönimlichen Gebräuche und Ob⸗ 


ie Geftcht nun bei aflen juͤdiſchen Gemeinben, felbft im Auslande, bie Einrichtung, 
bie Berwaltung Ber Synagoge und des übrigen Gemeinde: und Armenweſens, von 
bes Begräbnißs und Kirchhofsweſens und den Kaffen berfelben getrennt, und von 
chiedenen Borftehern verwaltet werden. Eben fo ift es an allen Drten, wo eine - 
reihe Gem eriflirt, Obſervanz, daß eine befonbere Beerdigungss Geſ WEoo 
ben Witgliebern bex Gemeinde beficht, die ihre eigene Statuten und cine heinnere 


Q* 
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Kaffe hat, und wo die Verwaltung des Kirchhofs: und Begräbnißwefens von if 
ftehern und Mitgliedern derfelben allein beforgt und verwaltet wirb. 
Diefelbe macht aber demungeachtet keine alleinige Korporation aus, und li 
als eine für fich beftehende moralifhe Perfon, fondern nur als ein Mitglied di 
Gemeinde betrachtet werden, die lebiglich diefes Gefchäft aus Religiongeifer une 
übernommen bat, daher darf ihr Intereffe nicht dem der Gemeinde entgegen | 
mehr haben fie gar Kein anderes Intereffe, ald das der ganzen Gemeinde, daher 
Rechte und Geredhtigkeiten, die fie bereitö erworben haben, oder noch acquirire 
fie nur zum Wohl der ganzen Gemeinde erhalten und erwerben. Hiernach le 
von felbft ein, daß der jüdifche Kirchhof an einem Orte nicht das alleinige E 
der dafelbit eriftirenden Beerdigungs:Gefellfchaft ift, Tondern der ganzen dorti 
Then Semeinde gehört. Hiermit flimmen auch die Allgemeinen Landeögefege üb 


beſonders fchreibt der 
8. 183. Tit. II. Th. II. des A. L. R. 

ausdrũücklich vor: 

„Kirchhoͤfe oder Gottesaͤcker und Begraͤbnißplätze, welche zu den einzelnen K— 

„bören, find, der Regel nach, das Eigenthum der Kirchengeſellſchaft.“ 

Die Statuten der Beerbigungs-Gefellichaft find nur für die Mitglieder derfe 
für die Gemeinde nur in fofern, als foldhe das gemeinnügige Wohl betreffen 
nicht entgegen find, verbindlich. Es ift Daher jedes Individuum der Gemeinde, 
auch Fein Mitglied der Beerdigungs: Gefellichaft ift, den Statuten derfelben, w 
allgemeine Befte, die religidfen und herkömmlichen Obfervanzen bezwecken, unte 

Hierzu gehört nun unflreitig die Bezahlung der Grabftätte und des Sarges, ſ 
Ordnung und gewöhnliche Zeremonie bei der Beerdigung einer Leiche, Erfle 
feine allgemeine Beftimmungen, unb felbft Lestere weichen an mandyen Orten 
ander ab, und beruhen auf einen beftimmten Grundfägen, fondern hängen lediı 
dem Inhalt der Statuten der Beerbigungs-Gefellihaft und der Verfaffung ei 
Drts ab; jedoch im Betreff der erftern können nur, befonders in Hinficht der für 
Mitglieder ber Gemeinde und ihrer Kamilien, die ſchon beftehenden und von be 
Gemeinde fanctionirten Statuten und herfömmlichen Gebräuche ftattfinden und 
lich fein, und die Beerdigungs⸗-Geſellſchaft darf darin Keine Aenderung ohne ( 
gung der ganzen Gemeinde ober deren Repräfentanten vornehmen, und baht 
weniger bei demjenigen Indivibuo der Gemeinde, das nicht Mitglied der Beer 
Gefellichaft iſt, eine Ausnahme von der Regel machen; fondern fie muß vielmef 
dem, was fie nad) den einmal feftftehenden Statuten zu fordern berechtiget ifl, 
worden, bie Beerdigung einer Leiche auf dem Kirchhofe der Gemeinde geftatten, 
weder das Beerdigungs-Geſchaͤft felbft vornehmen, oder es den naͤchſten Anver 
und Kreunden des Verftorbenen überlaffen, und diefen nicht nur die Grabftätte, 
auch die im Befis habende zur Anfertigung des Grabes und der Beerdigung ndl 
rätbichaften hergeben. Es hat jedoch die Beerdigungd: Gefellfchaft darin flets 
Wahl, und muß es bieferhalb ihrer alleinigen Erklärung überlaffen bleiben. 

Das Gutachten vom 30. März 1807 ift nur dahin zu verftehen, daß, wenn nc 
deshalb feftgefest worden, ober es die Leiche eines Fremden, nicht zu den Mitgli 
Drtögemeinde und deren Kamilie Gehörenden betrifft, es von der aldbann erfi 
Beitimmung der Beerbigungs:Gefellfhaft abhängt, nicht aber, wie bier der 
wo bereits in den Statuten die Beftimmungen darüber feftftehen. Ferner ift ed 
allen Orten bei der jüdifchen Gemeinde, felbjt an einem Orte, wo feine befonbi 
digungs⸗Geſellſchaft eriftirt, herfömmliche Obfervanz, daß aus dem Nachlaffe 
ftorbenen, ober von ben hinterbliebenen vermögenden De= oder Afcendenten die 
niß-Gebühren, und das, was fonft etwa noch beftimmt ift, entweder fofort und 
ber Beerdigung ber Leiche bezahlt und gegeben, oder bafür ein angemeffenes bei 
Unterpfand beiten wird; fo wie es auch hingegen wieder überall allgemeiner ( 
und eine Obfervanz ift, daß von einer in Armuth verftorbenen Perſon, wo n 
Nachlaß derfelben dazu hinreicht, noch die De: oder Afcenbenten des Bermög 
jenes zu leiften, die Leiche unentgeldlicy begraben werden muß, — Jedoch ift al 
angeführte, außer — bis auf ben letztern Kal, nur hinſichts eines Mitgliedes t 
Gemeinde und deren Familie und Zugehörigen daſelbſt, nicht aber auf eine etwi 
Drte verftorbene, dort nicht einheimifch gewefene Perfon, oder gar auf eine, v 
andern Orte zur Beerdigung bringende Leiche, anwendbar, fondern dann hängt 
flimmung ber Begräbniß-Gebühren lediglich von dem Gutachten der Vorfteher 
Mehrheit der Stimmen der Beerbigungs:@efellfchaft, und wo dergleichen nid 
von dem Gutachten der von der Gemeinde zu dem Begräbniß-Gefchäft gewaͤhl 
fieber und eventualiter von der Mehrheit der Stimmen der Gemeinde ab; ir 
auch hierbei die Billigkeit nie aus den Augen gefebt, und die Korberung barf 
boch, fondern nad) Maßgabe bes verbliebenen Vermögens gemacht und 
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nun in F. eine dergleichen Beerbigungs-Gefellfchaft errichtet, die ihre befonbes 
tıten und Verordnungen hat, bie Verwaltung ber hierzu gehörenden Gefchäfte und 
kiftaber bisjegt mit den der Synagoge und des Armenweſens der bortigen Gemeinde 

ewefen. Hierdurch entftanden nun fo manche Intonvenienzen und Inconfes 
„bie auch natürlich entfliehen mußten, da die Beerbigungs-Gefellfchaft fehr oft 
fereffe der übrigen Gemeinde: Mitglieder, welche nicht in ihre Korporation aufges 
a waren, alterirte, weil keine beſondern Nepräfentanten ber Lestern eriftirten, 
Rechte wahrnehmen konnten. Es kann daher aud) die pag. 46 der alten Sta⸗ 
ab des Kaſſen⸗Buchs feftgefeßte Beftimmung, daß die Vorfteher der Beerbigungs: 
haft zugleich Vorfteher der Gemeinde fein folten, nicht berüdfichtiget werben. 
der Erfolg lehrt ee, daß Animofität und Perfönlichkeit ſich einmifchten, und das 
wohl der religiöfe Zweck verfehlt ward, als auch fogar ein öffentlicher Auftritt 
d, die Mitglieder der Gefelfchaft und bie ber Gemeinbe, welche nicht in jene auf: 
nen find, ſich gegenfeitig beleidigten, und einer des andern Rechte alterirte, wie 
dem concreten Kalle mit ber Beerdigung der am 16. Nov. a. p. verftorbenen 
edes S. &. ſich bewährt bat. 


eTheile Haben fich vielfeitig dieſerhalb befchwert, beide haben aber die Gränzen 
berechtfame uͤberſchritten. Denn nach der bereits vorangeſchickten Ausführung 
Brerdiaungs-Gefellfchaft von dem ©. S. nad den in ihren Statuten $. 4 und 
hmten Sägen, nicht mehr als 2 Rthlr. Courant und ein Bettkiſſen für die Grab» 
ad Beerbigung feiner verftorbenen Tochter zu fordern berechtiget, und noch weni⸗ 
fte fie ihm, wenn er zur Berichtigung diefer Forderung bereit war, bie @rabftätte 
alleinige Beerbiaung auf dem Kirchhofe verweigern. Denn Lesterer tft, wie oben 
ihrt worden, felbft wenn fie folhen auch auf ihren Namen acquirirt hätten, den⸗ 
a Eigenthum der ganzen dortigen Gemeinde, welches noch um fo mehr bafelbft 
Ai, wo die Berwaltung des Gemeindeweſens ſtets mit der Beerdigungs-Gefells 
Weriniget gewwefen, und alle Verhandlungen im Namen der Judenſchaft ges 
une dies zum heil das Protokoll v. 21. Dee. 1782 ergiebt; daher kann es gar 
ken, dab diefe Verhandlung von den Vorftehern und Mitgliebern ber Gefells 
when, weil felbige auch zugleich Vorfteher des Gemeindewefens waren, und 
Baignds hervorgeht, daß fie blos nomine der Beerdigungs-Geſellſchaft gehan- 
wir dieſe allein den Kirchhof acquirirt haben. Aus eben biefem Grunde Tann 

ft auch bier nicht aus einer possersione continna und Verjährung durd) 
uch den allgemeinen Landes⸗Geſetzen ein Recht verlangen, denn eines Theild mans 
ber BeerdigungssGefellfchaft an einem eigenthümlichen Befigtitel, und andern 
befindet Fr biefelbe auch nicht in dem alleinigen Beſitz des Kirchhofs. Daß fel- 
jeht die Beerdigung der Leichen allein darauf vorgenommen, kann als eine Bes 
fung deſſelben nicht geachtet werden, da es notorifch ift, daß diefe Handlungen 
elben nicht aus einer vorbergegangenen Verpflichtung der übrigen Mitglieder ber 
de, fondern nur aus religiöfen Abfichten vorgenommen, und ihnen von ben ans 


alaſſen worden. 

A. L. R. Thl. J. Tit. 7. 8.106. 
on abgeſehen, fo war die dortige Beerdigungs⸗-Geſellſchaft auch ſelbſt nach ihren 
Statuten weder ein Mehreres von dem ꝛt. S. ©. zu fordern, noch ihm bie als 
Beerdigung feiner verftorbenen Tochter auf bem dortigen Rirchhofe zu verweigern - 
et. Denn ber ıc. ©. ©. war- vormals ein Mitglied: der Gefellfchaft, und ift nur. 
aBeſchluß v. 24. Okt. a, p- aus derfelben zur Strafe feines ungebührliden Be⸗ 
bei der Beerdigung der Leiche des Iſrael exmittirt worden. tape ift der 
ft des 5. 13. der Statuten hinlaͤnglich genüget, indem bafelbit auf biefen Fall 
Alternative feftgefest ift, daß das Mitglied ber Gefellfchaft entweder ausg eſt o⸗ 
er beftraft, d. h. mit einer Geldbuße belegt werbe, Da nun das Eritere ge: 
fo konnte das Andere nicht weiter angewendet werben, noch weniger Eonnte die 
aft aus dem F. 16. der Statuten, wenn fie den 20. S. ©. ald ein fremdes in die 
aft nicht aufgenommene Mitglied detrachtete, ein Recht hierzu herleiten. Denn 
eils, fo hat diefer $. in diefer Hinſicht für die nicht in ihrer Geſellſchaft feiende 
er der Gemeinde feine verbindenbe Kraft, andern Theile aber, fo ift daſelbſt auch 
rnativiſch befiimmt, daß entweber eine Geldbuße erlegt werde, ober der Gefells 
iftehe, fich mit Beerdigung der Leiche nicht zu beichäftigen; auf diefen Fall aber 
em das Recht benommen ift, die Leiche feines Angehörigen allein und ohne 
‚Dereuiheft zu beerdigen, und es ift nicht beftimmt, daß diefe die Grabftelle ver: 
önne. 


er anbern Seite aber involvirt das Verfahren bed S. ©. bei ber Beerdigung 
ıchter eine eigenmächtige und ungerechte, wenigftens eine irzeligiöfe Handlung. 
vor der Beerdigung feiner verftorbenen Tochter entweder ben Keen Au 
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Beerdigungs⸗Geſellſchaft, ober einer dortigen Gerichtsperſon ein Pfand auf Höhe ber ı 
erfterer gemachten Korberung mit Vorbehalt feiner Rechte beftellen, die Beerdigung 
Leiche in Ruhe abwarten, und alsdann, wie jest gefchehen, feine Beſchwerden anbrin 
und ausführen Finnen, wodurch alle gewaltthätige Handlungen und ber dffentlih 
durch gegebene Aerger vermieden worden wäre; er ift deshalb auch die hierdurch entß 
dene Beihädigung an ber Thür des Kirchhofes und an den Beerbigungs-Geräthfäe] 
zu vergütigen ſchuldig. 

Es hat daher, um für die Folge dergleichen Auftritte und Streitigkeiten zu evith 
überall, wie gefchehen, entfchieden und fo feftgefest werden müffen. Uebrigens reife 
get fich der Koſtenpunkt dadurch, daß beide Theile gleiche Weranlaffung zu ben Beſcha 
den gegeben haben. 

o gefehehen Berlin, den 26. Juni 1812. 
Bice:Oberstandrabbiner und Affeffores 
Meyer Simon Weyl, Simon Joachim, 2. Hurwitz. 
(Heinemann I. S. 337.) j 


b) Verpflichtung der Begräbniß-Gefelfchaften zur Aufnahme aller ii 
ſchen Leichen und deren Tarif. 


aa) R. des Min. ded Inn. v. 2. Dec. 1817 an die Aelteſten der jühlld 


Synagoge zu Inowraclaw. 

Es ift über die von Ihnen bei dem unterzeichneten Din. unterm 11. Aug. bei 
angebrachte Beſchwerde: 

daß nad) einer Verf. der K. Reg. zu Bromberg die Beerdigungss@efellfchaft der 1 

litiſchen Gemeinde zu Inowraclaw aufhören follte, 
von gebachter Behörde Bericht erfordert worden, 

Aus demfelben ergiebt ſich, daß von ber K. Reg. gar nicht bie Aufpebung N 
dachten Beerbigungs-Gefellfhaft ausdrücklich angeordnet ift, fondern nur ein 
gulist werben folL, nach welchem bie jedesmaligen BeerbigungdsKoften zu bezatd 
welches auch nothwendig ift, indem dadurch jeder hierunter bisher ftattgefundere € 
kühr für die Folge vorgebeugt werben wird, und wobei es daher fein Bewender 

(Heinemann I. ©. 345.) , 

bb) R. des Min. d.Inn. v. 14. Aug. 18%9 an die K.Reg. zu Brc⸗ 

Bon dem jübifhen Glaubensgenoſſen N. zu N. wird in der urfchriftlic ang — 
Gingabe v. 2. d. M. über Gelberpreffungen geklagt, welche ſich die daſige juͤdiſ 
zunft bei Beerdiguug nicht zu ihr gehörig geweſener Mitglieder der Judengen « 
laube. Run ftimmt zwar das Min. mit dem der Beicheibung ber K. Reg. v. 1 
zum Grunde liegenden Prinzip überein, daß die Indenfchaft eines Orts eine gDı 
ſellſchaft tft, über deren Verhältniffe, wenn Streit zwifchen den Mitgliebern 2 
Geſellſchaft entfteht, der Richter zu entfcheiden hat. Allein diefes Prinzip Tann * 
weit außgebehnt werben, daß man biefen Gefellfhaften auch Mißbräuche geftatten | 
welche bedeutende polizeiliche Lebelftände zur Solge haben, und das Privat: igem 
der Gingelnen ber Willkuͤhr preisgeben können. Zu diefen Mißbräuchen gehört nu 
ftreitig die Erhebung übermäßiger Gebühren bei Beerdigungen, zu deren Erleg 
orthobore Jude gezwungen wird, wenn er ſich auf der einen Seite aus Gewirfendef 
keit nicht zu entfchließen vermag, bie Vorfhriften des Ritual-Gefeges unbeobohll 
laſſen, Auf der andern Seite aber an die Leiche fortfchaffen muß, und ME 
Beerdigung richterliche Entfcheidung nicht einholen fann, In dem Bericht v. 12. K 
1817 iſt die K. Reg. felbft von diefem Grundfage ausgegangen, hat die Zeftfehung U 
BeerdigungssTarifen für bie Juden für nothwenbig angefeben, und ift unterm & 
ejusd. a, deshalb das Noͤthige zu verfügen autorifirt worben. 

Hiernach mag denn die K. Reg. auch im vorliegenden Kalle und in allen Chnfli 
das Nöthige beitimmen und billige Tarife reguliren, nach welchen vorläufig alle u 
dem jüdifhen Ritual-Gefege zur Beerdigung erforderliche Handlungen vorgenomm 
und die Leichen innerhalb der dazu geftatteten Zeit zu Grabe gebracht werden mil 
Dabei kann den Veerbigungs-Zünften, wenn fie etwa wegen bes prätenbirten 4 
thums an dem Begräbnißplage höhere Forderungen für die Grabſtelie machen zu En 
glauben, nachgelafien werben, diefe Korderung nach dem Begräbniß vor demfl 
ter geltend zu machen, wenn nicht eine gütliche Einigung ftattfindet. Allein es f 
ihnen nicht geftattet werden, vor dem Begräbnif irgend eine, nach bem Ritual 
fege nothwendige Handlung einer foldhen Forderung wegen zu unterlaffen, ober d 
eine höhere als die tarifmäßige Gebühr zu erheben. 

Bon dem, was die K. Reg. hiernach verfügt, möge biefelbe Anzeige erflatten, un 
Beſchwerde wieder einreichen, den VBeichwerbeführer aber befcheiden. 

(Ann. XI. ©. 568.) 
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Beiheibung auf Ihre Anfrage v. 14. März d. J., bie Theilnahme der ſich in ei 
Gtaht anfiebelnden fremben Juden an dem Wegräbnißplage der daſelbſt ſchon beftes 
jemeinbe betr., wirb ber K. Reg. anliegend in Abfcheift eine unterm 14. 
2.3. auf eine ähnliche Veranlaſſung an bie Reg. zu Bromberg erlaffene Verf. mit 
Semerten mitgetheilt, daß hienach der von Ihr vorgetragene Ball einftweilen, und 
a 
en ur BegräbnißsGozietät ywangäweife anzufinnen, it gel 
st gutäflig. (Ann. XIV. * 349.) 
Ü) Die M. v. 29. Aprit 1833, 27. Febr. und 3. Yuni 1840 vergl, 
la, efeted sub I. C. BB. 3. b., Ießtere Abfchnitt IX. 
-@)R, des Min. des Inn. u. d. Pol. (v. Rochow) v. 24. März 1842 
Anden Borftand der jüdifchen Religions⸗Geſellſchaft zu N. 
«em Borfiande der jübifchen Rettgione-Gefeilfchaft ertheile ich auf das Geſuch v. 8. 
%$, in Betreff ber Beſtattung ber nicht zu derfelben gehörigen jübifchen Blaus 
fen, Rachftehendes zum Beſcheide. 
Bedingung, welche jeder in einem Orte ſich anfiebelnden Jubengemeinde ges 
wird, ift in allen Fällen bie Anſchaffung eines Wegräbnißplages, auf welchen 
ide, im Orte verftorbene Juden beerbigt werben können. Die Polizei hat fi 
datum zu befümmern, auf weflen Koften ein foldjer Play angeſchafft worden, viels 
inalen Fällen, wenn ein Jude im Orte ftirht, deſſen Beerbigung auf dem jübis 
m Onttegacker zu verlangen und nöfhigenfalls zu erzwingen. Denn, fo wenig eine 
‚angehalten werden Fann, einen befonberen Begräbnißplag für bie einer judi⸗ 
—— nidht beigetretenen Juben anzufhaffen, fo wentg gelte 
%, Anftand und die den Todten ſchuldige Pietät, ed dem Zufalle zu überlaffen, 
eintjähifche Leiche beerdigt werben fol. Eben fo wenig geftattet es biereligiöfe Eitte, 
jen Armen:Gottesader auch ir Beerdigung von Juden zu gebrauchen. 
fd in einzelnen Orten jübifche Bes äbnißgef Jaften bitben, fo muß auch dies 
die Yufuahme aller jüifchen Leichen auf dem Plage aufhegeben werben, aud wenn 
bes Berftorbenen nicht zu ber Gefellfhaft gehört. GE wirb ihnen dann aber 
„üinen Tarif zu entwerfen und zur Genehmigung einzureichen, und darin, nach 
bir Koften, welche die Anfchaffung unb Unterhaltung erfordern, und des Raus 
eine Grabftelle, angemefjene Säge feftzufiellen. Wenn aber —E die 
ſhaft von Jedem, welcher ſich ein Anrecht auf den Beerbigungsplag ver⸗ 
will, ein Eintrittögeld von 105 Rthir. verlangt — eine Summe, die der Jer⸗ 
tiht aufzubringen im Stande if — und wenn biefelbe für eine fremde Leiche 
don 100 Ktbir,, 70 Rthlr. und 50 Rthlr. fordert, fo einen ſich dergleichen 
zur Genehmigung, vielmehr laufen foldhe Vorſchlage iediglich auf eine ta⸗ 
igt Gelberpreffung hinaus. Es bleibt daher der Judenſchal lediglich übers 
dm Zarif für Mitglieder der Gefellfchaft und für Fremde na Sn Anficht zu 
und die Genehmigung ber K. Reg. einzuholen. Wis dahin, dag dies gefhehen, 
AA) ınie wor die Beerdigung jeber jübifchen Leiche, nöthigenfalle hurch pofizetliche” 
erpoungen, und ber Subenfchaft überlaffen werben, bie Entfchäbigung für bie 
le don den Hinterblicbrmen im Rechtswege nathzufuchen. 
B.M. BI. 1842.©.03)  . 
Uebliche Koftenfäge der Begräbnißgefelfchaften. 
Öntaisten deö Bice-Ober-Land- Rabbiner Weyl, v. 16. Nov. 1817, 
24) Anfrage des Landraths zu Frankfurt a. D. beim Vice ⸗Ober⸗Landrab ⸗ 
ER. 6, Weyl in Berlin. 
Mn. Mohlgeboren:gebe idy mic die Ehre, anliegenb das aus 4 Bande und 7 Blättern 
ie® mit dem ergebenften Erfuchen zu überfenben, J J 
"ir Oero ——58 barüber gefälfgft balbigft unter Rüdfendung der Akten zus 
Eonnmen gu laffen, J 
möglich fei, Haß bie Kirchhoft⸗Vorſteher für bie Grabſtelle bes Kindes eines 
PH ki zu — erechtigt fein Können. 
derdaupt bitte ich, mich zu benachrichtigen, wie ed dort wegen der Grabesplaͤte ges 
em, unb woad bafhr bezahlt wird, auch in welchen Fällen bafıkr eine größere ober ges 
* % — DE. 1007 
a. en 20. Dit. 1817. . 
a Xſeandrath und Yollzs · Direttor. 
Hauſchtee. 
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£) Sutachten des Vice⸗Ober⸗Landrabbiners. 


In Gemäßheit Em. Aufforderung vom 29. v. M. die Beſchwerde bes Hm! 
Namens ber unverehelichten H. &. Üiber die dortigen jüdifhen Kirch hofs⸗Vorſteba 
gen angeblich fir ihr verflorbenes Kind zu viel gezahlten Beerbigungs-Gebähre 
beehre ich mid), Ew. sub remissione der bdesfalfigen Akten Folgendes gutachte 
berichten. 

Im Allgemeinen machen die Beerbigungs s Gefellfhaften der jübifchen Gemae 
nad den jüdffchen Ritual-Gefegen, eine freiwillige, aus Religionseifer ‚zu dieſen: 
thaͤtigen und religiöfen Zwecke ſich verbindende Komite der Gemeinde jedes Drtif 
Parochie nach dem Sinne des 8. 237. Tit. IT. Thl. II. A. . R. aus. Ihr all 
das Kirchhofs⸗ und Begraͤbnißweſen jedes Orts, wo dergleichen Geſellſchaften m 
find, abgeſondert von dem Übrigen Gemeinde-Weſen, übertragen. Nenn baberbe 
hof felbft, übereinftimmend mit ben Vorfchriften des L. R. $. 183. ibid. das Eige 
der ganzen jüdifhen Gemeinde jedes Orts ift, fo ftehet diefer, namentlich beruf 
bern, nicht nur die Anordnung des Zeremoniel& vor und bei der Beerbigung ber & 
fondern auch bie Verwaltung beffelben in vollem Maße und eben fo zu, als m 
von der ganzen Gemeinde gewählt, und haben in biefer Hinficht Die Rechte undk 
Yichkeiten eines Pfarrers und Kirchenvorftehers (88. 453. 553. 619. 1. c.). © 
daher biefelben das Recht und die Verpflichtung wie jene ($.423 und 667 ibid.) li 
den Statuten einer Orts-Gefellfchaft und Gewohnheiten — welche hier alleine 
den, ba keine nad) $. 425 ibid. beftimmte Taxordn. des Staats vorhanden iſt * 
führte Gebühren und Stellgelder für Begräbnißpläße zu verlangen. 


In der Regel ift in diefen Statuten der Beerdigungs-Geſellſchaft eines jeben Di 
besfalfige Taxe binfichts der Einwohner des Orts uud ihrer Familien, wel Be. 
Glaubensverwanbdte find, angeordnet und feftgefegt, doch ift fich Diefe nicht über 
Selbige heruhet auf herkömmlichen Obfervanzen jedes Orts und Befchläffen ke 
meinde oder auch nur der Gefellfchaft allein. 


Allgemein ift es Gebrauch, daß für die Leiche, welche eigenes Vermögen oda 
gende De- und Afcendenten zuruͤckläßt, mehr als für folche, wo dies nicht ber 
jedoch nach den in der Zare beflimmten Sägen gegeben werben muß. | 


Eben fo allgemein ift auch die Gewohnheit, daß hinfichts Fremder, fich nur muf 
an einem Orte aufhaltender Perfonen, ſowohl in Anfehung ihrer felbft als ihre 
telbaren Zugehdrigen, Kein beftimmter Sa und keine Taxe vorhanden iſt, fe. 
von der Beſtimmung ber zeitigen Vorfteher der Gefellfchaft allein abhängt, wa - 
die Beerdigung der Keichen verlangen, in fofern der Nachlaß des Verſtorbenen 
qualifiziert, oder die De= und Afcendenten vermögend find. 


Die Beurtheilung und Entfcheidung hierüber ift das alleinige Recht und be 
der gedachten Vorfteher, wozu ohne Ausnahme die verftändiaften, rechtlichftes 
gioͤſeſten der Gefellichaft gewaͤhlet werden, und bei welchen Billigkeit und unper 
Verfahren vorausgefegt und erwartet wird. Glaubt indes Iemand, daß in en 
anderem alle ihm von diefen zu viel gefchehen fei, fo Tann er auf bas Urte 
Ausſchuſſes der Geſellſchaft, allenfalls unter Vorſitz des Rabbiners des Orts, pre 

Ein Gefinde jüdiihen Glaubens gehört nun zwar rüdfichtlich der Beerdigung 
ſowohl nach jüdiſchem Ritus, als aud) nad) den Landesgeſetzen zu der Parodie 
[hen Orts-Gemeinde, wo es in Dienften ift, das heißt, daß die Gemeinde ober 
erdigungs⸗Geſellſchaft, demſelben, oder deſſen Angehörigen den Begraͤbnißplatz u 
fagen dürfe. Es koͤnnen aber von bemfelben, wenn es nicht ein eingebornes, en z 
einem fremden Orte dahin gekommenes, und bort nicht wohnhaftes Mitglie 
willkuhrlichen Gebühren und Stellgelder, wie von einem andern Fremden, nadı ie 
bemerkten Beftimmung genommen werden. 

Im vorliegenden Kalle alfo, wo nad) der eigenen Anzeige bed Herrn F., und 
gabe ber H. ©., ihr Beſchwaͤngerer, Vater des verftorbenen und beerbigten Kb 
vermögender Mann ifl, von dem fie auch nach den ©. bie biesfallfigen Begraͤbnß 
erftattet verlangen Tann, 

($. 84 des erften Anhanges zum A. L. R.) 
fie felbft auch nicht als eine ganz arme Perfon betrachtet werben Tann, da fie da 
von ihrem früheren Dienftlohn entnommen und berichtigt hat; fo koͤnnen auch 
tigen Vorfteher der Beerdigungs⸗-Geſellſchaft, ihres Verfehens willen, nach be 
fägen der Ritual: oder Landes-Geſetze nicht getabelt, noch weniger zur 
bereits zur Kaffe gezahlten Geldes angehalten werden. Es muß ihr vielmehr 
bleiben, blos im Wege ber Güte durch beſcheidenes Anfuchen und Vorftellunge 
Borftehern ſolches zu hewirken. 
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Hiefes iſt es, was ich pflihtmäßig und gutachtlich zu berichten mich veranlaßt gefuns 
a, und ftelle die ferneren Verf. deshalb Ew. ꝛc. ergebenft anheim. 


I, Berlin, den 16. Nov. 1817. 

Der Vice-Oberstandrabbiner 

m. Meyer Simon Weyl. 

(Heinemann I. ©. 347.) 

0) Transport jüdifcher Leichen. “ 

»R. des Min. des Inn. v. 1. Sept. 1818 an die Aelteften ber jüdifchen 

kein u Königäberg in Preußen., 

Avird Ihnen auf Ihre Eingabe von 19. v. M., worin Sie darauf antragen, zu 
‚ daß diejenigen jüdischen Glaubensgenoſſen, welche auf dem Sande oder in 
fterben, wo kein jüdifcher Todtenacker ift, nach dem nädıften Ort, wo fich en 

befindet, fransportirt werben bürfen, zum Beſcheid eräffnet, daß dieferhalb eine 


Bein Bert. nicht erlaffen werben kann. 
" indeß die Erlaubniß zu dem Zransport einer Leiche bei der Orts: Polizei:3es 


8 Fällen nachgeſucht wird, wo in Hinſicht auf Geſundheits Polizei nichts 
entgegenftehet, und namentlich die Leiche noch nicht von ber Verweſung ans 
‚ oder der Todte nicht etwa an einer anfteckenden bösartigen Krankheit geflor- 

wi, wird die Erlaubniß auch nicht verweigert werden. 
ee müffen fich die Zuden-@emeinden in ben Städten, wo noch Bein befonderer 
öbnißplas für diefelben vorhanden ift, dergleichen befchaffen. (Annal. IL. ©. 728.) 
"BB, Art Der NRepartition der Gemeindebedürfniffe unter 

N Gemeindeglieder. 

g) Rüdfichtlich der Landestheile in denen dad A. L. R. gilt, verweift Th. II. 
1. — 20 in Betreff der Rechte der geduldeten Religionsgeſellſchaften 
RT, Tit. 6. 8. 11 ff, nämlich auf die Rechte ber erlaubten Pris 
Blgeielifchaften. Diefe haben unter fich die inneren Rechte der Kors 
Bakkllenen und Gemeinden. Die Beflimmungen, welche für die leßteren 
md, kommen daher zur Anwendung bei Entfcheitung aller inneren 
lboerhältniffe der Subengemeinden, insbeſondere alfo auch bei Entfcheis 
Fyen über die Art der Repartition der Gemeinbebedürfniffe unter die Ges 
Wndeglieder. Jene Beſtimmungen find nun enthalten in den folgenden 
41-15 und 25—80. Tit. 6. Th II. L. R. J 
Mit. Die Rechte und Pflichten der Mitglieder erlaubter Gefellfchaften unter fich, 
Men nach den unter ihnen beftehenden Vertrage, in deſſen Ermangelung, nach den 
Ki derfhiebenen Arten ſolcher Befellfhaften ergangenen befondern Befegen, und wo 


hieſe nicht entfcheiden, nad) dem Zwecke ihrer Werbindung beurtheilte : .. 
b12. Bei Handlungen, woraus Rechte und Berbinblichkeiten gegen Andere entfles 
M Wer fie nur ge Theilnehmer eines gemeinſamen Rechts, oder einer gemeinſamen 
ichkeit betrachtet. 
1d. Dergleichen Geſellſchaften ſtellen im Verhältniſſe gegen Andere, außer ihnen 
moraliſche Perſon vor, und können daher auch, als ſolche, weder Grundſtücke, 
ſ Kapitallen auf den Namen der Geſellſchaft erwerben. 
9.14, Unter fich aber haben dergleichen Geſellſchaften, fo lange fie beſtehen, bie in- 
en Rechte der Korporationen und Gemeinden. ($. 25 sqq. 
15. Es kann daher ein ausfcheidendes Mitglied von dem Gefellfchaftsvermögen nur 
den Fa Antheil fordern, ale das Mitglied einer Korporation und Gemeinde dazu 
tigt iſt. . 
25. Die Rechte der Korporationen und Gemeinden kommen nur foldhen vom Staate 
— Zſeuſchaften zu, die ſich zu einem fortdauernden gemeinnuͤtzigen Zwecke 
unden haben. 
26. Die Verhaͤltniſſe und Rechte der Korporationen und Gemeinden find haupt⸗ 
ih nach den bei ihrer Errichtung gefchloffenen Verträgen, ober ergangenen Stif- 
sbriefen; nad) den vom Staate erhaltenen Privilegien und Konzeſſionen; und nad 
auch in ber Folge unter Genehmigung des Staats abgefaßten Schlüffen zu beur- 


N. 

27. Die folchergeftalt beftimmten Rechte und Pflichten der Geſellſchaft und ihrer 
lieber, fo wie bie wegen des Betriebes der gemeinfchaftlichen Angelegenheiten ge: 
nen Einrichtungen, machen die Verfaſſung diefer Korporation aus. 

28. So weit dadurch der Zweck der Geſellſchaft, und ſolche Mittel, ohne welche 
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diefer Zweck nicht erzeicht werben Kann, beflimmt find, gehören dieſelben zur Grund 


verfaffung. 
$. 29. Grundverfaffungen koͤnnen nur in fomweit geändert‘ ober abgefthafft werben, 
die Korporation felbft aufgehoben werben Tann. i shaft 

$. 30. Auch andere Berfaffungen kann die Korporation eigenmäcdhtig, ohne 8 
und Genehmigung des Staats, nicht abändern. 

$. 31, Wie weit aber dergleichen Aenderungen durch einen nad) Mehrheit ber tig 
men abzufaflenden Gefelfehaftsfchluß, unter Approbation des Staats, erfolgen können, 

. tft. nad) den unten vorlommenden Regeln zu beurtheilen. ö 

. 32. Bei der Auslegung dunkler und zweifelhafter Stellen in den Verſa 
gefegen einer Gefellichaft, finden die allgemeinen Regeln von Auslegung ber . 
Geſetze und Privilegien überhaupt Anmendung. 

8. 33. Doch ift dabei auch auf die bisherige Gewohnheit bei der Befellfchaft, fo md 
biefelbe ihrer Grunbverfaffung und den allgemeinen Gefegen des Staats nicht wiben . 
fpricht, vorzügliche Rüdkficht zu nehmen. 

8. 34. Sol Über dergleichen dunkle oder zweifelhafte Stellen eine allgemeine Größe 
rung für die Zukunft abgefaßt werden: fo kann dies nur durch Schläffe der Korporatiug . 
unter Genehmigung des Staats, gefcheben. J 

8. 35. Kann kein ſolcher Schluß zu Stande kommen: oder betrifft die Sache Reche⸗ 
und Pflichten ber Korporation gegen andere außer ihr: fo kommt dieſes Erkiärungereik: 
nur allein dem Staate zu. . . 

8.36. Behauptet aber ein Dritter, daß er durch ſolche Deklaration in feinen fiyen 
erworbenen Befugniffen gekraͤnkt fei: fo muß ihm darüber rehtliches Gehör verfatie 
werben. ' 

$. 37 Jedes in bie Korporation neu eintretende Mitglied unterwirft fi eben baban 
ben Verfaffungen derſelben. n 

$. 38. Won deren Beobachtung, fo weit es dabei auf Grundverfaffungen aufeumuk 
können audy einzelne Mitglieder niemals befreit werden. 
$.39. In wiefern aber Korporationen, ober deren Vorgefegte, einzelne Mit 
von andern zur Srunbverfaffung nicht gehörenden Berbindlichkeiten und Laſten 
firen Können, hängt von ben befondern Einrichtungen einer jeden Art der Korperaiie 
nen ab. 

5.40. &o weit bie Verfaflung einer Korporation aus ben biöher ($. 26— 36.) * 
gebenen Quellen nicht zu beſtimmen iſt, muß auf die wegen der verſchiedenen Arten 
Korporationen ergangenen beſondern Geſetze Ruͤckſicht genommen werben. 

$. 41. Wo auch dieſe nichts Näheres beſtimmen, da treten nachſtehende allgemein 
Vorſchriften ein. 

$. 42. Jedes Mitglied einer Korporation ift fchuldig, feine Handlungen bem gemeine 
ſchaftlichen Zwecke gemäß einzurichten, und zur Erreichung beffelben mitzuwirken. 

F 43. Die Korporation ift berechtigt, Mitglieder, welche biefem Zwecke vorſchlh, 
ober fonft beharrlich, zumider handeln, auszufloßen. 

$. 44. Sie kann aber diefe Befugniffe nur unter Aufficht des Staats, und nad ben 
von ihm vorgefchriebenen Gefegen ausüben, 

F 45. Ein eigentliches Strafrecht gegen ihre Mitglieder Tann einer Korporation mus 
wegen Vergebungen, die von den Mitgliedern in dieſer Eigenfhaft begangen worden, 
und —F in ſofern zukommen, als ihr der Staat dergleichen Recht ausdrädlicd, verlie 

en bat. 
’ . 46. Aber auch in diefem Falle muß die Korporation, bei Aushbung ihres Gtraß 
re — — die in ben Geſetzen allgemein vorgeſchriebene Orbnung und Verfahrungsart 
beobachten. 

8. 47. Auch findet gegen ſolche Strafverfügungen bie Berufung auf die vom Staaft 
angeorbneten Richterftühle Statt. 

$. 48. Die Korporation hat das Recht, neue Mitglieder, mit Borwiffen und Beſtim⸗ 
mung des Staats aufzunehmen. 

$. 49. Nechte und Vorzuͤge, welche einer Korporation ober Gemeinde vom Gtaatt 
beigelegt find, Tommen der Regel nach allen gegenwärtigen unb künftigen Mitglieben 
derfelben zu ftatten. 

$. 50. Doc) Fönnen auf Vorrechte, welche nur der ganzen Befellfchaft, als einer me 
raliſchen Perfon betrachtet, verliehen find, einzelne Mitglieder für ihre Perfonen, und 
in ihren Privatangelegenheiten, feinen Anſpruch machen. 

$. 51. Die innern Angelegenheiten einer Korporation werden durch Weratbichlagum 
gen und Schlüffe der Mitglieder angeorbnet. 

8. 0%. Bei gewöhnlichen Borfällen, und in den ein für allemal bazu beftimmten 
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Verſammlungen, entſcheidet ber Schluß ber in biefer Verfammlung gegenwärtigen Mit⸗ 


5 58. Bei außerorbentlichen Vorfällen, deren Verhandlung in den Gtiftungsgefegen 
m orbinairen Berfammlungen nicht beigelegt if, müſſen fammtliche Mitglieder aus: 
küctich eingeladen werben. 

L 54. 3 bei ber Einladung zu ſolchen außerorbentlichen Verfammlungen zugleich 
bes Segenfland der Berathichlagung angezeigt worden: fo koͤnnen die erfcheinenben 
Mitglieder, ohne Rüdficht auf ihre Anzahl, einen gültigen Schluß abfaffen. 

9855. Iſt aber. eine folche ausdrüdliche Bekanntmachung bed Gegenftandes ber Be: 
——— nicht geſchehen: ſo müſſen wenigſtens zwei Drittel der Mitglieder gegen⸗ 
wierig fein, wenn ein Schluß zu Stande kommen ſoll. 

556. Ift die Einladung nicht gehörig gefchehen, oder in bem Falle des $. 55. nicht 
pe enge — von Mitgliedern gegenwaͤrtig geweſen: ſo iſt ein dennoch abge⸗ 

uß nichtig. 

57. Es iſt hinreichend, wenn bie Einladung an dem gewöhnlichen Wohnorte eines 
jeben Mitgliedes, auf die in der ProgeBorbnung vorgefchriebene Art, infinuirt wird. 

$, 58. Mitglieder, welche ihren bisherigen belannten Aufenthaltsort verändern, ohne 
ben Vorſtehern der Korporation Nachricht zu geben, wo fie anzutreffen find, ift die Kor: 
yeratton befonbers einzuladen nicht ſchuldig. 

5 59. Eben das gilt wegen ſolcher Mitglieder, die ihren Wohnfis aus ber Provinz 
verlegen, ohne der Korporation einen Bevollmächtigten anzuzeigen, an welchen bie Eins 
kung in vorlommenden Källen gerichtet werben folle. 
rn. 60. Abweſende Ditglieber Lönnen den Verfammlungen auch durch Bevollmächtigte 


$. 61. Dergleichen Vollmacht kann aber nur einem Mitgliede der Korporation aufges 
en . 
E02. Die Schtüffe der Gefellichaft werben nad) der Mehrheit der Stimmen abs 


I 68, Bei vorhandener Stimmengleichheit gebührt die Entfcheidung derjenigen Bes 
Werbe, der es ſelbſt zulommt, die Schlüffe ber Korporation zu beftätigen. 


84. Zu neuen Beiträgen, die weber in der Stiftungsverfaffung, noch in den allges 
Geſetzen bes Staats gegründet find, ift die Einwilligung aller Mitglieder erfors 


8,65, Sind —Se— — Anlagen zur Erfuͤllung des Zwecks der Korporation, 
ober einer von ihr vorhin ſchon rechtsguͤltig uͤbernommenen Verbindlichkeit nothwendig: 
f muß auch in dergleichen Angelegenheiten die geringere Zahl der Mehrheit der Stim⸗ 
men fi) unterwerfen. 

5. 66. In keinem Zalle Finnen naue Anlagen ohne Vorwiſſen und Genehmigung bed 
Staats gemacht werden. 
567. Was von neuen Beiträgen vorordnet iſt, gilt auch von Erhoͤhung der bisher 
wer gewöhnlichen, 
68, Gefellfchaftliche Rechte, welche nicht fammlichen Mitgliedern, fonbern nur 
Fnem oder. dem Andern unter ihnen, als Mitglieder, zukommen, Eönnen denfelben, 
wiber. ihren. Willen, durch bie bloße Stimmenmehrheit nicht genommen, ober einge 


ſhraͤnkt werben. 

$. 69. Eben has gilt, wenn nicht allen, fondern nur Einem ober etlichen Mitgliebern, 
neue Laften ober. Besbindlichkeiten aufgelegt werben follen. 

6. 70. Auch bie Berwaltung und Nusung bed der Korporation zuftehenben gemein, 
ſchaftlichen Vermögens wird durch Schlüffe der Korporation angeordnet. 

6, 71. Die Berwendnng muß zur Beförderung des gemeinfchaftlichen Beften ber Ge⸗ 
ſelſſchaft, und zur Erreichung ihres Endzwecks geichehen. 

$. 72. Derjenige Theil des Gefelichaftsvermögens, wovon die Nusungen. für bie 
einzelnen Mitglieder beftimmt find, muß nach ben Rechten des gemeinfamen Sigenthums 
behandelt werben. (Th. 1. Zit. 17. Abſchn. 1.) 

$. 73. Die Korporation ift nicht befugt, von demjenigen, was ein Mitglied, ober auch 
ein Fremder, ihr zu einem gewiſſen beftimmten Zwecke zugewendet hat, ohne beffen Ge⸗ 
nebmigung einen andern Gebrauch zu madıen. " 

5.74. In wiefern-aber bei veränderten Umftänden der Staat, nach dem Ableben 
bed Stifters, der Stiftung eine andere Richtung geben könne, iſt nady dem: $. 198. 
vorkommenden Grundſatze zu beurtbeilen. » 
$.75. In allen Fällen, wo dergleichen Verfügung getroffen werben foll, muß die noch 
eſtehende Korporation mit ihrem Gutachten zuvörberft darüber vernommen, und von 
iefem Gutachten, ohne überwiegende Gründe, nicht abgewichen werben, 
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$. 76. Auch von den zur Erreichung des Zwecks einer ſolchen Stiftung vorgeſchriche 
nen Mitteln darf die Korporation eigenmächtig nicht abgehen. 

8. 77. Der Staat felbft ift, dieſe Mittel und Einrichtungen abzuändern, nur-atöbum f 
berechtigt, wenn Elar erbellet, baß dadurch der Zweck nicht erreicht werben koͤnne, ober! 
gar verfehlt werben würde. 

$. 78. Sind dabei Verordnungen zu Gunften gewiffer beftimmter Perfonen gemadt: 
fo ann davon, ohne die Einwilligung oder vollftändige Entſchaͤdigung folcher Perfone, 
nicht abgegangen werben. 

8.79. Iſt in dem Falle, wenn die Einrichtungen des Stifters nicht buchftäblic be 
folgt würben, einem Dritten ein Recht auf die zur Stiftung gewidmete Sache ober. 
Summe beigelegt: fo findet eine Aenderung ohne die Zuziehung oder Einwilligung hie. 
fes Dritten nicht Statt. , 

F. 80. Werden die von dem Stifter gemachten Einrichtungen fchon zu der Zeit, be; 
bie Stiftung errichtet, und der Korporation aufgetragen worden, zwedwidrig befunden; 
fo muß der Korporation die Annahme einer foldhen Stiftung nicht geftattet werben. .. 


2) Ueber die von den vorftchenden Gefegen abweichende Obfervam : 


der Juden bei Vertheilung ihrer Gemeindebedürfniffe fpricht fich das nad, 


folgende Gutachten ded Vice- Ober: Land» Rabbinerd Weyl v. 16. Nd.! 
1815 auß: | 


a) Requifitionsfchreiben des Magiftrats zu Schievelbein. 


Die hiefige Gemeinde mofaifcher Religion hat einftimmig zur Regulirung ihrer Is 
geleaenheiten Vorfteher aus ihrer Mitte, worunter auch einer von denen, die feit day ı 
K. Ed., die bürgerlichen Verhältniffe der Juden betr, hieher gezogen find, gemäß. | 
Diefe Vorfteher haben fi den 30. v. M. mit Zuziehung bes unterzeichneten Bürges: 
meifter P... verfammelt, um ein jedes Mitglich biefer Gemeinde zu ſchaͤtzen, damit ie " 
nöthigen Ausgaben für das künftige halbe Jahr beitritten, und auch der Schulmeißt 
und Koller beköftiget werden fann. Denen Vorſtehern wird hierdurch das Zeugniß ge 
geben, daß die Abſchaͤtzung auf fehr billig ruhenden Grundfägen gefchehen ift. Es gilt 
aber in dieſer Gemeinde zwei oder drei einzelne Mitglieder, die fich bem, von ben 
ftehern auf Pflicht und Gewiſſen abgefaßten Befchluffe, aus Neigung zum Widerfpendg, 
widerfesen wollen, obaleich Unterzeichneter ſowohl als die Vorfteher vollkommen übe’ 
zeugt find, daß feinem Einzigen zu viel gefchehen ijt, fondern blos das allgemeine 
bezweckt worben. Hauptfädlich ift darauf gefehen worden, daß ein tüchtiges Subidt, 
zum Unterricht der Zuben im Zubenthum, zum Vorlefen und Vorſingen in der Opa) 
goge und zum Schächten engagirt worden; diefes Subjekt muß aber auch von ber gas” | 
zen Gemeinde, da Eein anderer Fond dazu ba iſt, natürlich beföftiget und befofdet wer” | 
den. Es giebt in dieſer Gemeinde zwar einzelne Mitalieder, bie die mehreften 
zur Schule ſchicken, allein aber auch fehr arm find, dieſe müffen body wohl von 
Anbern, wie es Pflicht iſt, Übertragen werden; allein, wie gefagt, es giebt einige, die | 
dieſes nicht beberzigen, und dem von ben Vorftehern abgefaßten Beſchluſſe nicht ge? | 
nügen wollen. on 

Ew. Hochehrwürden wird daher ganz gehorfamft erfucht, dem unterzeichneten 
ftrat mit umaehenber Poft gefälligft anzuzeigen, ob einzelne Mitglieder der Gemeinde 
dem Befchuffe der Vorfteher nicht aud in Berlin und andern Orten, wo Serachtaff: 
wohnen, willig unterwerfen müffen; denn von einem Armen mehr zu nehmen, als 
feine Kräfte erlauben, würde ja offenbar Sünde fein. Sogar haben fich die wiberfpew 
fligen Mitglieder geäußert, einen feparaten Schächter zu halten und fid) von ber Ge | 
meinde loszureißen. i 

Sobald mir Ew. Hochehrwuͤrden Ihr Gutachten über diefe Gegenftände gegeben he ! 
ben werben, wird der unterzeichnete Magiſtrat bie Vorfteher der Gemeinde bei einer jeben | 
Sache, die auf Billigkeit berubet, zu vertreten wiffen. 

Schievelbein, den 2. Mai 1815. Der Magiftrat.. 


An den Vice⸗Ober⸗Land⸗Rabbiner Herrn Meyer Simon Weyl in Berlin. 


b) Sutachtliches Antwortfchreiben des Vice» Ober: Kandrabbiners. 

Auf Ew. ze. mir fehr geehrtes Schreiben v. 9. d. M. in Betreff der von eingelnm. 
Mitgliedern der dortigen mofaifchen Gemeinde, gegen die von den Vorftehern ihnen auf 
erlegte Laften gemachten Widerfprüche, erwiedere id) ergebenft Folgendes: 

Im Allgemeinen ift es Ritualgefeß, und war auch ftetö Obfervanz, baß bie Armen in 
einer israelitifchen Gemeinde nicht nur von allen Beiträgen befreit, fonbern bie Bedoͤrß 
tizen noch unterftügt werden. Um aber wiffen zu tönnen, wer in einem kleinen Otte 
vermögenb ober umvermögend ift, wurde fonft, und vor Emanirung bes Edlkts v. 
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11. Naͤrz 1812, immer ber bei der, alle drei Jahre Statt gehabten Verſammlung der Land⸗ 
bdenihaft, wegen Entrichtung bes Schutzgeldes und anderer Königl. Abgaben, geſche⸗ 
Seren Bermögenihägung jedes Schusijuden und bes ihm auferlegten Beitrages, zur 
KXorm genommen, und find danach bie ftädtifchen Gemeindelaften repartirt worden. Da 
bies nun durch die vorangezogene Verordnung ceffirt hat, und ein Landesgeſetz Üiber den 
Kultus der Zöraeliten noch nicht verhanden ift, fo müflen nach meinem ergebenften Da⸗ 
fürhalten auch noch die jübifhen Ritualaefege entſcheiden. Nach diefen aber gehören 
auch die Koften eines Lehrers zum Unterricht ber Kinder der Gemeinde in der Religion, 
der Thora und dem Zalmud zu denjenigen Kommunelaften derfelben, die von den reichen 
- ern allein getragen werben müflen. Hinfichts aber um zu beftimmen, wer 
vermögend oder ganz unvermögend ift, ober wie viel ein jeder beitragen folle, fo iſt es 
Bis jest Gebrauch gewefen, daß die Gemeinde in 3 Klaffen, naͤmlich: 1) ganz reiche, 
bemittelte, und 3) arme getheilt und von jeder Klaffe nad) Verhältniß der Zahl der 
deglieder ein oder mehrere Hausväter durchs Loos gezogen wurden, und baß die 
ft herausgelommenen Perfonen die Schägungs:Kommiffion ausmachten, deren 
ngen fi die Gemeinde unterwerfen mußte. Es muß natürlich diefer Kom: 
miſſion, und nachdem fie unter Handſchlag verfichert hat, ohne Intereffe und Rüdficht, 
und nicht einfeitig zu ſchäzen, der Etat der Ausgaben der Gemeinde vorgelegt werben. 
Auch dürfen unter der Schägungstommiffion nicht zwei ober mehrere ſolcher Anver: 
wanbten fich befinden, bie nach dem Ritualgefege Kein Zeugniß einer gegen den andern 
ablegen Dürfen. Die Schägung der von der Kommiffion felbft zu leiftenden Beitraͤge 
aber muß, ſobald diefe mit der Schäßung ber übrigen zu Stande ift, von drei andern 
aus den 3 Klafjen der Gemeinde durchs Loos zu waͤhlende Perfonen erfolgen. 
In keinem Falle aber können ſich einzelne Mitglieder von der Gemeinde losreißen, und 
eine befonbere Gemeinde ausmachen wollen. 
 Sabem ich nun bie fernere Verfügung und Regulirung Ew. ꝛc. anbeimftelle, verharre 
dx. Bealin, den 16. Mai 1815. 
(Heinemann 1. 330.) 


3) Koch bemerkt in Betreff des vorfichenden Gutachtens: 

Die Meinung des VBice-D.-LandsRab. Weyl, wonacd die Repartition bei Mangel eines 
Bandeögefepes über den Kultus noch nach den jüdiichenfitualgefegen geſchehen do fieht 
mit ber Beſtimmung in dem G. v. 11. März 1812, daß die Suden den allgemeinen 
Banbebgefegen unterworfen fein follen, im Widerſpruch. Die Srage: wie viel ein jedes 
Bl der Geſellſchaft zu den Laften beizutragen hat, betrifft keine Glaubensangelegen- 

und wird auch durch kein NRitualgefeg entſchieden. Dieles zeigt Weyl ſelbſt auch in 

weitern Entwickelung feiner Anſicht, indem er bei der Schaͤtzung die Juden in 3 
Mlaffen, nämlich: 1) reiche, 2) bemittelte, 3) arme, getheilt wiſſen will. Dies ift die 
alteSintheilung nach dem Seneraljudenreglem. v. 1750, welches gänzlich abgeſchafft ift- 
Un deſſen Stelle treten die allgemeinen Landesgefege, welche hinlängliche Entſcheidungs⸗ 
Rormen enthalten. Die Rit. G. Choschen hamischpat c. 4. $. 1. Anm. cap. 7. $. 
B2.u cap. 168 flimmen mit $. 68. Zit. 6. Th. II. des A. L. R. darin, daß jeder Ge⸗ 
weindebeichluß nach der Stimmenmehrheit ber Anwefenden gefaßt wird, überein. 

(Die Juden, ©. 210.) 

4) Die vorfichende Anficht ift vom Standpuntte ded ertennenden Rich 
kerß aus vollfommen richtig. Wenn gleich ed naͤmlich den jüdischen Gemeinden 
anbenommen bleibt, fich nach den bei ihnen üblichen Sägen für ihre Ge⸗ 
meindebetürfnifie zu befteuern, fo lange fie hierüber unter fich einig find, fo 
zat och ein jedes Gemeindemitglied ein klagbares Recht darauf, nur nad) 
den allgemeinen gefeßlichen Beftimmungen für Die Gemeindebedürfniffe beis 
zuſteuern und der Richter wird, fo bald er in den Fall kommt, hierüber zu 
uticheiden, diefe Enticheidung nicht aus den Obfervangen der jüpifchen Ges 
meinden, fondern aus den allgemeinen Landeögefegen nehmen, , 

Bon diefen Geſichtspunkten geben denn auch in einem Spectalfalle die 
Ertenntniffe des Bandgerichte zu M. v. 6. Nov. 1829 und des Db. 2%, ©. 
u Marienwerber v. 1831 aus. | 

Der unverbeirathete jüdifche Kaufmann DO. in M. hatte ſich geweigert, zuden Gemeinbe: 
iaften ber —— beizutragen. Auf die gegen ihn angebrachte Klage ber Juden⸗ 
haft war er jedoch dazu in 1. Inſtanz verurtheilt. Auf bie dagegen eingelegte Appel: 
atton erging folgendes Urtel: , 

In Saden des Kaufmanns D. in M. Beklagten und Appellanten, wiber bie israeli⸗ 
tiſche Gemeinde daſelbſt Klägerin, und Appellatin, 
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Erkennet bee I. Senat ꝛe. ven Akten gemäß für Recht: 
daß formalin appellationis richtig, und in der Sache ſelbſt sententia a qua 
K. Landgerichts in M. de publicato d. 6. Nov. 1829 lebiglich zu beftätigen, 
Appellant in Zragung und respective Erftattung der Koften ber zweiten Infem, 
fo wie in Erlegung einer Succumbenzftrafe von 4 Rthlr. zu verurtheilen. 


V. R. W. 


Gruͤnde. 

Appelant iſt verurtheilt, vom Aug. 1826 ab, bis zum Tage, wo er aufhört Mitgie 
ber —*8* Gemeinde zu fein, einen jährlichen Beitrag von 10 Rthlr. zur Beſtreiti 
der Gemeindeausgaben zu bezahlen, 

Er glaubt fich dazu nicht verpflichtet, weit 

1. nach feiner Behauptung in M. keine Judengemeinde eriftirt, Dies ift unrictig 
denn Ausweis der Alten des Magiftrats in M. hat die bortige Judenſchaft eine ' 
Synagoge und einen Kirchhof, befoldet einen juͤdiſchen Schulleheer und Sch 
wählt fich einen Vorfteher, der vom Magiftrate beftätigt wird. Diele Umſtaͤnde 
fen hinlänglich die Erifteng einer jüdifchen Gemeinde. Darauf aber, ob biefe Gemein. 
ſchriftliche Statuten befigt und ob diefe vom Staate beftätigt find, kommt es heil 
Trage: ob eine jüdifche Gemeinde eriftirt? nicht an. 

2. Er behauptet, nicht Mitglied der Gemeinde zu fein. Dies ift ebenfalls Fe 
Denn eine Kirchengeſellſchaft ift nach $. 14. Zit. 11. Th. 2 des A. L. R. eine Religisge 
Geſellſchaft, welche ſich zur Öffentlichen Feier des Gottesdienftes verbunden hat. 9 
wie jeder dhriftlihe Einwohner eines Ortes ein Mitglied derjenigen Kirchenge 
wird, in welcher er feinen Wohnfig aufichlägt, fo wird aud der jüdiſche Staatebürge. 
welcher in einer Stabt feinen Wohnſitz wählt, Mitglied der dort befindlichen Jubae: 
gemeinde, denn das Generalprivilegium für die Sudenfhaft in Preußen v. 17. 
1750 verordnet im $. 81: . 

„Bir wollen auch fernerhin,. daß die fämmtlichen in unfern Stäbten wohnede 
Schutzjuden in Religionsfadyen ed mit der ganzen jübifchen Gemeinde halten und tens 
davon ausgefchloflen, noch bie geringfte Trennung verftattet werben foll. . 

Appellant bekennt fich zum mofaifchen Glauben, unb hat ſich ald Kaufmann in 
ſeit 1826 niedergelaſſen. Iſt er ſchon hierdurch Mitglied der dortigen Gemeinde gap 
den, fo bat er außerdem feinen Eintritt in die Gemeinde dadurch ausdruͤcklich erfik: . 
daß er geftändigermaßen am Gottesdienfte in der Synagoge Theil genommen, ja f 
im Jahre 1828 und 1829 einen eigenen Plag in der Synagoge gemiethet hat. 
bat ihn der Magiftrat zu allen Verhandlungen über Angelegenheiten ber jübifchen Ge 
meinbe vorgelaben. ; u 

Appellant behauptet, daß er fich von ber jübifchen Gemeinbe Loßgefagt babe, und io 
zieht fich auf bie Verhandlung v. 26. Okt. 1826 in den Magiftratsaktten, in denen & 
bei Regulirung der Beiträge zu den Koften der neuerbeuten Synagoge erklaͤrt hat: 

daß ein unverheiratheter Mann nicht sugegogen werde. &8 fpringt in bie 
daß diefe Erklärung nicht den Willen, aus der Gemeinde auszufcheiben, fondern 
Widerfprud, bei den Verhandlungen zugezogen zu werben, enthält. 

Rach $. 110. Zit. 11. Th. IE, des A. K. R. müffen weltliche Mitglieder ber Kirden 
geſellſchaft, To Lange fie folche bleiben, zur Unterhaltung der Kirchenanftalten, nad ie 
Verfaflungen ber Geſellſchaft, beitragen, 

Appellant will nur um deshalb von jebem Beiträge befreit fein, weil er unverheirefl. 
tft. Gr bezieht ſich auf das Atteft der Worfteher der israelitiihen Gemeinde in ihn 
u. 16. Nov. 1829, nad) welchem 

bisher bei der israelitifchen Gemeinde in Elbing ber Gebraudy noch nicht eingefiht 
ift, von unverheiratheten Männern zum Bebarfe der jährlichen Ausgaben der &P 
meinbe eine Beifteuer zu erheben. 

Allein mit Recht wendet die Appellatin ein, daß dies Atteft über bie Werhättniffe de 
jübifchen Gemeinde in M. nichts enthalte. Sie beftreitet, daß bei ihr dieſer Gebrarih 
eriftird, und da nun nirgends in den Gefesen ein Unterfchteb zwifchen verheiratheta 
und unverheiratheten Mitgliedern jüdifcher Gemeinden in Beziehung auf ihre Verpflich 
tung zu Beiträgen gemacht ift, fo muß bas Verlangen bes Appellanten als unbegrünk! 
zurudgewiefen werben. 

Bas nun das Quantum bes geforberten Beitrages betrifft, fo hat bie Xpyellatin nidt | 
nur den Betrag ber jährlichen Ausgaben, fondern auch das Quantum des jäbrlida 
Beitrages der Übrigen Gemeindegliever von 60, 40 und 20 Rthlr. angegeben und be 
bauptet, daß der dem Appellanten durch einen münchen Beichluß der Gemeindemil⸗ 
an a tertegte Beitrag von 10 Rthlr. feinen Verhältniffen ale Kaufmann ange 

meſſen ſei. 





. 
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Der K. Reg. wird auf den Ber. v. 30. v. M. eröffnet, daß bie Frage: ob jij 
Verwaltungsbeamte als mittelbare Staatsdiener anzuſehen? ſchon früher zwiſchen 
„Min. des J. und ber Juſtiz zur Verhandlung gekommen, und, wie bie in Abſchriſt 
folgende, an die Verwaltungs: Beamten der Juden: Korporation zu N. ergangen | 
ſcheidung v. 19. Mai 1840 (Anl. a.) ergiebt, übereinftimmend verneinend beantas 

worbeh ift. Hiernach hat daher die K. Reg. auch Shrerfeits zu verfahren. 

Berlin, den 27, Mai 1842. - 

Miruiſterium deö Innern, Erfte Abtbeilung. v. Mebing 


8 


Bei Rückgabe ber Anlagen ber Eingabe v. 23. März d. J. wird ben Verwalten 
Beamien der ifraelitifchen Korporation zu N. eröffnet, daß Ihre Beſchwerde geget 
Verfügungen des K. Land: und Stadtgerichts zu Oftrowo und des O. L. G. u P 
als unbegründet zurüictgewiefen werden muß. Dieſe Verfügungen gründen fid da 
daß die Bittfteller als dffentliche Beamte nicht angefehen werden können. Hiermit kanm 
fo wie der Herr Staatsminifter v. Rochow, mid, nur einverftanden erfiären. Und ba 
folgt, daß denfelben aud) das Recht nicht zuftehen Eann, bei Beleidigungen in Ausü 
ihrer Funktion auf fiskalifche Unterfuhhung anzutragen. Es bleibt denfelben viel 
nur überlaffen, ihre Genugthuung im Wege des gewöhnlichen Injurien: Prozefl 


fuchen. Berlin, den 19, Mai 1840, - 
Der Juſtiz-Miniſter. Mühler. 
Un die VBerwaltungsbeamten der ifraelitifchen Korporation zu N, 
und Abfchrift an das Königl. O. % ©. zu Pofen zur Nachricht. 
(8. M. Bl. 1842. ©, 187.) 


B. Die Vorftcher ober Aelteften der jüdifchen Religiondgefellfchaft 

Allgemeine Normen über die Wahl und den Wirkungskreis der Fu 
älteften find nicht vorhanden. In Beziehung auf Berlin beftimme« 
frühere Zeiten hierüber die Reſol. v. 18. Juni 17502), So wenig 
jedoch, ald die fpätere Inftruftion, ded Verhaltens der Aelteften und 9 
ſteher der Sudenfchaft zu Berlin v. 28. März 17553) ift zur Zeit noch 
Intereſſe, da fich diefeleen auf dad General» Juden » Privilegium von 1 
beziehen, welches die Judenfchaften ald Storporationen voraudfeht. 
gen ergiebt fich der Wirkungskreis der gegenwärtigen Sudenälteften aus 
folgenden Schreiben: _ 


1) Schreiben der Königl. Poltzeir Intendantur zu Berlin an den 8 
Sher-Landrabbiner Meyer Simon Weyl dafelbft. ; 


Es find zu Frankfurt an der Ober Zudenältefte gewählt worben, dieſe wuͤnſches 
Snftruktion über die ihnen obliegenden Pflichten und Befugniffe zu haben. Das | 
zei-Direftorium hat mid) in diefer Beziehung um Auskunft erfucht, ob und welche‘ 
ftruftionen für die hiefigen Zubenälteften eriftiren. Sch erfuche Sie daher, mir hafb# 
lichſt über diefe Angelegenheit das Erforderliche und eventualiter die eriftirende 
ſtruktion abfchriftlich mitzutheilen. Berlin, den 14. San. 1817, - 


Antwortfchreiben ded Vice-Ober⸗Landrabbiners. 
Ew. Königl. Wohllöbl. Polizeis:Intendantur erwiebere ich hiermit auf deffen gech 
Anfchreiben v. 14. d. M. wie folgt; 
Die Funktion der hiefigen Aelteiten beftehet darin, 
4) die Finanzs Angelegenheiten der Gemeinde, in fofern ſolche den Lirchlichen WE 
betreffen, zu verwalten, die Einnahmen und Ausgaben, welche beide nach 
den Prinzipien beftritten werden, durch Rendanten und Vorfteher beforgen zu af 
2) die Verordnungen, welche die Synagoge betreffen, um die herfömmlichen Au 
nungen aufrecht zu erhalten, unter ihrer obern Leitung refp. zu erlaffen und zu 


anlaffen . 
f 3) bie —— über die von der Kommune unmittelbar zu unterhaltenden Art 
nitalten;; 
4) bie Ertheilung ihrer (der) Genehmigung zu den Aufgeboten in der Synagoge; 





1) Vergl, auch die einzelnen Abfchnitte ber zweiten Abtheilung. 
”) Heinemann I, ©. 369, 
2) Deinemann I. ©. 364. und 369. datirt fie irrthuͤmlich von 1658. 
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vie Anftellung Tammtlicher Offizianten und Kirchendiener der Gemeinde, wo jeboch, 
wenn es die Wahl eines Rabbiners und Dbers Kantors betrifft, die Zuftimmung 

‚neh Ausichufled aus der Mitte der ganzen Gemeinde erforberiich ift; 

) mit ben Staatsbehörden über Kommunals Angelegenheiten unmittelbar gu Tor: 


wfponbiren ; Ä 
I) Veſte jeder Art, welche Gemeinde: Mitglieder betreffen, in fofern folche bei den 
Kiel. Behörden zu irgend einer Legitimation dienen, in glaubhafter Korm aus: 


5 
8 kianferordentlichen Faͤllen, fie betreffen kirchliche oder GeldsAngelegenheiten, vers 
ı allen fie eine Berloofung von 27 Hausvätern aus der Gemeinde; den durchs Loos 
:: efommenen wird der Fall vorgelegt und welche aldbann barüber durch abs 
.. ſunte Mehrheit der Stimmen entfcheiden. 
ße Kelteften find im Ganzen die erefutive Gewalt und die Repräfentanten ber Ges 
meet, nach beitchenden Vorfchriften oder Hertommen, welche fie, wie $. 9. !) befagt, 
Uh iberſchreiten konnen, und fo dürfen fie auch keine neue Schulden negoziren. 
al drei Jahre gefchichet eine neue Wahl der Aelteſten und Vorfteher der Gemeinde, 
Belahi geſchiehet fchriftlich. in jedes beitragende Gemeinde: Mitglied ift hierzu be: 
und hat nad) vorangegangener Aufforderung der Aelteften den Stimmzettel offen 
von Beglaubten bis zu dem feftgefegten Tag abzuliefern. Die Mehrheit der Stim⸗ 
da beftumt die Wahl, und die Genehmigung gefchiehet von der Königl. Regierung. 

Ütnönnen wieder gewählt werben. Aus hinreichenden Gründen kann auch ein 
jeher dad Amt ablehnen. 

3 he, dab Ew. Wohlloͤbl. Intendantur diefe Anzeige genügen wird, und bemerfe 
boh eczehenſt, daß ich vorftehende Nachrichten nur aus vieljähriger Erfahrung zufam: 
Exzetragen habe, daß mir aber Eeine Verfaffungsurkfunde bekannt fei, worin fich die 
Gaakticarn ber Aelteften nady ihrem ganzen Wirkungskreiſe aufgezeichnet befinden. 
Bein, tm 20. San. 1817. 

x ni. ©.262.) : 

„2 GSqmniben des Magiftratd zu Spandau. 

Ci har feit einiger Zeit beftändig bei der hiefigen jübifchen Gemeinde ein Streit über 
NeBlhskie einzelner Mitglieder, die bei Feier der Zelte vorkommenden kirchlichen Aem⸗ 
Kematen, ftattgefunden, und es hat ſich zulegt der Vorſteher der jüdifchen Ges 

Me en und gewendet, und um Entſcheidung einer Streitigkeit gebeten, die wegen 

des Reujahrs⸗ und Verföhnungsfeftes vorgefallen ift. Seine Klage hat folgenden 


In 17, Yug. d. 3; ließ 3. die Gemeinde ſich verfammeln, und erklärte ihr, baß, wenn 
de ieefichenben Zeiertage in feinem Beifein lade! werben follten, er zu den beiden 
—— nur Einen, zu dem Verfühnungsfefte aber zwei Vorſaͤnger verſchaffen 

In diefer Verſammlung erffärte der H.... 3.... (nad) den Worten be8I..g der 
Saskekr Gemeinde, und nur als ein halbes Mitglied erft feit einem halben Jahre) 
— wir können ſolches Gelb erſparen, indem wir beide dieſes Kirchen: 






können; ich gebe bazu nicht 2 Gr., er, ber 2 koͤnne ihn darauf breifte 


und die übrigen Gemeindeglieder ftimmten biefer Erklärung bei. 

Det J. g war Damit nicht zufrieden, weil der D.... I... fich zum öftern religions⸗ 
betragen habe, und erklärte, daß er unter biefen Umftänden die Hauptfeiertage in 
Bringen werde, worauf ihn die Gemeinde verlieh. Ä 

age vor dem Feſt kam D.... 3... zu 3..9 und fagte, er wäre zu Ihnen nad 

ve gemelen, babe Ihnen die Sache vorgeitellt, habe feine Religionsvergehen bereuet, 
uv bu von Ihnen die Erlaubniß zu oben bemerkten Verrichtungen erhalten. 
XJ.g bat fi) darauf bei Ihnen nad) ber Wahrheit erkundigen laffen, und erfah⸗ 

Kb aus Spandow niemand bei Ihnen gewefen fei. 

‚02 J. g bat hierauf die Feiertage in Berlin, feine Frau aber hier begangen, nachdem 
6@emeinde fich dennoch einen VBorfänger aus Berlin hat kommen laffen, und es vers 
F Gemeinde von dem 3..g nunmehr einen Koftenbeitrag von 1 Rthlr. 12 Gr. 
Courant. 


—— — 


i) Der Nosm für die ſämmtlichen Mitglieder des Adminiſtrations⸗ 
Korps der jüdiſchen Gemeinde in Berlin.“ Dieſe von der Gemeinde 
ſelbſt ausgegangene Verfaſſung iſt im Jahre 1792 auf Veranlaſſung des dem Ge⸗ 
neral⸗Direktorium erſtatteten Berichts in Betreff der General⸗Reform der Ju⸗ 
denſchaft von dem groͤßten Theile der ae Hausväter in Berlin befchloffen 
und unterfchrieben worden. in großer Theil derfelben ift feit 1812 außer An: 
wendung gelommen. 

KÜVIIL RB. 3. Die Verbaltniſſe ver Juden. 10 
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Wei nähere: Bernehmung des 20 hat derſelbe das Kun gran W 
Diese J.das Nähere bahin angegeben: * 
ex habe vor kurzer Zeit auf einer Auktion am Sonnatent Sacıen gekauft; a 
Sonnadend Karten gefpiekt und Tabak geraucht: N AL 
Die Gemeinde hat bei ihrer Bernehmung behauptet, der J. g habe deck 
langt, das fei ihr gu theuer geweſen, und darum habe ſie gewoilt, daß 3:g 
I... das Vorfingen verrichteten, und nur zur langen Nacht nody ein: v 
Fa werben follte. Die Wahrheit diefer Behauptung hat ber I..g je nit 


er hau. 3 ... hat bei feiner Bernehmung die ihm vom Kg‘ gemaditen Bef 
jungen wegen feines zeligiondwibrigen Betragens zugeftanden; hat aber wieberum] 
Er Fr | t, daß er vor ungefähr 17 Jahren bei dem: Bräner Hanfche: ein 
en Beh jabe, und vor etwa zwei Jahren beim Gaſtwirth Riefenſthal an 
ee IS mit Licht durch ben Saal gegangen fei. 
Der 3..9 hat dem widerfprochen, und ſich bie Abhörung der, genannten Perjoneng 
fallen Laffen, bie aber, wenn die Bernehmung twirklich'erfolgte, — ‚baden 
33. geiften würden, indem dergleichen Vergehen ben Chriften nid) t genug: 


— Sache ſcheint ſich nach unferm Urtheil um bi bi “m 
» 1 un 6 —A mA übifigen Pe * en urn — 
gerent Ir 6 oöllegen, und ob bie Gemtinde verpflichtet iſt/ den Anorbnung 
au folgen f 

2 — er Ban, zur Laſt gelegten, ib ein Aumt Reli 
) gehen iin u —S ber rchlichen — ine Specie det Vorſn 


hi ma I J 
efe ragen den jübifhen Kultus; wir haben daher. den Sit 
enförihen allen, und erfuhen Sie demzufolge ganz ergebenft 
u —A unterrichten, wa& in dieſer "Sage nach jüdifchen Reit 
fegen Rechtens fei 
damit ein biefen und ähnlichen Jaͤllen dena siegen jüptfeßen Gtmteindeg 
welche fich ber Ordnung wiberfegen, zurechtweiſen Fünnieh, 

Bel diefer Gelegenbeit erfuheh wir zugleich ihn gefäi safte Austunft, unter wel 
Bebingungen es einem hiefigen Juden erlaubt ift, nicht: der hiefigen Gemei 
dern mit einer auswärtigen zu halten, damit wir Streitigkeiten,” die wegen te 
tragspflichtigkeit zu hieſigen yarmeinbe-Xutgaben entſtehen/ darnach bi 

;pandemw, den 10 Der. Der — 
An den —E ge BWeyt Hochehtwurden zu Berlin. 


WBRG— — — Vice PH Y 
Einem Hochedlen Magiſtrat zu Spandau erwiedere hiermit auf ero 
—— 40. Dec. d. I. in Bereeff ber Zroiftigeiten; per dortigen jubifd 
meinde, 
ad. fo oblisgen allerdings bie Weranftaltungen des Gottesdienftes dem 
und müffen feine desfalfigen Anordnungen, wenn nicht die Mehrheit der 
— — und zwar ohne den Gefehen zu — dagegen ift, befolgt men 
ad 2. Soft ber $.... I...., da er bie ihm zur Laft gelegten, Rrligionaverg, vn, 
befonbers ber Öffentlichen Entweihung bed, S —66 eingeräumt, bat, und, will 
ſeint, nicht läugnen konnte, nad) Ihöifeen &) efe u Han u Vorbeh 
fo lange unfähig, bis er Die Vergehen bercuet, Far nicht —8 
— und eine ihm aufertegte Buße überjtanden. hat, .weldes abı en 
« I..., wie ic) hier ausbrüdlich bemerke, bis jept; nicht,gefehehen if. 
wi —5 — si Ka en —S— Mike Hl ku Ale J q 
jen Gemeinde zu halten, betrifft, fo i ie, oh Sams d/ den 
Ken gemäß unerlaubt. Berlin, den 7. März 182 u ar a 


C. Die Rabbiner. 
1) Ihre Wahl, Konfirmation, 57 zum sa ii 
Be nähen ferien Ri die fo im ———— 1 giogeindi 
er fprechen ie fol, en aus, wi ji 
auch auf die übrigen Gemeinde Beamten’ beziehen. 8 
a) R. des K. Min. des I. (Köhler) dv. 24. April 1821 an bie M Rp 
au Bromberg; WWerhättniffe der jüdifhen Rabbiner und fonfligen Span 
‚gogendiener, 





 . Möitansbeschet, Bechättn,. d. J. - ben ganzen Etaat ben 48T 


bilde Rabbiner und fonflige Synagogendiener koͤnnen nicht zur Kategarte folkher 
Slichen Beamten gezählt werben, beren Qualifilation von den geiftlichen Oberbehoͤr⸗ 
Kae — Ku bene beiten if. Die Rabbiner inshefonbere find nichts weiter, als 
s amb -Schriftkundige, von denen fich bie Juden Belehrung über die Auslegung’ der 
remonial:Gefege ertheilen, aud Zrauungen und andere religiöfe Handlungen vor⸗ 
Inte laffen örnen, ohne irgend verbunden zu fein, fich dexfelben zu dem einen ober 
u anderen Behuf zu bedienen '). Hieraus folgt, daß die Konfirmation und Beauf: 
tigung folder jüdiihen Synagogendiener Seitens ber Staatsbehoͤrden nur ben Zweck 
ben kann, Pr verhüten, daß keine in Tanbespolizeilicher Hinficht untaugliche, etwwa des 
ſens und Schreibens, ber beutichen oder polnifchen Sprache unkundige ober ruͤckficht⸗ 
. @ittlichkeit verbächtige Subjekte gewählt werden. 
witd der K. Reg. auf den an das Din. der geiftt. Ang. und an das unterzeich⸗ 
ve Min. gemeinichaftlich gerichteten Bericht v. 1. v. M. zu Ihrem Verhalten bemerb⸗ 
) gemacht. (Ann. V. &. 367.) 


sb): ER. des K. Min. des 3. (Köbler) v. 14. Febr. 1823 an die K. Reg. 
Breslau. Anſtellung und Beftätigung jübifcher Rabbiner und Ges 
aiabe-Beamten, 


Sa arichriftlichen Anfchluffe wird der K. Meg. ein Geſuch ber Aelteſten unb Vorſteher 
BE Vontigen Judengemeinde v. 2. d. M. um Beftätigung ber von lesterer gewählten 
dahhiner mit dem Bemerken überfandt, daß von Ihrer Seite bei dem Min. des 3, fein 
Infa Angelegenheit betreffender Wericht, worauf Sie der Worbefcheidung noch gewärtig 
ka Shunte, eingegangen ift. 
iervon abgejehen muß der K. Reg. bemerklich gemacht werben, daß ed nach laͤngſtens 

ter Auſhebung des General⸗Juden⸗Reglements an einer geſetlichen Befugniß für 

x Btaatsbehörden ermangelt, Judenſchaften in Anſehung ber Wahl und Anſtellung ber 

Abbiner und anderer ihrer Beamten zu beſchraͤnken, ben einzigen Fall ausgenommen, 

8 iliche Ruͤckſichten die Einmifhung ber Behörden in biefe Gefellfchaftss Angeles 
eit der Tuben rechtfertigen möchten. 

Bern demnach die von der dortigen QubensGemeinbe erwählten Rabbiner ber. nbrig- 
itüchen Beftätigung jest nicht mehr bedürfen, fo nimmt das Min. nicht Anſtand, bie 
» Reg. zu veranlaflen, die Aelteften und Vorfteher biefer Gemeinde durch Zurüdnahme 
e tthaften Inhibition der Zuziehung der ermählten Rabbiner zu den gottesdienft: 
hen Bebräuchen der Iuben klaglos gu ftellen, und, wie diefes gefchehen, anzuzeigen. 

. (Ann. VI. ©. 847.) 


IR. des K. Min. des I. (Köhler) v. 14. März 1823 an die K. Reg. 
i Sreslau, in derfelben Angelegenheit. Ä 
"Map unterzeichnete Min. kann bie Anfichten, welche die K. Reg. in Ihrem dem K. 
„der &., U. u. M. Ang. unter dem 18. April v. J erftatteten Berichte, wegen ber 
"der Rabbiner bei der dortigen jübtfchen Gemeinde entwickelt bat, nicht thetlen, un 
 überbem der Meinung fein, daß ber Gegenftand dem Reffort des zulegt genannten 
ſterit nicht anachöre, da AIuden= Rabbiner keine Jugendlehrer find, als Reli: 
snslehrer im Sinne der chriftlichen Geiftlichen aber, da fie einen geiftlichen Charak⸗ 
x in diefem Sinne gar nicht haben, noch viel weniger angefehen und behandelt werben 
mn . 







en. 

Wenn die K. Reg. Sich von der jesigen Eigenſchaft und den Obliegenheiten ber Rab⸗ 
kser näher unterrichten will, fo mag Sie von bem Inhalte des gelegentlich erforberten, 
Marti angefchloffenen Gutachtens des hiefigen Zudenfchafts= Aelteften Gumberg 
7. Dec, 1820 Kenntniß nehmen. 

Je weniger das unterzeichnete Min. ſich bewogen finden Tann, ben Juden⸗Rabbinern 
nb einen anderen Einfluß auf die Judenſchaften und deren einzelne Mitglieder zuzu⸗ 
eben, als in diefem Gutachten eines der Verhältnifſe kundigen Mannes angebeutet 

I, defto nöthiger fcheint es, es bei der Verf. v. 14. v. M. für jest und künftig bewen⸗ 
m zu laſſen, weshalb die K. Reg. Ihe Verfahren danach abzumefien hat. 

Nebrigens wird Derfelben auf den Ber. v. 2. d. M. nur noch bemerklich gemacht, daß 
is polizetlichen Gründen ber Anftellung jübifher Gemeinde-Beamten aus Inlaͤn⸗ 
en nur in dem Falle nicht ſtatt zu geben iſt, wenn die Wahl auf Subjekte von aner⸗ 
nnt fchlechtem Rufe und anftößigem Lebenswanbel fallen möchte, deren Wirkſamkeit 


2) Siehe hierhber auch Thl. IT. Abth. IR. die R. v. 23. Moͤrz IRRE, 10. Kun 
4823, 17. Febr. 1840 und 12, San. 1837. 
W 
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in den ihnen zu Üübertragenden Aemtern bem Gemeinweſen Gefahr drohen, ober pa dı 
lichen Auftritten Anlaß geben könnte. (Ann. VII. &. 848.) 


d) R. deffelben Min. (Köhler) v. 24. Juli 1823 über denfelben St 


fland an diefelbe Behörde. 

Die K. Reg. wird in Befcheidung auf den Ber. v. 4. d. M., betr. bie 
Ihr zuftehenden Oberaufſichtsrechts in Angelegenheiten des jüdiihen Gemeinden 
Nachſtehendes bei Rüdiendung ver urfchriftlichen Beilagen zu erkennen gegeben. 

Unter den Juden beſteht Eeine politifche, fondern bloß eine kirchliche Verbindung. 
Kirchen⸗Geſellſchaft betrachtet gehören Sudenfchaften aber zu den bloß gebul 
und genießen mithin nad ber Vorſchrift des Alg. Landrechts Thl. II, Zu 
5. 20. nur die Befugniffe erlaubter Privat: Gefellfchaften (Zit. VI. 88. 11. mu 
Die K. Reg. hat ſich demnach in die Gemeinde: Angelegenheiten ber Juden übern 
in fofern einzumifchen, und Ihren Unterbehörden bie Einmiſchung in felbige zu gefl 
als folches in Anſehung der Angelegenheiten erlaubter Privat Gelellichaften na 
Beitimmungen des A. &. R. zuläffig, oder aber aus polizeilichen Rückfichten nothr 
erſcheint. (Ann. VIE ©. 322.) 


e) R. des Min. der G., U. und M. Ang. und des J. (v. Altenftein, 
ler) v. 10. Nov. 1823 über denfelben Gegenftand an diefelbe Behörde 
Die Anfihten, welche die K. Reg. in Ihrem Ber. v. 13. Juli v. 3. bezüglich a 
tirhlichen Angelegenheiten der Juden entwickelt hat, koͤnnen nicht genehmigt wert 
Im Allgemeinen ift ſtets der Geſichtspunkt feitzubalten, daß Juden-Gemeinbe 
u den vom Staate ausdrüdlich aufgenommenen Religionds Gefellfchaften, wele 
Folche die Rechte privilegirter Korporationen genichen (A ER. Thl. II, zit. 11. 
zu zählen, fondern bloß als geduldete Geſellſchaften anzufehen find. (Ibidem f 
Bon diefem Gefichtöpunfte ausgehend wird die K. Reg. fich Überzeugen, daß bie 
hältniffe ber jüdifchen Religions-Gefellfhaften überall nicht nach der für chriſtl 
hen und für bie bei denfelben angeftellten Geiftlichen gegebenen Geſetzes-Vorſt 
beurtheilt werben Eönnen. 0 

Dies vorausgeſchickt wird der K. Reg. in Anfehung der einzelnen Gegenftänbe, ı 
5 Ihrem vorerwähnten Berichte gehandelt worden, zur Nachachtung Folg 

net. 

Wie es rückſichtlich des Aufgebotes und der Trauung bei juͤdiſchen Ehen zu halt 
ergiebt fi) ganz ungmweideutig aus bem $. 25 des Ed. v. 11. März 1812. Naı 
Beſtimmungen diefes $., welcher die Anwendbarkeit aller VBorfchriften des A. & 
Betreff der bei der Abſchließung chriſtlicher Ehen zu beobachtenden Körmlichkeite 
jüdifche Ehen gänzlich ausfchließt, ift fich allein zu achten. Insbeſondere kann mi 
Rede davon fein, die Vorfchriften im 2. Theile 1. Zitel, welche Parochial⸗Verhäl 
ingleichen die Rechte und Verpflichtungen chriftlicher Pfarrer, bezüglich auf das ? 
bot und bie Zrauung bei hriftlichen Ehen betreffend, auf Juden anzuwenden. 

Der Staatd-Behörde muß es genügen, fich davon zu verfichern, daß Ehen untı 
den nicht ohne vorgängige Bekanntmachung in der Synagoge (welche die Stel 
Aufgebotes vertritt), und daß fie mittelft des Zufammentritts unter dem Trauhi 
verbunden mit dem feierlichen Anſtecken des Ringes (anftatt der Trauung) abgefd 
werden. Im Uebrigen hat fie fich darum, wer die Belanntmadung in der Son 
verrichtet, in welcher Korm fie vorgenommen, und was etwa fonft bei der die Ste! 
Trauung vertretenden Körmlichkeit beobachtet wird, nicht zu befümmern. 

Daß es zu dem Abfchluffe jüdifcher Ehen eines Rabbiners gar nicht bedarf, unl 
überhaupt von dem Einfluffe und den Gefhäften der Rabbiner zu halten ift, bi 
tft die K. Reg. durch die R. des Min. bes 3, v. 14. Kebr. und v. 14. März c, a 
laͤnglich befchieden, weshalb darauf Lediglich verwiejen wird. . Aus diefen R. w 
fi überzeugt haben, daß die Zuden-Rabbiner nicht fo angefehen werben bürfen, al 
ten fie in Anfehung des jüdifhen Kirchenwefens diejenigen Werpflichtungen au 
welche das A. L. R. den hriftlichen Pfarrern auflegt. 

Uebrigens hat bie von der K. Reg. bei Diefer Gelegenheit zu erkennen gegebene 
Tanntihaft mit den, in der Verordnung des verftorbenen Staatskanzlers v. 25. 
1812 posit. 4. enthaltenen beftimmten VBorfchriften wegen Führung der (die Ste 
Kirchenbücher bei den chriftlichen Gemeinden vertretenden) Verzeichniffe von Get 
Heiraths⸗ und Sterbefällen bei den Juden befremden müffen. Indem bie K. Ne 
diefe Vorſchriften aufmerkfam gemacht und angemwiefen wird, fi) darnach genau z 
ten, glauben wir, bezüglich auf die Aeußerungen am Schluffe Ihres Berichtes weg 
von Ihr noch nicht beftätigten Rabbiner, auf die oben angeführten R, bes Mi 
3. op. 14. Febr. und v. 14. März v. 3. Bezug nehmen zu Tönnen. 

(Ann. VII. Heft 4. Re. 63.) 
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FR. des K. Min. des I. (Köhler) v. 29. Juli 1825 an die K. Reg. 
Exfurt. Wahl der für firchliche Werrichtungen und religiöfe Gebräuche 
Juden zu beflimmenden Individuen. 
Des K. Reg. wird in Beicheidung auf Ihre Anfrage in bem Ber. v. 10. d. M., bes 
fend die Vereidigung bed Doktors N. N. ald Erfurter Staatöbürgers, eröffnet, bag, 
bie jübifche Religion im Preußifchen Staate bloß geduldet wird, und die Bekenner 
felben Feine kirchlichen Offizianten haben, welche als folche von ber Obrigkeit anzuer: 
aen ober zu beftätigen wären, die Wahl ber Perfonen, deren die Juden⸗Gemeinde fich 
hren kirchlichen Verrichtungen ober fonftigen religiöfen Gebräucdhen, wie namentlich 
Eidesteiftungen, bedienen wollen, lediglich ihnen felbft zu überlaffen ift, und baher 
I nur die Gemeinde: Vorfleher oder Aelteften Auskunft barüber geben koͤnnen, welche 
ividuen ihres Glaubens zu dergleichen Verrichtungen geeignet und vefp. zu gebrau- 
find. (Ann. IX. ©. 657.) 
5) R. der 8. Min. de ©, U. u. M. Ang., fo wie bed J. (v. Alten: 
n, dv. Schudmann) v. 13. Okt. 1826 an ben Rabbiner N. N. Den 
Den: Bemeinden fiebt bie Wahl berjenigen Perfonen zu, deren fie ſich zu 
en religiöfen Verrichtungen bedienen wollen. 
Diemterzeichneten Din. eröffnen Ihnen auf Ihre Vorftellung v. 1. Sept.d. J., 
Ir Sefuh, Sie zum Ober:Rabbiner von Preußen zu ernennen, nicht zuläffig iſt, 
m ba die jüdifche Religion im Preußifchen Staate blos gebuldet wird, fo haben bie 
kenner derſelben keine kirchliche Dffiglanten, welche als folche von der Obrigkeit zu be- 
en oder wohl gar zu ernennen wären. 
Ye Wahl der Perfonen, beren die Juden-Gemeinden ſich zu ihren religiöfen Verrichs 
gen oder fonftigen religiöfen Gebräuchen bedienen wollen, bleibt lediglich ihnen felbft 
Haflen: (Ann. X. ©. 1035.) " 


2) Befondere Rechte und Pflihten der Rabbiner. 


ı) In Betreff der Trauungen. 

Dierüber ift der zweite Theil Abth. 1. Kap. 2. zu vergleichen, die Ehe 
Juden betreffend. 

3) In Anfehung der Beerbigungen. 

Bergl. oben den fiebenten Abfchnitt Kap. 3, die Beerdigung der Juden 

webizinalspolizeiliber Beziehung betreffend, und im zehnten Abfchnitt 
9. 1. sub III. D. AA, 3. das Kirchhof und Begräbnißweſen bes 
Fend. 

ed) In Anfehung der Glaubwürbigkeit ihrer Atteſte. 

za) Leber jüdifhe Ritualfälle war nach der früheren Verfaflung durch 
IR. v. 16. Aug. 17731) feftgefest, daß in allen Fällen, wo es auf Be: 
amung eines jüdifchen Ritus in Ehe- und Erbfolge» Sacdyen ankommt, 
Rabbi und Affeffores mit der eidlichen Vernehmung ad Articulos zu 
fchonen, diefelben vielmehr über Die ihnen vorgelegte Fragen ber Parteien 
nlaubhaftes Atteft zu ertheilen fchuldig, und damit die Wiederholung 
Eides in jedem einzelnen Falle vermieden werde, ein für allemal zu ges 
Tenbafter Ausfertigung dergleichen Zeugniffe in Eid und Pflicht zu neh» 
a feien. 

Segenwärtig haben die Rabbiner nach der &. O. das Recht, menn fie 
r derartige Verhältniſſe ald Sachverfländige abgehört werben follen, und 
wegen der dabei nöthigen genauen Ueberlegung bie Abgebung eined 
iftlichen Sutachtend wünfchen 2), legtered auf Grund einer ihnen zu dem 


— — — 


5) C. C. March. 1773. S. 543. 

2) Dies war der Grund, wegen deſſen die Ober-Landrabbiner und Aſſeſſores der 
Berliner Judenfchaft gegen fofortige Abgabe eines Zeugniſſes in derartigen Sachen 
ſich erklaͤrten, in Folge beffen das oben gedachte R. v. 18, Yug, III vaiun, 
Bergl. erftere Eingabe bei Heinemann I, ©. 372 fi.) 
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Bei näherer Vernehmung bes I..g hat bi dat reg + 
Sn Tath dos ge anı —X eibt ———— vun 
er habe vor Turger Zeit auf Are Auktion am Sonnabend Sachen gelauft, a 
Sonnabend‘ Karten gefpielt und Tabak gerandıt. FRE 
Die Gemeinde Hat bei ihrer Vernehmung behauptet, ber I..g habe drei 
langt, das fei ihr gu theuer geweſen , und darum habe fie gewollt, baßI.. 
I... bad Vorfingen.verrichteten, und nur zur.langen Nacht noch ein 
nommen werben follte. Die Wahrheit diefer Behauptung hat der I..g jebeh ab 


jeräumt, . . 

® Der Deu 3... hat bei feiner Bernehmung bie’ ihm nem J. g gemachten Ba 

gen wegen feines teligionswibrigen Betragens zugeſtanden, aber wien 
Er befchulbigt, daß er vor ungefähr 17 Jahren bei ben vwreuer Hanfche ein & 
— gegeſſen habe, und vor etwa zwei Jahren beim’ Gaſtwirth Riefenfihal a 
re Pr sit — den Saal gegen em ohöen « 

er 3..g hat dem widerſprochen, um ie ing ben genannten Perfe 
fallen fen, bie aber, wenn —ãe wirklich erſol —& bavanı 
was wiffen würben; inbem dergleichen Vergehen ben nicht genug. a 


tonnen. 
Bade. 13 eil um di 
— den Sg a Berti: nid Gemeine su De Bann 
Gottessicahes Aaottuug 


obliegen, und ob die Gemeinde. verpfliägtet ift, den 
2 ek Zaft gelegten, unb von Kin eingeräntnten Rap 
je dem Dur. Ion zur Laſt gelegten, von ingeraͤumt 
vn übe ai Berriätung ber Eirchlichen @efchäfte, und In Specie den Bafl 
ig. machen J 9 
Es dieſe Bra jen den jübifchen Kultus; win haben daher den Gmb 
entſcheiden wollen, und erjuchen Sie bemzufolge ganz ergebenft ah 
a zeugt damen u unterrichten, was in biefer Codenah iudiſh 
fegen Rechten ſei . Pa \ 
damit wir in biefen und ähnlichen Fällen dirjenigen hteflgen jadlſchen & 
welche fich der Ordnung wiberfepen, zusechtweifen Lnneh. “ 
Be Meer Oelegenbei rfußeh wir ypleid um geüige Kushnft, uni 
Bebingungen es einem hiefigen Juden exlaubt ift, nicht.mit:der hiefigen 
dern mit einer auswärtigen zu halten, damit wie Gtreitigfeiten, die 
opflichtigkeit zu hiefigen Bemeinde-Ausgaben entfichen, darnach —eã — 
pandow, den 10. Dec. 1819. Der Magiftrat. 
An den ObersLandrabbiner Herrn Weyl Hochehrwurden zu Berlin. 


nttaoefchreiben Da Vice Ser Eantrabbinet, —* 
inem Hochedlen Magiſtrat zu Spandau erwiedere ich. t auf Dero 
— v. 10. Dec. v. I. in Betreff ber dwiſtigkelen ber dortigen —X 
meinde, ba; a 
adi. fo oblicgen allerdings bie Veranftaltungen bed Gottesdienſtes dem Ba 
und müffen feine beöfalfigen Anorbnungen, wenn nicht die Mehrbeit ber@n 
Stimmen, und zwar ohne den Gefegen zu wiberfpredhen, Dagegen ift, befolgfn 
ad 2. So ift ber 9... 3...., ba er bie ihm zur Laft gelegten 5 
beſonders der öffentlichen Entweihung bes Sabbaths eingeräumt hat, um 
{eint, nicht Läugnen Fonnte, nach jiötfchen Gcfegen zur Bevrichtung dad Bor 
fo lange unfähig, bis er bie Vergehen bereuet, foldhe nicht wiederholt zu b 
verfpricht und eine ihm auferlegte Buße überftanden hat, weiches aber b 
wie ich hier ausdrüdlich bemerke, bis jept nicht geſchehen ift. 
—— ine onen due —S— um.eg mit li 
jen Gemeinde zu halten, betrifft, fo ift diefes, ohne rechtlichen Grund, den jübi] 
kim gemäß unerlaubt. "Berlin, ben 7. März 1820. * — 


C. Die Rabbiner. 

1) Ihre Wahl, Konfirmation, Stellung zum Gtaate 
u onen A De fol Ka jmeinen. 1% ſich größte 

er en ie folgenden R. dus, wel 

auch auf die Übrigen Gemeinde-Beamten Belchen. « 

a) R. des K. Min. des 9. (Köhler) v. 24. April 1821 am bie M 
zu Bromberg. Verhaltniffe der jüdiſchen Rabbiner und fonfligen E 
gogendiener. 
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diſcht Kabbiner und fonftige Synagogendiener können nicht zur Kategorie faliher 
hen Beamten gezählt werben, deren Qualifikation von bem geiftlichen Oberbehoͤr⸗ 
an ariien if. Die Rabbiner inshefondere find nichts weiter, als 
und Schriftkundige, von denen fich die Juden Belehrung über die Auslegung ber 
ronials @efese ertheilen, auch Zrauungen und andere eeligföfe Danblungen vor⸗ 
wglaffen Börnen, ohne irgend verbunden zu fein, fich dexfelben zu dem einen: ober 
miveren WBehuf zu bedienen '). Hieraus folgt, daß bie Konfirmation und, Beauf⸗ 
gung. foldyer judiſchen Synagogendiener Seitens ber Staatsbehoͤrden nur ben Zweck 
denn, zu verhüten, daß keine in landespolizeilicher Hinficht untaugliche, etwa bes 
Kurb Schreibens, der beutichen ober polnifchen Sprache unkundige ober ruͤckſicht 
Be Sittihkeit verbächtige Qubjelte gewählt werden. ' 
ith der K. Reg. auf den an das Min, der geiftl. Ang; und an bas unterzeiche 
Biin. gemeinichaftlich gerichteten Bericht v. 1. v. M. zu Ihrem Verhalten beinerds 
nacht. (Xun. V. & 367.) 


bl. des 8. Min. des J. (Kübler) v. 14. Sebr. 1823 an die 8. Reg. 
Breslau. Anftelung und Betätigung jübdifcher Rabbiner und Ges 
Dde Beamten. 
mſqriftlichen Anſchluſſe wird der K. Reg. ein Geſuch ber Aelteſten uvd Vorſteher 
detigen Judengemeinde v. 2. d. M. um Beſtaͤtigung ber von letzterer gewaͤhlten 
on mit dem Bemerken uͤberſandt, daß von Ihrer Seite bei dem Min. des J. kein 
* betssflenber Bericht, worauf Sie ber Vorbeſcheidung noch gemärtig 
Manake, angen ift. 

erren abgeſe en muß der K. Meg, bemerklich gemacht werben, daß es nach laͤngſtens 
ge bung des Generals JZudensReglementd an einer geraiaen Befugnis für 
* örden ermangelt, Judenſchaften in Anſehung ber Wahl und Anſtellung ber 


uuh anderer ihrer Beamten zu befchränten, ben einzigen Ball ausgenommen, 
een die Einmifhung der Behörden in dieſe Geſellſchafts⸗Angele⸗ 














n rechtfertigen möchten. 
Senmach die von ber bortigen Juden⸗ Gemeinde erwählten Rabbiner der, obrig- 
Beätigung jest nicht mehr bedürfen, fo nimmt das Min. nicht. Anſtand, bie 
gu Beranlafien, die Aelteften und Vorfteher biefee Gemeinde durch Zurüdnahme 
ften Suphibition ber Zugiehung der erwählten Rabbiner zu ben gottesbienft: 
x uchen der Juden Elaglos gu ftellen, und, wie dieſes geſchehen, anzuzeigen. 
Mu. VII. ®. 847.) oo 


ÜR, des 8. Min, des I. (Köhler) v. 14. März 1823 an die K. Reg. 
in derfelben Angelegenheit. | 
üitergeihnete Min. Tann die Anfichten, welche bie K. Reg. in Ihrem bem 8; 
ee 2. u. M. Ang. unter dem 18. April v. J erftatteten Berichte, wegen ber 
& Rabbiner bei der dortigen jübifchen Gemeinde entwickelt hat, nicht theilen, und 
dem der Meinung fein, daß der Gegenflanb dem Reſſort bes zuleßt genafnten 
nicht angehöre, da Suben= Rabbiner Feine Jugendlehrer find, ale Reli⸗ 
rer im Schne der chriftlichen Geiftlichen-aber, da fie einen geiftlichen Charak⸗ 
Welem Sinne gar nicht haben, noch viel weniger angefehen und behandelt werben 


Bean bie K. Meg. Sich von ber jebigen Eigenfhaft und den Obliegenheiten ber Rabs 
enbher unterrichten will, fo mag Sie von bem Inhalte des gelegentlich erforderte 
ich angefchloffenen Gutachtens bes bieftgen Judenſchafts⸗Aelteſten Gumberk 
—* 1820 Kenntniß nehmen. 
Weniger das unterzeichnete Min. ſich bewogen finden Tann, ben Iuben-Rabbinern 
th einen anderen Einfluß auf die Subenfchaften und beren einzelne Mitglieder zuzu⸗ 
ben, als in dieſem Gutachten eines der Verhältnifſe kundigen Mannes angedeutet 
efto nöthiger feheint es, es bei der Verf. v. 14. v. M. für jeht und kuͤnftig bewen⸗ 
u lafſen, A bie K. Reg. Ihr Verfahren danach abzumefien hat. 
brigens wird Derfelben auf den Ber. v. 2. d. M. nur noch bemerklich gemacht, daß 
ppoHt zeilichen Gründen ber Anſtellung juͤdiſcher Gemeinde⸗Beamten aus Inlaͤn⸗ 
gr in dem Kalle nicht ſtatt zu geben iſt, wenn die Wahl auf Subjekte von aner⸗ 
fſclechtem Rufe und anſtößigem Lebenswandel fallen möchte, deren Wirkſamkeit 


—— 


Giehe hierüber auch Cpl. IL. Ipth. IE. die R. v. 23, März 1828, 10. Nov 
10 
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in den ihnen zu übertragenben Aemtern bem Gemeinweſen Gefahr drohen, ober zu dr 
lichen Auftritten Anlaß geben koͤnnte. (Ann. VII, &. 848.) ' 


d) R. defielben Min. (Köhler) v. 24. Zuli 1823 über denfelben Ge 


ftand an biefelbe Behörde. F 
Die K. Reg. wird in Beſcheidung auf den Ber. v. 4. d. M., betr. bie Grängmi 
Ihr auftehenden Oberauflihtsrechtö in Angelegenheiten des jüdiichen Gemeinden 
Rachitehendes bei Ruͤckſendung ber urfchriftlichen Beilagen zu erkennen gegeben. 
Unter den Juden befteht eine politifcye, ſondern bloß eine kicchliche Berbindung.. 
Kirchen⸗Geſellſchaft betrachtet gehören Judenſchaften aber zu den bloß gehul 
und genießen mithin nach der Vorſchrift des Aug. Landrechts Thl. II, Tiki 
$. 20. nur die Befugniffe erlaubter Privat: Gejellfchaften (Zit. VI. 56. 11. if 
. Die K. Reg. hat ſich demnach in die Gemeindes Angelegenheiten ber Juden übern 
in fofeen einzumifchen, und Ihren Unterbehörden die Einmifhung in felbige zu gefall 
als folches in Anſehung ber Yngelegenbeiten erlaubter Privat= Gelellichaften nad} 
Beftimmungen bed A, 2. R. zulaͤſſig, oder aber aus polizeilichen Kückſichten nochwe 
erfheint. (Ann. VII. G. 322.) 


e) R. ded Min. der ©., U. und M. Ang. und des J. (v. Altenften, 
ler) v. 10. Nov. 1823 über denfelben Gegenftand an diefelbe Behörde: 

Die Anfichten, welche die K. Reg. in Ihrem Ber. v. 13. Zuli v. 3. bezuͤglich « 
kirchlichen Angelegenheiten der Juden entwidelt hat, koͤnnen nicht genehmigt werbai 

Im Allgemeinen ift ſtets der Gefichtöpunft feftzubalten, daß Juden⸗Gemeinden 

u den vom Staate ausdrüdlich aufgenommenen Religions s Gefellfchaften, 
Esche die Rechte privilegirter Korporationen gentehen (A. 2.8. Thl. IE Tit. 11. 
zu zählen, fondern bloß als gebuldete Gefellfchaften anzufehen find. (Ibidemf 
Bon diefem Geſichtspunkte ausgehend wird die K. Reg. ſich Überzeugen, dap bie 
haͤltniſſe der jüdifchen Religions⸗Geſellſchaften überall nicht nach der für hriftiiges 
hen und für die bei denfelben angeftellten Geiftlichen gegebenen Geſetzes⸗Vorſe 
beurtheilt werben fönnen. * 

Dies vorausgeſchickt wird der K. Reg. in Anfehung ber einzelnen Gegenſtaͤnde Wal 
be Ihrem vorerwähnten Berichte gehandelt worden, zur Nachachtung Bol 

net. . or 

Wie es rückfichtlic, des Aufgebotes und ber Trauung bei jübifchen Ehen zu a 
ergiebt fi ganz ungweideutig aus dem 8. 25 des Ed. v. 11. März 1812. 
Beftimmungen diefes $., welcher die Anwendbarkeit aller VBorfchriften bes A.t 
Betreff der bei der Abſchließung chriftlicher Ehen zu beobachtenden Körmtichteiet 
jüdifhe Ehen gaͤnzlich ausfchließt, iſt ſich allein zu achten. Insbeſondere Tann WA 
Rede davon fein, die Vorfchriften im 2. Theile 1. Zitel, welche Yarochial-Verhäliie 
ingleichen die Rechte und Verpflichtungen chriftlicher Pfarrer, bezüglich auf bab 
bot und die Zrauung bei chriftlihen Ehen betreffend, auf Suden anzuwenden. 

Der Staats-Behorde muß es genügen, fich davon zu verfihern, dag Ehen untl 
ben nicht ohne vorgängige Bekanntmachung in der Synagoge (melde die Stelt 
Aufgebotes vertritt), und daß fie mittelft bes Zufammentritts unter bem Traufl 
verbunden mit dem feierlichen Anſtecken des Ringes (anftatt der Trauung) 
werden. Im Uebrigen hat fie fih darum, wer die Bekanntmachung in ber 
verrichtet, in welcher Korm fie vorgenommen, und was etwa fonft bei der die Ste 
Trauung vertretenden Körmlichkeit beobachtet wird, nicht zu befümmern. 

Daß es zu dem Abfchluffe jüdischer Ehen eines Rabbiners gar nicht bedarf, unb 
überhaupt von dem Einfluffe und den Gefchäften der Rabbiner zu halten ift, hie 
{ft die K. Reg. durch die R. des Min. des 3. v. 14. Febr. und v. 14. Mär c. & 
laͤnglich beſchieden, weshalb darauf lediglich verwiejen wird. . Aus biefen K. wir 
ſich überzeugt haben, daß die Zuden-Rabbiner nicht fo angeſehen werben dürfen, a 
ten fie in Anfehung des jüdifchen Kirchenwefens diejenigen Verpflichtungen auf 
weldye das A. L. R. den chriftlichen Pfarrern auflegt. 

Uebrigens hat die von der K. Reg. bei diefer Gelegenheit zu erfennen gegebene UM 
kanntſchaft mit den, in der Verordnung des verftorbenen Staatskanzlers v. 25.3 
1812 posit. 4. enthaltenen beftimmten Borfchriften wegen Führung ber (bie Stelle 
Kirchenbücher bei den chriftlichen Gemeinden vertretenden) Verzeichniffe von Gebur 
Heiraths⸗ und Sterbefällen bei den Juden befremden müflen. Indem bie K. Reg. 
diefe Vorſchriften aufmerffam gemacht und angewiefen wird, ſich darnach genau zu d 
ten, glauben wir, bezüglich auf die Xeußerungen am Schluffe Ihres Berichtes wegen b 
von Ihr noch nicht beftätigten Rabbiners, auf die oben angeführten R. bes Din, b 
3, v. 14. Gebr, und v. 14. März v. 3, Bezug nehmen zu Tönnen, 

(Ann. VIE, Heft 4. Nr. 63.) 
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R. des K. Min, des I. (Köhler) v. 29. Juli 1825 an bie K. R 
tfurt. Wahl der für Ticchliche Werrihtungen und zeligiöfe Gebräuche 
ſuden zu beflimmenden Indivibuen. | 
ER. Reg. wird in Befcheibung auf Ihre Anfrage in dem Ber. v. 10. d. M., bes 
ab die Vereidigung des Doktors N. N. ale Erfurter Staatsbürgers, eröffnet, baß, 
ejädifche Religion im Preußiſchen Staate bloß gebuldet wird, und bie Bekenner 
den Feine kirchlichen Offizianten haben, welche als ſolche von der Obrigkeit anzuer- 
m ober zu beftätigen wären, die Wahl der Perfonen, deren die Juden⸗Gemeinde fich 
En Ürchlichen Verrichtungen ober fonftigen religiöfen Gebräuchen, wie namentlich 
| ngen, bebienen wollen, lediglich ihnen felbft zu Überlaffen ift, und daher 
er bie Gemeinde⸗Vorſteher oder Aelteften Auskunft darüber geben koͤnnen, welche 
Abuen ihres Glaubens zu dergleichen Verrichtungen geeignet und refp. zu gebrau- 
fi. (Ann. IX. ©. 657,) 
IR. der K. Min. der G., U. u. M. Ang., fo wie ded J. (v. Alten: 
1, v. Schudmann) v. 13, Dit. 1826 an den Rabbiner N.N. Den 
en Gemeinden fiebt Die Wahl derjenigen Perfonen zu, deren fie fich zu 
m tligiöfen Verrichtungen bedienen wollen. 
Ssuniezeichneten Min. eröffnen Ihnen auf Shre Vorftellung v. 1. Sept. d. J., 

kGeſuch, Sie zum DOber:Rabbiner von Preußen zu ernennen, nicht zuläfftg ift, 
aba bie juͤdiſche Religion im Preußifchen Staate blos geduldet wird, fo haben bie 
Ines derſelben Feine kirchliche Offizianten, welche als folche von der Obrigkeit zu be: 
ken ober wohl gar zu ernennen wären. 

Mahl der Perfonen, deren die Juden⸗Gemeinden fich zu ihren religiöfen Verrich⸗ 
zen ober fonftigen religiöfen Gebräuchen bebienen wollen, bleibt lediglich ihnen felbft 
Hafen: (Ann. X. ©. 1035.) 


dBeſondere Rechte und Pflichten der Rabbiner. 
©) In Betreff der Trauungen. Ä 
iſt der zweite Theil Abth. 1. Kap. 2. zu vergleichen, die Ehe 

: Jtbtn betreffend. | 

b) In Anfehung der Beerdigungen. 

wol. oben den fiebenten Abfchnitt Kap. 3, die Beerdigung der Juden 

Binal-polizeiliher Beziehung betreffend, und im zehnten Abfchnitt 
41. sub Il. D. AA. 3. das Kirchhof und Begräbnißweſen bes 







HI Anfehung der Glaubwürdigkeit ihrer Attefte. 

wlleber jüdiſche Mitualfälle war nach der früheren Verfaffung durch 
% v. 16. Aug. 17731) feftgefeßt, daß in allen Fällen, wo es auf Be 
mung eines jüdifchen Ritus in Ehe: und Exbfolges Sachen anfommt, 
Rabbi und Affefforeg mit der eidlichen Vernehmung ad Articulos zu 
bonen, diefelben vielmehr über die ihnen vorgelegte Fragen der Parteien 
Naubhaftes Atteft zu ertheilen fchuldig, und Damit die Wiederholung 
Fides in jedem einzelnen Falle vermieden werde, ein für allemal zu ge⸗ 
nhafter Ausfertigung dergleichen Zeugniffe in Eid und Pflicht zu neh⸗ 


feien.. 

tgenwärtig haben die Rabbiner nach der &. O. dad Recht, wenn fie 
Derartige Berhältniffe als Sachverfländige abgehört werben follen, und 
senen der dabei nöthigen genauen Weberlegung die Abgebung eines 
Hichen Gutachtens wünfchen 2), leteres auf Grund einer ihnen zu dem 


C. C, March. 1773. ©. 543, . 

Dies war dee Grund, wegen beffen die Ober-Landrabbiner und Affeffores ber 
Berliner Jubdenfchaft gegen fofortige Abgabe eines 3eugniffes in derartigen Sachen 
ſich erklaͤrten, in Folge deffen das oben gebachte R. v. 16. Aug. 1773 erſchien. 
Vergl. erftere Gingabe bei Heinemann I, ©. 372 ff.) oo: 
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Zwecke don bem Inſtruenten zu ertheilenden Inſtruktion, auf welche Yan | 
fi das Sutachten zu erſtrecken habe, wbzugeben 1). 

bb) Daß die Rabbiner aud der Zeit vor 1812 noch Eobeblegitimadions | 
Attefte ausftellen könnnen, bemerkt das R. bes Kammergerichte v. 18,004 P 
1815 an dad Stabtgericht zu Berlin. 


Dem K. Stabtgericht remittiren wir die mit dem Ber. v. 25. v. M. engine N 
kumente in ber A—ſchen Hypothekenſache und eröffnen ihm dabei: 
Der Bir »Oberlandrabbiner und die Aflefforen fi ab allerdings berech en 





























auf ben Grund der bei ihnen vor dem Ebd. v. 1812 verhanbelten 
Akten, Legitimationd-Attefte auszuftellen, da fie fich im Veſite ber hs 

. und braucyen die Erben ſich nicht auf einen nocdhmaligen Nachweis ihres E 
zur Grlangung eines Legitimations-Attefles Seitens bes Kammergerichts & aa 
laſſen, dagegen müffen die Verhandlungen, wodurch Erbtheile cebirt und. auf 
ben find, in ber Aue fer Haung vorgelegt und verlautbart werben, rn 
(Heinemann I. S. 876.) Pr 


d)y In Anfehung ihrer Remuneration für Offigtalaffiftenz bei abs 
den Eiden bemerkt 


aa) das R. des Juſt. Min. v. 6. Mai 1833 an das K. D. 2. * 
Ratibor. 


Dem K. O. L. ©. wird auf den Bericht v. 23. v. M. zum Beſcheide als | 
Rabbiner und Juden-Beglaubte, welche nad den beftehenden Geſeten 
eines Judeneides zugezogen werben müflen, ald Beamte einer bloß gebulbeten 


Geſellſchaft, 
§. 20. Zit. 11. Thl. 2. des A.L. R., 


nicht zu den Staatsbeamten gehoͤren. Sie haben daher auch in dieſer Sn 
Verpflichtung, den Aufforderungen der Gerichte zu genuͤgen, wenn ihnen nfcht —X 
Sporteltaxe ausgeſetzte Entſchädigung für die ihnen durch Abnahme eines Jade 
allemal entſtehende Verſaͤumniß gewaͤhrt wird. 

Der Juſtizminiſter hat daher ſchon bei anderer Gelegenheit nachgegeben, Du 
Verſäumniß-Koſten in unvermögenden Unterſuchungsſachen, gleich andern baarm 2 
lagen, aus dem Criminalfonds entnommen werben dürfen, 

Auch in armen Prozeßſachen gehören bie Gebühren bes Rabbiners und des 
Beglaubten bei Abnahme eines Judeneides zu den baaren Auslagen, welche gleih 
ben Zeugen zu gewährenden Entfchäbigung, aus der Salarienkaffe bes betr 
richts entnommen werben mäffen. 

Da jedoch in einem folhen Falle nur die niebrigften Säge der Allgemeinen Orik 
Zare bewilligt werden können, und es überhaupt nicht angemefien ift, dergleichen GE 
ren, welche principaliter von ben Parteien eingezogen werden müffen, aus ber Bel 
Sy vorzuſchießen, fo Tönnen ſolche überhaupt nur dann bezahlt werben, * 

wenn fie von den Parteien zur Salarienkaſſe eingezogen, ober durch Koſtenve 
gebeckt worden, ober 
b wenn das Unvermögen ber Parteien, folche zu zahlen, feftfteht. 


bb) Das R. des Min. ded 3. u. d. P. v. 8. Nov. 1838. u 


Auf Ew. &e. Ber.:v. 11. v. M. erwiedere ich, bei Kuͤckſendung der Anlage, * 
br Bertibung jüdifchen Rekruten von einer für den Rabbiner zu zahlenden Se 

tion gar nicht bie Rede fein kann, da jener Akt eine Offizial- Handlung ift, w 
dem die öffentliche Funktion übertragen worden, unentgeldlidh v ten 6 
Alerh. K. O. v. 30. April v. 3. (Ann, Jahrg. 1837. ©. 673.) kann für viel 
Worderung des Dder-Rabbinerd R. wicht angezogen werben, da fie von Gipesabı 
in ſolchen Angelegenheiten fpricht, in welchen die Parteien Gebühren zu entrichten b 
keinesweges aber von unentgelblic) zu-verrichtenden Offigial»Dandlungen, 

Die X. Dee. dortſelbſt mag baher ben ?c. N. mit feinem Antrage abiveifen, * 
dibei hemerftich machen, daß von einem aͤhnlichen Anſpruche eines andern Rabbindus 
jest bier nichts befannt worden iſt. (Ann. XXII. ©. 1040.) 


e) In Anfehung ihrer Abgaben. 
Es iſt bereits oben sub L. gezeigt, daß die gabbiner, alẽ ſolche, kein⸗ ber 


— 
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' perfönliche Rechte haben, milbin auch. keine Befreiung von Abgaben 
a föngen. Es beitinmen dies nach indbefonbere: Ä 


Rüdfiättie der Staats · Perſonal · Steuern die R. des Sen. Direk⸗ 
xSteuery m 23. Juni 1842 und 30. Dec. 1841, welche unten beim 
Afanitt — Abga en ber jüdiſchen Schullehrer — gegeben find. 

Rüdfichtlich diefer und br Kommunal: A ogaben die R. des Min, 
ie d. P. (Köhler) v. & Oft. 1835 an die Verwaltungs⸗Beamten 
höihen ‚Korporation . zu Czarnikau. Vergl. daſſelbe Abth. 2. 


M 


In Betreff ber Verhaͤltniſſe ber Tonftigen Synagogendiene: 
dad Rt. v. 24. April 1821 oben sub All. 1. a. S. ımb über de 
chühren bei Trauungen Thl. II. Abth. I, Kar 2. von Trauungen. 


Die jũdiſchen Gelehrten. 
ij über Ihre Affiftenz bei Ableiſtung von Eiden den Thl. II., Abſchnitt 
hetreffend. 


Die. jũdiſchen Schlaͤchter (Schächte), 

8.dr K. Min. der G., U. u. M. Ang. und des J. (v. Altenftein, 

befkhatın) v. &.-Dai 1826 an die jüdifchen Handelsleute N. RM, 
basleuten N. N. wird in Beihelbung anf ihre Eingabe v. 81. Aug. v. 8. 

in Anſtellung .qualificirter Schächter kein Gegenftand der —5— obrig⸗ 
diden iſt, indem die Beobachtung ber jübifchen FRettzionage rauchẽ nur b 
Fahehe angeſehen werden kann. (Ann. X, S. 350. 

orten nad. ben R. des Min. des J. v. m Juli 18121) au 

Rp Geme inden keinesweges den Schlaͤchter anftellen, vielmehr Fan 

oe jedem anderen Gewerbtreibenden, nur von der Staatbbehorbe 


Barf. der Reg. zu Potsdam. v. 25. Jan. 1813. Ä 

bischen Schächter. feines Gewerbefcheines, wenn fie bloß ad aeta 
A He Re Konſomenten — einen —2— —*8* 
fie müſſen ſich aber bei Vermeibung der Strafe be ſechsfachen Betrages ber 
m Steuer damit verſehen, wenn ſie —* das Schlachten und den Fleiſchver⸗ 


Achter, welche nicht zugleich Fleiſch — birfen t eher ſchäch⸗ 
en Area Seile Kr Neon Miot iſt. um Wafanasfälle 
Re mit der Strafe des Konſumen Ih den Fleiſchern A 
ad a ſich die Poligeis und —— ſo wie die jüdiſchen Schaͤchter 

Amtedi. 1819. S. 61.) 
Ref der Keg, zu Potsdam v. 8. Aug. 1813. 
n Amtoblabte Nr, 8 unterm 5. Kebr. d. 3. aub Nr. 49. A. P. 1926. Probenrber 
gemachte Verordnung, wegen ber Gewerbſteuer der jübifchen —— tuieh 
Veſtimmung der Köonigl. Äbgabenſektion v. 24. März d. 3. dahin deklariet, 
ter, wean fie ladet; ats Schlaͤchter, und wenn fie Bleifch veriäufen, 
der fieuerpflichtig find: (Kurm. Amtebl. 1813. ©. 388.) 


Beſchneider. 

N, des Min, ded J. v. 27. März 1818, mitgetheilt durch W. der 
ı Münfter v. 16. Suhl 1819, fo wie dab Publ. der Meg. zii Brom 
8. Sept. 1824 und das R. ber Min. d. G., U. u. M. Ang, im 
und des 3. v. 20. Dec. 1830, vergl. im fi fiebenten Abſchnitt Ka, $ 





daſſelbe oben, 
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I. nn 
Bon den fonfligen Mitgliedern der jüdifchen Keligiend 
Geſellſchaft. 


Von den Rechten und Pflichten derſelben handeln die folgenden Kr, | 
bis 31 und 108—112. Fit. 11. Thl. II. des A. K. NR. 


8. 27. Sowohl öffentlidy aufgenommene, als bloß geduldete Religions: und Kick 
efellfchaften müffen fich in allen Angelegenheiten, bie fie mit andern bürgerlichen Gets 
haften gemein haben, nad) den Gefegen des Staats richten, ' „r 
$. 28. Dielen Gefegen find auch die Obern und die einzelnen Mitglieder in ala 
fallen bes bürgerlichen Lebens unterworfen. 
$. 29. Soll denfelben wegen ihrer Religionsmeinungen eine Ausnahme von gel 
Geſetzen zu flatten fommen, fo muß dergleichen Ausnahme vom Staate aus 
gelafjen fein. R 
8. 30. Iſt diefes nicht gefchehen, fo kann zwar der Anhänger einer ſolchen Reilaiel 
meinung etwas gegen feine Ueberzeugung zu thun nicht gezwungen werben. 
$. 31. Er muß aber die nachtheiligen Folgen, welche bie Geſetze mit ihrer unter 
nen Beobachtung verbinden, fich gefallen laſſen. nr ! 
$. 108. Die weltlichen Mitglieder einer Kirchengefellfchaft haben das Recht, fi 
Anftalten der Gefellichaft zu ihren Religionehanblungen A bedienen. 
$. 109. Sie müffen fich aber dabei ben bei diefer Geſellſchaft eingeführten Orbuung 
und Berfaffungen unterwerfen. ' 
$. 110. So lange fie Mitglieder der Gefellfchaft bleiben, müflen fie zur Inter 
der Kirchenanftalten nad) den Verfaflungen der Gefellichaft beitragen. | 
$. 111. Nur der Staat kann beftimmen, zu weldyer der verfchiebenen Kirchenge 
ben feiner eigenen Religionspartei jeder Einwohner als ein beitragendes Mitglich 
rechnet werben foll, " 
$. 112. Auch ift der Staat berechtigt, jedem Einwohner zur Beobachtung FAR 
äußern Kirchengebräudje und Einrichtungen berjenigen Religionspartei, zu ber ee ii 
bekennt, in foweit anzuhalten, als davon vermöge der Gefege die Beſtimmung ober 
wißheit bürgerlicher Rechte abhängt. 


Drittes Kapitel. 
Bon den Gütern und dem Vermögen ber jübifhen Relb 


gions-Geſellſchaften. 
F 
| # 
Bon dem Bermögend:Erwerb Seitens jüdiſcher Religiond-Gefellfchufk 
im Allgemeinen. 53 


1) Ueberall, wo die jüdiſche Religionsgeſellſchaft keine Korporation W 
det, iſt fie als ſolche nicht fähig, ohne ſpezielle Etlaubniß des Staates Br 
mögen irgend einer Art zu erwerben, ſondern ed kann dies nur die Ge, 
fammtheit der einzelnen Mitglieder der Geſellſchaft). Anders verhält ih 
dies in Betreff derjenigen jüdischen Religionsgefellfchaften, denen, wie Dieb 
im Großherzogthum Pofen der Kal, die Rechte einer Korporation ausdrid 
lich beigelegt find. Allen auch diefe können Vermögen nicht ohne Eib 
willigung der vorgefeßten Behörbe erwerben — 8. R. II. 6. 8. 83. — un 
inöbefondere find auch fie in Betreff ded Erwerbes von Gebäuden zu geb 
tesdienftlichen Zufammentünften an die ausdrüdliche Erlaubniß des —* 

ebunden. Es beſtimmt hierüber ganz allgemein $. 24. Tit. 11. Thl. L 

R.: 


1) 8. R. II. 6. 8. 13. Dergleichen (erlaubte Privat⸗) Geſellſchaften koͤnnen al 
ſolche weder Grundſtuͤcke noch Kapitalien auf den Namen der Geſellſchaft erwer 
ben. Vergl. hierüber Abſchn. I, Erſtes Kay. 1, BR. 
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ine blos gebulbete Kirchengeſellſchaft Tann das Eigenthum ſolcher (zu gottess 
hen Zujfammenkünften beftimmten) Gebäude ohne befondere Erlaubniß des 
t8 nicht erwerben.” 


) Dad R. des Min. d. 3. (Köhler) v. 27. Mat. 1817 an d. K. Reg, 
itz bemerkt hierüber: 
RER, Reg. zu Liegnitz wird auf Ihren Bericht v. 10. d. M., worin Sie anfrägt: 
eb jũdiſche Kirchengefellfchaften, als folche,-und insbefondere Synagogen, Vermoͤ⸗ 
i religiöfen Zwecken erwerben können? 
iBeſcheide eröffnet, daß, da die jübifchen Gemeinden im Befig von Synagogen find, 
deher in biefer Dinficht GrundsEigenthbum haben, im Allgemeinen auch nachgegeben 
kann, daß fie zu religidfen Zmedien gemeinfames Vermögen erwerben und erhals 
Danen; in welcher Art auch bes Königs Majeftät der biefigen Judenſchaft aus⸗ 
ERS ya bewilligen gerubt haben, Grundftüde zur Erweiterung des alten Synago⸗ 
AMebäubes Fauflich zu acquiriven. (Ann. I. 9.2. ©. 127). 
Ein juriffifches Prinzip ift in diefem R. nicht zu erfennen. Der Bes 
} von Synagogen gründet fih allemal nach $. 24. 1. c. auf befondere, 
8 Kihengefellfchaft ertbeilte Erlaubniß ded Staates ?), eben fo der ers 
Bike Erwerb von Grundſtücken zur Erweiterung eined alten Synago⸗ 
Bed und es iſt juriftiich nicht abzufehen, wie aus folcher befonderen Er⸗ 
Weiß die allgemeine Berechtigung der Kirchengefellfchaft folgen 
B, ja religiöfen Zwecken gemeinfames Vermögen zu erwerben. Daher 
Kb and kein Gericht den Befibtitel von Grundeigenthum, welches bie 
Fanmtheit ber Mitglieder einer jüdifchen Religionsgefelfchaft erworben, 
den Ramen der Gefelfchaft, flatt auf ben der einzelnen Mitglieder ein» 
wm. &s beftimmt in diefer Beziehung volllommen richtig 


DMER,v. 8. San. 1836. 
Des Befiptitel von Grundſtuͤcken darf nicht auf bie Firma einer Handlungs⸗ ober auf 
R Rama einer anderen erlaubten Privatgefellihaft, welche Feine Korporation bildet, 
thern aus auf ben Namen ber Mitglieder der Gefellfchaft, als ein gemeinfchaftliches 
xatſum derfelben eingetragen werden. Dies ift im $. 13. Zit. 6. unzweideutig 
gefpsochen, und ber $. 199 A. L. R. I. 17. fteht nicht entgegen, und hebt den $. 13. 
‚Sicht auf, indem berfelbe nur feftfegt, daß Grundſtücke, die auf den Namen aller 
en eingetragen find, in dem Verhaͤltniß zu fremden Perfonen nicht für ein 
entbem ber Geſellſchaft angefehen werden können. Daraus folgt aber nicht umges 
ch daß folche Brundftüde auf den Namen der Gefellihaft als folcher, fondern nur, 
Manf den Namen faͤmmtlicher Gefellfchafter eingetragen werden müffen. 
Ibie vom Staate genehmigten Korporationen, nicht aber die blos erlaubten Privats 
Iaften, Grundftüde auf ihren Namen erwerben dürfen, rechtfertigt fi) audy 5 denn 
men, nicht bei biefen, müflen Xenderungen ber Grundverfaflung zur Kenntniß des 
tes, und foweit fie auf Srundftüde Bezug haben, des Hppothetenrichters gebracht 
m, woburch jede einfeitige NRechtöverlegung der einzelnen Mitglieder in Ruͤckſicht 
eundftüde unmöglich gemacht iſt; auch fällt bei jenen durch den Austritt oder Tod 
oder den Eintritt neuer Mitglieder nicht, wie bei diefen, eine Beſitzveraͤnderung 
und e8 bebarf baber auch Keiner Legitimation in diefer Hinfiht. 
Jahrb. Bd. 47. ©. 368. Gräff Bb. 10. ©. 46.) | 


Anders verhält es fich mit dem Befittitel der auf Grund fpezieller 
ubniß von einer jüdifchen Religionsgeſellſchaft, erworbenen Grundeigen⸗ 
8. Wird nämlich der Befittitel einer Synagoge allerdings auf die Nas 
ber jüdifchen Kirchengeſellſchaft zu berichtigen fein und nicht auf den der 
nen DRitglieber derfelben: fo ift Died Doch eben nur die Folge der, der 
engeſellſchaft ertheilten, ausdrücklichen Erlaubniß diefer fpeziellen Acquis 
1, alfo die Beilegung einer Korporations-Eigenſchaft in Bezug auf 
etreffende Gebäude. In diefer Beziehung beflimmt dad R. d. Min. 
ıft. (Muͤhler) v. 31. Dec. 1840. | 


Beigl, über bas Hecht, Opnagogen aufzubauen Abſch. X. erſtet Ray, aub 1. DD, 
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Znu dee angeſchloſſenen Vorſtellung v. 10. d. DR. beſchweren ſich bie Verſich 
Judengemeinde zu R. daruͤber, daß das 2c. Gericht daſelbſt, unter Buflinumum 
K. O. L. G., fi weigert, bei dem von ber gedachten Gemeinde mit. landethen 
Genehmigung zur Anlegung einer Synagoge erworbenen Grundſtuͤck R. 404 ben, 
fistitel für die Judengemeinde als ſolche zu berechtigen, denfelben vielmehr nur fü 
einzelnen Mitglieder der legtern eintragen will, £ 

: Die Velchwerde erfcheint, unter Vorausſetzung ber Nichtigkeit des faktiſchen 8 
ges, allerdingd begründet. 

Die dem Ed. v. 11. März 1812 unterworfenen Yubengemeinden gehören unfı 
gu den geduldeten Kirchengefellfchaften (8. 20. Zit. 11. Thl. II. A. £. R.). A 
Können fie gottesdienftliche Zuſammenkuͤnfte in gewiflen, bazu beftimmten chi 
halten, das Eiaentbum diefer Gebäude aber nicht ohne befondere Erlaubniß bei 
te8 erwerben ($5. 23 und 24 a. a. D.). Daraus folgt von felbft, daß wenn bich 
laubniß — wie im vorliegenden Falle gefchehen ift — ertheilt worden, das Eige 
der gedachten Gebäude au nur von der Geſellſchaft ala folder, und 
ben einzelnen Mitgliedern berfelben erworben worben ift, mithin auch ber Beſtttith 
für die Gefellihaft berichtigt werden kann, da die Belistitelberichtigung nur jr 
ftatirung des Cigentpumserwerbes dient. Zwar Finnen in ber Regel blos era | 
ſellſchaften ats folche keine Grundſtuͤcke auf den Namen der Geſellſqaft 
ben, fonbern bie Erwerbung gefchieht nur für ſämmtliche Befellfchafter und aufll 
Kamen muß auch der Befistitel berichtigt werben (99. 13 und 17. Kit. 6 a.c-E 
R.v. 8. Ian. 1836, Jahrb. Bb. 47. 9. 368). Dazu bebürfen bie Sefelfhun 
body keiner befonderen Erlaubniß des Staats, vielmehr ift eine ſolche nur bei 2 
tionen erforberlich ($. 88 a. a. D.). Wenn deſſen ungeachtet geduldete Kirdk 
ſchaften, obgleich fie nur die Innern Rechte der Korporationen genießen ($. 104 
und $. 20. Zit. 11 a. a. D.), das Eigenthum ber zu gottesdienftlichen Zuſam e 
ten beflimmten @ebäude nur mit befonderer Erlaubniß bes Staates follen erwerbe 
nen, fo folgt daraus doch nicht, baß auch der Erwerb für bie eingelnen MMitgfieen 
der Erlaubniß des Staates abhängt, vielmehr nur, daß durch bie Iandesheriite 
laubniß ausnahmsmeife die Gefellfhaft als ſolche befähigt wird, 
thum zu erwerben und demgemäß den Befistitel fuͤr fich berichtigen zu Laffen. YA 
gegengefesten Kalle würden nicht nur die geduldeten Kirdjengefelffhaften in * 
auf ben Erwerb von Grundeigenthum härteren Bedingungen unterworfen fe} 
dere erlaubte Gefellichaften, da die Mitglieder der leztern ohne Erlaubniß ER 
Eigenthum an Grundftlidien erwerben können, fondern e8 würden auch bieg® 
dienftlihen Zwecken beftimmten Grunbftäde als Privateigenthum ber einze®: 

etragenen Mitglieder der Gemeinde und demnach als Exekutionsobjekte für bie @* 
den ber eingetragenen Befitzer angefehen werben müffen, mas ber Allerh. Orte W' 
Okt. d. J. (Inf. Min Bl. ©. 340) wiberfprechen würbe. 2 





















Hiernach wird das K. O. L. G. angewiefen, dem ıc. Gericht zu R., wenn Ru 
Bebenten entgegenfteht, die Berichtigung des Vefistitels bei dem Eingangs ga 
Srandftäd R. 408 für die Judengemeinde bafelbft aufzugeben. ‚ 


Berlin, den Si. Dec. 1840. Der Juſtiz⸗ Miniſter F 
Muͤhler. 

An das König. O. . ©. zu N. DI. 10072. J. 7. Vol. 5, 4 
Beilage r 


Staates bas in hiefiger Stadt belegene Grundſtuͤck Nr. 393 gekauft und zur & 
eingerichtet. Eben fo bat fie einen eigenen Begräbnißplag eigenthuͤmlich | 
— beiten Srunditüden ift der Veftgtitel auf den Namen ber biefigen Yubengersli 
191 worden. 
„Diele Synagoge entſprach nicht mehr dem Bebürfniß der Gemeinde, und es wi 
die amp zum Verkauf dieſes Gebäubes und zum Ankauf des Srunbftüds Re. I 
nachgeſucht. ee 
Mittelſt der Allerh. Kab. Orbre v. 18. Zuli 1838 ift dem Antrage auchh beferkt 
der Gemeinde der Ankauf des Grundftude Nr. 404, fo wie die Einrichtung beffelben 
einer Synagoge und zur Lehrerwohnung geftattet worben. . 
‚Der Kaufkontrakt ift in Gefolge dieler Allerh. Genehmigung abaefetogen und b 
hieſigen Königl. ıc. Gericht zur Berichtigung bed Befigtitelo eingereicht w . 
Die genannte Behoörde verweigert aber bie Berichtigung des Beſttztitels auf den 
men der Gemeinde, und will denfelben nur auf den Namen der einzelnen MRitglie 
berfelben berichtigen. 
Wir ſtellten dem biefigen a6 Gericht vor, daß von dem Grundſtuͤck Nr, 898 mad a 


Die hiefige jüdifche Gemeinde, deren Vorfteher wir find, hat mit ee 


Gunstieräft. Bechäitn. int 3. - Dim gauten Guter. ABS 
Ihmißplae der Beſittitel für bie Gemeinde berichtigt werben ſei, allein unfere 
—— — —S a 
te Anficht ber erſcheint uns nicht gerechtfertigt, denn die Allerh. 
wor v. Zuli 1888 geſtattet ben Ankauf des erwähnten Scunsüds und bie 
Shtung deffelben zu einer Gynagoge nicht ben Mitgliedern. ber biefigen judiſchen 
0) —E min Mi den Be des 5.2. Sit, 11 
D .Drbre ſtimmt aud mi en immur J . #4. 11. 
HM. nen, DR. A ide van arm no u 
108. gebulbete Kirhengefellichaft kann at 18 Eigenthum Gebäub 
et 1 befonbere Griauönif ver Staates, nicht Pa dam ſoier u 


folgt, 

wenn bie Genehmigung von Geiten des Staates erfheilt ift, auch eine 

jeuldete Kixchengefellfchaft das Eigenthum von Behäuben erwerben kann. . 

Im eine blos aeduldete Kirchengefellihaft mit Genehmigung bes Staats Eigen ⸗ 
eriberben, ‘fo muß auch der Weltgtitel von biefem erworbenen Eigenthum für fie 

Ndie — derichtige werden Tönnen, ba ber BVeflgtitel nur bie Eintragung ber 

farfındeneh Ertoerbsart in das Hypothekenbuch ift. 











Reötfertigung unferer Anfiht erlauben wir und, noch außer ben oben angefährs 


folgende insuufügen. . 
Allerh. Kab.Ordre v. 18. Juli 1838 ganz unbedingt ber Gemeinde den 
FÜR Haufes Nr. 404, zur Einrichtung einer Synagoge, etlaubtz 
ttliegt se& keinem gwelfel, baß den Judengemeinden im Großherzogtum Pofen 
Bejep-vonı Sabre 1833 nicht größere Rechte haben eingerhumt werben follen, 
bengemeinden-in ben alten Yuevingen, weiche nad) bem Gefeg v. 41. März 
12 08 Preuß. Staatebürgerrecht erworben haben. Die Judengemeinbe im Große 
Yofen wird aber in Wezug anf ihre kirchlichen Werhältniffe eis Korporation 
und würde daher, wenn die Anficht der hiefigen Gypothelenbehörbe als bes 
* tet. warbe, offenbar vor den Judengemeinden ber alten Probinzen bevor⸗ 
fit, ba jene Eigenthum, biefe aber ein folches wicht enverben Eönnen. 

fe Unomadie Fan aber unmöglich-in der Intention bed Gefehgeberd gagräns 


‚Alt Inder Allerh. Kab.⸗Ordre v. 26. Dt. d. I ausbrüdlich beſtimi eben, 
—— und rer der Jubengemeinben nicht sub hasta Gef we 
Nönnen.. Nach der Intention bes hiefigen ac. Gerichts ift das von und erfaufte und 
fine Synagoge eingerichtete Grundflüd Nr. 404 nur das Privateigenshum ber eins 
—— unferer Gemeinde, und als ſolches müßte es ſogar für bie he en ber 
hin itglieder als, Gegenftand der Erekution dienen Lönnen, da das jögen 










bem Bertehr nicht entzogen werben Bann. j 
fofern würbe fi mit diefen vom Königl. 2c. Gericht aufgeſtelten Grundſaͤtzen 
Lerh · Kab.:Drbre nicht in Einklang bringen Laffen. 
Hat berfelben aber bie geht motivirte Anficht zum Grunde gelegen, daß 
je en Eigenthum der einbe—als folder — ift, und daß es daher nicht 
mlichen Werkehr unterworfen fein darf. 
diefe Annahme richtig, dann unterliegt ed auch keinem Bedenken, daß ber Beſit- 
für bie Gemeinde von diefem Grundftüc berichtigt werben muß. 
ür erlauben und, babei zugleid zu bemerten, baf bei allen übrigen Gerihtähdfen 
au beim hiefigen 2c. Gericht darüber kein Zweifel obgewaltet hat, daß der 
ytitel für bie Gemeinbe berichtigt werben kann, und daß bie in ber Verf. v. 21. 
— te Anfiht nur das Grgeugniß.einer feeptifchen Trdtt 
un Gw. geruhen, biefe Gründe einer Prüfung geneigteft zu untermers 
und 1, weldje Berwirrung bei den Hypothetenakten und in der Gemeinde 
mit der Zeit entftehen muß, toean der Befiptitel für mehr als hundert Perſonen 
wigt werden muß, ſo werben Kochbiefelhen unjere Witte gescchtfertigt (nhen: 


1356 Seaatorechtl Verhaͤltn. d. J. — Den ganzen Staat bite: 


das ꝛ⁊c. Gericht hierſelbſt anzuweiſen, daß es den Beſitztitel von dem in 
— unter N. 404 belegenen Grundſtück auf den Namen der Judengemei 
ge. 
Sollten Ew. Erellenz aber bie Anſicht des ꝛc. Gerichts für gerechtferti 
dann bitten wir ehrfurchtsvoll, uns in Bezug auf die Synagoge, aus Ruͤckſicht dern 
bedrohenden Nachtheile, bie Rechte einer Korporation Allerh. Orts auszuwirten. 
N. den 10. Dez. 1840. Die Vorfteher der hiefigen jueiichen Gemeihg 


(Juſt. Min. BL. 1841. S. 34-36.) j 


5) Die Subhaftation von Synagogen und Begräbnißp 
verboten durch die K. DO. v. 26. Oft. 1840. 


Sch! finde, im Einverftändniffe mit den in Ihrem Ber. v. 9. d. M. 
Gründen, die Beſchwerde der Judenſchaft zu N. durchaus gerechtfertigt und 
Sie deshalb, die Aufhebung der vom dortigen Stadtgericht verfügten unftatthaften 
haftation ber Synagoge und bed Bezräbnißplages der Supplilanten zu verfügen. . 


n Triebrih Wilhelm, 

ben Staats⸗ und Juſtiz⸗Miniſter Mühler. 000 

(3. M. 81. 1840. ©. 340. B.M. BI. 1840. 8.457.) 4 

Der Rechtsgrund dieſer K. D. iſt in einer zweiten Durch R. v. 77. 
1840 mitgetheilten K. D. v. 14. April 1840, durch welche die Su 

tion über ein Sumilienbegräbnig aufgehoben wird, dahin angegeben, 
Begräbnißpläge überhaupt dem bürgerlichen Verkehr entzogen find. 

(3. M. Bl. 1840. ©. 143. V. M. BL. 1840. ©. 154.) | 


6) Die Stände in den Synagogen. 

a. Diefe Stände find ald Immobilien zu betrachten und ald folche 
gungdfähig in das Hypothekenbuch. i 

aa. R. v. 18. Mai 1804, betr. die Realgerichtöbarkeit —F 
Stände in den Judenſchulen. ft 


In den mehrften Orten ber hiefigen Provinz find die Stänbe in den Tui 
Eigenthum ber Befiger und verkaͤuflich. Ihr Werth ift fehr verſchieden und Weir: 
ben lägen von 100 bi8 1000 Gulden, auf bem Lande aber oft unter 100 GEM 
ie haften: 
1) Pringipalitee der Judenſchaft des Orts für die Staats- und andere juden 
baaben des Beſitzers. Die Judenſchaft fieht fich oft genöthigt, wenn 
Beliger nicht in Nahrungsverfall bringen will, damit lange nadyzumarten, M 
eben diefe Judenſchaft hat auch 
2) hin und wieder für baare Anlehen Konfenfe zur Verpfändung biefer 


gegeben. 

So Yange nun bie juͤdiſche Gerichtsbarkeit beftand, haben wir hiervon Feine wi 
Notiz genommen, ald daß wir im Kalle eines Konkurſes verorbnet haben, es muſſe 
Verkauf unterMitwirfung des Konfensrichters gefchehen, es müffen ferner bie nad e 
unter 1 und 2 etwa darauf haftenden Dfondreoite mit Zugiehung des Konkurskurau 
verifizirt, fodann aber nur der Reſt des Erlöfes an die Konkursmaſſe abgeliefert werk 
Diefe Mafregel ſchien uns gleich richtig, man mochte die Sache nad) den — 
Vorſchriften von handhaften Pfaͤndern oder nach denjenigen von Immobilien unter 
fremden Jurisdiktion betrachten. 

Nachdem aber die jüdifche Gerichtsbarkeit aufgehoben wurde, glaubten wir V 
Stühle als Gerechtigkeiten betrachten zu müffen, über welde ein Hypothekenbuch 
dem Richter des Orts zu führen if. Die jüdifchen Gemeinden aber, befonders 
— und Fürth, haben gegen dieſe Anſicht der Sache Beſchwerden gefuͤhrt,! 

ehaupten: 

1) dieſe Schulftände hätten keineswegs bie Qualitaͤt von Rechten, welche Immobi 
gleich zu achten wären, wohl aber 

2) diejenigen von Fauſtpfaͤndern, da fie durch den Vorſchuß der Schule in dem Be 
der Korporation als folcher, wären, weldyer fie fir die Abgaben hafteten. 

3) Wenn durch die Korvoration fremden Gläubigern Konfenfe ertheilt werben, fi 
dies blog eine Verficherung daß bie ihnen prinzipaliter verpfänbete Sache nicht : 
zurüdgegeben werben folle, als bis auch der fremde Gläubiger befriedigt wor! 
und ein Konfens des Debitoris in diefe Maßregel. 

4) Sollten die Srundfäge von Immobilien auf diefe Stähle angewandt waren, 
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würben fie, wenn gleich oben ad 1 angegebene Pfandrecht in rubr. IL, eingetra⸗ 
gen würde, dennoch nicht binlänglich gefehert fein, weil fie fobann 

a) in Anfehung ber Zeit durch die Worfchrift der A. G. DO. Thl. I. it. 80. 

65 357—358 gebunden wären, 
b) * Befiter ohne ihr Borwiflen fremde Schulden auf den Stuhl eintragen laſ⸗ 
en Eönne. 

Endlich werde 

ven Befigern durch die gerichtliche Aufnahme der Kontrakte bei Befigveränderungs> 
füllen eine unnöthige Laſt aufgelegt. 
Y und nun gleid) alle diefe Grunde nicht übergen en, fo ſcheint es body, als könnten 
F&äulftände füglich auch für die Zukunft in nfebung der jüdiſchen Laften und Ab: 
en, ale Fauftpfänder betrachtet werden. Dies Tönnte auch für die * gelten, 
welgen die Judenſchaft einem fremden Gläubiger ein Nachpfandrecht zuſtehen wollte; 
q werden wir, um etwanige Mißbraͤuche zu verhuͤten, anorbnen: 

daß in diefem Falle ein ſchriftlicher Pfandkontrakt durch den perfönlichen Richter 
des Berpfänders aufgenommen werben müffe. 
in Kenktursfällen, denn bei diefen ift allein die Brage von Nugen, würde ſodann das 
Ihäft nach gefeglichen Vorſchriften von Kauftpfändern zu behandeln fein. 
ir mitten uns allergnädigfte Belehrung, um banadı die fernern Maßregeln treffen 
. Ansbach, den 5. Mat 1804. 

h Die Regierung. 


Auf hie vermittelft Ber. v. 5. d. M. gefchehene Anfrage wegen der Realgerichtsbarkeit 
wg die Stände in den Zubenfchulen beicheiden Wir Euch, daß, da es offenbar auf 
ner Kiktion beruht, die Stände in den Zudenfchulen zur Klaffe derjenigen Mobilien 
ı zählen, weiche ohne wirkliche Aushänbigung an den Gläubiger, als Kauftpfand ver: 
werden koͤnnen, weiches befanntlich zur Erleichterung des Commertii und ber 
e nur bei einigen Segenftänden diefer Art durd; die V. v. 16. Juni 1785 
en worden, es zweckmaͤßiger ift, ad ductam ber Hypothekenordnung Tit 1. 
18.6. b. über diefe Stühle eigene Hypothekenbücher zu führen, in der zweiten Ru⸗ 
‚ja bemerken, daß ihr Werth nach der Provinzialverfaffung prinzipaliter der Juden⸗ 
hes Orts für Staats: und andere Abgaben verhaftet fei, und alsdann biefe Ber- 
Marge, Cinraͤumung des Vorzugsrechts und dgl. lediglich nach den Grundfägen 
EN. und der Hypothekenordn. zu beurtheilen, da die Gründe der Zudenfchaft, wie 
fr MR anführt, weber überzeugend, nod den gefenlichen Worfchriften angemefs 
ih. (R. Archiv Bd. 4. ©. 116. Rabe Bd. 8. ©. 54.) 
„Mb, Die Beflimmung des verfiehenden R. ift jedoch in Zolge des R. des 
Bin. (0. Kircheifen) v. 5. San. 1813 an dad Kammergericht nicht 
Isführung gekommen. 
Def. Kammergerichte wirb auf den, Über die Beſchwerde der Xelteften der Juden⸗ 
c Krankfurt a. d. D., wegen der, von dem dafigen Land: und GStadtgerichte bes 


Eintragung ber Sitze oder Stände in der Synagoge ad Rescriptum v. 
Orpt, pr., unter dem 23. Nov. ej. a. erftatteten Ber., hierdurch zum Beſcheide 
Seh, da die Schulftände und Sitze der Juden in den Synagogen bis jegt weber 
Her, noch in Frankfurt a. d. DO. in das Hypothekenbuch eingetragen worden, biefe 
Sintragung auch gegenwärtig zu unterlaffen ift. 
hi 8. Kammergericht hat daher die beabfichtigte Einrichtung eines Hypothekenbuchs 
bergleichen Sige einzuftellen, auch das Stadtgericht zu Frankfurt a. d. D. zu in⸗ 
ken, von der zum Zwecke dev Eintragung von der bafigen Judenſchaft erforderten 
richung eines nad ben Nummern der Schulftände anzufertigenden Verzeichniſſes 
Bigenthümer berfelben, abzuftehen. (Jahrb. Bd. 2. ©. 187.) 


. Daß die von Bermiethung der Kirchftellen chriftlicher Kirchen han⸗ 
den 68. 676—685. Lit. 11. Thl. Il. des L. R. 1) auf Stände in den 


t) Diefe $$. lauten: 
5. 676. Wo die Bermiethung der Kirchſtellen hergebracht ift, da gebührt fels 
bige den Borftehern. 
6. 677. Sie können die Stelle an Eingepfarrte und an Fremde zum Gebraud) 
überlaffens doch haben bie Erftern den Vorzug. 
$. 678. Die Vorfteher können die hergebrachten Kirchenftellengelver ohne Be⸗ 
willigung ber Eingepfarrten nicht erhöhen. 
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Judenſchulen nicht Anmwenbung finten, bemerkt dad R.v. 23. DR: IE 
welches oben im neunten Abfchnitt gegeben ift, (sub I, 5.) u 


Gilfter Abſchnitt. 
Das jüdiſche Schulweſen }). I 


Erfies Kapitel. | Ss 

Das Verhältnig bed Stanted zum jüdiſchen Shulmelsg 
L. 

Verhältniß bes Staates zum jüdiſchen Schulweſen 
| Allgemeinen . 0 


4. 
Da ter Staat im Allgenieinen die jüdifche -Retigiondgefelifiheft: 
als eine erlaubte Pripatgeſellſchaft anſieht, fo miſcht ſich die Bermaltg 
in deren Gtreitigkeiten, wie oben, Abſchnitt IX, dargeſtellt worden) 
für den Fall, wo dies von Polizei wegen behufs Aufrechthaltung der a 
lichen Ruhe und Ordnung nöthig iſt und überläßt die Schlichtung | 
Streitigkeiten, fofern darauf von dem einen ober andern Theile x 
wird, den richterlichen Behörden. Died Prinzip iſt nun aber au ul 
treff der Echulangelegenbeiten In einigen Min, R. auögefprochen, © 2 
1) in dem R. des Min. d. Inn. v. 3. Ron. 1820 2). Ferner: ; 
2) A. d. 8. Min. d. 3, fo wieder G., U. ıc. Ang. (v. Schudi 
v. Kamptz) v. 22. Sept. 1827 an die K. Reg. zu Münden. Auforiogme 
der Unterhaltungskoſten für jüdiſche Schulen. Ir 
Der K. Reg. wird auf die Anfrage v. 6. d. M. in Betreff bes jübifchen CHAM 
Schulweſens hierdurch eröffnet, daß, da die jüdifhen Schulen jederzeit nur ald PUWE 
Anftalten gelten Fönnen, eö ben Mitgliebern ber jüdiſchen Gemeinden Lebigiik REM 
en bleiben räfle, in welcher Art fie die Koflen zur Unterhaltung biefer Sam . 
ringen wouen. 
Können fie fi darüber nicht unter fi in Güte einigen, fo muß bie Sache zur rin 
lichen Entfcheidung gelangen. (Ann. XI. Rr. 54. ©. 120.) . 


$. 679. Das Vermiethen der Kirchftellen foll niemals nad, Art einer of 
lihen Verfteigerung gefchehen. J 

$. 680. Bei neu errichteten Kirchen muß bie Vertheilung ber Stellen vor 
BVorftehern, unter Beiſtimmung des Patrons oder Kirchenlollegii unb Geuch 
gung der geiftlihen Dbern, nach Klaffen, oder durch das Loos beforgt werdch 

$. 681. Wo nad) befondern Verfaffungen Kirchſtellen gewiſſen Perſonen 
Familien erblich verliehen find, da können die Eigenthuͤmer dieſelben au mE 
bermiethen, und zum Gebraud einräumen; auch fie auf ihre Nadkomm 
vererben. 

$. 682. Dagegen Tönnen fie bad Eigenthum weber unter Lebendigen, Mi 
von Todeswegen, an Anbere übertragen. 

$. 683. Menn ber Eigenthümer einer ſolchen Stelle ohne Nachkommen ſt 
oder die Parodie verläßt: fo fällt die Stelle an die Kirche zurück, 

$. 684. Kirhhftühle, die Zemanden in Rüdfit feiner Würde oder fe} 
Amts angewiefen find, Tonnen von ihm an Andere auf Feine Weiſe überiam 


w 
$. 685. Kirchſtuͤhle, die einem Haufe oder Gute für beſtändig — 
find, gehen mit dieſem Grundſtuͤck zugleich auf jeden Beſiter deſſelben, and 
wenn er einer andern Religionspartei zugethan ift, über. zu 
1) Ausführliche Mittheilungen über bie jüdifche Kreifchule zu Berlin enthalten d 
von Zeit zu Zeit im Drud erfchienenen Nahrichten von berfelben 4. B. „EM 
Rachricht von dem Zuftande ber jübifchen Freiſchule in Merlin, vegmit zur öffent! 
Prüfung ꝛt. einladet Lazarus Bendavid, jegiger Direktor ber ——* 
Berlin, 1818. 
2) S. daſſelbe oben Abſchn. IX. sub. II, 


Gtantteriti, Berhãliu. d. 3. —- Dan saugın Ct un. GB 


3) &X. des Min. der G., U. und Med. Ang. (v. Altenſtein) v. 4. Sept: 
35 an den Prediger N. N. | 
Da bie jübifche Elementarfchule zu N. von Zuden und für Zuben ausſchkießlich ger 
Indet Et, To darf die K. Meg. diefelbe nad) dem Weichluffe bes K. Staatämir v. 
« Mat 1880 nur als Privatichule anſehen, und als ſolche zwar beauffichtigen, in ihre 
ung aber nicht eingreifen. Die K. Reg. zu Liegnit hat daher auch keine Mittel 
ztbeftehen ber gedachten Anftalt herbei zu führen und zu erzwingen, und fie kann 
auch von hier aus nicht, wie Sie beantragen, veranlaßt werden, zur Beſchaffun 
8 den Lehren N. N. gebührenden Gehalts ergreifende Maßregeln gu treffen. Es m 
den Lehrern Überlaflen werben, ſich wegen ihres Gehalts an bie Aelteften ber 
aft KL wenben, von welchen fie zu Lehrern der Gemeinde berufen find. ' 


n. XIX. ©. 731.) | 
Be piefen Refkripten und einigen unten folgenden R. beiläufig ausge⸗ 
e Prinzip kann jedoch in Betreff der Schuulangelegenheiten in keiner . 
Bar werden. Dan bemüht fich vergebens den Grund zu finden, was 
2 taat fich des, auf Bildung der künftigen Benerationen fo eins 
Kreihen, Oberauffichtd:Rechted über die jütifchen Schulangelegenheiten 
"will, da er darin unmöglich liegen kann, daß tem Staate die Bil 


"der Juden gleichgüttig erfhelne. In der hat widerfprechen aber auch 
+ I. den betr. allgemeinen Geſetzen und erſcheinen bemgemäß nicht von | 
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4) Behörden, welche diefe Oberaufficht führen. 

a) Die jüdifchen Elementarſchulen find zunächft, wie alle andere Elemen⸗ 
theils da wo dad A. k. R. gilt, unter die Aufficht des chriftlichen 

Irebigers DUB Ortes geſtellt?), theils unter die der flädtifchen Schulkom⸗ 

Une umd der Bezliks. Schul⸗Inſpektoren). | 

a J. 8: M. verordnet Thl. II. Tit. 12. 88. 12—17. 47. 48, 

Es. Gemeine-Schulen, die dem erften Unterridhte der Sugenb gewidmet find, ſle⸗ 

a unter der Direction der Gerichtsobrigkeit eines jeben Orts, welche dabei bie Geiſt⸗ 

Bpit der Bcmeinde, zu welcher bie Schule gehört, zuziehen muß. 

8, "Die Kirchenvorſteher einer jeden Gemeinde, auf bem Lande und in Heinen 
ihten, To wie in Ermangelung berfelben, Schulzen und Berichte, ingleichen bie Pos 
Amagifiräte, ſind fchuldig, unter Direction der Obrigkeit und der Geiſtlichen, bie 
Hit über die äußere Berfaffung der Schulanflalt, und über die Aufrehthaltung der 
Me geführten Ordnung zu übernehmen. 

14. Alle dabei bemerkte Mängel, Verſäumniſſe und Unorbnungen müflen fie ber 
igkeit und dem Seiftlichen, zur nähern Unterfuhung und Abftellung, anzeigen. 

48, Die Obrigkeit und der Beiftliche müffen fich nad den vom &tante ertheilten 
ehmigten chulordnungen achten; und nichts, was denſelben zuwider iſt, eis 
vornehmen und einfuͤhren. 
ben fie bei ber Anwendung der ergangenen allgemeinen Vorſchriften auf 

uffiht anvertrauete Schule Zweifel oder Bedenklichkeiten: fo muß ber geifts 
Borfteher der dem Schulmwefen in der Provinz vorgeſegten Behörde davon Anzeige 


47, Shen biefer Behörde gebührt die Entfcheibung, wenn die Obrigkeit ſich mit 
rg ae Schulvorſteher über eine oder die andere bei der Schule gu treffende Ans 
Mober Finrichtung nicht vereinigen Tann. 

43. Die Schulaufſeher müflen darauf Acht haben, daß der Schulmeifter fein Amt 
k Zreue und Fleiß abwarte. In 
6.48. Ihnen liegt es ob, unter Beiftand der Obrigkeit, darauf zu fehen, daß alle 















£) Beil, tiefe G. anb IL, in ben Kap. IT. IM, EV. bie Bemerkung im Kap. V, 


2) e; 8. II. 13. 8. 49. . . . . h 

s) Bergl. die Cirk. v. 29. Juni 1838 und v. 11. Jan. 1828 $. 28 unter pag« IL. un 
Beten be Schul⸗Inſpektionen den $. 179 b. der St. DO, von 1808, und $. 407 der 
ıen te. . . . 
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ſchulfaͤhige Kinder, nach obigen Beftimmungen ($$. 43 seq.) erforberlichen Falls ber 
Zmangsmittel und Beſtrafung ber nachläffigen Eltern, zur Befuchung der Eehrfus 
angehalten werben. n 
) In höherer Inſtanz ift das jüdische Elementarſchulweſen den Rea. 
tergeben, wie dies die Gefchäfts-Inftr. für die Reg. v. 23 Okt. 1817. 4 
ergiebt *) und die obere Leitung in wiffenfchaftlicher Hinfiht und in Ve 
bung auf die innere Verfaffung, ingleihen bie Sorge für die Ausbilda 
der Elementar Schullebrer den Provinzial: Konfiltorien?), ; 
c) Die höchfte Inftanz find das Min. der ©. und Med. Angel. und da 
Min. des Inn. vergl. Abſchn. X. Kap. I.subI.B.CC.2, . 
9) Zwangspflicht der jüdifhen Kinder sum Schulbelug. 
a) Im Allgemeinen beftimmen.bierüber die $$.43—46 Zit. 12. 2% 
des A. L. R. | ln 
8.43. Jeder Einwohner, welcher den nöthigen Unterricht für ſeine Kinder in ii 
Hauſe nicht beforgen kann ‘ober will, ift ſchuldig, diefelben nach zurldigelegtem Fü 
Kahre zur Schule zu ſchicken. : 
5.44. Rur unter Genehmigung der Obrigkeit und des geiftlihen Schuloock 
Tann ein Kind länger von ber Schule zurüdgehalten, oder der Schulunterricht beffe 
wegen vorkommender Hinderniffe, für einige Zeit ausgeſetzt werden. 
8.45. Zum Beiten derjenigen Kinder, welche wegen häuslicher Gefchäfte bie 
nairen Schulftunden, zu gewiffen, nothwendiger Arbeit gewidmeten Jahreszeiten, WM 
mehr ununterbrochen befuchen können, foll am Sonntage, in’den Feierftunden zwi 
der Arbeit, und zu andern ſchicklichen Zeiten, befonderer Unterricht gegeben werben: 
$. 46. Der Schulunterriht muß fo lange fortgefest werben, bis ein Kind, nad 
Befunde feines Seelforgers, bie einem jeden vernünftigen Menſchen feines Gt 
notbwendigen Kenntniffe gefaßt hat. 
Diefe Beftimmungen gelten nach der K. O. v. 14. Mai 1825?) dem M 
fentlichen nad) auch in den Provinzen, wo dad L. R. nicht gilt. Ä 


Sroßherzogthumd Pofen dad Kap. VII, 
3) Kontrolle diefes Schulbefudes. | 

a) Vergl. das R. des K. Min. d. J. v. 11. Mär, 1825 an das Pb 
Praͤſid. zu Berlin, vorftehend sub 2. b. aa, 

b) Cink. R. des K. Min. der G., U. und M. Ang. an fämmtlihe & 
Reg., (v. Altenflein) v. 10. San. 1826. Einſendung von Werzeichniffe 
über den Schulbefuch der jüdifchen Kinder. i 

Der K. Reg. wird unter Bezugnahme auf die Verf. v. 15. Mai 1824 '), die Ei 
tung des jübiihen Schulmefens betr., hierdurch aufgegeben, vom Jahre 1826 ab 
Jährlich Verzeichniffe über den Schulbefuch der jübiihen Kinder ihres Bezirks von 
Behörden einzufordern, felbige in eine General⸗Rachweiſung zufammenftellen zu la 
und Ku bann mit dem Schlufie des Monats März hieher einzureichen. 

nn. X. ©. 94). 


— — — 


1) Vergl. den 8. 18 oben Abſchn. X. Kap. I, sub I. B. CC. Siehe auch die An 
ertennung dieſes Grundfages in dem Publ. ber Reg. zu Göslin v. 11. San. 1821 
(unten Kap. II.). 

2) 56.5.6. 7. der Dienſt.⸗Inſtr. für die Prov. Konfiftorien v. 23, Okt. 1817. (&. 
©. 1817. ©. 237.) 

3) G. ©. 1823. ©. 149. 

*) ©. unten. 


Oroatsredtl, Berhätm. b. I. — Dengatzon Staatite- ICH 
e) Buhl. der K. Reg. zu Bredlau, v. 6. Febr. 1826, in deefelben An⸗ 
heit, 
En dm K. Din. der G., U. ac. Ang., ift mittelft R. v. 10. v. M. vom 1. Ian. 1826 
die Kührung von Verzeichniſſen über den Schulbeſuch der jüdifchen Kinder, welche 
Kpei mit dem Schluſſe des Monats Febr. an und eingereicht werben mäflen, ans 
worden. Den Dapifträten der Orte unſers Reg. Bez., in melchen jüdiſche Fa⸗ 
Kin Icben, wird demgemaͤß hierdurch aufgegeben, dieſe Verzeichniffe dergeftalt anzıbe 
tizen, daß aus folchen unter vier Kolonnen eriehen werben kann : 
- a) wie viel jüdifhe ſchulpflichtige Rinder vorhanden, 
Y wie viel davon die Schule ihres Glaubens befuchen, . 
3 e) wie viel durch cigene Schullebrer ibres Glaubens unterrichtet werben, 
d) wie viel die chriſtlichen Orts-Schulen beſuchen. 
F einer fünften Kolonne iſt eriblic bie Schul-Deputation zu Abgabe ihres Gutach⸗ 
über den richtig inne gehaltenen Schulbeſuch der Kinder, und etwanigen fonfligen 
Immerfungen zu veranlaffen. 
Wer Gingang biefer Tabelle wird, wie oben bemerkt. alljahrlich Ende Februar puͤnkt⸗ 
-gepärtigt, und ift baber mit der Anfertigung für das laufende Jahr fogleich vorzuz 
(Ann. X. 0.06) 
Cr R. des Min. der G. und U. ıc. Ang. (v. Altenftein) v. 
Juri 1827 an fämmtliche K Rıg., auefchließlich derjenigen zu Düffels 
3. Die alljährlich einzureichenden Nachweiſungen von bem jüdiſchen 
chulweſen. 
Dis. Reg. wird unter Bezugnahme auf die wegen Einrichtung bes jübifchen Schuls 
unterm 15. Mai 1624 und 10. Yan. pr. erlaffenen Gitk. Verf. bierdurd) aufger 
Bert, die alljährlich einguzeichenden, diefen Gegenftand betr. Nachweiſungen Künftig 
Toityer Art einzurichten, wie es in dem (sublitt.a.) beiliegenden Schema vorgeſchrie⸗ 
R 


Berlin, dem 29. Juni 1827. 
Min, der G., U. und Med.⸗Ang. 





v. Altenfein. 
a. 
Haupt⸗Ueberſicht 
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« die Juden und den Schulbefuc ber jüdifchen Kinder 
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nn. XT. ©. 873.) 
ı Prüfung und Anftellung der jüdifhen Lehrer Seiten 
des Staates. 2 
Hierüber f. das Kap. IV., die Berhättniffe der jüdiſchen Lehrer betr.“ 
UL VUN. BR.3. Die Berhältnife ber Zuden. a 
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5) Beauffihtigung bes jüdiſchen Privaterzicehung 
Vergl. hierüber dad Kap. II. 
6) Rechte jübifher Schulanflalten. 
Vergl. wegen des den Zöglingen der jüdifchen Vereinsſchule zu 
ertheilten Rechte in Betreff bed Militairdienftes das R. v. 19. Aug. 1 
oben Abſchnitt V. Kap. U. ©. 54. 


Zweites Kapitel. 


Allgemeine, dad jüdiſche Schulwelen betreffende An 
nungen. | 

Allgemeine, das jüdifche Schulmwefen betr. Geſetze, fehlen bis auf bie 
Beflimmungen des G. v. 1. Suni 1833 für dad Großherzogthum 

welche Kap. VII. zu vergleichen find. Das Ed. v. 11. März 1812 
zwar im 6. 39 Beflimmungen wegen Berbeflerung des Unterrichts 
den, die aber nicht erfchienen find. Allgemeine Anordnungen, weide 
zur Zeit beftehende gefepliche Beftimmungen zufammenfafien, find bi 
nur von den Miniflerien und Reg. ausgegangen; ed find dies folgende: 














‚ „Minifterial- Verfügungen. 
1) R. ded Min. der G., U. und Med. Ang. (v. Altenflein) v. 22. 
1823 an die 8. Reg. zu Bromberg (biöher ungedrudt). 
Das Min. ift rüdfichtlicy der Anficht der Königl, Reg. — in ihrem über bie 
richrung des jüdifhen Schulmefens im dortigen Reg. Bez. unter dem 3. d. M. 
ten Ber. vollfommen damit einverftanden, daß die Schulpflichtigkeit der jüvifchen S 
der nad) $.43. Zit. XII. Thi. IE, des A. 8. R. unzweifelhaft ift; dag ſonach Die Il: 
nöthigen Falls mit Strenge angehalten werden Tonnen, entweder dem Bebifab 
den Vorſchriften des Staats enıfprechende jüdifche Elementar-Schulen einzurigin a 
zu unterhalten, oder mit Ausnahme des Religions-Unterrichts gegen Erlegun br 
geftellten Beiträge ihre Kinder den chriitlihen Ortsſchulen anzuyertrauen, wel de 
Fürſorge für den Unterricht in der jübiichen Religion und in der hebräifchen Srmg 
durch einen juͤdiſchen Privatlehrer ihnen überlaffen bleibt, und daß endlich den einy 
jüdifchen Hausvätern, wo katholiſche und evangelifche Schulen neben einander UM 
die Wahl überlaffen werben muß, welcher von beiden Schulen fie ſich anfchließen x 
die Behörde aber, wenn fie ihre Erklärung hierüber abzugeben verweigern, nad 
gabe der Umftände enticheidet, und nöthigen Falld Zwangs⸗Maßregeln eintreter 
ann. Auch bamit it das Min. cinveritanden, daß jüdifche Grunbbefiger, wenn ft 
als foldye zu der hriftlichen Ortsſchule Beiträge leiften müflen, body auch für bie Gi 
richtende jüdifhe Schule den auf fie fallenden Beitrag zu leiften haben, ba vorausgt 
werden muß, daß nad) den im dortigen Reg. Bez. zur Anwendung kommenden ©. 
felben nicht die unbedingte Befugniß zum Erwerb von Grundftüden zufteht, es vw 
von dem Ermeſſen ber Behörde abhängt, unter welchen Bedingungen fte ſolchen ge 
ten will. Rathſam wird es aber bleiben, wo aus bergleichen Bedingung bie Ber 
tung zu beflimmten Präftationen vorgefchrieben wird, audy ber legteren Gintragumg 
das Hopothekenbuch zu veranlafien. Da audy die Borfchrift des $. 24 Tit. 12 AH. 
des A.L.R. nirgends aufgehoben ift, fo verfteht es fi von ſelbſt, dag auch jüdiice 
kelſchulen nicht gebulbet werden fönnen, und daß, um zu erforſchen, ob einem jühlf 
Lehrer die von einem tüdjtigen Glementar:tehrer zu fordernden Kenntnifle und F 
keiten nicht abgeben, jeder an einer jübifhen Schule anzunehmende Lehrer ſich einer 
fung unterwerfen muß, die — auf feine Religion nicht erſtreckt werben kann. 
(Act gen. bed Min. der ©.,U. und Med. Ang. Selten c.©. Rr. 1. Vel, 
Str. 16001 de 1823. Fr.) ‘ 
2) C. R. des K. Min. der ®., U. und Med. Ang. Unterrichts Ab 
lung (v. Kampg) v. 15. Mai 1824 an die K. Reg. zu Bredlau und ı 
ſämmtliche andere K. Reg. (mit Ausnahme derer in den Rheinprovinza 
die Einrichtung des jüdiſchen Schulweſens betr. 
Der K. Reg. wird ein Ertrakt ber unter heutigem date an bie X. Reg. zu Bull 
erlaſſenen Berf., die Einrichtung des jũdiſchen Schulmefens betr. (sab Lit. a.)} 
Nachricht und Nachachtung mitgetheilt. 
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n welcher Art dieſelbe die darin enthaltenen Beſtimmungen auch im dortigen Reg. 
dur ATusführung gebracht, hat Diegelt binnen 3 Monaten einguberichten. 
a. rtraftt. 
uch werben ſchwerlich die wohlwollenden Abficyten, welche man fr Werbefferung bed 
Wen und bürgerlichen Zuftandes der Juden begt, erreicht werben, wenn man babei 
ein bereitwilliges Entgegentommen von ihrer Seite warten will. 
das bringendfte und nächſte Bedürfniß, für welches geforgt werben muß, iſt eine an- 
uefiene Einrichtung ber für fie beftimmten Schulen. Bon vielen Seiten wird ‚anjegt 
e Eache zur Sprache gebracht; allein, wenngleich die Einfichtsvolleren unter den 
ven felbft Darauf bezügliche Beranftaltungen zu wünfchen fcheinen, fo Läßt ſich doch von 
groͤßern Maffe nicht hoffen, daß fie aus freier Entichließung ſich zu Einrichtungen 
kehen werde, die zum Zwecke haben, fie dom verwahrlofeten Zuftande zu entreißen, in 
chem fie fich befindet. Es wird vielmehr nöthia, von Seiten ber Regierung mit Ernſt 
Rachdruck zu verfahren, und die beftehenden G. gewähren dazu einen hinlänglichen 
wit. Es kommt nur darauf an, daß folgende Punkte, nachdem felbige zur öfentlie 
. Keantniß gebracht find, mit nachhaltigem Ernſt und nöthigenfalld durch ange: 
ne Strenge ausgeführt werben: 
daß, wie (nach A. 2. R. II. 12. $. 48.) jeber Einwohner, fo auch die Inden, welche 
ben nöthigen Unterricht für ihre Kinder in ihrem Haufe nicht befongen können, oder 
—3 — ſchuldig ſind, dieſelben nach zurückgelegtem fuͤnften Jahre zur Schule 


zu ſchicken; 

daß auch die juͤdiſchen ſchulfähigen Kinder erforderlichen Falls durch Zwangsmittel 

und Beſtrafung der nachlaͤßigen Eltern, zum Beſuch der Schule angehalten wer⸗ 

den; (ebendaſelbſt $. 48.) 

daß die Juden, wo ſelbige eigene Schulen ihres Glaubens nicht eingerichtet haben, 

ihre Kinder in die Öffentlichen chriſtlichen Schulen zu ſchicken verpflichtet find, in 

welchen biefe jedoch dem Unterrichte in ben eigentlic, chriftlichen Religions Wahr: 
ten wider Willen beizumwohnen, nicht gezwungen werben koͤnnen: (cbenda⸗ 


11.) 
vdeß Pruͤfung und Beſtätigung ber Lehr⸗ und Einrichtungs⸗Plaͤne auch der ti 
diſchen Schulen, fo wie bie Prafung ber zum Gebrauch beſtimmten Schulbuͤcher, 
und überhaupt bie Aufſicht und Verwaltung des geſammten jübifchen Schulweſens 
gan in ber Art erfolgt, wie dies durch die Gonfiftorial- und Reg.⸗Inſtr. v. 28. Okt. 
17. im ar regulirt worben ift; 
Vefonderd, daß auch an den jüdifchen Schulen Fein Lehrer angeftellt wird, der nicht 
in einer Prüfung, die mit ihm, die Religionskenntniffe ausgenommen, in ganz glel- 
‚ er Art, wie mit einem Lehrer an einer hriftlichen Schule der nämlidyen Gattung, 
worgumehmen ift, als tüchtig zum Lehramte erfunden worden; (ebendafelbft 8. 24.). 
ah die vorige Beftimmung ſich auch auf die etwa ausfchließlich für den jüdifchen 
- igionsunterriht zu beftellenden Lehrer in ſoweit erftredit, bag zwar nicht Ihre 
" Agenttich jũdiſchen Religtonstenntniffe Gegenftand der Prüfung fein, wohl aber uns 
berſucht werben foll, ob fie die übrigen, von einem dem Lehrſtande gewibmeten Sub: 
“ te erwarteten Kenntniffe und Geſchicklichkeiten beſitzen; 

N und endlich, daß auch diejenigen jüdifchen Privatiehrer, welche Lehrſtunden in den 
, Bitten geben wollen, ihre Tüchtigkeit dazu in einer mit ihnen zu veranftaltenben 
" Sehfung ausweiten müffen (ebendafelbft $. 8.) und ohne eine, auf den Grund bed 
von ber kompetenten Prüfungsbehörde ihnen Über ihre hinlängliche Qualifitatien 
" mögeftellten Zeugniſſes, von ber Prov. Meg. erteilte Konzeffion, nicht befugt fein 
5 Lehrſtunden zu geben. . 
Mean nad obigen Bektmmumgen in allen Punkten ernftlich verfahren, wenn alle jüs 
Winkelſchulen — wenn zugleich mit allen bisher noch nicht geprüften 
Lehrern die erforderliche Prüfung vorgenommen, und denjenigen, welche darin 
Rocfiehen, oder derſelben fich zu unterziehen, fi weigern, das Unterrichsgeben nicht 

verftattet, wenn alle fhutfähige jüdifche Kinder in die Ortöfchulen eingemwiefen, 

) die betr. Lokal⸗Behoͤrden zur pünktlichften und aufmerkfamften Ausführung der ges 

men Vorfchriften angehalten, auch allgemeinere Revifionen, um fich von der Art 
Ausführung zu Übergeugen, vorgenommen werben, fo wirb ber wohlthätige Erfolg 
ke Anordnungen unfehlbar in Eurger Seit fi) erweifen. (Ann, VIII. ©. 457.) 


u. 
Regierungs⸗Publikanda. 
) Kür die alten Provi n 


nen. . 
Publ. der K. Reg. zu Liegnitz v. 6. April 1820. Elementarſchulen der 
iſchen Blaubendgenoilen. 
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5) Beauffihtigung ber jüdifhen Privaterzicehung 
Bergl. hierüber das Kap. II. 
6) Rechte jüdifher Schulanftalten. 
Vergl. wegen des den Zöglingen der jüdifchen Vereins ſchule zu 
ertheilten Rechtes in Betreff des Militairdienfles das R. v. 19. Aug. 1 
oben Abfchnitt V. Kap. II. ©. 54. 


Zweites Kapitel. 


Allgemeine, das jüdifhe Schulweſen betreffende Ansıh 
nungen. 

Allgemeine, das jütifhe Schulweſen betr. Gefeße, fehlen bis anf bie bez 
Beflimmungen ded ©. ». 1. Suni 1833 für dad Großherzogthum Pelz 
welche Kap. VII. zu vergleichen find. DasEd. v. 11. März 1812 
zwar im 6. 39 Beflimmungen wegen Berbeflerung des Unterrichts der 
den, die aber nicht erichienen find. Allgemeine Anordnungen, wede 
zur Beit beftehende gefegliche Beflimmungen zufammenfaflen, find bie! 
nur von den Miniflerien und Reg. andgegangen; ed find dies folgende: . - 



























‚ „Winifterial- Verfügungen. 

1) R. des Min. der G., U. und Med. Ang. (v. Altenflein) v. 22. 
1823 an die 8. Reg. zu Bromberg (biöher ungedrudt). 
Das Min. tft ruͤckſichtlich der Anficht der Königl. Reg. — in ihrem über bie 
richtung des jüdifhen Schulmelens im bortigen Reg. Bez. unter dem 3. d. M. 
ten Ber. vollkommen bamit einverftanben, daß die Schulpflichtigkeit der jüdifchen 
der nad) 8.43. Zit. XII. Thl. II. des X. 2. X. unzweifelhaft iſt; daß ſonach bie 
nöthigen Falls mit Strenge angehalten werben Tonnen, entweder dem Bebürfnif 
den Vorſchriften des Staats entfprechende jüdifche Elementar-Schulen einzurichten 
zu unterhalten, oder mit Ausnahme des Religions-Unterrichte gegen Erlegung ber 
eftellten Beiträge ihre Kinder den chriſtlichen Ortsſchulen anzuvertrauen, wobei 

ürforge für den Unterricht in der jüdifchen Religion und in der hebräifchen S 
durch einen jüdifhen Privatlehrer ihnen überlaffen bleibt, und daß enblidy ben ei 
jüdifchen Hausvätern, wo katholifche und evangeliſche Schulen neben einander 
die Wahl Üüberlaffen werden muß, welcher von beiden Schulen fie ſich anfchließen 
die Behörde aber, wenn fie ihre Erklärung hierüber abzugeben verweigern, nad Me: 

‚gabe der Umftände entſcheidet, und nöthigen Falls Zwangs-Maßregeln eintreten Ice 
kann. Auch damit ift das Min, einverjtanden, daß jüdiſche Grundbefiger, wenn fie #7 
als ſolche zu der chriftlichen Ortsſchule Beiträge leiften muͤſſen, body auch für bie dw 
richtende jüdifhe Schule den auf fie fallenden Beitrag zu leiften haben, da vorausglipi 
werben muß, daß nad) den im dortigen Reg. Bez. zur Anwendung fommenden ©. 
felben nicht die unbebingte Befugniß zum Erwerb von Grundſtücken zufteht, es viekme 

von dem Ermeſſen der Behörde abhängt, unter welhen Bedingungen fie folchen gel 
ten will. Rathfam wirb es aber bleiben, wo aus dergleidhen Bebingung bie Berpfiige 
tung zu beflimmten Präftationen vorgefchrieben wird, auch der letzteren Eintragung 
das Hypothekenbuch zu veranlafien. Da aud die Vorfchrift des $. 24 Zit. 12 Ih 1 
des A. L. R. nirgends aufgehoben ift, fo verfteht es ſich von felbft, daß auch jüdifche F 
kelſchulen nicht geduldet werben koͤnnen, und daß, um zu erforichen, ob einem judiſig 
Lehrer die von einem tüdhtigen Elementar:Lehrer zu fordernden Kenntniffe und Fert 
Zeiten nicht abgehen, jeder an einer jüdifhen Schule anzunehmenbe Lehrer ſich einerfe 
fung unterwerfen muß, die jedoeh auf feine Religion nicht erftredt werben kann, Ä 
(Act gen. bes Min. ber G. U. und Died. Ang. Sekten ꝛc. S. Nr. 1, Vol, is 

Nr. 16001 de 1823. Fr.) ‘ 

2) ©. R. des K. Min. der ®., U. und Med. Ang. Unterrichts. Abt 
fung (v. Kampk) v. 15. Mai 1824 an die K. Reg. zu Bredlau und a8 
fämmtliche andere K. Reg. (mit Ausnahme derer in den Rheinprovinzen 
die Einrichtung des jüdifchen Schulmefens betr. 

Der K. Reg. wird ein Ertrakt der unter heutigem date an bie K. Reg. zu Bali 
erlaffenen Berf., die Einrichtung des jüdiihen Schulweſens betr. (sab Lit. a.) J 

Macqticht und Rachachtung mitgetheilt. | 
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hulpflichtigen Kinder der jüdifchen Gemeindes 2) eine Ueberficht der zur Beſoldung 
ehrerd und zur Unterhaltung der Schule Überhaupt erforderlichen Koften, unter 
utung ber Art, wie ſolche von ben ſich zu diefer Schule haltenden jühifchen Glau⸗ 
enoſſen aufgebracht werde; 3) eine Nachweiſung über das Schullokale, die Schul: 
be, Bücher und übrigen Unterrichtömittel; 4) der vollftändige Lehrplan ber Schule, 
‚dem Gutachten der wiffenfchaftlichen Mitglieder der ftäbtifchen Schul-Deputation 
8) eine Anzeige der jüdifchen Gemeinbevoriteher von ber Wahl ber Lehrer. 
9. Der von der Gemeinde gewählte Lehrer muß fich, Behufs der Prüfung feiner 
gleiten, SKenntniffe und Fertigkeiten, zu gleicher Zeit bei ung melden, und bie ers 
rlihen glaubmwürdigen Zeugniffe über feinen fittlich guten Lebenswanbel, über feine 
le Mitlitairpflicht und über feine, bei einem jüdifchen Rabbiner in dem Preuß. 
te bereitö beftandene Prüfung in der mofaifchen Religion und der bebräifchen 
ache, einreichen. Nur auf den Grund jener Prüfung und biefer Zeugniffe Tann er 
Ze von uns beftätiget werben. Wer blos in ber eigenthämlichen Religion und 
e des jüdifchen Volkes Unterricht ertbeilen will, wirb zwar von der bier zu bes 
nden Prüfung, welche allein den allgemeinen Schulanterrict zum Gegenftande hat, 
it, muß aber gleichwohl die geaadten Beugniffe bieher einfenben. 
10. Die für die hriftlihen Schulen beftehenden Geſetze, hinfichtlicy der Unterrichts⸗ 
der Lehrgegenftände, der Schulverfäumniffe, der Schulzucht und ber Ausftattung 
Säulen gelten auch von den jüdifchen Schulen, jedoch für letztere mit ben in Abs 
auf den Religions⸗ und Sprahunterriht und die Schulferien nothwendigen Abs 


erungen. 

‘41. Die juͤdiſchen Kinder, welche eine chriſtliche Schule beſuchen, find von ber 

Huahme an dem chriftiichen Religionsunterrichte und den Bibellektionen befreit. 

»412, An den chriſtlichen Sonn: und Fefttagen fällt während des öffentlichen Got: 
| die Schule auch in den jüdifchen Gemeinden aus. 

‚48. Die Zudenfchulen find der allgemeinen Orts: Schul: Behörde untergeordnet, 
es feht diefer das Recht zu, von Allem, was ben innern und äußern Zuftend 

ber Säulen betrifft (mit Ausnahme des Religions und hebrätfchen Sprach-Unter⸗ 

—2— * in Kenntniß zu ſetzen und uͤber die Befolgung der eingeführten Schulordnung 

Die Lehrer find verbunden ben Anordnungen der Behörde pünktlich Folge 


. 14. Außer dem allgemeinen Orts: Schul: Vorftande kann jede jübifche Schule noch 
7 befondern, aus einigen jüdifchen Hausvätern beftehenden, Vorſtand erhalten. 
em würbe vorzüglich die Aufficht über die äußere Ordnung in ber Schule und bie 
ge für die Unterhaltung derfelben obliegen. Kein jübifcher Glaubensgenoffe barf 
er Berwaltung und Auflicht über eine chriftliche Schule Theil nehmen. - 

wem wir die vorftehenden Beftimmungen zur Kenntniß der Magifträte bringen, 
ka wir diefelben hiermit zugleich gemeffenft an, die jüdifche Gemeinde jedes Orts zu 
beſtimmten Erklärung über die Art, wie vom 1. Okt. d. 3. an für den Schuls 
weicht ihrer Kinder geforgt werden wird, aufzufordern. Die betr. jädifchen Schuts 
»; gleichviel, ob fie von der ganzen Gemeinde bloß als Religions: und Sprach⸗ 
e, oder als wirklihe Schullehrer angenommen find, oder in einzelnen jüdifchen 
en Unterricht ertheilen, find unferer Beftimmung unter $. 8 zufolge, anzuweifen, 
fie die erforderlichen Zeugniffe innerhalb 3 Monaten durch den Magiftrat ihres 
norts bieher einfenden, wonach dann Behufs ihrer Prüfung und Anftellung als 
Hiche Schullehrer die weitern Verfügungen zu gewärtigen find. Den Magifträten 
wir auf, die Erklaͤrung der jüdifchen Hausväter fowohl, als die gedachten Zeug: 
und in dem durch 88. 7 und 8 angegebenen Kalle auch die nöthigen Nachweiſun⸗ 
zittelft gutachtlichen Berichts unfehlbar binnen 3 Monaten bieher einzureichen, 
uf die puͤnktliche Befolgung der obigen Vorfchriften 88. 1 bis 14 mit bem erforbers 
Ernft und Nachdrud zu halten. (Ann. VII. ©. 90.) 


‚ Kür die Provinz Weſtphalen. 
) Vorläufige Reg. der K. Requl. zu Arnöberg v. 27. Sept. 1822. 
affichtigung des Jugend: Unterrichtd unter den Juden. 


r haben vielfache Gelegenheit gehabt, zu erfahren, daß die allen Staatseinwohnern 
ih obliegende Verbindlichkeit, ihren Kindern während der fchulpflichtigen Jahre 
en nach ihrer menf&hlichen und bürgerlichen Beftimmung ndthige Bildung mittelft 
orbentlihen und regelmäßigen Sculunterrichts ertheilen zu laffen, von den in 
n Regierungsbezirk wohnenden Seraeliten noch häufig entweder äußerft vernach⸗ 
‚ oder diefer Unterricht folchen umbherwandernden, und eigenmächtig aufgenommes 
zeiftens auf ein halbes oder ganzes Bahr gebungenen Lehrern aus ihren Religions 
andten anvertraut wird, welche fo wenig nach ihren ıfittlichen Gharakter, IR 
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Da bie jüdifchen Glaubensgenoſſen, welche das Staatsbuͤrgerrecht erhalten haben, hin 
fihtlic, ihrer Nieberlaffung nicht mehr auf beftimmte Orte des biefigen Reg. Depart. be 
fhräntt find, fo werden nachſtehende, das jüdifche Elementar-Schulmwefen betr. Ye 
fegungen zur allgemeinen Kenntniß gebracht: 

1) Die in Betreff der Schulpflichtigkeit beftebenden G. finden auch auf die moſaiſcha 
Slaubendgenoffen Anwendung. Jüdiſche Eltern müflen demnach ihren Kinderg, 
vom 6. Jahre an, den allgemeinen Schulunterricht ertheilen laffen. 

2) In chriſtliche Schulen dürfen jüdifche Kinder aufgenommen werden. Sie find abe 
von der Theilnahme an bem Religionsunterricht zu dispenfiren, und es bieibt ie 
Eltern überlaffen, in welcher Art fie ihren Kindern den jübifchen Religionsunes 
richt verſchaffen wollen. 1 
Wo eine jüdifche Gemeinde zahlreich genug ift, eine Öffentliche Schule zu grünks 
und zu unterhalten, wirb ihr dieſes nicht nur geftattet, fondern es ift fogar in 
Babe daß die riftlichen Ortsfchulen ſaͤmmtliche am Ort vorhandene fyulufiäkig 

udenkinder nicht aufnehmen konnen, von ihr zu verlangen. Die jüdifche Geucih 
ift aber auch verpflichtet, die Schule hinlaͤnglich zu dotiren, und bie biesfüligl 
Koften aufzubringen. Es darf Fein jübifcher Lehrer angeftellt werben, ber mp 
durch vorgängige Prüfung feine Tüchtigkeit zum Lehramte nachgewieſen hat. WM 
jede zu gründende Öffentliche Schule für jüdifche Kinder wird demnaͤchſt von denkt 
Drt8:Schulbehörben befonderer Bericht jährlich erwartet. J 
Das über das Privat⸗Schulweſen überhaupt emanirte G. (Amtsbl. 1812. 6.203 
gilt auch von den jüdifchen Privatichulen. 13 
Aue jüdifche, fowohl dffentliche als Privatſchulen, follen wie die chriftlichen wu 
waltet und beauflichtigt werden. Sie flehen zunaͤchſt unter einem eigenen, wa 
juͤdiſchen Ortsgemeinde zweckmäßig anzuordnenden Vorftande, bleiben aber deF 
fit der Orts Schulbehörde unterworfen, und diefe ift nicht nur berechtigt, ill 
des Vorftandes, alle ihr nöthigen Nachrichten über die juͤdiſchen Echulen bed DM 
einzuziehen, ſondern audy verpflichtet, fi von ber Beſchaffenheit und dem 

gange derfelben durch oftere Vifitationen in Kenntniß zu erhalten, 

6) Jüdiſche Winkelfhulen follen, fo wie Winkelfchulen überhaupt, nicht gebuldet wern 
Wir fordern die Schulvorftände, und namentlich die ſtaͤdtiſchen Schul-Deputatist 
auf, darauf zu halten, baß befolgt werde, was vorftehenb angeorbnet ift. | 

(Ann. IV. S. 265.) 


2) Publ. der K. Reg. zu Köslin v. 11. San. 1823. Schulunterriät 


Kinder jüdifcher Gemeinden. 

Zur Befolgung der in dem $. 39. des Eb. v. 11. März 1812 wegen ber bürgerfig 
Verbefferung der Zuden in den Preuß. Staaten, vorbehaltenen Beitimmungen, und 
Gemäßheit des $. 18. der Aller Inftr. v. 23 Okt. 1817, wonach ed Behufs unfagi 
Befugniß in Schulfachen auf die Verfchiebenheit der Religion und des Kultus nicht ag 
kommt, fegen wir, in Betreff des Schulunterrichts jüdifcher Kinder in unferm Vewi 
tungs⸗Bezirke, Nachſtehendes hierdurch feit: 

$. 1. Jedes Judenkind iſt vom ſechſten Jahre an, bis zum vierzehnten, ſchulpflict 

8. 2. Das Verzeichniß der ſchulpflichtigen Kinder wird in jeder Gemeinde von! 
Vorſtehern zu Ende jedes Jahres angefertigt und dem Magiftrate, zur Mittheilung , 
die SchulsDeputation, zugejtellt. Für die Richtigkeit und Bollitändigkeit dieſes Verzeit 
nifles find die gedachten Vorfteher erantwortlic. 

$. 3. Alle jüdifche Eltern find, in Folge der ihnen zugeftandenen Rechte hrifttie 
Staatsbürger, verbunden, ihre fhulpflichtigen Kinder in den für die allgemeine De 
ſchenbildung und das bürgerliche Leben nothwendigen Kenntniffen und Fertigkeiten, | 
wie in der Religion und Sprache ihres Volks, unterrichten zu laſſen. 4 

$. 4. Diejenigen Eltern, welche nicht nachweiſen konnen, daß fie für den Unterricht i 
ger Kinder, in einer öffentlichen jüdiſchen Schule oder durch einen vorfchriftemäßig gM 
prüften und als tüchtig befundenen Privatlehrer jorgen, muͤſſen ihre fchulpflichtiges 
Kinder in die hriftlihe Schule des Orts ſchicken. Juͤdiſche Schulen bürfen bagegmm 
keine chriftlichen Kinder aufnehmen. J 

$. 5. Die bisherigen jüdiſchen Winkelſchulen, d. h. alle Schulen, deren Lehrer odE: 
Lehrerinnen weder geprüft find, noch unter gehöriger Aufficht ftehen, werden vom 1.08% 
d. 3. an für aufgehoben erklärt und dürfen unter Eeinerlei Vorwand länger 
det werden. 

$. 6. Jede jüdiiche Schule muß von und anerkannt und beftätigt fein. 

$. 7. Wenn daher eine jüdifche Gemeinde eine Schule einrichten will, fo hat fie bied 
unächſt dem Magiftrate der Stadt anzuzeigen, und dieſem Liegt ob, unter Zuziehung de 

dul:Deputation, barüber an uns gutachtlich zu berichten. u 
$- 8. Dem biesfälligen Berichte muß beigefüat Tein: I) cin Beryäkınik de Waali 
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) Belanntmachung der SL. Reg. zu Arnsberg v. 22. Juli 1825. 
us ben in dieſem Jahre eingegogenen Nachweiſungen ſowohl ber in unferm Regie⸗ 

irke vorhandenen fchulpflichtigen juͤdiſchen Kinder, als auch der riftlichen und 
on Lehrer, von welchen biefelben Unterricht empfangen, haben wir zwar mit 

efallen entnommen, daß feit dem Erlaffe des bie Beauffichtigung bed Jugend⸗ 
errichts unter ben Juden betreffenden NRegulativs v. 27. Sept. 1822 eine beffere, 
Kgekglihen Borfchriften und den Bebürfniffen dieſer Staatseinwohner angemeffe: 
Bi: im Allgemeinen eingetreten it. Indeſſen hat ſich doch auch aus jenen 








ten Meberfichten ergeben, 

ah noch immer an mehreren Orten von ſolchen jüdifchen Lehrern Schule gehalten 

Sm PrivateUnterriht ertheilt wird, weiche fo wenig bie gefehliche Prüfung ihrer 

" gächtigkeit beftanben, als auf den Grund derfelben die erforderliche Konzeffion 

"as Privatlehrer, oder die Beftätigung ihrer Anftellung als ordentliche Lehrer jüdi⸗ 
fer Gemeinden, bei uns nachgeſucht und erhalten haben; 

) baf hin und wieder ſich noch jübifche Kinder befinden, welche weber in einer chrift- 
lichen noch in einer jüdifchen Schuls oder Privatlehranftalt den allen Landesein- 
m noͤthigen Unterricht empfangen. 

De en uns daher bewogen, ſowohl die ftädtifchen Schulkommiſſionen und Schul: 
dioren, als auch bie ſaͤmmtlichen Poligeibehörden aufzufordern, fo wenig gegen 

yunbefggten jübifchen Lehrer als gegen biejenigen israelitiichen Familien, welche ſich 

umniß ihrer Kinder im Schulunterricht fhuldig machen, eine ungebührliche 
ferner eintweten zu laſſen; vielmehr nach ben Beltimmun en bed vorgebachten 
mlatios und unfrer, wegen WBeförberung eines regelmäßigen Schulbefuce unter dem 

Fehr. d. 3. erlaffenen Verfiigung pünktlich zu verfahren. 

Bemefänbigung bed erwähnten Regulativs wird auf höhere Veranlaffung noch 


, 

) daß die etwa ausfchließlich für den jüdischen Neligionsunterricht zu beftellenben 
dchrer, des Atteftes ihrer Eirchlichen Vorgefegten ungeachtet, fich noch einer Prü- 
Ir der betreffenden Schulbehörde zu unterwerfen haben, bie zwar nicht ihre eigent= 
übifhen Neligionstenntniffe und Orthodoxie zum Gegenttand haben, wohl 
Aber babian gerichtet fein fol, zu unterfuchen, ob fie die übrigen von einem dem 
Sehrflande gewidmeten Subjekte erwarteten Kenntniffe und Gefchicklichkeiten beſitzen. 
Daß auch diejenigen jübifchen Privatlehrer, welche Lehrſtunden in den Häufern 
geben wollen, ihre Tüchtigkeit dazu in einer mit ihnen zu veranftaltenben Prüfung 
ausweilen müflen, und ohne eine, auf den Grund des von ber fompetenten Prüs 
füungsbehörbe ihnen über ihre hinlänglihe Qualifikation ausgeftellten Zeugniffes 

‚von uns ertheilte Konzeffion nicht befugt fein follen, Lehrflunden zu geben. 

Amtsbl. Arnsberg 1825. Rr. 623. ©. 499.) 


d Das Publif. der K. Reg. zu Münfter, v. 12. Nov. 1823 iſt dem sub 
sgebenen v. 27. Sept. 1821 gleihlautend und bemerkt nur noch am 


e: 
es ſich gleich aus dem Vorgefagten von felbft verfteht, ſetzen wir doch noch nach⸗ 
Mi hinzu, daß diejenigen Zöraeliten, welche ſich nad obigen Beflimmungen dem 
men unterwerfen wollen, aber ber deutfchen Sprache nicht binlänglich kundig und 
n zu unterrichten nicht im Stande find, in der Prüfung nicht befteben, unb darum 
ı nicht für tüchtig zum Lehramte erklärt werben können. 
Ne israelitifchen Gemeinden und Schullehrer, fo wie alle, die es fonft angeht, haben 
ad) gebührend zu achten, den Landräthen und Buͤrgermeiſtern wird es zur 
t gemacht, auf die Befolgung zu wachen und zu halten. (nn. VII. &. 854.) 


) Belanntmachung der K. Regierung zu Minden v. 16. März 1825. 
He haben Beranlaffung genommen, den gegenwärtigen Zuſtand bes tsraelitifchen 
Bentars Schulweſens in unferm Regierungsbezirk einer forgfältigen Prüfung zu 
twerfen, unb dadurch die Ueberzeugung gewonnen, baß derfelbe mancher Verbeffe- 
im bebürftig, aber auch fähig ifl, wenn nur bie über das Schulweſen im Allgemeis 
beftehenden Landesgeſetze auf diefen befondern und in mehr als einer Hinficht interef- 
m Zweig deflelben mit gehöriger Konfequenz und Aufmerkſamkeit angewendet werben, 
eftügt auf dieſe Gefege, namentlich auf das A. L. R. Th. II. Tit. 12. 68. 8. 1T. 
68. 48 und die Regierungs =» Inftruftion vom 23. Oktober 1817, fo wie mit Vor: 
n a migung des K. Diinifterii der &., U. u. Med. Ang., verorbnen wir 
r, wie folgt. 

1. Die teen, Vormünder ober fonftigen Pfleger israelitifcher Kinder find ohne 
zahme verbunden, biefelben, fobalb fie das gefegliche ſchulpflichtige Alter erreicht 
w, einer amtorifirten öffentlichen Schule zum Unterricht. zu.hbeumeilen, ober haxa 
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zuthun, daß derfelbe Unterricht ihnen durch Eonzeflionirte Privatlehrer ertheilt 
Diefe Schulpflichtigkeit dauert für beide Gefchlchter vom vollendefen 6. bis zum uefl 
beten 14. Zahr. Die Polizeibehörde jedes Orts wird genaue Liften der daſelbſt ke 
tichen ieraelitifhen Kinder diefes Alters führen, und bie Erfüllung der obgede 
Verbindlichkeit ihrer Eltern, Vormünder oder Pfleger genau Eontrolliren, audı 
die Säumigen mit angemeffenem Zwange verfahren. * . 


8 2. Die hriftlichen öffentlichen Elementarfchulen, fowohl Parochials als Re 
ſchulen, find verbunden, die ihnen durch die Eltern, Vormuͤnder ober Pfleger ei 
überweifenden israelitifchen Kinder im fchulpflichtigen Alter unweigerlich anzunch 
und hinfichtlich des Schulgeldes, des Unterrichts und der Disziplin auf ganz giel 
Fuße mit den chriftlichen Kindern zu behandeln, nur daß fie, wider Willen ber M 
Bormünber oder Pfleger, nicht gezwungen werben Eönnen, weder an bem chrifi 
Religionsunterridyt oder Gottesdienft Theil zu nehmen, noch an ihren eigenen Gall 
oder Kefttagen die Schule zu befuchen. 


$. 9. Wenn bie israelitiſchen Hausväter eined Orts es vorziehen, für ihre Kinder 
eigene öffentliche Elementarfchule zu unterhalten, fo kann ihnen foldyes, auf gehlel 
Nachſuchen, zwar geftattet werben, jedoch immer unter folgenden Bedingungen: 
4) baß der von ihnen anzunehmende israelitifhe Schullehrer in einer durch bie 8 
rung anzuordnnenden Prüfung, mit alleiniger Ausnahme des Religionspuntts, 
ſelbe Qualififation zu feinem Berufe barthue, welche bei einem chriftlicen 
mentar-Schullehrer erfordert wird, 3 
2) daß für den Unterricht deffelben durch die Schulintereffenten hinlänglich aust 
lich geforgt werbe, um es ihm möglich zu machen feinem Berufe ausfchliegtig 
doch hauptfächlich fich zu widmen, 
3) daß ein paffendes und beftimmtes Unterrichtslotal von ben Interefienten bei 


werde, 
4) daß die Annahme des Schullehrers nicht auf beſtimmte Kontraftöfriften, foiiig 
auf jährige oder halbjährige Kündigung erfolge, welche letztere jedoch, fobahl 
Lehrer einmal von der Regierung approbirt worden, niemals ohne Genchmigmf; 
der Regierung ftattfinden darf. 
$. 4. Alle gegenwärtig im Reg. Bez. beftehenden öffentlichen israelitifchen Claw 
Schulen follen nach den Beftimmungen des vorftehenden $. einer Revifion a 
werben, von deren Refultat es abhängen wird, ob fie für die Folge autorifkt 
koͤnnen, oder aufhören müffen. 
8. 5, Ieraelitifche Hausväter dürfen zwar den Unterricht ihrer Kinder ober ri 
befohlnen auch durch Privatlehrer ihres Glaubens beforgen laffen. Letztere bei 
aber dazu ber ausdruͤcklichen Konzelfion der Regierung, welche nur auf den Grund iR 
durch diefelbe zu veranlaffenden, Prüfung ihrer Fähigkeit und ihres Lebenswanbii 
theilt werben kann. 
8.6. Den israelitifchen öffentlichen fowohl als Privat:Schullehrern wird ausbrid 
hierdurch verboten, chriftliche Kinder zur Unterweifung anzunehmen. Ctwa zuld 
Yusnabmen von biefer Regel Eönnen nur mit befonderer Genehmigung der Regie 
ftattfinden. 
$. 7. Die von der Regierung zu veranlaffenden Prüfungen ber israelitifchen lem 
tartehrer follen darauf gerichtet werben, ob der Kanditat 
1) bereits im Senuffe der ftaatsbürgerlichen Rechte ſich befinde? 
2) einen bisher unbefcholtenen Lebenswandel nachmweifen könne? 
3) die zum Unterrichte erforderlichen Kenntniffe und Fertigkeiten befige? . 
Die Punkte ad 1 und 2 müffen gleich bei der Präfentation durch kompetente Zeugrie. 
nachgewiefen werden. Hinſichtlich des 3. läßt die Regierung die Prüfung burd ein: 
Spezial: Lommiffarius — in der Regel den nächſten Superintendenten — vornehnci 
und vom Refultat derfelben ſich zur weitern Entſchließung Bericht erftatten. % 


$. 8. Die Befugniß zur Ertheilung des mofaifchen Religionsunterrichts an fü 
i8raelitifche Kinder, welche ihren übrigen Unterricht in einer chriftlichen Schule empfa 
gen, kann, auf gehöriges Anfuchen, ſolchen Subjekten von der Reg. ertheilt werden 
welche, mit Nachweiſung des Befiges ftaatsbürgerlicher Rechte und eines unbefcholtenet 
Lebenswandels, ein Qualifitationsatteft des betr. Ober-Rabbiners beibringen. j 
- 9. Welcher israelitiiche Einwohner des Mindenfchen Reg. Bez. ſich Tünftig beh 
geben laffen wird, ohne ausdrückliche Autorifation der Reg, irgend einen — öffentlien' 
ober Privat: — Unterricht in Elementarfchulfenntniffen zu ertheilen, verfällt in ein 
Polizeiftrafe von 1 — 5 Thaler, weldye im Wiederholungsfalle gefchärft werden kann. 
$. 10. Alle zur Aufſicht über bie chriſtlichen Schulen verorbneten Behoͤrden find ver 
pflichtet, bei ihren Schulviſitationen nicht nur in den chriftlichen Schulen den daſciht 
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interrichteten ißraelitifchen Kindern und ihrer zweckmaͤßigen Behandlung abfeiten 
brers und der Mitichüler eine vorzügliche Aufmerkſamkeit zu widmen, fondern 
ie innerhalb ihres Sprengels etwa befindlichen israelitifchen Elementarfchulen zu 
m, von dem Zuftande derfelben, namentlich von der Zweckmäßigkeit ihres Lehr; 
‚ foweit berfelbe nicht die Religion zum Gegenftande hat, fich zu Überzeugen, und 
etwa vorgefundene Mängel oder Mißbräuche zur Abhülfe an die Regierung zu 


ten. 

4. Sämmtliche betreffende Kreis-, Diözeſan- und Lokalbehörden werben mit 

hakung der gegenwärtigen Verordnung, fo weit es einen Jeden angeht, hierdurch 
t 


tragt. 
Inden, den 16. Maͤrz 1825. Königliche Regierung. 
Mindener Amtöbl. 1825. Nr. 22.) 


Kir die Rheinprovinz. 
ubl, ded K. Oberpräfidiumd zu Koblenz, (Ingerdleben) v. 13. Sept. 
LE Einrichtung des jüdifchen Schulweſens in den Rheinprovinzen, 


iſt notwendig gefunden worden, über die Einrichtung des jüdifhen Schulweſens 
a Rheinprovinzen Folgendes feſtzuſetzen: 

4. Alle Eltern und Pfleger israelitifcher Kinder find gehalten, denfelben beim 
ritt des durch beftehende Verordnungen feftgefesten fchulpflichtigen Alters einen 
lien und zweckmaͤßigen Elementarunterricht ertheilen zu en und biefen fo lange 
ıfegen, bi3 entweder die Aufnahme in eine höhere Schule flattfinden Tann, oder 
tens die allgemeine Bildung fo weit gefördert ift, als es überhaupt die Zulaffung 
end einem bürgerlichen Gewerbe, oder zur unmittelbaren Vorbereitung für baffelbe 
ort. Diefer Grad der Reife ift durch ein Zeugniß der Drtß-Schulbehörbe nachzu⸗ 
a, und durch dieſes die Befreiung von einer fernern Schulpflichtigkeit bedingt. 

2. Der Elementarunterricht israelitifcher Kinder findet ftatt entweder in einer 
eſtehenden chriitlichen Schulen des Wohnorts, oder bei Privatlehrern, oder in einer 
em jüdiſchen Gemeindeſchule. 

ve jeden dieſer Faͤlle enthalten die folgenden Artikel die erforderlichen näheren Bes 


zungen. 

8. Der Vorſtand der juͤdiſchen Gemeinde jedes Orts ift gehalten, jährlich Sechs 
en vor ber öffentlichen Schulprüfung eine Lifte aller israelitifhen Kinder des Orts, 
es Bemeindeverbandes, vom vollendeten 6. bis zum dollendeten 15. Jahre einzu= 
„. und dabei für jedes derfelben die Schule nachzuweiſen, welche es befucht. 
Drts⸗Schulbehörde hat dafür zu forgen, daß diejenigen Kinder, welche noch Feine 
eine konzeſſionirte Schule beſuchen, in eine ſolche gewiefen, und die Vorfteher das 
I Kenntniß gefest werden. 

LK &edes israelitiſche Shulpflichtige Kind, für welches nicht nachgewiefen werden 
daß es bei einem konzeſſionirten Privatlehrer, ober in einer jüdilchen Gemeinde⸗ 
e feinen Unterricht empfängt, it verpflichtet, die chrijtliche Bezirksſchule feines 
orts zu befuchen, und zur Unterhaltung derſelben und ihrer Lehrer das übliche 
zeld und alle diejenigen Beiträge zu zahlen, welche von den Übrigen, zu bemfelben 
yerbande gehörigen Kindern oder deren Eitern, gezahlt werben. 


. Den israelitiichen Bamilienvätern iſt diefe Benusung der Wohlthat des öffents 
Anterrichts für ihre Kinder in cheiftiihen Schulen geitattet, und die legtern find 
nangelung einer eigenen jüdifhen Schule zur Aufnahme derfelben verpflichtet, 
doc, deshalb den erftern einen Antheil an ihrer Verwaltung einzuräumen, 

Die israelitiihen Kinder, welche hriftlihe Schulen befuchen, find gehalten, 
nz nach der für diefelben bejtehenden Ordnung zu richten; nur an ihren Sab: 

und andern ihrer gebotenen Feiertage find fie von Erfüllung derjenigen Vors 

n befreiet, die mit ihren für die Keier diefer Tage gegebenen Religionsgefegen im 


pruch fieben. 0 ae 

Auch dürfen israelitifche Kinder in chriftlichen Schulen wider ihrer Eltern Wil- 
t angehalten werden, an dem hriftlichen Religionsunterrichte oder den religioſen 
ngen der Schule Theil zu nehmen. 

Jedoch follen die für den jüdifchen Religionsunterricht etwa eigens anzuneh- 
juͤdiſchen Religionslehrer ihre Tuͤchtigkeit zu dieſem Geſchaͤfte nicht blos durch 
zniß der Polizeibehoͤrde ihres Wohnorts uͤber ihren unbeſcholtenen Lebenswandel, 
auch durch eine Prüfung in allen von einem dem Lehrſtande gewidmeten Sub⸗ 
warteten Kenntniffen und Geſchicklichkeiten darthun, und ohne eine, auf den 
biefer Prüfung ibnen zu erfheilenden Konzeffion auch den Religionsunterricht zu 
3, nicht befugt fein, Ba 


\ 
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zuthun, daß derfelbe Unterricht ihnen durch Eonzeflionirte Privatlehrer ertheilt wid, E- 
Diefe Schulpflichtigkeit dauert für beide Geſchlechter vom vollendefen 6. bis zum vuclles # 
beten 14. Jahr. Die Polizeibehörde jedes Orts wird genaue Liften der daſelbſt befiny 
tichen ieraelitifchen Kinder diefes Alters führen, und die Erfüllung der obgehahte le: 
Verbindlichkeit ihrer Eltern, Vormuͤnder oder Pfleger genau Eontrolliven, auch gem ie 
die Säumigen mit angemefjenem Zwange verfahren. x 


8 2. Die dhriftlichen öffentlichen Elementarichulen, fowohl Parochial⸗- als Rehen F 
ſchulen, find verbunden, die ihnen durch die Eltern, Vormünder ober Pfleger etwa 
überweifenden iöraelitifchen Kinder im fchulpflichtigen Alter unweigerlich anzundma 
und binfichtlich des Schulgeldes, des Unterrichts und ber Disziplin auf ganz gleichen 
Fuße mit den chriftlichen Kindern zu behandeln, nur daß fie, wider Willen der Em l- 
Bormünbder oder Pfleger, nicht gezwungen werden Tönnen, weder an dem chriftlice 
Religionsunterricht oder Gottesdienft Theil zu nehmen, nod an ihren eigenen Sabbath 
oder Kefttagen die Schule zu beſuchen. 


$. 9. Wenn bie israclitiihen Hausväter eines Orts es vorziehen, für ihre Kinder d 
eigene öffentliche Elementarfchule zu unterhalten, fo Tann ihnen foldhes, auf gehörige 
Nachſuchen, zwar geftattet werben, jedoch immer unter folgenden Bedingungen: 

4) daß der von ihnen anzunehmenbe israelitifche Schullehrer in einer durch die Ak 

rung anzuordnenden Prüfung, mit alleiniger Ausnahme des Religionspunkte, ie 

ſelbe Qualifitation zu feinem Berufe barthue, weiche bei einem chriftlichen Ge 
mentar-Schullehrer erfordert wird, 

2) daß für den Unterricht deffelben durch die Schulinterefienten hinlänglich ausfi 

lich geforgt werde, um es ihm möglich zu machen feinem Berufe ausſchließlich Ai 
doch hauptfächlich fich zu widmen, 

9) daß ein paffendes und beftimmtes Unterrichtslofal von ben Intereffenten t 

werde, 

4) daß die Annahme des Schullehrers nicht auf beftimmte Kontraftsfriften, formel 

auf jährige oder halbjährige Kündigung erfolge, welche leätere jedoch, Tobam ie 

Lehrer einmal von ber Regierung approbirt worden, niemals ohne Genehmige 

ber Regierung ftattfinden darf. 

$. 4. Ulle gegenwärtig im Reg. Bez. beftehenden öffentlichen israelitifchen Elemente 
Schalen follen nach den Beftimmungen des vorfteherden $. einer Revifion unterzogel 
werben, von deren Refultat es abhängen wird, ob fie für die Folge autorifirt werke 
koͤnnen, oder aufhören müflen. " 

8.5. Jsraelitiſche Hausväter dürfen zwar den Unterricht ihrer Kinder oder Pflege 
befohlnen auch durch Privatiehrer ihres Glaubens beforgen laffen. Lestere bebürft 
aber dazu der ausprüdlichen Konzelfion der Regierung, welche nur auf den Grund eine, 
durch diefelbe zu veranlaflenden, Prüfung ihrer Fähigkeit und ihres Lebenswanbeld ® 
theilt werben kann. h 

$. 6. Den israelitifchen öffentlichen forwohl als Privat:Schullehrern wird ausbrä 
hierdurch verboten, chriftliche Kinder zur Unterweifung anzunehmen. Etwa zuläig; 
Bet von biefer Regel Eönnen nur mit befonderer Genehmigung der Regi 

attfinden. " 
$. 7. Die von der Regierung zu veranlaffenden Prüfungen der iöraelitifchen lem 
tarlehrer follen darauf gerichtet werben, ob der Kanditat " 

1) bereitö im Genuffe der ftaatsbürgerlichen Rechte fich befinde? 

2) einen bisher unbefcholtenen Lebenswandel nachweiſen Eönne? 

3) die zum Unterrichte erforderlichen Kenntniffe und Fertigkeiten befige? 

Die Punkte ad 1 und 2 müffen gleich bei der Präfentation durch kompetente Zeugnifk 
nachgewiefen werden. Hinfichtlich des 3. läßt die Regierung die Prüfung durch ein 
Spezial: Kommiffarius — in der Regel den nächſten Superintendenten — vornehmen, 
und vom Refultat derfelben fich zur weitern Entſchließung Bericht erftatten. 


$. 8. Die Befugniß zur Ertheilung des mofaifchen Religionsunterrichts an folde 
i8raelitifche Kinder, weldye ihren übrigen Unterricht in einer hriftlichen Schule empfan 
gen, Tann, auf gehöriges Anfuchen, ſolchen Subjekten von der Reg. ertheilt werben, 
welche, mit Nachweifung des Befiges ftaatsbürgerlicher Rechte und eines unbefcholtenen 
Lebenswandels, ein Qualifitationsatteft des betr. Ober-Rabbiners beibringen. 

$.9. Welcher israelitiihe Einwohner des Mindenfchen Reg. Bez. ſich Tünftig ber 
gehen laffen wird, ohne ausdrüdliche Autorifation der Reg. irgend einen — öffentli 
oder Privat: — Unterricht in Elementarfchulfenntniffen zu ertheilen, verfällt in ame 
Polizeiftrafe von 1 — 5 Thaler, welche im Wiederholungsfalle gefchärft werben Kann. 

$. 10. Alle zur Aufſicht über die chriſtlichen Schulen verorbneten Behörden find ner 

pfäctet, bei ihren Schulvifitationen nicht nur in den Aetlücen Suyalan hen äeklif 
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6. Auf dem Lande und in kleinern @tädten, wo Mfenstiche Schulanſtalten find, 
a teine Reben» ober fogenannte Winkelſchulen ohne befondere Erlaubniß gebuldet 


ven. 

‚7. Gitern ftebt es zwar frei, nad) den im zweiten Titel enthaltenen Beftimmungen, 

Unterricht und bie Erziehung ihrer Kinder auch in ihren Häufern zu beforgen. 

58 Diejenigen aber, welche ein Gewerbe baraus machen, daß fie Lehrſtunden in den 
Em geben, müffen fich megen ihrer Toͤchtigkeit dazu bei der $. 8. bezeichneten Bes 
anöreifen, und ſich von berfelben mit einem Beugniffe barüber Derfehen laſſen. 
Dieſe Verhaͤltniſſe find demnaͤchſt für die ganze Monarchie neu —F 

en durch bie folgenden beiden Verordnungen, welche auch für die 

Wide Privaterziebung maßgebend find, und durch welche alle frühere 

Minmungen antiquirt worden 2). 

m) Die 8. D. v. 10. Juni 1834, betr. bie Aufſicht des Staats über Pris 

kanffalten und Privatperfonen, welche fich mit tem Unterricht und ber 

Behung der Jugend beſchäftigen. 

Bad ben Worfchriften des X. 2, R. haben Privatanftalten und Privatperfonen, bie 

dem Unterrichte und ber Erziehung der Jugend gewerbmweife befchäftigen wollen, 

nigen Behörde, welche die Auffiht über das Schul: und Erziehungsmefen bed 
ee führt, ihre Tüchtigteit zu bem Gefchäfte zuvor nachauweifen und das Beugniß der⸗ 
ich auszuivirken. Durch die Beftimmungen des Gewerbes Polizeigefeges v. 7. 
Bit 88. 83—86 find bie landrechtlichen Borfchriften zum Theil abgeändert wor⸗ 
dadie Erfahrung jedoch ergeben hat, dag hieraus Mikbräucheund wefentliche Rad 
‚für das Erziehungs: und Unterritämefen entftehen, fo habe Ich Mic) bervogen 

Inden, die Beitimmungen bes Gpemerbe- poltgeigefeeee, in foweit fie die Berfärifien 
R. abändern, mieber aufzuheben, und das Erforberniß der nachzuweiſenden 

für diejenigen Perfonen, welche Privatichulen und Penfionsanftalten ers 

et nen daraus machen, Lehrſtunden in ben Häufern zu geben, in Ge⸗ 

Kahl ber Indrechtlichen Vorichriften $8. 3. und 8. Tit. 12. P, HM. herzuftellen und 
fiäen, baf ohne das Zeugniß der örtlichen Auffichtöbehörbe keine Schnls und Grzies 

masanfalt errichtet, auch ohne daffelbe Niemand zur Ertheilung von Lehrſtunden als 

1 Gewerbe zugelafien werben barf. Dieſe Beugniffe follen ſich nicht auf die Tüchtigs 

Untemidhte -@ tbeilung in Beziehung auf Kenntniffe beſchraͤnken, fondern ſich 
ihkeit und Tauterfeit der Gefinnungen in religiöfer und politiſcher Hinſicht er⸗ 

Die betreffende Auffichtsbehörde foU indeß nicht befugt fein, foldhe Zeugniſſe 

außzufertigen, bevor die Genehmigung bed Min. des 3. u. d. P. erfolgt 

Üivelcher Art hierbei zu verfahren, haben Sie, die Minifler der G. u. U. Ang. u. 

meinfchafttich zu berathen und über bie ben Lokalbehdrden zu ertheilende Anz 
fich zu vereinigen. 

&. pro 1834, ©, 135.) 

Inftr. des Staatemin. v. 31. Dec. 1839, genehmiget durch K. D. v. 

Nov. 1839, mitgetheilt durch dad Cirk. R. der Min. d. S, U. u. M. 

M., fo wie d. Pol. u. d. J. (v. Altenftein, v. Rochow) an fänmtl, Reg. 

18. März 1840, Beauffichtigung der Privasfchulen und Erzlefungsans 

Nlen, der Drivatlehrer, Erzieher ıc. 




















4) 1) Rücfichttich jädifcher Privatiehrer, die ben Kindern ber Juden in ben Häus 
) fern ihrer Eitern Unterricht geben, beftimmt fchon dad R, ded Min. der Fr u. 
u. MM. Ang. v. 15. Mai 1824, daß fie ein Beugniß über die mit ihnen won ber 
Behörde veranftaltete Prüfung befigen müffen, (Ann. Bb. 8. ©. 457.) 
2) Auszug aus einem Schreiben des K. Min. der G., U. u. M. Ang. (von 
d. d. 2. Zuni 1828 an 8, I. %...e in Desuong- 

AS jübifcher Lehrer Tonnen Sie, weil Sie nicht in der Prüfung beftanden, 
nicht aı (t werden. „Wenn jedoch Eltern ihre Meinen Kinder Ihnen zur 
Seaufſichtiguag anvertrauen wollen, und Sie auffordern, biefen bie jüdifhen 
nebote zu lehren, fo finbet das Minifterium dies — da has Grfeg Ihnen 
bei Ihrer mangelhaften Qualifikation nur verbietet, a ‚gentticher Lehrer zu 

———— müflen aber —9 un —ã— Ein⸗ 
en an einen genügenden allgem uluntera 
TE ehe Gtemaun nd & 
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8.9. Um mit biefem eligionsunterrichte, der gugleidı den Unterrichtin der‘ 
Sprache in fich begreift, auch ben Unterricht in den übrigen Lehrgegenftänden dert 
verbinden zu bürfen, bedarf es einer befondern Konzeffion auf ben Grund einer n 
gegangenen vollftänbigen Prüfung, wenn diefe nicht ſchon vor einer andern inländil 

Iompetenten Behörde erfolgt iſt, und durch ein genügenbes Zeugnif berfelben nad 

fen werben kann. h 

$. 10. Ein Gleiches gilt von allen jübifchen Privatlehrern, auch von denen, melde 
den Häufern Unte ht Geben wollen, und es haben ve Ortsbehorden genau darauf, 
wachen, baß kein jübifcher-Privatlehrer ohne biefe, von ber X. Reg. felbft audyul 
ae eh — in nod) außer Se —2 —— nicht al 
feine Schule ſogleich zu fließen, ſondern er felbft auch noch in eine Poltgeifkuafe 
Einem bis zu Fünf Thalern zu nehmen ift, 8 

$. 11. Der vollftändige Unterricht iſraelitiſcher Kinder bei einem kongeſſionirten ® 
vatlehrer befreit von ber Beitragäpflichtigkeit für bie chriftliche Bezirksſchule. 

8.12. Eben bies ift der Fall, wenn fämmtliche ifeaclitifche Bewohner einer 
‚ober eines ländlichen Bezirks eine gemeinfchaftlihe Schulanftalt auf gemein 
Koſten errichten, unb dazu die Genehmigung ber X. Reg. erhalten haben, welche 
mai durch bie KRreis-Schulbehörde oder reſp. ſtaͤdtiſche ShulsKommiifion naczufud 

$. 13. Die in einer ſolchen ifraelitifhen Gemeinde-Scähule anzuftellenben Lehrer: 
in ganz gleicher Weife, wie bie Lehrer der chriſtlichen Schuten ber namlichen 
jebod; mit Ausnahme der Religione-Kenntniffe, vor einer Eompetenten Inländifche 
hoͤrde geprüft und fähig befunden fein. 

$. 14. Die ifraelitifhe Gemeinde:Schule mit ihren chrern, wie auch die Eongeffi 
ten Privatlehrer des mofaifchen Glaubens ftehen unter der Aufficht der Drtö-, Mi 
und Departements-Schulbehörben, und es bedürfen die Lehr: und Einrichtungsplän 
felben, und bie zum Unterrichte beftimmten Schulbücher eben fo der Prüfung und ® 
tigung, fo wie bie Verwaltung des gefammten jüdiihen Schulmefens eben fo der 
fit und Leitung biefer Behörben, wie biefelbe für bie cheiftlihen Schulen jedes M 
rungs ⸗Bezirks vorgefchrieben ift. 

$. 15. Den jübifchen Schulen ift es nicht geftattet, chriſtliche Kinder im ben Unt— 
aufzunehmen. 

F. 16. Die naͤchſte unmittelbare Xufficht über die juͤdiſche Gemeinde⸗Schule führtzt 
ein, von ben beteiligten ifraelitifhen Familienvätern aus ihrer Mitte gewählter, ul 
buch bie Provinzial: Behörde beftätigter Schulvorftanb, jedoch iſt ein vom ber Di 
Schulbehörbe ernannter Kommiſſarius berechtigt, die Schule zu jeder Zeit zu de 
und zur Aufrechthaltung ber beftehenben gefeglihen Borfchriften jebe ihm nöthige ii 
tu zu forbern, welche bie ifraelitifchen Sculvorfteher unt Lehrer der Schule 
unweigerlich zu ertheilen haben. Auch iſt derſelbe zu der jährlich zu haitenden — 
lichen Sau ng einzuladen, nach beren Beendigung er feinen Bericht über bie S 
an feine Behörde zu erftatten hat. v 

17. Die fämmtlichen betreffenden Kreis und Lolal-Behörben find mit ber H 


— Wehe: van dem 6: Bine bee ru. Dr Ange meet rer 
Kums (Ann. VII. &. 842.) —— 


D. &ür Pofen vergl. dad Kap. V. 





Orittes Kapitel. 
Die jüdifche Privaterziehung. 


1) Das A. L. K. beflimme Thl. Il. Tit. 12. 68. 3—8. 

$. 3. Wer eine Privaterziehungss oder fogenannte Penfionsanftalt errichten will, muf 
bei berjenigen Behörde, welcher die Aufficht über das Schul- und Erziehumgsweſen dei 
Orts aufgetragen ift, feine Tüchtigkeit zu dieſem Gefchäfte nachweifen, und feinen Plan, 
ſowohi in Anfehung ber Erziehung, als des Unterrichts, zur Genehmigung vorlegen. 

$. 4. Auch folde Privats, Schul: und Ergiehungsanftakten find der Aufficht bier 
Behörde unterworfen, welche von der Art, wie bie Kinder gehalten und verpflegt, wiebit 
phyſiſche und moralifche Erziehung derfelben beforgt, und wie ihnen ber erforderüche un⸗ 
terricht gegeben werbe, Kenntniß einzuziehen befugt und verpflichtet iſt. 

8.5. Schaͤdliche Unordnungen und Misbräuche, welche fie babei bemerkt, muß fie bet 
dem Gchulz und Grziehungsiwefen in der Provinz vorgefetten Behörde zur nähern Fehr 
fung unb Abftellung anzeigen. 
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und öffentliche Lehrer find als ſolche noch nicht zur Anlegung von Privatſchulen und 
bat-Erziehungsanftalten befugt; fie bedürfen vielmehr hierzu einer befonbern Erlaubs 
‚die fie auf die im $. 4. vorgefchriebene Weife nachzufuchen haben. 
auffidhtigung ber Privatfchulen und Privat:-Erziehungsanftalten. 
„1. Alle Privatichulen und Privat:Erziehungsanftalten find ganz fo, wie die dffents 
a Schulen derfelben Gattung, zunaͤchſt der Aufficht der Oris-Schulbehörde, und in 
Inſtanz der Aufficht der dem Schulmefen des Kreifes und des Reg. Bez. vorge⸗ 
Königt. Behorden unterworfen. Diefe Aufficht ſoll fich nicht bloß im Allgemeinen 
Handhabung der Schulzucht und den Gang des Unterrichts, ſondern auch im Be⸗ 
m auf die Einrichtung des Lehrpland, die Wahl der Huͤlfslehrer, der Lehrbücher 
) Lehrmittel, die Lehrmechobe, Schulgefege, die Zahl der Schüler und felbft auf das 
le der Privarfchulen und Privat:Erziehungsanftalten erftredten. Zeigen ſich in fols 
8 Inflalten Verkehrtheiten und Mißbräuche, weiche die Jugend verbilden Eonnen oder 
BE Bittlichkeit und Religisfität Gefahr drohen, wird die Zugend vernachläffigt, cder 
anfähigen und ſchlechten Lehrern anvertraut, und wird ein folcher Uebelfiand auf 
zVrinnerung ber Orte-Schulbehdrde nicht abgeftellt, fo ift dieſelbe verpflichtet, auf eine 
| hung bei der K. Reg. anzutragen, und die legtere iji befugt, nach Befinden der 
—* den Erlaubnißſchein zurüdzunehmen und die Privatſchule und Privat⸗Erzie⸗ 
kalt ſchließen zu laffen. 
Jahresbericht über die Privatfhulen und Privat-Erziehungss 
E j anſtalten. 
8. Die K. Reg. bat am Schluſſe eines jeden Jahres über den Zuſtand der in ihrem 
vorhandenen Privatfchulen und Privat: Erziehungsanftalten, bie wiſſenſchaft⸗ 
und fittliche Qualifikation ihrer Vorfteher und Hülfslehrer, und die Zahl der, dieſen 
ftalten anvertiauten Jugend an das Min. der G. u. U. Ang. zu berichten. 


Berpflihtung der Vorfteher und Vorfteherinnen von Privatfchulen 
— und Privat-Erziehungsanſtalten. 
25. 0. Die Vorſteher und Vorſteherinnen von Privatſchulen und Privat: Erziehungs: 
find verpflichtet, fich nicht nur nad) dem Inhalte ded ihnen ertheilten Erlaub⸗ 
Biiheins, ſondern auch der für das Schulweſen Überhaupt und für Bas Schulmefen ihres 
ta indbefonbere ergangenen Vorfchriften auf das genauefte zu achten. Sie dürfen nur 
che Hülftlehrer und Hülfslehrerinnen, deren wiffenfchaftliche und fittliche Befähigung 
F die in ben $. 2. u. 3, und wenn von Ausländern die Rebe ift, auf die im $. 6 vorges 
Weile anerkannt ift, wählen, und müffen, fo oft fie Lehrer und Lehrerinnen 
ober neue annehmen, der ihnen vorgefegten Ortse-Schulbehörde davon Anzeige _ 
3u den von ihnen veranftalteten Öffentlichen Prüfungen haben fie die Orts⸗ 
örde vorher einzuladen. Wollen fie ihre Privatichule oder Privat-⸗Erziehungs⸗ 
aufgeben, fo find fie verpflichtet, ſolches drei Monate vorher, unter Zurüdgabe 
Erlaubnißſcheins, der Orts⸗Schulbehorde ſchriftlich zu melden. 
Beftrafung etwaniger Unregelmäßigkeiten. 
5.10. Vorfteher und Vorfteherinnen von Privatfchulen und Privat-Erziehungsanftals 
fo wie ihre Hülfsiehrer und Hülfslehrerinnen, konnen, wenn fie den aus ihrem Er⸗ 
isfchein hervorgehenden Obliegenheiten nicht nachfommen, von der Orts-Schulbes 
durch Verweiſe und von der K. Reg. durch Geldjtrafen bis zur Höhe von Zwanzig 
unb falls wiederholte Geldftrafen unwirkfam bleiben, durch Entziehung des 
igſchein⸗ beſtraft werden. 
Warte: Schulen, 


4. Warte⸗Schulen, welchen Kinder, die das fchulpflichtige Alter noch nicht erreicht 
anvertraut worden, find ale Erziehungsanftalten zu betrachten, und flehen als 
unter der Aufficht ber Orts-Schulbehorde. Die Anlegung ſolcher Wartefchulen ift 
verheiratheten Perfonen oder ehrbacen Wittwen zu geftatten, welche von unbefchols 
en Sitten und zur erften Erziehung der Kinder gecignet, und deren Wohnungen ges 
® und hinlänglich geräumig find. Die Orte:Schulbehörde ertheilt die Erlaubniß zur 
sihtung der Warteichulen, und hat dahin zu fehen, daß in denſelben die Kinder nicht 
ger als biö zum gefeglichen fchulfähigen Alter verbleiben, 
Schulen für weiblihe Handarbeiten. 


J. 12. Schulen für die Anweifung in weiblichen Handarbeiten ftehen unter ber Aufs 
ſt dee Ort⸗⸗Schulbehoͤrde, welche die Grlaubniß zur Anlegung berfelben, vorzüglich mit 

tigung der fittlichen Unbefcholtenheit der Lehrerinnen, zu ertheilen, auch dahin 
fehen Hat, daß Kinder, welche noch fchulpflichtig find, durch Iheilnahme der Unters 
Hung in Handarbeiten nicht am vorſchriftsmaͤßigen Schulbefuche gehindert werben, . 
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Tranſitoriſche Berfügungen wegen der bereits beſtehenden Prit 
fhulen und Privat:Erziehbungsanftalten, 
$. 13. Perfonen, welche bereits Privatſchulen oder Privat⸗Erziehungsanſtalten 
net, aber, hieran die Erlaubniß noch nicht auf die in gegenwärtiger Inſtruktion v 
ſchriebene Art erlangt haben, muͤſſen ſich einer von der Orts⸗Schulbehörde zu bewi 
den genauen Unterſuchung ihrer Lehranſtalten und nach Befinden def niſtaͤnde einer 
mit ihnen felbft vorzunehmenden Prüfung unterwerfen, und haben hiernaͤchſt zu ge 
tigen, ob ihnen die Erlaubniß zur ne ihrer ne ner wird eribeilt m 
können oder nit. Sie müflen fi zu dem Ende ſpaͤteſtens innerhalb vier Monats 
Bekanntmachung diefer Inftruktion bei ihrer Orts: Schulbehdrde melden, wibrigmn 
nach Ablauf diefer gift ihre Schulen von der Orts: Polizeibehörde ohne Weiteres a 
Yöft werden. Die Orts:Schulbehörden haben innerhalb der gedachten Friſt Werzeid 
aller noch nicht genehmigten Privatſchulen und Privat: Erziehungsanftalten an bie 
geſetzte K. Reg. mit der Anzeige einzureichen, welche Vorfteher und Vorſteherinn 
einer Prüfung vorzuladen fein möchten, und welchen fie in Erwägung der zeithe 
Leitung ihrer Anftalten erlaffen werden Eönne. 


Abſchnitt ILI. 
Privatlehrer. 


Wie ſich Privatlehrer über ihre wifſſenſchaftliche und ſittliche X 
tigkeit auszuweiſen haben. 
$. 14. Perfonen, werche ein Gewerbe daraus machen, in ſolchen Lehrgegen 

zum Kreife ber verfchiedenen öffentlichen Schulen gebören, Privatunterricht in 
oder in Privatanftalten zu ertheilen, follen ihr Vorhaben bei der Ortö-Schulbehs 
zeigen, und fich bei derjelben über ihre wiffenfchaftliche Befähigung durch ein Zeu 
betreffenden Prüfungsbehörde, und über ihre fittlihe Tuͤchtigkeit für Unterricht 
ziehung in derfelben Art ausweifen, wie in den 8%. 2. und 3 in Hinficht der 
und Vorfteherinnen von Privatfchulen und. Privat: Erziehungsanftalten vo 
if. Wollen fie in Faͤchern, die nicht in den verfchiedenen öffentlichen Schul 
werben, Privatunterridyt ertheilen, ſo haben fie nur ihre fittliche —— 
richt und Erziehung auf die im $. 3 verordnete Art bei der Orts⸗Schulbe 


darzuthun. 
Erlaubnißſchein für Privatlehrer, 
8. 15. Denjenigen Perfonen, gegen deren wiffenfchaftlihe Befähigung für L 










richt und die Erziehung ber Jugend nichte zu erinnern ift, fol von der Ortes 
hörde ein, jebesmal für Ein Jahr gültiger, jedoch widerrufliher Erlaubnißſchein 
theilung von Privatunterricht, fowohl in Familien als in Privatichulen und Priv⸗ 
siehungsanftalten unentgeldlich ertheilt werden; bei Ausländern ift hierzu noch di 

ängige Genehmigung des Min. des J. und der Pol. erforderlich; die Orts⸗Schulbi 
bt diefelbe in den geeigneten Fällen zunächft bei der vorgefesten K. Reg. in Antı 

ringen. Perfonen, weldye wegen Theilnahme an verbotenen Verbindungen von d 
ftellung im Staatsdienfte ausgeſchloſſen find, ift die Erlaubniß zur Ertheilung ven 
vatunterricht gu verfagen. 

Ausnahmen, 


$. 16. Geiftliche und öffentliche Lehrer, auch die an öffentlichen Schulanftalt 
ſchäftigten Sprach, Gefang:, Muſik- und Zeichenlehrer find für befähigt und bei 
erachten, Privatunterricht in Kamilien und Privaticyulen zu ertheilen; fe bebüirfen 
feines befondern Erlaubnißfcheing, und haben ihr Vorhaben bloß bei der Orts⸗S 
börde an ugeigen. Den Stubirenden auf ben Lundes=Univerfitäten und den ©&i 
der oberften Klaffe der gelehrten Schulen foll geftattet fein, ohne einen befonder 
laubnißſchein Privatunterricht in Kamilien und in Privatanftalten zu ertheiten, w 
ſich über ihre wiffenfchaftliche und fittliche Befähigung für Unterridyt und Erj 
durch ein genügenbes Zeugniß refp. des Rektors ber Univerfität ober des Direkt 
A Schule, welde fie bejuchen, bei der Orts-Schulbehörde zuvor ausgt 

aben. 

Beauffihtigung der Privatlehrer. 


$. 17. Die Orts⸗Schulbehörbe ſoll über die Wirkfamkeit ter Privatichrer und! 
lehrerinnen eine geregelte, den oͤrtlichen Verhaͤltniſſen anzupafiende Aufficht führe 
Unregelmäßigteiten, welche auf ein unfittliches Verhalten derſelben ſchließen Taf 
wie, wenn in religiöfer oder politifcher Beziehung Bedenken entſtehen, ſich mit be 
Polizeibehoͤrde in Mittheilung fegen, und wenn der Verdacht ſich beftätigen folk 
Erneuerung bes im $. 15 gedachten Erlaubnißfcheins verfagen, auch n 
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fände bie Entfernung unfittlicher oder politiſch verbächtiget Perſonen aus bem Lehr⸗ 
ibe bei der vorgefehten K. Reg. in Antrag bringen. 


; wiefern Perfonen, weldhe Kinder aus mehreren Bamilien gemein 
Thaftlih unterrichten, als Privatlehrer zu betrachten find. 

J. 18. Perſonen, welche Kinder aus mehreren Bamilien gemeinfchaftlich unterrichten, 

b als Privatiehrer oder Privatlehrerinnen zu betrachten und zu behandeln, wenn fie 

Bemäßheit eines Vertrags, gleichviel ob mit Einer Kamilie oder mit mehreren, jebodh 

ben beftimmten einzelnen Familien, die Kinder derfelben in ebenfalls feflgefegten 







egenftänden gegen eine feſte Wergütigung unterrichten. 


Abſchnitt IL 
Haublehrer, Erzieher und Erzieherinnen. 


Wefäbigungsihein für Hauslehrer, Erzieher und Erzieherinnen. 
— 19. Um das Eindringen unfähiger oder unſittlicher Perſonen in das Gepiehungeger 
ft zu verhindern, follen diejenigen, welche in das Verhaͤltniß eines Hauslehrers ober 
czichere oder einer Erzieherin zu treten gefonnen find, fich zuvor mit einem Erlaubnißs 
yein bez 8. Reg. verfehen, in deren Bezirk fie eine folhe Stelle annehmen wollen. 
Erforderniffe zur Erlangung eines Befähigungsfheins, 
4. MW. Behufs der Erlangung eines folhen Erlaubnißfcheins haben fie über ihre bis: 
wigen Berhältnifie, insbefondere aber über die Fledenlofigkeit ihres fittlichen und poll: 
ken Wandels, genügende Zeugnifie mitteljt des Kreis⸗Landraths oder ber Stadt: Poli: 
Vehoörde an die K. Reg. einzureichen. 
Ausfertigung des Befähigungsfcheine. 
U. Die 8. Reg. hat diefe Zeugniſſe, befonders diejenigen, welche fich auf die bis» 
e Frtliche Kührung beziehen, näher zu prüfen, und den Perſonen, gegen welche in 
jer und politifcher Hinficht nichts zu erinnern ift, den Erlaubnißfchein dahin auszu⸗ 
daß ihrer Annahme als Hauslehrer, Erzieher oder Erzieherinnen Bein Bedenken 
Die Namen der Perfonen, welche einen ſolchen Erlaubnißſchein erhalten 
ab durch das Reg. Amtsblatt bekannt zu machen. 


' Verfagung des Erlaubnißfcheins, 
8:22. Die K. Reg. ifteben fo befugt, als verpflichtet, allendenen, welche wegen erwiefener 
ahme an verbotenen Verbindungen von der Zulaffung zu Staatsämtern ausge⸗ 
find, ober fich über die Unbefcholtenheit ihres bisherigen Lebenswandels nicht ges 
ausweifen können, fo wie auch allen Ausländern, denen noch die Genehmigung 
Min. des 3. und der P. fehlt, jo lange, bis die etwanigen Bedenken vollftändig 
find, den zur Annahme einer Hauslchrerftelle erforderlichen Erlaubnißfchein zu 










ı Beauffihtigung der Hauslehrer, Erzieher und Erzieherinnen. 
23. Hauslehrer und Erzieher, die zugleich Kandidaten bes Prebigts oder bes Schuls 
28 find, bleiben, wie bisher, der Aufficht der geiftlichen Oberen, ober der dem Schul: 
fen bes Kreiſes vorgefepten Behörde untergeordnet; Hauslehrer und Erzieher anderer 
desgleichen Graieberinnen, ftehen unter der allgemeinen polizeilichen Aufficht. 
k 24. Eltern und VBormünder, deren Minder oder Münbel die dffentlichen Schulen 
E befuchen, find in Kolge der landrechtlichen Beſtimmungen verpflichtet, fich auf Ver: 
Ben ber Orts⸗Schul⸗ und Polizeibehörbe Darüber auszuweiſen, wie für den Unter- 
kibhrer Rinder oder Mündel geforgt ft. 
Bestin, ben 31. Dec. 1889. Königl. Staatsminifterium. 
" Friedrih Wilhelm, Kronprinz. 
Kitenftein. v. Kampte. Mühler v. Rochow. v. Ragler. v. Laden, 
berg. v. Alvensleben. v. Werther. v. Rauch. 
(B. 8. BI. 1840. ©. 94.) 


Biertes Rapitel. 
Die jüdiſchen Schullebrer. 


I. 
Qualifikation, Anfteltung und Vereidung derfelben. 
Eine Approbation der Qualifikation jübifcher Schullehrer war ſchon nach 
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Tranſitoriſche Berfügungen wegen ber bereits beftehenben Yrivab F 
ſchulen und Privat:Erziehungsanftalten, 
$. 13. Perfonen, welche bereits Privatſchulen oder Privat-Erziehungsanſtalten tröfr 
net, aber hierzu bie Grlaubnig nod) nicht auf bie ir gegenwärtiger Inftruktion vo 
T&priebene Art erlangt haben, müffen fid, einer von ber Orts-Schulbehorde zu mi 
den genauen Unterfuchung ihrer Lehranſtalten und nad) Befinden def Umiftänbe eine h 
mit ihnen ſelbſt vorzunehmenden Prüfung unterwerfen, und haben hiernächt zu getkt 
tigen, ob ihnen die Exlaubniß zur petfegung ihrer Eehranftalten wird ertheilt werk 
koͤnnen ober nicht. Sie müffen fi zu bem Ende fpäteitens innerhalb vier Monate 
Bekanntmachung biefer Inftruktion bei ihrer Orts⸗Schulbehdrde melden, widrigen 
nad) Ablauf diefer gt ihre Säulen von der Orts Polizeibehörbe ohne Weiteres auf 
idſt werden. Die Orte:Schulbehörben haben innerhalb der gebachten Krift Werzei 
aller noch nicht genehmigten Privatihulen und Privat: Erziehungsanftalten an die 
gefegte K. Reg. mit der Anzeige einzureichen, welche Vorſteher und Vorfteherinnen j 
einer Prüfung vorzulaben fein moͤchten, und welchen fie in Erwägung ber zeithe 
Leitung ihrer Anftalten erlaffen werben könne, 


Abſchnitt II. 
Privatlehrer. 
Wie ſich Privatlehrer über ihre wiffenfhaftliche und fittliche 
tigkeit auszumeifen haben. 


$. 14. Perfonen, welche ein Gewerbe daraus machen, in folchen Lehrgegenftänbit/l 
zum Kreife ber verfchiedenen öffentlichen Schulen gehören, Privatunterridyt in ab 













und Vorfteherinnen von Privatihulen und. Privat: Erziehungsanftalten vorgeſch 
iſt. Wollen fie in Fächern, die nicht in den verſchledenen öffentlichen Schulen 
werben, Privatunterricht ertheilen, fo haben fie nur-igre fittliche Tüchtigteit für 
richt und Erziehung auf die im $. 3 verordnete Art bei der Orts: Schulbehörde m 


darzuthun. 
Erlaubnißfgein für Privatlehrer, . 

& 15. Denjenigen Perfonen, gegen deren wiſſenſchaftliche Befähigung für den it 
richt und die Erziehung der Jugend nichte zu erinnern ift, foll von der Orts«@d 
hörbe ein, jebegmal für Gin Jahr gültiger, jedoch widerruflicher Erlaubniß ſchein zur 
theilung von Privatunterricht, fowohl in Familien als in Privatihulen und Prit 
siehungsanftalten unentgeldlich ertheilt werden; bei Ausländern iſt hierzu noch die 

jängige Genehmigung des Min. des J. und der Pol, erforderlich; die Orte-Scyutbeh 
der diefelbe in den geeigneten Fällen zunächft bei der vorgefegten K. Reg. in Antr 

ingen. Perfonen, welche wegen Deine me an verbotenen Verbindungen von beriß 
ftellung im Staatedienfte ausgefchloffen find, ift bie Erlaubniß zur Ertheilung von 
vatunterricht gu verfagen. 

Ausnahmen. 


$. 16. Gelfttiche und öffentliche Lehrer, aud) die an öffentlichen Schulanftätten 
ſchaͤftigten Sprach⸗ Gefang:, Mufit und Zeichenlehrer find für befähigt und befugk 
ewadten, Privatunterrigt in Familien und Privatf&ulen zuertheilens fie bebürfen Hier 
keines befondern Erlaubnißfcheing, und jeden ihr Vorhaben blof bei ber Orts⸗ Schulie 
hoͤrde an; weeigen. Den Stubirenden auf den Landrö=Unmiverfitäten und den Gäjlilem 
der — fe der gelehrten Schulen ſoll geſtattet fein, ohne einen befondern Gr 
laubnißfchein Privatunterricht in Familien und in Ptivatanftalten zu ertheiten, wenn ſe 
ſich über ihre wiſſenſchaftliche und fittliche Befähigung für Unterridyt und 
durch ein genuͤgendes Zeugniß refp. des Rektors ber Univerfität oder bes Direßtord ber 
ten Schule, weiche fie befuchen, bei der Orts-Schulbehörbe zuvor ausgewiehen 
en. 


Beauffiätigung ber Privatlehrer. 

. 17. Die Orts: Schulbehörbe fol Aber die Wirkfamteit ber Privatlehrer und Privab 
— eine —— Pe Gene —e—.ſ Aufficht — — — 
unregelmaßigkeiten, welche auf ein unſittliches Verhalien derſelben {liefen 6 
wie, wenn in religlöfer oder politiſcher Beziehung Bedenken entſtehen, fi mit ber Detb 

olizeibehörbe in Mittheilung fegen, und wenn der Verdacht fich beftätigen follte, Dh 
wuerung bes im $. 15 gedachten Erlaubnigiäeins verlangen, ade Wetohen in 
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ER, Reg. wird bierneben (sub lit. a.) Abfchrift eines von der K. Reg. in Stet- 
ngereichten Entwurfs zu einer an die Magifträte und Schuideputationen - ihres 
ks zu erlafjenden, von dem Miniſterio zwedmäßig befundenen Berfügung, betr. 
nftelung jüdifcher Lehrer, mit dem Auftrage zugefertigt, audy in ihrem Verwal⸗ 
bezirke eine ähnliche Verordnung unter den dort etwa nöthigen Mobdifilationen zu 
m. 
ds 
r dem willkuͤhrlichen Verfahren, welches bei Anftellung ber jüdiſchen Lehrer bisher 
funden hat, und dem häufigen Wechfeldiefer Lehrer vorzubeugen, werben, auf den 
id der beftehenden Geſetze und früheren Verorbnungen, insbefondere mit Bezug auf 
t Belanntmadjung v. 30. Aug. 1824 und auf unfere G. Verf. v. 3. Dec. 1822 
sde Beftimmungen hierdurch feitgefegt: 
Es darf kein Lehrer bei einer jüdifhen Gemeinde angeftellt werben, ohne zuvor 
über feine Züchtigkeit bazu in einer mit ihm zu veranftaltenden Prüfung fid) aus: 
fen, und zu jeiner Annahme unfere lanbesobrigkeitliche Genehmigung und Be: 
tigung nachgefuhht und erhalten zu haben. E 
effende jüdifche Gemeinde hat fich dieferhalb zunächft an den Magiftrat der 
Stadt zu wenden, und ihrem viesfälligen Gefuche: 
a) Nachweis des Staatsbürgerrechts des gewählten Lehrers 
2 einem von ihm felbft in deutfcher Sprache verfaßten Lebenslauf, 
e) die erforderlichen Zeugniffe über die frühere Erziehung und Bildung überhaupt 
und über die Vorbereitung zum Schulamte inöbefonbere, . 
d) die Zeugnifie der Ortsbehoͤrde und bes jüdifchen Gemeindevorſtandes über bie- 
herigen unbeicholtenen Lebenswandel; ferner 
e) das Wahlprotofoll und 
ein genaues und vollftänbiges Verzeichniß der, mit der fraglichen Lehrerftelle 
verbundenen Einkünfte 


beizufügen. 
Der Magifirat hat diefe Angaben und Nachweiſe forgfältig zu prüfen, erforderli⸗ 
darüber genaue Nachforſchungen zu halten, und dann das Geſuch ber 
de nebft den fammtlichen Beilagen ($. 2. a—f.) mittelft gutachtlichen Ber 
richte an und einzureichen, 
Wenn auf den Grund diefes Ber. und ber von uns mit dem Gewählten veranftals 
teten Prüfung unfere Genehmigung zu der Anftellung deſſelben erfolgt ift, fo hat 
bie betreffende Gemeinde über die äußeren Bedingungen diefer Anftellung einen 
Khriftlichen Vergleich mit ihm abzufchließen, und benfelben durch den Magiftrat 
an und zur Genehmigung einzureichen. 
Der auf diefe Weile Gewählte, Geprüfte und anftellungsfähig Erklärte darf jedoch 
nur proviforifch auf 1, 2 ober 3 Jahre angeftellt werden, und hat nad) Ablauf bie- 
fer Friſt eine fefte Anftellung nur alsdann zu erwarten, wenn von bem betreffen: 
den jubifchen Schul: und Gemeinbe-Vorftande und von ber ihm vorgefeßten Stadt: 
Bchul⸗Deputation feine Amtstüchtigkeit bezeugt wird. Wir behalten uns dann 
yor, nad) den Umftänden entweder eine abermalige Prüfung oder fofort die fefte 
Knftellung zu verfügen. Br 
Die Gemeinde darf fo wenig vor ald nach Ablauf des abgeichloffenen Kontrakts 
ven einmal angenommenen Lehrer nach Willkuͤhr wieder entlaflen, fondern fie ſoll 
sielmehr verpflichtet fein, uns davon bei-Ablauf der feftgefegten Friſt auf vors 
qhriftsmäßigem Wege Anzeige zu machen, damit wir dann die Gründe der ges 
pänfchten Entlaffung des Lehrers prüfen und demgemäß darüber entfcheiden. 
E8 foU zwar jedem Lehrer frei fiehen, feine Stelle aud) vor Ablauf des mit ihm 
bgeſchloſſenen Kontrakts niederzulegen; aber er hat babei bie Worfchriften des 
[. 2. R. Thl. 2. Lit. 10. 5. 97. u. Thl. 2. Lit. 6. $. 175. u. $. 176. genau zu 
erhckfihtigen. ME AR 
Die jübifhen Gemeinden follen ermächtigt fein, in den von nun an mit ihren Leh⸗ 
‚ern zu ſchließenden Vergleichen als Bedingung der Anſtellung feitzufegen, daß fie 
we zu Oſtern und Michaelis, und nachdem fie drei volle Monate vor dem einen 
‚der dem andern Termine ihren bevorftehenden Abgang, unter Anführung der 
Bründe, ſchriftlich angezeigt haben, entlafien werden können, es ſei denn, daß die 
urch ihren Abgang erledigte Stelle früher beſetzt werben kann. 
Die Gemeinde muß die erwähnte Anzeige an den Magiftrat gelangen laſſen, welcher 
ie dann unverzüglich an und zu weiterer Entfchließung einreichen wird. - 
Bird hierauf der Abgang bes Lehrer von uns genehmigt, fo muß bie Gemeinde ſich 
ingelegen fein laſſen, einen andern geeigneten Lehrer auszumitteln, und falls ex 
vie —— e Prüfung noch nicht beftanden haben ſollte, beuieiken ol, 
ILVUIL Mp.3. Die Berhältniffe ber Juden. 1% 
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älterem Preußiſchen Mechte nothwendig; e& verfünte hierliber das Girl, da 
General: Direktorit v. 9. Dec. 1775 an tie Kammern 1). 

Gıgenwartig beſtimmen: 

1) : arüber, daß die Schullebrer nicht frewde Juden fein dürfen, die K 
des K. Min, des J. v. 1. Okt. 1824 und 10. Ma 1825 am Die K. Rep, 
Erfurt. Vergl. diefelben Abth IV., Berhätulffe der ausmartigen Aut 

2) In Betreff Der alten Pro :ingen. 

a) Publ. ter K. Rey. in Stettin v. 31. Dec. 1825. Prüfung jüdiihe 
Lehrer. 

Es gehen von Seiten der jüdiſchen Gemeinden bei ung fortwährend fo oft Geſu 
Befreiung ihrer Lehrer von ber rerfariftemafiaen Prüfung ein, daß wir une d 
zu der wicderhelten öffıntlihen Betauntmadung veranlaßı finden, wie nach den erlaſt 
nen allgmeinen Vorſchriften Fein jüdiſcher Lehrer von der Prüfung, ob er dic für ein 
Lehrjiande angehörendes Subjekt erforderlihen Fahigkeiten, Kenntniffe und Kertigteite 
befige, entbunden werden kann; icndern daß ſich ein Jeder, gleichviel cb er allein für 
Unterricht in der jüdijchen Religien und hebraiſchen Grade, eder auch als Lehrer d 
einer ordnungemäßia eingeridteten juͤdiſchen Schule angeftellt ift, cb die Kinder dere! 
meinde die chriſilichen Stadtſchulen beſuchen oder nicht, ber allgemeinen Prüfung zu w 
terwerfen hat, und daß ihm, falls er darin nicht befteht, die Fortfegung des Kehrgefhif 
tes durchaus nicht geftattet werden darf. 

Die Magifträte werden beauftragt, dies den betreffenden Gemeinden und Lehm 
unferm Namen zu eröffnen, und darüber zu haltın, dag wırburd) dergleichen Befreiung 
gefuche nicht weiter behelliat werden, und daß unter Eeincrlei Vorwand ein Lehre 
einer Gemeinde angenommen werde, der die geſetzmaͤßige Prüfung nicht zuvor beft 
und von ung für wahl: und anftellunasfähig erflärt werden iſt. Webrigens verfict 
ſich von felbft, daß ein jeder Lehrer fich auch über den Befig des Preußifhen Sta 
gerrechts gehörig auszumeifen hat. (Ann. IX. ©. 1041.) 


b. ©. R. dee. K. Min. d. &., U. u. M. Ang. (v. Altenftein.) v. 
April 1827 an ſämmtliche K. Reg., ausſchließlich derjenigen zu Gteti 
Anftelung jüdifcher Schullehrer. Ä 

















1) Daß betr. R. lautet: 

26. Mittelft bes bereitd unterm 30. März c. an Euch erlaffenen R., 
Beftallung der jüdifhen Echulmeifter in den Städten dortiger Provinz feib 
zwar dahin befchieden worden, 

daß folche Fünftig nicht anders, als nach von hieraus eingeholter Approbatia 
geihehen foll; 
ba aber bie hiefigen Ober: und Xeltefte, Namens der ganzen Sudenfchaft unten 
26. ın. pr. allhier vorgeftellt haben; 
daß ſolche Verf. auch auf die unbeweibten Schufmeifter, welche nur eine p 
wiſſe Zeit an einem Orte bleiben dürfen, ertendiret werde, » 
fo wird dieſelbe hiermit dahin näher deklarirt: 
dag nämlich nad) Vorfchrift des @eneral- Juden: Reglemente nur die bemeibter 
Maͤdchen⸗Schulmeiſter, welche daſelbſt Art. 3 unter die publiken Bebienten 
gerechnet werden, an den Orten, wo dergleichen ftattfinden, von hieraus gleich 
andern publiten Bebienten approbirt werben müffen ; 
mit ben undeweibten andern Schulmeiftern aber, welche von ber Zudenfchafteined 
Orts zum Unterricht ihrer Kinder angenommen werden, und nicht länger als drei 
Jahre an einem Drte bleiben dürfen, ift es nach dem angeführten Artikel bei 
General⸗Juden⸗Reglements hinführo dergeftalt zu halten, | 
daß diefelben zwar bei Euch angezeigt werden müffen, es jedoch in ſolchem 
Fall nur eines Erlaubniß⸗-Zettels von Euch bedarf, und find dafür, neben bem 
gewöhnlichen Stempelbogen a 4 gGr., worauf folder zu ertheilen ift, nur 

2 gGr. zu erlegen. 

Wenn hingegen ein Schutzjude für fich allein einen unbeweibten Schulmeiſter ans 
nimmt, und in feinem Haufe ihm Lohn und Unterhalt giebt, ift derfelbe bloß ald 
fein Domeftique anzufehen und dergeftalt zu behandeln. 

Ihr habt Euch alfo hiernach in vorkommenden Fällen zu achten und folder 
wegen das Nothige weiter zu verfügen. . 

(N. C. C. Tom, V, e. 8. 369, No, 58, Je ATI, Rohe TUI, ern. Vi, ©. 148) 
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7 8. Reg. wirb hierneben (sub lit, a.) Abfchrift eines von der K. Reg. in Stet- 
ingereichten Entwurfs zu einer an bie Magifträte und Schuldeputationen ihres 
cks zu erlafjenden, von dem Minifterio zweckmaͤßig befundenen Verfügung, betr. 
nftellung jüdifcher Lehrer, mit dem Auftrage zugefertigt, auch in ihrem Berwal- 
Sbezirke eine ähnliche Verordnung unter ben bort etwa nöthigen Modifikationen zu 


ds 
m bem willtührlichen Verfahren, weldyes bei Anftellung der jüdifchen Lehrer bisher 
Igefunden hat, und dem häufigen Wechſel dieſer Lehrer vorzubeugen, werden, auf den 
mb der beftehenden Geſetze und früheren Verordnungen, insbeſondere mit Bezug auf 
ne Bekanntmachung v. 30. Aug. 1824 und auf unfere &, Verf. v. 3. Dec. 1822 
ende Beflimmungen hierdurch feftgefegt: 
Es darf kein Lehrer bei einer jüdifhen Gemeinde angeftellt werben, ohne zuvor 
über feine Tũchtigkeit dazu in einer mit ihm zu veranftaltenden Prüfung fid) aus: 
Elm und zu feiner Annahme unfere landesobrigkeitliche Genehmigung und Be- 
gung nachgeſucht und erhalten zu haben. 
effende jüdifche Gemeinde hat fich dieferhalb zunächft an den Magiſtrat ver 
Gtadt zu wenden, unb ihrem viesfälligen Gefudhe: 
a) Nachweis des Staatsbürgerrechts des gewählten Lehrers 
Ki einem von ihm felbft in deutfcher Sprache verfaßten Lebenslauf, 
e) die erforderlichen Zeugniffe über die frühere Erziehung und Bildung überhaupt 
und über die Vorbereitung zum Schulamte inöbefondere, 
die Zeugnifle der Drtabendrbe und bes jüdifchen Gemeindevorſtandes über bis: 
herigen unbeſcholtenen Lebenswandel; ferner 
3 das Wahlprotokoll und 
ein genaues und vollſtaͤndiges Verzeichniß der, mit der fraglichen Lehrerſtelle 
verbundenen Einkuͤnfte 


beizufügen. 
) De firat hat diefe Angaben und Nachweiſe forgfältig zu prüfen, erforderli⸗ 
darüber genaue Nachforſchungen zu halten, und dann bas Geſuch der 
nebft den ſaͤmmtlichen Beilagen ($. 2. a—f.) mittelft gutachtlichen Bes 
richts an uns einzureichen. 
Benn auf den Grund diefes Ber. und ber von uns mit dem Gewählten veranftals 
teten Prüfung unfere Genehmigung zu ber Anftellung deſſelben erfolgt ift, fo hat 
bie betreffende Gemeinde fiber die Außeren Bedingungen diefer Anftellung einen 
ſchriftüchen Vergleich mit ihm abzufchließen, und denſelben durch den Magiftrat 
an und zur Genehmigung einzureichen. 
"Der auf diefe Weife Gewählte, Geprüfte und anftellungsfähig Erklärte darf jeboch 
ı ar proviſoriſch auf 1, 2 ober 3 Jahre angeftellt werben, und hat nad) Ablauf die: 
“far Friſt eine fefte Anftellung nur alödann zu erwarten, wenn von dem betreffen: 
den jüdifchen Schul⸗ und Gemeinde⸗Vorſtande und von ber ihm vorgefegten Stadt: 
Schul⸗Deputation feine Amtstüchtigkeit bezeugt wird. Wir behalten uns dann 
vor, nach den Umfländen entweder eine abermalige Prüfung oder fofort bie fefte 
Anftellung zu verfügen. 
Die Gemeinde darf fo wenig vor ald nach Ablauf des abgefchloflenen Kontrakts 
den einmal angenommenen Lehrer nad Willkuͤhr wieder entlaffen, fondern fie foll 
sielmehr verpflichtet fein, uns davon bei-Ablauf ber feftgefesten Friſt auf vors 
fhriftsmäßigem Wege Anzeige zu maden, damit wir dann die Gruͤnde ber ges 
wünichten Entlaffung des Lehrers prüfen und demgemäß darüber entfcheiben. 
Es fol zwar jebem Lehrer frei ftehen, feine Stelle auch vor Ablauf des mit ihm 
abgefchloflenen Kontrakts nieberzulegens aber er hat babei die Vorfchriften bes 
y.2. R. Thl. 2. Zit. 10. $. 97. u. Thl. 2. Tit. 6. $. 175. u. $. 176. genau zu 
berückfichtigen. . 
Die jünifhen Gemeinden follen ermächtigt fein, in ben von nun an mit ihren Leh⸗ 
rern zu ſchließenden Vergleichen als Bedingung der Anſtellung feftzufegen, daß ſie 
nur zu Oſtern und Michaelis, und nachdem fie drei volle Monate vor dem einen 
ober dem andern Termine ihren bevorftehenden Abgang, unter Anführung der 
Gründe, ſchriftlich angezeigt haben, entlafjen werben können, es ſei denn, daß die 
durch ihren Abgang erledigte Stelle früher befegt werden kann. 
Die Bemeinde muß die erwähnte Anzeige an den Magiftrat gelangen laffen, weicher 
fie dann unverzliglich an und zu weiterer Entfchließung einreihen wird. - 
MWaird hierauf der Abgang bes Lehrer von und genehmigt, fo muß bie Gemeinde ſich 
angelegen ſein laſſen, einen andern geeigneten Lehrer auszumitteln, und falls er 
die vorfchriftämäßige Prüfung noch nicht beſtanden haben ſollte, denſelben ſo C6ð 
et VIII. Br.8. Die Berhaltniſſe der Juden. 2 
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auffordern, diefe Pruͤfung zumaͤchſt bei dem Superintenbenten ber Synode man 
ſuchen, damit bis dahin, wo der Lehrer abgehen wirb, bee neue gewählt un m 
geftellt werden Bann, 
41) Der oben $. 4 erwähnte Kontrakt ift von bem betreffenden jübtfchen Gemeinde u 
Schulvorſtande, fo wie von dem Lehrer felbft und von der StadtfchulsDepuieiie 
zu vollziehen, und von dem Magiftrate Behufs der Beftätigung an uns ein 
hen. Nur diejenigen Lehrer, welche eine definitive ober fefte Anftellung ehebi 
wi en auf unfere ausdrückliche Beſtimmung mit einer förmlichen 
verieden. . , ‘ 
Die obigen Feitfegungen erftredten fich auch auf die ausſchließlich für dem jübtiäm 
ReligionssUinterricht zu beftellenden Lehrer. | 
Wir machen dem Magiftrate und der Schulbeputation hierbucch zur fit, af! 
bie Befolgung der jiiläen 8 Beſtimmungen fireng zu halten, und zu dem Zwei’ 


12 


8 


ſolche der dortigen jüdiſchen Gemeinde ſowohl, als dem betreffenden jübi rar 
zer in unferm Namen bekannt zu machen. Daß bieß geichehen, hat der il: 
binnen 14 Zagen anzuzeigen, und biefer Anzeige zugleich das gehörig v 
Einkuͤnften⸗Verzeichniß der dortigen jüdifchen ehrerftele, wenn baffelbe no 
mit unferer Betätigung verfehen fein follte, beizufügen. unter biefem Ba 
niffe ift zugleich zu bemerken, bis zu welchem Zeitpunfte bie proviforifche Anflekug 
bes jegigen jüdifchen Lehrers von uns genehmigt worden ift. ' 
Bon dem Einkünften⸗-Verzeichniſſe ſowohl, als von dem oben gedachten Aa 
trafte ift jedesmal eine beglaubigte Abfchrift zu unferen Akten mit einzufenden, 
Gtettin den ten 
Königl. Preuß. Regierung. Abtheilung für die Kirchen: und Schul:Wermaltuge 
(Ann. XI. ©. 432.) 
c) Bekanntmachung der K. Reg. zu Bredlau, v. 12. Febr. 1833, 
bei Anftellung jüdifcher Kebrer zu beobadhtende Verfahren. 
um dem willührlihen Verfahren, welches bei Anftellung ber jüdifchen Lehrer 
fbattgefunden hat, und dem häufigen Wechfel dieſer Lehrer vorzubeugen, werbu 
den Grund der beſtehenden Gelege und früheren Verordnungen, insbeſondere mit 
zug auf unſere Bekanntmachungen v. 29. Sept. 1820 und v. 28. Juni 1824, deii 
bifche Schulmefen betreffend, weiche hierdurd von Neuem in Erinnerung gebrarht 
ben, folgende Beftimmungen hierdurch feſtgeſetzt ). 

Wir veranlaffen daher die Magifträte und Schul-Deputationen hierbunch, auf 
Befolgung ber vorftehenden Beftimmungen zu halten, und in vorkommenden Fallen ⸗ 
wohl die jüdifchen Gemeinden, als die Bewerber um jübifche Lehrerftellen, aufmerfian p 
maden, (Ann. XVII. &. 107.) 

3) In Anfehung ber Provinz Weftphalen. 

a) Vergl. die Bekanntmachung der K. Meg. zu Arnsberg v. 22. Wi 
1825, oben Kap. 2. sub H. B. 

b) Cirk. der K. Reg. zu Arnöberg v. 29. Juni 1838 an die Schul,$: 
ſpektoren und Schul-Kommiffionen ded Departements. 

Wir finden und veranlaßt, fammtliche Schul⸗Inſpektoren und ſtaͤdtiſche Schu 
mifkonen auf die, $. 6 unferer, die Beauflichtigung des ZJuben-Unterrichts unter 
Juden betreffende V. v. 27. Sept. 1822 aufmerkfam zu machen, nach welcher fi 
bie jüdeſchen Privatlehrer, als die förmlich ängeftellten jüdischen Gemeindelehrer der 
füht dor frädtifchen Schul-Kommiffionen und Vezirks⸗Schul⸗Inſpektoren um 
find, welche diefe, gemäß der ihnen ertheilten Dienft:Inftruftion auszuüben und 
fondew auch dahin zu fehen haben, daß bie ifraelitifchen Kinder regelmäßig die Sa 
befuchen und die fäumhaften Eltern zur Strafe gezogen werden. Diefer Beratung 
zufolge werfen wir diefelben hierdurch an, bei Gelegenheit der Bifitation chriſtüchte 
Schulen auch von den jüdiichen Kenntniß zu nehmen, und auch über biefe mit Kin pa 
erftattenden ſummariſchen Jahresberichten eine befondere Anzeige einzureichen, 

(Kameral. Zeit. 1888. ©. 1142.) 
IR. der K. Min. der G., U. u. M. Ang., fo wie des Inn. (* 
Aitenftein. Köhler, in Vertretung.) v. 12. Juni 1828 an die K. Reg. m 
Münſter. Wahl und Anftelung jüdifcher Religions: und Schullehser. 

Die unterzeichneten Din. finden es nicht zuläßig, dem Antrage ber K. eg. in IB 
Ber. v. 21. April c. gemäß, die Zuben zu verpflichten, ihre Religionsichrer auf Labenb 


4) Ge find dieß faft wörtlich dieſelben Weitimmungen hie durch das N. v. 20. Apell 
1887 (sub b.) milgefheilt worben und —8 —ãâ— WMqrelaſſen. 


[3 
an 
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zu wählen und anzuſtellen, und in dieſem Gegenſtande überhaupt über die in der 
Verf. v. 15, Mai 1824 beftimmten Grängen hinaus einzugeben, nad) welcher auch 
ausſchließlich für den jüdiſchen Religions-Unterricht zu 3 Lehrer in einer 
fung darthun follen, ob fie, abgefehen von den eigentlich jüdiſchen Reliaionskennt⸗ 
1, die übrigen von einem Lehrer zu fordernden Kenntniſſe und Gefchicklichleiten bes 
Sofern aber der Religionsiehrer auch wirkliger Schullehrer fein ſoil, fo fteht 
Reg. eine beftimmte Einwirkung auf feine Anftellung durch Ertheilung oder Vers 
der Konzeifion zu. Wenn bei den zu: diefem Behuf anguftellenden gefegmäßigen 
en mit ber nötbigen Strenge in Abfiht ber fittlüchen und wiffenfejafttichen 
tton verfahren wird, fo werden bie von ber K. Reg. befürchteten Uebelftänbe 
chtheile nicht eintreten Eönnen. (cf. die V. wegen Beauffidhtigung der Private 
dv. 11. Aug. 1818 in den Ann., Bd. 3. ©. 150. 
den fogenannten jübifchen Gemeindeſchulen, d. h. ſolchen Schuten, welche bie juͤ⸗ 
Gemeinden auf gemeinfchaftliche Rechnung anlegen, ift ruͤckſichtlich der Bedin⸗ 
ungen ihrer Konzeffionen nach Maßgabe der C. Verf. v. 29. April pr. zu verfahren. 
38 ber etwa erforderlichen Beitreibung der Beiträge zur Erhaltung des Leh⸗ 
iR ebenfalls die Einmiſchung der Verwaltungsbehörbe nicht ftatthaft, da auch diefe 
—— he Koften geführten Gemeinfdulen nicht den Charakter öffentlicher 
haben, fofern die Juden immer nur als eine geduldete Sekte zu betrachten find, 
(Kan. XII. ©. 417.) 


4) In Anfehung ber Rheinprovin;. 
&) B. der K. Reg. zu Trier v. 30. Zuli 1827. 


Da durch die Verf. des K. Min. d. U. Ang. v. 1. Juni v. 3. verorbnet worben ift, 

I fämmtliche ginn Elementar:Schullehrer nach ihrer erften Prüfung in der Res 

aur auf drei Jahre und erſt nach einer abermaligen Prüfung definitiv angeftellt wer: 

ſollen; fo wird auf den Grund eines R. des gedachten Min. v. 29, April c. hin: 
der ieraelitiſchen Schullehrer Kolgendes verfügt: 

) Die ihbifhen Schullchres werden kuͤnftighin nad der erften, vor den Kommiffarien 

. ve ng, wohlbeftandenen Prüfung nur auf 3 Zahre, und erft nach einer 

abermallzen Prüfung, von welcher bie Regierung nur bei einer ausgezeichneten 
Amteführung bispenfiren wird, definitiv angeftellt. 

) "cine tübiiche Schulgemeinde darf aber einen provifortfch angeftellten Lehrer wirklich 
entlaffen, fondern der für die Schule ernannte Kommiffarius hat 3 Monate vor 
dem Ende der feitgefenten Zeit, wenn ber Angeftellte bis dahin die abermalige Prü- 

noch nicht beftanden hat, über die Entlaffung oder Beibehaltung deffelben 
die Dorgefegte landraͤthliche Behörde an die Reg. zu berichten. 

Es ſteht zwar jedem jüdifchen Lehrer frei, feine Stelle auch vor Ablauf der feftge- 
fehten Beit niederzulegen, jedoch nur zu DOftern und Michaelis, und nachdem er 3 
volle Monate vor dem einen oder dem andern Termine hiervon dem der Schule 
vorgeſetzten Kommiſſarius die fchriftliche Anzeige gemacht bat, Der lestere wird 
ik Anzeige ſogleich an die Regierung gelangen lafſen. 

Diefe Beftimmungen erſtrecken fidy auch auf die ausſchließlich für den juͤdiſchen Re⸗ 
ligionsunterricht angeftellten, sehrer. 

Ne betreffenden Beboͤrden werben beauftragt, dieſe Berorbnung zu befolgen und über 

Beachtung berielben zu wachen. Trier, ben 30. Juli 1827. 

Are. A. OL. 223.) Königl. Regierung. 
4) 6.8. der K. Reg. zu Aachen an ſaͤmmtiiche Landräthe v. 12. Juni 


M. Bereidung der Lehrer. 
Dis K. Min. d. G., U. u. M. Ang. hat auf eine Ruͤckfrage bes H. Oberpräfiden« 
der Kheinprodinz fich dahin entfchieden, daß es bei denjenigen Lehrern, welche nur 
Sahamwelfe auf ein Salt oder auf eine andere beftimmte Zeit angeftellt find, reſp. 
Kitet werden, einer förmlichen Eibesleiftung nicht bebürfe, vielmehr an deren Statt 
e Werpfiichtung mittelft Handſchlages zur Erfüllung der übernommenen Verpflich⸗ 
nun zur Treue gegen des Königs Majeftät hinreiche. 

jebe folche Verpflichtung muß jedoch ein Protofoll aufgenommen, und diefelbe 
mehr bei alten berartigen noch unverpflichteten Lehrern nachgeholt werben. 
Buntetch het ſich der H. Oberpräfident veranlagt gefunden, bei dem K. Min. d. G., 
u 2. Ing Aber bie Vereidung der mennonitifchen und ifraelitifhen Lehrer anzus 
ben, wornuſf Hochdaſſelbe entichienen hat, baf die Wereibung der mennonitifchen 
wer nach ben Borfchriften der V. v. 11. März 1827 zu verfahren, und in gleicher 
den jübifchen Lehrern der Eid nach den Kormen ihrer eligionspartei abzunehmen 

Semerken Ihnen hierbei, daß dabei fortwährend das früher vorgefchriebene. 

mular feinem Aihaite aach zu gebrauchen iſt 3. (Kan. XVIII. S. 444.) 


Tr 
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5) In Anfehung des Großherzogthums Pofen. 
a) N. d. 8. Min. d. G. U u. M. Ang. fo wie des Inn. an di 


Reg. zu Bromberg v. 26. März 1825. 

Auf der K. Reg. Ber. v. 17. d. M. genehmigen wir hiermit, daß ba, wo es a 
legenheit fehlt, zu erlebigten juͤdiſchen Schullehrerftellen tüchtige Subjekte innı 
des Großherzogthums Pofen, auszumitteln, auch aus andern Provinzen ber Don 
für den Lehrſtand qualifizirte jübilhe Glaubensgenoſſen zu den gedachten Stellen 
fen werben dürfen. Die Erlaubniß zum Aufenthalte muß aber in dergleichen | 
lediglich auf die Dauer des Engagements für beftimmte Lehrämter eingejchräntt w 
und kann nicht Über diefe Dauer hinaus ſtattfinden; gleichwie fie benn Überhaug 
als Ausnahme von ber allgemeinen Regel zu betrachten iſt. 

(Neugebaur, Volksſchulweſen. ©. 292.) . 
b) R. ded Min. der G., U. und Med. Ang. v. 13. Zuli 1827 an 


K. Konfiftorium und Schullollegium der Provinz Pofen. 

Das Min. Tann auf den Antrag des K. Konfiftorii und Prov. Schuflollegii in 
Bericht v. 13, Mai c., jüdifche Glaubendgenoflen an dem Unterrichte in den Scht 
rer-Seminarien der Provinz Pofen Theil nehmen zu laflen, nicht füglich eingebe 
die Erfahrung bisher gelehrt hat, daß Verſuche diefer Art faft unter allen Bebin 
den Mißlingen ausgefest find. Wenn daher die Zahl der Lehr: und anftellung 
tfraelitifchen Glaubensgenoflen im Großherzogthbum Pofen dem Bebürfniffe der vu 
denen Schulen nicht genügt, fo muß darauf Bedacht genommen werben, dergleid 
andern Provinzen und Anjtalten bilden zu laflen !). _ 

(Neugebaur, Volksſchulweſen Nr. a ©. 297.) 


Rechte der jüdifchen Lehrer. 
1) Vergl. im Allgemeinen in Betreff der Rechte der Beamten berj 
fhen Religiondgefelfchaft Abſchn. X. Kap, II. sub I. 
2) Insbeſondere rückſichtlich jüdifcher Lehrer beflimmen in Anfeh 
ihrer Nichtbefreiung von Abgaben: 
a) Dad N. des K. Min. ded Inn. an den Magiftrat zu Berka, " 


12. Jan. 1825. 

Dem Magiftrat wird in Beſcheidung auf die Anfrage vom 4. d. M. eröffnet, deh 
einer Befreiung der jüdifchen Religions-Lehrer von öffentlichen und Kommuneld 
überall nicht die Rede fein kann, weil die Suden: Gemeinden, welche nach dem I. 8 
feine ausdruͤcklich aufgenom menen Kirchengefellfchaften ausmachen, fondern bios tel 
werden, und eben deshalb nicht als privilegirte Korporationen zu betrachten find,.! 
öffentliche, nod, weniger aber bevorrechte te Beamte haben können. 

(Ann. IX. G. 1485.) 


b) Das R. derMin. d. G., U. u.Med. Ang. und d.Inn.v. 10. Nov. l 


an die K. Reg. zu Bromberg. 

Auf die in dem Berichte der K. Reg. v. 18. Okt. v. 3, geftellte Anfrage, wegen 
freiung der jüdifchen Schullehrer von den öffentlichen und Kommunal-Laften und I 
ben, gereicht derfelben zum Beſcheide, daß hierin dur) die B. v. 1. Zuniv. 3. (0 
©. 66 sqg.) feine Abänderung gegen das bisherige Verhältniß eingetreten if. Der! 
ber Verordnung, in feinem Zufammenhange mit dem vorhergehenden $., ftellt nur 8 
Beziehung den öffentlichen Schulanftalten die mit Genehmigung bed Staats, nad 
nem beftimmten Lehrplane eingerichteten, und mit vollftändig qualifizirten, und d 
die Reg. beftätigten Lehrern befegten jüdifchen Schulen, ohne weitere Unterfhel 
gleich, daß durch die Anhaltung der jüdiſchen Kinder zu einer jeden folchen Schule, 
im $. 9 den jüdifchen Korporationen zur verantwortlichen Sorge anbefohlne Erzi 
pflicht für erfüllt angenommen werden foll, im Gegenfage zu ben, als zwedigen 
Anftalten für den allgemeinen Elementar⸗Unterricht überall nicht zu achtenden bl 
jüdifchen Bet: oder Winkelſchulen. In ihrer fonftigen eigenen Qualität bleibt das 
hältniß jeder jübiichen Schule das bisherige, nämlich einer Bauer wenn fü 
der jübifhen Gemeinde nach bloßem Uebereintommen unter fi, ohne eine obwall 
Beranlaffung im Gefammt:Interefle des Schulweſens am betr, Orte, und nur untt 
nehmigender Konzeffion der K. Reg. errichtet worden ift, unterfchieben dagegen 





2) Leider fehlt fogar bie Angabe ber Gründe für eine Beftimmung, beren gefei 
Bafı nicht erfichtlic, da den Juden die Wohlthat, an den allgemeinen —8 
falten des Staats Theil gu nehmen, nirgend geſetzlich abgefprochen tft. 
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befondern Faͤllen, wo die Anlegung einer eigenen Schule, für die jäbifchen Ein⸗ 

ner eines Orts ober Bezirks als befondere Schulfocietät, wegen geeigneter dokal⸗ Um⸗ 
Ande durch die K. Reg. felbft angeordnet ift, und wo alöbann eine ſolche Schule aller- 
au ben andern oͤffentlichen Ortöfchulen in allen Verhältniffen gleich fteht. Wegen der 
e Fälle ber legten Art zu beobachtenden Grundfäge wird bie K. Rn. übrigens auf 
‚sit nächftem bevorftehenbe allgemeine Infte. verwiefen. (Ann. XVIII. e 1058.). 


) R. der Min. des Inn. und der Pol. und der G., U. und Med. Ang. 
Kochow, v. Eabenberg) an die K. Reg. zu Bromberg v. 12. Juni 1840. 

unterzeichneten Min. koͤnnen, wie ber K. Reg. auf den Bericht v. 25. April d. 
urch eröffnet wirb, ben Antrag berfelben auf Befreiung ber jübifchen Schulleh⸗ 
von ben öffentlichen und Kommunal=Laften und Abgaben nicht für ftatthaft erachten. 
besfällige Befreiung der chriftlihen Schullehrer beruht auf fpezieller Verordnung, 
rc die bis zum Jahre 1806 genoffenen Immunitäten wieder hergeftellt worden. 
he Lehrer haben bie en Bevorrechtungen zu Feiner Zeit gehabt; es ift daher 
fie die SmmunitätesBeflimmung nicht zu beziehen. (8. M. Bl. 1840. ©. 221.) 


id) R. des Sen. Steuer-Direktor (Kühne) v. 28. Juni 1842 an dir K. 
u Frankfurt. SKlaffenfteuerpflichtigkeit jüdifcher Lehrer. 

OR dem Lehrſtande zugeftandene Befreiung von ben Perfonalfteuern befchräntt fich 

— De ever ber riftliden Konfeffionen an öffentlihen Schulen. Die Cirk. Verf. v. 
Ber. v. 3. handelt, wie aus dem Eingange derfelben deutlich hervorgeht, nur da: 

Wu 6 und in welhem Maße die, ihres Derföntichen Standes wegen von der Klaſſen⸗ 

euer befreiten Geiftlichen und Schullehrer, zu welchen legteren die jüdifchen Lehrer 

n zit u zählen, Haffenfteuerpflichtig find, wenn fie, außer dem Einkommen aus ib: 

en und Schulämtern, noch fonftiges Einkommen beziehen ꝛc. 

3. (EM. BI. 1842. ©, 289.) 

nd) Die vorflehend in Bezug genommene Cirk. Verf. bed Fin. Min. und 

Min, der G., U. und Med. Ang. (Gr. Aloensleben, Eichhorn) v. 
I. Der. 1841 an fimmtliche K. Reg. lautet: 
* find Ziweifel darüber erhoben worden, ob und in welchem Maße die ihres perſön⸗ 


wegen von der Klaffenfteuer befreieten Geiftlichen und Schullehrer, wenn 
' außer bem Einkommen aus ihren geiftlichen und Schulämtern fonftiges Eintommen 


Bi diefer Steuer heranzuziehen find. 










a, 9 


uns veranlaßt, ber K. Reg. dieferhalb Kolgenbes zu eröffnen: 
ber Beflimmung bes 8. 2. d. bes Klaffenfteuer-&. v. 30. Mai 1820 analog, wirb 
_ Ve Befreiung von der Klaffenfteuer der ihres perfönlichen Standes wegen biefer 
F&teuer nicht unterliegenden GBeiftlichen und Schullehrer nur dann aufgehoben, 
wenn fie felbft, oder die in ihren Haushaltungen lebenden Angehbrigen, auf anbe: 
" zu als ben Dotal-Srundftücden Landwirtbfchaft oder aber Gewerbe betreiben. 
) Der Befig von Häufern und Gärten außer den Dienfl-Srundftüden, von Kapitals 
‚und beweglichem Vermögen, ber Genuß von Renten, Geld⸗ und NaturalsPräfta- 
tionen, von Einlommen aus anderen Xemtern verpflichtet Geiftlihe und Schulleh⸗ 
" zer nicht zur Klaflenftener. 
Y Der Befig von Grundftüden (ohne Rüdficht auf deren Größe), welche von ben 
Geiſtlichen und Schullehrern, oder von den in ihren Haushaltungen lebenden Anz 
gehörigen nicht felbit bewirthichaftet, alfo 3. B. durch Zeitverpachtung benugt wers 
‚den, hebt die Klaffenfteuer-Sreiheit gleichfalls nicht auf. 
FDie teuerpflichtigkeit tritt auch dann nicht ein, wenn bie felbftbewirthfchafteten 
3 Grunbftüde unerheblich, ober deren Benugung von der Art ift, daß der Begriff eis 
' ner felbfiftändigen Landwirthſchaft darauf nicht Anwendung findet. Ob eine felbft: 
ſtaͤndige Landwirtbichaft vorhanden ift, muß in den einzelnen vorkommenden Fal⸗ 
‚ Ien, wo darüber Imeifel flattfinden, nach den obwaltenden Verhältniffen von den 
' eanlagungd-Behörben, beziehungsweife der K. Reg., geprüft und feflges 
werben. 
) Als Gewerbe, deren Betrieb Geiftlihen und Schullehrern bie Klaſſenſteuer⸗Frei⸗ 
Je en ieht, find nur diejenigen anzufehen, von welchen Gewerbefteuer zu ent⸗ 


ten 
‚Steht hiernach bie Klaffen-Steuerpflichtigkeit eines Geiftlihen und Schullehrers 
feft, fo beftimmt fich das Maß der Steuer nach ben allgemeinen gefeetihen Veran: 
lagungs⸗Gruudſätzen. Unvereinbar hiermit würbe es fein, wenn bei der Bemeflung 
bes Klaffen-Steuerfages fteuerpflichtiger Geiftlichen und Schullehrer das Einkom⸗ 
men aus dem geiftlichen ober Schulamte bei der Befteuerung unberüdfichtigt bliebe, 
Die Kr Reg. wich beauftragt, dieſe Beftimmungen durch das Amtsblatt zur öffente 
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lichen Kenntniß zu Weingen, und deren Beachtung Geitens der Klaffenſſtever 
gungsbehörden zu überwachen. (8. M. Bl. 1842, ©. x5.) 


Fünftes Kapitel, 
Aufbringung der Koften zur Erhaltung ber Schule. 
I | 


Allgemeine Vorſchriften. 
1) Das A. L. R. fchreibt Thl. Il. Tit. 12. $$. 2938 vor: 

6.29. Wo keine Stiftungen für die gemeinen Schulen vorhanden finb, an 
terhaltung der Lehrer den Sammtlichen Hausvätern jedes Orts, ohne Unferf 
Kinder haben, oder nicht, und ohne Unterfchieb des Glaubensbelenntnifles ob. 

$. 30. Sind jedoch für die Einwohner verſchiedenen Glaubensbekenntniſſes en € 
Orte mehrere gemeine Schulen errichtet: fo iſt jeder Einwohner nur zur Unterhel 
des Schullehrerß von ſeiner Heligionspartei beizutragen verbunden. - 

$. 31. Die Beiträge, fie beftehen nun in Gelde oder Naturalien, müffen unter I 
Hausväter nach Verhältniß ihrer Belisungen und Nahrungen billig v um 
der Gerichtsobrigkeit ausgefchrieben werben. ; 

$. 32. Gegen Erxlegung diefer Beiträge find alsdann bie Kinder der Kontrilur 
von Entridytung eined Schufgelbes für immer frei. 

$. 33. Gutsherrſchaften auf dem Lande find verpflichtet, ihre Unterthanen, 
zur Aufbringung ihres ſchuldigen Beitrages ganz oder zum Theil auf eine Zeitlang wg 
vermödgend find, dabei nach Nothburft zu unterftügen. — 

$.:34. Auch die Unterhaltung der Schulgebäude und Schulmeiſter⸗Wohnungen 
als gemeine Laſt, von allen, zu einer foldhen Schule gewiefenen Cinwohnern ohn 
terfchied getragen werben, * 

$. 35. Doch traͤgt das Mitglied einer fremden zugeſchlagenen Gemeinde gr steh 
tung der Gebäude nur halb fo viel bei, als ein Einwohner von gleicher Kaffe gi: 
Drte, wo die Schule befindlich ift. j BE 

6. 36. Bei Bauen und Reparaturen der Schulgebäude müflen bie Magifträniiik ' 
Städten, und die Gutsherrfhhaften auf dem Lande, die auf ben Gute ober KA 
eigenthume, wo die Schule fich befindet, gerwachfenen oder gewonnenen Mia BR 
et feibige hinreichend vorhanden, und zum Baue nothwendig find, unen u) 
abfolgen. 

8.37. Wo das Schulhaus zugleich die Küftermohnung ift, muß in ber Regel We ip. 
—— deſſelben auf eben dieſe Art, wie bei Pfarrbauen vorgeſchrieben IR, ii 
orgt werden. td 

$. 38. Doch kann kein Mitglieb ber Gemeinde, wegen Verſchiedenheit des Ai” 
befenntniffes, dem Beitrage zur Unterhaltung folcher Gebäube ſich entziehen. a 

2) In Betreff der franzöfifchen Gefekgebung fiehe unten des R. 
18. Mai 1840. 

3) Diefen allgemeinen Borfchriften regen if, man, bavm 
gehend, daß die jüdifche Religionsgeſellſchaft eine, Privat: Belellfk 
ſei und daß fi) demgemäß der Staat nicht um die Art zu Timmal 
babe, wie die Koften zu deren Unterhaltung aufzubringen, dies WE 
mehr als eine reine Privatangelegenheit zu betrachten !), — zu ber umich 
gen Konfequenz gekommen, daß nun auch die jüdifhen Schulen als Priv 
ftalten zu betrachten und es den Mitgliedern der jüdifchen Gemeinden ke 
lich zu überlaffen, in welcher Art fie die Koften zur Unterhaltung t 
Schulen aufbringen wollen. Diefe Folgerung iſt nur aus einer Verweii 
lung der Kirche mit der Schule zu erklären, die aber in der vorllegade 
Beziehung gar nichtd gemein haben. Der Preußifhe Staat giebt Gl 
bendfreiheit, aber nicht Unwiffenheitöfreiheit; er duldet die jüdiſche etigle 
erſtreckt aber auch auf die Juden den Schulzwang. Hieraus allen ergill 
fih hinreichend, daß es in allen den Fällen, wo jüdiihe Schulen nach dab. 
allgemeinen Staatdorganiömud geboten find — 8. R. II 12. $. 902, — 


— — — — — — 


















Vergl. hierüber oben Abſchn. X. Kap. I, sub HE D. CC, 
2) ©. sub 1, 
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es auch lediglich Sache der Staatsverwaltung iſt, ganz wie bei den chriſtli⸗ 
Hm Schulen, die nöthigen Anordnungen zur Herbeifchaffung der Geldmittel 
witseffen und dies nicht von dem Belieben der einzeinen Bemeindeglieber ab» 


zaͤngig zu machen. 

Dem’ entgegen ſprechen ſich indbefondere die R. v. 3. Nov. 1820, 
22. Sept. 1827 und 4. Sept. 1835 aus; (©. über deren Werth oben 
Ray. I. sub I. 1—3. &. 159 und die dafelbft gegebene Einleitung) fo wie 
Jie sub II. 1—3 folgende R., welche inöbefondere dem $. 14 bed Ev. v. 
Ki. Mär; 1812 zumider, die Juden ald folche, mit befonderen Ubgaben bes 
augen. Dagegen haben die sub III. gegebenen neueren R. v. 24. März 1838 
wurd 18. Mai 1840 dad richtigere Prinzip theilmeife, d. b. für Serritorien 
vwo franzöfifches Mecht gegolten, anerkannt, nachdem die V. v. 1. Juni 
2833 für dad Großherzogihum Poſen, deſſen geiſtig zurückſtehenden Juden 

zweifelhaft feine größere Rechte verliehen werden ſollten, als den übrigen 

en bed Preuß. Staates, — im $. 10 die jütifchen Schulen ausbrüdlich 
Wiffentliche anerkannt, welche Eigenfchaft ihnen die oben bezeichneten 
BR, abfprechen. 


II. 
Beiträge der Juden zu den hriflliden Elementar-Schulen. 
„MR. des K Min. der G., U. zc. Ang., Unterrichts: Abtpl. (v. Kamptz) 
82. Sept. 1877 an die K. Reg. zu Danzig. KommunalsBeittäge ber 
Sedengemeinden zu den Ortöfchulen. 
=. Benn die K. Reg. in dem, wegen Berichtigung der Gchalts:Rüdftände der Stadt⸗ 
wu zu Stargardt unterm 31. 9. M. erftatteten Ber. unter andern erwähnt, baf 
Jubengemeinde dafelbit in Folge der Errichtung einer eigenen Schuie von den Beis 
Sagen für die ftädtifche Schule entbunden ſeiz fo muß dad Min. vorausfegen, daß dabei 
zu vom Schulgelde die Rebe fei. Diefes kann allerdings jederzeit nur von ben El⸗ 
tem der wirklich die Stabtfchule befuchenden Kinder geforbert werben, und fällt bei bes 
Ben weg, die nach der ihnen freiftehenden Wahl ihre Kinder im Haufe, oder in irgend 
ner andern Schule, unterrichten Laffen. Anders hingegen verhält es fidy mit den Koms 
munalsBeiträgen für die Ortsfchulen, welche in Ermangelung oder bei eintretenber 
Unulänglichkeit des anderweitigen Schul-&infommens, namentlidy auch des Schulgel⸗ 
Web, der Vorſchrift $$. 29. seq. Th. TI. Tit. 12. des A. L. NR. gemäß, von den Hausvaͤ⸗ 
aa bed Orts in ihrer Eigenfchaft als Mitglieder der Kommune, und mithin ohne Rüds 
ſin auf wirkliche Benugung der Schule, geleiftet werden müflen. Won der Verpflichs 
bung zu diefen Beiträgen für die Stadt⸗Schule koͤnnen die jübifchen Einwohner niemals 
befreit werben, da fie als eine bloß gebuldete Sekte keine befondere öffentliche Schule 
ſich errichten koͤnnen, in dem einzigen Kalle einee Mobifilation der Kommunalpflicht 

bas Religions⸗Verhaͤltniß aber, deflen der $. 30. luco cit. erwähnt, ausdrücklich 
gemeine, d. h. öffentliche Schulen für die verfchiedenen Slaubenspartheien vors 
auögefegt werden. In fofern hiervon im vorliegenden Kalle abgewichen fein follte, bat 
be K. Reg. bieferhalb Remebur zu treffen. (Ann. XI, ©. 676.) 

2) R. des Min. der ©., U. und Med. Ang. (v. Altenflein) v. 28. Jan. 
1828 an die K. Reg. zu Pofen (biöher ungebrudt). 
“ Aus dem Berichte der ıc. v. 13. v. M. das jüdifche Schulweſen INN. N. betr. geht in 
Berbindung mit ber demfelben zum Grunde liegenden Borftellung der Aelteſten ber Ius 
benſchaft zu N. R. v. 30. Aug. v. J. nicht deutlich genug hervor, aus weichen Gründen 
und in. welcher Art die Xelteften eine veränderte Einrichtung ihres Schulweſens wünfchen. 

Nach den ©. fteht bekanntlich feft, daß die von jübifchen Gemeinden als nur gebulbes 
tm Religionss&efellfchaften eingerichteten Schulen niemals andere als die Rechte von 
privatſchulen in Anſpruch nehmen können, daß aber die Benutzung oder Einrichtung 
mb unterhaltung von Privatfchulen niemanden, weß Glaubens er auch fei, von dem 
erhaͤltnißmäßigen feiten Beitrage für bie öffentlichen Kommunal-Schulen befreit, 

Berlangen demnach bie Aelteften ber Judenſchaft zu N. R. die Einrichtung einer eiges 
en öffentlichen Schule für ihre Gemeinde, fo Tann ihnen hierin auf keine Welfe ges 
dillfahrt werben und eben fo wenig ift es ber allgemeinen Regel zufolge ftatthaft, daß 
ie um eine eigene Privatfchule auf Rechnung der Gemeinde errichten zu können, von den 
gemein auf alle Orts⸗Einwohner zu vertbeilenden feften Beiträgen zur Erhaltung 
er öffentlichen Aommunal⸗Schule dispenſirt werden. Die Beringungen DI Sruttumn, 
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einer Juͤdiſchen Gemeinde Schule müffen von ben über fie wie über alle Privatk 
Aufficht führenden Behẽorden vielmehr dahin geftell: werben, daß bie Jũdiſche Gem 
durch kentraktmãßige Uebereinkunft ihrer Mitglieder einerfeits unter fi und an 
feits mit den anzuflellenben Lehren die Aufbringung und refp. Verwendung ber ba 
ferberlihen Keften fihern und zwar ganz unatbänaia ven den außerbem zu entri 
den geieplichen Beiträgen für bie öffentlihe Drtsichute. Sit dies geſchehen und 
ficirt ſich former bie ordnungsmäßige Einrichtung der Schule und die Perſon ber fi 
ferbe ven der Juͤdiſchen Gemeinte vocirten Lehrer zur Konzeflicnirung, fo darf bie 
der betr. Behoͤrde nicht verweigert werden. 


Wenn aber bie Juͤdiſche Gemeinde zu N. N. aus Privat-Mitteln ſolchergeſt 
Schulweſen zu organifiren nidyt im Stande ift; fo fragt es ſich zuvörderſt, ob 
fiehenden Jũdiſchen Privatidyulen dafelbit, beren Unternehmer body auch konze 
fein müſſen, ihr mit Grunde nicht genügen, entweder, weil fie ben vorſchriftsmo 
ben Elementar-Unterridht zu madenten Forderungen nicht entfprechen ober weil 
Aufnahme ſaͤmmtlicher ſchalfaͤhigen Kinder, während biefelten aud in der DOrl 
nicht untergebracht werben koͤnnen, nicht ausreichen. 


Im erfteren alle hat bie 2c. ex officio barin Remebur gu treffenz ber zwei 
aber muß, in fofern er die Ortsſchule, d. i. die Cifentliche Kommunal:Schule ı 
einer forgfältigen Prüfung unterzogen und event. zu einer fchleunigen Abhuͤlf 
vergefchritten werben. 

Denn orbnungsmäßig fol jebe Öffentliche Kommunal-Scule dem Bebürfniffe 
licher Orts⸗Cinwohner on nbid enügen und es iſt namentlich durchaus ung, 
wenn etwa, weil bie äffentliche Aute zur Aufnahme aller fhulfähigen Kindı 
ausreicht, die Kinder Tüdifcher Eltern hierbei den Kindern chriftlicher Eltern ar 
im mindeften nachgeftellt werben. 


Run läßt ſich in allen gewöhnlichen Fällen nicht erwarten, daß bie Erweiterur 
für das allgemeine Beduͤrfniß des Orts nicht ausreichenden Schule mit mehrerene 
rigkeiten und namentlich Koften verknuͤoft fein werde, als die Anlegung einer 
ganz befonderen Schule; denn vereinigte Mittel erleichtern in der Regel-die Err 
des Zwecks. Es darf deswegen, felbft wenn fämmllidhe Orts⸗Cinwobner darin 
tommen mit einander treffen wollten, auch eine hiernach freiwillige Trennung di 
Juͤdiſchen Einwohner von den chriſtlichen, damit jeder Theil feine Öffentlichen & 
träge zur Erridytung und Erhaltung einer abgefonderten refp. öffentlichen und! 
Schule verwende, in allen gewöhnlichen Fällen nicht genehmigt und es muß alfo 
vorliegenden Falle, ehe an weitere Maßregeln irgend gedacht werben fann, alle 
wendet werden, die Stabtfchule zurAufnahme ſämmtlicher fhulfähigen Kinder in 
neten Stand zu fegen. Die hierzu nöthigen Mittel dürfen jedoch keineswegs, wit 
meint, den Zübifchen Einwohnern von R. R. mehr zur Laſt fallen, als den dhrii 
fondern find lediglich durch eine allgemeine verhältnißmäßige Vertheilung unter 
lihe Orts⸗Einwohner nad) ihrem Vermögen aufzubringen. Daaegen verſteht fi 
auch wiederum ven felbft, daß in dem Lehrplan der dffentlihen Kommunalfchule 
weges der Juͤdiſche Religions-Unterricht mit eingefchleffen und hierzu ein oͤffe 
Juͤdiſcher Religionslehrer angeftellt werden kann, da der juͤdiſche Religions⸗Un 
unter keiner Beringung Gegenſtand des öffentlichen Unterrichts iit, jondern all 
Privat-Veranftaltung der dabei Intereſſirten überlaffen bleibt. 

Sollte fich ingwifchen bei genauer Prüfung ergeben, daß die nöthige Erweiter! 
öffentlihen Schule zu N. N. nad ben Örtlichen Verbältniflen für jegt wirklich ı 
lid, namentlich etwa nur durch einen die Kräfte der Orts-Kommune offenbar Ü 
genden Aufwand erreihbar wäre und daß bie wirkiihe Ausichliesung der Juͤdiſch 
ber zur Zeit ald allein ausführbares Auskunftsmittel übrig bleibe, fo iſt dies ber 
Hau, für welchen ausnahmsmeife geftattet werden kann, daß der Juͤdiſchen Gi 
gegen Unterwerfung unter jene Ausichließung die Entrihtung ihrer Beiträge für 
fentlihe Schule Behufs der Anlegung einer eigenen erlaffen werde, Doch Andi 
nothgedrungene Maßregel weder den Charakter der einzurichtenden Jüdiſchen 
als Privat⸗Schule, noch darf foldyer Zuftand des Schulweſens anders, ald nut 
miſtiſch geduldet werden; es darf vielmehr die Genehmigung dazu nur mit de 
drüdlichen Vorbehalte ertheilt werben, daß dieſe Einridytung ſowohl nad den Al 
der Intereffenten als infonderheit nady dem Gutbefinden der Aufſichts⸗Behoͤrd 
wieber aufgehoben werben Tann, wenn bie oͤrtlichen Umftände eine günftigere Gef 
winnen und es möglich wird die ganze Kommune wieberum in der orbnungsn 
Weiſe an die öffentlihe Kommunalichule zu weiſen und zu deren Unterhalt zu vı 
ten, weil die E:iftenz und Kortdauer diefer überall bei Leitung der ganzen Angele 
bas vornehmfte Ziel bleiben muß. Hiernach ‚hat bie ac. die Attefte der Judenſo 
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es. auf die Borftellung v. 30. Aug. v. J. zu befcheiden und bie erforberlichen Schritte 
ein, um bir gefestice Befriedigung der Zudenfchaft baldmöglichft zu bewirken. 
: Att. des Min. ber &,, U. und Med. Ang. Pofen. Secten ©. 1. Vol. 1.) 


HR des K. Min. der G., U. und Med. Ang., Unterrichts Abtheilung 
—* v. 30. Juni 1828 an die K. Reg. in Poſen, in derſelben An⸗ 
genbeit. 


“DR, Meg. wird auf den Ber. v. 22. v. M., bas jüdiſche Schulweſen betr., hier⸗ 
Yash möffnet, daß es keinesweges einer neuen gefeplichen Beftimmung bebarf, um bie 
hbe Aber dieſen Gegenftand erlaffenen Verf. v. 28. San. c. ausgeführten Grundſätze 
gen, und daß eben fo wenig diefelben mit ben allegirten fruͤhern Verf. des 
Biketi, wenn biefe richtig aufgefaßt werben, im Wiberfpruche fteben. Die Cirk. Verf. 
18. Mat 1824 befchäftigt fich in der allegirten Stelle garnicht mit der in dem vorliegenden 
Peichte angeführten gefeglichen Verpflichtung zur Unterhaltung der Kommunalfchulen, 
wen mit der davon ganz verfchiebenen Verpflichtung der Eltern, ihren Kindern auf 
jend einem zweckmaͤßigen Wege ben gehörigen Unterricht zu verſchaffen. Zur Erfuͤl⸗ 
ng dieſer Berpflichtung Eönnen ſich die Eltern, fo wie ber öffentlichen Schulen eben fo 
die Privatſchulen, ber Annahme von Hauslehrern, ober jedes fonftigen, den Zweck 
Menden Mittels bedienen, und daher bat auch die gebachte Verf. die Verpflichtung 
x diſchen Eltern, ihre Kinder in die hriftlichen Schulen zu ſchicken, nur in der Vor⸗ 
ausfprechen Fönnen, daß fte nicht eigne Schulen ihres Glaubens haben, unb 
iͥ deckemmenden Kalle Über den ftattfindenden ordnungsmäßigen Unterricht ihrer Kins 
sin benfelben ausweiſen, obne daß aber durch diefe Gegenüberftellung ber Charakter 
m jüdtichen Schulen, als bloßer Privatanftalten, hat tangirt werben können und fols 
b Eben fo ift auch in der Verf. v. 4, April pr. die Gemeindefchule, zu beren Errich⸗ 
ug Die jüdiſche Gemeinde zu Inowraclam in Stelle der früher orbnungswibrig dafelbft 
tandenen Wintelfchulen angehalten worben, nur im Gegenſatze zu den letztern mit der 
ammung einer öffentlichen Schule bezeichnet, keinesweges aber ber KommunalsSchule 
x Seite geheilt worden. 


Die ing aller derjenigen Eitern aber, bie ſich für den Unterricht ihrer Kins 
v der en Information oder einer Privatfchule bedienen, neben dem biesfälligen 
auch die Rommunal-Schulbeiträge unverändert fort zu entrichten, folgt von 
heraus, daß diefe Beiträge Kommunallaft, und gar nicht von den einzelnen Faͤllen 
Benusung der Kommunal⸗Schule abhängig find, wie dies $. 29. Thl. 2. Tit. 

des A. 8, R. woͤrtlich ausfpricht, und felbft diejenigen Mitalieber der Kommune, die 
me Kinder haben, beffen ungeachtet zu diefen Beiträgen verpflichtet, mit denen nurbas 
it derſelben an vielen Kommunal⸗Schulen noch beibebaltene Schulgeld, als eine aller: 
* mr bei wirklicher Benugung der Schule zu gemährende Leiftung, nicht verwech⸗ 


Ben einer Bedrückung der jüdifchen Gemeinden durdy die Anwendung dieſes Grund» 
kb Tann keinesweges, und noch viel weniger von einer Benachtheiligung derfelben ges 
chriſtliche Kommunal Mitglieder die Rede fein. Denn wo die Kommunal-Schule 
Hdem Syſtem des X. L. R. durch allgemeine Kommunal: Beiträge unterhalten wird, 
Knad) $. 82. 1. c. gegen Entrichtung berfelben jedem Kontribuenten das Recht einer 
jgens Eofienfreien Benusung der Schule für den Unterricht feiner Kinder zu, und es 
mt alfo nur auf bie jüdifchen Eltern felbft an, ſich ſtatt des Unterrichts ihrer Kinder 
genen Privatichulen jenes Rechtes zu bedienen, um dadurch ben doppelten Aufwand 
dermeiden. Daß in denjenigen feltenen Källen, wo die Kommunal⸗Schule nicht alle 
Ber des Orts aufnehmen, und wegen befonderer Lokalfchwierigkeiten die dazu nöthige 
witerung berfelben nicht bewerkftelligt werben kann, den jübifchen Gemeinden allens 
& buch befonderes Abkommen bie einftweilige Befreiung von den Kommunal⸗Schul⸗ 
traͤgen Behufs ber Beihaffung des Unterrichts für ihre Kinder in eigenen Privat: 
dem nachgegeben werben kann, hat das Minifterium bereits in der Verf, v. 28. 
 c. erklärt, wiederholt aber nochmals, daß dergleichen Bewilligung zur Vermeidun 

font unausbleiblihen Unordnung im öffentlichen Schulweſen durchaus nur in wir 

dringenden Rothfällen nur als temporairerNothbehelf und nur mit dieöfälliger aus⸗ 
Hicher Belehrung aller Intereffenten, namentlidy auch der unter ſolchen Umftänben 
etablirenden —*8* Schullehrer ſtattfinden darf. Wo ſich die jüdiſchen Kommu⸗ 
Mitglieder außer ſolchen Fällen, alſo nur aus eigenem Gutbefinden, für ihre Kinder 
er Privatichulen bedienen wollen, können fie es keinesweges unbillig finden, rückſicht⸗ 
ber Kommunal-Schulbeiträge in der nämlihen Weife nad) obigem Grundſatze bes 
velt zu werben, wie bemfelben auch chriftlihe Eltern, bie für ihre Kinder aus irgend 
n Grunde, flatt des Befuches der Kommunal-Schule, einenanderweitigen Unterricht 
len, fich unterwerfen müflen., (Ann. XII, ©. 418.) 


ct. 


ZU6 Staatdexchtl. Bechlim. d. I. — Den ganjen Otaaı be. 


III. 


Beiträge der Civilgemeinden zus Unterhaltung her jübdiſt 
ulen. 


1) R. der Min. d. G., U. u. M. Ang. u. des I. u. d. Pol. v. 24.4 
1838 an die K. Reg. zu Magdeburg. 


‚ Auf den Ber, ber X. Reg. v. 8. Dit. v. J., die Reklamation ber jübifcdhen Ley 
in N, gegen bie Heranziehung ihrer Mitglieder mit Koftenbeiträgen zu bem bu 
neuen Schulbau betreffend, find bie unterzeichneten Din. mit ber Verpflichtung 
hen Einwohner zu R. zu den fraglichen Koftenbeiträgen, als einer Komm 
ter der Vorausſetzung einverftanden, daß die Errichtung ber befondern, am 
Orte beftehenben jüdiſchen Schule, eine auf dem eigenen Behtufe ber jüdifchen 
ner berubendes Unternehmen, und die chriftliche Ortöfchule als öffentliche Un | 
ftalt ebenfalls für die jüdiſchen Glaubensgenoffen noch mit beflimmt ift. Wäre 

die Anordnung ber juͤdiſchen Schule, als einer ebenfalls offentlichen Anſtalt bei Ka 
von der K. Reg. ſelbſt, unter Abfonderung der jüdifchen Einwohner zu einer 
Schulgemeinde ausgegangen, wozu übrigens im vorliegenden Kalle bie örtliche 
fände richtiger Weile, namentlich in Betracht ber von ber X. Reg. erwähnten 
Zahl ber jüdifchen Familien, nicht fcheinen angethan gewefen zu fein, fo würben 
ſchen Gemeinde die Beftimmungen bes X. &, R. Thi. II. Zit. 12. $$. 30. un 
Statten fommen, wonach bei Exiflenz mehrerer gemeiner Schulen für bie 
verſchiedenen Glaubensbekenntniſſes an einem Orte jeder Einwohner nur zur 
tung ber Schule feiner Religionspartei beizutragen hat. In biefem Fall mife 
die jübifchen Cinwohner von der Konkurrenz zur Unterhaltung der chriſtli 
bis babin befreit bleiben, wo fie durch die, nach Anzeige der K. Meg. im 
liche Wieberaufhebung ihrer Schule in ben allgemeinen Schulverbanb des Drted 
zurüdgetreten fein. (Ann. Bd. 22. S. 111.) 


2) R. der Min. der G, U. u. Med. Ang. u. bed 3. u. d. Pol, (% 
flein, v. Rochow) v. 18. Mat 1840 an bie K. Reg. zu Kobleng. 
PN Anrergeichneten Min. können fih, wieder K. Reg. auf den — 

nlage a.), 

betreffend die Verpflichtung der Civilgemeinden, zur Unterhaltung vu DA 
Schulgemeinden beizutragen, 
hierdurch eröffnet wird, mit den im Berichte entwicelten Anfihten nur Ge 
















fr 


klären. Was insbefonbere die jädifche Schule in Gemünden betrifft, fo bean 
felbe mit Recht eine Unterftügung aus Kommunalmitteln und überhaupt gleiche W 
mit den chriftlichen Schulen des Ortes, da fie nach dem Berichte der K. Reg. il 
öffentliche betrachtet werden muß, in fofern fie Lediglich im Intereffe der beiben heil 
Schulen, welche zur Aufnahme der jüdifchen Kinder nicht den erforderlichen Raum 
bieten, als ausſchließlich juͤdiſche Schule organifizt iſt. 


&. 


Der Vorfteher ber juͤdiſchen Gemeinde zu Gemünden, N., ift bei uns mit demS 
eingelommen, einen verhältnißmäßigen Theil der Befolbung des jüdifchen Schulk 
auf die dortige Gemeindekaffe zu legen, und fucht dabei den Umftand geltend zn mm 
daß die Juden gleich wie bie Chriften Staatsbürger ſeien und als folde gleiche 6 
und Kommunallaften gu tragen hätten. 

Da bie Gemeinden, in welchen fich befondere jüdifche Schulen befinden, bisher! 
Unterbaltungstoften derfelben nichts beigetragen haben, fo fcheint es uns von ber 
Seite bedenklich, dem @efuche des ꝛc. R. zu willfahren, von ber anderen Seite abeı 
die Juden von den gleichen Rechten auszufrkließen, wo fie aleiche Pflichten Haben. 
fehen ung baher veranlaßt, Ew. Erc. um hochgeneigte Entfheidung ber vorlie 

age ehrerbietigft zu bitten, und erlauben uns dabei auf folgende Verhältniſſe ge 

— 5 — aufmerkſam zu machen. 

Die Juden haben auf dem linken Rheinufer geſetzlich alle Rechte der chriſtliche 
wohner und unterliegen lediglich den Beſchränkungen des Kaiſerl. Dekrets v. 17. 
1808, weiche ſich jedoch nur auf Niederlaffung in andern Devartements und auf € 
ftände des Handels beziehen. In religiöfer Hinficht ftehen fie unter einem in Bo 
fidirenden fogenannten Kenfiftorium. In Hinficht ihrer Schulen find fie nach ber 
arten Oefengebung den Chriſten gleihgehalten, indem dieſe Feine Konfeffions! 

nt, fondern nur aemeinfhaftlihe Elementarfehulen, ohne 
Konfeffion und ohne Einfluß ber Geiftlichkeit auf dieſelben. Faktiſch hat ſich jeb 
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tens in ben Rheindepartements — die Sache ganz anders geftellt, indem fortwähs 
‚onfeffionsfchulen beftanden haben. 
Beichränkungen der Juden nach Preußifchen Staatsprinzipien beftehen blos darin, 
: kein Amt befleiden können, und ohne fpezielle Erlaubniß nicht in andern Provin⸗ 
b Diftriten, wo eine abweichende Gefesgebung gilt, überziehen dirfen. E6 bürfte 
Wie Frage, ob fie gleiche Berechtigung mit den Ghriften an ben Gemeindekaſſen 
im Allgemeinen zu bejahen fein. In Beziehung auf bie Beiſteuer zu den Schul⸗ 
indeffen brei Fälle zu unterſcheiden: 
t den Juden frei, ihre ſchulpflichtigen Kinder in die chriſtlichen Schulen zu 
und fie thun es audy. In diefem Kalle zahlen fie Schulgeld in gleichem 
wie bie chriſtlichen Eltern, und ihre armen Kinder werben behandelt, wie 
Kinder armer Chriften. 
ſeht ihnen frei, ihre Kinder in chriftliche Schulen zu ſchicken; He thun es aber 
fondern ziehen es vor, einen eigenen Lehrer zu halten. Im biefem Kalle 
fie unferes Bebüintens Feinen Anfpruch an die Gemeindekaſſe, weber zue Uns 
g des Lehrers, noch zur Zahlung des Schulgeldes für arme Kinder machen. 
find alsdann in gleihem Falle mit chriftlichen Eltern, welche ihren Kindern 
Se terricht ertheilen laffen, ohne von ber Kommune bazu eine Unterftügung zu 


end bereit, ihre Kinder den hriftlichen Schulen des Orts zu übergeben, biefe 
een fie aber aus Mangel an Raum, oder wegen zu großer Anzahl chriftlicher 
Wo nicht aufnehmen. Zn diefem Falle ift unter Erachtens die betreffende Ge⸗ 
Iede verpflichtet, ihnen zur Unterhaltung einer eigenen Schule, da fle diefelbe zu 
Egten gezwungen find, nach Verhältniß dev Benötkerung, gleiche Rechte mit ben 
Irmichen Konfeſſionen, und folglich gleiche Anfprüche auf verhättnigmäßtige Unters 
24 aus Kommunalmitteln angedeihen zu laſſen. 
findet in Gemünden Statt, da weber bie evangelifche noch bie katholiſche 
Baum für die ziemlich zahlreichen Judenkinder hat. Es befinden fi in Gemüns 
de Familienväter. 

uben wir uns noch die gehorfamfte Bemerkung, daß Gemünden in uns 
wu Berwaltengsbezirke wohl bis jegt die einzige jübifche Gemeinde fein dürfte, bef 

Her bad unter Nr. 3 angegebene Verhältniß flattfinbet. 


Dhlerz, ben 1. Zebr. 1840. | 

Die Regierung, Abtbeilung des Innern. 
BER. Hohen Min. der ©. u. U. Ang. u, d. Inn. u. d. Pol. in Berlin. 
BT. BI. 1840. ©, 97.) 
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w Sechſtes Kapitel. 
Das jüdiſche Schulwefen im Großherzogthum Pofen. 


38 jübifche Schulweſen im Großherzogthume Pofen ift durch die B. v. 
wi 1833 gleichfalls geordnet worden. Die betr. Vorfchriften bereits hien 
heilt und in dem dad Großherzoatbum Pofen betreffenden Abfchnitte 
ke zurückverwieſen, damit das im Wefentlichen für den ganzen Staat 
Anftimmenbe jüdifche Schulmefen an einem Orte bargeftellt werde, 


I Die 68. 9—13 der ©. v. 1. Juni 1833 beflimmen: 


h, Die jübifchen Korporationen und insbefondere ihre Verwaltungsbehoͤrden ſind 
khtet, dafür gu forgen, daß es keinem fhulfähigen Kinde — vom Tten bis zum zus 
legten 14ten Lebensjahre — an dem gehörigen Schulunterrichte fehle. @ie find 
verantwortlich, daß alle Kinder, mithin fowohl Knaben als Mäbchen, in dieſem 
die öffentlichen Schulen vorfchriftamäßig befuchen, und zugleich verbunden, FA 
yon Kindern die nöthigen Kleidungsſtuͤcke, das Schulgeld und die fonftigen Schulz 
niffe aus dem etwa dafuͤr beftehenden befondern Bonds, in beren Ermangelung 
us dem Korporations⸗Vermögen zu gewähren. 

0. Unter öffentlichen Schulen werben ſowohl die chriftlichen, als die mit Genehnti« 
es Staats nad) einem beitimmten Lehrplane eingerichteten und mit vollſtändig 
Krten und durch bie Regierung beitätigten jüdifchen Lehrern befeaten jübifchen 
a verſtanden. Jedoch kann ber Privat:Unterricht der Kinder, mit ausbrädlichen 
migung der Regierung, ben Eltern ausnahmsweiſe geftattet werben. 

I. hr den befonberen Religionsunterricht ber jüdifchen Kinder zu forgen bleibt 
Iemeinde vordehalten. choc ſollen auch als Religionsichrer nur folche Perlee 
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nen zugelaflen werben, weldhe zur Ausübung eines Lehramts vom Staate bis ( 
niß erhalten haben. 
8 Die Lehrſprache beim öffentlichen Unterrichte in den jübifchen Schule 


deutfche. 

$. 13. Nach vollendeter Schulbildung der jübifchen Knaben haben bie Verwa 
Behörden der Korporaticnen dafür zu forgen und find dafür verantwortlich, ba 
Knabe irgend ein nügliches Gewerbe erlerne, oder ſich auf wiffenfchaftlichen Len 
ten einem höhern Beruf widme, und daß feiner derfelben zu einem Sanbel ol 
werböbetrieb im Umberziehen gebraucht werde. Diefer Verbindlichkeit follen fi 
die mit den Vätern oder Bormündern zu treffenden Verabredungen zu genügen‘ 
wenn aber durch diefe der Zweck nicht zu erreichen ift, fo haben fie fich an ben 
Landrath zu wenden, welcher bie Väter oder Vormünder (legtere unter Bernehmu 
der obervormundfchaftlichen Behörde) anhalten fol, bie Knaben einer Wiſſenſcha 
Kunſt, oder dem Landbau, oder einer nüslichen Handarbeit, oder der Kabritatien 
einem beftimmten Handwerke, ober bem Handel, von feften Berfaufsplägen aus, 
flimmen. (G. &. 1833. &. 67.) 


2) Inſtr. des K. Ober: Prafivüi zu Pofen v. 14. Jan. 1834. Art.1 


Art. 14, Deffentliher Jugend-Unterricht. Nach gefchehener amtliche 
fegung der Gemeinde⸗Vorſteher find diefelben anzuhalten, Liſten über die vorha 
ſchulpflichtigen Kinder ($. 9 des Gef.) anzulegen und fortlaufend zu führen, bie | 
aufzufordern, ihre Kinder regelmäßig zur Schule zu ſchicken und Abfchriften jener 
den betreffenden Schullehrern mitzutheilen. Die Schullehrer haben die ausblel 
Kinder in ihre Schul: VBerfäumniß:tiften aufzunehmen und diefe in den g 
Zerminen ber Ortö-Polizeibehörde zu übergeben, damit gegen diejenigen Eitern 
Kinder die Schule ohne gehörige Entfchuldigungsgründe. verfaäumen, die im 
feftftehenden Strafen vollftredt werben. 

Um aber den Schulbefuch der jüdiſchen Kinder ganz beſonders zu kontrollira d 
befördern, werben die Kreis⸗Landraͤthe zu verpflichten fein, dieſem Gegenftande. dal 
zügliche Aufmerkſamkeit zu wibmen und der Regierung periodisch die Schul:Verkel 
und Straf-Tiften Hinfichts der jüdifhen Kinder einzureichen. 

Die Kinder armer Eltern find als folche von den Vorftehern den Schulen I 
ders zu bezeichnen und die lestern haben fic mit den Vorftehern in fortdauenke! 
bindung zu erhalten, damit die erforderliche Unterftügung an Schulgeld, Bellen 
an anderem Schulbedarf pünktlich gewährt werde. In Fällen, wo diefem V 
Schullehrer nicht Folge geleiftet wird, haben bie lestern der betreffenden Poli 
davon Anzeige zu machen, welche alödann berechtigt ift, mit polizeilichen Zwang 
regeln gegen die Worfteher reſp. gegen bie Eltern einzufchreiten, 

Die Regierungen werden eine Revifton des ifraelitifhen Schulweſens in allen 
vornehmen, und bie VBollzichung der obigen Vorſchriften von Zeit zu Zeit durch bit 
Landräthe, Schul-Inſpektoren und die auf amtlichen Bereifungen befindlichen D 
ments-Räthe Eontrolliren laflen. 

Art. 15. (Entlaffung aus dem dffentlihen Unterrichte unter b 
dingung der Wahl eines erlaubten Erwerbszweiges.) Bei den € 
ift ein gleihmäßiger periobifcher, am beften halbjähriger, Prüfungstermin, zureva 
Entlaflung der, während des jedeömaligen Zeitabfchnittes, in das normalmäßige! 
das zurückgelegte 14te Jahr ($. 9 des Gef.) — getretenen Schulkinder feftzufege 
mit vorbehaltener Befugniß der Orts-Schulbehoͤrde, nad) ihrem billigen Erme 
motivirenden, beſondern Umftänden und vorauszufehender wirklicher Reife des bi 
den Schulkindes, die Zulaffung zur Prüfung aud für folche Kinder, welche das v 
—5— Alter in dem nächftfolgenden Zeitabjchnitte erreichen, auf Anfuchen ihrer 
nachzugeben. 

Die Prüfung wirb vor dem Schul-Infpektor des Kreifes, ober nach Erforbe 
Lokalität von einem von der Regierung anderweitig aus den Geiftlichen bes DO: 
ber Nachbarſchaft zu beſtimmenden Kommiflarius abgehalten, deſſen pflichtmaͤßi 
finden hiernaͤchſt darüber entfcheidet, welchen Kindern, als genfigend unterrichtet, : 
laffung zu bewilligen, oder bei weichen eine noch fernere Fortſetzung des Schulunt 
Behufs Erfüllung der obigen Gefeges:Vorfchriften, für nothwendig zu erachten i 
legtern, bei eigentlich reifem Altern nody ungenügend unterrichtet befundenen Kir 
bis zum Nachweiſe ihrer befferen Befähigung in einem andermweiten Prüfungs: 
unter jederzeit geichärfte Aufmerkfamkeit des Lehrers für ihren Unterricht und bi 
Schulbehoͤrde über die regelmäßige Anhaltung zum Schulbefuche zu ftellen. 

Die im jedesmaligen Prüfungstermine als geeignet zur Entlaffung befundene 
werben bem Ortsvorſtande, Behufs der Sefftellung ihrer bürgerlidhen weitern 
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and zur eventuellen Ertheilung eines Zeugniſſes uͤber ihre ordnungsmaͤßige Ent⸗ 
Jaus bem Schulunterrichte, überwieſen. Sie werden jedoch nicht eher aus ben 
ber ſchulpflichtigen Kinder geftrichen und find mithin nicht ehe von ben Be⸗ 
ingen ber Art. 14 befreit, als bis die Schulabgangszeugnifie ertheilt worden find. 
o er haben zu diefem Ende die betreffenden Individuen und deren Eltern und 
Imber vor ſich kommen zu laſſen und gemeinfchaftlich mit ihnen feftzuftellen, wel 
Kaubten SBroberwerb die eritern nunmehr zu ergreifen haben. 

Akten des Min. d. G., U. u. M. Ang. Pofen. Selten. &. 1. Vol, I.) 

rt. des K. Min. der G., U. u. M. Ang. an dad Provinzial Schuls 


zu Pofen v. 10. Juli 1837. 

ven von dem K. Provinzial-Schul-Kollegio an das unterzeichnete und bas K. 
des 3. ü. der Pol, gerichteten, von legterem zur reffortmäßigen alleinigen Bers 
—1 — abgegebenen Bericht v. 24. Dec. v. 3., betr. die Beaufſichtigung ber 
en Schulen in der dortigen Provinz durch die chriftlichen Geiftlichen, findet das 
jeichnete Dein. gegen das von ber bortigen K. Ren. beobachtete Verfahren in fo: 
richte zu erinnern, als es einen Grund der Billigkeit allerdings für fich hat, den 
Dfarrern eine möglichite Wermittelung angemefjener Remuneration für ‚bie 
tigung jübifcher Schulen, befonders bei einer dadurch entftehenden erheblichen 
ihrer Mühmwaltungen in den von einer flärkeren Zahl jüdifcher Kamilien 
Dertern angedeihen zu laffen, in welchem letzteren Kalle alsdann auch die 
der Remuneration von Seiten ber jüdifhen SchulsSozietät die wenigfte 
findet, Ein unbedingter diesfälliger Anſpruch läßt fich aber. den Geift- 
I nicht einzäumen, vielmehr wirb außer den vorbemerkten Fällen einer befonderen 
pleite: Rücdficht das Beaufſichtigungsgeſchaͤft von ihren in gleicher Art, wie ver- 
bei den chriſtlichen Schulen und unter gleichen Bedingungen ruͤckſichtlich 

Gebührenberechtigung zu übernehmen fein. 

Min. der G. ıc. Ang. 


1... 

Alten des Din. d. G., U. u. M. Ang. Poſen. Sekten. ©. 1. Vol. IL.) 

k;6ht. der K. Reg. zu Pofen an fämmtl. Landräthe v. 16. San. 1838, 
Inter. Anlage a. Überfenden wir Em. die Inftr. für bie Graminatoren ber jüdifchen 
Dir, nelche die Schule verlaffen und in das Berufsleben übertreten wollen, mit 
Auſtrage: jeden Eraminator und jede jüdifche Schule Ihres Kreifes mit einem 
Ikpfär za betheilen und die übrig bleibenden Exemplare bei Ihren Akten zu behalten 
| fordern wir Sie auf, nicht nur darauf zu fehen, daß der gedachten Inſtr. 
WE genau nachgelebt werbe, fondern aud) vorne mi darüber zu wachen, daß kein 
Be Schulkind ohne ein Zeugniß der erlangten Meife die Schule verlaffe, und bie 
her handelnden Väter und refp. Vormünder zur Unterfuchung zu ziehen, und uns 


Befrafung anzuzeigen. 
wer, den 16. Sanuar 1838, Königl, Regierung. 


—X 
op Anlage 8 
nunmehr an allen ben Orten, wo ſich jüdifche Gemeinden finden, Eramina⸗ 
far bie jüdifchen Kinder beiderlei Geſchlechts, welche die Schule verlaffen und in 
en übertreten wollen, beftellt worden find, orbnen wir über bie Bebingun- 
inter weichen die Entlaffung der jübifchen Kinder aus dee Schule erfolgen darf, 
Wer ihre Prüfung Nachftehendes an: 
4 Der Zwed des Att. 15 der Ober: Präffdial-Inftr. zur Vollziehung ber X. V. 
‚Sunt 1833 in Betr. des Judenweſens in ber Provinz Pofen angegrbneten Prüfung 
Ifchen Schulkinder, welche nach dem Antrage ihrer Eiteen oder Wormünder die 
le verlaffen und in das bürgerliche teben übertreten follen, ift zu ermitteln, ob diefe 
x diejenige Reife des Verſtandes und die Schulfenntniffe erlangt haben, bie zu 
: bürgerlichen Fortkommen nothwendig find. Wenn gleich daher nad $. 9 der 
senannten allegirten X. 8. die Schulpflichtigkeit mit dem zurüdgelegten 14. Jahr 
: Regel aufhört, fo kann doch diefe Beflimmung den Eraminator weber in ber 
:binden, daß er ein Schulkind von der Entlaffungsprüfung deswegen zurückweiſt, 
Im noch etwa 2—3 Monate zu dem 14. Jahr fehlen, indem ausgezeichnete Ta⸗ 
der befondere Kamilienverhältniffe eine frühere Entlaffung eines Kindes aus der 
e zuweilen nicht blos rathſam fondern felbjt nothwendig machen; noch auch in der 
‚ daß ein Schulkind blos darum weil es das 14, Jahr zurüdgelegt hat, für ent: 
Ahig ertiärt wird, indem es nicht auf das Alter und die Dauer des Schulbe⸗ 
6* lediglich darauf abgeſehen iſt, daß der Forderung des Geſetzes (X. L. R. 
‚it. 12. $. 46.) moͤglichſt vollſtändig genügt und ber Shulbefug fo Lange fort» 
‚werke, bis ein Kind nach dem Befunde feines Eraminators bie einem jeden vers 
gen Dienichen feines Standes nothwendigen Kenntniffe gefaßt hat, oo 
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2. But Yrlfung dei jünffhen Kinder beiverlei Geſchlechts, weiche bie Odelsı 
Ioffen wollen, ſtehen nach der oben allesirten Ober⸗Präſidial⸗Inſte. v. 14. Ben. 1 
alljährlich 2 Termine feft, von welchen der eine zwifchen dem 15. und 80, April un 
andere zwiſchen dem 15. und 80. Sept. ftattfinten muß. 

Der Tag der Prüfung wird mindeſtens 14 Tage vother von ben Graminitee u 
fest und von beinfelben dem Bürgermeifter bes Orts, dem Präfes des Korpomll 
Vorftandes und dem judiſchen Schulvorftande, fo wie den am der jüblfchen Sul 
beitenden Lehrern, ben lestern mit der Aufgabe befannt gemacht, Ihre Gh wtkiuhke 
won zu benachrichtigen und fle aufzufordern, daß fie fich durch ihre Väter ober 
der fofort bei dem Lehrer oder wenn mehrere Lehrer Bei der Schule amgeftellt 
dem erften Lehrer derſelben zur Prüfung melden. - 

Juͤdiſche Familienväter die auf Dörfern wohnen, müffen fich wegen bev Entleff 
fung ihrer Kinder und Pflegebefohlenen an den Eraminatot in der nächften Stäbt 

z. 3. Acht Tage darauf übergiebt ber Lehrer der Schule oder “ ber 
reren dem Graminator ein Verzeichniß derjenigen Kinder, welche ſich zur 
Prüfung gemeldet haben, nach nachſtehendem Chema: 

































Kamen | Sahr und | @eine | or 


Namm | md | Tagber | geiftigen Führung in 
Poor „, | Stanbdes [Geburt bes] Bähigfei- | m grand Schul⸗ 
ndes. ters. J * 
Vatire. Kindet. ken. = 4 


Dieſem Verzeichniß iſt von jedem Kinde ber Geburts = und ber Impfſchein 
Dieſes Verzeichniß und eine Ruͤckſprache mit dem Lehrer wird ben Eraminatot 
der Prüfung in den Stand fegen, zu beftimmen, ob alle in dem Berzeichniß 
ten Kinder zur Prüfung zuzulaffen ober welche gleich vorweg abzuweiſen find. _ 

$. 4. Die Prüfung felbft geſchieht ſowohl fhriftlich ale muͤndlich. Die 
findet ® Tage vor der mändlichen unter Aufſicht eines Lehrers flatt, der ſich 
Einfluffes auf die Prüfungsarbeiten zu enthalten hat und befteht in der 
eines leichten und kurzen deutichen Aufſatzes, deflen Thema aus dem 
Eraminanden zu nehmen ift,da es hierbei nur darauf abgefehen fein Tann, 
ob die Prüflinge die für den bürgerlichen Verkehr norhwendige Schreib 
haben, von 2 —8 Exemplaren aus verfchiedenen Rechnungsarten, und eine 
und lateinifchen kalligraphiſchen und einer Zeichenprobe. Die Aufgaben werben 
Sraminator beflimmt und bie angefertigten Probearbeiten von ihm aufbewa 
der mündlichen Prüfung verfammeln ſich in dem Schullofal zu der vom 
flimmten Zeit die $. 2. angegebenen Perfonen. 

Um bie Ucherzeugung zu gewinnen, daß bie fchriftlichen Probearbeiten ohne 
Hülfe angefertigt find, beginnt die mündliche Prüfung mit einigen ragen über be 
einem jeden Präflinge angefertigte ftytiftiiche Probearbeit und verbreiset fid dam 
fammtliche in ber Schule behandelte Unterrichtögegenftänbe. 

In Nachſtehendem deuten wir die Kenntniffe an, welche ein Schulkind erlangt 
mus, um für entlaffungsfähig erllärt zu werden, 

a) Religionslehre. Ad 

1) Staubenslehre, Dafein, Eigenfhaften, Vorſehung Gottes, fein V 
den Menſchen, des Menfchen Beſtimmung, uUnſterblichkeit. &s ift hierbai 
ch darauf zu merken, ob biefe Wahrheiten blos mit dem Gedaͤchtath 
auch mit dem Berftande gefaßt find. 
2) @ittenichre. Pflichten des Menfhen im Allgemeinen und ganz vormehmil 
feinen befondern Verhaͤltniſſen und Beziehungen. 
Bibliſche Geſchichte des Alten Teſtaments, Geſchichte des juͤdiſchen Worte 

B) Deutſche Sprache. Wortlehre, Satzlehre — mehr praktiſch als theeretiſch 

e) Deutſches Leſen — richtig, fertig und mit richtiger Betonung. 

d) Gedanken⸗ und Zifferrechnen his zur Reguladetri mit Brücken (mit infchiuß) 

e) Seographee. Das Allgemeine von ber Geftalt und Beichaffenheit ber Grbe, 

Verhaͤltniß zur Sonne, ihre zwiefache Bewegung mit ihren Folgen; Mecte, HM 
prfle, Sauptgebizge, neberſichtuche Kenntniß der Länder Guvspes, und fpegd 
Bateriandes 


f) Sefhichte. Einige vonden wichtigſten Begebenheiten. — Die vaterlaͤndiſche Gef 
E) Raturgekhiäte: Weiärebung ber viltieften Bausıhiee, der wide DenBim 
im Einige Kennenid vom menfchlichen Kipa und von ber —— 
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ormen= und Raumlehre — das Allgemeinfte. 


beſan⸗ 
merfäng. Wenn der Unterricht im Gefange, in ber Form: und Raumlehre, 
chnen und in der Gefhichte in der Schule nicht ertheilt worben ift, fo ift von einer 
ng in biefen Unterrichtagegenftänden, abzuftehen und unerachtet biefer Drängel das 
Fangsgeugniß zu ertheilen. Es muß aber von bem Eraminator darauf hinges 
werden, daß auch dieſe Lehrobjekte in den Öffentlichen Unterricht gezogen werben, 
anders ber Lehrer dazu bie erforderliche Befähigung befitt. 
bebrätfche Sprache und der Talmud gehören eben fo wenig in ben öffentlichen 
ht als in bie Entlaflungs: Prüfung. Dagegen mus möglicft fpeziel in die 
Wehre eingegangen und auflare Begriffe gebrungen werben. 
k Rachbem nach beenbigter Prüfung bie Kinder entlaffen find, wird über den 
der Srüfung und das Verfahren bei derſelben eine Verhandlung aufgenommen, 
m Anmefenden unterſchrieben und von dem Eraminator aufbewahrt. 
1. um den Graminatoren bie Anfertigung ber Zeugniffe zu erleichtern, legen wir 
it A. ein Chema bei, welches gleich während der Prüfung in den Kolonnen 3—14 
* ag 4 riflinge in den angegebenen Lektionen mit ber Nr. 1, 2 ober 
ien ift. (ef. $. 7. 
1. Auf Grund diefer Notizen iſt gleich nach abgehaltener Prüfung für jeden Prüfs 
da pillchtmäßiges Zeugniß über die erlangten Schulfenntniffe von dem Graminator 
mad zwar nad) dem »ub Lit. B. beiliegenden Schema auszuftellen, mit dem 
gu befeäftigen und mebft dem Geburts» und Impfiheine (cf. $. 3.) dem 
zuzufertigen. Die Eenfuren, mit welchen bie Beugniffe zu verfehen, find 
tiner gweifachen Kategorie zu ertheilen. 
Ei Beugniß mit Nro. 1. erhalten diejenigen Schüler, welche in der Prhfung gut, 
Niro. II. welche nur nothbürftig beftanden haben. 
Beugniß ab- und zu fortgefegtem Schulbeſuch angewieſen, werden diejenigen 
die eine mangelhafte Ausbildung an ben Tag gelegt haben. 
wht nur die Craminatoren an, ſich nad) den obigen Beftimmungen genau 
kin, Acabeen audy und ganz vornehmlich bie Ortsmagifträte, mit aller Strenge 
7 , daß die mit Seuenifen entlaffenen Knaben fofort einen ehrlidien Ber 
die ohne Beugniß zurüdgeriefenen Knaben und Mäbchen aber bie Schule 
Ofen, bis fie, wenn aud; nad) mehrmals wieberholter Prüfung minbeftens 
mit Nr. 2 erlangt haben. 


en, ben 16. San. 1838, ri Körigl. Regierung, 
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B. 


„ &tefter Sohn (lingfte Tochter) des hieſigen (Kaufmanns) N, N. 14 Jahr alt 
‚achbem er bie jübiiche Schule Hiefetdft — Jahre lang (regelmäßig) beſucht und 
ets gut) geführt hat, bei der am (Datum) abgehaltenen Prüfung fo viel Reift 
ande und fo viel Schulfenntnifle bargetfan, daß er mit bem Zeugnig No. 1. 
ut (nothpärftig) beftanben aus der Schule hiermit entlaffen wird. 

xt — m 


. (Ei Anterſchriſt des Craminators. 
tt. des Min. d. Pi Un Poſen. Welten, ©, 1. Vol, 11.) 
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Zwölfter Abſchnitt. 
Das jüdiſche Armenweſen. 


Erſtes Kapitel. | 
Die Armenpflege im Allgemeinen. 


1) Die Juden find in Betreff der Armenpflege lediglich ald Mitel 
ber allgemeinen politifchen Gemeinde zu betrachten, ihre Armen mithin 
legterer gleichfall8 zu verpflegen. 1) 


Es beitimmt 


a) das A. L. R. Th. II. Tit. 19 in den $$. 1 und 9—16 wie folgt 


. 1. Dem Staate kommt e8 zu, für die Ernährung und Verpflegung beris 
Bürger zu forgen, bie ſich ihren Unterhalt nicht feibft verfchaffen, und benfelben 
von andern Privatperfonen, welche nach befondern Gefegen bazu verpflichtet find, 
erhalten können. 

8.9. Privilegirte Korporationen, welche einen beſondern Armenfonds haben, 
bergleichen, ihrer Verfaſſung gemäß, durch Beiträge unter fich aufbringen, ſin 
unvermögende Mitglieder zu ernähren vorzüglich verbunden. 

$. 10. Audy Stadt: und Dorfgemeinden müffen für bie Ernährung ihrer vera 
Mitglieber und Einwohner forgen. , 

$. 11. In Anfehung ber ausdrücklich aufgenommenen Mitglieber entſteht dig 
bindlichkeit, fobald die Aufnahme wirklich geicheben iſt. j) 

$. 12. In Anfehung anderer Einwohner hingegen ift nur diejenige Stadt⸗ oder 
gemeinde zur Ernährung eines Berarmten verpflichtet, bei weldyer berfelbe zug 
meinen Laften zulest beigetragen bat. 

$. 13. Nach den Grundfägen ($. 9—12.) müflen aud die Ehefrauen, Witt 
unverjorgten Kinder des Verarmten von den Korporationen und Gemeinden am 
werben. 

$. 14. Die Vorfteher der Korporationen und Gemeinden find fchuldig, ſich md 
Urſachen des Verfalld ihrer Mitglieder zu erkundigen, und diefelben der Ob 
Abhelfung, in Zeiten anzuzeigen. 

8. 15. Aller Armen und Unvermögenben, denen ihr Unterhalt auf andere Art 
verichafft werben fann, muß bie Poligeiobrigteit eines jeden Ortes, ohne Unterſchü 
Ranges und fonftigen Gerichtöftandes derfelben, fi) annehmen. 

$. 16. Arme, deren Verforgung, nach obigen Grundfägen, einzelnen Privatpef 
Korporationen oder Kommunen nicht obliegt, ober von denfelben nicht beftritten v 
kann, follen durch Vermittelung des Staats in öffentlihen Landarmenhäufern ı 
gebracht werben. “ 


b) Auch nach franzöfifchem Recht find die Juden, wie erwähnt, Iebi 
Mitglieder der allgemeinen Gemeinde, mithin auch in Betreff der Ar 
pflege demgemäß zu betrachten. 


2) Die folgenden Refkripte verfügen nach obigen Grundfäßen. 


a) R. des K. Min. d. J. u. d. Pol. (Köhler) an die K. Reg. zu I 
v. 7. Mär; 1831. 


Der in dem Bericht der K. Reg. v. 12. v. M. ausgefprochene Grundfag, ba 
Subengemeinden im Großherzogthum Pofen die Ernährung ihrer Mitglieder o 
ſcheint, wie derfelben bemerklich gemacht wird, durchaus nicht richtig. — Zuvoͤrder 
fih Schon gegen die Richtigkeit des Ausdruds: „Sudengemeinde” ein Zweifel er 
welcher jedoch, obwohl biefer Ausbrud mehrmals gebraucht worben ift, auf fi bi 
mag. &o viel fcheint aber Har, daß die an einem Ort wohnenden Juden in der 





1) Es ergiebt fich dies auch in Beziehung auf die alten Provinzen noch befonbe 
ben $$. 14. 15 des Ed. v. 11. März 1812. ben nech Def 


\ 
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gm, 

Wım find aber Rechte und Pflichten Correlatt, und ber, eimeinen Armen» 
Mb beitchgt, Hat auch, das Recht im ——— 
Bam die Suden — ungeachtet diefe Amoſen felten, in — ghonmen haben, 


von ihren Glaubensgenoſſen durch freiofflige Beiträge unterftüst morben, 
doch barum die Glaubenegenoffen Fir Heine ——— —— 
umgekehrt nur alle freiwillige ——— tähtmen, wem man die le exe, 
Be eansenben Bat die x. Reg. zu thun ſcheint wie: eine voiltommene ® d⸗ 
Diebe wir hiernach angewieſen, Ihre an die unverehiiite Jüdin * R. Mn um 


—5 — 
edefene Verfügung v. 12. v. M. abzuändern, nicht bm Siaubensgenofen ee 


gan ven hi m ler derfelben aufgulegen, und wie dies geſchehen 
Bauzum ‚eigen, oder etwanige — ſonbere Begengtande Weir 
—X a au (Ann. XV. &. 589.) 


seen felben Min. an diefelde Behörde v. 14. Mai 1831. 


En 
3 hätte das in Ihrem Berichte v. 8. v. M. hinfichtlich I Be lichtun 
m verarmten Mitgliebern Unterhalt zu Ei bren, al 
Dekret v. 3. 1808 duch Beifügung bes Datums Aus * ſara⸗ 
= bezeidynen follen. Wahrſcheintich Hat Sie indeffen das-Gefeg ı ke dato, 
ven 7, Seot. 1808 gemeint, welches bie politifhen Berfammlungen betrifft. 
aber von den Juben nicht die Redez und wenn Iegtere auch fi 45 vor 
Bekfemumlungen ausgeſchioffen fein follten, fo würde doch daraus auf.die Weis 
oder Richtverhindlichkeit, zu ben Koften ber Armenpflege beiuttagen, gar 
"werben konnen. 
«ZubensReglement v. 17. Aug. 1797 Kap. V. J — nie 
auf, außer der iitatepfichtigtet alle übrigen La 
ap tragen; folglich müffen fie auch zu den nahen gleich" A n 
* keitragen, und aus bem Kommunaleinlommen wird bie Laft det Armenpfiegeber 


Weshalb ‚muß ihnen denn auch, wenn es verlangt und nothwendig wich, has 
ofen daraus gewährt werden. 
exe Chrifktiche milde Stiftungen hin und’ wieder vorhanden felen, a 


vd 















‚Senn dergiei jaben auch die Juden und zwar in ſo reichlle 
Kr Gehen ohhen an einmal ein Jude auf Almofen —* Kommunal 


tan e daher ni t aus der Varſchauer Rommunalorbnung ober aug elner fer 
nun en Anderes —S iſt, muß es bei den, in — ra 
2. aufgefeikten Srundfägen bleiben. 
Ai ens de elle zu infihttidh der unterſtͤbung dd Watred,unb bidd · 
der Kan % Ar 4 zu Anrubfiobt nad dam verisgenben 
Mara zu ke Then, % mag es babei bewenden, B 


y Auch daß bereitd oben gegebene R. d. M. d. 8. u. d. 
di — bemerkt in vorliegender Beziehung: . 
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Crakeberäfh. Bhf. d. I. — Der galifin me? AUG 


3 DR. 6,12, Hug. 4836. Die Dockäüfftiht cher Partikkibitftinhen 
O. . wird auf A. Juli c. — 
fiftungen betr. — Gierdurd reöfnet, dap —X nur ee 


bei ihnen nur auf Anrufen eine® Intereffenten naägefen, bei.BRfeh.äber eine 
a — dieſer Verſchie⸗ 


Vorgen, geſucht, die dann anbererfeite bie Berechtiguns — Dia aut von 
ingen einer genaues 


um 
 Bäbe gentigen Fönnen, weil früherhin Heroronrt torben, Daß ndh Bfe von’b. 
"Stiftunasvorfchern aharteigten Werhättnifte Habe gendurk‘F. Sutter, bie Rech: 
. Se 






-önfttmmende, generelle — t£be jeboch mi 
nitand im Tegtölativen Mege bisher nicht, feftgefteift, So x 
fhtebenen Koflegin gegenbärtig nöch nidpt Aieichfetmig. " Kenmtnit: don dei 

: „Bamilienftiftungen wird Amar überall ‚genommen; _biefelbe "bEfehranke fi 

3 3 —— 
ern, Beftebt aber anderhnets in einer rem Sir üdrteh, nad Art der 
EN der Vormundfägafts:@erichte Alf Unbefrette 0 rimbet Hndertäfteten 

trolg. —* —— 


fe Bra eier de Befeh’Jenbre üficht dar 
—— 5—— ss aa 
e 5 — 


bb 
©. Beriöjte erhielten neuerlich die Anweifung, dit Oberaufficht Map fochende Pankte 
B 3 richten: 


) auf, bie zu veranlaflende Wahi aA Kite 


m den Kamitienftiftungen Die Ba 
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Po? o 
—— 
int rung ber eam⸗ 
ten zu veranlaffen, und dabei nach den Vorſchtiften du verfa —— 
Vormundſchafts⸗Gerichten gegen die verwaltenden Worin; ia 
‚,.Diefe Xuweifung ift indeh N t allen Gerichteh mitgetfeflt ab fo Aft'ste Men 
“Sanbturig der Stiftungen nicht Aberg De " 
(Brfegrevif. a. a, D. Dot, a. a. D. zu R. WR. de &.B.uualstı, 


ZUG Sifieheräjtt: Beepkten, der J. — Dei gätijen Gicat ber. 






L te 
Man Den nr Be 


Friends darlibes feftgeisgt hat, beim Morftcher.ber Gar 


‚hen. SS. 32—42 beftimmen:,., ran . 

82: rmenhäufer,, Hofpitäler, Waifens und Finde, Werk und Axbeitshäufe 
‚hen unter ben Geiondern Schuge des Staats. . . 

"_5..83, ‚Werben berglsichen Anftalten. von neuem eryichtet: fo muß das Vorhaben 

Btaäte zur Prüfung der Grundfäge ihrer Befaflung angezeigt werben. 
„3 34. Doc, ‚follen biejenigen Behörden, denen biefe Prüfung nad) ben verſchich 
Beifaffungen in den Provinzen obliegt, nur-in Fallen, wo bie Aueführung der 
erungen des Stift unmagti cht.aar fhäblich fein würde, biefelben zu da 
erechtigt fein. 

$. 35. Außerdem Tann jeber Stifter die innere Einrichtung ſolcher Anftalten 
Aufficht über diefelben, die Beftelung der Verwaiter, die Reviſion und Abnahm 
Rehnungen, nad) Qutbefinden anorbnen. 

‚38. &o weit der Stifter nichts verorbnet hat, gebühren alle dieſe Befugniffedem St 

. 37. Auch ſolche Anftalten, denen in ber Stiftungsurtunde, oder Font, eigene 
feher vorgefegt find, bleiben dennoch ber Oberaufſicht des Staats unterworfen. 

5. 28. Diefe DOberaufficht fchränkt ſich aber nur darauf ein, daß nad dem 
Siaate ausdrüchich ober fillfchweigend genehmigten Werordnungen des Gtifter 
fahren ec. un nichts eimfehleiche, was dem Allgemeinen Enbzwedte folder & 
gen zuwiber fei. - 

. 39., Der Staat ift alfo beredhtigt, Viſitationen bei dergleihen Anftalten za 
laffen, wind die vorgefundenen Mißbraͤuche und Mängel, obigen Srundfägen (- 
‚gemäß, zu derbeffern. 

$. 40. Ueberhaupt muß der Staat darauf fehen, baf bie Einkünfte ber Armen 
anherer Werforgungsänftalten, zweck- und vorfgriftämäßig verwendet werben. 

$. 41. Wird wegen vetänderter Umftände bie in der Stiftungsurkunde vor 
bene Verwendungsart unmöglich, oder gar ſchaͤdlich: fo muß der Staat die ©i 
Einkünfte einer folhen Auftalt zu einem andern, der wahrſcheinlichen Abficht dei! 
ters fo viel als möglid gemäßen, Gebrauche wibmen. 

$. 42. Die vom Staate ausdrüdlic ober ftilfhprweigend genehmigten Armen 
andere Berforgungsanftalten haben die Rechte moralifcher Perfonen. 

3) Die Oberaufficht des Staates nun anlangend, verorbnet 

a)-ba6 R. v. 6. Aug. 1798. 

Nachdem Euer Bericht v. 14. uni c. betreffend die N. N'ſche Stiftung, we 
aber.erft ben 26. Juli c, hier eingelaufen ift, in dem Staatsrath unferes Juſtin 
nifterit vorgetragen worden, fo werdet Ihr mit Zuruͤckſendung ber beiden äberfar 
Aftenftüce hiermit auf Cute Anfrage in folgender Art befhieben: Was 

überhaupt bie geage betrifft: 
06 und wie weit ber Staat Kamilienftiftungen zu feiner Ober 
ſicht zu ziehen, berechtigt und verbunden ift? ſo iſt 
H die Euch ſchon bei Gelegenheit ber N K’fchen Gtiftung durch das R. v. 16. 
1702 zur Pflicht gemachte Oberaufſicht bes Staats auf Familien⸗Jaſtitute ı 
dings notfiivendig, und es muß 
.2) bei denen feit den 1. Ian. 1794 ſchon errichteten ober Zünftig anzuorbnenben, 

UL. R. Thi. 11. Tit. 4. 95.2148 angewendet werden. 

‚9). Rur in Anfehung ber näheren Dotatitkten und Grenzen biefer Oberaufficht 
*  Bamitienfliftungen nicht gang nad) der bei Vormundſchaften ober Öffentlicher 
menanftalten Aothmsenbigen Korm zu behandeln, fonbern es muß in der $ 
felbige auf bie von ber Fundation genommene allgemeine Kenntniß fo Lange 
tänkt.bleibeh, bis entweder Beſchwerden eines ober bes andern aus der & 

ie das Benehmon ber Kuratoren ıc. nähere Unterfuhung erfordern — 

dies bie am und unterm 24. Maͤrz 1794 und 19. Mai 1794 in den After 

N, N'ſchen Stiftung erlaffenen Refkeipte ſchon feftgefegt haben — oden 
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fälle einer Ausgabe u dief Bra ch eintreten. Mithin if 


au deet, daS jede Kamilienftiftung "dem Staate ange 
tigung und bei ae heit darüber he 


* ob gegen die Leges — tion eder at „Oberiek ratio. 
basanlutie et utilitacie pußliehe ———— nes Nee 
Fe Tommt «8 gar nicht darauf an, ob der Stifter die Stiftung dem befonbern 
‚Schupe des Staats empfohlen, oder von deffen Aufficht ausdrlicktich ausgefchloffen 
oder — Der Inhalt der Stiftungeurkunde fann, ato ‚Aut jenen ( Grund⸗ 
fo. weit 
fe Stifter eine weitere Einmifchung in das Detail der Xus| md Verwal⸗ 
‚von Seiten bes Staats. —— infcht ober gebeten Be a ge auf 
inhalt der, Mrkunbe und auf das nach der Natur der Sad damit uingertrenn⸗ 
— dodn gelte D 
(uenahme von obiger, el muß dann gelten, wenn enen 
bie, AR Direktion ober RAR nad ver ‚unbäfion & ie, aus: 
drüdtidh einer näheren und weitergehenden Oberaufitcht des Staate hi — 
Ein Bett, in Abſicht ihrer. ſung bag oben Nr, 5, von der Stiftungss 


fü rg ab: atoren 16, welche fi 
] N un a ‚machen, ‘daß fie Ye 
des. A nicht verdienen und die Exfülhung feines il gefaͤhr⸗ 
„fo ift der Staat auf davon 2 — —5— und 
htet, ‚die Anzeigen, fofort näher zu unterfuden und‘ A — des 
F— m, und. es find fobann nach ! der" —— Sp. IE, 
99 —— — and Vie 
hi —— Bin ;runbfäße der Gera anjtitoenben, 
ert dieſe erweiterte aufſicht des ah Ri fo lange, atg der Admi⸗ 

‚ober Kurator En ‚nah fie veranlapt Hat, biefes Offigtum'verröältet, 
badytung norftehend, ‚Grundfäge bebarf e8 Über bie Krüge ihtet, Anwen» 
emlichen. Prope| x ‚mit, AR Kan A 16. von Seiten "de Staats, 


28. ift bie: Behörbe, welche die erlaffes 
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EA Behörden en gt ie ‚Gefe 3 mo bon einer Kuratel 
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—* der Minder⸗ 


r habt — Auffiht ns — uͤber die —— unter 
— des Juſt. Min. fortzufet ‚alle übrigen, von Cu her abhängig gewes 
ſenen —— die Regierung — min B die 





2) Dieſer 8. lautet: „Wenn aus vorfichenben Gründen landen wirt, dat 
—** auch nur bei einem einzelnen Falle ober Geſc , — nk 
ingen, oder gar durch umeeichet ee dem Bertrauen des Exch- 
fen ne gehandelt Habe: ſo muß er ſich der Aufficht des-ı — — 
men ichta ee eben fo uni fen, als en feine av be 
ide. Merorhnung des Exhtaffers vorhanden moin, 
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bei ihnen nur auf Anrufen eines Intereffenten nadigelaffen, bei.BRfeh. 

„soo Kontrolle und Aufſicht vorgefchrieben habe. Das — Ye — 
jeit der Behandlung warb in ber Pflicht des Staats, Me ie HA en zu 
en, heſacht, die dans .ändererfeitd die Berichtigung it Sau von 
ioaten zum Zweck ber Xrmenunterftügimg errichteten — genaue⸗ 

ren Kontroue ſchon zu dem Ende zu — damit nicht bi * 
ſonderen — unzmedmäßige Verwendung bie 
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2IO Stogtbsschtl. Vexhãltn. d. 3. — Den ganzen Staat betr. 


. ie Dies affis t. die Familienſtiftungen, fo wie fiber andere Stil 
Be br. —A var R. d. 26. zus. 1809 ausbrüctich —— 
Kammergeriht und bie Obergerichte bie Aufſicht über bie Kamitienftiftungen unteri 
tung dee Zufl. Min. fortzufegen hüben. Wenn daher aud) nach Befinden die Ber 
ting; güfeide Aion Beltimmung des Stifters, bemUntergerichte überlaffen werben 
fo gehört doch die Ober-Aufficht zum Geſchäftskreiſe bes ©. d. ©. 

(Zuft. Fr At, I. 2900. — Gen. F. 18, Vol, 4. fol. 68. Erg. zu & 8 


\ I. 
Anwendung ber allgemeinen Gefege auf die jüdiſchen 

Ba VE Stiftungen. 
1) In ben. alten Provingen. 

Rach ber: en des Eb. v. ai ke u —* die San li 

iftungen der Juden den übrigen gleihgeftellt. Es beftimmt hierüber 

a Min. ( Kircheifen) an das K. Kammerger. v. 16. Nov. 18 






























gencmm weil bie Kam 
ie Oberaufficht bes Wiced) 
‚binerd und, ber Vorfteher- der Judenſchaft geftellt war. sh haben daher! 

llen⸗Stiftung 


j ‚önnen. 
DR indeh; jerhältniffe ganz verändert, und die Juden den chriſtlichen untert 
ic ri Ka BE in. Anfehung ihrer Stiftungen bie poligeiiche Oberau 
tant$..In, eben ‚der, Art ein, wie fie auf die Gerifeungen der Chriften voickjamil 
das K. Kammerger. hat baher von ben Kamilien-Stiftungen der Yuden, waldhe m 
der ð, v.:26; Aug. 1808 unter bie Aufficht der Gerichte geftellt find, bie erforeriden 
Racrichten —8 und ſolche in die jaͤhrlich einzureichenden Tabellen ſn 
ma, auf.bie Erhaltung ber Stiftungen zu wachen. 
34 8.88.42. Graͤff Bd. 4. ©. 112) 
29 Im Betreff ber neuen Provinzen muß man daſſelbe annehmen, ink 
fern nicht in dem einen oder anderen Territorium die Dberaufficht Uber 
iübifhen Stiftungen den Rabbinern ausdrücklich überlaffen war. 
Es bemerken hierüber: 
a) die Geſetzreviſoren in den Motiven zu dem tevidirten Entiwurfe d 
A.ER Thi. U. Tit. 4. 68. 111—113, 
. Die Bamitienftiftungen ber Juden wurden nach Emanation des Ed. v. 11. Wig 
1812 ben übrigen gleichgefteilt. Wo das Edikt nicht eingeführt ift, läßt ich eine U 
nahme von der allgemeinen Regel nur da annehmen, wo biefe Stiftungen fich geſth 
lich unter der georpneten Aufſicht der Rabbinate oder Syndikate befanden. Denn 
8 D. d. 8. Xug: 1330 (@. ©. ©. 116.) beftimmt, daß die VBerhältniffe der Juden 
den in Rebe ftebenden Landestheilen, nad den Vorſchriften beurtheilt werden folk 
voelche bei der Befignahme der gedachten Provinzen als barin gefeglich beftehend vorat) 
funden find. Berubt nun, wie mehrerenorts ber Fall, das fich Selbftüberlaffenfein de 



















dem in ber K. D. aufgeftellten Grundfag das R. v. 4. Mirz 1831 ggrofen, welchet 
das Hofgericht in Arnsberg anweilt, die jüpifdren Stiftungen den Rabbinern zu über 
taffen. Daffelbe gründet fh auf ben geführten Nachweis Att. des Desart. von Arms 
berg Rr. 7. f. 67. 72.), daß bie Kurkdilaiſche Judenorbn v 28. Juni 1700 den Rabtir | 
mern bie Verwaitung ber teitamentarifch oder vertragmägig angeorbneten Zamilienftik 
tungen, Stipendien und Vermächtniſſe ousbrütlic, Übertragen hatte. Daher ift aber 
auch das ®. lediglich auf ben Umfang des Herzogthums Weftphalen zu Befchränten, und 
e6 begieht ich — nicht auf die übrigen, dem Gofgerichtöbegick inkorporirten Landes 
theite, Geſehrer · Penn, XV, &, 60. Note 2.) . 


Staagtgrechtl. Verhaͤltn. d. 3. — Den ganzen Staat ber. 2OA 


-b) Dieb angezogene R. v. 4. März 1831 an das K. Hofgericht zu Arns⸗ 
erg lautet: ' 

Das K. Hofgeriht wird auf den Bericht v. 19. San. d. 3. autorifirt, von fernerer 
möhbung der, den Gerichtsbehörden übertragenen Oberaufficht über Stiftungen, in fos 
wit legtere Stiftungen der Ifraeliten find, ohne Unterfchied des Zwecks derfelben zu abs 
sabiren, und folche den dazu berechtigten Kamiliengliedern und reſp. Rabbinern zu über: 
en; in Rücficht der nicht jüdifchen Stiftungen muß es dagegen bei dem R. v. 16. Dec. 
B26 Lediglich ſein Bewenden behalten. (Jahrb. Bd. 37. ©. 76. Gräff Bd. 11 ©. 187.) 

3) Anlangend die unter den Reg. flehenden Öffentlichen milden Stiftun« 
der Juden beftimmt in Anfehung der Aufbewahrung ber 
Stiftungsfonds. 

‚Dad R. des K. Min. des Inn: (Köhler) v. 2. Febr. 1830 an das K. 
Bel. Praͤſid. zu Berlin. 

: K Pol. Präfid. wird auf die Anfrage v. 12. v. M., 

Ag Betreff der Verpflichtung beffeiben zur Aufbewahrung der Dokumente über bie Kas 
Epktalien der unter Seiner Oberaufſicht ftehenden jüdifchen milden Stiftungen, 

a fBefcheibe eröffnet, daß in ben Fallen, in welchen der Fundator eigene Verwalter 

at hat, der bie Oberaufſicht führenden Behörde nicht die Pflicht obliegt, bie Fonds 
wahren, da der $. 38. Tit. 19. Thl. 2. bes % 8 8. diefe Aufficht 
„nur 

deihräntt, daß den Werorbnungen des Stifters gemäß verfahren werbe, unb 
einfchleiche, was dem allgemeinen Staatszwecke zuwiber ift. 
aun bie Xelteften der Judenſchaft, unter deren Aufficht die jüdifchen Stiftungen 
in der Regel zuverläffige und fihere Männer find, welche gewiß jeben zu befürdh- 
Bi Schaden abwenden, oder nöthigenfalls dafür auflommen werden, auch fi) bem 
men nach bis jegt Feine Urſache zur Klage Über unangemeflene Verwaltung, viels 
ein fehr vortheilhaftes Refultat ergeben bat, Übrigens aber bie ubenföafe übers 
als eine Privatgefellfchaft betrachtet wirb, um deren Vermögen ber Staat in der 
4 fi nicht befümmert: fo hat fi das K. Pol. Präfid., wenn nicht ganz fpezielle 
Ming bazu vorhanden fein follte, mit der Aufbewahrung der juͤdiſchen Stiftungss 
it zu befaflen., (Ann. XIV. &, 107.) j 5 
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Zweite Adtheliang 


Stuatsrechliche Verhalthiſſe der Juden fa den Unſelien deh 
theilen "des Pheußiſchen Steht * 


GErſter Abſchuitt. 
Stigaetzrehtuihe Verhaͤltnifſe der daben u bin ar 


‚Provinzen. 











a 
| Vorbemerkung. 
bir bin Begriff, ‘der mit ber gebrauchten Betei a or 
vinzen” verbunden, ift zu bemerken, daß. bierunterdtrienigra® 
Monarchie verftanden find, welche derfelben durch den Zilfiter Sriel 
blieben, für welche mithin dad Ed. v. 11. Mär, 1812 promal | 
worden ift. 4 
Durch den Zilfiter Frieden v. 9. Zuli 1807 wurden aber von 9 
getrennt: Die gefammten Zerritorien links der Elbe, fo daß bie € 
weſtlichſte Gränze der Monarchie wurde; es fielen ferner die Theile ı 
len, welche Preußen fich inten Sahren 1793 und 1795 angeeignet, als d 
thum Warfchau an den König von Sachſen; die Provinz Bialyfiod 
206 IMeilen an die verbündete rufiiche Macht; Danzig mit einem 
kreiſe von zwei Stunden wurde ald Freiftaat der Provinz Weflpreußen 
nommen, und der Kottbufer Kreis kam an Sachſen. 
Etwa die Hälfte der Monarchie war verloren, und es waren alfo 
die Marken, mit Ausnahme des größten Theiles der At 
(weftlich ter Elbe) 
Schleſien, 
Pommern und 
Preußen, mit Ausnahme eines Theiles von Weſtpreußen, 
welche zur Zeit, als das Ed. v. 11. Maͤrz 1812 gegeben wurde, die 
narchie bildeten, und für welche es auch, wie durch K. O. v. 8. Aug. 18 
feftnefest, mit Ausfchluß der durch den Parifer Frieden wieder und neu 
worbenen Provinzen, gegenwärtig noch allein gilt 1). 
Nach der jegigen Eintheilung des Landes bilden diefe Territorien: 
1) Die Provinz Brandenburg, mit Au-fchluß der Laufiß und des Ka 
bufer Kreiſes; 
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1) ©, ©. 40, 
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OO Stoetecechil. Berhäim, d. J. — Din ganzen Ctast ir 

1. bie Dieranffü die Kamikienftiftungen, fo wie über andere Eik 
885 debahrt. Tr fin van Rd. 2 Aug. 1809 ausbrüdtic geiz 
Kammergeriht unb bie Obergerichte bie Aufficht Aber bie nlienſtifta 
tung — 1. Min. fortzuſeden haben. Wenn daher auch nach Befiade u 
tung, ine Beftimmung bes Stifters, dem Untergerichte überlaffeamı 
ſo gehört doch die Ober-Aufficht zum Gefchäftskreife des D. 2, @. 

au an At. 1, 2900. — Gen. F. 18, Vol. 4. fol. 68. Erg. r 


” U a. 
Anwendung der allgemeinen Befege auf bie jübi 
— Stiftungen. 


9 Ya ben. alten Provinzen. 
Rach der Gmanation ded Ed. v. 11. März 1812 wurden bil 











den . 
Da. inbeb:bir ini ändert, und die Juden ben chriſtlic 
Pe geheilt — —— — die Rn 

tagte in. eben ber Art ein, wie fie auf bie Gtiftungen der Chriften 
das K. Kammerger. hat daher von den Familien-Stiftungen der Juden 
der V. 0:86, Aug. 1808 unter die Aufficht der Gerichte geftellt find, bie: 
Rachrichten einzuziehen, und folde in bie jährlich, einzureihenden Tabria] 
men, auf.bie — der Stiftungen zu wachen. 

(Sadıb» Bd.8. ©. 42, Gräff Bd. 4. ©. 112.) 

2) Im Beteeff der neuen Provinzen muß man daſſelbe anne 
fern nicht in dem einen oder anderen Territorium die DOberauf 
jüdifhen Stiftungen den Rabbinern ausdrücklich überlaffen war. 
Es bemerken hierüber: 


a) die Grfekreviforen in den Motiven zu dem revidirten En 
AL R. Thi. U. Tit. 4. 68. 111—113. 

Die Kaurilienftiftungen der Jud en wurden nad) Emanation des &.: 
1812 den übrigen gleihgeftellt. Wo das Ebikt nicht eingeführt ift, Läßt E 
nahme von der allgemeinen Regel nur ba annehmen, wo biefe Stiftungen 
lic) unter ber georbneten Aufficht der Rabbinate oder Synditate befand 
K. D. v. 8. Kug. 1330 (G. ©. ©. 116.) beftimmt, daß die VWerh.ittniffet 
den in Rebe ſtehenden Landestheilen, nach den Vorſchriften bewrtheitt m 
welche ‚bei der Befignahme der gebachten Provinzen ald darin gefeglich bet 
funden find. %Berubt nun, wie mehrerenorts der Fall, das fih Selbftüber: 
jüdifgen Stiftungen lediglich barin, daß bie früheren Partitular-Gefegg: 
Gttftungen überall feine Kufmerkfamteit gefhenkt hatten, fo wird fü die: 
der allgemeinen gefeglihen Vorſchriften dort nicht beftreiten Laffen. Dage 
dem in ber K. D. aufgeftellten Grundfag das R. v. 4. Mirz 1831 geflof 
das Hofgericht in Arneberg anweilt, bie jüdifdren Stiftungen den Rabbin— 
taffen. Daffelbe gründet fid) auf den geführten Nachweis (U. des Desar. 
berg Re. 7. f. 67. 72.), daß die Kurtdilaiſche Judenordn v 28. Zuni 17 
nern bie Berwaltung der teitamentarifch ober vertragmäßig angeordneten j 
tungen, Stipendien und Bermähtniffe ousbrütlich übertragen hatte. Di 
aud) das ®. lediglich auf den Umfang bes Herzogthums Weitphafen zu Befdt 
es bezieht ſich — nicht auf die übrigen, dem Hofgericht sbezirk inkorpes 
theile. (@eleguen. Pens, XVI. &, 09. Note 24) . 


Wrlälrehäit. Weihkten. d, J in den alten Wrooinye DON 


ten eigne Häufer und ganze Straßen, welche noch heutiges Tages 
teaßen oder Sudengaffen beißen. Die Markgrafen nugıen fie 
eibung ihrer Einkünfte und zogen, abgefeben von dem Schußgelde, 
& die Zölle von den Juden bedeutenden Vortheilt). "Dafür wer⸗ 
‚Urkunden von 1341,13%3und 1344 „liebe Kammerknechte“2) 
auch) wohl „weife und befcheidene Leute”, ein Xitel, der da⸗ 
den Magifträten gegeben wurdes). Nichtsdeſtoweniger wurden 
ammerknechte oft von den Markgrafen an Städte und Prisatper 
ckkauft, verpfändet und verfchenkt*). 16 
Markgraf Lupwig.der ältere ertheilte ihnen in der Mark über 
‚ oder der heutigen Neumark, unter anderen Privilegien im Jahre 
B Vorrecht, Daß fie allein vor dem Richter bed Orts, wo fie wohn⸗ 
en belangt werden; von felbigen konnte fich der Kläger, wenn je 
; entfcheiden wollte, an die Landvégte und von diefen an die 
rafen felbft oder deſſen Hofrichter wenden), 





ken, Cod, dipl, Brand. T, V. p. 102, 

ideles nostre camere servos“ in ber unten erwähnten Verpfaͤndung des 
denſchutzes für Müncheberg von 1353. 

rken, Fragment Maurchic. T. IV. p. 102. Unter dem in den Urkunden 
rkommenden Ausdruck: Juden, ift jedoch nur der Juden zins zu verfteben. 


:rken, diplomat,. veter. marchiae Brandenburg. T. I. p. 49. Bed: 
ınns Zopographie der Mark Brandenburg. 1. 5. 9. Kap. ©. 190, 

n im Anfange des 13. Jahrh. hatte Herzog Rudolph von Sachſen in Verbin: 
ng mit dem Probft Nikolaus von Bernau, und im 3. 1322 die Markgraͤfin 
nes den Städten Berlin und Köln den Judenſchutz in bemfelben verliehen 
‚üller, Resol. AXIL. No. 7.) und in der Mitte des 14. Jahrh. v Ns 
e foldhen der Markgraf Ludwig dem Rathe zu Müncheberg und zu Berlin 
duͤnchebergſche Geſchichte S. IX.) Eben fo fchenkten 1320 die Herzöge von 
ımmern der Stadt Prenzlau die Juden (Bedmann a. a. DO. &, 100. 
senglaufche Geſchichte C.AY.$.8. Gerken, Cod. dipl. ©, 39.) 


rken, Cod. diplom. Brnnd. T. III, p. 230. . 

yen Juden von diefem Markgrafen Ludwig ertheilter Schugbrief wird unter 
beren van demfelben, als Kaifer Ludwig, gegebenenin ber Keliqu. manuscript. 
:dii aevi T. VII. No, 7. ©. 75 mitgetheilt (gegeben zu Stendal 1343). 
lautet deutſch: 

c. thun kund: daß wir ben weifen Juden, dem langen Moskyn, von Ras 
yenow genannt, feiner Frauen Rechania und ihren Söhnen, Bennas Jacob 
Joge und Iſaac nebft ihren Erben und Schwägern, unfern lieben Kammers 
rechten, in unferer Stadt Stendal wohnhaft, vor den Übrigen Zuden einen ges 
iffen Vorzug einzuräumen befchloffen haben, wogegen fie uns jährlicy zu St. 
Rartinstag Fünf Mark Silbers pünktlich und treulic entrichten follen. 
Bofür wir denn genannte Juden von jeder Art. von Abgaben, Geldabforderung 
ber Bede (exactionis, depeeuniationis et precariae), fie mögen Namen has 
en wie fie wollen, frei und ledig wiffen wollen. Dergeftalt, daß weder durch 
ns noch unfere Amtleute oder Diener, nod) die Bürger ber genannten Stadt 
on ihnen deshalb das geringfte gefordert noch beigetrieben werben fol, und ges 
annte Juden und ihre Nachkommen ruhig in erwähnter Stadt wohnen follen, 
omit auch andere Bürger zufrieden find. Wir wollen auch, daß fie gegen jede 
jeleibigung getreulich gefchügt werben, unb befehlen ben Buͤrgermeiſtern ber 
enannten Stadt, jegigen und künftigen, mehrbeſagte Juden bei allen bürs 
erlihen Rechten in unferm Namen eben fo wie ihre eignen Bürger zu 
hirmen und zu fchügen.’” 

Fahre 1356 gab derfelbe Lubwig der Römer, dem deſcheidenen Knecht 
:igel, feinem lieben — Kammerknecht und beffen ehelichen Erben das Ambacht 
b Thurms zu Spandau zu einem rechten Erblehn auf erige Zeit, Die Burn 
mg tft in Gegenwart vieler edlen Männer und Ritter extheit, Gerken, 
d. dipl, Brandenb, Tom, IV. P+ 832. Hift, Betr. 2.04. N. SWL. 
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zuerft befonderd in den Städten der Altmark vor, wo fie 
audgebreiteten Handel führten. Insbeſondere waren. fie. fhon 
dem Aftanifhen Haufe zu Stendal und Salzwedel za 
genoffen dafelbft nicht allein. den bürgerlichen Schug, ſondern 
auch erbliche Vorrechte, fo vermöne. des Schußbriefes, ven fie 17 
Stendal erhielten, dad Recht, willkührlich Zinfen zu nehmen, unte 
die chriſtlichen Kaufleute und Andere Geld auf Zinfen, oder, welches 
bedeutend war, auf Wucher, audzuleihen verhindert waren, und in dei 
Brandenburg hatten fie nach dem Zeugniffe einer Urkunde von 
dad Bürgerrecht). Sie befaßen bereits damald Synagogen | 


Städten. Schon im 3. 1297 muß eine folche in. Stendal geweſi 


da die Markgrafen Otto und Conrad in der Judenordnung vı 
fem Sahre beftimmen?), daß fie bei Prozeſſen den Eid öffentlich t 
Synagoge in deutfher Sprache ſchwoͤren follen, damit ſolchen alle G 
verftehen könnten. Kein Jude durfte aber nach eben diefem Geſetze 
Stadt Stendal wohnen, der nicht zehn Mark eigen befüße. Das. 
und Wippen der Münzforten wurde ihnen bei zehn Marl Strafe va 
Zehnjährige Knaben follen fhon Schusbriefe erhalten. Die Juden 
ald Bürger angefehen werden, unt bei dem Bufammenfchießen der £ 
ſchaft zu den landeöherrlihen Abgaben mußte jede Sudenfamilie eine 
lidum geben. Auch Markgraf Hermann führt in einer Urkund 
13073) die Spandowfhe Judenſchaft als Anfäßige und — 
thümer an, wie denn überhaupt die Juden im Jahre 1320 in m 
Städten der Marl Bürgerrechte genofien*) .- un 

Unter der Regierung der Baierfchen Markgrafen wurden die 
in der Mark Brandenburg noch mehr begünftiget. Sie bewohnte 


— — 


1) C. R. Hauſens Staatskunde her Preußiſchen Monarchie, Berlin 178; | 
S. 130. Reitemeier Geſchichte der Preußiſchen Staaten, 1. Theil, fe 
a. b. D. 1801, ©, 873-—578. 
J ‚Sie findet ſich in Lenz Brandenburg. Urkundenſammlung, 1. Thl. S. ü 
8) Hiſtoriſche politiſche militairiſche Beiträge, 9. Thl. 2. B. ©. 424, 
) Beckmanns Tovographie der Mark Brandenburg, 1. Th. Kap. 9. I 
Vergl. auch S. 205. Note 5. , 
Gegen diefe urkundlichen Beugniffe beginnt Ko ch fein Werk: „Die Juben im 
taate’’ zu Unrecht mit den Worten: „Weil bie Juden als Fremde r 
nicht Mitglieder einer freien deutfchen Gemeinde werben Eonnten 20.” u 
in einer Note hinzu: „Seit ben älteften Zeiten ift nicht nachzuweiſen, 
Juden irgendwo in Frankreich und Deutfhland zurOrtsgemeinde gehört: 
Derſelbe Schriftiteller fagt jedoch wenige Seiten weiter (S. 26. Note 7 
bie Berfotgungen begannen, hatten die Zuden unter den Merov 
unbefchränkte bürgerliche Rechte” und beruft fih auf Renar 
toire civ. ecelen. et litteraire de la ville de Niines, I. Liv. IT. p. 1 
Joſt, Bd.6. S. 48. und Anh. Nr. 5., und Bangnot, les Juifs d’O 
II. 47, bemerfend, daß noch unter Karl dem Großen eins der Oberhäi 
Stadt Narbonne immer ein Jude gewefen fei. 
Auch in Schlefien gehörten die Juden bereits im 14, Jahrh. an einzelnen£ 
Drtögemeinde. In dem beftätigten Rechte der Stadt Schweidnig v. Herz 
d. d. 24. Zuli 1323 beftimmt derfelbe im $. 48., daß Juden, — es wı 
auf fürftlichen Befehl, — Nonnen und Wittwen kein Hof oder Erbe in bi 
verkauft werden folle, wenn fieniht ſchon zuvor Erbein derfelb 
ten, weil von folchen Leuten der Stadt wenig Recht gefchehe, und im |. 
dag alle Juden, die in der Stadt eingeerbt wären, mit den ande 
geen fhoffen, Wachen thun und zu anderem Nittz ber Stadt helfen follten. 
die Sefchichte der Juden in Schleſien von O. Wolff in den ſchleſiſchen P 
Blättern pro Sept., Okt. Ro. 1812. 3. 304 ff. Landgüter befaßen f 
im Anfange des 13. Jahrh. daſelbſt. Vergl. unten bie hiſtor. Einl. in 
Schleſiens. 
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diplomat; veter, marchiae, Brandenburg, T.I.p. 
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fange des 13, — hatte Herzog diabolph por ch 

mie dem prebſt Nikolaus von Bernau, und im I. 1822 die Markgräfin 

ben Städten Berlin und Köln den Judenſchutg in. demſelben verli 

fäller, Resol. A%Lil: No. 7.) und, in ‘der Mitte ded 14. Sahrh, ins 
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race. thun kunde daß wir denweifen Juden, dem Tangen Moskyn, von Ras 
henot genannt, ‚feiner, Frauen Rechania und ihren Söhnen, Bennas Jacob 
mÖoge-und Jiaas nebft ihren, Erben und, Schwägern, unfern lieben Kammer 
En ‚in anferer Stadt Stendal wohnhaft, vor den Übrigen Juden einen ge 
 „woiffen Vorzug einzuräumen befchloffen “ ‚n, wogegen fie uns jährlich zu St. 
„Martinstag fünf Mark Silbers pünktlich und treulich entrichten follen. 
. wir denn genannte, Juden von jeder Art, von Abgaben, Gelbabforberung 
" yrober Bebe (exactionis, deperunialionis. et precariae), fie mögen Namen has 
„ben voie fie wollen, frei und lebig wiffen wollen. Dergeftalt, daß weber durch 
Iwung: noch) unfere-Amtleute oder Diener, ‚noch die Bürger der genannten Stadi 
won ehalb das geringfte gefordert noch beigetrieben werben fol, und ges 
um Juden und il edle ‚kommen ruhig in erwähnter Stadt wohnen follen, 
t auch), andere Bürger, zufrieden find. Bir wollen aud, daß fie son jede 
[7 n aufich, gefcbügt; wwerben „und. befehlen ‚den Würgermeiftern ber. 
„genannten Stadt; jegigen.und Lünftigen, mphrbefagts Suden bei allen bürs 
| ER Hi J 9 in unferm, ‚amen .eben fo wie ihre eignen Würgen zu 
und zu 1,7. a . . A I 
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vielfachen Räubereien und ri des Abel "Selegenbrit, 
ſich Reichthümer zu erwerben, ba der jüdiſche Geldperkehr in.diefer $ 
von einein außgebreiteten Umfange war, wovon ſich in ben rothth 
Argiven der maͤꝛkiſch en Städte viele WBeiflele finden *). 

Daß’ vie Juden bis hierhin ſeit „ihrer Einwanderung Ü in bie 
Staaten außer’ den Marken au in’ andern” Provinzen" gleiche 
gemacht hätten, erhellet nicht. In Pommern fcheinen fe weni; 
ſolche Begünfligunig « als in Brandenburg grfuhten zu haben, in 
Preußen waren. die Juden durch ein ausorucküches Verbot des 
dens ganz ausgeſchloſſen 6). 

Im den Marken wurden die erworbenen Reichthümer von I 
Verderben. Unter ber fonft weilen Regierung ded Chürfürften Isa 
gebrauchte man .seligiöfen Fanatiemus wiederholt zum Vorwande 
mögen einzuziehen. Die angeblich von einem Kirchendiebe an einen] 
verkaufte Monftranz und eine von Letzterem in Stüde zerfchnittene i 
woraus Blut gefloffen, diente aum Vorwande, acht und dreifig- 
verbrennen, zwei Juden, bie fih befehrt hatten, zu enthauptn, 
übrigen nach geſchworener urphehde ) auẽ ‘dem Lande zu treiben ?). 

Der Churfürft Joabim Il., dem eine glänzende Hofhaltung a 
Reichsfeldmarſchaliswürde die Sinanzen erichöpfte, nahm jüdiſche * 
in ſeine Staaten wieder auf, welche ihm gegen den zu ertheifendeg 





ı) Möhfens Geſchichte der Wiſſenſchaften in der Mark Brandenburg ©. 
* Fegeſelon. vauſens Staatetunde der Preufiſchen 2 j y 


2) Festmtedig ff bir Steife ,’ Weide‘ in Markgraf kussegi y 
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7. Dec. 1700 bekannt gemachte Provinzial⸗Reglement ber Iubi 
zu bemerken. wegen einer angeblichen Uebertretung der Bebingunge 
Schugeb lied die V. v. 24. San. 1800 $. 1. „Gnade für Recht a 
und beftimmte nur, daß jede vergleitete Judenfamitie das Doppell 
jäbrlicheri Schutzgeldes von 8 Rthir bezahlen, und die unvergleiteten, a 
Erlegung des doppelten Schußgeldes für die ganze Zeit ihres Aufentf 
aut dem Lande gefchafft werden ſollten. Es wurde ferner die 
freiung vom Leibzoll aufgehoben und müßte die ganze Nude 
in solidum 3000 Rthlr. ald Schutzgeld aufbringen. „Und 
hiernächſt die ‚pergleitete Familie vermöge des in Anno 1671 ba 
erften Rezeption gemachten Bedinges jährlich ein gar geringe, 
nur 8 Rihir. an Schußgeld entrichtet haben, und dahingegen von 
Leibzoll befreiet gewwefen, dadurch aber zu allerhand Unterfchleifen F 
und Gelegenheit gegeben worden; alß haben wir, zumalen, da voremk 
ter Beding nur auf 20 Jahre eingerichtet gemefen, fothane Zeit aber 
verfloffen ift, zu Verhütung aller Unterfchleife, Die Kreiheit von Ed 
hiermit und Kraft diefes gänzlich aufgehoben, dad Schußgelb aber. 
gefammten Judenichaft, bis zur hiernächfi erfolgenden fernern Wera 
auf 3000 Rıhir. jährlich gefegt, und zwar aud diefem Fundament % 
gewärtigen über 1000 Judenſeelen fi allhier befinden. Wenn 
jedwede J Rıbir. zum Unterhalte gerechnet; fo thut folches jaͤhrlig 
Wochen 52000 Rthlr., welches quantum fie Außer einzigen Zwe 
dem Wucher, den Sie aus der Chriften Vermögen ziehen, bernchaii 
hingegen die obige 3000 Rthlr nicht einften die Summe der gemäi 
Intereſſe & 6 pCent erreichet, von Dem Übrigen aber, fo fie geroiml 
im Kaſten legen, oder fonft damit täglich wuchern, und wovon e M 
die iprigen kleiden und audftatten, wird folchergeftallt nichts gepten 
dern ed bleibet daffelbe gänzlich befreiet, und können fich alte x 
teten Juden des quanti halber, wenn man der Sachen recht auf den 
ſiehet, im geringſten nicht beſchweren u. ſ. w.“ Die 3000 Rihle.i 
in Dukaten, auf Einmal zu Michaelis, jährlich bezahlt werden. 8. 
In dem Regl. v. 7. Dec. 1700 ib. Nr. 12, wurde das Schuhg 
1000 Duk., in 2 Zerminen zahlbar, feflgeftellt, und die Freiheit vom 
zoll wieder hergeftellt. i 
Durch die V. v. 29. Juli 1702 2) wurde den Juden geboten, fid 
Handels und Verkehrs mit jungen Leuten, fo noch unter väterlid 
vormundfchaftlicher Gewalt und Aufjicht ftünden, zu enthalten; umd 
dad merkwürdige Edikt v. 28. Aug. 1703 3) wurde bei Verluß 
Schutzes den Juden geboten, fich in ihrem gewöhnlichen Gebete DI 
oder Alenu Täfternder und fchaudernder Autdrüde wider Jeſum, & 
Lehre und deren Belenner zu enthalten. Died Edikt wurde von Fri 
rich Wilhelm des erften den 15. Ian. 1716 ?) von neuem bei 
Diefer König erließ den 20.Mai 1714 ein neued Judenreglemen 
und ordnete einen Oberälteften der ganzen Judenſchaft den 27. Dt 1 
an. Ein ihrien zugedachtes Abzeichen mußten fie mit 8000 Rthle. eb 
fen. — Specifitation zur Eonfiim. Privil. v. 20. Mai 1714. $. 32. 
























1) Mylii Corp. Constit. Marchic, T. V. Abth. V. ©. 185 u f. 
1a) J. a. D. Nr. 10. 
8) Ebendaſ. T. V. A V. G. 122. 
2) Ebendaj. T. V. Abth. V. ©. 141 uf, 
& 4 T. V. UVbt! . V. G. 178. 198. 
. T. V. Abt V. Cap. III. ©. 189. 
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Die bemerkenswertheſten feiner Berorbnungen find: 9— 

— die Abführung der Präftationen der Juden betr., v. 
1722 2); 

Editt wegen Beſtrafung eines Juben, der wiffentlich geftohlene 

am ſich bringt v. 24. Dec. 1725 2); 

Edikt wegen Abſtellung des Betrugs der Juden in Wechſelſachen 

xi 1726 3); 

6 wieberholentlihe Haufiredift v. 2. Dec. 1727 *)5 

Cirk, B. 0.24. April 1738, daß die Kammern von den Schugjuben 

tatiö d. S.. an fein Schußgeld ferner eintreiben folten, weil die 

be Judenſchaft an deſſen Statt, von diefer Zeit an jährlich 15000 

überhaupt bezahlen, auch v. 1. Juni d. J. anftatt der biöherigen 

me jährlich 4800 Rilt. zur Rektutenkaſſe entrichten müßte; (außerdem 
fie: jährlich, für 25000 Rthlr. Waaren aus dem Berliner Eagerhaufe 

m vecgen des Schutz- und Geleitgeldes der fremden Juden 

Phkägleichen, wegen der Trauſchein · Silber- Kalenders Montidpietatidr 
16. bei der. alten Verfaſſung verbleiben ſolle 6); " 

ächft Fam dad General»: Juben»Privilegium vom 29. Sept. 1730 

Reglement für bie Judenſchaft in allen K. Ländern”). 

gingen hierzu bie 

tion des 3,12. und 25. Artikels deſſelben vom 24. Dec. 

d die 

19 v. 22. San. 1730 ?), wonach es nicht erlaubt ſein foll, 

im eigenes Haus ankaufen oder auch nur auf ein Haus in frau- 

fis [6 viel Geld ausleihen, daß es fein Chrift regulicen koönnte, fon 
Suden, ais Creditori in perpetuum, zum Beſitz überlaffen 

d e. 


des Großen Regierungsgefchichte ift auch in Beziehung 
fuben merkwürdig. Die Vermehrung berfelben fehien ihm dem 
nicht vortheilhaft, und gleich zu Anfang feiner Regierung finden ſich 
bon viele Beifpiele, wo der König die Extheilung der Konzeffionen 
Mrivitegien fiir neuanzufegende und zu begünftigende Juden zurück- 
ohne fie zu volziehen und oft dabei erflärte, daß er die Vermehrung 
ben durchaus nicht wiffen wolle. Diefed wurde auch ein Hauptbere- 
grund zur Nevifion des bisherigen Privilegiums der Juden und zur 
Iitation des neuenrevidirten Generalseglements und Gene- 

wilegiums“v. 17. April 17500), welches das bis zum Jahre 


























’ Myıi Corp. Constit. Marchic. T. V. Abth. V. Cap. III. ©, 132, 137. 
”. 
Ghenbaf, T. I. Kal II. ©, 143. 
et . Abth. 1. ©. 233. 
Ebendaſ. T. V. Abth. I. ©. 7. 100. 115. 
Priv. dv. 30. Dit, 1717. 8.17. Die Neumäck. 47 Familien follten dazu 8000 
Rthle, beitragen. Diefer zwangẽdebit verwandelte ſich fpäter in eine bare 
Zugabe, mım die Reumärk, Juden 500 Rthlr aufbrachten. Henkel v. Donners⸗ 
mark ©. 62. Rr. 34. Vergl, Kriebländer Aktenftüde S. 59. 
) Mytii Corp. Constit. Marchic. T. V. Abth. I. Cap. III. &, 180. 
) Gbendaf. T. V. Xbth. V. Cap. III, ©. 198. u. f. . 
Mylii Corp. Constit. Marchic. Cont, 1. ©, 88. 
Mylii Corp. Constit, Marchic T. V. Abth. V. Cap. VI. ©, 195. 
') Nov. Corp. Constit. Marchicar. T. Il. &, 117, 
i vui. ꝛ. ↄ. Die Verhaltniſſe der Juden. ak 
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1812 gültige allgemeine Geſetz war 1). Daſſelbe iſt im zwelten! 
ſchnitte gegeben. 





wiſſe Anzahl Köpfe feſtgeſetzt wuͤrden, alsdann die geringſten aus bie 
denſchaft, ihres bis dabin gehabten Schutzes ungeachtet, 
geſchafft werden ſollten ?). Als fich deſſen ungeachtet die N 
ſtark vermehrten, wurde die vorher ergangene Verordnung, daß die 
Familien mit ihren angefegten Kintern in einem Logts wohnen & 
durch eine allgemeine ®. v. I, März 1753 *) mit der Bedingu” 
geboben, daß fie dadurch nicht authorifiri würden, mehr ald einen — 
zu treiben. j 

‚Das €. v. 25. Mai 1753 ordnete an, daß Aber den jährlichen 
gang der Schugjudenfamilien im Lande ordentlihe Zabellen ge 
in welchen bemerkt werden follte, wenn Schutzjudenfamilien abgeber 
den, oder deren Schugbriefe wegen Verbrechen kaſſirt worden; ud 
ten die Commissarii locorum dafür verantwortlich fein, daß « 
Beinerlei Vorwande neue Judenfamilien in den Landſtaͤdten ein 
und anſetzten 5). In gleichem Sinne verordnete der König bad = 
daß, da wider feine Abficht gegen die Vermehrung der Judenfodkik 
Lande, den zweiten Männern der Schußjudenwittwen, die nur fo la 
Schutzrecht haben, als ihre Frauen leben, dennoch verftattet mordmas® 
dem Tode derfelben anderweit zu heirathen, ſolches rünftig nicht = 
und in dergleichen vorkommenden Zällen befonderd darliber bei Inu 
fragt werden follte. | 





2) Das venidiste General-Privilegium und Regl. vor die Judenſchaft im MA 
reiche Preußen, der Churs und Markbrandenburg, den Herzogthuͤmern und, 
ftenthümern Magdeburg, Gleve, Hinterpommern, Groffen, Halberſtadt, 
den, Sammin und Mörs, ingl der Graf: und Herrfhaft Mark, R 
Hohenſtein, Teklenburg, Lingen, Lauenburg und Bütow, v. 17. 

N. ©. C. Tom. II. No. 65. p. 118 welches durch bie Beilage zum Notif. F 
v. 28. Febr. 1772 auch in Weftpreußen eingeführt ift (vergl. Weiträge 
Finanz-titeratur in den Preuß. Staaten. Ffurth 1781. Bb. I. ©. 42} 
ft erfi in Kolge der Cab. Ordre v. 18. Zuli 1756 im Drude erfchienen. 
Zudenſchaft hatte bei der Emanirumg biefe® Gefetes gebeten, hafeie nicht Ol 
den Drud öffentlich bekannt zu machen, weil fie baffelbe für ſehr nad 
hielt. Man bemwilligte anfänglich dieſes Geſuch und fertigte das Gefep iR 
Ihrift den Lanbeskollegien, unterm 10. Dee. 1750, mit der Anweifung ft, de 
uͤber zu halten, jedoch Niemanden davon Abſchrift zu geben, welchen sold 
g willen nicht gebühre, noch weniger nachdrucken zu laffen. Die Mademie 
iffenfhaften wirkte aber mittelft Immebiatvorftellung v. 8. Juli 4756 N 
Cab. Ordre v. 18. ejm. aus, woburch der Abbrud in ber Epiktenfanmlung 
fohten wurde, N.C.cC.M. a. a, 0. No.LXV, Hertel von Donnerönf 
ote 68, 

2) Mylii Corp. Const. Machic, T. V. Xbth. V. ©. 1%, 

®) Nov, Corp, Const. Marchic, T. 1. &, #7. 

*) Ebendaſ. T. J.S. 437—4M. 

’) Ebendaſ. T. II. ©, 120. 


Otpaituoiti. Vexhaltu. der I. in deu altın Proviczen. . DAL 


find von ben umter dieſer Regierung erfplgien, die Yuben betreffen⸗ 
nungen zu bemerken: = 

E. v. 13. Ian. 1755, daß die Juben, wenn fie ohne Pfand Selb 
r, an Zinfen nicht mehr als fieben von Hundert, und wenn fir ein 
halten, nur ſechs von Hundert nehmen, die Chriften und Juden 
enn fie unter 10 Rthlr. Geid ausleihen, wöchentlich picht mehr ald 
Iben Pfennig von einem Thlr. nehmen ſollen ?). 

€. v. 15. San. 1747 2) und Dekl. v. 10. Nov. 1777 2) die der 
haft eines gemeinfchaftlichen Domiciliums obliegende Erfigitung bes 
‚wenn ein Glied ihrer Gemeinde geftohlene Sachen wiſſentlich Eauft 
heblet oder zum Pfand annimmt. 

E wegen Ableiſtung der Subeneide v. 25. April, 29. Mai 1760, 
4.1783 *). 


R. die Statt habende Ausmiethung eines Juden durch den andern 
Quartiere betreffend v. 5. Sept. 1760 5). 
8, daß die Strafgelder von denjenigen, die über die erlaubte Zeit 
en richtig eingezogen und eingefandt werden follen, 
6 [) 
Dell. des Art. 18. u. 28. des Generaljudenprivilegiumsd in Anſe⸗ 
, je Juden nur für andere nachgelaffenen Häuſerankaufs vom 
7), 
Hekl. des Art. 5. des Generaljudenprivilegiumd wegen Anſetzung 
ka Judenkinder ». 11. Nov. 1763 8), 
B. Vie Anzahl der publiten Sudenbebienten betreffend v. 19. Mal. 


daß, wenn ed in Ehes und Erbfchaftsfachen auf Beflimmun 
Ritus ankommt, Rabbi und Aſſeſſoren nur ein glaubhaft 
uber ertheilen follen, v. 16. Aug. 1773 10), 
+ daß die Juden von den Xelteften in Strafe genommen. werben 
„b. 2. Mai 1775 12), 
®. von der eingefhränkten Annahme der Juden zum Unterricht in 
en Religion, v. 20. Juli 1774 12). 
8. v. 8. Oft. 1778, daß, wenn der fich zu dieſem Unterrichte mel: 
in Dienftbote ift, Die hiernach erforderlichen Atteſte wegen des uns 
m Mandel von den Aelteſten mit unterfchrieben fein fol 13). 
Di des Art. 3. wegen Beltellung der jüdifchen Schulmeifter v. 
5 14), 0) 
3. megen der Judenbankerute, und daß diefelben, wenn es zweifel- 
r muthwillig follen gehalten werben, v. 13. April 1775 35). 


iv. Corp, Const. Marchic. T. I. ©. 731—732. 

ylii Corp. Genst. Marchic, Cont. IH, &. 137, 

v. Corp, Const. Marchic. T. VI, ©. 1049. 

endaſ. T. II. ©. 249. 426. T. VII. &. 2475. 

enbaf. T. 11. ©. 461-464, 

enbaſ. T. III. S. 155—1858, 

endaſ. T. HI; ©. 239-242. 

endaſ. T. W. ©. 877. 

endaſ. T. Ve. ©. 548—544, 

endaſ. T, Ve, ©, 138. 134, 

endaſ. T. Vd. ©. 137. - . 
Kegels Auszligen aus den Eonfiftorials@efegen, Berlin: 1784.15 Ar. 
v. Corp. Const. Marchic. T. Ve. ©. 369, 

mbaf. T. 1. ©. 911. T. Ve. ©. 125. 
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Die V., daß die Akquiſitionen der Häufer und Grundſtücke bei 10 
Strafe der Kameralbehörde binnen ſechs Monaten von Zeit der geſchehe 
Acquifition angezeigt werden follen, : v. 5. San. 1776 2). 

Die 8., dad Schägungsgefhäft in Anfehung diefer Sudenhäufe, 
5, $ebr. 1776 2). 

Die B. wegen der überhband nehmenden fremden Betteljuden; 
2. Dec. 1780 3). 

Das Publitandum, worin dad Haufirebift v. 18. San. 1786 
und geſchärft moıden *). 

Bei dem Tode Friedrich des Großen befanden fich die Jude 
einer viel blühenderen Lage, ald in den vorhergegangenen Regierunge 
den. Ihre Vermehrung hatte überaus zugenommen, und ber größte 
von ihnen betrieb Gefchäfte, die nicht auf Wucher gegründet waren. 

Unter der Regierung $riedrih Wilhelm bes zweiten beftimmte 
V. v. 7. Nov. 1786, daß die in Teſtamenten von jüdifhen Erblaſſern 
flelte Bedingung des Verharrens des Erben oder Legatarius bei der jübiN 
Religion für unverbindlich geachtet, mithin dergleichen Erbfchaft oder 
demjenigen, welchem fie zugebacht worden, ohne daß derfelbe an die ſe 
dingung gebunden fei, verabfolget und gelaffen werden folle ®). 
zweite V. v. 8. Oft. 1787 beflimmte, was bei Eintragung der Zi 
bäufer zu beobachten ©) 

Zu Ende des Jahres 1787 baten die Oberlanded-Xelteften der I 
fchaften in fämmtlichen Königl. Provinzen um Erlaffung de ea 
genden und brüdenden fogenannten Leibzolles. 

E3 wurde dies die Veranlaffung eine eigene Kommiffton nicbenig F 
welche fi von Deputirten der Judenſchaft Borfchläge machen IB 
ihre bürgerlihe Verfaſſung verbeffert werden könnte. Nach einer ing 1 
gen Unterfuhung aller Verhältniffe wurde fchon damals ein allg‘ 
Reformplan entworfen. 

Zueiſt verlangte die niedergefeßte Kommilfion, in dem Zeitraum, 
1787—1789 von den Juden mehrere Nachweifungen und Erläuters! 
über ihre inneren Einrichtungen, frommen Stiftungen, Gemeindeſchuk 
und andere Gegenſtände. 


—— 





1) Nov, Corp, Const, Marchic, T. VI. &. 14. 182, 

2) Ebendaf. T. VI. ©. 22. 

2) Ebendaf. T. VI. &. 3083—3093. Aehnliche waren früher in großer Zahl 
gangen: Ed. v. 20. Aug. 1650, v. 14. Dec. 1695, v. 20. Sept. 1704, v. 17.8 
1712, v. 13. Nov. 1719, v. 10. San. 1724. Revid. Ed. wegen Abhalt 
der fremden Betteljuden v. 3. Ian. 1737. Erneuertes und geſchärftes Ed 
9. Febr. 1738, ſämmtl. in C. C. M. Tom, V. Abthl. V. c. 3. — Ed, wegen 
überhandnehmenden fremden Betteljuden v. 12. Oft. 1786. N.C.C, M. 
p- 3084. Man fieht nicht ein, bemerkt Koch ganz richtig S. 19, warum 
nämliche Edikt immer wieder von neuem gegeben worden ift. Als wenn 
wiederholten Auflagen des Geſetzes und bie erſchrecklichen Drohungen be 
ben gegen bie Uebertreter, der das Erſtemal mit vierzehntägigem Gefän 
bei Wafler und Brot beftraft, und über die Grenze gebracht, zum zweiten 
mal aber gebranntmarkt und wieder über die Gränge gebradht, und zum bril 
mal gehängt werben follte, und diefes vorher nicht einmal erfahren Eonnte, 
dieſes Geſetz den polnifchen Betteljuben in Polen vor der Weberfchreitung 
Kuänge wohl nicht vorgelefen worden fein wird, eine gute Gränzpoligei hätt 
egen ſollen. 

«) Nov. Corp. Const. Marchic, T. VIH. ©. 16. 

2) L. c. T. III. ©, 15—17,. 

*) Ebendaf, T. VII, 
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Die nächſte Folge war die Aufhebung des Leibzolles Durch V. v. 31. Dec. 
7 (C. C. M. VIII 150.) in Betreff der inländifhen Juden und in 
treff der außländifchen, zur Frankfurter Meffe kommender, durch die V. 
k. Quli 1788 (C. C. M. VIIL 2142.) 1). 
Eben fo wurde ihnen die gleichmäßig ungerechte und Heinliche Aus⸗ 
dene von Porzellain aus der Berliner Porzellainfabril, welche mit ihren 
athungen und nachgefuchten Konzeffionen verbunden war, erlaflen. 
bot ſich nämlich die gefammte Judenfchaft gegen Ende des Jahres 
wegen der rüdfländig audzunehmenden und zu erportirenten betraͤcht⸗ 
Quantität Porzellain zu Erlegung der Summe von 4000 Rthlr. ein 
allemal, Der König genehmigte died durch V. 0.12. Febr. 1788 
eitheilte den Juden die Freiheit, gleich den chriftlichen Kaufleuten, den 
mit Porzellain treiben zu dürfen 2). 
Ee fernere Folge jener Kommilfion war dad R. des Gen. Direktorii 
De. 1789, wodurch den Juden zwar Aderbau auf eigenen Gütern 
hestwerke geflattet werten follten ®), aber mit fo vielen Einfchrän- 
Mm Bedingungen, daß mit Der andern Hand genommen wurde, 
Halt des einen gegeben war. Die Generaldeputirten der Sudenfchaft 
dagegen fehr gegründete Vorftelungen, welche jedoch nur die Aufs 
Bang eines andern ungerechten Geſetzes zur Folge hatte, indem das R. 
9. Iui 1792 den jünifchen Gemeinden die Verbindlichkeit erließ, für 
Sk Uinilihen Abgaben ihrer Mitglieder folidarifch einzufteben. 
* Da an ausbre chende Revolutionskrieg drängte die beabfichtigte Total⸗ 
sehen er diſchen Verhaͤltniſſe in den Hintergrund, wirkte jedoch weient« 
Gb af die Geftaltung derBerhältniffe der Juden in den neuerworbes 
200 Penniagen, wie dad Öeneralprivilegium und Reglement für die Juden in 













— 

*9 Den Bot mußte jeder Zube, fn oft er auf feiner Reife ein fremdes Zerritorium 

RK. entrichten, was bei der früheren Berfplitterung Deutfchlande, die auf 

m“ * Quadratmeile haͤufig mehrere Territorien zeigte, dem Aermeren oft uner⸗ 

. KGwinglich war. In den Kleinfchen Annalen der Geſetzgebung ꝛc. Bd. 7. 
&. 131 dis 169 führt ein Kriminalfall die Neberfchrift: „Der Jude Nehemias 
Jehude Leib raubt, um den Leibzoll zu erfchwingen.” Deſſen ungeachtet ſah 
Preußen die moralifche Erniedrigung mit Recht ald das größere Uebel an und 
bob den Leibzoll auf, wie e8 in der V. v. 31. Dec. 1787 heißt, damit die Israe⸗ 
m „mehr von einer Erniedrigung, als von einer läftigen Schatzung“ frei 
würden. 

Während ber Kaifer Zofeph IL. fon in den Sahren 1781. 1782. dieſen Leib: 
Zoll gleichfalls abgefchafft, und Baiern im 3. 1799, folgten die anderen deut⸗ 
fhen Staaten im Anfange diefes Jahrhunderts; Sachſen erft durch ein ruf: 
fiſches Gouvernements⸗Patent v. 28. Dec. 1813. 

Die ausführlichfte Darftellung der betr. Verhältniffe enthält: Scheppler, 
über die Aufhebung des Zubenzolls, nebft einer ſtizzirten Gefchichte der Juden 
unb ihrer Schickſale und ftaatsrechtlichen Verhältnifie, befonders in Deutfchland 
und einer moralifchen, rechtlichen und politiihen Beurtbeilung der Abgabe des 
Leibzolld insbeſondere. Mit Urkunden. Hamm und Leipzig 1805. ©. auch 
Kopp’s Bruchſtuͤcke zur Erläuterung der deutfchen Geſchichte und Rechte. Caſ⸗ 
ſel 1789. 4. S. 97 —I54. 

Bemerkenswerth iſt übrigens, daß Preußen, in eigenthümlicher Anwendung der 
Retorfion, von Neuem den Leibzoll in Beziehung auf Juden, die aus dem König: 
reiche Polen tommen, durch K. O. v. 11. Sept. 1823 deswegen eingeführt, weil Ruß⸗ 

. land ben Jubengeleitzoll durch eine. v. 26. Nov. 1822 in bem Königreich Polen 
für eine fortdauernde Abgabe erklärt hat. Vergl. hierüber Thl. I. Ahth. 4. 
„Bechältnifie der auswärtigen Juden zum Preuß. Staat.” 

) Ann. ber Juden, &. 327. . 

) Ebendaſ. ©. 331. 332. 
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den Danziger Vorftäpten Hepbenbruc, Stoljenberg und Langfuhr, v 
ug. 1793. (N. C C. M. T. V. q. 497.) utid das Beneral-Audenı 
ment für Süd und Neu⸗Oſtpreußen, v. 17. April 1797 (Edd. Tem. 
p. 1031 u. Stengel IV. p. 180.) ergeben. 

Das bürgerliche Gefeßbuch zeigte demnaͤchſt Einzelnen die Moͤglichkeit, 
vollen Rechte der chriſtlichen Kaufleute zu erlangen 1). 

Die erträgliche Lage der Juden unter diefer und det vorigen Regie 
war genügend, bedeutende Männer unter denfelben bervorzurufen, 

Mit den wefentlichften Wohltbaten für die Juden iſt dagegen‘ 
Regierung Sriedrih Wilhelm des Dritten auf immer | 
Sie wurden im Laufe feiner Regierung Bürger. Zwar blieb der Verf 
welchen im 3. 1799 einige jüdifche Hausvaͤter machten, fich dem Chrif 
thum auf gewiffe Bedingungen anzufchließen, ohne Erfolg 2), doch 
zeichnete ſchon dad Reglement wegen Aufhebung der Berpfl' 
tung der jüdifhen Gemeinden den durch Wergehungen 
zeiner Mitglieder zugefügten Schaden zu erfegen und 
dagegen zur Erhaltung der Öffentlihen Sicherheit zu ' 
fenden Beranftaltungen vom 18. Juli 1801 ven König 
Sinn. Es war bid dahin nämlich in verfchiedenen Evikten und 
oednungen feftgefeßt, daß die Judengemeinden zum Schadenerſatz vom 
tet fein follten, wenn ein Mitglied derfelben einen Diebſtahl beginn 
fentlich geftohlene Sachen verhehle oder zum Pfand annchme, mil 
Bermögens fei, den entilandenen Schaden zu’erfeßen. Durch jeneß 
wurde diefe biöherige folidarifche Verpflichtung der Judengemeind⸗ 
Erfegung ded von deren Mitgliedern durch Diebſtahl oder Diebe = 
verurfathten Schadens dergeflalt aufgehoben, daß von der Zeit WE 
kation diefed Reglements an gerechnet, Feine auf eine folche ſolidauſche 
ftattung gerichtete Klage angenommen, vielmehr der hierin zwiſhe 
&riftlichen und jüdifchen Semeinden obwaltende Unterfchied für aufge 
geasbtet, und die Srage: in welchen Fällen jüdifche Hausväter für biam 
gehen ihrer Hausgenoſſen oder Dienflboten einftehen müffen, mals 
den Grundſaͤtzen, wie bei chriftlihen Hausvätern beurtheilet und er 
den werden fol. 

Obgleich nun auch in Abficht der Religionsverfchiedenheit der I 
weit mildere Grundfäße, ald in früheren Zeiten walteten, und ber 
gegen die Juden als Undeutfche nachlies, fo galt doch immer noch 


7) Einige erhielten General-SchugsPrivilegien und darin bie echte ifl 
Kaufleute, womit zwar wejentlidye Borztge aber dod) keineswegs die Aufn 
in das volle Bürgerrecht verfnüpft war (N. C.C, VE 13.) Nur fehr wen 
5 B. i. 3. 1791 dem Banquier sig, wurben förmliche Raturalifations 
tente ertbeilt. 
Sendfchreiben einiger juͤdiſchen Hausväter an den Probft Teller, Berlin 1 
Zellers Beantwortung bes Sendfchreibeng u. ſ.w. 1799. Es wurbe jebor 
Thon in dem A. 2% R. Thl. I. Tit. XL. 8. 7. aufgeftellte Grumdfag: „X 
Hausvater kann feinen haͤuslichen Gottesdienft nach Gutbefinden anordr 
welcher in Anfehung der Juden ſchon früher in vollitändige Ausäbung ge 
men war, nochmals wiederholt. Denn es heißt indem R v. 5. Jimi 
„Ale Kichhen- und Synagogen: und Ritual⸗Coaction und Disciplin aber 
aufhören müffen, und bagegen jedem jüdifchen Hausvater übertaffen bleiben 
er feinen Gottesbienft und feine Handlungen, fo weit fie die Ritualgefege bı 
fen, einrichten will, zumal die Juden bei ihren zu vermehrenden Ilahrungs: 
Erwerbsarten fi fo vereinzeln möchten, daß viele außer ber Lage eines get 
ſchaftlichen Gottesdienſtes kimmen werden.” 
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v_baß die Juden das Bürgerrecht nicht erlangen und an 

BVortheilen des Staatd: und Privatsechtö nur befhräntt 
eil. nehmen könnten, ein Grundfag, der immer noch auf die Vers 
idenheit der Religion und den Haß gebaut war, welcher auß dem römi⸗ 
a uud kanoniſchen Rechte in die neueren Gefege übertragen wurde. 
Bein Sat; wurde dem Prinzipe nach verworfen in Preußen’d Regeneras 
wi: Epoce. 

it St. D, v. 19. Nov. 1808 gab bereits nach dem Anfichten Ginzels 
MW) den Juden dad Recht, Räotiibe Bürger zu werden, und zu den 
ütlichen Memtern in den Städten zu gelangen und das Ed. v. 
ty 1812 forach die Aufnahme der Juden in den Staat aus, indem 
auch zu Staaröbürgern erhob. . 


B. 
Die Geſchichte der Juden in Schlefien?). 


n genoffen in Schlefien im 12. und 13. Jahrhundert bürger 
te in und außer Gericht und befaßen Landgüter 2). “ 

Solto I. fagt in feiner im Jahre 1295*) den Juden zu Schweid⸗ 
h Urkunde, daß er den Juden alle Freiheiten und P:ivilenien 
fahren beftätigte, und in dieſer Beftätigung finden ſich weder fine 
ing des Heirathend noch ein Verbot Häufer oder Güter zu 


ivilegium des Herzogs Heinrich ju Slogan vom Jahre 1299 iſt 
Mörtlich baffelbe, und der Inhalt beider Urkunden iſt im ſchleſi⸗ 
ben Uimbrechte befindlich, Es ergiebt fih aus denfelben, daß man kaum 
em Interfdyien zroifchen Chriften md Juden machte. 

De Eingang diefer Urkunden lautet deutfch: 

*x Pr end gm dom. Büren ans gätte 

je und fämmtlichen Rechte, welche die Fürften au 

mal — den Endzweck haben, daß dadurch die Außgelaffenheit 


unten das R. v. 27. Febr. 1809. . 
Bo nit defondere Schriftfteller eitiet, find biefe Mittheifungen aus Simmers 
Zꝛans Geſch. die Berfaffung ber Juden im Herzogihum Gchlefien gefchöpft. 
: Ballen 1781. Die Ausführlicteit derfelen wird ſchon des Anterefiis 
mölen gerechtfertiget fein, weldyes bie BWergleihung biefer Zufänbe vor 
j; 4812 mit den gegenwärtigen enthält, gleichzeitig aber werben diefelben auch 
. sr abfchredenden ehr dienen kdnnen, Mn melden Schritten eine Geſet⸗ 
k [N jezwungen wird, hie auf unnatüflicher Baſis ruht. Hätte ber Staat 
ungeheuren Kräfte, welche nöthig waren, um biefe complicirte Geſetzgebung 
R: im Yuil 8 zu bringen, zur Verbeſſerung ber Lage jener handvoll Juden in 
Gclefien — e6 waren deren im J. 1790 in ganz Schleſten 9000 — verwenbet, 
mutben, fon bei ber folgenden Generation alle biefe Zuenehrmpgefebe übers 
Y Mi Statt deſſen entiittlichte eine auf Willie und BR aute vr 
ei au 

















jeggebimg nicht nur immer mehr die Betroffenen, fonbern notinwenbig 

der fie nöthig —ã Er ba fle dev Beftechung Thür 

nad öffnete. Daffelde gilt von ber bemmäct folgenden Baritsllung her 
iffe der Juden in den übrigen alten Provinzen. 

H Klofe, von Breslau, dofumentirte Geſchichte giebt eine Urkunde Herzog Hein⸗ 
ijche des Bärtigen vom Jahre 1204, in welcher zwei Juden, Joſeph und Kär- 

jeführt werben, bie nahe bei Breslau Candgüter befeffen 3 A208 hatte 
Jude aud) ein Dorf bei Trebnig. 

) Diefe und die folgende Urkunde haben viel Aehnlichkeit und-einen ynverfennharen 
Bufammenhang mit ber Jubenorbnung bed Herzog Boleslan von Polen, dd- 
Hirt vom Montage nad) Marit Himmelfahrt 1264. Erneuerk wurde biefelbe 
von König Kaflmir dem Großen 1843. Vergl. biefelbe bei Kortum, ber Bus 
denthum und Juden. Nürnberg 1795. on 
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der Menſchen in Schranken gehalten die Unſchuld ungekränkt 
und dieſelbe gegen die Verlaäumdung der Gottloſen geſchützt werde: fe 
auch billig, dag dasjenige, was durch das Anſehen der Fürften als hei 
feftgefeßt worden, nachgehends nie mehr von dem Frevel eined Men 
angefochten, oder umgeftoßen werden darf. Demnad wollen Wir Bei 
von Gottes Gnaden Herzogs in Schlefien, Herr zu Fürftenberg und 
Schweidniz, Daß gegenwärtige Schrift zur Miffenfchaft Aller und 
gelangen, und ed Niemanden unbelannt bleiben möge, Daß Wir nah 
nauer Durchficht derer Briefe und Privilegien ſowohl Unſers gel 
Bruders Heinrich Herzog in Schlefien, auch Herrn zu Breslau, als 
Durchlauchten Fürſtens Heinrich Herzogs eben daſelbſt Weil. 
Vettern, welche diefelben über dad Mecht und die Freiheit derer ini 
Lande befindlichen Juden gegeben, entfchloffen find, mit- Worbewußt W 
unten aufgeführten Zeugen, auch denen unter Unferer Botmäßigkeit 
den Juden ein Privilegium über ihre Gerechtfame und Freiheiten zu 
Ien, fie, befonderd da fie unter. Unfere Cammer gehören, und 
Schutzes vorzüglich bedürfen, dadurch zu fchügen, und fie Unferer 
theilbaftig zu machen. Wir wollen alfo zu befferer Wiffenfchaft und Bei 
forge einige in den Briefen befagten Unierd Bruders und Weiland 
ters Liebden enthaltene Serechtfame der Suden bier von: Wort zu 
erneuern, andere Unferer Entſcheidung bis auf künftige Zeit vorde 
andere aber mit reiflicher Ueberlegung fogleich erlauben, wie aus dem 
balt der Urkunde erhellen wird.” “ 

Die Urkunde Herzog Heinrichs TIL zu Glogau, vom Jahre 1299 i 
folgenden Eingang: Ä 










Im Namen ded Herrn. Amen. 


„Wir Heinrich von Gotted Gnaden Herzog in Schlefien, —333 
gau, urkunden zu ewigen Zeiten. Nachdem von den Einrichtungen de 
Menfchen nichts zu einer rechten Vollkommenheit gelanget, fondern M 
Wilend-Meinungen und eingeführten Sagungen derſelben, wen B 
auch noch fo überlegt und vernünftig zu fein feheinen, einem Meere db 
chen, welches felbft zur Zeit der größten Stille dennod Stürmen unbe 
gewittern ausgeſetzt ift, fo wird erfordert, daß dasjenige, worauf dab 
ſowohl des Kürften ald der Unterthanen beruhet, öfters wiederholt um 
neuert werde, damit mittelft dieſer Erneuerung die bereitd bekannten 
chen noch befannter werden, mehrern Glauben unter dem Volke, und 
befto größere Fefigkeit erlangen. Daher befennen Wir, und thum 
negenwärtiges fchriftliche Zeugniß Bund für jet und immer: daß Wir 
Beiftand des Herrn, durch welchen die Könige der Erde herrfchen, 
dem Sie alle ihre Gewalt haben, und deflen Größe unermeßlich if, 
möge der Uns ebenfalls von ihm über verfchiedene Landſchaften umd 
ter ertheilten Macht nicht wollen, und zugeben, daß je einige Unferer id 
terthanen, weſſen Standes und Würde fie auch fein, Mangel an gu 
Sefehen haben, und dadurch Abbrud an ihren Rechten und Gerehffl 
men leiden follen. In diefer Abficht find Wir auch entfchloffen, dem 
Juden, die unter Unferer Botmäßigkeit fiehen, befonderd da fie zu Un 
er Sammer gehören, und Unferd Schuße für allen andern bedürfen, U 
fere Gnade zuzuwenden, und erachten alfo für nöthig zu befierer Bekam 
machung, Wiffenfchaft und Worforge, die Statuten und Privilegien di 
felben, die Wir ihnen und wegen ihnen bereitö in Unfern jüngern Jahr 
ertheilt haben, folgender Seflalt, und zmar von Wort zu Wort, | 
exneuern.“ 
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Die nun folgenden in beiden Privilegien enthaltenen und bis auf einige 
Abweichungen gleichlautenden Artikel beſtimmten: 


1) In Klageſachen wider einen Juden fol niemal ein Chrift allein, fon» 
dern ein Chrift und Jude gegen den Juden Feugniß ablegen. 

2) Wenn ein Chrift einen Juden zu Unrecht befchuldiget, daß er Pfän- 
der bei ihm verfeßt, fo kann ſich der Jude mit einem Eide recht: 
fertigen. 

-- 3) Wenn ein Chrift läugnet, daß er vom Juden auf fein Pfand nicht fo 

».» viiel Geld empfangen, als derfelbe angiebt, fo fol es der Zube be 
ſchwören, der Chriſt aber ohne Widerrede bezahlen. 

= 4) Ein Jude mag alles ohne Ausnahme ind Pfand annehmen, nur nicht 

>v.  nafle® oder blutiges Gewand, auch Feine zur Kirche gehörigen 

Sachen. 

—— Wenn bei einem Juden geſtohlene Sachen verſetzt werden, der Jude 

aber beſchwoͤrt es, daß er dies nicht gewußt, fo muß der Ehriſt, dem 

5’. Diefe Sachen gehören, folche mit Kapital und Zinfen einlöfen. 

Verliert ein Jude bie bei ihm in Verſatz ftehenden Pfänber durch 

Feuersbrunſt oder Diebftahl, und er beeidiget ed, daB er Dabei zus 

| gieih um feine eigenen Sachen gelommen, fo darf ihn Niemand in 

Anſpruch nehmen. 

7) Kein Stadt: oder Ortörichter fol fich in Mechtshändel, fo die Juden 

unter fich felbft führen, einiger Gerichtöbarkeit über diefelben anma⸗ 

t: Ben, fondern nur der Hoferichter, oder deflen Subbeleairter. Ber: 
brechen, fo die Perfon eined Juden betreffen, behält fich, der Zürft 

zur eignen Entfcheidung vor. 

r 8) Ein Chriſt, der einen Juden tödtet, fol aufs Härtefte beftraft werden, 

und deffen ganzed Vermögen dem Landesherrn verfallen fein. 

F: 9) Ein Chrift, der einen Juden verwundet, fol zur fürftl. Kammer eine 

. Geldbuße zahlen, und den Verwundeten überdied noch wegen Hei⸗ 

ber, - Jung und andern Koften ſchadlos halten. Eben fo muß auch ein 

.. Chriſt, der einen Juden nur fchlägt, dem Kürften Strafe zahlen, 
dem Sefchlagenen aber Genugthuung geben. 

10) Riemand fol einem reifenden Juden Hinderniffe machen. Führt 

derfelbe mauthbare Sachen bei fich, fo darf er an den Mauthorten 
bavon nicht mebr oder weniger zahlen, als ein anderer chriftlicher 
Einwohner des Orts, wo der Zube fich fonft aufhält. 

11) Die Juden dürfen von ihren Todten, die fie von einem Ort zum 
andern ins Begraͤbniß führen, weder Mauth, Zoll, noch andere 
dergl. Abgaben entrichten. Zöllner, die ihnen etwas abfordern, find 

alls Räuber zu beflrafen. 

12) Chriften, fo freventlich einen Juden⸗Kirchhof entehren, oder beſchaͤdi⸗ 
gen, follen ald Befchädiger der Kammergüter angeſehen, als folche 
beſtraft, und ihre Güter fonfidcirt werden. Vergreift fich ein Chrift 
aber an einer Judenſchule, fo ift er dem Hoferichter in 2 Talent 
Strafe verfallen. 

13) Benn ein Jude den andern verwundet, fo ift der Thäter nach der 
Landesgewohnheit zu beftrafen. 

14) Nur in wichtigen Dingen, die über SOlöthige Mark ſich belaufen, fol’ 
ein Jude auf dem Rodal ſchwoͤren; in geringen Sayen ar wur 
in be Oqdule. . 
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15) Segen einen eines heimlichen Judenmords verbächtigen Chrifen ven 
fpricht der Fürſt noch ferner inquiriren zu laffen, ſalls auch bei de 
erften Unterfuchung gegen ihn nicht8 entdeckt worden. 

16) Gemaltihätigkeiten, fo Chriften an einer Südin ausjiben, find nad 
den Landes: Saungen zu beftrafen. " 

17) Kein Judenrichter darf eigenmächtig einen jüdifchen Rechtshande 
vor fein Gerichte ziehen, wenn er nicht darum erfucht wird. Aus 
follen die Juden nirgends als in ihrer Schule gerichtet werben. 

18) Wenn ein Chrift einem Juden nach abgelöften Pfand die Zinſen by 
von länger ald 1 Monat [huldig bleibt, fo tragen diefe Zınfen wie: 
der Zinfen. | 

19) Auden follen in ihren Wohnungen Riemanden beberbergen. 

20) Wenn ein Jude auf Grundftüde, oder Werfchreibungen der 
leute zc. Geld leihet, und dad gethane Darlehn durch Brief md 
gel beweifen kann, fo fol er in die ihm verichriebenen Fundos ei 
wiefen, und bei feinem daran habenden Pfandrecht gefhüht w 
Ausgenommen ber Schuldner reiniget fich Durch einen Eid, baf 
ba8 in der Verfchreibung enthaltene zu zahlen nicht verbunden, . J 

21) Ein Chrift, der ein Judenkind entführt, ift als ein Dieb zu bi 


fen. 

22) Wenn ein Chriſt ein bei einem Juden verſetztes Pfand binnen Ki 
und Tag nicht einiöfet, fo mag der Jude dad Pfand, nachdem ak! 
vorher beim Richter gemeldet und aufbieten laffen, verfaufen oder 
feinem Nuten verwenden. 

23) Juden dürfen an ihren Feſttagen wegen Zahlung und Pfanbfachen 
nicht beläfliget werden. | 

24) Wer einem Juden ein bei demfelben verfebted Hand mit Gewalt | 
wegnimmt, oder Unfug in deffen Haufe macht, If ale ein Suͤrer ver 
landesherrlichen Kammergüter zu befttafen. 71 

25) Was ein Jude leibet, fol ihm in eben der Güte und Werth ua 
gerlich zurückgezahlet werden. “ 

26) Die Juden dürfen feine Pferde anders als bei Tage und mit Zul |- 
bung einiger Zeugen zum Pfande annehmen. Wird ein ge 
Pferd bei ihm im Pfande vorgefunden, und der Jude beeidiget 
daß er nichtö darum gewußt habe, fo ift er unverantwortlich. 

27) Die Suden, fo falfche Geldſorten bei ſich führen, dürfen ohne 
bung gerichtlicher Perfonen nicht aufgefangen werben. 

28) Wenn ein Bude zur Rachtzeit um Nothbülfe zuft, fo fpllen ihm 
benachbarten Chriften beifpringen bei Strafe von 30 Schillinge. 

29) 1) Es wird den Juden erlaubt, ungehindest alles zu kaufen, zu 
kaufen, und das Brot anzuriechen. 

30) Die wegen irgend eined Vergehen in Berbaft genommenen Juben 
der Richter des Orts nicht fegleich richten und verustheilen, ſonde 
fie nur bis auf landesherrliche Erkenntniß in ficheres Verwah 
dach ohne alle Schmad) aufbebalten. 

31) Wenn Jemand einem Juden Geld abgebprget, und darliher Bit 
geftellt hat, nachgehend& aber die Schuld läugnet, fo müſſen ed ne 
dem Schuldner die Bürgen ebenfalld befchmören, daß derfelbe zur. 
Bezahlung ded Darlehns nicht verbunden fein; widrigenfals ifl — 
Hauptſchuidner zur Bezahlung der ganzen Schuld verbunden, 


2) Diefe 3 Artikel 29 -31 befinden ſich im Privileaio Herzogs Worko I. d. 1295, 
aber nicht im Privilegio H. Heinrich IL, d. 1289,  " ° 
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3) Niemand fol endlich, laut ben päpftlichen Sakungen, die Juden 
mehr befchuldigen, als ob fie Chriftenblut gebrauchten, weil ihre Ges 
ſetze austrädli gebieten: daß fie fi von allem Blute enthalten 
müflen. Wird aber dennoch von einem Chriften einem Juden ein 
Shriftenmord Echuld gegeben, fo muß der Jude deffen durch 3 Chris 
ſten und 3 Juden überwiefen werben, und, wenn er überzeugt wors 
den, mit einer diefem Verbrechen anaemıffenen Strafe belegt werben. 
Wird aber der Jude durch die Zeugenaudfage für unſchuldig eikannt, 
fo fol der Ehrift wegen feiner VBerläumdung eben die Strafe leiden, 
die fonft der Jude hätte ausſtehen müſſen ıc. 

Die Saven wohnten, wo fie wollten, meift aber um bie Höfe der Her⸗ 

ze, und gehörten auch unmittelbar zu ibrem Serichtöfprengel; fie hatten 

o in diefem Punkte Die Nechte des Adels und der Herzoglichen Bedienten 

e.died fowohl nad Privilegium von 1295 für die Schweidnigfchen, als 

a 1299 für die Glogauſchen Juden beweifet; eiſt fpäter find fie ben Un⸗ 

geächten untergeben worden ?). 

Deberall, wo ſich eine Bemeinde bildete, hatten fie Synagogen und Kirch: 

fe, und faft in allen beträchtlichen Städten, ald Breslau, Deld, Glogau, 

mweidnitz, Glatz, Liegnis, Jauer, Neifle, Bunzlau, Wartenberg, Leob⸗ 
üß ıc. hatten fie Gemeindeäiteften, oder Meifter, und trieben Urbar, 

GR bürgerliche Nahrung. Einen Beweis davon liefert eine Urs 

de der Herzogin Elifabeth zu Liegnitz vom 5. December 1447, nad 

Aqher We Die Zuden dem Mag. unterwarf. Die Worte derfeiben lauten: 
„Gebra und verleihen Wir Unfer herrſchaftlich Bericht, die Wir nes 
habt haben über die Juden Baßen, Schule, Häufer ıc. zum Mit 
Pain zu ziehen, außer Mofche, Judenmeiſter, Jakob und Stenzeln, 

Maurern, ſo lange fie leben, Doch daß fie in ihren Häufern nit mehr 
orbern, oder fonft was ofbringen der Stadt Urber zum Schaden ıc. ?). 

Folglich hatten fie dergleichen vorher, als fie moch unter den herzoglichen 

—* ſtanden, aubgeübt. Auch in dem Verzeichniß derer im Jahr 1453 

u Schweidnitz vertriebenen Juden finden ſich Handwerker; eben fo durf⸗ 

u fe in Dppeln bürgerliche Nahrung treiben. 

allen obengenannten Orten hatten fie ganze Gafjen inne, und Schid: 

"Sagt, daß vor 1454 die Juden im Fürſtenthume Schweidnig Güter 

en, auch Häufer, Gärten und Wiefen gehabt. In Deld wurde bald 

& Erfindung der Buchdruckerkunſt eine jüdifche Druderei angelegt. 

Die Geſchichte aller einzelnen Städte beftätigt die Anfäßigkeit der Ju⸗ 

Rund ben freien Gebrauch ihrer Religions Uebungen. | 

Kine Folge war, daß die Suden in Anfeben fanden, und mohlhabend 

wen. Im Jahr 1328 erborgte Herzog Bolko III. zu Liegnitz ſich von 
Juden 8000 Gulden, für die damaligen Zeiten eine bedeutende 


e. 
4298 gaben die Juden zu Bunzlau ein freiwilliges anſehnliches Geſchenk 
e Befefligung der Stadi. | 
1341 wurde Köwenberg an den Suden Jacob zu Breslau um 165 Mark, 
w darauf im Zahre 1346 abermald an einen Juden um 2816 Thaler 


bt. | 
1465 mußten die Neißer Iaden dem Biſchof zu Breslau 2000 Gul 
n zahlen. 
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Sie trieben in allen Städten, befonderd in Breslau, Wartenberg, Bunz 
lau, Glogau, Schweidnig 2c. einen großen Handel nach Polen und Lepıig, 
und waren diejenigen, die dem Bergwerk in Beuthen dad Silber und Did 
abkauften. 

Obſchon in diefem Zeitraume die Kroniken einiger Bertreibungen ber Ju 
den geden?en, fo in den Jahren 1163 von Leobſchütz, 1226 und 1319 au 
Breslau, wo der Pöbel die Schuld der Brände auf fie ſchob, und fick 
und da gedrückt wurden, wie 3. B. im Jahr 1345 auf Verordnung Köck 
Johanns, alle Leichenfteine von den Juden⸗Kirchhöfen zu Breslau aut 
graben, und zur beffern Befeftigung der Stadt gebraucht wurden, wu 
ebenfo zu Liegnitz geſchah: fo wurde doh an eine allgemeine Berfolgug 
noch nicht gedacht, vielmehr ihre Gerechtfame geſchützt, wie denn Rück 
Karl IV. (Prag d. 8. Sept. 1347) den Bredlaufchen Konfuln befahl: ” 


„Daß fie den Juden auf ihre Klagen mit allem Fleiß und aus Fünige 
cher Vollmacht zum Recht verhelfen follten; dagegen aber follten af 
die Juden die allgemeinen Abgaben entrichten, und der Magiftrat fü 
ihre Kollekten erhöhen oder vermindern.‘ 


a 
Diefer felbe König Karl IV. fchenkte freilich bald darauf, den 7. I 
1349, der Stadt Bredlau nach einem großen Brande alle Häufer 
liegende Gründe der Zuden nebft ihren beiden dafelbft gehabten Synageg 
fchlug diefe Beſitzungen auf 400 Mark an, und bedingte ſich dab 
Hals diefe Immobilien höher als 400 Mark verkauft würden, der UM 
fhuß nebft dem etwa in den Häufern vergrabenen oder fonfl gefumg 
nen Gelde, Waaren, Kleinodien ıc. ohne Rüdhalt in die K. Kam 
auögelicfert werden follte.e Es fcheint jedoch, daß dieſer Befehl n 
genau erfüllt worden; wenigftend wohnten im Jahr 1350 noch viel J 
zu Breslau, ald man die Schuld der Peſt auf fie fhob, indem fie N 
Brunnen und Luft vergiftet hätten. Diefe erfchlug der Pöbe, © 
derum befahl derfelbe König Karl IV. 1350 den 21. Febr. den Ke 
zu Bredlau: | 
„Daß fie alle diejenigen, welche Juden gemorbet hätten, gefänglih 
zieben, und ihnen ihr Recht anthun ſollten.“ B 
Deflenungeachtet wurden im Jahr 1360 am Tage Jacobi von R 
viel Juden erfchlagen. 
. Im Jahr 1419 erließ König Sigmund eine Verordnung: die Jubenf 
gen die Gewaltthätigkeiten der Chriften zu fhügen; dieſelben baum 
jedoch fort. So nahm man ihnen 1420 zu Jauer ihre Synagoge 
baute 1438 an die Stätte derfelben eine Kirche. 


Alle diefe Verfolgungen werden auch hier wiederum aud den damalig 
Geldverhältniffen vollkommen erflärlich. Der Fanatismus ded Pöbeld wi 
benust, um die Kürflen von ihren jüdifchen Gläubigern zu befreien. Di 
Zinfen, welche den Juden gefeglich verflattet waren, erklären leicht DE 
Höhe der Schulden. | 

Die Herzogin Agned von Schweibnit 5. B. verpflichtete ſich 1384 gegen 
einen Suden, ihm in beftimmten Terminen 380 Mark zu zahlen; wenn ſe 
dad nicht thun würde, fo folle jede Markt wöchentlich -einen halben 
Srofchen wuchern, alfo die Mark polnifcher Zahl zu 48 Groſchen 
jährlich 26 Grofchen, oder über 54 Prozent Zinfen geben. Biſchof Conte 
von Breslau (+ 1447), ein fo audgezeichneter Schuldenmacher, daß fen 

Bißthum, fonft daB goldene genannt, Wiemand van hen Ghernegmen 
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Br weil ed überlaftet war, hatte beieinzelnen Juden zu Breslau, Neifie, 
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ig, Oppeln, Kaliſch, Schweidnig und Zroppau einige taufend Mark 
eborgt und mußte, wenn er bie beſtimmten Zahlungs s Zermine 
kücht einbielt, von der Mark wöchentlich einen halben Stofchen zahlen !). 
ach noch vielen andern Beifpielen aus diefer Zeit, z. B. in dem Schweid» 
der Stadtbuche, war der Zind von einem halben Groſchen wöchentlich für 
Mark, oder von 54 Procent, bei den Juden der gewöhnliche, wos 
ih denn die Schulden der geldarmen Fürften und Unterthanen ungemein 
Mi fliegen. So war Herzog Bolko der III. zu Münfterberg 1380 einem 
m Jacob zu Schweidnig 1000 Mark (etwa 7500 Thlr.), Herzog Eon» 
Aber VII, der Weiße, einem andern dafelbft 1384 an 1450 Mark (etwa 
875 Thle.), Herzog Ruprecht von Liegnig 1387 einem Dritten 600 
Bart (etwa 4500 Thlr.) fchuldig, was in jenen geldarmen Zeiten große 
missen waren. Derzog Wenzel von Liegnitz hatte 1354, wider Willen 
PM Bruders Ludwig und wider bie mit demſelben gefchloffenen Verträge, 
Stadt Soldberg an einen Juden verfeßt. Herzog Ludwig fagte deshalb 
em Juden ab, fing ihn in der Stadt Liegniß, führte ihn mit fich nach 
we md zwang ihn durch Hunger und Gefängniß, Goldberg unentgeld» 
F chutreien. Zwar nahm der erzürnte Wenzel Die Gelegenheit wahr, und 
og feinem Bruder alle Einkünfte, die derfelbe aus dem Liegnitzſchen 
Bir, beichädigte die Unterthanen defjelben mit Raub und Brand; aber der 
pe verlor, zu aller erlittenen Noth und Qual, fein Geld2). 
Deiglauchen faktiſche Verhältniſſe geben genügende Aufklärung über die 
ea Ne Mitte des 15. Sahrhunderts häufiger beginnenden Werfolgungen. 
“Der hekannte fchwärmerifche Franziskaner⸗-Mönch Johann Kapiſtran zog 
den Jahren 1452-1455 in ganz Schleſien von Stadt ju Stadt, hielt 
ben Märkten Reden an dad Volk und bewog die Bürger in ten meiſten 
bten, ſich an den Juden zu vergreifen. Um hierzu einen Vorwand zu 
u, Sefchuldigte man die Juden allerlei Berbrechen, befonders der Ent: 
der Hoſtien. | 
Auf Beranlaffung Kapiftrand wurden im Jahre 1453 zu Schweibnig 
Inden und fieben Jüdinnen lebendig verbrannt; die übrigen mußten die 
t verlaſſen; ihre Häuſer, Aecker, Gärten, Wiefen wurden ihnen ges 
, und die Stadt erhielt unterm 26. Juni 1457 das Recht, einen 
mehr zu Schweidnig zu dulden. 
Breslau erfcbien Kapiftran im 3. 1454 zum zweitenmal. Da er hier 
der Juden:Berfolgung noch feinen ermünfchten Fortgang fah, fo 
gte er von Neuem öffentlich und zwei Märchen von blutenden Hoftien 
geſchlachteten Chriftentnaben erreichten ihren Zweck. Der im Rufe der 
keit ſtehende Kapiſtran flellte diefen Worgang dem König Ladislaus 
und wirkte von diefem 1455 den Befehl aus: 
aß alle Judenkinder, die über fieben Jahr alt wären, ihren Eltern 
Fweggenommen, getauft, und fobann vollends von Chriften erzogen, die 
„Suden, welche fich des Verbrechens der Hoftien-Schändung fchuldig 
„gernacht, verbrannt, die übrigen aber fämmtlich auf ewig des Landes 
"„verwiefen werben follten.” ' 
Sie wurde ein Eöniglicher Befehl mit mehterm Eifer vollzogen, als diefer, 
a welchem Aberglaube, Blutdurfi und Raubſucht Antheil hatten. Ein und 





ale 11. 2. ap 71. Tzſchoppe und Stenzel, urkdb. S. 252 und Noten. 
Chren, prino. Pol, bei Gtenzel 1. 148. Shebefius II. 218. 
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vierzig Juden zu Bredlau, eine nicht geringe Anzahl derfelben zu Ehwbn 
Löwenbergic. endeten ihr Leben auf dem Holzſtoß; die Übrigen mußten 
Dinterlafiung ihres Vermögens Stadt und Land räumen; Ihre Büter wun 
den eingesogen, und, mie Efchenlosr fagt, bee Diefe Tragödie in ſein 
Bredlaufchen Chronik S. 10— 12 defchreibt, „denen gegeben, hie «6 
gu des Königs Nuten brauchten.“ Derfelbe ſetzt Hinzu: 1 
„Die Breblauer erhiefteh vom Ladislaw ein ‚peivilegtum, daß zu ewi⸗ 
„Zeiten kein Sude zu Bredlan fein fol. Aber ob dieſes görttich fe 
„nicht, fee ich auf Erkennmiß der geiſtlichen Lehrer.” “ 
Bereitd im Jahr 1402 war zu Glogau ein Ähnliched Trauerſpiel anf 
führt worden, wo man viele Juden unter der Beiyuldigang, daß fir M 
geweihte Hoſtie gemißhandelt hätten, durch Feuer marterte, die übrig 
aber aud der Stadt jagte!). 


In Neiße wurden die Suden vom Bifchof Peter IL, der ſich laut Ice 
Briefes an Kapiſtran von 1453 mit deſſen Juden⸗Verfolgung nic) 
faffen wollte, fondern die gänzliche Audrotiung und Mißhandlung derſch 
verabfcheute, dennoch mit einer Seldftrafe belegt und 1468 vertrieben. 
Glaz jagte man fie 1492, mit Hinterlaffung ihrer Häufer, GrundRüdt 
und, wie die Chronik fagt, mit Berfpottung fort. Aus Frankenſtein und 
ſchütz wurden fie gleichfalls fortgefchafft, und der letztere Ort erhielt TE 
ein Privilegtien, keine Juden daſelbſt zu dulden. 

ie Doge zu Deld, Albrecht und Karl, verorbneten im gi 
1505, „DaB WER Zeinde der chriftiichen Religion wegen ihrem TE, 
und Betruͤgeraus allen ihrer Derrfchaft —E— Staͤdten IE} 
Dörfern fortge ſft werden ſollten.“ | er 

Der bieher-äßngenen Verfolgungen ungeachtet, mußten fic bei) srl: 
Juden hin Wieder in Schlefien erhalten haben, denn es erfäien WE 
Jahre 1559 abermald ein Patent wegen Audfchaffung der Juden, me: 
19. Juli 1571 wurben die Abgaben der Juden regulirt; allein die & 
fifchen Zürften und Stände wirkten 1582 den 7. April vom Kalfeey 
dolph IT. eine neue Verordnung auß: 5 

„Daß alle Juden mit ihren Weibern und Kindern aus ganz SM 

„verbannt fein ſollten.“ L 

Doch wurde ihnen, welches fonft nicht gefthehen war, zuge 

„vorher ihre etwa eigenthümliche Grundftüde zu veräußern, ihr für 

ches Vermögen mitzunehmen, (auögenommen die Widerfpenfligen, ! 

hen die Konfiskation defielben angedrohet wurde) auch auf die SA 

hen Sahrmärkte der ſchleſiſchen Städte zu fommen, und bafelbfl, 4 

andern hriftlichen Marktziehern, freien Handel zu treiben.‘ 

Diefe Nachficht wegen Beluchung der Jahrmärkte gab Gelegenheit, 
fich die Juden wieder in Schlefien einfanden. 

In Bredlau wohnten fie nach ihrer Miederkunft anfänglich in den X 
ftädten unter den Kloſter⸗Jurisdiktionen. Der Magiſtrat mollte fie fe 
zur Sahrmarktzeit nicht in der Stadt dulden, fo daß ſelbſt ‘der Laiferli 
Hof für nöthig Fand, denfelben zurecht zu weifen, und diefe Zurechtweiſu 
oder die mehrere Toleranz und Einficht, daß die Tuben dem Handel 
Polen zc. vortheilhaft wären, flimmte endlich die Gefianung bed Breit 












































1) Zum Andenken dieſer Geſchichte wird noch gegenwärtig in der Pfarrkit 
eine Tafel aufbewahrt, auf welcher die Hinrichtung der Juden abgebl 
tft, und dieſelbe Ahrug am Frohnleichnamstag auf dem Altar am Rate 
öffentlich ausgftällt; So ſchreibt Bemmiermann-a. a. O. S. 2 im' J. 1701. 
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Magifirars dahin um, daß derfelbe, als im Jahr 1630 einige jüdiſche 
ien vom Kaifer auf die Vorſtaͤdte privilegiet wurden, ſelbſt Den Au⸗ 
tag machte, daß fie in die Stadt ziehen möchten. Sa er verfocht 1689 
#8 1699 die Rechte der Dulcung der Juden in der Stadt gegen den Tais 
dien Fiskus. 
Zu Zülg und Glogau hatte fich ebenfalls eine Gemeinde erhalten, die an 
ben Orten 1627 und 1699 große Begünfligungen belamen; unterm 
b Juni 1667 erhielten die Juden ein Privilegium, zu Dyhrenfurth eine 
Me Druckerei anlegen zu dürfen; in Oberflefien hatten bie Juden im 
1656 nach dem Journal der Breölaufchen Kammer Einhundert 
inatwein-Ürbard in Pacht. 
Die Verordnungen welche demnächſt wegen den Juden ergangen, find 


Het folgeibe: 

Jahr 1628 0. 45. April: Oberamtliche Smfinuation, wie Die außer 
ndes wohnenden, im Lande aber Gewerb und Handlung treibende Juden 
3 Rentribution zu ziehen. | 

Medien anno d. 30. Juni K. Ferdinands II. Privilegium für die Suben 
Pihiken und Echlefien?). | 

2080 d. 79. Nov. Kaiſerl. R.: daß die Subenzeugen nicht durchgehends 
Ablegung eines Zeugniffed, beſonders wider die Chriften, in Processibus 
Hufen, ſondern die zur Zeugen» Depotirung erforderlichen Requisita 
Sons der Zuden mit alter Schärfe beobachter, und die Subornation 
Wipbertich zu beſtrafen 2). 

4885.30. Juni. Kaiferl, R.: daß die zur kathollſchen Religion ger 
etenen Iuden ihr Handwerk, fo fle bei den Juden eflernet und * 
er. mgeßindert mit ihren Leuten treiben, und die Hof⸗Freiheit genießen 


488 d. 18. Sept. Kaiferl. Patent: dag die mit kaiſerl. Paͤſſen ver 
m Juden gegen alle Infolentien und Thaͤtlichkeiten gefhügt werben 


4708 d. 29. Nov. Oberamtl. Patent: daß die Juben aus den Orten, 
de zu halten nicht befugt find, vertrieben werden follen *). 
MO d. 17. Nov. Kaiferl. R.: daß die von der Prager Appellation an 
ber ertheilte Remiffiv Schreiben in Wechſelſachen nicht mehr gelten 

4 


nr 4721 d. 8. Mil. Oberamtl, Publitation: wegen des Judens 
3; $mpoftd 7). | | 
. 1717. 1721. Oberumitl. Verordnung: baß keinem Juden Zölle 
chtet werben follen 8). 
25 d. B. Febr. Dberamtl. Kurrende wegen der den einlänbifehen 
unter gewiſſen Einfchränfungen erlaubten Haufirung ?). 
Rod. anno d. 10. Dec. Maiferl, Deklaration: daß dad Werbot wegen 






















"),Weingarlen Fasc. Libr I. P. II. S. 336, Lünigs Reichs⸗Archiv P. ’Spec. 
Cont. 1. No. 124.6. 206, 

Y Weibigert. Vindem. judie. P.’TI. cap. 9. S. 458, 

2) Weingart. Hodaeporicon von Juden ©. 253. 

*) Samml. ſchleſ. Privilegien Zit. I. No. 70, &. 231. 

°) Ibid. Zit. 2. No. 80. ©. 208. 

°) Collect. Brachvogel. P. II. No, 111 B. 688. 

1) Marpergers ſchleſ. Kaufim. cap. 16. &, 708, 

°) C’ollect. Brachvogel. P 4. ©. 1239, 

3 Ibidem P. 6 No. 806. S. 1744. 
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der den Juden unterfagten chriftlichen Dienftboten nur de Operibus sern 
libus, nicht ader von freiwilligen funftmäßigen Handlungs» und Hau 
werködienften zu verftehen fei ?) i 

1726 den 21. Oft. Oberamtl. Patent: daß in jeder Yubenfamilieh 
ältefte Sohn für einheimifch, die andern aber für fremde zu halten, und ſ 
nicht verheirathen dürfen 2). 

1728 d. 27. Suni. Oberamtl. Patent wegen bed dem Qohann & 
verpachteten jüdifchen Impoſts auf 3 Sahre 3). 

731. d. 21. Suni. Verlängerung diefer Pachtung auf ander 
Sabre *). 

1730 d. 17. Nov. Oberamtl. Patent: wegen Verpachtung bes jüd 
Perſonal⸗ und Juwelen⸗Acciſes an den Juden Zofeph Lazarus 5) 

1738 d. 18. Juli. Oberamtl. Patent: wegen Abfchaffung der $ 
aud Schlefien und Erleichterung des polnifchen Commercu durch pe 
Handelsjuden. 

Die beſtimmten Abgaben der Juden find wahrſcheinlich erſt 15274 
fanden, alb Kaifer Ferdinand I. die Steuerverfaffung in Schlefien 
haupt einrichtete, wobei fie mit einer Perfonalabgabe belegt wurden. } 

Als hierauf unterm 19. Juli 1571 eine Art Accife eingeführt wu 
ward babei feſtgeſetzt: ‘ 

„Daß jeder Zude, der über 20 Jahr alt wäre, 2 Bulden, t 
über 10 Jahr 1 Gulden jährlich geben follte.” | | 

Dedgleichen mußten die fremden Juden, fo die Jahrmaͤrkte bef 
1 Gulden erlegen. Doch betrug nad handfchriftlichen Nachrictaf 
ganze Einnahme von den Juden im Jahr 1580 nur 100 Thlr. [hf 

Kaifer Ferdinand II. nubte die Zuden beffer. Sie mußten feine K 
in Ungarn, welche gegen Siebenbürgen gebraucht wurde, den Se beuß 
len, und ihm für ein Generalprivilegium, das er ihnen im Zahr 163 
lieb, ein anſehnliches Gefchent geben. Im dreißigjährigen Kriege 
fie vermöge der Fürftentagd- Schlüffe zu einer Kopffteuer von W 
gezogen, die 1650 wieder aufhörte. 

Kaifer Leopold wollte die fchlefifchen Juden⸗Revenüen, da fie ihm 
wenig getragen, verpachten, und verlangte unterm 23. Febr. 160. 
Oberamt zu Bredlau ein Gutachten darüber; dies fiel jedoch dahin am 

Daß, weil die wenigen Abgaben, fo fie biöher entiichtet, von 
nem Belange wären, befonder& aber die Waaren, fo fie führten, 
Unterthanen zum Luxus verleiteten, auch durch fie viel Geld — 
Landes gefchleppt würde, die Suden fämmtlich vertrieben, und 
polnifchen Handeldjuden geduldet werden möchten. 
Der kaiſerliche Hof verpachtete deffenungeachtet im Jahre 1713 die 
desherrlichen Einkünfte von den fchiefifchen Juden an einen Juden, 
erließ ein Ed., wodurch bie ‚biöherigen geringen Abgaben theils e 
theil6 mehr dem Vermögen der Contribuenten angemeffener eing 
wurden. " 

Der Pächter verftattete ben Suben manche Freiheit, und die Juden 

men während diefer Pacht in Bredlau bergeftalt zu, daß ſich die Ka 




























1) Collect. Brachvogel. P. 6. No. 325. ©, 1823. 
2) Ibidem P. 4. No. 343, ©. 1874. 
2) Schleſ. Privileg. Samml. Zit. UI. No, 241. ©. 646, 
*) Ibiden No. 278. ©. 726, 
s) lbidem Zit. II. No. 274. S. 716. 
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jefhwerten. Sie erhielten die Erlaubniß, zwei aus ihrem Mittel 
ten, die auf das Eindringen ber fremden Juden Acht haben ſoll⸗ 
aus nachher dad Sudenamt entftanden. 
fang der Preuß. Reg. konnte dad Kommiffariat und die nachher 
Kammer, nicht fogleich an die Einrichtung des Judenweſens dens 
um wegen Nichterhebung der ordentlichen Gefälle die K. Kaffe 
zu halten, wurte vor der Hand ein Paufd:- Quantum von 
mmten Sudenfchaft in Schlefien gefordert. Unterm 6. Mat 
chien eine Deklaration: wie ed mit dem Judenweſen in Breslau 
werden follte, und den 15. Juni 1747 eine Verordnung, daß die 
neinden für die von ihren Glaubendgenofjen verübten Diebftähle 
ſouren, was aber durch 'eine Deklaration v. 13. Oktober 1777 ges 
purde. | 
innahme der jüdifchen Gefälle geſchah zuerft durch die Accidämter. 
26. Dec. 1748 wurde eine Inſtruktion audgefertiget, auf welche 
Bagegebühren von den fremden Juden erhoben werden foliten, und 
wegen beflerer Einrichtung der Jubenverfaffung verfchichene Bes 
gungen gehalten worden, ward endlich unterm 2. Dec. 1751 dab 
teglement publizirt 7). 
nl 1755 endlich erfchien eine Inſtruktion für fämmtliche 
ter 


Juden in Schlefien bildeten bis 1812 vier Gemeinden; drei flanden 
& Bxedlaufchen, und eine unter der Blogaufchen Kammer. - 

Wei aflern waren: die zu Breslau, die zu Zälg und die Landge⸗ 
Ae letztere bie zu Glogau. ede hatte ihre befenbere Einrich⸗ 
WBerfaffung. oo. .\ 0 


Beeblauer Gemeinde anlangend, wurden die früheren Verord⸗ 
aufgehoben Durch die unten folgende K.O. von 1790. Unter erfteren 
u ſich als beſonders willkührlich aus, die bereit erwähnte königl. 
5. Juni 1747, der zufolge die Judengemeinde verbunden war, bei 
in, die von ihren Glaubensgenoſſen verübt wurden, für den Erſatz 
zu flehen, was man faftifch wegen der um des Handels nothwen⸗ 
ibenden fremden Juden willen nicht ordentlich durchführte; fo wie 
»K. O. v. 6. Mai 1784, die aber nie zur Publikation gelommen, 
her bei Konkurfen die Aelteften der Judenſchaft in Anfpruch ger 
werben follten. | 
uden formirten eine Gemeinde und wählten fich alle3 Jahre Aelteften, 
ın der Kammer beftätiget wurden. Diefe Aelteften verwalteten bie 
Kaffe, gaben auf die Juden-Berfaffung Acht, machten im Wege der 
ne Streitigkeiten ab, hatten die Auflicht über die gottespienftlichen 
und unter ihnen fland das Lazareth, dad Begräbniß und dad jü⸗ 
nofenamt, welche ihre befondern Vorſteher hatten. 


zlement, wie ed mit dem Zoleranzwefen in Anfehung der Juden und der von 
jelben an die K. Kaffen abzugebenden Scnegelber und andern Gebühren im 
zherzogthum Schlefien, ‘excl. der beiden Städte Breslau und Glogau, ges 
ten werden fol, v. 2. Dee. 1751. Demfelben ift beigefügt: eine Knfkr, 
die Judentoleranzämter. Für Breslau galt eine befondere „Deklaration, 
‚hergeftalt das in der Hauptitadt Breslau uͤberhand genommene unnütze Ju⸗ 
volf, a dato publicationis, binnen 2 Mon, gedachte Stadt räumen, einige 
n Münzwefen nöthige wohlberüchtigte juͤdiſche Familien aber geduldet, und 
feiben mit einigen wenigen Speciebus von Waaren ber Handel al grosse, 
ieswegs aber‘ mit offenen Läben, verftattet werden Toll, v. 6. Mai 1744.” 
unten. 

L 83.3. Die Verhältniffe ver Juden. 15 


08 Stontörechtl. Werhättu, d. 3. in den allen VYronazet; 


Die Judengemeinde befland: a ur 

1) Aus den Generalprivilegirten, das iſt: ſobchen jübifchen Gh 
benögenoflen, die chriftliche Mechte im Handel und Wandel in und ay 
Gerichten hatten, und deren Borrechte erblich. 

2) Aus den Privilegirten, weldhe dad Recht hatten, mit verichiee 
in ihren Spezial: Privilegien enthaltenen Arten von Sachen zu handeln; 
Vorrecht war nicht erblicy, Doch wurde auf ihre Kinder bei offenen It 
giis Rüdficht genommen. 

3) Aus den Tolerirten, welche ebenfalls auf Lebenszeit ihr Reck, 
Bredlau zu wohnen, erhalten, Deren Gewerbe aber eingefchränfter all 
der Privilegirten. 

4) Aus den fogenannten Kirentriften, melde nur auf eine bei 
oder unbeflimmte Zeit zu bleiben die Erlaubniß hatten. ur 

5) Die Schusgenoffen entflanden auß den ehemaligen Bamutl-P 
nen. DieReichern ter Narion hatten die Erlaubniß, ſich junge Handels 
anzunehmen: fie wurden älter, und trieben endlidy, ob zwar nur 
eigenen Handel; dieſe Erlaubniß artete in eine Ertheilung der Xoleramı 
Juden an Juden aus. ' 

Alle fremden zur Stadt fommende Juden mußten ſich am Thore 
und erfiären: wie lange fie bleiben wollen; fie bezahlten 1 Rei 
Entree, die Weiber und Zungen aber 12 Ggr., wofür fie dieErlau 
ten, bis gum vierten age, zu Jahrmarktzeiten aber, den ganzen M 
Breslau zu bleiben. Suden aus Auras und Glogau hatten befonbere 

Die Zülger und andere Landjuden⸗Semeinden entrichteten eine b 
jägrlicdye Abgabe, Fix Eniree genannt, für die Erlaubniß, ſich 
eine gewiffe Zeit aufhalten, oder ohne Entree zu Breslau ab: und 
zu dürfen. 

Diejenigen fremden Juden, welche über die ihnen im Reglement ul 
tete Zeit fich In Breslau verweiiten, mußten ſodann Zagegrofchen * 
Die aber, welche vor den Thoren übernachteten, laut B. v. 9. April 
die Schlafkreuzer. u J 

Neu geordnet wurden dieſe Zuſtände durch die K. O. v. 21. Mais 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ıc. 3%; 

Das Glück und die Wohlfahrt eines jeden Unferer Unterthanen zu befördern, 
jeher ein vorzügliches Augenmerk Unfrer Regierungs⸗Geſchäfte geweſen; zu bi 
terthanen gehören auch die, zur jübifhen Religion fich befennenben Einwohner. 
nun zwar wünfchten, diefe Nation den übrigen Staatöblirgern völlig gleich zu 
und fie an allen Rechten der Bürger Theil nehmen zu laſſen: fo ftehen biefem 
Borfage doch Hinderniffe entgegen, welde zum Theil in. ihren religiöfen G 

um Theil in ihrer ganzen Verfaflung liegen, und bie gänzliche Ausführung, wi 
end vor ber Hand, noch unmoͤglich machen !). 

Um nun aber doch mit biefer Nation ſowohl eine Verbeſſerung auzufangen, 
Annäherung an die übrigen Bürger, fo viel wie möglich gu erleichtern, als auch 
einpefchlichene Mißbräuche bei ihrer Gemein-Berfaflung zu heben: fo haben wir, 
ders da die bisher erlafienen Verordnungen auf gegenwärtige Beiten nicht mehr 
bar find, refolviret, folgende nähere Vorfchrift: wie e8 mit dem Juden-Weſen ia 
lau zu halten, und was dabei beſonders zu beobachten ift, ertheilen zu Taffen. 

Erftens: 
Bon ber Duldung ber Zuben in Breslau überhaupt. 

Da wegen bes großen Sommercii mit Polen, Rußland, der Ukraine ꝛc. in Brei 
Thon feit vielen Seculis Suden nicht allein geduldet, fondern auch daſelbſt etablirt ga 
Ten: fo wollen wir biefer Nation noch ferner biefe Sreibeit geftatten. Wenn aber jet di 
niger Zeit eine große Anzahl unter allerlei Vorwand daſelbſt ſich eingefchlichen, Dit 7 


N Man erwartet nad, diefem pomphaften Cingange mindeſtens ein G. v1. ab 
















1812 und findet ftatc defien eine engherzige Werurhnung, welqhe ihr ba tadiga PP 
genmerk von Neuem auf den Selbbeutel der Kuben ditgtet. Er ie hau 
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3 ber cheiftlähen Kaufleute verfcpiebrme Ionen nicht zuſtehendel —5 
woancherici Beſchwerden * 4 —S— 1103 
HL Be geanmte Sudan Bemende zn Breten, erlufig de Beifatgiüe 
mar aue" Ein Yunert und Gehjig Gtammolteen Pefekn, —X 
men: ” . 

Brest, Schuss Jude ya 
erben. Diefe 180 En 38 alu gedudet ge 
rivilegirten/ Zoleritten, Birentriften und Schug-Genoffen lan 

mi ir 
1 





noch übrig bleibenden ‚aber ‚auf Tebenslang, ‚gegen, eine, e bi 
m; &: Können aber ſolche an den obigen 160, Stamm Rus ‚feinen. 
Begen ber polniſchen Graͤnz⸗Juden ift das Nöthige im dritten. Ahlanit feſtgeſe 
18 ben toierirten Firentriſter und Schutgenoen ober dem Famulitio, AM bits 
mm gewählten Perfonen, zahlen, da die Privilegiuten die EN Brei 
wer erlanft, jeder zur Gemein-Kafle nad Beichaifenheit 50 bis.290 Zhl., aus 
1 gonb bie Stempel-Gebühren und) Kammer-Kanzleigelber.für die,auszul 
Wriefe entrichtet, das ‚Übrige aber ‚zur, Entihäbigung des, Re aſſe be⸗ 
‚Porgellains@elbeß,, der Gemein⸗ Kaſſe gelaffen werden joll.. Any 
„Ein jeder biefer 160 Schug=Juben kann einen Sohn verheirathen, „der. nge 
Bin fo, nad) dem Tode feines Waters deffen Nummer zu -aeguiriven, ABS 
wirb. das Heirathen indiskinete nachgegeben ; mur ‚bleibt e8.‚bei dem Gefep: 
I&raufceine bei unfer ıc. Kammer gehst werben. müffen, welche das. Heitathen 
Wiasifchen Mädchen nur dann zugeben, und beu Sraufcpein.ertheilen, Zaun, wenn 
makeine Mitgift von wenigftens. 8000 Thalern erhält, Wenn der zweite Sohn 
will, fo kann foldyes nur unter folgenden Umftänden nachgegaben werden: 
rc die Stadt Breslau verlaffen, und an einem andern Orte ſich tabs 
h B Een 


h feine Braut eine Stamm⸗Rummer befikt, FeigUA veth vn pi 


der 160 nicht aberſchritten mich, n * 

ein Scug-Zube firbt und Feine Kibet hin! fi Ada. 
Webigt fein, zur zweiten Che zu icreiten, “m it abe % hr v 
* ein eigenes, von ihm, herſtammendes Reh fen habt, 
Gilßes durch beffen Brau, als nämlich bie binkexlaffene dur {hr aetdı 
iR m legtern Falle fol bie Witwe nicht eingejchräntt werben, Tot thx feete 
Ad ihrem Willen eine Verbindung eingehen zu Tönen, die fie für gut findetz 
Fa gefehen werben, daß es ein geborner Bteslauet, und wenigfteng ein 


aber das threm verfforbenen Dante yugeftanbene Recht nicht von fie; fertbach 
Rigm berntihret; fo FA e8 einem von ben Kindern, und wer Die micht son- 
i feinem Gefdroifter zu. Und wenn entweber Keine krifliren, oder fie —E 
Yon Gebrauch zu machen fo kann aladang eine ſolche Sittos cuf vi Girach Dih 
8 Mannes verloſchene Stamm· Nummer in ſoweit Anſpruch machen, wan ſa 
"dab ſit Bermogen befigt, und ihrem guten deuf ſonſt niehte migagen fürht, ſich 
einen ingebornen zu ehelichen, — u, 
Bo aber keiner von diefen Umftänden obwaltet, fo folk eine felhe, durch den 
aber ober dazu qualifigirende Gefsproifter, abfterbenden: Schub-Suben.nagant- 
! Stamm:Rummer, zum Beften der Breslaufchen Kinder, ‚der Gemeinde auben 
welche auf, fo lange diefe Rummer unbefegt bleibt, ‚das für. einge zu bezah⸗ 
hutgeld aus ‚ber Gemeinkaſſe vorſchußweiſe bezahlen muß, und ſoll dericuise, 
tadıgehends dieſe ummer wieder erhält, das von der Gemeinde, während ‚der. 
vorgefhoßne Schutzgeld wieder zu erflatten verbunden fein. umi 
Benn die Gemeinde biefe vacant geworbene Nummer wieder befegen will; jo 
ie Adlteften denjenigen, welchem dies Beneficium zu Theil verden fol, der Ru« 
wiffion anzeigen, und biefe, nad) vorgegangener nähern Unterfuchungs obfih 
azu qualifiziet. die Umftände Unfrer Breslaufcen Krieges- und Domainene 
B ben befundmen Umftänden nad entweber den Schutbrief fertigen 
€ daB Gefudy abfeplägt. Der vorzufgglagende SchugSude muß indeijen gar 
reslauer fein, und wenigſtans ein Bermögen von 1000 Thlr, aufweifen Tönnen. 
In Anfehung der Witten und anvermögenden-Juben, welche: fich, inar ihrer 
nad) gu einer Stamm: Nummer. qualjfiziten, wegen ihres dermaligen, Under⸗ 
aber zächt zu Diele Mechte gelangen Ehunen, fo joll, falls fir, naerahre. Kinber 
sm tommen; auf felbige bei den Bacanzen v ht ge⸗ 
m 


© viel mm bie Übrigen zu Brestau beſtndlichen Joden ee a) 
[CS 
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HR was Das u een € Schaden gereichet. Dieſe Aelteſten bleiben brei, ober Uängftens 
fünf Sat über with eine anbre Wahl vorgenommen; @ie beforgen Die ann 
Angel een der Gemeinde, verwalten die GemeinsKaffe, und beobachten bie 
ten ne rer beſonders wor: —E Inſtruktion; damit aber bei ihren S 
deſts — Unparteitic ei obwalte: &o fol ein hriftliher Kommiffarius 
werben, welcher den Gefflonen beiwohnt, und unter deffen Direktion die Innern @rmiib] 
Angelegenheiten betrieben werben, Borzüglich ift hahin zu Tehen, 
je Aa daß kein nach Breslau —— gehn ‚er Jude na dahin einfchleiche und ® 













worauf vorzüglich die Thorfteher, Core un! an -Offieianten Act | 
und feinen fremben Vettel» ober nicht nad) Breslau gehärigch Juden, ohne hi 
Seaitimation, oleranpäetteh, ober Reilepaß in bie Shore Au. mi 
aber doch der Ball eintreten, unb ein nad) Breslau nidıt gehöriger und Verb, 
fi in die Stadt ſchleichen: Go if duch die Juden: a ric. genau ji 
| ber fremde nicht zu durldende, ober fon] — anh mnſſche 
der Xelteften, die Stadt nicht verläßt: ‚davon dem gı t. 
Up —8 welches entweber ieten Juden zur ohne naud bringen, nn ro 
no beſondere, ober wohl gar ber fpionerie verbächtige umfrände a K 
16. Kammer zus weitern Verfügung das Erforbertiche fofort vorftelfen muß, 
8.22. Daß * falten gehoͤrig abminiftrirt. werben; zu von Gibe 
mern, denen bie Almoſen⸗ aſe anzuvertrauen if, biefeakt 
müffen, ohne 28 nation der Aelteſten, weiche nam chrii chen ommiſ 
mit gu untesgeidnen iR iemanben Almofen zeichen, und wenn Die-Morfteher in 
feheung bringen, daß einer oder mehrere von denjenigen Berfonen, To Lumofen erh 
Berglichen lat, uhr bebürftig find, ober fterben: ‚fo müfjen..fie folches fofort 
indere Arme bie erledigten Unterhaltungsgelber ‚empfangen ink 
Fr er die en —e* und a Gelber, möen be Almo ſen⸗ Vorſteher 
lich eine Rechnung ablegen, und wenn rs gehörig durchaegangen, und ihre Rich 
inne worden, iſt re dem Aqus Gemeinde Baar, und bie Borftehke 
ja 


Kal —ãS welche bie bu: u — auf —— Begrl 
gelber, freiwillige Kollekten und B— 


$. 24. Da die Gemeinde, außer dem oben bemerkten Kanon, den jeber einzeln gal 
noch — je Ausgaben zu beſtreiten hat, als die Silberlieferung, Salaria, 
fen, Armen; ze., und ihr vorzüglicher Fond aus ben Abgaben auf das Kam 
— beftanben, dieſe Abgabe ben Armen und denjenigen vorzuglich getrofen 
ea Famillie hat, und fi den jübifchen Gefegen genau untermogfen, br 
er weniger zahlreichen Familie wenig getroffen hat, aher a nid 
Tag it, —* zu ver Semeinlaften ber Brembe mit beiträgt: fo haben wa 
ber Aimuth, als quch der jübifchen Gemeinkafie zum Welten, folgendes — uge — 
feftgufegen fie gut befanden: daß bie — Abgabe, welche vom wen 
nen ðgl. betragen, auf;hie Qerahgeichtg UM Wr it A Arie 


Stwwrrecha. Berhäten.d. 8. in ben alten Provinzen, 


vben fol, Da aber die Gemeinkaſſe den dadurch Zitſtehenden Ausfall nicht zu 

: So foll biefer und alle fehlende Behärfniffe inclusive des Oftermehlö, 
ie auf bie fümmitichen Mitglieder der Gemeinde, wozu auch die Beneral-Pris 
[3 ven, auszufchreibenbe Abgabe aufgebracht werden. Diefe Abgabe wird 
rn en und Verkehr eines jeden entrichtet, und ſoll bie Ausmittelung durch 
Lelteſten und ſechs von der Gemeinde gewählten Schäger, und zwar «llemal 
en beſonders geſchehen, vom driftlichen Kommiffario bie Fraktion herausgezo« 
» wenn der Unterfchieb biefer drei Taxen zu groß ift, dutch Bereinigung ber drei 
dat wahre verhältnigmäßige Quantum beftimmt werben. Diele — 
llon wird unſerer ꝛtc. Kammer eingereicht, und biefelbe nach Beſinden der Witte 


4. Die Stepartition des Betragt fr Oſtermehl faͤllt auf ben Grund des vorher⸗ 
ae zur Vertheilung des Dftermehls felbft de find die Almoſenvor⸗ 
pralben, weil dieſe vorzüglic bie Armen in ber Gemeinde kennen müffen. . 
diefe zu erhebenden und auszugahlenden Gemeingotber müffen die Wors 
Wihech eine Rechnung durch den Gyndikum fertigen Laffenz biefe wirb dem chris 
rio übergeben, ber fie nach Yfliht und Gewiſſen reyidirt, ſoiche aldbenn, 
Iber aufgenommenen Protakol, einem Ausſchuß der Gemeinde, ber wenige 
Raf ehrlichen und einfichtsvollen Mängern beftehen muß, vorlegt, und wenn 
der Bkenung zufrieden, und fie für richtig anneymen, bann find die X 
guittieen; im Ball aber deshalb Streitigkeiten eutſtehen: So muß 
Kriegs· imd DomainensKammer ben dall entfcheiden. . 
Der hriftliche Kommiffarius iff verbunden, Janet eine Anzeige an bie Breg⸗ 
Yfdleghs und Domainen-Kammer vops Zuftande der Geineintafe und ber Hechs 
‚u machen, welcher mit barauf jeher muß, daß bie Schulden ber Gemeinde 
‚getitgt, und die Abgaben vermindert werben. “ 
befehlen wir unferm in Schlefien dirigirenden Miniftre, Unfrer Wreflau 
und DomainenKammer, und allen denen, die biefes Gefeg angehet, über 
B 1 Meinung feft zu halten, es gehörig zu publiziren, und nicht zu verftats 
Mayen abgegangen werbe, . “ 
Yen Ptabam den 21. Mai 1790. Friedrich Wilhelm. 
r (L. 8.) . Graf vor Hoym. 





I. 

un. Die Zülger Gemeinde ö 
"Stadt Zülg hatte fhon im Jahre 1562 eine befondere jübiiche Ger 
& 28 im gedachten Jahr das Fürſtenthum Oppeln durch dad Ab» 
ides Tegten Herzogs eine Domaine, der, Krone Böhmen wurde, vers 
Me der Kaifer die Herrichaft,Zülg art den Graf George Coriſtian v. 

und in dem deshäls gemachten Anfchlage werden aud Die Ein 
'ton der Judengeweinde zu Bitk Auifnefüührt. Desgleichen wurde, 
er Rubolph 1606 diefe Berrfchaft den biäherigen Dfandinhabern 

, denfelben auch die Zülget Judengemeinde mit Aberläffen. 
fer Ferdinand II. begnadigte in den Jahten 1627 und 1628 fowohl 
ager als ſchleſiſchen Juden dahin: daß fie alle öffentliche ſchleſiſhe 
und Wochenmaͤrkte, Le) andern criftlichen Kaufleuten, zu beſu⸗ 
nd dafelbft zu — die · Erlaubniß haben, auch in den diesfaͤlli⸗ 
gaben den Chriften gleich gefchäfgt werben folten. Die Zülger Sur 
ft wirkte ſich umferm 17. Juli 1699 ein auf fie allein gerichtete: 
um aus, welches mit jenetn übereinflimmt. 
Zuden vermehrten ſich in Zälg ſehr bald, da die Grundherrfchaft 
mbe ankommende Juden aufnahm. Dieb führte nach dee Befige 
ıg von’ Scilefien jun"einem Prozeſſe mit dem N. Fiskus, weicher 
!len Jahren zum je des Dominti dahin entſchieden wurde; 
daß, da dem Grundhertn von Zültz die Toleranz der Inden daſelbſt 
aa petelbe auch von ihnen Schuggelden ic. zu nehmes berech⸗ 


Juden doſelbſt Hatten ihr eigenes Gericht, aus Rabbinen, Rechts. 
3 fen Ve in Sy ————— 


254 Staatstechtl. Berhältn. d. 3. in ben alten Provingen. 


In den Niederfchlefifchen Kreifen auf ber deutſchen Oderſeite fandı 
diefe Berpachtungen nicht Statt. 

"ZamulizPerfonen waren diejenigen Juden, die zwar im Bande gebem 
denen aber nicht verflattet, ein eigenes Gewerbe zu treiben, daher fie ben 
mit Dienen ihren Unterhalt erwerben mußten. Sie waren den mannigfı 
tigften Einfebränktungen unterworfen. R 

Was die Einfchräntungen der Juden im Allgemeinen betrifft, fo war:. 


1) eine der vorzüglicdiften: 
Daß kein Jude ohne Erlaubniß der königl. Kammer heirathen durfte, 
nur die wenigften Erlaubniß dazu befamen. | £ 
Schon unter öſterr. Reg. hatte man dies Mittel erfunden, ihre 
sung au verhindern; bein unterm 17. Oft. 1726 erging die Werorb: 
„Daß nur ein einziger Sohn aus einer Familie ald ein einheimiſcher 
gefeben werden folle, und fich verheirathen könne.” 
Den Töchtern aber erlaubte man zu heirathen; hatte ein: Water und 
einen Sohn, fo mußten die Übrigen daB Land räumen. 
Während der Königl. Preuß. Reg. wurden megen des Deira 
Juden die V. v. 29. Sept. 1744, 19. März, 1746, 7. Dez. 1750, 2%. 
1751, 1. Aysil 1755, 4. Der. 1763, 20. Aug. 1773, 26. Nov. TE 
28. April 1787 erlaffen. | og 
Nach djeſen Verordnungen konnte: 
a) fein Zube, der fi) verheiratben mollte, ohne vorgezeigten —* 
des Königl. Kammer⸗Direktorii von einem Rabbiner getraut wer 


b) Der Trauſchein für den ſich verheirathenden Juden mußte * 
Be; 























leranz⸗ Amt, worunter der Jude wohnt, bei der Königl. Kammer nı 
und zugleich angezeigt werden: ob der Water des Bräutiganıs 
Braut bereitö ein verehelichted Kind im Lande habe oder nicht, und db 
Bräutigam oder der Braut, wenn fie außer Landes heirathen, ein 
gut mitgegeben werde i). j 
c) Den Töchtern war dad Heirathen, fie mochten ſchon perheiratheit 
der oder Schweftern haben, nach der B. v. 17. Dec. 1788 nachgegehi 
d) Auch ber gweite und dritte Sohn konnte unter folgenden 
gen beirathen: 
1) wern er entweder eine Fabrike anlegte, oder Ä 
2) eine wüfte Stelle in einer Oberfchlefifhen Stadt retablirte, oder 
3) fall8 er auf dem Dorfe wohnte, 200 Thir., in der Stadt aber p 
tens 500 Thlr. im Bermögen befaß. 
e) Auch Wittwer und Wittwen, wenn fie fich zum zweitenmal pa 
then, mußten den gewöhnlichen Zraufchein beforgen, gleichen 
f) fremde Juden, wenn fie ſich im Lande verheirathen. 
) Die Trauungen von fremden Rabbinern waren unterfagt, es 
ohne Gonfens des Landrabbiners feine Traumng vorgenommen werben, 
von jeder Heirath ein Douceur von 3, 4, auch mehrern Thalern erhielt. 
h) Wenn Jemand wider died Gefet handelte, und fein Kind ohne Zr 
fchein verheitaihet, fo mußten die Kammer:Gefälle Davon doppelt be 
werden ?). 
i) Die Koften für einen Zraufchein betrugen gegen 30 Xple. und floffe 
zus Chargens, Stempel: und Manufactur: Kaffe. Ä 


— —— —— — — 


1) Laut V. v. 30. Nov. 1762. 
2) Laut V. v. 19. Sept. 1744. 
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) Bu Ramslau: für die im Namslauſchen Kreife. 
) Zu Deld: für die im Oels⸗Trebnitzer Kreife. 
) Zu Wartenberg: für die im übrigen Wartenbergſchen Sie 
ſowohl in Städten ale Dörfern, wohnenden Juden. 
Die Inden, weicher folchergeflalt in Städten oder Dörfern (Beeblau, 
& und Glogau auögenommen) wohnten, waren entweder Stamm⸗ und 
werbe⸗Juden, oder Famuliz Perſonen. Die erſtern mußten dies Bene⸗ 
erwerben, und dafür 5 Rthlr. oder auch Darüber, nach Beſchaffen⸗ 
Ihres Gewerbes, zur Haupt⸗Manufaktur⸗Kaſſe 1) bezahlen. 
ein dergleichen Stamm- oder Gewerbes Zube werden wollte, mußte 


Bi: "Daß. er der, Sohn eineb bereits toleritten einläubifhen Stamm- 
RR: Fudens fei.” 

Die wern es ein fremder, worunter auch bie von Zultz zu rechnen, weil 
e Dominium auch fremde Juden aufnehmen konnte, bemeifen: 

* 1000 Dukaten eigenes Vermoͤgen mit ins Land gebracht. A 
durfte ein folcher ausländifcher. tolerirter Jude feine verbeirat! 
rniqt mit ind Land bringen ®), auch erlangte ein fremder Jude nicht 
weine Stamm⸗Judens, wenn er die Tochter eines einländifchen 
en Stamm Subens heitathete*), fondern ein folder. müßte vielmehr 
ib Bocen das Land räumen. 

Stamm⸗Jude konnte fich einige gFamuliz ⸗Perſonen halten: dies 
Enlander fein, ausgenommen die Praͤcepiores, wozu auch unver⸗ 
Ausländer genommen werben konnten. 

m Juden hatten dab Vorrecht ein eigenes Gewerbe treiben 


K Dbtefehlefifchen Juden hatten die Erlaubniß, in Oberſchleſien, mit 
des Falkenbergſchen Kreiſes, mit ihren Waaren hauſtren zu gehen, 
ohne. die Städte Neuftadt, Leobſchütz, Matibor, Kofel; Oppeln und 
zu berühren, in welchen Städten dad Haufiren bei Konfiskation 
— verboten war. 
es Haufirend waren die ſpeziellſten Vorſchriften in den V. v. 
Ki 1756 und 8. April 1771 gegeben, fowohl in polizeilicher Hin- 
M, al befonders rüdfichtlich der Waaren, mit weldhen nur hauſirt wer: 
ı durfte. Sie durften Feine Waaren aus fremden Landen: verfchreiben, 
bern mußten folche von Breslau nehmen und in Bredlau oder Neuſtadt 
b’flempeln oder ſiegeln laſſen. 
Ye fämmtlichen Stamm⸗Juden Hatten bie Erlaubniß, Bier und Brannt- 
1. Urbars, Fleiſchereien, Bädereien, Metb:, Bier und Branntwein- 
ak auf den Dörfern zu pachten, ober zu verwalten, auch Pottafchfiebe- 
ı in Pacht zu nehmen ?); im Jahr 1780 wurden ihnen zwar alle ber: 
ben Pachtungen verboten, allein 1787.) wieder nachgegeben und was 
auch hierfür eine große Maſſe von Börmlichkeiten und. Abgaben vorge: 
eben in den B. v. 21. Juni 1767, 20. Gebr. und 24, April 1775 umd 
April 1787. © 














W; 


) Laut Berordnungv. 4. Der. 1783. 

) Desgl. v. 1. en 1755. 

) Ebenbafelbft, $. 11 

) Laut Infr. v. 4. Oft. 1753 Fi 22. Febr. 1778, 

) Laut Drbrev. 13. Kebr. 176 } 
, Laut Ordre v. 28. April 1787. 5 
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Obrigkeit anzeigt, für jeden Monat .mit fünf Thle. an Gelbe, ober fall 
unvermögend, am Leibe beftraft. Von diefen Strafen bekam bie | 
a fe 1, der Denunziant ; 1, und der, welcher bie Unterſuch 
ehabt 
Ohne "erhebliche Urfache (ald eihe wichtige Urfache wird nur Diebß 
und · Betrug angeſehen, Die auch Durch Arretirung und Verhör bewieſen 
den mußte).dusfte Bein Stammjude während des Etats⸗Jahres feinen 
lum entlaflen; auch ein Stammjude felbft durfte während des Etati⸗ 
res feinen Wohnort nicht verändern), 
Menn ein Zude aus feinem Wohnorte reifete, mußte er feinen Bol 
zettel bei fidh haben, oder wenn er feine Kinder verreifen ließ, mußtery 
vom Zoleranzamt einen Reifepaß für folche geben laſſen; denn werk 
JudensPolizeibereiter oder Landdragoner einen Juden ohne Zettel oder 
fand, ward er als ein Ausländer angefehen, und durch den Schub ii 
Gränze gebracht. 
Nicht nur das Vermögen der einbeimifchen Juden, wenn loiche | 
Landes zogen, oder ihre Kinder, beſonders die Mädchen, außer 2 
verheiratheten, war dem Abſchoß unterworfen, fondern auch die 
den Juden, wenn fie ein Jahr ſechs Wochen im Lan 
wohnt und wieder abzogen, mußten von ihrem Beruf 
den Abfchoß entrichten). ce 
3) Die Juden durften ohne befondere Konzeffion weber neue 
noch Kicchhöfe anlegen. — 
4) Zu den beſtimmten Abgaben, alfo abgeſehen von den unl 
wie-Zraufcheine und dergl., gehörten folgende: ic 
1) Der Toleranz. Impoft, welcher für die Erlaubniß, daß en 
Lande wohnen durfte, gegeben ward. 
2) Die Perfonal Acciſe. | 
3) Die Nahrungs-Steuer warb vom Gewerbe und den Nahrung fi 
den Juden auf den Dörfern und in unacciöbaren Städten 
weil die in accisbaren Städten befindlichen Juden durch ber 
und Servis gleich andern Einwohnern getroffen wurben. 
Diefe drei Sattungen von Abgaben waren unter dem N 
non bekannt, und floffen zur K. Domalnen: Kaffe. 
4) Bon jedem jährlichen Reichsthaler dieſes Kanond wurbe no | 
bezahlt, welcher für Anfertigung bed Lolerany Etats der 
Kanzelei gebührte 2). 
5) Der Silber-Licferungd: Beitrag war urfprünglich eine Abgabe. . 
ne ed in den Jahren 1748 und 1749 beider K. Münze an 
ber gebrach, wurde unterm 27. Mai 1749 feſtgeſetzt; daß bi 
fammte Judenſchaft in Schlefien eine Anzahl Mark altes Sil 
einen annehmlichen Preis zur K. Münze liefern ſollte. Es 
beöhalb eine Vertheilung gemacht, wad die Juden zu 
Glogau, Zültz und in der Provinz beitragen folten. Im Jahr 
wurde erlaubt, daß flatt 1 Marl Silberd ein Reichsthaler an 
gegeben werden Tonnte. Indeffen flieg der Preid zum Einkauf,‘ 
Verkauf aber blieb, und die Juden verloren bei diefem Handel k 
mehr. Nach erlangtem Frieden entfchloß fich die gefammte 


1) V. v. 20. Aug. Te. 
2) 8. dv. 18. Sept. 176 
. 9) B. 9. 14. April 1749 mb 2. Zunt 1776. 
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4), (Eintheilung der io vergleifeten und gebulbeten, in srdentlihh: 
und außerordentlihe Juden.) Wird ein Unterfchied gemacht, unter denen 
orbentlihen Schugjuden und benenjenigen, fo außer der Ordnung auf Lebenszeit 
geduldet werden. Zu letztern gehören die, fo eines Schugiuden Wittwe gehelrathet, 
oder fonft eine Konzeſſion erhalten haben, wie auch die Wittwen und Übrige Kinder 
von der Familie, worauf bereits ein Kind angefeger, dergeftalt, baß Fünftighin nur 
diejenigen für ordentlihe Schugjuden gehalten werden, (was ordentliche 
Saugiuben fein.) welche das Necht haben, ein Kind anzufegen, Tolchen behufs 
anigo In der beflimmten Zahl der ordentlichen Schugjuden von Neuem aufgenom= 
men und der Lifte A. mit einverleibet worden. 

2) (Was außerordentlihe Schugiuden fein.) Die vorhin benannte außer: 
ordentliche Juden aber find nicht befugt, ein Kind anzufegen, noch ihres Ortes auf 
ihr Recht zu verheirathen, 

Hiernaͤchſt muß das eine Kind, fo auf derer Eltern Schugbrief angefeget wer⸗ 
ben will, ein Vermögen von 1000Rthlr. wozu jedoch das tägliche Hausgeräthe und 
Kleidung fammt ungewiflen Schulden nicht zu rechnen, nachweiſen; imgleidyen die 
jedes Orts gemöhnliche Zura zur Ghargenkafle erlegen, und fan Übrigens das an- 
gefeste eine Kind, fo lange der Vater lebet, kein Kind wiederum anfetzen; föllten 
aber deshalb befondere Umftände vorfommen, fo haben fie fich deshalb bei den Ges 

‚ neralsDireltorio zu melden; wegen des zweiten Kindes aber bleibet es bei Unferer 

bereits unterm 27. Okt. 1747 ergangenen und den 23. Mai 1749 wiederholten 

. Kabinetsordre, daß folches hinkünftig in allen Unfern Landen gar nicht mehr ges 
fattet werden fol. Dafern jedoch von ben bereits vorhin angefeäten Ertraorbis 
nariis Jemand ein durch Abfterben, Wegziehen, ober auf andere Art vakant wer- 
dendes Schusprivilegium erlangen wollte, fol davon an ins berichtet, und zugleich 

„wieviel er im Vermögen habe, gehörig unterfuchet, und mit angezeiget werten, ba 

"Wir Uns fodann darüber allergnädigft entfchließen und zugleich die Chargen-Iura 

heſtimmen wollen, 

N Soll Inhalts Unfer unterm 23. Mai 1749 allergenäbigft ertheilten Kab. Ord. bie 

'. einmal nunmehro feftgefegte Anzahl der Judenfamilien ohne Unfere allerh. Ordre 
nicht überfchritten, und es forthin darunter deryeftalt gehalten werden, baß derje: 
nige Jude, welcher ein Privilegium hat, ſolches zuvorderſt nur für feine Perfon ges 

... mieße, jedoch aud) die Freiheit habe, feine Kinder bei ſich zu behalten, fo vol biefe, 

” — er lebet, ſeines Schutzes mit genießen, jedennoch aber keine beſondere 

ndlung vor ſich führen müſſen 83. 

MBenn derjenige Jude, fo ein Privilegium hat, mit Tode abgehet, fo faͤllet nach 

eben diefer Unferer allergenädigften Ordre fodann das Privilegium auf fein. älteftes 

. Kind, beffen Brüder und Gefchwifter aber, Tönnen keinen weiteren Schug zur 

hr Handlung darauf genießen, wie den auch, wenn bei Lebzeiten bes Waters bie andern 

Kinder außer dem älteften fich hinfüro verheirathen, folche bet mäffen, und nicht 

bei dem Vater bleiben, wenigſtens keine Handlung treiben können; was aber die 

" zweiten und dritten Kinder reicher Juden anbetrifft, wenn fie HE Rthir. zufammen 
bringen, fo können diefe zwar nach Abfterben ihres Waters von deſſen gehabten 
Schuͤtze nicht profitiren; es follen aber diefelben alddann ſich gehörig melden, und 
um ein befonderes Privilegium anfuchen, da Wir denn auf Unferes Generals 

Direktorii davon gefchehenen allerunterthänigften Bericht, darauf jedesmal befons 
bers reſolviren wollen, und muß ein folcher alödann die für ein dergleichen Privis 
legium georbneten Iura zur Ghargenklafle erlegen. Uebrigens verfteht ſich von 
felbften, daß die jeben Orts eingeborne, verarmten und abgelebten Eltern, gleich) 
den Kindern bei jeder Familie geduldet werden. 

5) Es fol keinem ordlichen Schutz⸗Juden, wegen ber darunter bishero begangenen 
Unterfchleife, künftig erlaubet fein, feinem angefegten Kinde bei Lebzeiten feinen 
Platz abzutreten, weil daffelbe ihm ohne das folgetz follte aber ein alter Water ſei⸗ 
nen Handel ganz nicderlegen, und ſich des Gebrauchs feines Rechts begeben, ober 
anbere befondere Umftände ſich dazu finden, fo ſoll barüber bei Unferm General: 
Dizrektorio angefraget werden, und im Falle es verftattet wird, der alte Water bei 
icdes Orts Obrigkeit feine Renunciation ausbrüdiich ad acta geben, Noch wenis 
ger kann ein außerorbentlicher Zube feinem Kinde den Platz abtreten, weil er kein 
Kind anfesen Tan, wie denn auch keinem Juden freiftehet, mit feinem Privilegio 
bei Verluft deffelben zu handeln, und foldyes für Geld oder Schulden ohne Unfern 
Sonfens an einen andern zu cediren. 





4) B. v. 1. Mai 1753. Die Eltern find nicht gegwungen, mit ihren atigefehten 
. Kindern in einem Haufe zu wohnen. (O. G. M. II. S. 491.) . 
| a | \6* 
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948 Staatorechtl. Verhaͤltn. der I. in dem alten Provinzen. 

Maͤnnl. Weitblihen Summe 

: Geſchlechts. 

in der Stadt Kraypid . . - 5 6 11 
oo Lolu .:. 2:2. 8. 53 73° 
Nil 2 rn a MM 

Pleße . oe. 21 26 47 

Ratibor . .. 14 10 21 

Rybnik ... 29 27 56 


Sohu . :...%6 49 94 
Roſenberg . . 38 32 70 


Landttrg . . 10 .11 21 
Lefhnib -. 5 8: 13 
Groß Streblig . 7 6 13 


Sleiwiß . -» » 3 40 77 

Deistretiham . 50 34 . 64 

U . 2.0. 23 27 - 50 

Vf . -».. 19 24 43 

Feſtenberg . -» 45 42 87 

Wartenberg . » 17 28 45 : 

Auf den Dörfern in Ober Schlefien . 
when 2 2 200 945 688 1913 R 
Summa der Land: Gemeinde . . 1856 19233 3779 ı 
Hierzu die 3 obigen Semeinden . 2460 2827 59387 . ! 


Summa 4316 4750 9066 


Darftellung der Berhältniffe der Juden in den alten Frovi 
zen, unmittelbar vordem Ed. v. 11. März 1812. 

Vorſtehend ift mit der Gefhichte der Juden in Shleken eine Darf 
lung ihrer Werhältniffe vor dem Ed, von 1812 verbunden worden. € 
Darftellung dieſer Verhaͤltniſſe ift nicht minder für.die anderen alten 9 
vinzen aus mehrfachen Gründen nothwendig. 

Einmal, weil dad G. v. 11. März 1812, wie deffen $. 28 noch befont 
beftimmt, auf vergangene Fälle nicht bezogen werden kann und dieſe di 
auch jegt noch nach den früheren Gefegen und Zuſtänden beurtheilt v 
den müffen 1); dann aber, weil nad Anficht der Behörden auch für 
gegenwärtige Zeit in einzelnen Zerritorien das frühere Hauptgefeß, das @ 
Juden⸗Reglement v. 17. April 1750, feine praktifche Gültigkeit noch n 
verloren hat 2) Es wird demgemäß jened Geſetz v. 17. April 1750, ı 
ches einen vollftändigen Ueberblic der früheren Zuflände giebt, mitgel 
und find. in Noten zu demfelben die fpäteren Beränderungen erwähnt, 
weit fich diefelben auf das innere Staatöwefen beziehen 8). 


Revidirtes Genetal-Privilegium und Reglement, vor bie Judenſchafi 
Königreiche Preußen, der Chur: und Mark: Brandenburg, den Herzog 
mern und FürftentKümern, Magdeburg, Eleve, Hinter-Pommern, Cro 


a) Vergl. über bie praktifche Wichtigkeit diefer Alteren Zuftände, insbefo 
des Gen. Juden Priv. v. 17. April 1750 in privatrechtlicher Hinficht Th 
Abth. I, Abſchn. III. 

2) Das an die Reg. zu Marienwerder gerichtete R. des Min. des J. u. d. Po 
12, Mai 1840 — vergl. baffelbe oben Abth. I. Abſchn. X. Kap. I. sub I 
DD. Seite 98 — bemerkt, daß die noch fortdauernde Gültigkeit des Juden⸗⸗ 
v. 17. April 1750 nicht bezweifelt werben könne. Siehe hierüber das Br 
bei ben Abfchnitten Pofen und Kulm und Midgelauer Kreis. (III. IV.) 

2) Wegen des Prlvatrehts (, SH... 
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m auch Die Groß⸗Glogauſche Judenſchaft von der Natural:Einquatierung jeders 

et gewefen, fo wollen Wir aus befonderer K. Gnade es ebenfalls dabei laflen, 

iß aber diefelbe dasjenige, was an Servis auf fie zu tragen kommt, richtig 
Dagegen fie von Steuern befreiet fein follen, fo lange die Stadt felbft davon 

v bürfen fie die 200 Mark Glogauiſch, fo fie der Stadt beigetragen, ferner 
en, 


refes haben Mir in ihre allerunterthänigfte Bitte ällergnäbigft gewilliget, und 
bgebung alles desjenigen, was die Zudenfchaft an bie — hier geweſene 
ptmannſchaft an baaren Gelde, Viktualien, und dergleichen, es habe Namen, 
We, liefern muͤſſen, wie nicht weniger von Toleranz⸗ und Perſonal⸗Acciſe⸗ 
Anzlich befreiet, auch fo biefelbe für Konflrmation diefer ihrer Privilegien 
en, da hingegen fie ſich aber freiwillig offerirt, in Unfere K. Kaffe jährlich 
usgeld 800 Reichsthaler in vier Ratis, unb zwar a Imo Juni an zu rechnen, 
x, wollen Wir nicht alfein allergnäbigft annehmen, und derfelben alle übrigen 
enes und Abgaben erlaffen, fondern bemeldter Judenſchaft auch aus befondern 
en Gnaden nad) Inhalt des General-Privilegii d.d. 29 Sept. 1730, fo Wir 
ı in andern Unfern Landen ertheilt, erlauben, von Beinen Kapitalien unter 
12 Prozent und von denen von 500 Kthlr. und drüber, fo foldhe ein Jahr 
r zinsbar ftehen, 8 Prozent, und wenn fie Kleinigkeiten von Pfändern bekom⸗ 
unter 10 Rthlr. darauf leihen, wöchentlich einen Pfennig Zins von einem 
nehmen. Doch fol alle diefe Unfere Begnadigung auf Unfer gnädigftes Bes 
b Wohlgefallen geftellt fein, wie Wir dann Uns nach Beförderung der Ums 
d Zeiten nöthige Verordnungen diefer Iubenfchaft wegen über dasjenige, fo 
Schleſien in vorigen Zeiten heilſam verordnet ift, und unterbeflen in fo weit, 
fem nicht zuwider ift, feine Gültigkeit haben fol, zu machen, nad) Unferer fou: 
cht und Gewalt vorbehalten. 
en hierauf allen und jeden Unferer Lanbeseitwohner und Unterthanen ꝛc. 2c. 
du. So geſchehen und gegeben Berlin den 25. Mai 1748. Friedrich 
J riedrich. 


J Verzeichniß 
der im Jahre 1791 in Schlefien befindlich geweſenen Juden. 
Maͤnnl. Beibliäien Summa 
e | 


En, Geſchlechts. 
Inder Stadt Bredlan . : . 1167 1317 2484 


SE » : .. 475 537 1012 
Glan . . . 818 973 1791: - 


Cumma 24560 2827 5287 





andgemmeinbe gehörten: 

ie Juden | 

ı der Stadt Beuthen.. 58 37.115 
Aura . 0... 3 8 65° ° 
2 En ' ee GR 
Brig . . 98 100 189 


Ct... U 66 


Creuzbug . . 7 12 19 
PYitſchen ⸗ . 6 j 8 14 
Sulddin .. 7 16 33 
Safdr . ... 14 13 97 
Suttentg + «36. 43 79 
Zublinig : . . 11 11 22 
Namdlu . . . 19 20 39 
Reihthal . » . 1 4 9 
Neffe». - 7 8 45 
Ziegenhals . - 3 3 6 
Bunflstte . . 2 > ig 
Hundsfeld. 50 

De . . 0... 10 12 22 


948 Staatorechtl. Bechättn. der J. in den alten Provinzen. 
Maͤnnl. Weilblichen Gumm 
Geſchlechts. 

in der Stadt Krappiz. 5 6 11 
Loslauuu.. 38333 73 
Nikolai... 224 

Pleße Ve. 4 21 26 47 

Ratibor. .. 11 10 21 

Sohrau.... 68 49 9 
Roſenberg. 38 32 70 


Landsberg..10 „11: 2a 
Lefhnib . ». 2:9. 8 13 
Sroß:Strehlig . 7 6 13 


Sleiwiß. . - » 37 40 77 
Deistreiham . 50 34. 64 
Hl ... = 


Ujeſt . - 19 24 43 
Seftenberg 45 42 87 
17 28 45 


Wartenberg . - 

Auf den Dörfern in Ober⸗Schlefien 
wohnen 2 200. 95. KU 1913 
Summa der Rand: Gemeinde . . 18556 19285 3779.:: 
Hierzu die 3 obigen Gemeinden . 2460 28277 5287: 


Summa 316 4750 9066 


Ä II. 
Darſtellung der Verhältniſſe der Juden in den alten Frl 
zen, unmittelbar vordem Ebd. v. 11. März 1812. 

Vorſtehend ift mit ber Geſchichte der Zuden in Shleken eine Darf 
lung ihrer Verhältniffe vor dem Ed, von 1812 verbunden worden. 
Darftellung diefer Verhaͤltniſſe ift nicht minder für die anderen altm® 
vinzen aus mehrfachen Gründen nothwendig. 

Einmal, weil dad ©. v. 11. März 1812, wie deffen $. 28 noch befehl 
beftimmt, auf vergangene Fälle nicht bezogen werden kann und biefe d 
auch jegt noch nach den früheren Gefegen und Zuftänden beurtheilt I 
den müffen 2); dann aber, weil nad) Anficht der Behörden aud fü 
gegenwärtige Zeit in einzelnen Zerritorien das frühere Hauptgefeß, dad 
SudensReglement v. 17. April 1750, feine praktiſche Gültigkeit nod 1 
verloren hat 2) Es wird demgemäß jened Gefe& v. 17. April 1750, 
ches einen vollſtaͤndigen Ueberblick der früheren Zuſtaͤnde giebt, mitge 
und find in Noten zu demfelben die fpäteren Veränderungen erwähn! 
weit fich diefelben auf das innere Staatöwefen beziehen ®). 


Revidirtes GeneralsPrivilegium und Reglement, vor die Judenſcha 
Königreiche Preußen, der Chir» und Mark:Brandenburg, den Herzo 
mern und ZürftentHümern, Magdeburg, Cleve, Hinter-Pommern, Cr 


a) Vergl. über bie praktifche Wichtigkeit diefer älteren Zuftände, insbefi 
des Gen. Juden priv. v. 17. April 1750 in privatrechtliher Hinficht 2 
Abt. I. Abfchn. MIT. - 

2) Das an die Reg. zu Marienwerder gerichtete R. des Min. bed 3. u. d. $ 
12. Mai 1840 — vergl. daffelbe oben Abth. I. Abſchn. X. Kap. I. sub 
DD. Seite 98— bemerkt, daß die noch fortdauernde Sültigkeit des Juden: 
v. 17. April 1750 nicht bezweifelt werden könne. Siehe hierüber das ® 
bei den Abfchnitten Pofen und Kulm und Michelauer Kreis. (III. IV.) 

2) Wegen des Privatrechts f. Th. IT. 


tet, . %;. 
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Rabt, Minden, Camin und Mörs; ingleichen den Graf⸗ und Herr⸗ 
ı Mark, Ravendberg, Hohenftein, Tedienburg, Lingen, Lauenburg 
itau v. 17. April 1750. 

friebrich von Gottes Gnaden, König in Preußen, Markgraf zu Brandenburg, 
Romiſchen Reicht Erzkämmerer und Kurfürft, Gouverainer und Oberſter 
on Schlefien 2c. 2c. ꝛc. 

‚ärung der Urfahen zu anderweitiger Regulirung bes Juden⸗ 
) Thun kund und fügen hiermit zu wiflens Nachdem Wir in Unferm 
de Preußen, Kur: und Markt: Brandenburg, Herzogs und Fürftenthümern 
urg, Cleve, Hinters Pommern, Grofien, Halberftabt, Minden, Gamin und 
ngleichen denen Graf⸗ und Herrfhaften, Marl, Ravensberg, Hohenftein, Ted: 
Lingen, Lauenburg und Bütom, beſonders auch in hiefigen Refidenzien, . bei de⸗ 
inen vergleiteten und gebuldeten Juden, verfchiebene Mängel und Mißbräuche 
tet, infonderheit aber gar eigentlich beobachtet haben, daß derfelben überhand 
ve Vermehrung nicht nur dem Publico, befonders aber denen hriftlichen Kauf: 
ad Einwohnern ungemein Schaden und Bedruͤckung zugefüget, fondern aud) ber 
haft ſelbſt dadurch und durch Einfhleihung unvergleiteter, fremden und faft 
du Haufe aehörenden Juden, viele Beſchwerden und Nachtheil erwachſenz Wir 
m allergnäbigfter Kanbesväterlicher Worforge, alle und jebe in Unferm Schuge 
Ögetreue Untertbanen, ſowohl Chriften als Zuden, in beftändigen guten Weſen 
"ihrer Nahrung und Gewerbe fo viel immer möglich gefeget und erhalten wiflen 
t Dannenbero nöthig gefunden, ſolche Vorkehrung zu machen, daß dieſe Unſere 
Wisfte Abficht erreicht, zwifchen der Chriftens und Jüden⸗Rahrung und Gewerbe 
etion geftiftet, und insbeſondere durch unzuläßig erweiterten jüdifchen Handel und 
Alnem von beiden zu nahe gefhehe. Zu weldiem Ende Wir den Zuftand des 
Aenweſens in Unferm Königreihe und vorbenannten übrigen Reichs⸗Landen, 
Muizen jüdischen Famillen, derfelben Nahrung, Handel und Wandel von neuem 
U unterfuchen und Uns gewiſſe Vorſchläge thun Laffen, weiche zu Erhaltung 
Nlsbppects und damit verfnüpften Wohlfarth der fämmtlichen vom Handel und 
Wikleden Landeseinwohner dienlich erachtet, Zugleich aber auch die Gerechtigkeit, 
MR md gemeinfame Sicherheit zum Grunde haben, daraus fobann ein eigenes 
wueemd Verfaflung des ganzen Judenweſens verfertigen und zum Stanbe brins 
Wa; als fegen orbnen und wollen Wir hiermit und Kraft dieſes: 


U bisherige Generals Privilegium und Reglement wegen beö 
weſens wirb detlariret, und nach den gegenwärtigen Umfländen 
— Daß von nun an kein ander Juden-Privilegium oder Schutz⸗Brief 
a Konigreiche und obgedachten Unſeren Landen ſtatt Haben und gültig fein ſolle, 
dieſem Unſern Neuen, nach der Ordre v. 7. Febr. 1749 revidirten und dekla⸗ 
eat: Peivitegio de Anno 1730 in allen folgenden Punkten gemäß iſt. Sol⸗ 
haben Wir 


" I. 

follen Leine andere Juden geduldet werden, als welde in be 
nEnde dieſes Reglemente befindlichen Kiften ftehen) in Gnaden und 
allemal gut gefunden, und feftgefeget, daß von nun an, fowohl in Unfern Res 
ı als allen andern Haupt : und Land⸗Städten nicht mehr, als diejenigen orbent> 
id außerorbentlichen Schug=Zubensgamilien, fo in denen am Ende dieſes Regle⸗ 
om jeder Provinz befindlichen. Liften sub Lit. A. et B. vergleitet, unb fammt 
noͤthigten feft efetten publiquen Bebienten, Kindern und Gefinbe beiderlet 
ſts follen geſchuͤget und gebuldet, die unvergleiteten Juden aber, worunter 
ejenigen nicht zu verftehen, fo Handels und Wandels oder anderer Negozien 
hs und zu reifen, nirgend gelitten, vielmeniger benfelben ein beftändiger Aufents 
h gm er en‘ in Unferen Landen verftattet werben, als worauf ſowohl die 
t als Aelteften jebes Orts genau Acht geben, und folche in Berlin ſowohl als in 
rooingen benen Kriegs: und DomainensKammern und Steuer-Räthen bei Vers 
w licher Strafe jevesmals anzeigen müflens Wannenbero diejenigen Ju⸗ 
bergleichen unvergleitete bei ſich hegen, nachbrüdliche Beahndung zu gewarten 


on IM. 
‚eihniß derer erlaubten publiquen jübifhen Bedienten in Ber 
Begen ber publiquen Webienten wird in biefigen Refibenzien, Berlin, folgendes 


3 
ı Rabbi ober ein Vice⸗Rabbi. 

e Beifiger. 

1.8). 2 Die Berhältniffe der Juden. 6 
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Sraterätt, Bahäien, bee 3. in den alten Peovinyn 
3) @in dber · und Unfer«Rantor mit feinen Safe a al — 


muß, 
tgräben, welche zug — der Gemeinde mit au 
T) Einen Kichhofwägter. 
8 Die A — 


oh 
mi Ein Babes Bebienter mit einer BaberKrau. 
17) Sin YederBichMäfter. 
18) Acht ten: MBärter. 
49) Zwei Eoräifche Buchdrucker. 
20) ) Bio Mägbiens- Schutmeier, fo beweibet. 
Diefe und nicht mehrere follen, jedod mit Approbation der Kriegs: u 
Kammer von ben Judenälteften ſelbſt beftellet, auch jo viel möglih ein 
Zubengenoffen dazu angelehret und genommen werben. 4 
a ‚a8 vor welde in anderen Städten fein follen.) An andern? 
dieſe publique Bebiente nad) Proportion der jübifchen Gemeinde, je 
Amel Tobtengräber, in Beinen Stäbten aber, oder wo weniguSuben 
mehr als Ein Todtengräber, Ein Koller erlaubt fein; und;diefe Prop 
wegen ber Schulmeifter, fo aber unverbeirathet, nicht über drei Sabre-am 
1, noch im geringften handeln mäffen, beobachtet werben *)x; . 
3u Untermeifang der Jubentöchter, werden in Berlin, Rönigab 
und Frankfurt an der Ober, auch —— in Pommern, poei publique 
Stadien, wenn über 10 Juden: Familien darin find, Ein beweibter S 
den übrigen Orten aber dergleichen gar nicht zugelafien. Wegen Diefen 
und ſich einfindenben fcemben judiſchen Studenten und lebigen & 
anderen fonberlich Weibeös®euten, welche ſich an einem Dute mi 
halten zu können vermeinen, wird es bei benen Kammern wegen ber Zettul 
ie bei ben Domestiquen gehalten, daß fie ſammtlich ohne von felbiger ed 
m und Zettul, wofhr jedoch nicht mehr ald 2 Ggr. dem Sekvetario heul 
oT, an keinem Orte, oder wenn es ihnen erlaubet, nicht über die nadadı 
bleiben mäffen, jedoch verftehet ſich von felöft, daß diejenigen Leute, Died 
Domestiguen in fein Loyn und Brod —— darunter nicht mit verſta 





(Die Judenalteſten ſollen ben — und Domainenef 
natlich eine Lifte der vorgefallenen Veränderung bei der ® 
fenden.) Es müffen zu dem Ende die Jubenätteften ſowohl in Berlin 
dinzen allemal in den n drei Tagen des Monats denen Krieges- umb® 
mern bie, bei der Judenſchaft im „euibergsgangenen Monate vorgefalleher 
gen an Getraueten, Gebornen und Geftorbenen, unter des Rabbi und ber Al 

in Rabbi noch Xeltefte vorhanden, des Borftchers Unterfehrift einenden, 
ih ine Tabelle nad} beigefügtem Schemate verfaſſen. Die Aelteften follen 
alle Jahre an das General: Direktorium mittelft einer Tabelle J— 
aus den Provinzien dewerkſtellen. 


(Grundſätze fo bei Anfegung ber Shih beobachtet werben fi 
gen —— ‚ber Juden ſoilen hintuͤnftig nachfolgende Brundfäße fi ig 
oͤbachtet werben ®): 


1) Bergl. die Anm. zu Art. XIT. 
9 Abaen ber nam Säuimeifer erging fpäter das Cirk. v. 9. Dei 
„ L ud die a des Art. V. wegen Anfegung der zweit j 
11. Ron. 1783. C. 0, C, III. ©, 1210. — ser 
noch nicht in ſich. 
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au EEE I BF ER REES NER , & DS 
4) (Eintheilung ber ifo vergleiteten und gebulb ‚in orbent ie 
‚ unb anferordentlihe Juben,) Wird ein Unterfieb gemacht, unter benen 
B Schugjuden und benenjenigen,. jo außer ber Drönung auf Erbenszeit 
gebuldet werben. Zu Iehtern gehören die, fa eines Scugiiben Wittwe gehetcathet, 
pᷣdet ſonſt eine Konzeffion erhalten haben, wie auch die Wittwen umd Mörige Kinder 
vn der Bamitie, worauf bereits ein Find angefeget, dergeftalt, daß Einftighin nur 
jenigen für ordentliche Gchugjuden gehalten werden, (was otbentlihe 
S — fein.) welche das — haben, ein Kind anzufegen, ſolchen behufs 
anigo In ber beftimmten Zahl der ordentlichen Schugiubden von Neuem aufgenoms 
men und der Lifte A. mit eindgrfeibet worden. J 
D Gas autzerordentliche Schugiuden fein.) Die vorhin benannte außer 
. „ gedentlidhe Juden aber find nidht befugt, ein Kind anzufegen, noch ihres Ortes auf 
Br Beat verheirathen. u. 
Hiernähft muß das eine Kind, fo auf derer Eltern Schutbrief angefegei wer⸗ 
den will, ein Vermögen von 1000dithir. wozu jedoch das tägliche Hausgeräthe und 
Kleibung fammt ungewiffen Schulden nicht zu rechnen, nad (fen; imgleiden die 
jedes Orts gemöhntihe Jura zur Ghargenkaffe eriegen, und fan übrigens’Vas ans 
‚gefeßte eine Kind, fo. Tange ber Water Iebet, kein Kind wieberum anfegens follten 
aber deshalb befondere Umftänbe vorkommen, fo gem fie ſich deshalb bei dem Ge» 
. wealsDireftorio zu melden; wegen des zweiten Kindes aber bleibet es bei Unferer 
"reits unterm 27. Oft. 1747 ergangenen und den 23. Mai 1749 wieberholten 
. etsordre, daß folches Hinkünftig in allen Unfern Landen gar nicht ges 
werben fol. Dafern jedoch von ben bereits vorhin angefehten Ertrhordis 
„. Marie Jemand ein durqh Abfterben, Wegziehen, ober auf andere Art valant wer 
” Yenbes S:chneprivilegtum erlangen wollte, fol davon an ling berichtet, und zugleich 
Wifiesiel er im Vermögen habe, gehörig unterſuchet, und mit angezeiget werten, da 
"Uns fobann darüber —E entſchließen und — die Thargen⸗ Jura 
wollen, 
{fs Unfer unterm 23, Mat 1749 allergenäbigft ertheilten Kab. Ord. bie 
nmebro feftgefegte npaht der Jubenfamilien one Unfere allerh. Ordre 
(dritten, und e8 forthin darunter bergeftalt gehalten werden, daß derjer 
ube, ‚welcher ein Privilegium hat, ſolches zuvorderft nur für feine Perfon ges 
ieboc; auc) die Freiheit habe, feine Kinder bei ſich zu behalten, fo dag biefe, 
er Iebet, feines Schuges mit genießen, jedennoch aber keine befondere 
4 vor sich führen müffen &). ID 
derjenige Jude, fo ein Privilegium hat, mit Tode abgehet, fo fäitet nach 
et jefer Unfeter allergenäbigften Ordre fobann das Prioiteglum auf fein. älteftes 
& ib, beffen Brüder und Gefchwiſtet aber, Tönnen keinen weiteren Schug zur 

















lung darauf genteßen, wie ben auch, wenn bei ebzeiten bes Waters bie andern 

jer aufer dem Ätteften fich Hinfüro verheirathen, ſolche fort mäffen, und nicht 

et zii I bieiben, wentgftens kelne Handlung treiben können; was abtr bie 

Und dritten Kinder reicher Suden anbetrifft, wenn fie HSthte. zufammen 

Bringen, fo Eönnen biefe zwar nach Abfterben ihres Waters von deſſen gehäbten 

sau: nicht profitirenz es follen aber diefelben alsdann ſich gehörig melden, und 

um befonderes Privilegium anſuchen, da Wir denn auf Unferes Generals 

p äl,bgvon gefcjehenen allerunterthänigften Bericht, darauf jedesmal befons 

ä seleldisen wollen, und muß ein folder alsdann bie für ein dergleichen Privi⸗ 

‚Wplupa geordneten Jura zur Ghargenkaffe erlegen. Uebrigens verfteht fi von 

n daß die jeben Orts eingeborne, verarmten und abgelebten Glteen, gleich 
den 
66 


indesw bei jeder Familie geduldet werben. 

FOL keinem srdligen SchugsSuben, wegen ber darunter bishero-begangenen 

1. Unterfehleife, Hinftig criauder fein, feinem angefegten Kinde bei ‚Lebzeiten, feinen 

E: Plag abzutzeten, weil baffelbe ihm ohne das folgetz Br ‚aber ein;alter Vater feis 

7 Aen. Handel gang nieberlegen, und ſich des Gebrauchs feines Rechts begeben, oder 

nv andere befondere Umftände ſich dazu finden, fo folL barüber bei Unferm, Generals 

Direktoxio a. get werben, und im Balle e6 verftattet wish, ber alte Vater bei 

des Orte Dbzigteit feine Renunciation ausbeädiig ad acta geben, Roch wenis 

Ianız ein .außerorbentliher Jude feinem Rinde ben Play abtreten, ‚weiter fein 

ind aufehen Zan, wie denn auch keinem Juden freiftehet, mit feinem Privilegio 

bei Werluft beffelben zu handeln, und foldes für Gelb oder Schulden ohne unſern 
Gonfens ap einen andern zu cebisen. 













Br 4 Bal 1753, Die Eltern find nicht gem en, mit {hren augeſetzten 
°. Rinbepn In ehem Haufe.zu wohnen, (C. GC. M, IL ©, 487.) . ir 
af a . . \\ Ya 
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6) Denen ordentlihen Schutz⸗Juden aber, wird erlaubet, daß fie bei ihren Lebzeiten 
Ein Kind, Sohn oder Zochter, worin fie aber die einmal getroffene Beh hernaqh 
zu ändern nicht befugt fein ſollen, auf ihren Schutzbrief anfeten unb diefelben, weus 
fie fid) vorher gehörig Legitimiret, heirathen Laflen mögen, Falls auch das ange 
feste Kind, ohne wieder Kinder zu hinterlaffen, bei des Vaters Lebzeiten —5 
ſoll dem Vater an ah Statt ein ander Kind in feinem Hanbel dergeſtallt mi 
aufzunehmen erlaubet fein, daß ſolches mach feinem Abfterben in feine Stelle trete. 
Wann aber während diefes anderweitig angelegten Kindes Leben, ber Vater ver 
ſtürbe, und jenes gleichfalls ohne Kinder abginge, fo können die Übrigen Kinke, 
weder auf des verflorbenen Vaters nody Bruders Privilegium weiter ohne eine dar 
derweitige von Uns ertheilte Gonceffion angefeget werden. Auf der v 
Groß⸗Eltern Privilegia aber, können keine Enkel fi‘ anfegen, wenn ihr Bat 
‚ober Mutter ſich wegbegeben. Stirbt ein Water, und die Kinder wären noch aidt; 
angefeget, oder unmündig, oder abweſend, jo follen im erften Kalle fie. felbft ober ie; 
Vormünder binnen 3 Monaten, im lestern Kalle aber binnen Jahr und Tag wege 
Sonfervation des väterlichen Privilegii fich bei denen verorbneten Krieges⸗ mb 
‚ Domainen: Kammern melden, und foldes ad acta verzeichnen laſſen, dergeftal, 
. bag wenn folcdyes nicht gefchehen, fie kein ferneres Recht an ihres Vaters Privi⸗ 
glum baben, weiter fordern, noch genießen follen. Hätte der Vormund aber Ken! 
. bei etwas verfehen, foll dem Kinde nach deffen Beföeinigung bis es 25 Jahre w 
reichet, fein Schutzrecht zu ſuchen, doch vorbehalten bleiben. Die Kinberiem 
. jenigen Schugjuben der iezo nicht mit unter der Zahl der vergleiteten, otbentihi 
Schutzjuden aufgeführet find, können auf ihrer ehemaligen Eitern Privileg 
nicht noch angefeßet werden T). 


‚Wenn ein ordentlicher Schugjube firbet, und hat nod kein Kind 55 










— " 


7 
bfeibet der Wittwe, Namens des Schutzkindes der Plag zur Anſetzung fo' 
offen, bis ſolche erfolget, und Tann, wenn ein Sohn vorhanden, keine Tohtd® 
‘denn angefeget werben, ed wäre bann, daß der Bruder zum Vortbeile ber 
fter renunciiret und bereits großjährtg fei, oder der Vater vor feinem Abflerhiae 
faveur der Zochter disponirt hätte. 

Vebrigens muß die Wittwe, wie bei Nr. 6 verordnet, fid, wegen Erhaltetj bei 
Rechts ihres Schugkindes, binnen der beftimmten Zeit bei den md 
Domainen= Kammern melden und foldhes ad acta verzeichnen laflım. Bgm ve 
übrigen Kinder aber, und wenn das Schutzkind ſchon angefeget, imgleichen werk 
ber Mann nicht unter den ordentlichen Schugjuden geftanden, gehöret bie Bittw 

ı nur unter bie Ball der außerordentlihen Schuggenoflen ?). , 

8) Fremden Juden ſoll in Unferen Landen ſich anzufegen gar nicht erlaubet fein" 7 

doch dafern ein ſolcher wirklich zehen taufend Rthlr. Vermögen hätte, ah. 

felbige ins Land brächte, auch diefes zugleich zuverläßig barthäte, ſoll bei Und we 
ben, und was alödann an Chargen-Iuribus zu erlegen fei? angefraget ww 
en. 















3) Die zweiten Kinder der Juden, welche das gefehliche Wermögen nad 
fen und Genie zu Fabriken und Manufatturen haben, aud) dergleichen Fabia 
etabliren oder entrepreniren, welche im Lande noch gar nicht ober nicht genmg 
vorhanden find, follten unter diefen Bedingungen fid gleich den erften Kindern im 
falls im Lande anzufegen und um Ertheilung eines Schusprivilegiums orbent 
her Schugiuben nachzufuchen befugt fein. Dieſes Schusprivilegium wurde Ihe 
aber nicht eher ertheilt, bevor fie nicht ein Atteft der Xelteften der Judenſche 

beigebracht: daß fie gehörig bemittelt und dem Publiko nüglich feien, und 
durch ihre Anfegung der intendirte Zweck wegen ber zu etablirenden Fabriku 
werbe befördert werden. (Eirk. v. 11. Nov. 1763 N: C. Const. N 
XT. III. 8.1219. R. v. 9. Ian. 1764 an bie Glev- Märkifche Kammer. _ 

2) Der Wittwe eines ordentlichen Schutzjuden, der fchon ein Kind auf feinem 
Schutzbrief angeſetzt hat, welches nach deflen Tode in feinem Platz tritt, war nich 
ver — ſich wieder an einen andern Juden, ber noch keinen Schutz hat, p 

verheirathen. 

Iſt die nachgelaſſene Wittwe ſchon die zweite Frau bes verſtorbenen Sqhu⸗ 
juden, fo ward ihr nicht verſtattet, einen ſonſt nicht vergleiteten Juden zu heine 
then; und da das Ertraordinarienrecht eines Schugjuben mit feinem Leben up A. 
hött, fo kann fo wenig beffen mit ihren Kindern nur gebutbete Sittwe, ald 
zweiten Männern die Verheirathung nach ihrer Frauen Tode, mit welcher 

Recht aufhört, wieder verftattet werben, (MR. v. 6. San. 1761.) 


* 
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9) Denm Wittiwen, fo keine Kinder aus erfterer Ehe haben, aber doch fich gern wie: 
. ber verheirathen wollen, Tan Solches nicht anders nachgegeben werden, als baß fie 
mit ihrem Fünftigen Manne einen Pla& unter den außerorbentlichen Juden erhal- 
‚ten, -und ber künftige zweite Mann orbentlicher Weife ein Schuägenoffe aus Koͤ⸗ 
niglichen Landen und Fein fremder feis es wäre dann, daß fie bociren koͤnnten, wels 
— — ſie durch eine Verheirathung an einen auswaͤrtigen ein anſehnliches 
* gen ind Land zoͤgen, alsdann deshalb bei Unſerm General⸗Directorio anzu: 
‚. fragen ıfl, jeboch muß die Wittwe, wie fonft gefchiehet, in allen Fällen die 30 Rthlr. 
BGhargen⸗Jura erlegen. 
m Sm Balle aber bie Wittwe das Privilegium felbft erhalten, und darauf ihren 
ui; Mann gebeirathet, dieſer aber ohne Kinder verftürbe, fo verftehet fich von felbiten, 
a daB fie ihr habendes Recht auch auf einen zweiten Mann bringen Eönne !). Wie 
mi’ Venn auch denen Wittwen, bie Kinder haben, das Heirathen gegen Exlegung 
..:80 Rthir. zur Shargenkafle zwar erlaubet ift, jedoch muß es nicht zum Nachtheile 
ber Kinder aus erfter Ehe gefchehen, unb befommt folche Wittwe, fobald das erfte 
: Kinb aus erfter Ehe angefeget, mit ihrem zweiten Manne nur einen Plag unter 
." den Extraordinarien. 


1) Ein. Verwandter tan niemals auf jemandes Privilegium angefehet, noch anges 
“nommen werben, weil die Privilegia fich nicht auf Verwandte erfireden. Wann 
Jemand keine Kinder und doch ein anfehnliches Bermögen hinterließe, fo auf 
Fremden außerhalb Landes fallen und weggezogen werben burfte, muß er, 
wenn er etwa einen andern an Kindes Statt annehmen will, fich dieferhalb 
gehörig melden, und darauf allergenädigfte Refolution gewärtigen. . 


11) en, welche ihren Sohn oder Tochter verheirathen und anfegen wollen, 

en eine folche Schwiegertochter ober Schwiegerfohn erwaͤhlen, welche ein au: 

ei ieß. Sgen haben, und zu deren Anfesung und Mitgiften die Eltern fid nicht 

Pr ihr eigenes Vermögen bringen bürfen; wie denn überhaupt kein Berlini⸗ 

utzjude und deſſen Kinder männlichen oder weiblichen Geſchlechts, wenn ſie 

fh anfesen wollen, ſich anders als an einen Berlinifchen Schutzjuden ober 

beffen Rind, oder doch wenigſtens aus einer der Koͤnigl. Provinzien bürtigen, ver- 

5* ſollen. Es fol auch kein juͤdiſcher Knecht eher eines andern Schugjuben 

tee heirathen, bis ex nicht wirklich drei Jahre außerhalb der Stadt, wo er ges 

bienet hat, gewefen, und daß ſolches geichehen fei, bei ben Kriegs: und Domainen: 

Kammern richtige Zeugniſſe beigebracht babes damit den Beſchwerden; daß ber: 

gleichen Knechte ihrer geweſenen Herren Kunden an fi) zögen, dadurch vorgebeu- 

et werde. Könnte inzwifchen ein oder anderer berer Kinder eines wirklichen 

utziudens fich durch eine Heirath aus ber Fremde glücklich machen, und ein ans 

iches Vermögen ins Land bringen, foll nad, beffen Erweiſe, auch bazu Er: 
jaubniß gefucht und dem Befinden nach ertheilet werben 2), 


19) Publique Bebiente, Pettichierftecher, Brillenmacher, optiſche Glasſchleifer, Mas 
lee und andere, welche fich mit einer denen Juden erlaubten. Profeflion ernähren, 
oder von ber Zubengemeinde Unterhalt befommen, müffen nicht nur keinen andern 
Handel als ihr erlerntes Gewerbe treiben, fondern fie Tonnen auch nicht anders als 
außerorbentliche Schugjuden angefehen und angefeget werben, mithin in ihr Prints 
Iegium kein Kind aufnehmen, ed wäre dann, daß felbige zugleich oder vorhin ein 
Privilegium als Orbinarii erhalten, und fi) wegen Alters ober anderer Urfachen 
halber mit zu den Publiquen-Bebienten gebrauchen laffen, ober barunter beges 


4: 
Kr 


— 





1) In dem letztern Kalle dauerte aber das Schusrecht des zweiten Mannes einer fols 
hen Schutzjudenwittwe immer nur fo lange, als derfelbe lebte und es war ihm 
nicht erlaubt, ſich auf das Schugrecht feiner Ehefrau wiederum zu verheirathen, 
es fei denn, baß vorher deshalb bei der oberften Kameralbehörbe angefragt und 
ein folder Schusjude die ausdrückliche Genehmigung des Landesherrn erhalten 
hatte, R. an die Cleviſche Kammer v. 23. Der. 1755. ' 

: Das Recht der außerordentlichen Schutzjuden hörte mit ihrem Leben auf, 
die Wittwen berfelben wurden indefjen nach derfelben Tode mit ihren nachgelaffes 
nen Kindern geduldet. Solchen Wittwen wird aber fo wenig nach ihrem Tode, 
als ihren Männern der zweiten Ehe verftattet, fich auf ihren Schugbrief wieder 
zu verheiratben. Gen. Direk. R. v. 6. San. 1761. 

Hieruͤber beſtimmte fpäter noch das R. v. 18. Yebr; 1791. 


DW 2 
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ben, und find dergleichen zu Vermeidung aller Unrichtigfeit unter den Drbinariit 
mit aufzuführen, unter den Bedienten aber nur remiffive anzufesen I). 

13) Damit hinführo alle Unterfchleife, Erichleihungen, heimliche und und ungaldfige 
Bermebrung der Familien deftomehr vermieden werben; fo fol keinem Juden ein 
Heirath veritattet, noch einige Erlaubniß, ſich auf eine oder andere Art anzufegen, 
gegeben, noch berfelbe eher getrauet werben, als bis von den Krieges: und Domai 
nen:Kammern eine gründliche Unterfuchung mit Buziehung des OMficii Fisch des 
falls gefchehen, und darüber ein, allen diefen Grundfägen und neuem Gentral-Pri: 
vilegio gemäßes Gutachten; wobei zugleich die wahren Umftände des anzuſetzenden 
Juden wegen feines erforderten Vermögens, fammt deffen Erweife in genaue Be 
trachtung zu ziehen, ertheilet, und darauf ein Privilegium oder Konzeſſion ausge 
fertiget werben, und find zu biefer Unterfuchung die jebesmaligen Judenälteſte 
mit zu adbibiren, die das Vermögen und bie Aufführung eines jeden Juden am 

: beften kennen muͤſſen, auch für beides refponfabel werden Pr 0 
Ehe folche erfolget, follen weder bie Chargenjura noch Traugelber angenom 
men, am wenigften durch bloße Erlegung ber fonft geordneten Chargengelder Je 
mand angefeget, ober auf den erhaltenen Trauſchein, ohne daß er jein Prioilegiun 
ober Konzelfton borgeneiget habe, von dem Rabbi, oder wem berfelbe ſolches auf 
träget, bei ber im v. 18. Aug. 1722 verorbneten 1000 Rthlr. Strafe: f 
der jedes Orts konfirmirte Rabbi, ald welcher dafür ftehen und ohne beffen. Wifa 


— 


ı) Die einmal gefegmäßig beftimmte Zahl der öffentlichen jüdifchen Bebdienten m 
Offizianten durfte nicht überichritten werben. 
Rt. v. 19. Mai 1767. (N. C. C. M. T. IV. ®&, 857.) " 
Diefe Zahl der. Öffentlichen VBedienten der Juden war folgenbergefik . 
beftimmt: Es follten nur beftellt werben: en 
1) in den Städten, wo zweihundert Sudenfamilien find, 
zwei Beifiger, ' 
ein Oberfantor, 
ein Unterfantor, 
zwei Subenklepper, 
ein Schulbedienter, 
zwei Zobtengräber, 
zwei Keller, 
ein Jleiſchhacker, 
ein Lazarethaufwaͤrter, 
vier Krantenwärter, | | 
zwei Maͤdchenſchulmeiſter; ' i 

2) in ben Stäbten, wo einhundert. Sudenfamilien find, 
ein Beiſitzer, 
ein Unterkantor, 
ein Judenklepper, 
ein Todtengräber, 
ein Keller, 
ein Fleiſchhacker, 
ein Lazarethaufwuͤrter, 
zwei Krankenwaͤrter, 
zwei Maͤdchenſchulmeiſter. 

Ferner 

3) in den Städten, wo funfzig Judenfamilien ſind, 
ein Zobtengräber, 
ein, Keller, 
ein Krankenwärter und 
ein Mädchenfchulmeifter. 

Endlich ur 

4) in den Städten, wo nur zehn Judenfamilien vorhanden find, oloe 

ein Zobtengräber und . . J 





ve ein Keller, N 
sehterer durfte, als ein juͤdiſcher Bedienter, ohne Konzrffion-airgends geduldet 
erben. 9 I— J 
X. v. 19. Mai A 67.N. G. C. T. IV. S. 857,) u. 8.0.25. Kug,; 1779. 
3) Bieruͤber wurden Grein. O. O.T Seadıen — KK. W. an. 178 
und 10. &ept, 1795 (&ifenberg u. Stengel Il, S©. 76.) 
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und Willen Nicmand, am wenigften ein frember Rabbi eine Trauung allhier vers 
sichten. muß, getrauet, auch derjenige, fo ſich allhier trauen laffen, feines Schuss 
‚ zeihts verluftig erflähret werben; maffen burch Erlegung der Ehargengelder allein 
Niemand gur Heirath legitimiren Tann, und es ift ſolcherhalb ſchon an bie 
rgenkaſſe gehörige Be fügtng eſchehen)3 wie denn im übrigen, es wegen der 
Trguung dabei verbleibet, daß ſolche nicht eher gefchehen müffe, ale bis ber Ges 
wohnheit und benen jüdifchen Gefegen nady die Tnoim ober Eheſtiftung mit: Sons 
fens der Aelteften und des Rabbi, wenn e8 hier gefchiehet, zwifchen ben Verlobten 
zu Stande gebracht und wirklich abgefaflet worden; und biefes bei ebenmäßiger 
Bermeidung ber bereits im Gen. Privilegio v.20. Mai 1714.8.13. gefegten Strafe 
: 1er 1000 Rthlr. ?), 
"  Ruechten, Mägben und andern Domeftiten aber, wird zu heirathen gar nicht 
geſtattet, ſondern fobald fie foldhyes unternehmen, müflen fie nicht weiter gebulbet 
Werben, Wenn aber ein Fremder Jude, fo außerhalb Unſeren Landen wohnet, eine 
Subentochter heirathen, unb- ſich mit felbiger nach feiner Heimath fobann begeben 
wollte, detſelbe Tann, weil er keinen Schutz in Unferen Banden verlanget, noch 
durd bie Zrauung erhält, auch ohne einen Trauſchein von dem Rabbi getrauet 
werben, e8 muß aber derfelbe fobann nad) vollgogener Heirath nicht länger als 
8 Wochen an dem Orte, wo die Schwiegereltern wohnen, wenn er aber Feine 
tegereltern allhier hat, nicht länger. ald vierzehn Zage verbleiben, fondern 
nad) ſolcher Zeit fich unverzüglich an den Drt, wo er wohnen wii, außer: Unferen 
inbegeben. In Entftehung deffen aber ber fremde Jude nach Verfließung 
AMeſer vefpektive ſechs Wochen und vierzehn Tage täglich einen Speztesdukaten zum 
Behufe des Potsdanſchen Waifenhaufes erlegen, und Tolhen zu Verlin an das 
lizei: Diveftorium in anderen Städten aber an die Magifträte zur Berechnung 


“. muß, 

h Der Erweis des Vermögens foll bergeflalt‘geführet werben, daB ein paar Juden⸗ 
Aelteſten fo mit’ den Intereſſenten nicht vertoanbt, und fonft bei dee Sache interefs 
Feet ind, zufammt dem Rabbi das Vermögen, und worin es deftehet, unterfuchen 
znbdeuttid-angeigen, fodann darüber auf Pflicht und Gewiſſen unter ihrer eigens 
Serbian Unterichrift ein Gezeugniß ertheilen, unb baranf ber fich verheirathende 
oder anzufesende den nach jüdifchen Gefegen unb Gewohnheit: angurichtenden For⸗ 
mulare und babei üblichen Ceremonien, vorgeichriebenen Eid vor der Obrigkeit jes 
ki Drto ablegen, und damit bad angegebene Vermögen fammt beffen wirklichen 
Egenthume beftärken. 

‚Webrigens muß ein jeber Jude, der ein Privilegium ober Konzefflon erhalten, 
> Wide alegeit hei jedes Orts Obrigkeit in orıginahi produziren,. und. eine Abfchrift 
, ad acta derſelben liefern, bamit er in das Regifter getragen werben Zönne, 
ner, Wirigenfallö er nicht für Tegitimtret angefehen werben foll. - . 

ih Begm des Abfchoffes fol denen Juden, welche aus dem Lande wegziehen wollen, 

md die aladann ihren Schugbrief abgeben müſſen, falls fie nicht etwa ein großes 
* hier im dande erworbenes Vermögen vonB:und mehr tauſend Rthir. befigen, nichts 
”  egefordert werben, welches fid auch in Anſehung bes zweiten Kindes. veritehet, in 
x item e8 vom hier weg muß, das Vermiögen mag auch noch groͤßer fein. Balls fie 
„ et vom Hier Erbſchaft holen, müflen fie bavon dem Fisco ben Äbſchoß entrichs 
‚_fM, auch dazu was fie vorhin an Mitgiftögeldern empfangen, konferiren ®), 


) Dies wurde wiederholt durch das R. dv. 20. Sept. 1794 und auch ben Juden 
felbft Hei 1000 Rthir. Strafe verboten, ſich ohne Trauſchein teauen zu laffen, 
aud) fernere diesfällige Worfchriften durch die R. v. 8. und 19. April 1766, 

„, 24. Juli und 4: Juni 1766 und 5. Juni 1788 gegehen. 

) Aehnlid, beftimmt das R. v. 25; Sept. 1798. Bei.einem jeben Geſuche eines 

ubden, fic) in den Preußiſchen Staat nieberlaffen und trauen laffen zu dür⸗ 
+ tft aber auch erforderlich, daß das gefegmäßige Alter deffelben nachgewieſen 
m soe. Damit aber das Atter der Juden männlichen und weiblichen Gefchlechts 
az einem ſolchen Falle mit Zuverläffigkeit nachgewiefen werben kann, fo muß in 
6 EN Städten, wo Judenſchaften find, unter Aufficht ber Xelteften und jüdifchen 
Be tsaffefloren sin ordentliches Buch geführt werben, worin nicht nur der 
de Tchrreidungstag der Söhne, fondern auch der Geburtstag der Toͤchter, wels 
N Die Eltern unmittelbar nach der Geburt anz eigen verbunden find, ver- 
Net wird. Die Ertrakte aus foldhen Buͤchern [7 eich Sen Zauffcheinen 

Be Hriften gültige Beweife des Alters der Juden; .v. 16. Mai 1778. 
7ER bes Abſchoſſes beftimmten ſpaͤter noch die R. v. 22: Aug, 1761, 31. Dec. 

o 185. Gept. 1763, 9. Sept, 1766 und das Cirk. v. 18. Robbe, 1767. 
UN, C, 6, 111, 1179.) 
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46) Die Kinder bier vergleitet gewefener, verftorbener ober fo heruntergelommme und 
fonft fo befhaffener Juden, daß fie kein Recht zur Anſetzung haben, oder das erfor: 
derliche Vermögen nicht befigen, follen zwar wie deren Wittwen gebulbet werben; 
wenn fie aber zu mannbaren Jahren Eommen, müffen felbige fid, durchaus umd bei 
Vermeidung der Austreibung nicht unterfteben, für ſich felbft zu handeln, ſondern 
entweder andern vergleiteten Juden dienen, oder von bier ſich wegbegeben, und 
anderwärts unterzulommen fuchen, oder auch fi auf folhe Sachen legen, daß fe 
ftatt abgehenber öffentlicher jüdiſchen Bedienten angenommen werden Tönnen, un) 
defto weniger Fremde dazu aufzunehmen nöthig fein. 


v1. 


(Wegen Aufbringung des Schutgeldes und anderer publiquen Xk 
gaben wird es bei dem bisherigen modo collectandi gelaffen.) We 
en Aufbringung des Schutzgeldes und anderer Publiquen-Abgaben, wird es bei den 
isherigen modo collectandi gelaflen, und muß folcher allezeit nach dem befunden’ 
Bermögen eingerichtet werben, und davon außer den Schul: und Publiquen-Bedientn, 
Zodtengräbern und Wehemüttern und dergleichen, weil diefe ſämmtlich keinen Hanke 
treiben müffen, kein einziger in Berlin wohnenber Schugjube befreiet fein 1). 





2) In Betreff bee Abgaben waren die Juden auf das Aeußerſte gedrückt, 
Außer ben Abgaben, welche fie mit andern Unterthanen gemein hatten, warn 
diefelben ſowohl zur Zahlung gerifler allgemeinen jährlihen Geldabgaben u 
audy zu einigen unbeflimmten Gelbpräftationen verpflichtet. 


zu ben beflimmten allgemeinen Abgaben gehörten: 


4) die Schuggelder, diefe wurden nach dem befundenen Permögenszuftade 
bee einzelnen Juden von den Borfichern ber Zubenfchaft au biefelben Jih- 
geſchlagen; | 

2) die Silberlieferung. Hierzu mußte die gange Tubenfchaft in den Preuß 
[den Staaten beitragen und geſchah die Mepartition auf die einzelnen I 

en nad) dem Verhaͤltniſſe der Schuägelber. 

9) die Abgaben zur Kaffe des Montis pietatis wozu bie Juden 
haft nad) dem Berhältniß bes Schusgeldes beitrug und die in ben Hochzet 
und Kindergeldern beftanben; 


4) die Kalendergelder, welche für die ganze Judenſchaft im Lande 400 Rtk. 
betrugen und an bie Akademie dee Wiffenfhaften bafür bezahlt wurden, kef 
von derſelben die hebräifchen Kalender jährlich zum Gebrauch geliefert wur 
den, wozu jede einzelne Judenſchaft nad) dem Werhältniß der zu bezahlen 

Schuszgelder beitragen mußte; beögleichen 

5) die Rekrutengelder, welde nad) eben biefem Verhältniß bezahle ww 
ben. (Gen. Judenprivilegium a. a. O. $. VL R. v. 22, Rov. 178 
10. März 1764 und 18. eb. 1766. R. v. 27. San. 1791.) 

Bon biefen Schusgeldern und den übrigen öffentlichen Abgaben war ick 
Tube befreietz nur den Schuls und öffentlichen Bedienten, den Zobtengräbern, 
Wehmüttern und dergleichen, die gemeiniglic, keinen Handel treiben durften 
war eine Befreiung davon verftattet. 

(Gen. Jubdenprivilegium $. VI.a. a. O.) 

Außer den beftimmten Abgaben mußten bie Schusjuden auch noch unbe: 
flimmte Gelbabgaben entrichten: für Beftätigung der Wahl ber 
Aclteften jeder Gemeinde, an Stempels und andern Gebühren bi 
Eheftiftungen, Anfegung bes erften oder zweiten Kindes, bei Trauſcheinen, Her 
EA RN an ServiösGeleitös und Feuerſocietätsgeldern. 
Auch müffen fie die Paragrapbhenftempelgebühren nad) einer firengern 
Klaffiffkation als andere Unterthanen leiſten. 

(Sen. Zudenprivilegium $. V. n. 9.) 

Von den Zudenktongeffionen wurden folgende Gebührenfäge bezahlet: 
4) die Juden, welche inter ordinarios in den Liften aufgeführt und bas Recht 

Kinder anzufeßen hatten, mußten 

für das erfte Kind fo angefegt wird 50 x. 
für das zweite 10 : 
bezahlen; 
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VII. 
Rein Schutzjude ſoll ſich ohne Erlaubniß über ein Jahr außerhalb 
ur Heimath aufhalten oder fein Plat vergeben werden.) Und 
Ä angenierket worben, daß ein und anderer Schuginde, welcher unter benen 
der vergleiteten ordentlicher. Zubenfamilien begriffen, fich auswärts aufhält, ſolcher⸗ 


2) wirb den Judenwittwen, welche Kinder haben, bie ſich auf das väterliche 
Privilegium anfegen, erlaubt, ſich anbermeit zu verheirathen, bergeftalt, daß 
eine ſolche Wittwe mit ihren künftigen Ehemanne einen Pla unter den Ers 
traordinariis befümmt, fo erlegt diejelbe dafür 30 Rthlr. 

8) eine Wittwe, welche bad Privilegium zu ihrem ohne Kinder verflors 

: benen Manne gebracht und zur andern Ehe zu fchreiten Erlaubniß F 
2 t, 100 Rt r. 
" 4) wenn ben Juben, welche nicht auf das Recht des erſten ober zweiten Kindes 
angeſetzt werben, neue Schugprivilegien ertheilet worden, wird für ein Schutz⸗ 


privilegium in einer großen Stadt 500 Rthlr. 
in einer mittlern Stadt 300 ⸗ 
in einer ganz Heinen Stadt 200 s 


zur Shargenkaffe in Dukaten bezahlet. 
5) diejenigen Schugjuben, welchen nachgegeben wird, ihre Privilegia von einem 
Drte zum andern zu tranöferiren, erlegen für dergleichen Translokation nad) 


einer großen Stadt 300 Rthlr. 
n nach einer mittleren 1580 ⸗ 
nach einer kleinen 100 


8 
6) für bie beſonderen Konzeſſionen zu einem Handel, z. B. mit Tuch und dergl., 
werden die Gebühren jedesmal beſonders beſtimmt, ingleichen 
5. PD wenn ein Jude mit einem fogenannten Generalprivilegio fi und feine Des 
{ ſeendenten oder wohl gar Gollatöralen in den Kömigl. Landen etabliren zu 
Yamen oder anderen Vorrechten begnabiget wird. 
9) Die ZudensAelteften, Kaſſirer und Vorfteher zahlen, fo oft fle Zonfirmirt 


ein alter pro confirmatione 4 Rthlr. 
ein neuer pro confirmatione 
9) ein Rabbi in großen Staͤdten 0 = 

in mittlern 65 

in Heinen 


4 3 

“s Ein Schulmeifter, Kläpper und anderer öffentlicher Bebienter zahlte von vors 
ec: kehenden * die Hälfte 

2740) für die Konzeſſion zu einer hebraͤiſchen Buchdruckerei werden bezahlt 50 FH 

'* 41) für die Konzeffion eine Synagoge anzulegen . 10 Rthlr 

desgleichen Schule halten zu duͤrfen 5 > 

#2) ffir die Konzeſſlon von ber feſtgeſetzten Anzahl Judenhaͤuſer eins zu acquiri⸗ 

' zen, wird zur Chargenkaſſe bezahlet 1 Rthle, 

ober ein halb pGt. von dem Kaufpretio oder Werth bed Hauſes und zwar in 

großen Städten das erfte, in mittleren und Beinen Staͤdten ber letztere 


Sat. 
13) bie Saͤtze follen auch Statt haben, wenn ein Zube bie Erlaubniß erhält, fein 
Haus an einen Ehriften zu verlaufen und dagegen ein anderes zu acquis 


riren. 
44) Dafern aber einem Juden die Konzeffion ertheilt werben follte, über die feſt⸗ 
efepte Anzahl der Häufer ein Haus zu befisen, fo werben die Gebühren da: 
Fir edesmal beflimmt. 
(Diefe- BGebührenfäge, ausfchließlic das aub Nr. 4, gründen fi) auf das 
vevidirte Ehargenkaffenregiement v. 30. Mai 1765 in N. C. €. March. T. 
III. S. 867 und der Satz sub Nr, 4 auf die Direbtorialverordnung an bie 
Glevifche Kammer v. 28. Sun. 1764.) 
Die Stempelgebühren find in Anfehung der Juden von den übrigen 
@tempelgebühren unterichieden. Folgende Säge find in dem erneuerten Stem⸗ 
pelebitt v. 17. Sept. 1801 beftimmt: 


‘ 


Kür Iubenkonzeffionen 
’ eines Ausländers 20 Rthlr. 
eines einheimiſchen Orbinarii 45 = 


"eines Extraordinarii oo. 6 ⸗ 


geſtalt abey, wenn er gleich das Schuggeld erleget, doch zu verſchiedenen amberen ı 
allenven Abgaben nichts beiträget, gleichwohl eine unter ben außerorbentlicen tef 
Lie Subenfamilie in bie Zahl der ordentlichen zu rücken behinbert; fo fo bien 
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3um „oausantauf die Hälfte desjenigen Quanti, welches bie Shargenl 
er bie e Ronzeffion eines Judenkläppers 


in geoßen Stäbten a 

in mittlern und Beinen Städten 1 
Judenſchulbediente und Kranlenmwärter zahlen “ 

in großen Städten Ir m 

in mittlern und Kleinen 8 


7 
(Exrneuerte Verordnung über den Gebraud des Gtempelpapters, ber ® 
machten und! wegen der fonft zu entrichtenten Stempelgebühren v. 17. & 

1802 in N. C. C. March. T. XI.) 

Er Eheftiftungen werben bie der Juden von ben übrigen ebenfalls 
terichieden. 

Wenn nämlich ein Jude fi verheirathet, ſo muß vor Rachfucung & 
Trauſcheins der Stempel dazu bei dem Stempelrendanten des Ort⸗ geldſet un 
der Bittichrift beigelegt werben. | 
: Der &tempel ift in dem gedachten Stempelebikte nach Beſchaffenhehtl | 
Privilegien in nachfolgende acht Kiaffen vertheilt und barnady zahlen die Jim 
Ke mögen ſich zum erflen ober zweiten Mal verheirathen, die Stemp lge 
folgendergeſtalt: 
1) Alle Te, Generalpeinigtete ober bie auf ein Generalprivilegium 


2) beigleichen diejenigen, weldye ein neues Schutzrivilegium erhalten, bereiih, 
daß fie auf die Liſte der ordentlichen Juden fommen und das Recht Wi, E 
Kinder anzufegen 20 BI .- 

3) ein Grtraordinarius aber, ber nur iebenslang den Schutz erhaͤlt 3 

4) die auf das Recht bes erften Kindes angefegt worben 

in großen Städten . 
' in Kleinen 6 
5) bie auf das Recht des zweiten Kindes angeſetzt worden 

in großen Staͤdten 

in kleineren die Haͤlfte J 

6) wird einer Judenwittwe, die Kinder hat, welche ſich auf das vaterlich We; 
vilegium anſetzt, erlaubt, ſich anderweit zu verheirathen, dergeſtau 
mit ihrem künftigen Ehemanne einen Platz unter die Ertraorbinaire 
befommt, zahlt diefelbe ohne Unterſchied 5 

7 dabingegen eine Wittme, welche das Privilegium u Ihren ohne ohne Sur 
florbenen Dann gebracht und zur andern Ehe gu f ‚ie De a 
die Gebühren bezahlet, eben fo wie bie auf das Rede des 5 yweiten —* 
gelegt worden, als 

in großen Städten 

und in kleineren die Hälfte 
8) die öffentlichen Bebienten 

in großen Städten 

und in kleinern 2 

Die Juden ſollen auch bei Loͤſung des Trauſcheins eine Out bei OR 
pelrendanten über das bezahlte Stempelpapier beibringen: biefe. ihn 
Aushändigung des Trauſcheins zurückgegeben und um felbigen umgefchlagen J 

GEs machte bei Loͤſung diefes Trauſcheins auch fein Unterfchieb, ob die Je 
welche fich trauen laffen, im Lande bleiben oder nicht. (Erneuerte Stempei 
ordnung v. 17. Sept. 1802. $. 28. R. v. A. Der. 1794. Beneralo 
nung v. 18. Aug. 1722.) 

In Anfehbung der Handlungsbücher ber Juden verordnet das Gtemytj 
edikt ebenfalls den fogenannten Paraphenſtemopel, mit welchen die 
ben, nachdem fie vorber richtig foliiret, auf jedem Blatt bes Hauptbuced 
zwar jedes Jahr einmal bedruckt werden, gegen Erlegung ber Zur Stempellt 
A. zu entrichtendenden Summe, weswegen Toigenbe drei Slaffen befiim 
ind: 


In der erſt en Klaſſe, wohin gehören: 1) bie ein Gen —— 
ober darauf angefeht find; %) die auf das Recht des zweiten angeſch 
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Kiner Ber erften über ein Jahr lang, es wäre benn, baß er feines Commertii halber 
nberung des Domicilii abweſend wäre, ohne erhaltene befondere Erlaubniß 
anferhatb feiner orbentlichen Heimath beftändig aufhalten, fondern wenn ja dazu 
e Erlaubniß erhalten, dennoch felbige nicht beftänbig noch über drei Sabre dauern, 
"berfelben zu allen und jeben ſowohl öffentlichen als andern bei der Judengemeinde 
$ Domicitii vorfommenden Abgaben ſchlechterdings beitragen, ober des Privilegii 
uflig erflähret werben; Niemand aber fürs künftige zugleich an zweien Orten unter 
Borwande, zu den Anlagen zu Eontribuiren, Schutzbriefe und den Effekt an zwei 
> Rinder anfegen zu können, genießen, Tonbern ſolches hiermit ein für allemal ver⸗ 
tin, in fofem Wir nicht en fareur einer oder ber andern Familie bereits ein ans 
Wiefohlen, oder künftig noch befehlen follten T). 
“ x 


— 


finds; 3) die Fabriken haben; 4) die einen wirklichen Wechſelhandel in Papieren 
oder Geldſorten treiben 10 Rthlr. 
Inder zweiten Klaſſe, die nicht zur erſten Klaſſe gehören, aber 1) doch Meſſen 
bereiſenz; 2) welche Häuſer eigenthümlich und nicht antichretiſch befigen 5 Rthlr. 
In der drit ten Klaſſe, die nicht zu den beiden erſteren Klaſſen gehoͤren, aber 
Deinen offenen Laden haben; 2) auf Pfand leihen; 3) die überhaupt Handel 
eben 2Rthlr. 
2 &Suben,’die ein Handlungs⸗ und Mandbuch zugleich halten, ſind nur zur Pa⸗ 
£ - saphirung des erſtern verbunden, | 
4. 17° Wen Juden, bie in Gemeinfchaft handeln, wirb von jedem allein ber Para: 
_ —— geloſet; desgleichen, wenn ein Jude mehr als eine Handlung in 
Bi. treibt, muß er davon aleıch chriſtlichen Kaufleuten, die befonders feſtge⸗ 
&r ten Parapbengebübren entrichten. 
m EErneuerte Stempelverordnung von 1802. $. 29.) 
DieXuden warenzwarvon der vormaligen Verbindlichkeit für die ihnen zu er⸗ 
nie Privilegien und Konzeffionen, PYorzellain aus der Berliner Porgellains 
“ Fable zu nehmen und im Lande zu bebitiren, oder außerhalb Landes zu erporti- 
sen ohne Auflegung eines andern Gurrogais gänzlich befreiet, und ihnen auf 
gehen Fuß, wie den chriftlichen Kaufleuten, der Handel mit Berliniſchen Pors 
attet. - 


(Kabinetsdekl. v. 12. Febr. 1788 und Cirk. v. 27. Kebr. 1788.) 
A 7 Dagegen waren fie verbunden, eine Quantität einlaͤndiſcher Manufakturwaa⸗ 
N Aemrzu exportiren, und bie Zemplinfhen Mügen:, Strumpf⸗, Beutel-, Tuch⸗ und 
E :.ionben : Kabriten zu erhalten. 
re... (Direktorialreftript v. 26. Juni 1766.) 
%3:,:Mie in den Städten beftellten Krantenwärter, fo wie bie JZudenfchuls 
weißer. und Kläpper dürfen zwar wegen bed ihnen unterfagten Handels 
u Privilegiengebübren, dennoch aber muͤſſen fie für ihre Konzeflion zur Re⸗ 
krutenkaſſe in großen: Städten 5 Rthlr, in mittlern. 3 Rthlr. und in geringen 
Städten 2 Rthir. besablen. Die Zraufcheinsgelder müffen diefelben gleich 
ben andern Juden entrichten. 

Die Bezahlung djefer Gelder muß geichehen, ehe fie den Dienft antreten oder 
heirathen, und müflen gu dem Ende dfe Quittung ‚probuziren. In jedem befon= 
dern Falle Ber Anfesung diefer öffentlichen Bedienten geſchieht die Anzeige bei 
ber Kameralbehoörde, und werben biefelben in der Zabelle der von neuem vergleis 
teten Juben aufgeführt. (Kabinetsorbre an die Cleviſche Kammer v. 3. Juni 

4788; Heft. v. 80. Juni 1738.) 
“ ber hatten die Zuden überdies den Leibzoll zu entrichten, ber duch 
KR. D. v. 12. Dee. 1787 und das Cirk. v. 31. Dec. 1787 aufgehoben wurde. 
C. C. C. VIII. 1660.) In Betreff der ausländischen Juden wurde er nur rück⸗ 
ſichtlich der zur Frankfurter Meſſe Reifenden abgefhafft. (K. O. v. 4. Juli 1788. 
N. C.C.T. VIll. &. 2142.) (Bergt. hierüber oben ©. 210.) 
Ein Schutzjude, weldher ohne Erlaubniß aus dem Lande gegangen, fol, wenn 
fein Aufenthalt unbelannt ift, vermittelft einer öffentlichen Ebiktalcitation, um 
fid wegen diefer unerlaubten Handlung zu verantworten, vorgelaben werden. 
(R. v. 17. Rov. 1794. N. ©. C. T. IX. ©. 2441.) | 
NRur alsbann darf ein ordentlicher Schugjube eine folche.befondere Erlaubniß 
au feiner. Abweſenheit nicht nachſuchen, wenn er feines Handels wegen bloß ab» 
wefend ift, feihen Wohnort aber nicht verändert. eo. 
Die Abweienheit eines jeben bloß des Handels wegen abivefenden Schug: 
juben muß bei ber Kameral:Behörbe ordentlich angezeigt, un im en ara 
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(Die Juden follen ihre Praestationes quartaliter — 
die ganze Judenſchaft dafür in solidum haften.) Die jährli 

elber ſowohl ale bie Ghargenfervis:Kalender: und Montis Pietatis Gelb 
Quartaliter richtig und unfehlbar, und zwar fogleid mit Ende jedes Quartal 
feren Kaflen bei Vermeidung wirklicher Exekution bezahlet werden, auch für f 
zahlung die ganze Subenfchaft ber reſpektive Provinzien in solidum haften 
Krieges: und Domainen: Kammern barüber mit Nachbrude halten. 


IX, 


(Wie es mit den verarmten unb auf den Banquerout ftehent 
ben zu halten.) Zur Erreihung dieſes Zweck follen die Zudenälteften um 
ber jeder Provinz und Orts auf den Zuftand derer ſaͤmmtlichen Juben ein: 
wachſames Auge haben, und falls fie merken follten, daß einer dergleichen der; 
Verfall feiner Nahrung geriethe, daß beffelben Verarmung oder gar Banqu 
beforgen, einfolglich berjelbe zum gemeinen Beitrage der öffentlichen Laſten un 
ren bald untluhtig werben müßte, anderweitige Veranftaltung bei denen Kolld 
hen, daß die Ausfälle verhütet und kein Abgang noch Refte bei den jübdifchen ! 
fo weit es die Koͤnigl. Kaffen betrifft, entftehen mögen. 


X, 


(Wie es zu halten, wenn ein Jude vorfägliherweife bangı 
gem orden.) Im Kalle aber ein ober anderer diefer Schugjuben gar in einen 
lichen und boshaften Banquerout verfiele, ſoll mit demſelben nach Dispoſttia 
Edikten v. 14. Juli 1715, 4. Febr. 1723, 20. Mai 1736 und befonders u. 8 
1747 verfahren werben, dergeftalt, daß wenn einer Unferer Schutzjuden einen im 
ften verbächtigen Bangnerout machen, und außer Standes fich befinden wirb 
ditored zu bezahlen, fobann berfelbe nebft allen denenjenigen, jo unter feine 
briefe ftehen, oder daher angeſetzt worben, des Schuges verluflig gehen, fein 
gänzlich Laffiret werden, und dergeftalt erlofchen fein folle, daß auch folcher nid: 
mit einer anderen und neuen Judenfamilie befeget werben dürfe. 

Wobei Wir Uns jedoch unterm 23. Zan. 1749 bahin deklariret, daß wenn fihhdn 
menben dergleichen Fällen befondere uUmftänbe finden, die eine Mitigation verdicca 
ten, Uns folde fodann berichtet und Unſere allergnäbigfte Reſolution baruiere 
let werden ſolle. &türbe inzwiſchen ein dergleichen Ballit gewordener un 
ter Jude, fol e8 mit deffelben Begräbniffe nach Dispofition des unterm 24. Mt 
bieferhalb ergangenen Edicti declaratortinod, zur Zeit und bi8 auf andere Val 
gehalten, und wofern die Eltern oder die Erben eines ſolchen vor beffelben 
unmöglich Rath fchaffen, noch auch deshalb fo bald annehmliche Kaution fiel 
ten, wozu fie doch zuvoͤrderſt mit allem Ernfte anzuhalten find, der verftorkl 
zwar begraben, jebod, aber deſſen Eltern oder Erben zu Bezahlung besjenigt 
Uns oder anderen Chriſten der verftorbene Jude ſchuldig geblieben, durch promg 
kution angehalten werden ſollen; dahero dann bie Judenälteften hierauf genam 
tation zu nehmen, und wenn ſich einiger Verdacht zu dergleichen vorfäglichen E 
ront ereignet, e8 in Zeiten gehörigen Orts anzuzeigen haben. 


XI, 


(Die Suden follen Leine bürgerlihen Handwerke treiben.) 
nun aber diefe in Unferm Schutze ftebende Juden hiefiger Refidenzien ſowohl, a 
wärts auch in Stand geieget und erhalten werben mögen, alle diefe und and 
obliegende Abgaben zu beftreiten, fich ehrlich zu ernähren und bem gemein 
nicht zur Laft fallen, noch weniger denen dhrifklichen Kaufe und Hanbelsleuten 
fatturiers, Kabrilanten und Hanbwerköleuten, gleich bishero zum Theile gau 
antwortlich ohne Konzeffton fi anmaßen wollen, jo großen Eintrag und A 
ihrer Nahrung und Gewerbe zu thun, felbige dadurch herunter zu bringen, us 
tragung derer Öffentlichen Abgaben untüchtig Zu machen; fo fegen ordnen. ur 
Wir hiermit fernerweitig und ernſtlich: daß kein Jude ein bürgerlich Hanbdı 
ben, noch außer dem Pettſchierſtechen, Mahlen, Optiſchen⸗-Gläſer-Diame 
Steins Schleifen, Golds und Silber fidlen, weiße Waare ausnähen, Krätz⸗ 
und andern dergleichen Gewerbe, wovon ſich Feine Profeflions = Berwanbte unt 
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fte finden, fi) anmagen, befonders auch kein Bier brauen und Brandtwein 
ollen, jedoch Eönnen fie das Brandtweinbrennen bei benen von Abel, Beam⸗ 
nderen verrichten, nur daß dazu Beine andere als vergleitete Juden und beven 
kommen werben "). 
ete Pettſchierſtecher aber müflen ſich bei jedes Orts Obrigkeit eiblich verbinden, 
ne falfche Accifes, Zolls und anbere Königl. Siegel, noch weniger aber Muͤntz⸗ 
fie fein von Unferen oder anderer Potentaten Gepräge oder nicht, bei Strafe 
unb gänzlichem Verlufte des Schuges ftechen oder verkaufen wollen. 
müffen diejenigen Juden, welche von Uns zur Errichtung gewifler. Sorten von 
. oder zum Verlage einiger Chriften Kabricanten befondere Cuncessiones ers 
ven, ober noch erhalten möchten, haben nach wie vor gefchliget werben. 


elben wird das Gold: und Silber-Schmelzen verboten). Bes 
zold⸗ und Silber-Schmelzens auch Scheidens, und daß Fein Zube folches bei 
Lebens⸗Strafe anders als auf Unferen Münzen vornehme, bleibet es bei dem, 
rhalb in dem Ep. v. 1. Okt. 1718 ausführlich und poenaliter verordnet ift, 
n Juden aber, welche ſich gelüften laffen, gute goldene und filberne Münzen 
ae zu beichneiden oder gar außer Landes zu führen, oder ſchlechte verrufene 
aghaltige Münz⸗Sorten in Unfere Lande zu bringen, follen ohne Anfehung ber 
zerſtlich des Schutzes in allen Unferen Landen verluftig fein, und über biefes 
‚md Gute, auch nach Befinden an Leib und Leben, gemäß denen alten Edikten 
erheit dem neueften Ed. v. 17. Martii 1739 unabläffig geftrafet werden. Wie 
Mrie Juden, fo gute goldene und filberne Müng: Sorten gegen fchlechte verrus. 
weqhſeln, umfegen, damit wuchern und fich folcher im Handel und Wandel Aus 
4 Einhalt des geichärften Münz:Ebd. v. 20. Januarsi 1744 angefehen, und 
wohl, als wenn fie Unferm Ebd. v. 14. Fı br, 1749 wegen der Dukaten 
Hansen, von Unferen fistalifchen ebienten in Strafe genommen werben follen. 


W&hlachten zur eigenen Sonfumtion wird denen Juden vers 
Kopena fie bei Chriſtenſchlächtern das Vieh Follern). Das Schlach⸗ 
en Juden in foweit zu ihrer eigenen Confumtion verftattet, daß fie ein 
Beh auf den Viehmärkten einkaufen, aber bei den Chriften-Schlädhtern durch eis 
teennten Koller, doch fo vicl das große Rindvieh betrifft, nicht anders ale in 
Km Schlachthäufern, wo dergleichen vorhanden, fchlachten, und wenn der 
an, dasjenige, fo fie davon gebrauchen, davon nehmen, das übrige aber 
hlächtern zum eh laffen, auch ſowohl in diefem Kalle, ald wenn 
nit gerathen follte, vorher mit dem Schlädhter wegen des Preifes, wofür 
behalten wolle, handeln können; felbft aber follen ſie bei Verluſt des ges 
es zum Bortheile der Armen kein Fleiſch an jemanden bavon ablaflen oder 
‚noch auch mit einländifchem Viehe handeln, ihnen auch nicht Vieh auf dem 
zeinländifchen Jahrmärkten einzukaufen, und in die Städte zu bringen erlaus 
md zwar ebenmäßtg bei Gonfisfation bed Viehes, fo fie eingekauft und hereins 
ollenz jedoch find auch die Schlächter fehuldig, ihnen kontraktmäßig genugfas 
utes Fleiſch zu liefern. 
aber fomohl einheimifche als ausländifche Handelsjuben mit Partheien Horne 
n Vieh, fo fie von auswärtigen Landen herein bringen, Unfere Städte und 
reiben wollen Ak bleibet ihnen biefes zu Beförderung des Viehhandels und 
nad) wie vor frei. 
„Maͤrkiſchen, Mindiſchen und Halberftädtfchen bleibet es inzwiſchen bei dem⸗ 
in Abſicht des Juden⸗Schlachtens von Zeit zu Zeit nachgegeben worden; wie 
in denen andern Provinzien, befonders in Preuffen, allwo denen Juden das 
unter gewiffen Bedingungen von Uns zugelaffen worben, es noch zur Zeit 
Ffernere Verordnung fein Berbteiben hat. u 
oltenen Fabrique: und Manufalturen: Verlage, roher Wolle 
Leihen Garne follen fih die Juden in Berlin nicht bemens 
; wollenen Fabriken und Manufakturen oder derfelben Verlag, roher Wolle 
en Garne aber follen fich die Berlinifchen SchugsJuden, ohne Unfere dazu 
efondere Konzeffion, als beshalb fie fich in gewiffen Fällen bei Unferm Genes 
rio zu melben haben, gar nicht vermengen, fonbeen e8 bleibet barunter durchs 
E dem wirklichen Inhalte des ergangenen Ed. dv. 24. April 1737, vermöge 


erli ber ergingen weitere Beftimmungen durch bie R. v. 4. Juli 1787, 17. Mai 
‚ 48. Juli 1798. | 
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welchen Fein Schugjube in hieſigen Refidenzien einige Wolle, es fei ein: ober 
fer Schaar:,,Rauf-, aber Gerberwolle Faufen, Geld darauf Leihen ober geg 
annehmen, noch auf eing,ober andere Art, es habe Namen wie es wolle, es 
an ſich bringen, ameehHng damit treiben, ſolche fpinnen Laffen, Zuben- ode 
Fabrikanten halten, foldhe mit Wolle ober gefponnenem wollenen Garne verl 
wollene Waaren felbjt nerfertigen, MWeberftähle kaufen, von den Zabrikanten ı 
ober Gelb darauf, leihen,,in dem widrigen Kalle aber nicht nur bie Wolle, de 
nene wollene Garn, ‚oder die daraus verfertigten Waaren imgleichen die M 
unb übriges Handwerkszeug Eonfisziret, fondern auch ber Jube, bei weichen d 
oder auch nur, einige Sachen bavon gefunden werben, oder beffen, jedoch ohne 
tigkeit ober Form von Prozeß nur einigermaßen überzeuget wird, wegen folı 
tretung Unferer Edicte anderen zum Crempel bem Befinden gemäß nachbrä 
unnaghleiblich beftxafet werden, ald worauf Unfere Krieges: und Domainen- 
Magiftrat und Oflicium Fisci mit alem Ernſte und Nachdrucke halten und 
tenfallß ftehen folle; jedoch bleibet nach wie vorhin frei, die Sterbes und 0 
qufzufaufen, bie Wolle von gedachten Zellen abzubringens fie müffen aber bi 
bfeiblicher eremplarifcher Beftrafung bie bervolleten Kelle und Wolle nicht auß 
bringen, fondern an die Fabrikanten eintänbifcher täbte verkaufen. 


(Bier und Brandtewein unter fih zu verſchenken ift ihnen 
erlauben Und da die Juden an ihren Sabbathen und Feſttagen kein Gl 
fen, das Bier und Brandtewein aber bei den Schenken gleid) bezahlen mäffe 
ihnen zwar erlaubet fein, ferner Bier und Brandtewein unter 16 ‚u verſche 
möffen aber in Berlin dazu vier in verfchiedenen Gegenden wohnende Juden au 
und bei dem PolizeisDirektorio dahin vereiden Laffen, feinen als nur Judent 
was zu verkaufen, auch das Bier unb ben Brandtewein von Chriſten zu neh 
nes wẽges aber jelbft zu brauen ober zu brennen. 

(Mit andern als KRaufhers Weine zu handeln iſt ihnen gat a 
laubet), Mit Weine aber mülfen fie weder ins große noch ins kieine handen 
niger ſoichen verſchenken. 

Zu ihrem eigenen Gebrauche aber ſtehet ihnen nach wie vor frei, den 
Kaufder-Wein und Meeth auswärts kommen und einer dem andern etwai 
den Meeth auch ſelbſt zu brauen. v1. 


(No aud mit rohen Rind: und Pferbehäuten, rohem oder! 
ten Leder und fremden wollenen Waaren weiter als ihnen um 
fonders nadhgelaffen ift). Mit rohen Rind» und Pferbehäuten, nod anf 
hem ober gefärbtem Leder, e8 habe Namen wie es wolle, aud) nicht mut fremben! 
Waaren follen fie weiter handeln, als ihnen ſoiches in folgendem X VEIT. Aid 
ders nachgelaſſen iſt, aber auf ſolchen Fall dennoch durchaus Fein Waarenl 
halten, noch dergleichen etwa übertommenbes Leder außer den Fahrmärkten 
und müffen bie Acciſe⸗ Kammern ihnen folche nicht eher folgen Laffen, bis die & 
defielben bie in ermeldetem folgenden Artikul erforderte Beihaffenheit duch 
Gezeugniffe erweifen oder allenfalls eidlich beftärken werden; wiewohl in ber 
Provinzien, worunter dieferwegen beſonderer Umftände halber etwas mehrered! 
nigl. Höchfteigenhändig unterichriebene Ordres nachgegeben worden, ed auf) 
bann noch zur Zeit fein Verbleiben hat. xvn. 

(Spegereis und Gewuͤrzwaaren können fie vor andere Juden 
wiffe Art verkaufen). Was bie Spezerei: und Gewuͤrzwaaren betrifft, x 
nad) ihrer Religion ganz rein und von feinen Würmern bekrochen fein müflen 
ihnen zwar erlaubet, dergleichen Spezerei und Gewürz auch andere zur Spei 
liche Waaren, welche yuch Würmer verunreinigetwerben fonnen, ald: Rofin 
dein, Reif, Senf, Kümmel, Annis und dergl. ‚vor andere Juden einzulaufer 
fi) auch in Anfehung anderer Bictualien als: Graupen, Grüge, Mehl zc. 
werden fann und fobann von ihnen nicht zu gebrauchen iſi, verjtehet, jedoch da 
tualien allpier auf Öffentlihem Markte von ihnen gekaufet werden, doch auch 
ter al zu eigenem Gebrauche. 

(Mit rohem Tobade zu handelen, folhen ſelbſt zu fabrizi 
Höderwaaren zu führen, ift denen Juden verboten). Dahingeg 
Qud) die Juden night mit unfabrizirtem Tobade handeln, noch weniger legten 
brigiren, andy ohne befondere Konzeffion Feine Höderwaaren, als Hering, Bu 
eingewäfferten Stods, Berger: oder Klippfiih, Schollen, Salz, Seife, € 
Schmeer, Hirfe, Linfen, allerlei Grüge, Gerften:Graupen, Rüben, Grbfen 
im einzelnen, Gartenwerk, Odſt und bergleichen führen 
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‚as für Waaren die Schutz-Juden eigentlich handeln können). 
n alle die unter Unſerm Schutze ſtehende Juden eigentlich wiſſen und ange⸗ 
den mögen, was ihnen vor Rahrung und Gewerbe zu treiben erlaubet; fo ſoll 
rnit fotgenten zu handeln und Verkehr zu treiben madıgegeben fein, nämlid) : 
For, Irapdargent, reihen Etoffen und Bändern, eins und auslaͤndiſchen 
Baaren, Gold und filbernen einlaͤndiſchen in der Berlinifchen Koͤnigl. Golds 
es Manufaktur fabrizirien Treffen, Zouren, point dE’spagne, Golds und 
ven und Gantillen, desgleihen mit Jouwelen, Bruch⸗Goid und Silber, Lin⸗ 
band alten Taſchen⸗Uhren und dergleichen, ferner mit Geld⸗Gechſel und 
GeldsMäteln, Aufkaufe und Verkaufe von Häufern und Gütern vor andere 
t minder mit allerhand Brabantifchen, Holländifchen, Schlefifchen und Chur⸗ 
weißen und feidenen Waaren, Kanten, Neſſeltuche und ganz weißen einläns« 
den Futterkattun, einländifcher Leinwand, weißen Zwirn, Zafels und Tiſch⸗ 
‚und halt, fonderlich auch einlänbifchen feidenen Waaren, auch mit aus⸗ und 
em ungefärbtem gar gemachten Leder, mit einländifchem Summet, dann mit 
bier im Lande fabrizirten ganz und halbwollenen und baummollenen Waaren, 
Ramen wie fie wollen, wie auch mit denen in Unferen Landen fabrizirten Kat⸗ 
digen; ferner mit Pferden, rohen Kalb: und Schaffellen, Federn, Perliquen, 
uch Kameel- und Pferde⸗Haaren, Zalg, Wachs und Honig, Polniſchen Waa⸗ 
werte fo noch roh und unverarbeitet iftz aber keinen neu verfertigten Kuͤrſch⸗ 
ten, in den Städten wo Kürfchner wohnen, es wäre dann, daß fie den Luͤrſch⸗ 
weichen fie die verfertigten Waaren zum Handel erfauft, fofort benennen könns 
mit Thee, Kaffee, Chokolade und Tabriirten aus⸗ und einlänbifchen Schnupf: 
FJabacke; jo ſtehet ihnen auch noch frei, mit allerhand alten Kleidern, alten 
Muhten Meubeln, Haus⸗ and Küchengerätbe, in summa mit allem demjenigen, 
mm vorftehenden Artikeln nicht generuliter und specialiter verboten ift, wenn 
Miklem Spezial⸗Artikul nicht fpezifiziret noch eigentlich benannt fein fellte, zu 
smfugen und fonft zu verkehren; doch alles dieſes nicht anders als in denen 

imhihnen ordentlich zugeftandenen Laden und Buben. 
we Aönigreiche Preußen aber bleibet e8 wegen ber fremden und einlänbifchen 
g bei der dafelbft gemachten befondern Berfaflungs weil das Polniſche 
CGommercium dafelbft noch zur Zeit ſowohl vom Ghriften: als Juden⸗ 


et. 
Yeigen Schutz⸗ Juden, welche von Uns befonbere Konzeffion haben, in ben 
Wein fie vergleitet find, oder wohnen, offene Laden und Buden zu halten, 
Baaren an dem Orte, wo fie wohnen, ober auch auf öffentlichen Meſſen 
ten Stuͤck⸗ oder Ellenweife zu verkaufen, ſoll folches zwar noch ferner er⸗ 
I fie müflen aber hinfüro fo wenig auf einländifchen Meffen und auf Jahre 
we fie fi bisher zum Nachtheil der Ehriftens Kaufleute werfchiedentlich aumas 
» vielweniger aber an denen Orten, wo fie wohnen, mehr als jeder eine Bude 
Ktaben dfinen und darin verkaufen ober durch die ihrigen verfaufen laſſen; 
inauch keinem Juden freiftehet, an einem andern Orte, als wo er wohnet, in 
anden außer Meß: oder Jahrmarktszeiten, ba ihnen auf dem Markte eine abs 
Bube zu haben erlaubet ift, ine offene Bude und Kram⸗Laden zu halten, 


Juden follen bei Konfistation der Waaren mit demjenigen 
ıdelen, was ihnen hierin verboten). Gleichwie nun auf bie vorher 
e Art und Weiſe vor die Nahrung, Handel und Wandel ber SchugsQuden 
geforget worden, daß, wenn die zu duldenden Juden⸗Familien nur wollen, 
int im Stande fein, fich ehrlich und reblich zu ernähren, durchzubringen und 
en richtig abzuführens alfo befchlen Wir fernermeitig allergnädigft und ernſt⸗ 
He Juden fid) damit durchgehende begnügen, ihr Gewerbe allegeit ehrlich und 
ben und jelbiged auf teinerlei Weife, und zwar bei Konfisfation der ihnen 
beilten Waaren überfchreiten. 

n in Städten außerhalb den Iahrmärkten nicht haufiren.) 
nde auch fih nicht unterftehen follen, unter was Vorwande ed auch immer 
mit den ihnen ausgemachten Waaren in Städten außerhalb ven Jahrmärk⸗ 
ıfiren, in ‚die Wirths⸗ ober andere Häufer mit ober ohne Waaren zu laufen, 
e auszubieten ober anzupreifen, fonbern fie follen fich burchgehenbs nad, der 
kt chriſtlicher Kaufleute betragen, nicht anders als gerufen, mit Waaren aus 
ern und Laden gehen, und außer denen durchaus nicht mit Waaren auf den 
ch finden laflen, maßen es bierunter fchlechterdinges bei dem unterm 17. Nov. 
genen Hawfixs@bilte und benen barin wiber die Nebertreter nerorbneten Stras 
te. " Bu: 
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(Keine fremden Juden und Judenjungen ſollen in Berlin 9 
treiben!).) Und da angemerket worben, bag viele Suben und Judenjungen 
zen linferer Botmäßigkeit unterworfenen Städten und Provinzien Jahr aus 
und faft tagtäglich ſich in Berlin aufgehalten, fi untereinander mit ab um 
gleichlam abgelofet, und durch heimlich und öffentlichen Handel ſowohl dem gı 

iito als insbefondere der ganzen Chriſtlichen und erlaubten Jüdiſchen Nahr 
meinen Schaden verurfachet, zugleich auch Unfere Kaſſen durch allerhand Def 
und boshafte Praktiken betrogen und hintergangen haben; fo jegen, ordnen u 
Wir hiermit und Kraft diefes, daß außerhalb denen hiefigen Jahrmärkten 1 
nad) Berlin gehöriger Zube, er fei auch fonft gleich in Unferen Landen verg 
nicht, mit anderen Waaren als mit Bruch⸗Gold und Silber in diefe Stabi 
auch außerhalb den Zahrmärkten ein dergleichen ausmwärtiger Zube männlich 
lihen Geſchlechts; jedoch die Rabbinen und Gelehrten, fo Fein Verkehr habe 
nommen, wenn er fich nicht etwa ftehenden Fußes durch ein Atteft der Juden 
legitimiren Tann, daß er als ein Negotiant hoher Potentaten, oder daß er di 
ibn den fremden Juden felbft und unmittelbar angehenben Prozeß vor Unfere | 
beös@erichte unumgänglich hergegogen fei, ober er hier Waaren einzukaufen | 
men oder burdhreifen, ober zu den Fefttagen, Hochzeiten, Beſchneidungen un 
ihrer Freunde fich einfinden, und zwar bie 4 legten längitens über 8 Zage in! 
Berlin nicht gebulbet, oder aber vor jeden Zag, welchen er barüber in der € 
ben follte oder wollte, einen Dukaten an Golde zum Potsdamfchen großen We 
zu erlegen angehalten werden). (Sollen außer denen hierin ausge 
nen Fällen, wenn fie über 24 Stunden in Berlin bleiben, 1 € 
Dulaten zum Potsdamfhen Waifenhaufe bezahlen.) Und da hi 
PolizeisDirektorium Acht zu geben hatz fo follen nicht allein die fremden Jude 
dem Tage, ba fie anlommen, von dem Züdifchen Aufmwärter bei felbigem gen 
von ihm dem fremden Sudan angebeutet werben, daß wann er fich über biefe a 
oder ihm fonft erprefie nachgelaflene Zeit aufhalten würde, er für jeden Tag di 
zies⸗Dukaten vor das Potsdamſche große Waifenhaus erlegen müfle, es w 
daß er durch ein Atteft der Juden-Xelteften bei dem PolizeisDirektorio eine fern 
tion gefucht und erhalten hätte, welche fonderlich denenjenigen ohne Schwier 
teilen ift, die allhier Waaren einzufaufen Willens, und ſich binnen diefer 
auf nicht im Stande gemwefen, oder auch die blos zum Befuche ihrer Anverwe 
aufhalten. 

Diefer Aufwärter muß zu dem Enbe alle Morgen fich bei dem PolizeisDird 
finden, und einen ordentlichen täglichen Rapportzettel, worin bie angekomm 
weggegangenen Suben aufgeführet find, abgeben, und wenn ber Juden: Aufwä 
richtige Anzeigung thut, ſoll derfelbe dafür ernſtlich geftrafet und abgefeget wer 

Im Königreiche Preußen aber bleibet es auch dieferhalb bei der dortigen Vi 


XXI. 


(Alle fremde Juden, fo nicht mit denen Poſten oder eigene 
werte kommen, follen in Berlin nur in zwei Thoren ein und 
firen. Wie es damit in anderen großen Städten gehalten 
folle.) Es follen audy alle fremde Juden, die nicht etwa mit denen Poften €} 
oder son Fuhrwerk, fondern zu Fuße und zu reiten fommen, zu Berlin in I 
dern Thoren als zum Prenzlauer und Halliihen Thore einpafliren, audy in an 
fen Städten Unfers Konigreichs und Lande fo viel möglich auch ſolche gewiffe 
Ausgänge verfüget, übrigens ordentlicher Weife Eein ausländifcher Jude eingel 
den, er Babe denn ein Atteft oder Paß probugiret, wo er herfomme, und was d 
feiner Reife uud Anherokunft ſei? welches legtere in Ermangelung bes Paffei 
Kein a Aufwärter mündlid) anzeigen, und dem Rapportzettel einverl 

en muß. 


—— 


I) Die fremden und burchreifenben Juden mußten ſich bei Betretung der le 
lihen Srärze das Geleite ablöfen, nämlich bei ihrer Ankunft an d 
Drte in ben Preußifchen Staaten bei der Obrigkeit, welche unter be 
der SenjursKommiffion angeorbnet, anmelden, und von berfel 
Erlaubnißſchein, worin die Zeit ihres Aufenthalts nicht über via 
durfte beftimmt werben, einlöfen. Reglement wegen Aufbhebungber : 
tung ber jüdifhen Gemeinden u. f. w. v. 18. Juli 1801. (N.C.C.i 

2) Aehnlich beitimmt das Girk, v. 16. Aug. 1762. N. C. C. III. 155, 
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XXII. 
zmit ben Betteljuden zu halten fei').) Unb gleichwie bereits viel⸗ 
rdnet iſt, daß die Betteljuden nirgends über die Grenze gelaſſen werden ſol⸗ 
ird nicht allein dieſes wiederholet, ſondern es ſollen auch dergleichen Bettel⸗ 
is fie ſich dennoch durch und ſonderlich bis an Unſere Refidenzien ſchleichen 
leich in das am Prentzlauer Thore befindliche Armen⸗Juden⸗Haus gebracht, 
dft Almoſen gereichet, und fie ohne weiter in die Stadt zu laſſen, Tages 
ber. aus dem Thore gewiefen werden; und wenn fie zu Feftzeiten ſich in Menge, 
gen, bier einfinben, bleibet es bei ber bisherigen Obfervanz, daß an das Ju⸗ 
»Daus von dem Gouvernement ein Unteroffizier mit einigen Dann gefeget 
fen aber einige gelehrte Juden darunter, fo in bie Städte wollen, haben die 
ten ober Boriteher biefelben dem PolizeisDireftorio und in ben übrigen Staͤd⸗ 
oligeisBWürgermeifter zuvorderſt anzuzeigen und Permiffion bazu zu erlangen. 
aben die von den Krieges: und Domainen:Kammern zu benennende Juden— 
‚und allhier ferner bie 7 befonderen Juden, welche diefelben zu Beobachtung 
send und Herumlaufens ſowohl einheimifcher als fremder Auben, mit Buzies 
Juden⸗Aelteſten ausmachen werden, mit Acht zu geben, und nad) ber ihnen zu 
befondern Inftruktion zu verfahren, wobei Unfere in anno 1733 allergnädiaft 
Ihorftehes-Inftruftion, in foweit nachhero nichts geändert, zur Richtſchnur zu 
was aber die Yrovinzien anlanget, haben die großen &täbte, wo viel Juden 
e8 fo weit es fich thun laſſen wil, gleichfalls zu beobachten. 


diehandelnben fremden Juden zu Sahrmarktszeiten bei ber Acs 
Htiret werben follen). Und damit aud) die zu Jahrmarktszeiten einkom⸗ 
wölndiichen Juden denen hiefigen durch Einbringung häufiger, oft durch allers 
nem erworbenen und ihnen wohlfeil zu ftehen kommenden Waaren, in der 
Khßo weniger Eintrag und Abbruch thun mögen; fo fegen, ordnen und wollen 
Wlernnadigft, daß kein dergleichen mit Waaren zu Sahrmarktezeiten einkom⸗ 
Möadiicher Jude von der ordinairen Handlungs: und Loͤſungs⸗Acciſe frei fein, 
hr Wei der Berliniſchen Accife allezeit fo angejehen werben folle, als habe 
‚in ben andern Landftädten aber, als wenn er 25 Thaler eingebracdhte 
} verlofet hätte. Wie denn, er habe viel oder gar nichts verlofet, er den⸗ 
theetipe 50 Thlr. oder 25 Thlr. Waaren bie LöfungssXccife erlegen, was er 
a lerüber verlofet, jederzeit tarifmäßig verfteuern, ſolches alfo allemal getreus 
oder in Konfiskation feines ganzen Krams hiermit verfallen fein ſoll, als 
Berlinſchen und fammtliche AccifesXemter; exclusive Preußen, allmo es bei 
Berfaffung bleibet, insbefondere Acht zu geben, und bieferhalb die nöthi⸗ 

wm zu machen haben. 


: XIV. 
Pebden können Belder auf richtige Pfänder ausleihen). Da auch 
br insbefondere zur Jüdiſchen Nahrung mit gehöret, fo bleibet zwar bes 
m nad) wie vor erlaubet, Gelb auf Pfänder auszuleihen, fie müſſen aber von 
ateroffizier und Solvoten= Pfänber annehmen, oder etwas kaufen, wo fie nicht 
eher, daß folche derfelben rechtmäßiges Eigenthum auch keine Montis 
üdenfein, und ſich allenfallö darüber cinen Schein von dem Kommandeur ber 
fe vorzeigen laffen, darnechſt müſſen die Juden überhaupt bei allen Berfeguns 
zerkaufe wohl verfichert fein, daß die Pfander nicht geftohlen, oder von jungen 
ren Eltern, ober von ungetreuem Gefinde ihrer Herrichaft, als deshalb fie ſich 
tern ober ber errfehaft jedesmal erkundigen müffen, heimlich entwandt und 
rdenz anderergeftalt biejenigen Juden, derfelden Frauen ober Gefinde,.bergleis 
mommene Pfänber nicht nur dem Eigenthümer unentgeldlic herausgeben, 
vofern fie Wiſſenſchaft gehabt, und deſſen rechtlich überführet worden, daß das 
toblen, oder heimlich entiwandt, follen dergleichen Pfänder-Inhaber gleich des 
i, wiffentlich geſtohlne Sachen gekauft, nach dem Ed. v. 15. Jan. 1747 ans 
ab nicht nur“ vor ſich, ſondern auch vor feine Kinder, wenn ſchon ſolche anges 
alles Schutzes verluftig gehen, die Schugbriefe kaſſiret, ex mit denen Seinigen 





ber biefen Gegenſtand beftimmten ferner das ausführliche Ed. v. 12. Dec. 1790 
‚gen der überhandnehmenden Wetteljuben (N. C. C. VI. 3083), das Regl. v. 
. uli 4801 wegen Aufhebung der Verpflichtung ber jüdifchen Gemeinden 2c- 
d. der dagegen zur Erhaltung der Öffentlichen Sicherheit zu treffenden Veran⸗ 
tungen (N. ©. C. X.©. 893), das Cirk. v. 28. April 1791 (N. C. C. IX. 
‚88; und die R. v. 4. April 1791 (N. C. C. IX. ©, 69) und 81. März 1785 
.C.C. Vu; ®. 3051). j 
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aus dem Lande gefchaffet, auch in folder Familien Stelle keine andere wieberum dı 
Seget, Üüberdem auch ber Uebertreter angehalten werden, den völligen Werth gi 
nen oder verhehleten Sachen dem rechten Beſitzer, wie diefer es allenfaXs 
möchte, zu bezahlen; wann er aber ſolches nicht thun kann, uͤber den 
and fortgeihafften dazu gehörigen Familie, die fammtliche Judenſchaft bed Dei 
Officio angehalten werben, ben Werth der geftohlenen oder verhehleten Sachen ini 
sidiam baar und ohne alle Widerrede dem beftohlenen Eigenthümer gu Teaf 
Wannenhero hie Zuben felbft fi untereinander genau zu beobachten, und wahr 
men, auf) wenn fie einen ober andern der ihrigen auf unrichtigen Wege betreffat 
ten, folchen fofort gehörigen Orts anzuzeigen haben; und iſt demnach die Ju 
ſonderlich die Ofelteiten ſchuldig, um allen Berdruß und Schaden vorzubeugen, 
sen Diebeshehler und anderes Lieberliches Geſindel unter ihnen, fo dieſelben 
ag as er gande zu Schaffen, worunter ihnen auf ihre Angabe alle huͤlfüche 
nebrigens bleibet e3 wegen bem Krebitwefen in Abficht der Militairperſonen SEM 
gu Berhütung her Schulden unterm 7. April 1744 und 4. Juli 1747 beſonden 
genen Edikten. yay | 


(Wie es mit Einlöfung und Bertaufung wißtiger Dfünder ge 
ten). Wann aber die Pfaͤnder durchgehende ihre Richtigkelt Haben, und 
eborgten Gelder zu des Pfandeinſetzers Bänden gelommen, oder mit deſſen 
—* an einen andern Gläubiger deſſelbigen bezahlt worden;z fo In wenn zum | 
fung deſſelben Keine gewifle Zeit beffimmt worden, der Pfandeinhaber fo das CH 
auf geliehen, befugt fein, folches Pfand nach Verlaufe eines Jahres und nadpe? 
dem Einſeter, wenn er anders zur Stelle ift, bei Ablauf des Jahres zur Ci 
auförberft wieder angeboten worden, zu verkaufen und —— In a 
Kalle aber, wenn eine gewiſſe Zeit zur Einlöfung bes Pfandes nerabredet wo 
lich die verfließende Einlöfungszeit dem Schuldner ftatt des Gläubigers eric⸗ 
der Pfandeinieger nach Ablauf derfelben keine Anftalt zur Einlöfung made 
ſtehet dem Pfanbeinhaber frei, mit Verkaufe des Pfandes zu verfahren; D 
Ges mit Borwiflen der Ober⸗ ober Untergerichte, worunter ber Pfandgzber ge — 
nachdem ſolches die zur Taration eidlich beſtellten Taxatoren gewuͤrdiget, ente — 
Glaͤubiger in des dazu berufenen Schuldeners Beifein, wenn er aber nidt: 
auch bei deſſen Ausbleiben für die Zare zugefchlagen, oder falls er es nicht se 
men wollte, wie fonft gewöhnlich, gerichtlich durch einen Anfchlagszettet feil gu 
den Meifkbietenden verkauft, der bisherige Pfanbinhaber fammt ven Ga 
Zarationd:Gebühren, welche doch ganz geringe anzufegen, daraus bezahlet, 
nad) Abzug des darauf geliehenen Kapitals, Intereffen und Ankoften übrig bie? 
Pfandeinfeger oder deffelben Erben zurüctgegeben, wenn bie aber beide nicht zu 94 
Weberfhuß gerichtlich deponirt, und folches durch den Öffentlichen Wochengettel 
gemadyt werben. xxvI ur 


(Sollen ein orbentlihes Pfandbuch halten). Damit aber bei AU 
des Pfanbes von dem Pfandeinfeger ein mehreres an Pfand nicht abgeforbert 
koͤnne, als er eingefeget hat; fo fol ein jeder Schugjude, welcher Geld auf pi 
leihet, ſchuldig fein, ein ordentliches endend zu halten, darin er durch den} 
Anſeder felbft, oder einen fo er dazu geftellt, und zwar in deutfcher Sprache und 
feher Schrift, einfchreiben laſſen muß, wer ber Dianbeinfenen. ke wobei er, wenn 
hen eigentlichen Namen nicht fund werben laffen will, flatt beffen fich einiger 
lichen Buchſtaden bedienen mag, fodann, was er eigentlich vor Stüde verpf 

denn, daß ſolche in des Juden Gegenwart verfiegelt übergeben worben, mas et, 

in Sitber, goldenen oder filbernen Münzen und Medaillen ober Juwelen 
vor Probe und Sorten zum Pfande eingefeget, wie hoch er ſolches Aftimirer, ul 
viel Geld er darauf empfangen, und wie viel Intereflen er zu geben verſprochen, 
an welchem Sage und Jahre ſolches alles geſchehen fei. Auf daß aber folches F 
Buch jederzeit öffentlichen Glauben habe, fo fol foldhes von dem Stadtfchreiber t 
richtet, durch und durch paginiret, auf das erfte Blatt von dem Stadtſchreiber u 
Worieben, auf das legte Blatt aber mit Faſſung eines Fadens, womit ſolches einge 
oder eingebunden, mit dem orbinären &tadtfiegel gefiegelt an Gebühren aber daflı 
ter nichts als Sechs Bar, von bem Stadtſchreiber gefordert noch genommen werde 

Wegen des niedergelegten Pfandes felbit aber follen die Verleiber gehalten 
dyem Pfandeinfeger aus dem Pfandbuche eine Abſchrift unter ihrem Namen aus 
aber wenn fie jetbft nicht fchreiben können, bie Xbfchrift von einem andern aba 
Einfeger felbft nehmen laffen, und nur ihre Namen oder ein. Zeichen, oder ihr Yeti 









Gosähkinhu. Verhaltu. d. 3. den aten Pesohapeti. . — 


ſetens anf welche Weiſe es auch zu halten, wenn mit dergleichen verſetzten 
etwas Weränberliches vorfällt, als da nur ein heil besrbarauf erhaltenen Gel: 
die Binfen von einer gewiſſen Zeit bezahlt .wecden, ſo allezeit allenfalls auch 
dhuch zu notiren und Abfchrift davon gu ertbeilen. nn 
r Sube als Glaͤubiger diefes nicht beobachtet, fondern unterläffet, und ſolches 
twürbe, ſoll feines Darlehns verlußig, und das Pfand unentgeiblich heraus⸗ 
is eigentliche Ureditum aber dem Fiskus verfallen fein, und hat die Obrigkeit 
ı bei entflehenden Klagen die Pfandbücher nachzuſehen, und die Uebertreter bies 
dnung in gehörige Strafe zu nehmen. 
XXVIAMI. 
zeiten und Zinſen, fo die Juden gu nehmen befugt ſein ſollen.) 
n- Zube Selber auf Wechſel ausleihet, fol er zwar bis auf andere Verordnung 
‚dem Ed. v. 24. Dec. 1725, wenn der Wechſel unter ober auf 12 Monate ges 
& Prozent Zinfen zu nehmen ferner befugt fein, mo es aber ein Kapttal von 
ie, und barüber betrifft und folches über ein Jahr lang zinsbar ftehen fol, muß 
dei Verluſt des Kapitals und der fammtlicyen Zinfen nicht mehr als 8 Proz. 
‚ ala wohin vorgebachtes Ed. hiermit deflariret wird, 
Rauch ein Jude auf Pfand oder Hypothek bis 100 Thlr. keihet, ſoll ihm gleich⸗ 
mehr ald 8 Proz. Zinfen zu nehmen bei gleichmäßiger Strafe erlaubet ſein. 
aber ein Zube thalerweife auf Pfand Geld ausleihet, Toll er zwar wenn das 
gliehene unter 10 Thlr. iſt, wöcentlid pro Thlr. 1 Pf. Zins, aber durchaus 
mod, einiges Einſchreibegeld nehmen; ed muß jedoch diefes nicht langer ats ein 
wur, und ſtehet nad) Werfließung ſolcher Zeit dem Juden frei, falls es nicht will 
Atwerden, das Pfand nad) Anmeifung des $. XXV. zu verkaufen, oder mit dem 
Knkker von neuem auf woͤchentliche Pfennigzinfen zu fchließen. 
er dieſen Fällen aber bleibet e8 bei Dispofition der gemeinen Rechte, daß 
een aufgejchwollenen Zinfen bei Werluft des-alten Kapitals neue Binfen neh⸗ 
zee ſelche zum Kapitale ſchlagen müfle. Wie denn auch falls die Zinfen vom alten 
M: aufichwellen fouten, daß fie dDemfelben in der Summa gleich famen, die 
bain gehemmet, und ferner nicht laufen müſſen, und diefes bei Verluſt ber 
m aufgeſchwollenen Binfen, wovon die Hälfte unferem Fiskus die andere 
. ME dem Potsdamihen Waifenhaufe zufallen fol. Und da verſchiedentlich 
Piallieget worden, daß die Zuden dir verfegten Sachen entweder felbft gebrauchen, 
BR Gedrauche verleihen, imgleicdyen von den verfegten Stücken ein oder andereß 
Biber gelommen zu fein vorgeben; fo foll folches hinfüro ganz nicht mehr gefcher 
Wer dawider handelt bes Pfandes verluftig fein. Wie Wir übrigens bereits 
a. v, 8. April 1726 und beifen darauf unterm 7. San. 1745 erfolgte Dekta⸗ 
Natinet, daß die von ſonderlich bedürftigen Chriſten und einfältigen auch ſonſt 
Baden nicht wohl vorſtehenden Leuten ausgeſtelleten Wechſel, darinnen von denen 
Mit der Valuia oder Werthes allerhand Waaren in hohen Preis angeſchlagen, 
Weihe Art die vorhergehenden Wechfel erhöhet, oder wohl gar darinnen mehr 
Mangen, verſchrieben worden, keine Wechſeikraft haben, und wie die Juden bar 
eſehen, auch bem Befinden nad) ihres Privilegi priviret werben ſollen; er 
bei, und was daſelbſt noch abfonderlich wegen der Minderjährigen verfüget ift, 
möbleibliches ferneres Beenden, wie fie denn aud) fonft niemand mit unzulaͤßi⸗ 
her ruiniven, und befonders von einigen Leuten welche noch unter ber Eiterh 
emünder Gewalt ftehen, ohne diefer ihr Wiſſen Feine Sachen erhandeln, noch 
fdergleichen oder ohne felbige Geld leihen, oder flatt deffen ihnen Waaren, bei 
rluſt pro Fisco angeben müffen. 
XXVIII. 43 
Juden ſollen künftig keine eigene Häufer kaufen). Die Schut⸗ 
reine eigene Haͤuſer haben, ſollen auch ohne veſondere vorher erlangte Conces- 
ine kaufen, fondern wenn folches heimlich gefchiehet, der Kauf an fih. null und 
in. (In Berlin follen die 40 von den Juben befeffenen Häus 
t vermehret werden.) Auch da ſich bei der im Auguft 1747 gefchehenen. 
nterfuchung befunden, daß 40 von den Juden als eigenthuͤmlich befeflenen Häu⸗ 
ertin vorhanden; fo foll es bei diefer Zahl zwar verbleiben, und die Gerichte 
enn ed von denen Pussensoribus verlanget wird, denen Grrichtsbüchern einvers 
jefe Zahl aber niemals vermehret werben. Ehe und bevor von ſolchen vierzig. 
worunter jedoch die publifen Häufer, als das Tazareth, die Synagoge und 
: befindtihe Haus, die Schule und die Kirchhofshaufer nebft denen beiden auf 
riheftadt am Wilhelmsmarkte und in der Friedrichsſtraße nicht mit begtiffen, 
t wieber an einen Chriften verfaufet wird, ſoll keinem Juden ein neuer Haus⸗ 
attet, Dig Kamgauuunga des Haͤuſer auch ſolche Leute fein, bie bei entzaorbinairer 
“ 17° 
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ben, unb bie in ihren Ritus einfchlagen, als die jüdiſchen Ehepakta und deren Gültig: 
feit bei Konkurfen, Rechtskognition in Guccellionsfällen, die blos nach dem mefat 
fchen Geſetzen bei ihnen entjchieden werden müffen, wie auch andere gerichtliche Hand 
lungen, wegen Zeftamenter, Inventarien, Beitellung ber Bormünder, dem Rabki nm 
denen gelehrten Affefforen eine Art von rechtlicher Kognition nachgegeben werde, wie 
wohl nur per modum arbitrii, wovon denen Parteien, wenn fie damit nicht zw 
frieden, allzeit frei bleibet, ohne daß ihnen deshalb ein Eurzes Fatale laufe, an Jadi- 
com ordinariam per modam simplicis querelae zu provoziren, und muͤſſen anbı 
der Rabbi und Aflefloren dafür ftehen, wenn fie bei Inventarien, Theilungen, Beltd 
lung der VBormünder nicht legal verfahren. Dir Suden Eheftiftungen, follen, wen 
folche von den fogenannten Beglaubten mit unterfchrieben, und die Intereffenten ſelle 
durch den bei ihnen üblichen Mantelgriff vollzogen, vor gültig angefehen werben, ohn, 
daß die Unterfchrift des Rabbi allezeit nöthig 1). | 
Da auch geklaget worden, daß Rabbi und Xelteften ein und anderen Buben, melde 
sicht nach ihrem Sinne ift, mit einem heimlichen Bann belegen; fo wird ihnen folde 
bet ernftlichem Einfehen verboten, und fol. dergleichen heimliher Bann allezeit an 
null und nichtig fein. . 





1) Megen der Gerichtsbarkeit über die Zuben find ferrier zu vergleihen G. O. J. 
$. 40. — Konfirm. v. 28. Mai 1714 (C. C.M. VI. Abth. II. &. 151). 8 ! 
ſcheid v. 5. Iuni 1757... (N. C. C. 11. 257), R. v. 16. Aug. 1773 (N.GE | 
V.c. ©, 543) und Cirk. v. 22, Mai 1775. (N. C. €, V. e. &. 133), 
diefen Beftimmungen war vie Gerichtsbarkeit über die -Iuben in den Preukt 
Staaten nach Verfchiebenheit der Derter und Provinzen durch Statute und 
vinzialgefege beftimmt. Wo ed an ausdrüdlihen Beſtimmungen erman 
da galt die Vermuthung, daß die Juden der ordentlichen Gericdhtsobrigkeit 
welche der Staat die Gerichtsbarkeit über andere nicht erimirte Landeseine 
ner ausübt, unterworfen; es war jebodh dem Rab bi und den Judenstt 
teften in Rechteftreitigleiten der Juden unter einander, fie 
fremde oder einheimifche fein, und in Religions- und Kirchenſachen m 
rechtliche Kognition nachaegeben. Diefe Gerichtöbarkeit übten diefelben aber, 1m 

möge eines ihnen vom Staate verhehenen Privilegiums bloß in 

wo Juden mit Zuden zu thun haben, und welche in ihre jüdifche Gehräußf 
einfchlagen, ald wegen der jüdifchen Ehepatten und deren Gültigkeit bei SW 
kurſen, wegen der Erbfolge, die blos nach mofaifchen Gefegen beitimmt wid, 
deögleichen wegen der Zeitamente, Inventarien und Beftellung der Wormünkt, 
als Schiedsrichter aus, den Parteien ftand auch frei, ohne daß ihnen ig | 
Rothfrift Hierzu vorgefchrieben ift, über das Verfahren des Rabbi und der Zub 
&lteften ober Affefforen fi bei bem ordentlichen Gerichte zu befchweren. d 
die Rechtlichkeit der von ihnen: vorgenommenen Inventarien und Theil : 
gen und der Beftellung der jüdifchen Vormuͤnder mußten fie haften. 
Juden Eonnten auch von denfelben in den Bann gethban und in & 
genommen werben. Die Reflortbeftimmungen anlangend, gehörten die € 
hen, welche die Annahme und Berheiratbung der Juden, die Ausferti 
ihrer Privilegien und Konzefltonen, fo wie die Wegichaffung der unvergleiteiss 
und fonft nicht zu duldenden Juden zu dem des Generaldirektorii und der Kriep⸗ 
und Domainenfammer betreffen; die Streitigkeiten wegen bes bei einem Haubs ! 
verkauf übertretenen Generaljudenprivilegii und die Beurtheilumg 
über die Zuläffigkeit der Judenhäufer zuafquiriren, bdeögleichen kb 
die Gränzen ihres Handels *), die Kognition wegen Einfhlejchens frem 
ber Betteljuden**), fo wie die Zudentraufheinfachen **) vor bi 
Kriege: und Domainenfammer ber Provinz. Injurienſachen ber Jude 
wurden nicht zu den Polizeifachen gerechnet, und gehörten vor die Regierung tb 
nur bie Injurienfachen nicht, wenn bie Injurien in der Synagoge vorfallen, um 
gegen den Judenrabbi auögeubt worden FF). 
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.» Entfheibung der Iuriödiktionstommiffion v. 6. Aug. 1762 in Kleind Ann. Br IE 


*") Ed. v. 12. Dec. 1780 in N.C. C. M.T. VI. S. 308 . an dad Kammer, von 
4. April 1791 in N.C.C.M. T IX. ©. :0. » Ron Rammergeeiöt 
+) R. v. 14. J ni 1763 in N.C.C.M.T. III. S 337. 
?) Entf&eidung der Jurisdiktionskommiſſfion 9. 29. Sept. 1769 und 231. Noy. 179 i 
lein8 Ann., Bd. XIV. ©. 364. und Mit, 


FH R. v. 14, Sunt 176%, 
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m anbängig gefhüset.) Gleichwie Wir nun alle biefe Zubenfamilien bei 
und bisher üblichen jüdifchen Gebräuchen und Geremonien überall aller: 
und nachdruͤcklich ſchuͤtzen, auch ihre zu Berlin, Königsberg, Halberftadt, Halle 
Hurt erbaute Synagogen nebft denen Schulen in den übrigen Provinzien, 
m, und benen zu ven Synazogen uud Kirchhöfen gehörigen Eleinen Häufern 
u hiermit von neuem Tonfirmiren wollen: Alfo müflen fie fich auch bei Leibs und 
afe und gänzlicher Verbannung der fammtlichen Judenſchaft aus Berlin und 
infern Städten des Mißbrauchsa des jüdiſchen Gebets fo ſich anfanget Alehnu:c. 
m Ed. v. 1703 und 1716 bereit& ausführlich und nachdrücklich verordnet ift, 
en anderer Gebete von dergleichen Art, wie auch alter ungebührlidhen Aus⸗ 
agen bei ihren Reiten, fonderlich dem fogenannten Hamanns⸗ oder Primsfefte, 
enthalten. Wenn auch verfchiedene Juden allhier ſich unterftänden, sigens 
x Weife in ihren Häufern Zufammentünfte und Privat: Betftunden mit Ber: 
ng vieler andern Juden alt und jung zu halten; diefes aber ſowohl Unfern vor: 
‚Verfügungen und aller guten Ordnung zumiberläuft, als foldyes der Gemeinde 
kößig ift, auch ihrer gottesdienftlidhen Verfammlung in der Synagoge viel Ein: 
at: fo laffen Wir es bei der dieferhalb bereits unterm 2. Kebr, 1745 wegen Ber: 
mgenen Berorbnung nochmals bewenden, daß foldhe Privatverfammlungen zum 
ängeftellt und Niemanden, als dem Wir folches befonders verftattet, auch fonft 
als zwei dergleichen Betftunden in der Spandauifchen Straße und eine in 
ſtraße vor alte und kraͤnkliche Leute fammt Kindern, weil folche zur Winters: 
Mwohl nach der Synagoge gehen können, von Michaelis bis Oftern in gewiſſen 
wa Judenaͤlteſten dazu ausgemachten Haͤuſern zugelaſſen, und es dabei derge⸗ 
werden ſolle, daß einestheils darin keine andere als abgelebte, alte und 
Me Juden und Kinder fo unter 12 Jahren find, fammt einem und andern Schul⸗ 
shh verfammeln, anberntheils Feine andere Ritus, Ceremonien und Handlungen 
Bleimigen, welche bei bem Beten nöthig find, gebrauchet, und zugleich was in 
Dangoge für bie armen Juden und fonft gefammelt wirb, beigetragen, auch bie 
munbft jebesmal in einem Bintergebäude oder an einem foldhen Orte gehalten 
die dinen Nachbaren und ſonſt dem Publikum durch überlautes Geſchrei keine 
Mt zuwachſen koͤnne. 
Wed demohngeachtet ferner Jemand finden, der dieſer Verordnung zuwider ber: 
Mit andern verſammelte Betſtunden eigenmächtiger Weiſe vor ſich hielte, Toll 
ſein io Rthlr. Strafe verfallen fein, und von denen Aelteſten darunter auf keine 
Migefchen, ſondern ein folcher dem Magiftrate fofort angezeiget werden ’). 


' XXXI. 

fehle Schutjuden in Religions: und Kirchenſachen ſich zu verhals 
Bir wollen auch fernerhin, daß die fammtlichen in Berlin und anderen Unferen 
Kiwohnenden Schutzjuden in Religionsfachen es mit der ganzen jüdiſchen Ge- 
Jılten, und keiner bavon ausaefchloffen, noch auch die geringfte Trennung darin 
R, fondern die fämmtlichen Glieder der jüdiſchen Gemeinde in fothanen Religions: 
fhenfachen denen Aelteften und dem Rabbi unterworfen bleiben, felbige auch, 
vermerken, daß unter der Judenfchaft etwas vorgehet, dabei Unfer und Unfere 
Btaates höchftes Intereffe verfiret, ſolches ſowohl Hr fih, als auf Erforbern bei 
aller ihrer Rechte, jebeömal wie fie dazu in ihren Patenten und Inftruftionen 
gewieſen, offenbaren follen. Wie denn ferner Fein Schugjude feinen Stand in 
agoge ohne Konfens der Aelteſten an Iemand, und niemals an einen Fremden 
ı oder vertaufchen muß; und da ſolches mit derfelben Vorwiſſen geſchehen, muß 
äußerer diefes Standes dafür eher kein Gelb ausgezahlet werben, bis er zuförs 
etwa reftirendes Schuss Chargen: oder publique Kollekten⸗Geld bezahlet, oder 
y fonft Richtigkeit gemacht zu haben, nachweiſen Eönnen. 

auch wegen der jübifchen Seremonien und Kirchengebräuche Streitigkeiten in 
ıgoge ſelbſt vor, Tollen folche durch ben Rabbi oder Wicerabbi und bie Aelteften 
und abgethan, bie Uebertreter dem Befinden nach mit leiblichen Geldbuſſen 
gen belegt, mit dem Banne aber und Gelbftrafen fo über 5 Rthlr. austragen, 
wiſſen des Magiftrats, gegen Niemanden verfahren, noch weniger foldye vom 
r fei allein oder mit denen Xelteften, Jemand auferleget, und in bürgerlichen 
hen von ihm Teine eigentliche Erfenntniß und Rechtsverabſcheidung, weil dem 
id Aelteſten keine eigentliche Jurisdiktion zuftehet, angemaßet und unternom= 
bern die Rechtsſachen an ihr ordentliches Zuftigforum verwielen werden; jedoch 
je noch zur Zeit gefchehen, daß in Sachen, ba Juden mit Juden zu thun has 





‚RI 411. $$. 20. 22, ' . » 
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Urkundlich haben Wir diefes revidirte General⸗Juden⸗Privilegium umb Bteglement 
hoͤchſt eigenhändig unterfchrieben und mit unferm K. Infiegel bekräftigen laſſen. 
So geſchehen und gegeben zu Berlin, den 17. April 1760. x 
riedrich. 






















Zweites Kapitel. 


Das Ed. v. 11. März 1812, deſſen Ausführung und Anwendung 
auf vergangene Fälle. 


I 


Edikt, betreffend die bürgerlichen Berbältniffe der Judas 
in dem Preußiſchen Staate. Vom 11. März 18121), 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaben König von Preußen ıc. ꝛc. 
haben beichloffen, den jüdiſchen Glaubensgenoſſen in Unferer Monardie eine neue, ie 
allgemeinen Wohlfahrt angemeflene Verfaffung zu ertheilen, erklären alle bie 
durch das gegenwärtige Ed. nicht beftätigte Geſetze und Vorfchriften für die Juden 
aufgehoben und verordnnen wie folget: | 

$. 1. Die in Unfern Staaten jest wohnhaften, mit General-Privilegien, Neth 
ſations⸗Patenten, Schugbriefen und Konzeffionen verfehenen Juden und deren Kane 
find für Einländer und Preußiſche Staatsbürger zu achten. u 

$.2. Die Zortdauer diefer ihnen beigelegten Eigenſchaft als Einländer und Ob 
bürger wird aber nur unter der Verpflichtung geftattet:. \ 
daß fie feſt beftimmte Kamilien: Namen führen, ’ 


daß fie nicht nur bei Kührung ihrer Handelsbücher, fondern auch bei Abfi 
ihrer Verträge und rechtlichen Willenserflärungen der deutfchen ober ein 
andern lebenden Sprache, und bei ihren Namens⸗Unterſchriften Ich 
andern, ald deutfcher oder lateinifher Schriftzäge fich bebiem 
ollen. ’ 
8.3. Binnen ſechs Monaten, von dem Tage der Publikation diefes Ebd. an 
net, muß ein jeder gefchüste ober Eonzeflionirte Jude vor der Obrigkeit feines Wo 
fi) erklären, welchen BamiliensRamen er beftändig führen will, Mit biefem Nas 
ift er, ſowohl in öffentlihen Verhandlungen und Xusfertigungen, als im gemein 
Leben, gleich einem jebem andern Staaröbürger, zu benennen. « 


$. 4. Nach erfolgter Erklärung und Beftimmung feines Familiennamens erhältdk 
jeder von der Reg, der Provinz, in welcher er feinen Wohnfis hat, ein Zeugniß, kaufst 
ein Einländer und Staatsbürger fei, welches Zeugniß für- ihn und feine Rachtemuum 
künftig ſtatt bed Schugbriefes dient. ' 
8. 5. Nähere Anweiſungen zu dem Verfahren ber Polizeibehoͤrden und Regi 
wegen der Beftimmung der Bamiliennamen, der Öffentlichen Betanntmadhung derſch 
durch die Amtsblätter und der Aufnahme und Kortführung der Hauptvergeichniffe ai 
Pr dei Provinz vorhandenen juͤdiſchen Kamilien bleiben einer befondern Inſtr. vode 
alten. J 
8.6. Diejenigen Juden, welche den Vorſchriften 85. 2 und 8 zuwider handeln, fol 
ale fremde Juden angefehen und behandelt werben. 
8.7. Die für Einländer zu achtende Juden hingegen follen, in foferg dieſe Werbe 
nung nichts Abweichendes enthält, gleiche bürgerliche Rechte und Freiheiben mit ie 
Ghriften genießen. .. 
$. 8. Sie können daher akademiſche Lehr: und Schul: auch Gemeindeämter, zu md 
hen fie ſich geſchickt gemacht haben, verwalten. 
$..9. In wiefern die Juden zu andern Öffentlichen Bebienungen und Staattaͤmten 
zugelaffen werben können, behalten Wir Uns vor, in ber Folge der Zeit gefegtih m 


immen. 
R $. Ir Es ſtehet ihnen frei, in Städten ſowohl, als auf dem platten Lande fid nie 
erzulaffen. 

$. 11. Sie können Grundſtuͤcke jeder Art, gleich den chriftlichen Einwohnen, @ |: 


und 





1) Daffelbe wird hier zunächft in feinem Zufammenhange gegeben, wenn gleich M 
diefem Abſchnitte nur die ftaatsrechtliche Seite diefes Geſetzes des Weiteren mir 
tert wird, die privatrechtlicge dagegen im yadtın re, Ya, 
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enen in vorgebadyten Fällen biktirten und fallenden Gelbfirafen, unb benen 
‚yasei Thaler, welche ein im Banne ftehender vermögender Zube fo lange. ber 
ht aufachoben, ewleden muß, follen zwei Drittel der Seneralftraffaffe und ein 
we jaͤdiſchen Armenkaſſe zufließen, auch zu dem Ende jährlich eine richtige Spes 
ı davon, welche vom Rabbi und Aelteften unterfchrieben und jedesmal zu Ende 
mbers überreicht, aud, wenn nichts gefallen, dennoch ſolches angezeiget werben 
dem Magiftrate und in den Provinzien den Krieges: und Domainen: Kammern 
ingegeben werben. | 
AXXIL 


a ber Schugjuden in Givil: und Griminal Saden) Was das 
ver Berlinifhen Judenſchaft betrifft, fo bleibet es in Eriminal: und Givilfachen 
Dispofition Unferer Auflig Ordnungen, daß bdiefelben in allen folhen Sachen 
ne verorbneten. Genaten des Kammergerichts verbandelt, jeboch in Suk⸗ 
sound andern dergleichen Fällen, fo in ben judiſchen Ritus einfchlagen, nach der 
tion bes mofaifchen Gefeges erkannt werben. 


gen Annehmung, Berheirathbung, Ausfertigung der Privile— 

«dor die Juden.) Die Annebmung und Verheirathung der Juden, bie 
ng der Privilegien, folglich auch der Konzeffionen und bie Wesfchaffung der 

en und fonft nicht zu duldenden Zuben, gebdrt nad) als vor zu dem Reffort 

IWengralbirektorii, wie wir Uns deffen unter dem 15. Zebr. und 10. Aprit 1743: 

olentlich den 12. März 1750 allerhächft deklariret. Die Ariegess und Dos 
er hat au alle Jahre mit denen Jubenälteften eine Zuſammenkunft anzu« 
ihees zu halten, wie ſie ihr Amt verwaltet, und ob ſie dem General⸗ 
egio und anderen Unſeren Verord. nachleben. Es ſoll auch der Tag bie: 
mmmlunft in der Synagoge vorher bekannt gemacht werben, damit diejenigen 

e Adenſchaft, fo gegründete Beſchwerungen haben, es fei worin es wolle, auch 

Pape der Anlagen alddann ihre Nothdurft vorbringen, und folche dem Bes 

Whdygethan oder geändert werben können. 

IE wo XXXIII. 

———ãA dieſes General-Judenprivitegti). Damit auch dieſem 
Fenprivilegio um fo weniger entgegengehandelt werdez fo ſollen bie Krieges⸗ 
Kümtommein derſelben Departements: und Steuer⸗Raäthe oder Commiksrrii 

FR tl das Judenweſen in denen Städten ihres Departements forafältig acht 

fh fahin fehen, daß gedachtem General-Yrivilesio überall genau nadhaegangen, 

bie an jedem Orte beftimmte Zahl der Familien und publiguen Bedienten 
fümliche Häufer nicht vermebret, Niemand ohne Unfere höchſte Konzeffiog 
am weniaften unvergleitete Juden geduldet, und von ben Magiſträten bes: 
ie Eigenmächriges poraenemmen, ober nachgegeben, auch Feinem Juden auf dem 

Sande und in unverfchloffenen Orten, wg feine Xceife vorhanden, zu wohnen 

K werben; wie denn die Commissarii locorum zu Anfange jeden Jahres im 

"Üne ordentliche Tabelle von benen an jedem Orte befindlichen Juden, nad) 

Bm vorgeſchriebenen Rubriken in einerlei Art, am die Krieges: und Domainens 

nieger Provinz einfenden und in ber legten Kolonne, was fie eiwa zu erinnern 

amerten, die Kammern aber ſolche Zabellen ſodann jebesmal nach bem Gene⸗ 
gio eraminiren, und die Commissarior locorum barüber beſcheiden, auch 
nöthla, an Unfer Generals Ober-Yinanze Krieges» und Domainen-Direltgrium 


ß⸗Einſchärfung zu rihtiger Kusülbung dieſes General-Juben: 
ents.) Wir befehlen ſolchemnäch allen unferen hoͤchſten, hohen und niedrigen 
denen Officialibus Fisci in den Provingien, wie auch benen Maaifträten, 
und ſaͤmmtlichen Gerichtö-Obrigkeiten Hiermit allergnäbiaft, tiber dieſes revi⸗ 
wal-Privilegium und Juden⸗Reglement mit Nachdruck zu halten, auf alle und 
genhanblung ein wachfames Auge zu haben, und demfelben in allen Artikeln 
ein nachkommen zu laſſen, aud zu dem Ende alles, was in Juden⸗Sachen 
alt dieſes General: Privilegii und Reglements ober fonft zur Erekntion ges 
den muß, wenn bie Suberrälteften es nicht prompt beforgen, durch div Land: 
ſtrecken, und von felbiaen dieferhalb an das General: Ober: Finanz: Krieges: 
rinen⸗Direktorium daruͤber jedesmal ad Acta referiren zu laſſen. 


.- 


nen biefer Indentabellen disponirte vemnaͤchſt noch das Cirk. v. 19. Okt. 


08 Staattredhti. Verhaltn. d. J. in bew alten: Prowizeit. 


urkundlich haben Wir dieſes revidirte General Jubens Privflegium und Maya 
hoͤchſt eigenhändig unterfchrieben und mit unferm K. Infiegel befräftigen lafin. - 
So geſchehen und gegeben zu Berlin, den 17. April 1750. . Friedtia 
riedrid, ! 


fl 


Das Ed, v. 11. März 1812, deffen Ausführung und Anwendu 
auf vergangene Fälle. 


I. 


| 4 
Edikt, betreffend die bürgerlihen Berhältniffe der Jul 
in dem Preußifhhen Staate. Vom 11. März 18121), ; 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. ꝛc. 
haben befchloffen, den jüdiſchen Glaubensgenoſſen in Unferer Monarchie eine nens 
Allgemeinen Wohlfahrt angemeflene Verfaffung zu ertheilen, erklären alle 
durch das gegenwärtige Ed. nicht beftätigte Geſetze und Vorfchriften für bie Zub 
aufgehoben und verordnnen wie folget: Bu 

$.1. Die in Unfern Staaten jest wohnbaften, mit General⸗Privilegien, 
fations-Patenten, Schugbriefen und Konzeflionen verfehenen Juden und deren 
find für Einländer und Preußifche Staatsbürger zu achten. . 

$. 2. Die Fortdauer diefer ihnen beigelegten Eigenfhaft als Einlaͤnder und Gi 
bürger wird aber nur unter der Verpflichtung geftattet: oo. 

‚ dag fie feft beftimmte Kamilien: Namen führen, 

un 
daß fie nicht nur bei Kührung ihrer Handelsbücher, fondern auch bei 
ihrer Verträge und rechtlichen Willenserflärungen der deutfchen ober 
andernlebenden Sprace, und bei ihren Namens⸗Un terſchriften 
andern, als deutfcher oder lateinifher Schriftzüge fich beblem® 
ollen. Hl 

8.3. Binnen ſechs Monaten, von dem Tage ber Publikation diefes Ch. u gl 
net, muß ein jeder gefchüste ober Fonzeflionirte Jude vor der Obrigkeit feines Em 
ſich erklären, welchen Bamiliens Namen er beftändig führen will, Mit diefem‘ 
ift. er, fowohl in öffentlichen Werhandlungen und Ausfertigungen, als im ge 
Leben, gleich einem jedem andern Staatsbürger, zu benennen. 

F. 4. Nach erfolgter Erklärung und Beſtimmung feines Familiennamens ey 
jeder von der Reg. der Provinz, in welcher er feinen Wohnſit hat, ein Zeugniß I 
ein Einländer und Staatsbürger fei, welches Zeugniß für-ihn und feine Naht 
künftig ſtatt bed Schugbriefes dient. J 

8.5. Nähere Anweiſungen zu dem Verfahren der Polizeibehoͤrden und Regie 
wegen ber Beftimmung der Bamiliennamen, der Öffentlichen Belanntmachung t 
durch die Amtsblätter und der Aufnahme und Fortführung der Hauptverzeidnif 
e ber Provinz vorhandenen juͤdiſchen Familien bleiben einer befondern Infte. 

alten. . 

8.6. Diejenigen Juden, welche den Vorichriften 85. 2 und 8 zuwider handeln, IM 
als fremde Juden angefehen und behandelt werben. 

8.7. Die für Einländer zu achtende Juden hingegen follen, in fofern diefe Ben 
nung nichts Abweichendes enthält, gleiche bürgerliche Rechte und Freiheiben mit 
Ghriften genießen. , 

$. 8. Sie können daher akademiſche Lehr: und Schul: auch Gemeindeämter, zu 
hen fie fich gefchictt gemacht haben, verwalten. 

8.9. In wiefern die Zuden zu andern öffentlihen Bebienungen und Staatsänil 
u elaffen werben Fönnen, behalten Wir Uns vor, in ber Kolge der Zeit gefehlid 

eitimmen. 

$. 10, Es ſtehet ihnen frei, in Städten fowohl, ala auf dem platten Lande fi 1 
derzulaffen. 

$. 11. Sie Tonnen Grundftüde jeder Art, gleich den chrifkfichen Einwohnern, 



















2) Daffelbe wird hier zunächft in feinem Zufammenhange gegeben, wenn gleih 
diefem Abfchnitte nur die ſtaatsrechtliche Seite dieſes Geſetes des Mäeiteren er 
tert wird, die privatrechtliche dagegen im zweiten Theile; Abth.L. 
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. 1 

M un a alle erlaubte Gewerbe mit Beobachtung ber allgereinen gefeglichen Vor: 
en treiben. 

12 Du ber aus dem Staatsbürgerrechte fließenden Gewerbefreiheit, gehöret auch 


8. Den auf dem platten Lande wohnenden Juden und ihren Angehörigen ſteht 
rei, denjenigen Handel zu treiben, ber den übrigen Bewohnern deffelben ge⸗ 


4. Mit befondern Abgaben dürfen die einlänsifchen Juden, als folche, nicht bes 
erden 


tw . 

5 &ie find aber gehalten, alfe den Chriften gegen den Staat und bie Gemeinde 

Bobnorts obliegende bürgerliche Pflichten, zu erfüllen, und mit Ausnahme ber 

Bebühren gleiche Laften, wie andere Staatslrärger zu tragen. 

b. Der Militair:Konfeription ober Kantonpflichtigkeit, unb ben 
in Verbindung ſtehenden befondern gefeslichen Vorſchriften find bie einländifchen 
aleihfalld unterworfen. Die Art und Weiſe der Anwendung diefer Berpflich- 
wf fie, wird durch die Verordnung wegen der Militair- Konfcription näher be: 


t werden. 

3. Ebebünbniffe können einländifche Juden unter ſich fchließen, ohne hierzu einer 
wen Senehmigung ober der Löfung eines Traufcheins zu bedürfen, in fofern nicht 
aAlgemeinen Vorfchriften die von Andern abhängige Einwilligung ober Erlaubniß 
Pe überhaupt erforderlich iſt. 

8. Eben diefes findet ftatt, wenn ein einländifcher Zube eine ausländifche Zübin 


N. Durch die Heirath mit einer einländifhen Juͤdin erlangt aber Kein frember 

wies Recht, in hiefige Staaten ſich niederzulaſſen. 

M. Die privatrechtlichen Verhältniffe der Juden find nach eben denfelben Gefegen 

—*— welche andern Preußiſchen Staatsbürgern zur Richtſchnur dienen. 

KR Yusnahmen finden bei ſolchen Handlungen und Geſchaͤften ſtatt, welche wegen 

Eheikinenheit ber Religionsbegriffe und bes Kultus an befondere gefesliche Be⸗ 

und Kormen notbiwendig gebunden find. 

EB, Bei den Gibesleiftungen ber Juden find daher bie Borfchriften der Allgemeis 

u nung Th. 1. Zit. 10. 88. 817—351 noch ferner zu beobachten. 

ba ch muß es bei der Keftfesung der X. G. DO. Th. 1. Zit. 10. $. 352 und der 
Di, $, 335. Nr. 7 und $. 357. Nr. 8., daß Fein Zube in den benannten Grimi: 

Ma zur Ablegung eines eiblichen Zeuaniffes gezwungen werben barf, fo wie bei 

* beſtimmten Wirkungen eines freiwillig geleiſteten Zeugeneides, kuͤnftig vers 


A. In Anſehung der Präfentation der Wechſel am Sabbath, oder an juͤdiſchen 
Ay behalten die 55. 989. 090 des A. L. R. Th. 2. Tit. 8 ihre fortdauernde Guͤl⸗ 


3, An bie Stelle der, nach dem X. L. R. Th. 2. Tit. 1. $. 136 zu einer volls 
ven Ehe erforderlichen Zrauuna, tritt bei den Ehen der Juden bie Zufammenkunft 
dem Zrauhimmel und das feierliche Anſtecken bed Ringes, und bem im $. 138 
meten Aufgebote ift die Belanntmachung in der Synagoge gleich zu achten. 

6. Auf die Trennung einer vollzogenen aültigen Ehe kann jeber Theil aus dem 
A. L. R. Ih. 2. Tit. 1. 88. 669— 718 feftgefegten Urſachen antragen. 

7. Zur Begründung ber bürgerlichen Wirkungen einer gänzlichen Eheſcheidung 
ven Suben iſt das Erkenntniß des gehörigen Richters hinreichend und die Ausfer⸗ 
eines Scheidebriefes nicht nothwendig. 

I. Da, nad den allgemeinen Rechtögrundfägen, neue Gefehe auf vergangene 
icht bezogen werden können, fo find bie Streitigkeiten über Handlungen, Bege: 
m und Begenftände, welche das bürgerliche Privatrecht der Juden betreffen, und 
der Publitation der gegenwärtigen Verordnung ereignet haben, nach ben Ge: 
ı beurtheiten, die bis zur Publikation biefes Ed. verbindend waren, wenn nicht 
e bei jenen Handlungen, Begebenheiten und Gegenftänden Intereffirte, in fofern 
rechtlich befugt find, ſich durd eine rechtsgültige Willenserklärung den Beſtim⸗ 
ı der gegenwärtigen Verordnung, nach deren Publikation, unterworfen baden 


. In Abfiht des Gerichtsſtandes und ber damit verbundenen vormunbfchafts 
zerwaltung findet ebenfalls zwifchen Ghriften und Juden kein Unterfchied ſtatt. 
Berlin bleib es vorerft bei dem, den Juden angewiefenen befonderen Gerichts: 


+ Zn keinem Fall dürfen ſich Rabbiner und Judenaͤlteſten weder eine Gerichts⸗ 
noch eine vormundſchaftliche Einleitung und Direktion anmaßen. 
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g. 31. Fremden Juden ift 8 nicht erlaubt, in den hieſtgen Staaten fich nieder; 
Yaflen, fo Lange fie nicht das Preußifche Staatöbürgerrecht erworben haben. 
- 8. 92. Zur Erwerbung dieſes Buͤrgerrechts Eönnen ſie nur auf den Antrag ber Ih 
der Provinz, in welder die Niederlaffung erfolgen fo, mit Genehmigung Ainfers 9 
nifterii des Innern, gelangen, 

$. 33. Ste genießen alddann mit den Einländern gleiche Rechte und Kreiheiten. 

$. 34. Fremde Iuben, als ſolche, dürfen weder als Rabbiner und Kirchenbedi 
nod) als Lehrburfchen, noch zu Gewerks- oder Hausdienften angenommen werden. 
erſtrecket fich jedoch dieſes nicht auf diejenigen vergleiteten Juden, welche fich zur Zeit d 
Yublikation des gegenwärtigen Edikts bereitd in unfern Staaten befinden. d 

.$. 35. Dieienigen einländifchen Juden, welche gegen dieſe Worfchrift ($. 34) 

verfallen in 300 Rthlr. Strafe, oder im Kalle des Unvermögens, dieſe zu erlenm, 
eine, den wegen der Verwandlung ber Strafen vorhandenen allgemeinen Worfi 
angemeffene efängnißftrafe, und ber fremde Zube muß über bie Gränze g 
werben. — 

8. 36. Ausländiſchen Juden iſt der Eintritt in das Land zur Durchreiſe ober 
Betrich erlaubter Handels:Gefchäfte geftattet. Weber das von denfelben und gegen 
fetben zu beobachtende Verfahren, ſollen die Polizeibehörben mit einer befondern 
verfehen werben. 

8.37. Megen des Verbots wider das Haufiren überhaupt, Bat es bei ben 
Geſetzen auch Abſicht der Juden ſein Bewenden. Pi, Da 

$. 38. In Königsberg in Preußen, in Breslau und Frankfurt an ber Oder 
Kemer Juden, fo lange die Meßzeit dauert, mit Genehmigung: ber Obrigkeit, 

alten. 

$. 39. Die ndthigen Beflimmungen wegen bes Tirdhlichen Zufkanbes umb 
befierung bes Unterrichts der Juden, werden vorbehalten, und es ſollen bei ber 
gung berfelben, Männer des juͤdiſchen Glaubensbekenntniſſes die wegen ihrer 
und Rechtſchaffenheit das dffentliche Vertrauen genießen, gügezogen und mir ige 
achten vernommen werben. 1— De 

Hiernqch haben fich Unfere fammtliche Staatsbehörden und Untertharien zu all 

Gegeben Berlin, den 11. März 1812. 
















Friedrich Wilhelm . 
(G. S. 1812. ©. 17-22.) Hardenberg. Kirche: 


| ll. 
Ausführung des Ed. v. 11. März; 1812. 


1) Aufhebung der früheren befonderen‘ Berfaffungen ber Juden. 
a) R. des Min. des I. v. 9 Juni 1812. 


Da in bem Eingange der V. v. 11. März 1812 alle bisherige durch das Ed. 
beftätigte Gefehe und Borfchriften für bie Juden für aufgehoben erfärt find, mb 
Wille des Gefehgebers in dem ganzen Ed. deutlich ausgeſorochen ift, 

den jüdifhen Glaubenggenoffen in den Preußiihen Staaten unter ben $. 2 
feitgeftellten Bedingungen die flaatöbürgerlichen Rechte allgemein gu verlei 
fo leidet es an fich Eeinen Zweifel, daß hierdurch auch bie bin und wieder in An 
der jüdifchen Glaubensaenofien flattgefundenen befondern. Berfaffungen für 
aufgehoben zu achten find, und das auch der lämgfte Beſitz von fpeziellen Priv 
die sit jener Verordnung im Widerfpruche ſtehen, denfelben nicht entgegengeftellt 
ben Tann. 
(Zahrb. Bd. 2. ©, 180. Gräff Bd, 1. S. 28. Dftpreuß. Amtsbl. 160 
Nr, 295.) 

b) Daffelbe bemerkte das N. der K. Neg. zu Stargard v. 26. Juli 181! 
- Auf verfchiebene Anfragen der Unterbehörden wird hierdurch bekannt gemacht, W 
obne allen —5 die in Anſehung der Juden in Vorpommern ſtattgefundene Berh 
fung, PR e alles und jedes Privilegium de non tolerandi« judaein, aufgehört hat. 
Wahrb. Bd. 2. S. 181. Pommerſches Amtsbl. 1812. Nr. 288. 


9) Zur Ausführung des Ed. v. 11. März 1812 ergingen demnaͤchſt fi 
geuve Beſtimmungen: | 
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bei Todesfällen: 
Tag des Todes, Namen, Gewerbe, Wohnort und Alter des Verftorbenen, An- 
jeige des Arankheit- oder fonfligen Zufall, woran er geftorben ift, und ob er 
berbaupt, oder nur in den legten 48 Stunden, der Hülfe eines approbirten 
Arztes oder Wundarztes genoflen hat, auch des Ortes, wo er beerbigt worben 
ift, oder werben foll. 

c) Jede Behörde, welche ein ſolches Werzeichniß führt, ift verantwortlich dafür: 

a) daß die Perfonen, deren Geburt, Verheirathung, Scheidung oder Tod 
eingetragen wird, ſolche Juden find, welche die Rechte eines Einländers 
und Preußiihen Staatsbürgers haben, ober refp. durch bie Geburt oder 
Verbeirathung erlangen, und 

ß) daß das Eingetragene in facto wahr ſei. 

Es bleibt ihnen überlaffen, auf welche ſchickliche und zweckmaͤßige Art 
fie ſich in beiderlei Rüdficht Ueberzeugung fchaffen wollen. 

Tür jede Eintragung werben, außer dem Fall des beglaubigten Unver⸗ 
mögens, 4 Ggr. Schreibegebühren bezahlt. 

d) Das Verzeichnig wird doppelt geführt, und das Duplifat am Schluffe jebes 
Kalenderjahres der Reg. eingefandt. 

e) Kür die Aufbewahrung ber Berzeichniffe bei den Regierungen und bei den drts 
lichen Behörden muß in eben der Art Sorge getragen werben, als dies mit ben 
Kirchenbüchern gefchiebt. 

f) Attefte auf den Grund dieſer Vergeichniffe von den Behörden, welche fie füh⸗ 
ren, oder von den Regierungen vertreten dagegen auch für Juden, die Einlän: 
der und Preußifche Staatsbürger find, die Stelle von Geburtds, Trauungs⸗ 
und Zobtenfcheinen, unb für deren Ausfertigungen werben auch diefelben 

- Stempel und Sporteln erhoben. 

&) So lange ein Jude durd) feinen Aufenthalt im Auslande bie Rechte eines Einläns 

ders felbft nicht verliert, fteht auch einem ehelichen Kinde, welches ihm außer Lan: 

r, bed geboren wird, die ausländifche Geburt nicht entgegen. 

) In Abſicht ber Kamiliennamen, welche alle einländifche Juden künftig führen ſol⸗ 

: Ien, fteht zwar im Allgemeinen den Samilienhäuptern die freie Auswahl zu, jedoch 
koͤnnen die Regierungen aus Gründen, die ihrem Ermeſſen anheimgeftellt bleiben, 
die Genehmigung zu Führung des gewählten Namens verweigern, und bie Erwähs 
lung eines andern Kamiliennamens verlangen. Die Belanntmadhung ber Ber: 
weigerung der Annahme des Namens muß aber innerhalb ber eriten acht Tage 

4 nad) ber Abgabe der Erklärung des gewählten Namens erfolgen. Auch verftebt ſich 
von ſelbſt, daß jüdifche Glaubensgenoſſen, die bereitö einen bleibenden Kamilien: 

u ‚namen führen, diefen in der Regel behalten müflen, und baß ihnen die Aenderung 

%: deſſelben nur unter eben den Mobalitäten geftattet werben Tann, unter welchen 

1. ſolche auch bei Chriſten ftatt ber. 

N Sovald die Hauptverzeichniſſe der einländifchen Judenfamilien befchloffen find, muß 
a. ein vollftändiges Werzeichniß aller in ber Provinz vorhandenen juͤdiſchen Kamilien 
.. Rad den von ihnen angenommenen Geſchlechtsnamen von jeder Regierung durch 
das Amtsblatt, mittelft einer befondern Beilage deffelben, die auch befonbers 
verkäuflich ift, befannt gemacht werden. 

„Hiernady hat die K. Reg. ſich gebührend zu achten, und in Gemäßheit beffen das 

gitere zu verfügen. (Sämmtl. Amtsbl. 1812.) 

e) Die Inflr. ded Staattfanzlerd v. Hardenberg v. 25. Juni 1812 an 

Iamtl. Reg. vergl. Abth. IV. Abfchn. II. Kap. I. sub I. 2, 


d) Inſtr. der K. Rea. zu Königdberg v. 8. Aug. 1812. 

-Bon des Herrn Staatslanzlers Ereellenz ift die in bem Eb. v. 11. März 1812 über 
de bürgerlichen Berhältnifle der Juden $$. 5 und 6 vorbehaltene Inſtr. wegen ber Ber 
Kamung ber Samiliennamen, deren öffentlichen Bekanntmachung, und Führung ber 
eichniffe der jüdifchen Glaubensgenoſſen am 25. Juni d. 3. erlafln. Den 

hen Glaubensgenoſſen, welche nach dem Ed. und deſſen Deklaration v. 24. Mai 
53, auf die Rechte eines Einlaͤnders Anfprüche haben, Liegt nunmehr ok, ſich zu den 
Beflimmungen bes Ed. $. 2. durch die Annahme und Führung eines beftänbigen Fami⸗ 
kennamens und dadurch, daß fie bei Führung ihrer Handlungsbücher, Abfaffung der 
Dertraͤge und rechtlichen Willenserflärungen fich der deutfchen Sprache oder einer andern 
bcbenden Sprache und bei ihren Ramensunterjchriften keiner andern als deutſcher ober 
Weinifeher Schriftzüge bedienen, innerhalb ber im Geſet beflimmten ſechsmonatlichen 
u erklären. Hierbei gelten folgende Vorſchriften, die zur beſondern Achtung dem 
en Yublitum und zur Richtſchnur für die ſammtlichen Behörhen ver Hragiay arte 

mit bekannt gemacht werben. 


6 5 


BIO Segactoerechel. Werikit. bet J. in ders alten Prorlen 


4) Zur Erlangung des einlaͤndiſchen Staatsbuͤrgerthums mit ben im ht 
d. J. enthaltenen Rechten find nach Erfüllung der darin in J. 2 u 
benen Bedingungen geeignet, nicht blos bie im 8. 1 deſſelben aufıfl 
ausbrüdiih aufgenommen geweſenen Juden, fonbern auch, int 
unterm heutigen Tage befonders befannt gemachten B ung iu 
Polizei Departements v. 12. Mai 1812, und der Inſtr. ber Dos ze 
diſche Ruben zu beobachtende Verfahren v. 25. Junt.b. 3., ſtacc 
Glaubensgenoſſen beiderlei Geſchlechts, die ohne ben Beſitz eine be 
keitlichen Erlaubniß gu der Zeit der Publikation des erwähnten Qua 
d. J. naͤmlich den 24. März ſich im Lande befunden, und an dem Kt 
enthalts als Lehrer, Gelehrte, Künftler, Studenten, Handlungs⸗ sa 
Pre durch Hands und Hausbienflleiftungen oder durch anbere Sr 

ch ehrlich ernährt haben. . 

2) Die Erllärung, das Staatsbuͤrgerthum erlangen zu wollen, wird af 
den Kreislandrätben, in den Städten der Polizeibehörbe des Orts abge 
zu deren Aufnahme und Fertigung ber Verzeilhniffe dex wohnhaften 3 
angewiefen werden. ' ' 
Jeder Jude muß ſich hierüber bei der Polizeibehoͤrde desjenigen Od 

wo er am 24. März 1812 befugterweife wohnhaft war. Ha 






























nad dem 24. März d. 8. ihren Wohnort verändert, fo find fie var 
da eintragen zu laffen, wo fie am 24. März wohnten. Diejenigen, w 
außerhalb diefes Wohnorts aufhalten, haben die Befugniß, ihre Eli 
Stabtpoligeibehörde ihres gegenwärtigen Aufenthalts ober dem Ark 
yum Protokoll zu geben und anzutragen, daß biefes Protokoll der Wi 
hres vorgebachten Wohnorts zugefendet werde; doch muß bies fo ji 
daß das Protokoll nach dem orbentlidhen Poftelauf noch bis zum 24 
ber legterwähnten Behörde zulommen kann. ' 


3) Worauf die Aufnahme gerichtet wird, und welche Nachrichten bazu er 
ergiebt das beigedructe Schema. Mit ber Aufnahme wird fogleid a 
der Schluß derjelben auf den vier und zwanzigften September 
re 8 beflimmt, weil das Ed. v. 11. März am 24. März Geſegtes kraft 
mithin mit dem 24. Sept. der ſechsmonatliche Erliärungstermin au 
die Pflicht jedes Familienhaupts, fi) unaufgeforbert in dieſer 

"Aufnahme zu melden. Wer dies verfäumt, von dem wird angene 
dem Rechte des Einländers entfagt habe. Die Anzeigen zu den Ks 
des Schema müfjen bis zum 24. Sept. gefhehen. Die Angasen det 
gen in ben Kamilien, nad) Kolonne 16—24, werben bei der erfien As 
macht, foweit ſich diefe Veränderungen bann ſchon zugetragen haben; 
fen im Wohnort in 24 Stunden, außerdem fobalb es nach dem orbendi 
lauf möglich tft, den Behörden gemacht werben. 


4) Zur Abgabe der gedachten Erklärung ift jedes Familien haupt bei 
verpflichtet. Als ſolches iſt anzufehen jeder Jude, der nicht mehr unter 
Gewalt Steht, ee mag ein eigenes Gewerbe treiben, ober bei einem ar 
Aud) Jüdinnen gehören in fofern unter die Familienhäupter, ats fie wer 
thet noch unter väterlicher Gewalt find, fie mögen übrigens fetbftftändi 
bei Andern in Dienften ftehen. Vormünder und Kuratoren find un2 
fät die Eintragung ihrer Mündel und Kuranden binnen ber Sräjun? 
zum 24. Sept. 181%. Minderjährige Waiſen, die weder Water noch ® 
haben, werden unter der Familie desjenigen eingetragen, ber fie exit 
ben LABt, Dies Verhältnis muß aber in dem Verzeichniſſe ausdrutä 
werden. 

Zu den Angehörigen der Familie werben gerechnet alle unter ber pie) 
walt des Kamilienhaupts noch fiehende Kinder beiderlei Seſchlechts, ſu 
dem Orte wohnen, mo das Familienhaupt wohnt oder nicht, in gieiche 
bie Ehefrauen der Familienhäupter und ihrer noch unter väterlicher Ges 
den Söhne. _ 

5) Was die Kamiliennamen betrifft, welche alle einländifcge Juden Hall 
follen, fo Heht zwar im Allgemeinen den Bamilienhäuptern bie freie 
feiben zus jedoch kann bie Reg. aus Gründen, die ihrem Ermeſſen cube 
bleiben, die Genehmigung zu Führung des gewählten Namens verweigfk 
Erwählung einesnubern Familiennamens verlangen. . 

Die. Bekanntmachung. der verweigerten Anaahme des Namens mie 
ber erfien 8 Tage nach dem Eingange der Erklärung ‚nes gewählten R 
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bei Todesfällen: 
Tag des Todes, Namen, Gewerbe, Wohnort und Alter des Verſtorbenen, An⸗ 
e des Krankheit: oder ſonſtigen Zufalls, woran er geſtorben iſt, und ob er 
haupt, oder nur in ben ledten 48 Stunden, der Hülfe eines approbirten 
Arztes oder Wundarztes genofien hat, auch bes Ortes, wo er beerbigt worben 

ift, ober werben foll. 

c) Jede Behörbe, welche ein ſolches Verzeichniß führt, ift verantwortlich bafür: 
a) daß die Perfonen, deren Geburt, Verheirathung, Scheidung ober Tod 


— eingetragen wird, ſolche Juden find, welche die Rechte eines Einländers 
le und Preußiihen Staatöbürgers haben, ober refp. durch bie Geburt ober 
2 Verheirathung erlangen, und 

1 B) daß das Eingetragene in facto wahr ſei. 


Es bleibt ihnen überlaffen, auf welche ſchickliche und zweckmaͤßige Art 
fie fi) in beiderlei Ruͤckſicht Ueberzeugung ſchaffen wollen, 
Zür jede Eintragung werden, außer dem Tall des beglaubigten Unver⸗ 
mögend, 4 Ggr. Schreibegebühren bezahlt. 
d) Das Verzeihniß wirb doppelt geführt, und bas Duplikat am Schluffe jedes 

„Kalenderjahres der, Reg. eingefandt. 
" @) Kür die Aufbewahrung ber Verzeichniffe bei den Regierungen und bei den örts 
pr chen Behörben muß in eben der Art Sorge getragen werben, als dies mit ben 
. Kirchenbüchern gefchieht. 
H Atteſte auf den Grund dieſer Verzeichniſſe von ben Behoͤrden, welche fie füh⸗ 
“zen, ober von den Regierungen vertreten dagegen auch für Juden, die Einlän⸗ 
h " der und Preußifche Staatsbürger find, die Stelle von Geburts, Trauungs⸗ 
" und Zobtenfheinen, und für deren Ausfertigungen werden auch biefelben 
SGtempel und Sporteln erhoben. 
= So e ein Jude durch feinen Aufenthalt im Auslande die Rechte eines Einläns 
. Vers ſelbſt nicht verliert, fteht auch einem ehelichen Rinde, welches ihm außer Lan 
mi: Veh geboren wird, bie auslänbifche Geburt nicht entgegen. 
id) In der Samiliennamen, welche alle einländifche Juden künftig führen fol: 
A: :jm, Lpoar im Allgemeinen den Samilienhäuptern die freie Auswahl zu, jedoch 
: Eiamen ‚bie Regierungen aus Gründen, die ihrem Ermeſſen anheimgeftellt bleiben, 
: die Genehmigung zu Führung des gewählten Namens verweigern, unb bie Erwaͤh⸗ 
; lung eines andern Bamiliennamens verlangen. Die Belanntmadung der Ber: 
we at ber Annahme bes Namens muß aber innerhalb der eriten acht Tage 
B- nach ber Abgabe der Erklärung des gewählten Namens erfolgen. Auch verficht fich 
unwen ſelbſt, daß jũdiſche Glaubensgenoſſen, die bereits einen bleibenden Kamilien: 
” führen, diefen in ber Regel behalten müffen, und daß ihnen bie Xenderung 

















’ aur unter eben den Mobalitäten geftattet werden kann, unter weldyen 
ni: fehhe auch bei Ghriften ftatt het. 
9 Gssald die Hauptverzeichniffe der einländifchen Subenfamilien beſchloſſen find, muß 
in. ia pollftändiges Werzeichniß aller in der Provinz vorhandenen juͤdiſchen Familien 
vr MR den non Ähnen angenommenen Geſchlechtsnamen von jeder Regierung durch 
pr. a8 Antöblatt, mittelft einer befondern Beilage defielben, die auch befonders 
\ derfäuftich if, befannt gemacht werben. 
3 hat die 8. Reg, ſich gebührend zu achten, und in Gemäßheit beffen das 
‚zu verfügen (Sämmtl. Amtsbl. 1812.) 
Die Iaflr. ded Staatskanzlers v. Hardenberg v. 25. Juni 1812 an 
. Meg. vergl. Abth. IV. Abfchn. IL Kap. I. sub I. 2, 
Inſtr. der K. Reg. zu Königsberg v. 8. Aug. 1812. 
des Herrn Staatskanzlers Ercellenz ift die in dem Ed. v. 11. März 1812 über 
bürgerlichen Berbältniffe der Juden 85. 5 und 6 vorbehaltene Inftr, wegen der Ber 
9 ber Familiennamen, deren öffentlichen Bekanntmachung, und Führung der 
chniſſe der jübifchen Blaubensgenoffen am 25. uni d. 3. erlaflen. Den 
Staubensgenoffen, welche nach dem Ed. und deſſen Deklaration v. 24. Mai 
auf die Rechte eines Einländers Anfprlüche haben, liegt nunmehr ok, fidy zu den 
limmungen ded Ed. $. 2. durch die Annahme und Führung eines beftändigen Fami⸗ 
nnamens und dadurch, daß fie bei Kührung ihrer Handlungsbücher, Abfaſſung der 
träge und rechtlichen Willenderklärungen ſich ber deutſchen Sprache oder einer andern 
enden Soprache und bei ihren Namensunterfchriften keiner andern als beutfcher oder 
keintfcher Sariftsüge bedienen, innerhalb der im Geſetz beftimmten fechsmonatlichen 
it zu 3 —8 er —— — die Be befonbern —— Hirn 
hen blikum unb zur nur für die tligen en der Provinz hier⸗ 
t befannt gemadit werben, Zu 
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I) Zur Erlangung des einländifchen Staatsbürgerthums mit den im Ed. dv. 11. Mär 
d. J. enthaltenen Rechten find nach Erfüllung der darin in 88. 3 und 4 vorgeſchrie⸗ 
benen Bedingungen geeignet, nicht blos bie im $. 1 deſſelben aufgefüberen bie jest 
ausbrüdiich aufgenommen geweſenen Juden, fondern aud, in Gemaͤßheit de 
unterm heutigen Tage befonders bekannt gemachten Verfügung bes allgemeine 
Polizei: Departements v. 12. Mai 1812, und der Inftr, über das auslaͤn⸗ 
diſche Juden zu beobachtende Verfahren v. 25. Juni d. J., ſaͤmmtliche jüdiſch 
Glaubensgenoſſen beiderlei Geſchlechts, die ohne ben Beſitz einer beſondern obris. 
keitlichen Erlaubniß zu der Zeit der Publikation des erwähnten Ed. v. 11. 

d, 3. naͤmlich den 24. März ſich im Lanbe befunden, und an dem Orte ihres 

enthalte als Lehrer, Gelehrte, Künftler, Studenten, Handlungs und Gewerbeg 

— durch Hand⸗ und Hausdienſtleiſtungen ober durch andere Erwerbszweix 
ch ehrlich ernährt haben. 

2) Die Erklaͤrung, das Staatsbuͤrgerthum erlangen zu wollen, wird auf dem Lahe 
den Kreislandräthen, in ben Städten ber Polizeibehörde bed Orts abgegeben, weit 
zu deren Aufnahme und Zertigung ber. Verzeichniffe der wohnhaften Judenfamilias 
angewiefen werden. 

Jeder Jude muß fich hierüber bei der Polizeibehörde desjenigen Orts erfläng, 
wo er am 24. März 1812 befugterweife wohnhaft war. Haben Kamin 
nad dem 24. März d. I. ihren Wohnort verändert, fo find fie verpflichtet, f 
da eintragen zu laffen, wo fie am 24. März wohnten. Diejenigen, welche ſich m 
außerhalb bietes Wohnorts aufhalten, haben die Befugniß, ihre Erklärung bie 
Stadtpoligeibehörde ihres gegenwärtigen Aufenthalts ober dem Kreis« Landeth 
—* Protokoll zu geben und anzutragen, daß dieſes Protokoll der Polizeibehs 
hres vorgedachten Wohnorts zugeſendet werde; doch muß dies fo zeitig gef 

. Sept. 

























daß das Protokoll nach dem ordentlichen Poftelauf noch bis zum 
ber legterwähnten Behörde zulommen kann. ' 


3) Worauf die Aufnahme gerichtet wird, und welche Nachrichten bazu erforberlid 
ergiebt das beigedruckte Schema. Mit der Aufnahme wird fogleich angefangen 
der Schluß derjelben auf ben vier und zwanzigften September dieſes 30 
res beftimmt, weil das Ep. v. 11. März am 24. März Gefegestraft erhalten bak 
mithin mit dem 24. Sept. der fechsmonatliche Erfiärungstermin abläuft. Est 
bie Pflicht jedes Familienhaupts, fih unaufgeforbert in diefem Zeitraum pt 

Aufnahme zu melden, Mer dies verfäumt, von dem wird angenommen, bafe 
dem Rechte des Eintänders entfagt habe. Die Anzeigen zu den Kolonnen 1-Ih 
des Schema müffen bis zum 24. Sept. gefheben. Die Angaden ber Beränderus 
gen in den Kamilien, nach Kolonne 16—24, werben bei der erften Anmeldung 
macht, foweit fich diefe Veränderungen bann ſchon zugetragen haben; fpätere 
fen im Wohnort in 24 Stunden, außerdem fobald es nad) dem ordentlichen Yo 
lauf möglich ifl, den Behörden gemacht werben. 


4) Bur Abgabe der gedachten Erklärung ift jedes Bamilienhaupt berechtigt mb 
verpflichtet. Als folches ift anzufehen jeder Zube, der nicht mehr unter väterlid®: 
Gewalt fteht, er mag ein eigenes Gewerbe treiben, ober bei einem andern die 
Auch Jüdinnen gehören in fofern unter die Familienhäupter, als fie weder verhes 
thet noch unter väterlicher Gewalt find, fie mögen übrigens felbftftändig leben 
bei Andern in Dieniten ftehen. Wormünder und Kuratoren find verantwo 
fät die Eintragung ihrer Mündel und Kuranden binnen der Sräjudizialfrift 
zum 24. Sept. 1812. Minderjährige Waifen, die weder Water nody Mutter 
haben, werden unter der Familie desjenigen eingetragen, der fie erzieht oder etjie 
hen läßt, Dies Verhältnig muß aber in dem Werzeichniffe ausbrudiich bemerft 
werben. 

Zu den Angehörigen ber Kamilie werden gerechnet alle unter der väterlichen Ge: 
walt des Samilienhaupts noch fehende Kinder beiderlei Geſchlechts, fie mögen 02 
dem Orte wohnen, wo das Familienhaupt wohnt oder nicht, in gleicher Art auf 
bie Ehefrauen ber Familienhaupter und ihrer noch unter väterlicher Gewalt ſtehen⸗ 

en Söhne. _ 

5) Was die Kamiliennamen betrifft, welche alle einlänbifche Zuden kuͤnftig führe 
follen, fo fieht zwar im Allgemeinen den Samilienhäuptern bie freie Aus bes 
feiben zus; jedoch kann die Rey. aus Gründen, die ihrem Ermeſſen anbeimgeilel® 
bieiben, die Genehmigung zu Kührung des gewählten Namens verweigern, und be 
Erwählung eines nubern Familiennamens verlangen. . u 

Die. Belanntmacdjung.hex werweigerten Annahme bed Namens witd innerhal 

ber erften 8 Zage nach dem Eingange der Ertlörung ek gewühtten Mauend HM | 
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*. ber Bieg. erfolgen. Auch verfteht fi) von felbft, daß juͤdiſche Glaubensgenoſſen, 
B° Sie bereitß einen bleibenden Kamiliennamen führen, diefen in der Regel behalten 
v" hen, und daß ihnen die Aenderung befleiben nur unter eben ben Modalitäten 
eſtattet werden kann, unter welchen felbige auch bei Ghriften ftatt hat. Nur 
amilienbäupter, wie foldye im vorigen Puntte bemerkt find, find zur ‘Abgabe ber 
. g, wie fie künftig genannt fein wollen, berechtiget. ‚Die Kamilienglieber 
find verpflichtet, fich den Namen gefallen zu Laflen, ben jene wählen, 
Für Minderjährige unter vierzehn Jahren, Wahns und Bloͤdſinnige wählen die 
. Boemünder den Namen. Minderjährige über 14 Jahre, und Verſchwender, die 
unter Bormundfchaft ftehen, können denjelben dagegen felbft wählen, und die Vor: 
münder haben nur bafür zu forgen, daß die Anmeldung der Wahl zu gehöriger Zeit 
hehe, auch können fie ihre Einwendungen gegen den gewählten Namen zu Pro: 


ol geben. 

Oieſe Fu ahme wird nun ergeben, wer als einländifcher Zube anzufehen feis näm- 
lich es wirb dazu erfordert: | 
a) daß gegen den techtlihen Titel, unter dem er am 24. März d. 3. in ben 

—88 Staaten wohnte (Kolonne 11. des Schema) kein Bedenken ſei, 
oder daß letzteres durch die Deklaration des Ed. v. 11. März d. J., welche in 
der Cirk. V. des allgemeinen Polizeidepartements an die Regierungen v. 12. 
Mat d. J., und der Inftr. v. 25. Juni d. 3. über das gegen ausländifche 
Juden zu beobaditende Verfahren enthalten ift, erledigt worden; 
My daß er ſich in die Liſte der einländifchen Suben bis zu dem Präjubizialtermin 
Habe eintragen laſſen; j 

6) daß er bis zum 24. Sept. d. I. als ber geſetzlich ſechsmonatlichen Frift, die 

7 Baht feines beftändigen Namens in ber angegebenen Art angezeigt habez und 

daB von ihm nicht befannt fei, er gebrauche bei veihtlich verbindlichen Hands 

lungen und Unterfchriften eine anbere als eine Lebende Sprache oder ale deutfche 
ober Iateinifche Schriftzäge. 

Yıık ven Grund der Aufnahme werben von der Reg. jedem felbftftändigen jübifchen 

temubensgenoflen Attefte ausgefertigt werben. 

: Mohelb bie Hauptverzeichniſſe der einländifchen Judenfamiĩlien gefchloffen find, 
fl ein vollſtaͤndiges Werzeichniß aller in der Provinz vorhandenen juͤdiſchen Fa⸗ 
millen nad) den von ihnen angenommenen Gefchlehtsnamen von der Reg. durch das. 
Amtöblatt mittelft einer Beilage deſſelben, die auch befonders vwerkäuffich ift, bes 
Tannt gemacht werben. 

) Den Beweis, daß ein Jude als Einländer und Preußifcher Staatsbürger anerkannt 


ebt 

EN Rückſicht der am 24. März d. J. im Lande wohnhaft gewefenen Juden, 

#57 die der Aufnahme in das Berzeichniß nach dem anliegenden Schema von ber 

Er Meg. in Kolonne Rt. 26 beigefügte Erklärung, daß diefe Anerkennung ges 
ſchehen ſei; . 
») in Rüdfiht der v. 24. März big zum 24, Sept. d. 3. in nach a) des vorigen 
Punkts 6 anerkannten Familien gebornen Kinder, oder in Ruͤckſicht der Frauen, 
Lie In sielem Zeitpunkte in ſolche Familien geheirathet haben, eben dies Vers 
nißs | 
Ruͤckſicht derer, die nach dem 24. Sept. d. 3. geboren werben, oder in 
Ruͤckſicht der Frauenzimmer, die fid) in diefer Epoche einheirathen, die Lifte, 
deren Beichaffenheit im folgenden Punkte 9 näher erläutert werden wird. 

- d) Zu KTüuͤckſicht der Ausländer, welche nad bem 24. März 1812 naturalifitt 
werben. mädjten, die don bem K. Departement der allgemeinen Polizei volls 
zogene Naturaliſationsakte. 

ehrt felbftfländige Andividbuum jüdifcher Nation hat bie Verpflichtung, 
feine Eigenfchaft ats Einländer und Preugifcher Staatsbürger auf Exrfordern 
aa ein graubhaftee Zertifitat auf den Grund eines biefer vier Kennzeichen 
nachzuweiſen. 

um ne den Nachweis der Abftammung ficher gu ftellen, ſoll v. 24, Sept. d. J. 

an, nach Folgenden Vorfähriften verfahren werben: t). 

(Dftpreuß. Amisbl. 1812. Nr. 296.) 


) Snfle. der K. Reg- zu Potsdam v. &. Dec. 1813. 


je Ausführung des Ed. v. 11. März 1812 veranlaßt folgende Beftimmungen: 
Dia bie Wergrichniffe ber am 24. März 1812 im Kurmaͤrkſchen Reg.⸗Departement 


2) Hier folgen wörtlich bie Beftimmungen der Inſtr. 0.28. Juni 1812 (sul vb.) 
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In Betreff diefer ift eine Naturalifation für die alten Provingen noth 
ie, Vergl. hierüber und über die Bebingumgen unten Abt. IL 
N. 


C. Seitens ausländifcher Juden. Vergl. hierüber Abch. IV, 


II. 
Berluſt des Staatsbürger-Rechts 


Das Indigenat geht durch freiwilliges Aufgeben verloren, wenn der 
länder aus dem Lande gänzlich wegzieht, in der Abſicht, nicht dahin pu 
zukehten, d. b. durch Auswanderung. 

In Betreff der Juden teten jedoch noch befondere Arten bed Berl 
des Indigenats ein, nämlich 

A. nad $. 6 des Ed., wenn bie Verpflichtungen, welche mit der 
dauer des Indigenats im $. 2 verbunden find, nicht erfüllt werden. 
$. 2. beftimmt: 

Die Fortdauer biefer ipmen beigelegten Eigenfchaft als Ginländer und Gtaati 
wird aber nur unter ber Verpflichtung geftattet: 

des fie feſt beftimmte Familiennamen führen, 


unt * 
daß fle nicht nur bei Juhrung ihrer Sanbelsbticher, ſondern aug bet Abfaſſ 
Berträge und zeitlichen Willens. Erklärungen‘, der deutſchen ober ei 
lebenden Sprache und bei ihren Namens = unterſchriften keiner andern, 
feher und Lateinifcper Schriftzüge fich bedienen follen. .ı .., 
a) Die feten Familiennamen anlagen, ft die Erfüllu 
fer Verpflichtung fofort gefichert worden,. UÜeber bie Art, wie 
Erfünung gefegt wurde, vergl. bie, Kap. II. gegebenen, Inftrul 
Soßte der Fall vorkommen, daß einländifhe Schußlud im Zahıel 
nad Promulgirung des Ed. das Rand vor Annahme des Familien 
verlaffen, fo würben dieſe, fo lange fie Ihre hol —— nich 
bei ihrer Fehr noch 























ſchen auf andere Weiſe verloren, 
mitiennamen annehmen können, Indem das G. im $. 1 ihnen‘ das S 
bütgtrrecht unbedingt zugefprochen '). 


!) Rod) a. a. D. ©. 172. flg., ift anderer Anſicht. Et meint, jene Bü 
Annahme des Kamiliennamens fei eine conditio suspensiva in 
Staatebürgerrehts. Durd) das Ch. fei Lesteres „gt nur uno 
Ed · fei ber Zitel zum Erwerb und durch Erfüllung der Zulage werde 
lich erworben. Dieſes folge daraus, daß derjenige, weicher biefe Wrbik 
nicht erfülle und baher feinen Staatsbürgerbrief erhalten hat, gat nicht @ 
bürger geworben. Als Grund wirb angegeben, daß zum Bewe 

enommenen Staatöbärgerrechts jebem Juden, welcher daffelbe 

jat, für ſich und feine Rachkommen, ein Zeugnif ber Propimzialregi 
wendig fei: daß er ein Ginländer und Staatöblrger, welches 3i 
und feine Nahkommen Tünftig ftatt des — dient, dm 
micht eher erteilt, als bis der Zube vor der Obrigkeit feines Mohnto 
bat, welchen Bamiliennamen er beftändig führen will. Daher feien 
welche innerhalb Landes geboren find, aber das Land vor ber 
dingung wieber verlaffen Yan, Feine Staatsbürger; und warhen, w 
ber Lommen, über die Gränge gebracht. Das Staatdblitgerrecht werde il 
ipso jure durch das Gefes, fondern nur vermöge beffelbeft mitteift Be@r 
bungsart erworben. — Diefe Behauptungen, von denen vice voran eine fih 
mer auf die andere ald Gtügpunkt bezieht, entbehren bes gefegli: — 
punktes, verwechſeln insbefonbere den Beweis einer Thatſache 

face felbft. Das Gefetz — bie 88. 1.2. ded Ep. -— fpriät mit Seh 
Haren Worten den Juden das Siaatsbargerreche ſelbft undebimgtg 
Inüpft nur deſſen Fort dauer an —— Koch ſel 
einige Seiten weiter, in Beziehung auf die dorite Berpelithtinig, 
freiben, gut aus, S. sub bb, « BE) 








Erpaipighli. Verhaͤltn. der J. in den alten Provinzen. 273: 


| | III. 
ndung des Ed. v. 11. März 1812 auf vergangene 
Fälle 


törechtlicher Beziehung kam das Edikt v. 11. März 1812 forort 
dung, auch in Rüdficht auf vergangene Fälle; in privatrechtlicher 
3 dagegen disponirt dieferhalb der $. 28 des Ediktes. Vergl. 
khl. IL, des Werkes. 


Drittes Rapitel, 


; Staatöbürger: Recht der Juden nach dem Edikt 
v. 11, Mär; 1812. Ä 


J. 
Erwerbung des Staatsbürger⸗-Rechts. 


eitens der am 11. März 1812 im Lande wohnhaften Juden. 

3 8.1.de8 Ed. v. 11. März 1812 erklärte alle im Lande wohnhafe 
Seneralprivilegien, Naturalifationd» Patenten, Schugbriefen und 
sam verfebenen Juden und deren Familien für Ginländer und 
& Staat&bürger. 

ey feibft wur der Erwerbtitel des Staatsbürgerrechts und nur 


* 


Waner dieſes durch das Geſetz zugeſprochenen Rechts wurde an 
bin e .. 






gefnüpft. | | | 
führung diefer gefeplichen Befllmmung erfolgte nach den Ins 
un, welche im zweiten Kapitel sub II. gegeben find. 
&tr dad erworbene Mecht.wurbe nach $. 4 ded Ed. der Staatsbürs 
‚mbeilt. Weber den Werluft eined Solchen Disponirt dad M. des K. 
BI. (Köhler) v. 27. Aug. 1824 an die K.Reg. zu Kößlin, das Ver⸗ 
nen verlosen gegangener WBürgerbriefe oder Gertififate von 


‚Reg. wird auf ihre Anfrage v. 10. d. M. erwiedert, daß zu Vermeidung von 
ben, welche mit verloren gegangenen Staatsbuͤrgerbriefen oder Certiſikaten 
ı getrieben werben könnten, nichtd anderes übrig bleibt, ale, wie Sie vorge: 
it, dergleichen verloren gegangene Papiere durch Ihr Amtsblatt für ungültig 
» (Am. VL.) 
ı Anfehung der Kinder bemerkt das R. ded K. Min. des J. 
Amann) v. 23. Jan. 1816 an den Staatörath Le Coq, wegen 
iltnifſe jüdifcher Kinder, welche fich bei der abgefchievenen, mit Dem 
Irgerrecht verſehenen Ehefrau aufhalten: 
schw. eröffne ich auf ten Ber. v. 6. d. M., dab die Kinder jüdifcher Glau⸗ 
m, welde bei der gefchiedenen, mit Staatsbürgerrecht verfchenen Muts 
halten, an dem Staatöbürgerrechte ber Mutter participiren, und bei erlang» 
ennität folches für fi befonders nachſuchen können, alfo nicht wegen 
uellen Verhaͤltniſſe des Vaters, aus den Preuß. Provinzen zu entlaffen find. 
nann S. 52.) 
UAnfebung des Erwerbs des Staatöbürgerrechtd durch die Ehe er: 
68.17.18. des Edikts, daß durch Heirath ein«$ inläntifchen Juden 
ausländifche Jüdin dad Staatöbürgerrecht erwirbt, nicht aber 
auslaͤndiſche Jude, der eine intändifche Jüdin heirathet. 
ritend ber in den neuen Provinzen des Staates le: 
Juden. 
Ab. ↄ. Die Berhältniffe ber Juden. 18 
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In Betreff dieſer iſt eine Naturallfation für die alten Provinz 

— Vergl. hierüber und über die Bedingengen unten A 
n. 1. | 

C. Seitens ausländifcher Juden. Vergl. hierüber Abtl 


II. 
Berluft des Staatsbürger⸗Rechts 


Das Indigenat geht durch freiwilliges Aufgeben verloren, wenn 
länder aus dem Lande gänzlich wegzieht, in der Abficht, nicht dahin 
zukehren, d. b. durch Auswandern. -— 

In Betreff der Juden treten jedoch noch befondere Arten bed X 
bed Indigenats ein, nämlich | | 

A. nad) $. 6 des Ed. wenn die Veipflichtungen, welche mit d 
dauer des Indigenatd im $. 2 verbunden find, nicht erfüllt werden 
8. 2. beflimmt: | 

Die Fortdauer diefer ihnen beigelegten Eigenfchaft ald Ginlänber und Staa 


wird aber nur unter der Verpflichtung geflattet: 
baf fie feſt beſtimmte Familiennamen führen, -. 


un 
daß fle nicht nur bei Führung ihrer Hanbelsbücher, ſondern addy bei Abfafft 
Verträge und rechtlichen Willens. Erklärungen, der deutſchen ober 
lebenden Sprache und bei ihren Namens s Unterſchrifren Teiier andern, 
ſcher und Lateinifcher Schriftzüge fich bedienen follen... ; 
a) Die feſten Familiennamen anlangend, iſt die Exfüle 
fer Berpflihtung fofort gefichert worden. Ueber, bie Art, wie 
Erfülung gefegt wurde, vergl. die, Kap. IT. gegebenen, Ina 
Sollte der Fall vortommen, daß einländifhe Schutziuden im Jap 
nach Promulgirung des Ed. dad Land vor Annahme ded er 
verlaffen, fo würden diefe, fo lange fie ihre Stantöbürgerfchaft nik 
fen auf andere Weiſe verloren, bei ihrer Rückkehr immer noch 
mitiennamen annehmen können, indem das G. im 8. 1 Ihnen das 
bürgerrecht unbedingt zugefprochen ). 












4 
1) Koch a. a. O. ©. 172, fig., iſt anderer Anſicht. Er meint, jene B 
Annahme des Kamiliennamens fei eine conditio suspensiva in 
Staatöbürgerrehtd. Durch das Eh. Tel Lepteres „eigentlich nur angeho 
Ed. fei der Titel zum Erwerb und durch Erfüllung der Huflage werde. 
lich erworben. Diefes folge daraus, daß derjenige, welcher diefe WE 
nicht erfülle und daher feinen Staatsbürgerbrief erhalten hat, gar nicht 
bürger geworben. Als Grund wirb angegeben, daß zum Beweiſt 
enommenen Staatsbürgerrechts jedem Iuben, welcher baffelbe guexk ı 
t, für fi) und feine Nachkommen, ein Zeugniß ber Provimzlalcegierm 
wendig fei: daß er ein Einländer und Staatsbürger, welches Zeugn 
und feine Nachkommen Tünftig ftatt des Schutzbriefes dient, und di 
nicht eher ertheilt, als bis der Zube vor ber Obrigkeit feines Wohnot! 
hat, welchen Bamiliennamen er beftändig führen will. Daher feien bi 
welche innerhalb Landes geboren find, ader das Land dor ber Erfüllung 
dingung wieder verlaffen haben, keine Staatsbürger, und wärben, went 
ber kommen, über die Gränge gebracht. Das Stantäbürgerredht werde 
ipso jure durch das Geſes, fondern nur vermöge beffelberr müttelft bei 
bungsart erworben. — Diefe Behauptungen, von denen vice versa ein 
mer auf die andere als Stuͤtzpunkt bezieht, entbehren des gefeglicen 
punktes, verwechfeln insbefondere ven Beweis einer Thatſache mit d 
fadhe felbft. Das Geſetz — bie 58.1.2. des Ed. — fpricht mit 
Haren Worten den Juden bas Staatsbaͤrgerrecht ſelbſt undebing 
Inüpft nur beffen Fort dauer an Derpflichtunggn, Koch —I 
einige Seiten weiter, in Beziehung auf die zweite Serpflikhtinid, 
fhreiben, gut aus. S. sub bb, e. 


Emaitend. Werbäts. dc Sin ben arten Wear. HR 


a Sebrauch einer ebenen Sprache und deutfspet oder latein⸗ 
m detreffend, ſprach 

ran den Staatsrath i og: erichtetes I. des Prien ve En 
BEN Brage aus, wenn ein Iabe gar nicht, oder nur hebraiſch 


Ye. Ham mi in Bezug auf bat Cd. v. 13. Wan erh ante d.v. 


Fragen Asefegt worben, baß bie Ginläuber« und Staattbi 
Juden unter andern auch davon abhäı en folle, daß dieſelben 
& lebenden Sprache und bei ihren N: terſchriften Echter. andern [7% 
er ober Tatentfiger Säriftzüge bedienen, 7 
ge zu halten fei, wenn ein Zube gar nicht, ober nur hebuäifth eame 
ich, daß der Mangel an Faͤhigkeit oder an der rlichen Kennt ⸗ 
Ges Bd a u On ——— ———— 
Onal fe 
2 unbedingt — a t atbezs, aid bie 
mens, Ober überhaupt nur hebraiſch —E— J ‚iR ‚sinam foldyen, dar 
— a wm aten nn ud 9 jandeln.. Dies fogt aud may vo 
ann 0.0.0.0. 
Igen ber — dieſer Bedin a: 
des 2. Ein. bes des J. Nette) v.1 01.1817 an die’ K. Rai 
v. 1814. 
vr zu 325 wicd auf Ihre Anfrage im Wit. 6.%. b. MR, 
—eù S— der gem Btaatählrgentehit verſtatteten Sinn bei Man 
Iehandlung, 


er Angelegenheit unterm 1. Nov. 481, an bie Reg. zu Gtetin ertffene. 


eibes » &tatt hierneben in Rſchrift yugefectigt. ” 
—X — ’ e ut wi Aa Abch. —ãA 
"lan wohl nicht ein einzelner all, a der Fr ber Moligti«Deputation 
Reg. unterm 21. 0. @. in Unfahung bes Stargardter Tuben if, 
ein Ben sum — hat, eine fo harte Strafe, wie bie SEE 


is ration den gedachten WB auf feine Kıften: 
Men warum er Se 2 m gashte 11. Din 1B: [ fe hat? 

‚ex dies mit einem Werfehen, fo hat bie nm. ihn gu ver: 
dyur Strafe bie Koften von ihm eingugiehen. 
‚aber erflären, ſich der Dispofition des Sefears te zu zu wollen, ſo tſt 
Mpiteres ber Kufenthalt in den Preußifgen veriveigern, und er⸗ 
aim vertaffen zu haben, nicht glaubhaft —E Bi dee bie Gränze zu 


kann barkder nicht en I bie Richter Keine Kognition bare 
In Beemider hier geduldet werben ſoll. 
Kr ein Rechteweg ftattfinden mülfen, wenn Jemand zwar dehaupte 
jenÄgen zu med, aber beharrlich dagegen handelt; ein Zal, der 1507 
Kommen, dh 
it bie Poligel= Deputation bas O. &. ©. gu requtricen, dem Juſtiz⸗ Kom ⸗ 
Fr ee Sorfelung bes in Rebe ftehenben Suben n konzipirt har 'tir ge 
1 des G. v. 11. e 1812 in Jemen zu bringen. 
AL ROD. 1814. (Kun, 1. . ©. 1 
3_0. Shudmann. 


® EDEN. ded I (’Röhler) v. —* 1898 an die 
jeffrafung der Juden wegen Führung ihrer Ganblimgenl, 
Verträge in jüpifcher, flatt in deutfcher oprade. 
Maren wie, Ihr.auf den Wer. v. 31. v. M. 
öerfahren gegen zodiſche Stantibirgen, welche die Vorſchriſt in$.2. 
‚At. Mörgisl? Hbefänehten,. 
vahme auf das Min, N, v. 1. Ron. 34 an die pormalige Polizei: Depus 
eg-. von. Pommern, zröfnet wich, überlaffen, bie zur — 28 
—— für biefen.erften Fall der Kontranention, der dachıwahl 
iohktamkeit, ile, gefüffentighe Mefehperiegung Ichlnfen un; * a ge. 
a u 
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Polizeiftrafe von höchftens fünf Thalern für jeden Einzelnen gu nehmen, und cue m 
drüdlihe Verwarnung und Androhung ftrengerer Ahnbung wegen nochmaligerüd 
ſchreitung der Geſetzesvorſchrift eintreten zu laſſen. 
Die Beilagen obigen Berichts gehen hierneben zurück. (Ann. IV. ©. 300.) 
9) Gegen die Anficht des unter 4. gegebenen R. v. 1. Nov, 8146 
chen fi die Befegreviforen mit vollkommenem Rechte dahin auf, 
wenn Juden gegen eine der beiden Bedingungen kontraveniten, an 
die Fortdauer des Staatsbürgerrechts geknüpft, der Verluſt des U 
lediglich durch Urtel und Recht erkannt werden darf, da eb fh. 
ein jus status und um eine außerhalb bed Gebiete der Polizei 
Strafe handele. J cc 
(Pens. X. &. 309. fig.) Ä L 
2. Auch Koch nimmt an, daß diefe zweite Verpflichtung, an 4 
die Fortdauer des Staats bürgerrechts geknuͤpft, nicht als Reſolutiv 
gung anzuſehen, in welchem Falle durch den Gebrauch jüdiſcher Buch 
das tantbbiirgerrecht ipso jure verloren ginge, wovon die Kolge 
daß der Grundbefig eines folchen Juden fiskaliſch verkauft und er am 
ihm. vor Erwerbung des Staatöbürgerrechtd geflattet geweſenen Ga 
beichränft würde; vielmehr fei jene Beflimmung fo zu verflchen, da 
Juden nur eine Verpflichtung auferlegt worden; nur von diefer, 
einer Bedingung fpreche das Geſetz; bie Nichterfüllung einer X 
tung habe aber nad) L. R. I. 5. 88. 393. 394. zur Folge, nicht ben 
des gegen Uebernahme der Verpflichtung erworbenen Rechts ıpso Jurt, 
dern nur, daß der Berpflichtete zur Erfüllung angehalten werden Tunis 
könne daher auch der Staat bie jüdifhen Staatöbürger nur zur 
ihrer Verpflichtung durch Zwangsmaßregeln, welche in angemeffenme 
fen beftzhen, anhalten. | 4 
B. Außer dieſen vorſtehend sub A. gedachten beſonderen Arten; WE 
Indigenat der Juden verloren geht, kennen die beiden nachfolgen 
ſkripte noch eine dritte Art, nämlich den Rücktritt getaufter M 
zur jüdiſchen Religion. Es bemerken BI 
a) das R. des Min. ded Inn. (v. Schudmann) v. 30. Mai IHM 
den Staatörath le Cog. | er 
Die R. N. hierfelbft, welche als einländifche Juͤdin geboren, bann zur chriſtüch 
tigion übergegangen und nach ber Publikation des Ed, v. 11. März 1812 wi 
bin geworben ift, bat das Ew. Hochwohlgeboren befannte, auf ihren Ber. v. IE. 
v. 3. mittelft der Ihnen unterm 23. deffelben Monats zugegangene Verf 
lehnte Geſuch, um ihre Duldung und Naturalifation bei Sr. Durchlaucht 
Staatö-Kanzler erneuert, und es ift legterer mit dem Seitens bes unterzeichneten 
damals aufgeftellten Gzundfage, 
daß eın getaufter Jude, der von Neuem zum jüdifhen Glauben üb 
als ein fremder Zude behandelt werden müfle, 
und dem gegen die N. N. beobachteten Verfahren, einverflanden. R 
Indem Ew. Hochwohlgeboren dies zur Nachricht und Achtung befannt gemach 
habt Sir zugleich veranlaßt, auch in andern Fällen foldher Art bemgem 
ver . 
b) R. defjelben Min. (v. Schudmann) an die K. Reg. zu Breslau 
Nach an das Min. der G. und Med. Ang. unterm 10. März d. 3. erftatteten 4 
des K. Konfiftorit zu Breslau beabfichtigt der dortige, vor 10 Jahren getaufte # 
mann N, N. wiederum gum jübifchen Religions-Eultus zurüdzutreten. Ä 
In Beziehung auf die dem K. Konfiftorio vom genannten Minifter hierauf 
dene, abichriftlich beiliegende Refolution v. 20. Zuni c. wird bie K. eg. hi 
anlaßt, dem N. N., wenn er zur jüdifchen Religion zurädgetreten, ben Emig 
Konfens zu ertheilen, und ihm anzuweifen, fich einen Wohnfig außer Landes zt 
indem das Edikt wegen des Staatsbürgerrechts der Juden foldhes nur ben 
Lande befindlichen Juden zugefichert, alle fpätere Ertheilungen beffelben vom 
des Innern abhängig macht, ich aber kein esweges diejenigen deffen wärbig Yalıf 
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ein aftes Soiel der Kondenienzinb ent! jet, 
. ber —X he fi ’ Abn ra ummtteh 
gekommenen Fällen gebilligt hat. „(Hoffmann 9,0. D, 8.52.) ° 
Beflimmungen entbehren bürthans dB’ giisigen Fun⸗ 
Rit dem Uebertritt zum Juden hun tft der Verluſt des Vreu⸗ 
tigenats durch fein Gefetz verkaaet "ein Mintfter. hat im Vreu⸗ 
taate aber nicht das Recht ein Gefek jur, mathe, duch welches 
genat genommien wird und beftände wirklich ein ſolches Sf, fo 
veffen Anwendung auf den einzelnen Fall dem Richt er zutom« 
Somit liegen in jenen Refkripten: mehrfache Ueberſchreitungen der 
achten Minifterio zuſtehend en Befugniffe und ver Richter. wird des ⸗ 
kommenden Falles auf dieſelben keine Rädficht nehmen. . 
a wie weit der Verluſt bes Indigenais in den alten Provinzen durch 
delung in die neuen verloren gebe, darüber ſ. Abtheilung IL 


Biertes Kapitel, er B 
ı8 GemeindesBürgerrecht ber Juden in den alten 
“ Provinzen. on 


. I PR 
Das ſtädtiſche Bürgerrecht und beffen Bolgen 
deffelben durch. die alte St. D. von 1808. ! 
Ri Min. des Inn. v. 27. Febr. 1809. ne 
Minden find eben fo gut, als andere Bewohner der Städte, zur Erlangung 
8 berechtigt, und unter ben im 28. $. der St. D. aufgeftellten Bedin⸗ 
x verpflichtet, ‚indem das @efeg hier nicht auf bie finntabdrgerlichen, . 
r auf die Kommunalverhältniſſe der fäbtifhen Bewohner Rüdficht 
„= le nehmen indep, nad) Erlangung des Bürgerrechte, an ben Redhten und 
—F Bürger nur foweit Anteil, als ſolches die Beſchränkniſſe um flaatd« 
Berhättniffes geftattens d. ‘ biefe werben in feinem Zalle durqh das Bür- 
Stadt aufgehoben ober mobifieist. — Den Bürgereid müffen fle in ih⸗ 
“ ne oe Deabactung der gewöhnlichen Formlichkeiten Religion 
(Rump! .D. S. “ 
och nimmt gegen diefes Reſkript an, baß deſſen Anficht nur dann 
Kr würde, wenn es außgemadht.wäre, daß Jemand Mitglied einer 
pe fein kann, ohne Mitglied der Staatögefellfchaft, welche in Kom- 
jafält, zu fein. Der 8. 23 der St. D., welcher vorfchreibt, „daß 
gar Yublifation derfelben ſtaͤdtiſche Gewerbe betreiben oder Grunds 
‚ner Stabt erworben.haben follte,. ohne das Bürgerrecht befeffen 
2, letzteres fogleich gewinnen, ober das Gewerbe nieberlegen ſind 
ni veräußern müffe, bagiehe ſich nicht auf Juden, fondern auf 
Ibärger, welche Rädtiiche Gewerbe betrieben, und fläbtifhe Grund ⸗ 
vorden hatten, ohne bis dahin dad Bürgerrecht nachgefucht zuhaben. 


‚D. 6. 178. 

Anficht erfheint allerdings begründet, iſt auch demnächft in dem 
in. des Inn, und der Pol. v. 22. Oft. 1835 ausgeſprochen mors 
ral. Eebteres Abthl. II. Abſchn. VD, baß Herzogthum-Wefphas 


rwerb des flähtifcyen Bürgerrecht durch.bad Eh. von 1812: 
5.7 deffelben genießen die Juben gleiche bilrgerliche. Rtechte und 
a mit.den Chrffen, fie können ſich nach $...10 in: den Gtäbten 
efen niederlafien, Grunbflüce erwerben, Gewerde betreiben. Sie 
thin auch die Berehtiaung und im Balle des 5, 23 ber alten St. 
zer oflichtung, ſtaͤdtiſche Bürger zu werden. 
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€: Das Recht auf Gemeinde⸗Aemter. Vergl. hlercber 
——— BEER 

D. Gleichheit Ber Abgaben mit anderen Bürgern, | 

Die Nichtbeachtung bed $, 14 des Edikts (da bie Tuben weit befon 
Abgaben nicht belegt. werden büsfen), Seitens des Magiftrats zu Inow 
elaw růckſichtlich der DOrtdabgeben, rief dad. R. des Min. des Ann. ( 
an denfeiben und in Abfchrift an bie K. Reg. zu Dromberg Berunn. 

Auf die in der Vorftellung b. 21. v. M. enthaltene Beſchwerde bed Masifiret 
Snowraclam üßer bie Aufhebung bes von ben dortigen Juben bisher entrihtein 
werbekanons ift ſchon um deshalb nichts zu verfügen, weil Derfelbe die Werfägu 
Reg. und des Dber-Präfidit, gegen weiche bie Beſchwerde gerichtet iſt, nicht 
hat. Sollte der Magiſtrat aber auf bie Sache urn, fo wird Gei 
ber nachzuweiſen fein, worauf Beine angebliche Befugniß, die Juden zur 
befonderer Abgaben anzuhalten, fidy grändet, da die von Ihm amgezogme | 
bierzu nicht hinreicht. Zedenſalls wirb ber Stadt, wenn die Tuben won be 
aben befreit werben, unbenommen bleiben, fie gu allea denjenigen Leiftungen ang 
Den, zu welchen die Chriften verbunden ſind. (Ann. XI. ©. 974,) 









Das länblihe Gemeinde⸗Recht. ' 
Der 8. 10 de8 Ed. flellt den Juden frei, ſich auf dem platten Lande 
derzulaffen und der & 11, dafelbft Grundſtücke zu erwerben. Sie 
dadurch Mitglieder ber Ländlichen Gemeinde und haben nach 8, 8. 
Recht auf Erlangung der ländlichen Gemeindeämter. 
1) 


Bünftes Kapitel. 


Der Erwerb von Grundeigenthum und ber mit deuſe 
verbundenen Ehren⸗ und politifhen Rechte. ir 


Erwerb von Srundeigenthum. 
Das Ed. v. 11. März 1812 ſtellt die Juden in Betreff bes Gr 
von Grundeigenthum den Chriften völlig gleich. Es beflimmt im $. Ik‘! 
„Sie (die Juden). können Grundftüde jeder Art, gleich den chri 
Einwohnern erwerben.” 
Gegen dieſes Mare Geſetz find die Juden bis in die neuefte Zeit dur 
nifterlal: Verordnungen am Erwerb von BergwerkösEigenthum 
worden. Es hatte nämlich vor Erlaffung des Ed. von 1812 meam 
laffung von Juden zu dem Beſitz von Berg: Eigenthum ein Chl, 
Bergwerks⸗ und Hütten: Departements des damaligen General:Discl 
v. 15. Dee. 1803 verordnet: 
Da, wo ipezielle Geſete es nicht verbieten, fol es den Juden geftattet fein, Bed 
theile zu beſigen; jeboch werben darunter nur wirkliche Schutz⸗Juden, befonberd 1 
weldye mit Häufern angefeffen ober zu deren Akquiſition befugt find, wirktiche Denpf 
haben, ober als Doctores im Staat leben, verftanden. 
Bo eö aber nicht durch fpegielle Geſetze erlaubt iſt, Eönnen fie weber als Gigenfäl 
felbft Bergeigenthum mutben, noch Lehnträger und Verleger fein. " 
Dbgleih nun diefe Beflimmung, in foweit fie alle andern qls wirft 
Schug-JIuden von dem Antheil an Bergwerks Eigenthum ausfihfl 
jede Bedeutung verloren, feitdem die inländifchen Juden in ben alten 
vinzen Staatöbrgerrecht erlangt haben, und ber Unterfchieb zwiſchen 
und gebuldeten Juden weggefallen, fo follte dennoch die für l 
darin ausgefprochene Befchräntung auch für jene Staatsbürger 
ir Ban R. v. 30. Dec. 1822 an dab ſchleſiſche ‚Ober-Berg’Amt fi 
eftehen: 
Das K. Min. bes Innern will gwar bie Juden an der Theilnahme am Bergbau, 
den Grund der Vorfhrift des A. £. R. II. XVI. 5. 136 nicht ausbrücktich 
wiewohl es bei ben zur Zeit der Cmanation bes Landrechts vorhandenen SuhendBeh 
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ya lab bie boxt cathaltene Bekimmung „o) ne unterſchied ber Bier 
12 auf Suben Anwendung finbet, und nicht vielmehr von ben verſchie · 
jwifflichen Sanders zu verftehen ift? Kann jedoch niet diatben, 
er Zu a Religion als Lehnäträger angenommen werden. 
Tau: 
ten fo aut als Landeseinwohner, ohne unterſchled ber &eligion, an bem 
abe nehmen, und genießen babei mit biefen völlig gleiche Rechte 
Dieß Gefeh von Fremden ſpricht, inländiſche Suben in den olten 
kt. aber Staatäbtirger find, fo hat jenes Min. di, nur dann einen 
ed auf, ausländifche Juden bezogen wird, Daß dieß aber nicht 
at, erhellt aus. den folgenden geefägung en. 
Me an dad Schlefifche Ober-Ber; gem v. 30. März 1825 un⸗ 
(ch. ausbrügtich, den Juren Schürffcpeine zu sthelen (ba dad 
Meg iſt Muthungäsehte ep eme men). 
h ufet ein ſoiches MR, b. 6, DI 
Bi die Befugnif zu fchürfen und Ai 38, unbebingt abgefprochen wors 
ii die eftva von ihnen eingelegten Wutbungen als nicht angebracht vetrach⸗ 
aüffen, fo-folgt van ſelbſt die gänzie HS AKA 
Min: N. v2 13: Dec.11825 endlich erklärt die Subflitution einas 
ds Lehaträ a fo wie die Bevollmaͤchtigung eined folchen old 
Mer fr unzuläi sig. 
bier Befehen bivekt zuwider laufenden Min. Verf. wurden erſt un» 
m fpiteren Bin: aufgehoben durch das an das Schlefilche Ober⸗ Berg ⸗ 
tühtere R. ded Bin. Bin. v. 30. Nov. 1839, welches woͤrtlich 


in het Prontı lefien fernerhin nicht, wie disher, nad) einer ®. bes 
F v * —— iſt Mrd der unmittelbgren Erwerbung 
— FR fen, vielmehr, wie Jedermann, befugt eradıtet 
na dan zum SBengwerfäfkegal gehörigen Mineralien mit Erlaubniß ber 

jÖrbe zu Yalıen, die bemmächft aufgefundene Lagerftätte zu muthen unb 
Ag Berleipung ben gefeglichen Rortäeiften gemäß zu erwerben.” 


N) der mit dem Srunsigentsun verbundenen Ehren: 
ab pp! Io en Rech te. 

Vung ber zeit ham Grunbeigentpum verbundenen, Über dab büt- 

Recht binausreichenden, Reit find die Juden auch in den alten 

8 made den weſentlichſten Beſchränlungen unterworfen, in Bezie⸗ 

[77 auf das Patronai, bie Jueisbiion und bie Standfchaft. 


Das Beironat. 
mit dem Grundeigenthume verbundene Patronat über chriftliche 
fleht den Juden ſchon nach dem & R. IL. 11.85. 582. 583 nicht 
Nele Borfcriften für diefen Fall enthält dad ©. v. 30. Aug. 1816 
Shih. 1 —28* Kap. II, sub II. @eite 48, 


- gie Batzimoninigerichtsarteit. 
1 alten Dr Provinzen befteht überall noch die Patrimonial ⸗Gerichtsbar ⸗ 
mit dem Befige einer gewiffen Ast von Gütern verbundene 
5 H. Miele Vatrimonial · Gerichtsbarkeit geht nach 
42:%.24, ‚mit dem Eigenthume des Grunbfiägs, welchem fie 
HA, auf jeden folgenden Befiger Über.” Daß von diefem Gefehe 


treten ſolle, wenn ein Jude ein mit der Dar 
Ma ist moin, — @. v. 11.Mirz 


mim. vo 
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D. Gleichheit der Abgaben mit anderen Bürgern, 
Die Nicptbeadptung bed $, 14 deu Ebifts (daß fie Juden; mil B 
Abgaben nicht belegt. werben büsfen), Seitens des Magiftrats zu 
law sijckfichttich der Drtabgaben, rief das. R. de Min, des Ian. (. 
an denſelben und in Abſchrift an bie K. Meg. zu Bromberg hervor, 
Auf die in der Worftelung b. 21. v. M. enthaltene Befhiwerbe bes Ra 
Imowraclaw über die Aufhebung bes von ben dortigen Zuben biöher en 
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Das ländlihe Gemeinde-Redt. 4 
Der $. 10 des Ed. ſtellt den Juden frei, ſich auf dem platten Lande 
berzufaflen und der $- 11, dafelbfi Grundftüde au, erwerben. Sie mi 
dadurch Mitglieder ber Ländlichen Gemeinde und haben nacy 8. & aud 
Recht auf Erlangung der laͤndlichen Gemeindeämter, — 


Wünftes abitei. 


Der Erwerb von Grundeigenthum und der mit demf 
verbundenen Ehren⸗ und politifhen Rechte 


Erwerb von Grundeigenfhum.. Hr 
Das Ed. v. 11. März 1812 ſtellt die Juden in Betreff bes. Er 
von Grundeigenthum den Chriſten völlig gleich. Es beftimmt im 
„Sie (die Juden). fönnen Grundflüde jeber Art, gieich den chef 
Einwohnern erwerben.” \ 
Gegen biefeß Mare Geſetz find bie Juden bis in die neueſte Zeit dur’ 
niſterial · Verordnungen am Erwerb von Bergmerk:Eigenthim verbi 
worden. Es hatte nämlid) vor Erlafjung ded Ep. von 1812 venen 
laffung von Juden zu dem Beſitz von Berg: Eigenthuin ein Ch | 
Bergwerk6 und Hütten: Departements des damaligen General-Dir 
v. 15. Dec. 1803 verordnet: Mi AO 


Wi ber nicht di elle & daubt ift, Ar di gri 
— Secgegenthum mater od tehetehger und Herlag in. 3 
Diglelch nun biefe Beftimmung, in foweit fie alle andern als 


barin_ auf; ene_ Befchräntu für jene St 
von T we %. Du den an Bas Hohe Pierce 


eben: 
Das K. Din. bes Int will gwar bie Juben an der Theilne Bug ! 
ben Grund ber —E R. U.Xx. wicht er, each 
wiewohl eb bei ben zur Zeit ber Gmanation du Tantıräpk vertyirue Tutagpuiägiaigs: 


heabteschti, Verhaͤltn. d. J. in den allen Probimen. X 


Sechſtes Kapitel. | 
beigung und Verpflihtung der Juden zum Staats—⸗ 
dienfie in den alten Provinzen. 
— | 
Der Militairdienft, | 
über vergl. die Darftelung Abthl. 1. Abfchn. V. Kap. I. ©. 51 ff. 
I 


II. 
En Der Civil-Staatsdienſt. 
em der 8.7. des Ed. v. 11. März 1812 den Juden gleiche bürger« 
echte und. Freiheiten mit den Chriſten zugelprochen, ſofern dieſe Vers 
g nichts Abweichendes enthält, fährt dafjelbe in den 88. 8, 9. fort: 
Sie können babet auch akademiſche Lehr: und Schuls, auch Gemeinde⸗Aemter, 
en ſie ſich geſchickt gemacht haben, verwalten. ” 
In wiefern die Juden in andern oͤffentlichen Bedienungen und Staatsämtern 
m werden können, behalten Wir uns vor, in der Kolge ber Zeit geſetzlich zu 
en. 
gleichen geſetzliche Beſtimmungen, welche die betreffenden Rechte der 
erweitern, find jedoch bis jetzt nicht erlaffen worden und es bildet fos 
$. 8 die alleinige Grundlage der beſtehenden Berfaflung. Daß in 
ben enthaltene Zugeftändniß ſteht in Betreff der zum deutichen Bunde 
ya Provinzen, alfo für die Marl, Pommern und Schlefien, unter 
rantie des deutichen Bundes laut $. 16 der Bundesakte 1), ift je 
We fogleich zu zeigen, mehrfach verlegt worden. Bevor zu ben ein⸗ 
entern übergegangen wird, welche den Juden verftattet oder nicht 
Bet find, ift 
er. allgemeinen Verfügung zu gebenken, daß Juden, welche ben Frei⸗ 
ig als Breiwillige mit gefochten, an den Verſprechungen nicht Theil 
die den freiwillig Theilnehmenden in Betreff einer Verſorgung im 
Ihienfle gemacht wurden. Es beflimmt hierüber dad N. des Min. 
‚(Köhler) v. 28. Nov. 1826 an die K. Neg. zu Danzig. 
k. Reg. wird zur Befcheidung auf ihre Anfrage in dem Ber. v. 30. v. M. eröff: 
wenn der mofaifche Slaubensgenofje N. N. durdy die freiwillige Theilnahme 
jeidzügen 1814 gleiche Anfprüdhe auf die Verſorgung im Staatsdienfte erwor⸗ 
er ſolche doch des jüdifchen Glaubens wegen nicht geltend maden Tann, indem 
neine VBorfchrift des Ebd. v. 11. März 1812 im $. 9 ohne irgend eine Ausnahme 
dung gebracht werden muß. (Ann. X. &. 941.) 
in Betreff der alademifhen und Schulämter beſtimmte bie 
tmachung ded Geheimen Staatöminifterii v. 4. Dec. 1822, in Bes 
‘dad Ed, v. 11. März 1812 wegen nicht ferner flatıfindender Zulaf: 
x Juden zu den afademifchen Lehr: und Schulämtern. 
Maj. der König haben durch Hoͤchſte Kab. Orbre v. 18. Aug. d. 3. die Be: 
j des Ed. v. 11. März 1812, $$. 7 und 8., 
ach. die für Einländer zu achtenden Juden zu akademiſchen Lehr: und Schuls 
tern, zu welchen fie fich geſchickt gemacht haben, ngelaflen werden follen, 
r bei der Ausführung ſich zeigenden Mißverhättniffe aufgehoben, welches hier: 
annt gemacht wird. Berlin, den 4. Dec. 1822. 

Königl. Geh. Staats⸗Miniſterium. 

Boß. v. Altenftein. v. Kircheiſen. v. Buͤlow. v, Shudmann. 
on v. Lottum. v. Klewiz. v. Hake. 
©. 1821. 8. 24.) 


gl. allgemeine Einleitung Abſch. IV. ©. 19. 




















280 Staatorrchtl. Berhältn. der J. in den. tem Prorinun 


1812 nicht vorgefchrieben; 6. 7. des Ed. verordnet aber, daß de 
fofern diefe V. nichts Abweichendes enthält, gleiche bürgerliche Rede 
Freiheiten mit den Chrißen genießen; fomit geht alfo auch jenes Rey 
Gerichtsbarkeit mit dem Grundſtücke felbft auf fie über '). Diefes 
den Juden als ein im Jahre 1815 bereit beftandenes, durch Art, ii 
Bundesakte garantirt?). 


Die Ausübung dieſes Rechtes in eigener Perſon erfcheint nad) de 
9, des Ed., ihre nur befchränfte Berechtigung zum unmittelbaren und = 
baren Staatsdienſte befr.2) unzuläffig; dagegen haben fie gleihben 
die Berechtigung, die Jurisdiktion auf den betreffenden Gütern durdı 
von ihnen zu ernennenden Quftitiar in ihrem Namen ausüben zu 
Es ergiebt fich dies daraus, daß ihnen dies Recht nicht ausdrücklich 
men ifl. Außerdem aber weift auch das A. 2. R. bei der Patrim 
sichtöbarkeit (II. 17. $. 29), indbefondere wegen Uebertragung ber mi 
Gutöbefißer verbundenen Ehrenrechte auf ba hin, was von dem di 
Patronatrechte gilt und fowohl dieſerhalb als wegender vollkomm 
logie des Falles würbe im Zweifel Die Beflimmung des &.R. I. 11. 
zur Anwendung kommen, wonad ein Jude dad Patronatredht übe 
Kirche zwar nicht ausüben darf, es ihm dagegen freifteht, biefe 
während feiner Befibzeit einem Andern zu übertragen. Hiermit ſti 
auch das folgende R. überein, welches von ber mit der Patrimon 
richtöbarkeit verbundenen Poli zei Gerichts barkeit fpricht. 


R. des K. Min. des Inn. und der Pol. (v. Brenn), v. 25. Apuil 
an die K. Reg. zu Oppeln. Juden, als Gutsbeſitzern oder Pächter, 
die perfönliche Ausübung der Polizei: Serichtöbarleit nicht geftattet 

Der K. Reg. erwiebere ich auf den Ber. v. 29. v. M., nach welchem bei Ihrem 
gium eine Meinungsverfchiebenheit darüber obwaltet: 

ob einem Juden bie Ausübung ber Poligei:Gerihtsbarkeit geftattet werben 

Denn, went oder auch bloß Pächter eines mit biefer Gerichtsbarkeit bei 

uteß fe 
dag ich demjenigen Theile des Kollegium beiftimme, welcher dafür annimmt, Wy 
den, in welchem Verhältniffe dies auch fei, zur perfönlidhen Ausübung — 
gewalt nicht qualifizirt feien. (Ann. XV. 357.) e | 

Dagegen nahm, auf die erwähnten $$. 8. 9. des Ed. geftügt, wii 
des Zuft. Min. v. 23. Mär, 1835 an, daß jüdiſche Gutsbefitzer ch 
bei dem Depofftorio ihres Patrimonialgeridytd nicht übernehmen dürfen 

(Min, A. I. 1061. Gen. D, 15. Vol. 7. fol. 91. Erg. zur Dep. O. III. ER, 


C. | 
Ständifhe Rechte 


Daß die fländifchen Rechte, welche mit dem Gru ndbefite durch bie pw 
zialftändifche Gefeßgebung verbunden worden, den Juden nicht mit or 
ben, darüber vergl. Abth. I. Abfchn. IV. Kap. IL sub Il, S. 48. 


‘ 


2) Koch bemerkt S. 178 Note 9: „In Betreff ber Patrimonial⸗Gerichtebe 
findet fich eine befondere Werorbnung nicht; daß die Tuben aber keinen Sufl 
zus „guftelten koͤnnen, folgt aus ihrer Unfähigkeit zur Ausübung politi 

echte. 
Herr Koch vergißt anzuführen, wo biefe Unfähigkeit zur Ausübung pollth 
Rechte audgefprochen. Dies würbe allerdings ſchwer fallen, ba es nirgen 


ſchehen. 
s) Vergl. bie allg. hiſtoriſche Einleitung Abſchn. IV. S. 
2) S. Kap. VI. hiſtoriſch s Abſch 


GStaaterechtl. Verhaͤltn. d. 3. in den alten Provingen. 2841 


Sech ſtes Kapitel, 
erechtigung und Verpflichtung der Juden zum Staats⸗ 
I dienſte in den alten Provinzen. 
J. 
Der Militairdienſt. u 
Dierüber vergl. die Darftelung Abthl: I. Abfchn. V. Kap. II. ©. 51 ff. 
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de 


I, 

0:00... De Civil-Staatsdienſt. | 
my. Nachdem des 6. 7. des Ep. v. 11. März 1812 den Juden gleiche bürger⸗ 

Rechte und Freiheiten mit den Chriften zugefprochen, fofern diefe Vers 
idnung nichts Abweichendes enthält, fährt dafjelbe in den 68. 8, 9. fort: 
*3. 8 Sie können bahe auch alademifhe Lehr: und Schul, auch Gemeinde⸗Aemter, 
welchen fie ſich gefchickt gemacht haben, verwalten. u 
‘9. In wiefern die Juden in andern Öffentlichen Bedienungen und Staatsämtern 
elafien werben können, behalten Wir uns vor, in ber Bolge ber Zeit gefeglich zu 

en. | N | 




















Dergleichen gefebliche Beflimmungen, welche bie betreffenden Rechte der 
er erweitern, find jedoch bis jet nicht erlaffen worden und es bildet fos 
der $. 8 die alleinige Grundlage der beftehenden Verfaſſung. Das in 
felben enthaltene Zugeftändniß ſteht in Betreff der zum deutfchen Bunde 
Örigen Provinzen, alfo für die Marl, Pommern und Schlefien, unter 
* Sarantie des deutfchen Bundes laut $. 16 der Bundesakte 1), ift je 
, wie fogleich zu zeigen, mehrfach verlegt worden. Bevor zu den ein⸗ 
nen Yemtern übergegangen wisd, welche den Juden verflattet oder nicht 
attet find, ift 
6.1) der allgemeinen Verfügung zu gedenken, daß Juden, welche ben Frei⸗ 
Mölrieg ald Freiwillige mit gefochten, an den Verſprechungen nicht Theil 
en, die den freiwillig Tcheilnehmenden in Betreff einer Verſorgung im 
atsdienſte gemacht wurden. Es beflimmt hierüber dad R. des Min, 
San. (Köhler) v. 28. Nov. 1826 an die K. Reg. zu Danzig. 
K. Reg. wird zur Befcheidung auf ihre Anfrage in dem Ber. v. 30. v. M. eröff⸗ 
daß wenn ber mofaifche Slaubensgenoffe N. R. durdy die freiwillige Theilnahme 
den Feldzügen 1813 gleiche Anſpruͤche auf die Werforgung im Staatsdienſte erwors 
dat, er foldye doch des jüdifchen Glaubens wegen nicht geltend machen Tann, indem 
allgemeine VBorfchrift des Ebd. v. 11. März 1812 im $. 9 ohne irgend eine Ausnahme 
Anwendung gebracht werden muß. (Ann. X, S. 941.) 


2) In Beireff der alademifhen und Schulämter beflimmte die 
anntmachung des Geheimen Staatdminifterii v. 4. Dec. 1822, in Bes 
19 auf dad Ed, v. 11. März 1812 wegen nicht ferner flatıfindegder Zulaſ⸗ 
ig der Juden zu den alademifchen Lehr: und Schulämtern. 


Seine Maj. der König haben durch Höchfte Kab. Orbre v. 18, Aug. d. 3. bie Bes 
kimmung des Ed. v. 11. März 1812, 85. 7 und 8., 
wonach bie für Ginländer zu achtenden Juden zu akabemifchen Lehr: und Schuls 
Aemtern, gu welchen fie fich gefchictt gemacht haben, augelaffen werden follen, 
egen ber bei der Ausführung fie geigenben Mißverhältniſſe aufgehoben, welches hier- 
bekannt gemacht wird. Berlin, den 4. Dec. 1822. 
en Koͤnigl. Geh. Staats⸗Miniſterium. 
“.,, 9 Voß. v. Altenſtein, v. Kirgeifen. v. Buͤlow. v. Shudmann. 
tum ad v. Lottum. v. Klewiz. v. Hake. 
2... (8.6. 1821. ©. 24.) 





2) Bergl. allgemeine Einleitung Abſch. IV. ©. 19, 























99% Seaaterechtl. Verhälin. dee J. in ben alten HProriaien. 


Dieſem Geſetze ſteht die Bundesgeſetzgebung entgegen. Der 8. 16 der 
Bundesakte v. 8. Juni 1815, von Preußen ſelbſt und Oeſterreich hewor⸗ 
gerufen, garantirt den Juden in Deutſchland die ihnen von den einzelnen 
Bundesflaaten bereit eingeräumten Rechte. Im Jahre 1822 war abe 
das Recht der Juden auf die gedachten Aemter aus dem Geſetze von 1812 
in vollerRechrögültigkeit und bereits zur fattifchen Ausführung gekommen'). 


- 3) In Anfehung der Gemeindeämter und zwar 
a) in den Städten, fpridt | 


aa) ber $. 8 des Ed. ihnen zwar dad Recht auf diefelben zu und eb 
ift auch dies Gefeß ind Leben übergegangen; ed iſt den Juden jedoch neuem 
dinge g Theil diefed Rechtes wiederum genommen worden. Es beftimmi 
nämlich - - 

bb) der $. 89 der revidirten Städte: Ordnung v. 17. März 1831: 


„Zu den Stellen der Bürgermeifter oder Oberbürgermeifter find nur diejenigen fählg 
welche ſich zur chriſtlichen Religion bekennen.” i 


Auch dieſes Geſetz verflößt gegen die Bundesgeſetzgebung und es 
von demfelben ganz dad ad 2 Ermwähnte. Ä 


cc) R. des. K. Min. d. Inn. u. d. P. v. 2. Ian. 1841. Zutritt 
Juden in Magiftratd-Kollegien. 


Anliegend erhält bie K. Neg. eine Beichwerbe des Kaufmanns R. zu N. d 
daß fie ihm, als Juden die Fähigkeit abipricht, in. ein Magiftrats-Kollegium einzu, 
ten, weil dies Kollegium die Polizei zu verwalten hat. 

Nach diefer Deutung bed G. v. 11. März 1812 würbe aber die $. 8. ben Juden zug 
ftandene Befugniß, Gemeindeämter anzunehmen, hinſichtlich der Anftellung bei ba 
Magifträten ganz aufgehoben fein, da auch kaum eine flädtifche Gubalternenftelle gu 
funden werden möchte, bei welcher nicht irgend eine Mitwirkung bei.bee Yolizeiverwaß 
tung möglich wäre. Daß es aber nie die Abficht geweſen ift, die Juden deshalb 
den Magifträten gang auszuschließen, wird ſchon durch die rev. St. O. bewiefen, na 
deren $. 89. nur zu den Stellen der Oberbürgermeifter ober Bürgermeifter keine 
gemäbit werben dürfen. Bei denjenigen Stellen, deren Inhaber fonft mit der A 

bung der Polizei perfönlich und direkt beauftragt find, wird, da die Polizei immer 
im Auftrage des Staats ausgeführt wird, diefe Stellen daher als Eommiflarifch zu, 
waltende Staatsäm'er zu betrachten find, berfelbe Grundfag gelten müffen, welcher 
auf die Dorfichulgen in Anwendung gebracht werben muß. Andere Kommunalä 
welche den Beamten nur in den Fall bringen Tönnen, gelegentlidy ein Gutachten od 
Votum Über eine polizeiliche Angelegenheit abgeben, oder im Bureaur Arbeiten, die il; 
eine ſolche fich beziehen, in einer fubalternen Stellung, und ohne perfönliches Herul 
treten bei der Erefution von Polizei-:Maßregeln, fertigen zu müffen, Eönnen un 
dentlich von Juden verwaltet werden. (V. Min. Bl. 1841. ©. 8.) 


b) Gemeindeämter auf dem Rande. ZZ 

Cirk. R. ded K. Min. d. Inn. u. d. P. (Köhler) an die K. Reg. zu 
Cöslin und abfchriftlich an ſaͤmmtl. Reg. der alten Provinzen, v. 4. Med 
1833. Juden können nicht zu Schulzenämter gelaffen werden. 





1) Weiß, Syftem des deutfchen Staatsrechts, Regensburg 1843 bemerkt S. 238. 
„Eine bürgerliche Verſchlechterung ihrer (der Juden) Lage gegen den Weflgftand, 
wie folder am Tage des Yofhluffee der Bundesakte gewefen, ift innerhalb bes 
Bunbesgebietes unitatthaft. Daher Eann ein beutfcher Bundesftaat in feinen 
zum Bunde gehörenden Befigungen Feine neue Judenordnung einführen, 
welche ſolche Rechte aufhebt, die am 8. Juni 1815 den Tuben zugeflanden haben. 

Die Bundesverfammlung kann gegründete Beichwerden wegen Verletzung 
eines durch den fechegehnten Artikel begründeten Rechts, wenn auf deshalb zuvor 
an bie unmittelbare Regierung gerichtete Vorftellung Feine Abhülfe erfolgt ift, 
annehmen und bie zu deren Erledigung geeigneten Beſchlüſſe faflen und in Boll 


zug feßen. 


ESeratde⸗qhti. Orhäim..b. J. in ben alten Pronkuak 5 


ER NR 

orn⸗ is 
Ken een ze Üngunftlampe, 2. —X PR —E “ 
a den im Jahre 1807 von Preußen an ben Breiftaat Danzig abgetretes 
und im Sapre 1814 mit dem Preußlichen Gtaate wieder vereinigten 
wüc b bes alten-Danziger Gebiets gehören folgende Ortſchaften: 


R len N enwertın gelegenen Worftäbte, mit Ausnahme bes Biſchofs⸗ 
—— — ber Feſtungswerke gelegenen Borftäbte: 


—— 3. Wolbe, 4. Eiofeberg, B. ber Meinberg, 
PTR 1. & te ee Erin und 9. cin Ahell.uon 


az 
. PEST Waldorf, 2. Klein ak & Sroß Plendorf, 4 Fein Bet 





h exber: 
4. Re © and, 2. Dorf Stüblau, 9. The Be — — 


Dorf ‚Oftenwid, 6. Dorf Trutenau, 7. 
“2 Grob Adnder, 10: Ahfemart, 14. Rein Sün — — —— — 
Gottewalde/ 15. Wodlaff, 16. — 17. Sana, 18. Spers 
ngeborf, 19, Groß Scharfenberg, 20. Alein Ecarfenderg, 21. Sandau, 


MR. Reihenbady 23. Weslinten, 24, (peattenfehe 25. —2 26. Schmer⸗ 
‚blod,,27.. Vorwerk Grebin ober Herrengrebin; 
3% der fogenannten „Höhe: » 
4 Dorf Obra, 2. das adeliche Gut Nobel, 3. Dorf Bute.Herberge, dhartenanth, 
&: Hundertmart, 6. Kemnade, 7. Muggenahl, 8. Prauft, 9. Roftau, 10. Ziplau, 
MGifhkau,12. Reumühle, 13, Dorf Miggau, 14. Löblau, 15. Kahibube, ifene 
1, 16, Schleufenhaug, 17. Dorf.Kowal, 18. Do: eg 7 19. Birthes 
"Höle, 20. Zeihhaus, 21. Gafthaus Tı Eur Achbube, 
er Biganfenberg, 24: Borwert Diveltau, 25. gel —— 28. Gars 
Ei 27. llerengel neben ber Tangfuhefchen Aler, 28. Aurkdbtfche 
1.29: Garten Kabruns, Aſchbude, 30. Garten Reyherspof, B1.- Kalks 
Aal 2 Sun © But, 32. Rottmanke oder Rottmannsborf, unbebauet, 


hun: 

inehrung: 

Weicfelmünde. 2. Dorf Weichfelmände, 3, der Treidel ER 
a ball Def asus, eh Reale er aka 
9. Bohnfacterweide, 10. Wordel, 11. Gut Sronendofi, 12. Dorf — 
18..Sppiefenhorft, 14. Einlage; 

Binnennehrung: 

1b. Nickelswalde,/ 18. Schöndaum, 17. Schoͤnbaumerweibe, 18,:Legkauenvelbe, 
B 1%. —e 20, Freienspuben, M Krug Reumelt, 22. Pafewast, 23, Su 
(3 Danziger —A J 


24. Bars Sunteraiter, 23. Gut Santelantr, 28. Paſewacker gehn ae, under" 
N: "haut, 27. Dorſf Steegen und Kobbelgrube, 28. Stutthof, 20. Komet Stuttdoſ, 

30. "Biefewalb, 31. Dorf Bodenwinkel, 32, Vogelſang, 33. Prehbernau, 
aM 35. Boglers, 38. Neukrug, 37. Narmeln ober Yolh, 38. sa bei 

ee 

39. Pilherbabte, Dorf, “0. Statig, 41. Steegnerewerder, 42. Zui 

48. Yoppau, 44. Bolhagenſche Haffs ae, 
« von ber Scharpau: 

4 Geöfätentampe, 2. Gruben: und Kebiı maslampe, B —E 

* Sqhweinkampe, 5. Wanzenkampe oder Er jenmwerber, 8. Lal —E 

deuntrũgerstampe, 10. Stärbubfchelampe, 11. Lichtkampe, 12. Kobbel 
9. Bean 14, Rorderhaken, 15. Mittels und Suͤderhaken, 16. Kie 12 


Ben Getn, 2, Dorf Danziger Seifeme; 





[3 


er\ 









DA Segaacorechti Verhälin. d. J. ia ben Aten Wenningm, 


7) In Anſehung der Auktionskommiſſarien, das BR. des iin Ja 
wm Erſte Abth. Köhler) v. 17. Aug. 1827 an die K. Ke. gi} n 
deburg 1). . 
In —— auf ben Ber, v. 30. v. M. wird der K. Reg. eröffnet, daß die A 
Yen der Auktionskommiſſarien zu ben Staatsämtern gehören und alfo ben Belmaik 
bes Kae: in nicht übertragen werben können. : 
(Ann, X 
8) Rüdfichtlich dee Scharfrichter das R. des Min. des Sa. vi 1 
Shudmann) v. 24. Nov. 1820 an die K. Reg. zu Stettin. 
Auf den Beriht der K. Reg. v. 21. v. M. wird berfelden eröffnet, bop bern Head 
tifhen Staatöbürger N. R. die Erwerbung eines mit dem Privilegio ber Abbrdm 
— Grundſtücks nicht verwehrt werden kann; jedoch muß bemfelben zur Bells 
emacht werden, in vorlommenben Griminalfällen für einen in aller Hinfiäty 
— der Exekutionen qualifizirten Stellvertreter Sorge zu tragen. f 
Ga. IV. ©. 778.) 

























@iedentes Kapitel. 


Die jübifche Religiondgefellfdhaft, die Unterrichts: Verhli 
niſſe und die Armenpflege der Juden in den alten 
Provinzen. 


Vieräber vergl bie Dorftellung Abth. I. Abſch. IX, X. XL und} \ 


Zweiter Abichnitt. 


Staatsreqhtliche Berhältniffe der Juden in ber Stadt Dansk 
unb deren Gebiet. 


Bon dem Gebiete, welches mit Danzig bei der zweiten Theilung Pole 
im Sabre 1793 an Preußen kam, blieb ein Theil im Frieden von Tilſit ii 
Preußen; dem Uebrigen wurde ein neues Gebiet Hinzugefügt und aus dife 
Sefammtheit der Freiſtaat Danzig gelchaffen. : 

In dem Theile des Danziger Weichbildes, welches im Jahre 1807 Prem 
ßiſch verblieb, kam das ev. v. 11. März 1812 fofort bei deſſen Publikalich 
zur Anwendung, wad in Betreff des anderen größeren Theils natür 
nicht der Fall war. Es ift daher nöthig, diefe Gebiete näher zu befkimmeg 

Zu den im Jahre 1807 unter Preußifcher Herrfchaft gebliebenen Antt 
des alten Danziger Gebietd gehören folgende Ortfchaften: 

falguter: 

3 Yuftlovie Mankoczin, 3. Dorf Leppin, 4. Leppinſche Unterföcheni, 
5. Leppinſche Papiermuͤhle, 6. Kirchdorf Rambeltſch. 

„u Drtfchaften ber Höhe: 

4. Dorf Braunsborf, 2. Giſchkau, Puſtkovie, 3. Domke (Dominika), 4. ge mben 
* Seeberg, 6. Hauung, 7. Rothe Fluß, 8. Praufiertrug 9. Malenczin, 10. Johanne⸗ 
Idal, emphyteutiſches Gut, 11. Kroenke, Puſtkovie, 12. Kantnchenberg, 13, Bofberg, 
14. Vorwerk Wartſch, 15. Barenkrug oder Neuwartſch, Puſitovie⸗ 16. Stuhl, 
47. Hennings, i8. Yuloermühle, verfallen, 19. Barenberg. . 

„ı Drtichaften der Scharpau: 

1. Altebabke, Dorf, 2. Gut Dotnifhe Hube, 3, Dorf Veyereborſt, 4. Gut Barenkampe, 
5 Dorf Groß Brunau, 6. Dorf Jankendorf, Horf Klein Brunau, 8. Gut Küchwerber, 

9. Dorf Kalteberberge, 10. Dorf Laakenwald, 11. Dorf Scharpau, 12, Rehwalbde, 


9 In ſofern ſich das R. auch auf bie Landestheile bestehen ſollte wide Sei 
reiche Weftphalen —5 würde daſſelbe der früheren Weftphättchen Berfal 
“fung, welche aufrecht erhalten worden, tierkt yanöiher Laufen, da nad dieſer die 
Zuden zu Staatsämtern fähig woren. "Berl. WREeo. WR. 


Onarcberigit. erlrikn; d. 3: in ben ati Wienbtgeit = 


Aber Sit Ding. enthärt, iſt bel weiterer Uetägung nicht ee ſendern 


worden dad Ed. v. 11 Maͤrz er 
h =: — hoffen —— en * agent 
——— e 3 


Ne Borfank, en — 
— befondere Grund eintritt, # 


RR. v. M, mit Refolution zu verfehens 
— ud, ‚Hi an die eg..zu Marienwerber 


— — Se em, fo kongen ſig auf den Gtum das /emdorher 
8 ung zu den Gkietben‘ tn‘ Barigig tft verlangen, 
io 0 den, Denen fie greihgenetltiiwärben fin, 
X ftigun Ba ROH a DIS 2) 
c Ehen "St. = REG: ſacienwerder v. 2. ‚000 1814 
PolizelsPrafidenten d. Vege ſack zu Danzige 
F — — wir auf mit 
itger⸗Certifitate, daß nad) bem v. 
Ani a Ken 1 aunmminn kn Allen Ah — 
8 gleich een find. unter 
a enden * $. 3 deö Anhanges zum X. % Rs 
en. die —— nun —— mit dem 24aſten Saum ‚Großj 


;n=Cbikte in "of ah 
—— 
Se ‚als ch R Bi: “u = Me — 
er 


I (80 a 
ee Sal bes Min, # 
zu Danzig: — 1808 dad ee 


Ka Ten Then 


2 von ©. Durchlaucht dem Her) Stameikaner 


in Ihrem Ber 9 27. 6, Mn Aarir * en 
ent — — verſe War ‚Buben bie 
werben Bönne, ſo tert Die af der 
Hr allerh. RD: 0. 85 Sehr: 1518 zu 
ir }ätg 1812 in den neue‘ umd wieder erworbenen 
ee vieltiehe in dieſen der stutum 
1, wo die Kt am ken je der dottigen 
erden, au t erhalten werden 

tes 

t g verlie  atebihegerli echte: 
amaligen Gränzen Ir eu Dönatchie eingeſchrankt werden 


Demgem rt d dje Meg. zu Banzlg in eitteris Sthreib 
2 Sul erw ak et — — Auskunft —* 


—5 — Sands und  gtabtgeiät erwiebern ivir_anf- bas Candle 
be Progehfache der Betty H. enntra vie Kinder erfier Che des Ba 
‚auf das Refolutbed Känigl. —— 7 317, Jul 1831 
6, daf das.Ed. dv. 11. März 1812 nad unferer Anftcht 
D erlangt Habe, Denn €6 fehtt nicht nur dierzu an Di 
A fonderh es fie] Fa fol a Annahme 


äLiong-Komi Mn teten I; 0:20. IH 18140⸗ 
—9— Ka geftt de rüber: ob den Fr 1 

g je Röchte als ſie hi kan 1, ib Indbefe 
Feen Befugniffe eingeräumt een Kl elche ihnen no © “ 


44. Däry 1812 in dem bamaligen Umfange des Preuß. Staats beilege, 
var heißt 68 im einem &. des Königl. Miniferi des Jun, v. 17, Cept. 1BI6: 


Nachfiehen 
——— ie ja ei al in einem, on bie das 





998 Staatorechtl. Verhaͤltn. ber 3, in ben. alten Probinzen. 


Es fei beſchloſſen worden, das Ed. v. 11. März 1812 wegen ber bürgerlichen Yen 

haͤltniſſe der Juden in Danzig und deffen Gebiet völlig anzuwenden, f 
und es ift in ſpaͤteren Beftimmungen derfelben Behörde, befonders in dem R. v. 8. Ke 
1814 auf jene Allegate verwiefen, allein in dem R. diefes Koͤnigl. Minifteril v. 19. Eh 
1819 iſt geiaet: baß die allgemeinen Beſtimmungen über bie flantsbürgerlichen Berhäßk 
nifle der. Suden in den neu alquirirten Provinzen, noch nicht ergangen feien, und bi 
nie daher vorläufig lediglich nach den zur Zeit ber Beſitznahme beftanbengg 
Berbältnifien beurtheilt werden könnten. Endlich heißt es in dem R. des K. Min, 
Inn. v. 10. März 1820: ' 


Se. Mai. der König haben gelegentlich mittelft allerh. K. O. v. 8. Febr. 181 WE 
flimmt, daß das Ed. v. 11. März 1812 in den neu und wieder erworbenen Prouiwe- 
zen noch nicht zur Anwendung gebracht, vielmehr in biefen Provinzen ber atak 
quo zur Zeit ber Befignahme bis bahin, wo die bürgerlihen Verhaͤltniſſe ber ie. 
tigen Juden werben gefeglich feftgeftellt werden, aufrecht erhalten werden follte 
Danzig, den 22. Juli 1831. ’ 
Königk Preuß. Regierung. Abtheilung des Innern. J 
(cfr, Acten bes Lands und Stadtgerichts zu Danzig betr, den Iſrael Hirſchſe 
ſchen Konkurs Vol. Sp. in ca Hirfhfohn ctr. Hirfhfohn. Koch a, a, D. S. 278.) , 


Unter diefen Umfländen wurde eine gefebliche Entſcheidung ber Fr 
bringend nothwendig, welche Ä 


f, durch die K. O. v. 25. April 1832 erfolgte, mitgethellt durch F 
Min. des I. u. der Pol. (v. Brenn) an die K. Reg. zu Danzig 
1. Mai 1832. | 

Huf den Ber. der K. Reg. v. 11. Febr. v. 3. und meine deshalb &. Maj. den 
nige eröffneten Anträge —* Allerhoͤchſtdieſelben unterm 25. v. M. diejenige %. 
an mich zu erlaſſen geruht, welche ich Derſelben anliegend (sub lit. a) abſchriftliqh 
fertige, um ſie durch ihr Amtsblatt zu publiziren, und darnach zu verfahren. 

Da IH aus Ihrem Ber. v. 6. d. M. erſehe, daß das Edikt über bie bürzerüt— 
Verhättniffe der Juden v. 11. März 1812 bei der Wiederbefignahme der Stadt Dash - 
dafelbft, unter Zuftimmung des Staatskanzlers, Kürften v. Hardenberg, m 
dung gebracht worden tft, fo will Ich in Beziehung auf die Stadt Danzig und 
biet berfelben Meine Ordre v. 8. Auguft 1830 dahin mobifiziven: daß diejenigen Ih 
welche gegenwärtig ihren Wohnort im rechtlichen Sinne dafelbft haben, für fid md 
Familien als mit dem Staatöbürgerrechte verfehen nad) dem Geſetz v. 11. März 181 
fernerbin behandelt, und die Beftimmungen v.8. Auguft 1830 auf fie nicht angewen 
ſelbige auch fuͤr berechtigt angenommen werden ſollen, ſich in die andern Provi 
Ortſchaften, in welchen das ©. v. 11. März 1812 verbindliche Kraft hat, überzu 
Dagegen follen, bis die bürgerlichen Verhaltniffe der Juden in den neus oder 
erworbenen Provinzen vollftändig zegulict fein werben, die ftädtifhen Behörden zu 
zig befugt fein, andern Juden, fie mögen das Staatsbürgerrecht befigen ober nicht, ! 
Aufnahme zu verweigern. Juden, die bas Staatöbürgerreht nicht befigen, dürfen 
nur mit Einwilligung der Staatsbehörbe aufnehmen. Ich beauftrage Sie, wegen 
führung diefer Beſtimmungen weiter zu verfügen, und die Aufnahme berjelben in 
Amısblatt der Reaierung zu Danzig zu veranlaflen. 

Berlin, den 25, April 1832. Friedrich Wilhelm 
An den Staaısminifter Sreiheren v. Brenn. 
(Ann. 17. ©, 446. Jahrb. Bd. 44. ©. 65. Gräff. Bd. 8. ©. 2.) 

Diefe durch das betr. Amtörlatt publicirte K. DO. wurde auch den 
Kıden der alten Provinzen bekannt „gmadt durch Das R. des K. Min, d 

nn, u.d.9. (0. Brenn) v. 1. Mai 1833 an die K. Oberpräfivien p 
Königäberg, Stettin, Berlin, Bredlau und Magreburg. 

In der Stadt Danzig ift auf Veranlaffung des verewigten Herrn Gtaatökan ek 
Zürften v. Hardenberg, das Ed. v. 11. März 1812 über die bürgerlichen Berhät) 
niffe der Juden ohne befondere gefegliche Publikation wirklich, eingeführt, neuerlid an 
nach Publikation ber Allh. K. D. v. 8. Aug. 1830, gegen die Gültigkeit dieſer Ein 
zung Zweifel erregt worden. Auf meinen deshalb an des Königs Majeftät erftattetel 
Bericht haben Allerhächftdiefelben die Sache bahin zu entfheiden gerubt: baß ze. '). 































3) Wie vorftehenb: 


Saiterechtl. Verhkitn. ber J. im Danziger Weblete: " 269 


iſt die K. Reg. zu Danzig befchieden worden. 

. erfuche ich aber, auch die (Übrigen) Regierungen ber Ihnen anvertrauten 
mad mit Anmweifung zu veriehen, bamit vorkommenden Falles den jüdifchen 
een aus Danzig, wenn fie fih in einem Drte, in weldem das G. v. 
teren wollen, kein Hinderniß in den Weg gelegt werde. - 


h iſt der zeitige Buftand der Juden in Danzig und defien Gebiet 


dikt, betreffend die bürgerlichen Verhältniſſe der Juden v. 11. 
12 findet auf die jüdifchen Einwohner des alten, Preußifch geblies 
nziger Weichbildes feit 3. April 1812 nach feinem ganzen Inhalte 


ng. 

iejenigen Juden, welche am 25. April 1832 in der Stadt Danzig 
alten Geviete des vormaligen Freiſtaates ihren Wohnſitz im rechts 
nne batten, follen für fi und ihre Familien nach dem Geſetze v. 
1812 auch fernerhin behandelt werden. 

ıd daher auch berechtigt, fich in die anderen Provinzen, in welchen 
hte Geſetz verbindliche Kraft hat, überzufiedeln. | 
en follen, bis die bürgerlichen Verhältniffe der Juden in den neu 
ererrvorbenen Provinzen volftändig regulirt fein werden, die ſtaͤdti⸗ 
hörden zu Danzig befugt fein, andern Juden, fie mögen daB 
Iigerrecht befißen oder nicht, die Aufnahme zu verweigern. 

„welche das Staatsbürgerreht nicht befißen, dürfen fie nur mit 
gang der Staatöbehörbe aufnehmen. 

dieſer Sachlage Fönnte ed möglicy fcheinen, daß ed auch in Danzig 
im Gebiet noch Juden geben fönne, die nit nach dem Ed. v. 
812 zu beurtheilen, nämlich diejenigen, nach dem 25. April 1832 
ammen, Juden, welche aus einem Preußiſchen Landestheile kom⸗ 
den Juden dad Staatsbürgerrecht nicht zuſteht, oder auch die aus 
lande fich in diefem Zerritorio neu anfledelnden Juden). Allein 
B annehmen, daß die fpezielle Erlaubniß, die ih der Staat 
: Säle in der K. O. v. 25. April 1832 vorbehalten hat, eben zu 
Be eingeholt werden folle, Damit fich die Behörde darüber entfcheide, 
bie Eclaubniß der Niederlaffung dad Gtaatsbürgerrecht dem 
m Juden ertheilt werden folle, over nicht. Daß dies die Anficht 
D. fei, ergiebt ſich theils aus dem allgemeinen Grundſatze, daß 
Anfiedlung an irgend einem Orte dem nunmehrigen Bewohner 
aatsrechtliche Stellung wird, mie den übrigen Ortsbewohnern 
tegorie; nicht minder aber durch einen Blick auf die praftifche 
ndigfeit diefer Annahme, | 
taat kann zur Noth und mir großen Umfländen einer‘ Klaffe 
hnern in einem einzelnen Territorio eine befondere ſtaatsrecht⸗ 
Uung anmwelfen, aber er kann dies nicht in Betreff einzeiner 
n, weil dies praktiſch unmöglich ift. Weber in Danzig und ind» 
noch viel weniger außerhatb Danzigd, koͤnnen die Behörden 
nzelnen Adminiftratio» Akten, auf welche die betreffende ſtaats⸗ 
Stellung von Einfluß, 3. B. bei Paßertheilung u. dergl., willen, 
abioiduum nad) oder vor dem 25. April 1812 fih in Dans 
delt babe, und ed müßte, um jene ganz unnüße Maßregel durch» 
jeder einzelne Jude diefer Kategorie ein für allemal unter poli⸗ 
ıfficht genommen werden, während ed doch für den Staat viel 





a. a. O. &. 274 nimmt dies in der That an. 
Bp.3. Die Berhältniffe ver Zuden. 49 


DEE. Stnatierchtl. Verhältn. der J. in den alten Probimzem 


E fei beſchloſſen worden, das Ed. v. 11. März 1812 wegen der bürgerlichen Bess 
haltniſſe ber Juden in Danzig und deſſen Gebiet völlig anzumenden, rn 
und es ift in fpäteren Beftimmungen berfelben Behörde, befonders in dem R. v. B. Non, 
1814 auf jeue Allegate verwielen, allein in ben R. diefes Königl. Minifterii v. 19, 
1819 if geant: daß bie algemeinen Beftimmungen über die fantsbüirgerlichen Ben 
niffe der Juden in den neu afquirieten Provinzen, noch nicht ergangen feien, und 
Berhältniffe daher vorläufig lediglich nach den zur Zeit. ber Befignahme beftanbe 
en beurtheilt werben Lönnten. Endlich heißt es in dem R, bes .K. Minh 
‚Ina. v. 10. März 1820: J 
Se. Mai. der König haben gelegentlich mittelſt allerh. K. D. v. 8. Febr, 1818! 
flimmt, daß das Ebd. v. 11. März 1812 in den neu und wieber erworbenen Provin 
zen noch nicht zur Anwendung gebracht, vielmehr in biefen Provinzen der 
quo zur Zeit ber Befignahme bis dahin, wo die bürgerlichen Werhältniffe der: 
tigen Juden werben feftgeftellt werden, aufrecht erhalten werben follte, 
Danzig, ben 22. Juli 1831. * 
Königl, Preuß, Regierung. Abtheilung des Innern. 
(efr, Acten des Land» und Gtadtgerichts zu Danzig betr, den Ifrael Hirfäif 
fen Konkurs Vol, Sp. in ca Hirfhfohn eir. Hiefhfohn. Koch a, a. D. ©, 278.) , 
Unter diefen Umftänden wurde eine gefegliche Entſcheidung der Fin 
dringend nothwendig, welche 
£. durch die K. D. v. 25. April 1832 erfolgte, mitgetheilt durch Fi 
Min. des 3. u. der Pol. (v. Brenn) an die K. Reg. zu Danzig, 
1. Nat 1832. 
Auf den Ber. ber X. pi v. 11. Febr. v. I. und meine beshalb S. Maj. dem 




















nige erdffneten Anträge haben Allechödftbiefelben unterm 25. v. DM. diejenige A. Kr 
an mic) zu erlaffen geruht, welche id, Derfelben anliegend («ub lit. a) abfchriftlic, 
fertige, um fie durch ihr Amtöblatt zu publiiren, und darnach zu verfahren. 
Da Ich aus Ihrem Ber. v. 6. d. M. erfehe, daß das GCbitt über bie bütgerkidt 
Berhättniffe der Suben v. 11. März 1812 bei ber Wiederbefignahme der Stadt Dal 
dafelöft, unter Zuftimmung bes Staatötanzlers, Zürften v. Hardenberg, in Anne 
dung gebracht worden fft, fo will Ich in Beziehung auf die Stadt Danzig und Bas 
biet berfelben Meine Ordre v. 8. Auguft 1830 dahin mobifizicen: daß diejenigen Zube 
welche gegenwärtig ihren Wohnort im rechtlichen Sinne daſelbſt haben, für fich 
milien als mit dem Staatöbürgerrechteverfeben nach dem Gejeh v. 11. März 18; 
erhin behandelt, und die Beſtimmungen v.8. Auguſt 1830 auf fie nicht angen 
felbige aud für berechtigt angenommen, werben follen, ſich in die andern 
Detfepaften, in welchen das ©. v. 11. März 1812 verbindliche Kraft Hat, überzuf 
Dagegen follen, bis die bürgerlichen Verhaltniſſe der Juden in den neus ober ı 
erworbenen Provinzen vollftändig sequliet fein werden, die ftädtiichen Behörden En ar 
ig befugt fein, andern Juden, fie mögen das Staats buͤrgerrecht befigen ober nich 
Aufnahme zu verweigern. QJuben, die bad Staatöbürgerreht nicht befigen, bürfe 
nur mit Einwilligung der Staatsbehörde aufnehmen. Ich beauftrage Sie, wegen 
führung biefer Beftimmungen weiter zu verfügen, und die Aufnahme berfelben in 
Amısblatt ber Reaierung zu Danzig zu veranlaffen. 
12. Friedrich With ef, 


Berlin, den 25, April 1832. 

An den Staaısminifter Freiherrn v. Brenn, 

(Ann. 17. ©, 446. Jahrb. 3b. 44. ©. 05. Gräff. Bd. 8.6.2.) . 
Diefe durch dad betr. Amtöblatt publicitte · K. D. wurde auch den BE 
den ber alten Provinzen befannt gemadt durch das R. ded K. Min, dei 

fan, u. d. P. (v. Brenn) v. I. Mai 1833 an tie K. Oberpräfidien zu 
Königsberg, Stettin, Berlin, Brelau und Magdebuig . 
In ber Stadt Danzig ift auf Weranlaffung des verewigten Herm Staatskon 
Zürften v. Hardenberg, bas Ed. v. 11. März 1812 über die bürgerlichen 
niffe ber Juden ohne befonbere gefegliche Publikation wirtich ein ehe neuerlich aber; 
nad) Publikation der Ah. K. D. v. 8. Aug. 1830, gegen bie Gültigkeit biefer Ginfüße , 
ı 


ii jt worben. Auf mei d 113 des Königs jeftät 
a EEe pn ofhefeitn bie ———— 





2) Bir vorſtehend 


Staccoreht. Parhäktn. b. J. im Örofteegontbunge helen. 20 


getraffen haben, wenn er ber That überwieſen worden wäre... Es 
ein -Juden der Hat 


indel mit Lehensmitteln gefattet, und ihnen ap 
Wand anzunehmen geftattet, Kirchengeraͤthe und mit Blut befieckte 
t außgenommen; fie follen nirgend höhe Zoll geben, als andere 
Hit ber Oroße, In ben Befen ber fhönen Effer, befätigte ice 
mir der Große, in ben Feſſeln der ſchönen , beftätigte biı 
sen Gefege Im Sabre 1343 und eben fo im Jahte 1905, — aleich 
iigen Einfchränkungen, Känig Alexander. 
Golge biefer Gefehgebung bildete ſich nirgend ſo vollſtaͤrdig wie in 
An organiffrter j fer Staar im Siftiken. gi a “ n 
gm nahe, welche ihre Landtage hatten uud einen De 
m. Diefe Famen In Warſchau zu einer „Generalität” yulammen 
vitze der Juden fland ein von dem Gtaate befbätigter Marſchall, der 
DJoehre von Neuem gewählt wurde und die Arigelegenbeiten der 
A formopt nach ingen ordnete, ald degen den, Staat verirar. Die 
‚hatten Die Surtepiktion, fowmopl, ‚in. Sadıen der Iupen unter fi, 
ingeln⸗ en der Juden mit Chriſten. Etſt unter dem 
ille, fo wie viele andere‘; je Privilegien 
Preußen bei den Theilungen Di in den a N 
h großen Theil deffelben ſich aneignete, forgte es für.bie Juden 
N je Gefegebimgen. . 
dm 1772 von Polen abgeriffenen Gebiete, welches jest die Provinz 
N et, wurde durch das Notifitations- Patent ‚H. 28. Febr. 
80.9, 17. Xpkit 1750 %) eingeführt; für.Die Länventheile, welche 
im in den S. 1793 und. 1795 aneigriete und ihnen die Begeich« 
rußen und Neu: Oft: Preußen beilegte, erſchien uriter dem 17. 
din eilig General-Fuden:Reglement für Süd- und’ Neu: 











8. 240 fig. 

‚fon anahıe von Min. 

an jefbe Bezug 
Dein. des. Ben de Ps 05128, D8t as26. Vergl. daſſelbe 
V, Abfön. 1. Kapı IH (Am; IX, 8.4054.) R 
Sagt bası oben (S. 1280 gegebene Ru deſſelben Min, v. 21. Mai 
‚Wenn aber. das bier (im ropherzogehum Vofen)anniod; zur An 
mmende Generalinben-Regl: für Sud⸗ und Neu: Dftpreußen v. 





Berfüguigef hody gültig ſeinEs almnit 





1,30. Die: 1690, melden asia a iv. 


ergleigen 
Din, des I. u d- P, 0. Brenn) n,,21, Mai 1882.an die K. 


ofen, 

Mm Berichte v. 30. v. M. habe ich exfehen, welcher Smeifel ber 
darüber beigegangen ift: ob den Juden die Erwerbung mehr 

ehöriger ‚nie u geitatten fein dürfte? 
 Zudenreglement hr ön- und NeusDftpreußeno, 17. April 
a Grund dafür, daß den Juden die Akquifitionaur eines 
ten geftattet-fein folle, indem ‚vielmehr im Sap. II. $.1. 
aupt nur die Erwerbung. von, Grundftüden ‚ohne Genehs 
ie berbofen ift, mithin wenn. die Konigl. Reg. es bem 
angemeffen finbet, diefe-Genchmigung:aud) zur Erwer: 
su ertheilen, nachdem Gejege ſich nichts dagegen erins 


um Pofen anlangt, fo unterliegt eg aunät tis 
19* 









202 Staatsrechtl. Werhättn. d. J. im Grehherzogthume Hoſen. 


Dieſes nach den damaligen Verhaͤltniſſen höchſt freiſinnige Geſeh 


Kap. J. Bon dem, was in Anſehung der beizubehaltenden 
und ihrer Beſchaffenheit zu beobachten iſt. $. 1. Alle Juden, bie 
Zeiten, als Süd» und NeusOftpreügen den Koͤnigl. Preuß. Staaten einverleibt 
fi in diefen Provinzen wohnhaft, oder in Dieniten bei andern daſelbſt etablirte 
befunden haben, und fi nach Vorſchrift diefes Reglemente ER ernähren kön 
und wollen, follen fernerhin nicht nur für ihre Perfonen, fondern auch für il 
wärts noch nicht etablirte, fondern unter väterlicher Gewalt ftehende, ober fchon 
im Lande etablirte, und für ihre Tünftig zu ergeugende Kinder, und berielben I 
linge, wenn diefe gleich den Wätern reglementsmäßig Nahrung und Unterhalt 1 
Tonnen und wollen, im Lande gebuldet und geſchuͤzt werben. 


8.2. Diejenigen Juden hingegen, welche vor ber Befisnahme dieſer Propin 
Wohnung außerhalb gehabt, und damals nur als Fremder, um ihrer Se 
fi in denfelben eine Zeit ang aufgehalten, oder als herumftreifende, mit keinen 
fig verfehene und Bettelnde fich darin befunden haben, fo wie diejenigen, dit 
nach ber gedachten Befignahme darin eingefuhben haben, müffen, in fofern nid 
und dem andern, nach befonderer erheblichen Bewandniß der. Umſtände, der & 
williget werben follte, vor dem 1. Oft. d. 3. das Land verlaflen, und wenn fies 
ſem Tage ſich betreten Laffen, aufgegriffen und fortgefchafft, wenn fie aber hie 
wieber einfchleichen, mit halbjährigem Befängniß bei öffentlicher Arbeit beRel 
hierauf mit der Verwarnung, im nochmaligen Kontraventionsfalle auf Lebenäglt 
gen geſetzt, und zu öffentlichen Arbeiten angehalten zu werben, über die Gränyfl 
auch in ſolchem Galle diefe Strafe an ihnen ohne Nachſicht vollgogen werden. / 


$. 3. Um die gefchüsten Zuben überfehen, und von ben ſich einfchleichendeg 
erlaubt im Lande ſich aufhaltenden, unterfcheiden zu koͤnnen, auch die gef 
beshalbige Anfechtungen zu fichern, fol 


1 

a) ein genaues unb vollitänbiges tabellarifches Verzeichniß aller urg 

nach ihrem Namen, Wohnoͤrtern, Gewerben, Kindern und Geſinde 
ſchlechts in jedem Kreiſe, und jeder ſteuerraͤthlichen Inſpektion aufgencc 
an die Kammer eingeſandt, von derſelben aber, aus dieſen Spezi 
Generaljudentabelle angefertigt werden. 

b) muß außerdem jeder jüdifhe Hausvater alle Vierteljahr, wenn ſich in de 
mit ihm und feiner Samilie ſolche Veränderungen zugetragen haben, dit 
gung ihrer Wohnung nad) einem andern Ort, Abfterben des Eheweibel, 
ober Zod von Kindern, Abfchaffung oder Annehmung des Gefindes be 
Veränderungen feiner Gutsherrfchaft, oder Obrigkeit anmelden, dieſelbe 

ac, wenn der Jude auf bem Lande wohnt, dem Landrathe bes Kreifes, 
er in einer Stadt wohnt dem Steuerrathe der Inſpektion zufenden, welt 
in eine Tabelle, nad) dem ihnen von der Kammer zuzufertigenden Schema] 
gen, und berfelben. vierteljährig einzufchicken find, damit die vorgefallent 
derungen bei der jährlichen Generaljudentabelle bemerkt, und die jährlich 
denden Zudentabellen darnach Tontrollirt, auch bedürfenden Falis rektiſi 
den, und folchergeftalt ber Perfonalftand der Schugjuden, nach ihrer Qual 
Anzahl ſich beftändig in gehöriger Richtigkeit und Ordnung erhalte. 

c) Sol jeder zu ſchuͤtzender Jude mit einem Schugbriefe verfehen werden, a 
aber muß auch, um biefelben gegen vie Beeinträchtigungen ber ſich einfchl 
unzuläfligen Juden zu bewahren, ſowohl ber Hausvater als jedes feiner 
hen Kinder, welches das zehnte Jehr zurüdgelegt hat, und jedes männ 
finde mit einem gedruckten bLoß auszufüllenden, gegen 3 Gr. preuß. Schu 
ven und 1 Gr, zur jübifchen Schulkaffe, fonft aber unentgelblich, von dı 





nem Zweifel, daß jenes G. jedenfalls durch die B. v. 1. Zuni 1833 au 
fein würde, wenn es auch bis dahin gegolten hätte; dagegen wäre jen 
auch jest noch von der größten praftifchen Wichtigkeit rückfichtlich dei 
Gebietötheile, für die jenes G. v. 1797 gegeben, infofern auf diefelben d 
1812 nicht zur Anwendung kommt, alfo ruͤckſichtlich der im Tilſiter Fr 
getretenen Länder, von benen im folgenden Abfchnitte bie Rebe if. 

doch jene Anficht des Miniſterii über die Geſammtgefetzgebung, welche 
li der Juden in jenen Provinzen zur Anwendung zu bringen, eine 
ergiebt die folgende Darftellung. Cs flimmt hiermit überein Ko d 
©. 254. Note 15. j 
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GSteuerrath des Wohnorts zu ertheilenden Legitimationgzettel, ſich verfe 
benfelben wohl aufbewahren, Sn fonderheit aber auf Reifen bei ſich ihren‘ *. 
irtigen, daß in Ermangelung dieſes Zettels er, bis er ſolchen beibringt, oder ſich 
als ein geſchuͤtzter Jude ausweiſet, angehalten werden, und über die ſich das 
h —* Koſten und nachtheilige Verſäumniß in feinen Geſchäften, dem, 
Ihn angehalten, dafür Einen Rthlr., für welchen, wenn dieſe Geidbuße einen 
n ober Dienflboten trifft, der Water ober Dienftherr haften muß, verlegen 


Mit denjenigen Juden, bie keine Legitimationdzettel haben, und nicht als ges 
mben fi ausweifen koͤnnen, muß ohne Rachſicht nady der Vorfchrift des 5. 2 
‚ überbie® auch aus derfelben Vermögen demjenigen, ber ihren unerlaubten 
it im Lande entdedt und angegeiget, nach ber Befchaffenheit ſolchen Bermös 
e Belohnung von Einem Rthir., wenn aber baffelbe dazu hinreicht, von 3 bis 
gegeben werben. 

Fremden Juden foll zwar zu erlaubten Handlungs⸗ und anbern Gelegenheiten, 
sitt ins Land, und ber bazu nothwendige Aufenthalt verftattet fein. Wenn fie 
t als ſtraͤflich eingefchlichen angefehen und behandelt werden wollen, müffen fie 
I durch eines der Sränzzollämter einpafficen, und allen Eingang ins Land durch 
ere Dexter und auf andern Wegen vermeiden. 

ı Bolamte müſſen fie ein Atteft der Obrigkeit ihres Wohnorts, daß fie daſelbſt 
Mic etablirt find, vorzeigen, auch, wenn fie nicht mit eigenem Fuhrwerk reifen, 
Neftens 50 Il. preuf. baares Gelb, oder für einen gleichen trag erlaubte 
ren bei ſich führen, und diejenigen, bie dies nicht bewerfftelligen, von ber 
änge zuruͤckgewieſen werben. 

m fie den Ort, wohin fie ſich ihrer Befchäfte wegen begeben wollen, unb bie 
0 liche Dauer ihres Aufenthalts zur Ausrichtung folcher @efchäfte anzeigen; 
won ſie fich Tolchergeftalt ausgewiefen haben, mit einem Geleitsichein des Zoll⸗ 
uw die Umſtände ab b) et c) gu verzeichnen find, fich verſehen. Wollen 


Kine einem fremden Drte hin⸗ und burdhreifen, fo bedarf es zwar nicht Ihrer 
db)et.c) vorgefchriebenen Legitimation, fie müflen aber alsdann den fremden 
WG; wohin fie fich begeben, und die Reiferoute, welche fie nehmen wollen, im 3olls 
sie anzeigen, welches darnach den Geleitsſchein, gegen bie bereits georbnete, zur 
Haffe berechnende Bebirhren, auszufertigen hat. 

Fe fremde Jude, welcher fih ohne einen foldhen Geleitsſchein im Lande betres 
ill, ohne Rüdficht darauf, ob er auf Betteln, Hauſiren und anderer unerlaubs 
#Mro en wird ober nicht, aufgehoben, und mit ihm nad der Vorfchrift des 
4 verfahren werben. Es fol aber auch 

en mit einem Geleitsſchein verfehener fremder Zube, wenn 'et bei feiner bloßen 
fe in ein fremdes Land außerhalb der angegebenen Reiferoute, im Lande hers 
, bettelt und handelt, oder ſchachert, imgleichen, wenn er bei feinem Aufenthalt 
e zum Behuf feiner Geſchäfte, über bie angegebene Zeit barin verweilt, oder am 
bern Ort im Lande fich hinbegiebt, und nidht von dem Land: oder Steuerrath 
t, in welcher ex fi aufhält, die fchriftliche, mit dem öffentlichen Amtsfiegel 
Bewilligung zum längern Aufenthalt, oder zur Reife und Verweilung in einer 
Stadt erhält, welche jedoch nicht ohne erhebliche, in der fchriftlihen Erlaubniß 
ende Urſache, auch nur auf eine kurze zu benennenbe Zeit von 14 Tagen, höch⸗ 
zochen ertheilet werden, muß eben fo, wie ein, ohne Geleitsfchein eingefchliche: 
er Tube angefehen und behandelt werben. 

seinem fremden Juden fol zum Aufenthalt im Lanbe ein Geleitsfchein, 
rhaupt auf längere Zeit als vier bis höchftens ſechs Wochen, vom Dato feines 
eitsſcheins anzurechnen, 

keinen andern Geſchaͤften und Zwecken, 

3 nur feine Verwandte zu befuchen, fi von Krankheiten heilen zu Iaffen, Erb⸗ 
afts= und Schuldangelegenheiten abzumachen, in ftreitigen Rechtsſachen, bei 
(chen feine Gegenwart nothmwenbig oder zuträglich ift, frembe einzuführen er = 
bte Waaren zu verlaufen, und Waaren im Lande zum auswärtigen Debit ein = 
aufen, und auszuführen,” 

den 3ollämtern extheilet werben, indem 

jemals und auf feinen Fall ein folder Jude, neben den Geſchaͤften, wozu ex 
leits ſchein erhalten hat, im Sande Waaren einzufanfen, und wieber —* 1 
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vetfäufen, obet anbete Sewerbe zy fteißen ſich beigthet taſſen Huf, und wenn ed 
Ber Banbelt, an ihn al8 een Cingefchtichenen, sie — verſia 
ſu verfahren Ir 
$. 40. Auf die Kontraventionen ber ſich einfchleichenden, und der ihre Geldtufh 
nihbrauchenden Juden, find alle Obrigkeiten, Infonderheit aber bie Polizei» und d 
fümtionsffeuers auch zotl⸗ und Grängoffizianten, verfunden, genai zu vigiliren, ı 
wer ſich hierbei einer Rachſicht fhuldig macht, ſoll' dafkr empfindlich gefveftn 
en. J N 
„$. 11. Damit diejenigen Juden, welche fi zum Schug im Lande qualifizieen, 
—* en werben, — aber, — —52 all — nich 
merkt im Sande verbleiben, fo ſoll jeder foutbig in, ſich von felbff und unauf 
yo kem 1. Oktober d. I. hei der Obrigkeit feines Moßnort6 zu imelben, und jr 
zeläjnung aller Juden im Lande auffhreiben zu Laffen. HH 
Wer biefes.unterläßt, foll nad dem 4. Dkt.d. J. fü: einen ſolchen, ber niäf| 
gan geeigenfdyaftet ift,. geachtei, und mit den gen aus bem Lande 
erden, 


im jeden Gcüsfshintn gegen ſolche ipm nactfeitige Jotgen ficher zu fen; 
Per — N acheinander, an — ee, f ae 
von den Rabbinen öffentlic) befannt gemacht, und’ von bemenfelben' eine X 
eſchehen, an die Obrigkeit der Synagoge eihgereicht werben, wie benn and ae d 
dar verbr fich hn in! Ber beftimimiter ut Aufzeichnung meldenden, auf 
Berlangen-bariber, dag ed efdfehen; ein- itteft zu.ertheilen, Diejenigen ahak 
Ach in-der gebadıten Feift nicht gemelbet- Haben, ‚röerbeh, rad} Abfäuf berfelhen Balı 
ner Verantwortung dem dandrathe, wenn es Juden auf bem Lande, und bem 
zathe,; mens es Suben in ben Städten betrifft, anzuzeigen gehalten fein foll, 
. 12. Da bie bisherige Art, nach welcher ein Jude den bei ber Beſchneidung 
ebenen, und ben Vornamen feines Vaters führt, auch ſich allenfalls nach einen 
Ramen von feinem Wohnort ober Gewerbe beilegt, viele Verwir “ 
wnb pr Unterfchleifen Anlaß giebt, fo fol jeder Schugiube, außer feinem 
gleich den Chriſten einen Gefchlechtönamen annehmen, ſich mit demfelben indenä 
Seraäftn nennen und fchreiben, und biefer Geſchlechtsname von feinen 
inlihen Geſchlechts unveränberlich beibehalten und fortgeführt werden. 
+ & 18. Ein jeder zu Schuß geeigenfchafteter Jude, der nicht.in bes Vatern 
beffen Getwalt Iebet, ober bei einem etablierten Zuben bitnet, fonbern auf fäne 
‚Han leben will, muß fid) zu einem ben Juben nachgelaffenen, unten zu | 






Gewerbe widmen, und foldhes treiben. Mer biefes nicht tyun, fondern von fl 
Geroign, aus Aufträgen von andern, Schacherei, aplenden und Werfuren, und 
gen für feine Rechnung leben will, foll im Sande, wenn ex gleich fonft nach bed S 
derniſſen des $. 2 fi zum Schug qualiſiziren moͤchte, nicht gebuldet werden. .; 
$..14. Kein Jude fol ohne erhaltenen Konfens und Trauſchein fich verheirathe 
fen, und, wer damider handelt, feiner Segel ohngeachtet, aus dem 
Achafft, derjenige aber, weicher ohne Konfens und Trauferin die Trauun⸗ 
in- 50 Rthfe. Öttafe genommen, das zweitemal diefe Strafe verdoppelt, und das 
mal bexfelbe mit Werluft des Schutrechts, aus bem Lande gefhafft werden. 
$. 15. Es fol aber feinem Juden, Konfens und Zraufcein zur Heirath anl 
ben werben, ald wenn er ji 

a. ein 2öjähriges Alter zuzüdgelegt hat, unb F 

bs. außerbent ‚zugleich ein Gtablifjement ober Gewerbe, zum wahrſcheinlich 

" Unterhalt für fid) und feine Familie, nachweifen kann, und es foll 
von ber zweiten Grforberniß niemals, von ber erften, oder dem 2jähri 
aber nur aus erheblichen Urfahen, und wenn dem jüngern,: durch Ausfegung fin 
rath bis zum erlangten gefegmäßigen Alter, die Gelegenheit zu einem vor 
tabtiffeitient, oder zur beträchtlichen Berbefferung feiner Gttchsummftände, 
erben würbe, eine Dispenfation, gegen die unten beftimmten Gebül 

$. 16. Keinem Juden foll eine Yuslänberin: zn-Heikathen erlaubt fein, wenn 
nicht erweislith wenigſtens 500 Athle.. zubringt. . 

8.47. Die jegt verheiratheten jübdifchen Dienftboten follen zwar geduldet wer 
mern aber ein foldjer Dienftbote wegzieht, ober mit Tode abgehet, fo darf an d 
Stelle nidft wieder ein beweibter Dienftböte angenommen werben, indem bergles 
nad) dem Abgange der jegt vorhandenen, nicht weiter erlaubt fein ſollen. 

Kap. I. Bon den Wohnorten und unbewegliden Grundftüden 
Juden: 9.1, Kclı Schugjude darf nad) feinem Sutbefinden ben Ort feiner Woße 
ARD Gaderde wählen und yerbnberm, fonbern biefes muß mit- Ginwilligung ber 4 
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ehe unb gleihergeftalt darf Fein Jude ein Grunbſtuͤck, ohne ſolche Einwillis 
ifen unb erwerben. J 
Die Juden welche jetzt auf dem Lande leben und Handlung treiben, follen zwar 
W fie in Städten ihr Unterlommen und Fortſetzung ie andels finden. fönnen 
In werben gewieſen werden, ober bereits gewiefen find, bei ihtem gegenwärtis 
erbe belafien werden, müffen ſich aber in Anfehung beffetben, To’ wit überhaupt 
ung beffen, was den Aufenthalt der Juden auf dem Lahbe betrifft, nad) bem, 

alb im folgenden Kap, feftgefegt ift, achten. ln 

nftig hingegen follen biejenigen, welche kaufmaͤnniſches Verkehr und ſtädti⸗ 
derbe treiben, nur allein in den Städten wohnen, und eigene Häuſer defigen 
‚Tolgfich Keine derſelben auf dem Lande geduldet werben. 
: Ber in der Stadt, wo er wohnt, ſchon ein Haus und anderes Grundſtuͤck eigens 
Ibeſitzt, foll daffelbe fernerhin behalten, jedoch wenn die Gebaͤude verfallen find, 
whhrig wieder herftellen, und beftändig in feuetfihern tuͤchtigem Stande erhals 
wurd aber ein durch Brand, ober font wüfl geworbenes Srunbftüd und Play 
den mit einem Wohnhaufe nach polizeilicher Erforderniß und Borſchrift bebauen. 
Wenn auch ein Schugiube in der Stadt einen, keinem Partikulier zugehörigen, 
Bi ehitiben ihm abgetretenen ober vertaffenen Play, mit einem Wohnhaufe be⸗ 
BR, und ſich Tein Äriftticter Bürger findet, der dieſes unternehmen will, fo ſoll 
I nur nachgegeben werben, fondern ihm auch alle Wohlthat an Bauhuͤlfs⸗ 
Ed fonfligen Vortheilen, welche den Ghriften, die dergleihen unternehmen, 
Pelgtmacht werben, gleich benfelben ſowohl in dieſem Fall, als in dem Fall, ber 
hen vorhergehenben 8. freiftebendeh Bebauung eines eigenthuͤmlichen Pages, 


r —— aber, welche zu bauen einem‘ Juden nachgelaſſen werden wird, 
RR ſchickliche Gelegenheit zur Solpateneinquartierung, nach Anweiſung 
er banen und anlegen, welches auch in ben ſchon von Zuden befeffenen Häus 
13." 




















Maum und andere Umftänbe zufaffen, geſchehen niuß. 

Mhergeftalt von einem Juden zu erbauenden Häufer und andere von ihm 

e Bewilligung der Kammer etablirte Grundftüde, ſoll berfeibe im erbs 

Eigentbum haben, folglich verkaufen, ober auf feine Erben und Ab⸗ 
bfekmäferiven Ehnnen. Es verfteht fich von felbft, daß er, und jeder juͤdiſche 
ber im felchen Grundſtuͤcken alle landesherriiche, bürgerliche und gutöberzliche Abe 
Sehen wie die Shriften, die fich im gleichen Falie befinden, tragen muß. 
wa eine und andere Stabt ein nad) gefchehener genauen Unterfuhung wohls 
undenes Recht hat, daß die Zuben nur in einem gewiffen Revier wohnen 
ſol Biefelbe in ſolchem Rechte nicht beeinträchtigt werben, und demnach, was 

ft, nur von folhem Revier ftattfinben. . 
aber außerhalb demſelben wüfte Baupläse fein, und zu bern gehöriger Be⸗ 
1ähe Shriften, fondern nur Juden fich verftehen möchten, da foll, jenes Privi⸗ 
Weshtet, jeboch nicht anders, als mit Einwilligung ber Bürgerfchaft, den Zu: 
mung und Bewohnung folcher Stellen verftattet werben, wie denn auch, wenn 
Ace Buͤrgerſchaft, deren Intereffe hierbei eigentlich verfixet, zuträglich finden 
überhaupt von folhem Recht abzugeben, und die Zuben in der ganzen Stadt 
rt laſſen, dafjelbe nach wohlgeprüften Umftänden und Gründen ſoll aufgehoben 
mnen. 

II. Bon den Bewerben der Juden. 8. 1. Jeder ſchutzfähige Zube, 
& auf ein Gewerbe anfehen will, kann es nicht anders, als mit vorhergehen- 
migung ber Kammer thun, und muß daher folches Gewerbe unb ben Ort, wo 
auf etabliren will, feiner Obrigkeit, biefe aber vem Lande und Steuerrath ans 
cher darüber mit Anführung ber Qualifikation ded Juden unb ber Üübrigen- 
ang zu nehmenden Umftände an die Kammer zu berichten bat. I 
zas bie jest auf dem Lande wohnenden, und Handel treibenden anbetrifft; fo 
feiben, wenn fie bei dem Handel bleiben wollen, fobald fie Gelegenheit finden, 
ı verichafft. werben kann, und ihnen der Termin, von weldyem an, fein Jude 
a Hanbel auf dem Lande gebuldet werden foll, belannt gemacht werben wirk, 
ts befannt gemacht ift, fi) vom Lande weg, und in eine Stadt begeben, bis 
en fie zwar als Handelsjuden auf dem Lande noch gebulbet werden, fie duͤr⸗ 


t8 als Produkte des platten Landes, bie ihnen von den Landbewohnern zuge⸗ 
yt. werden, alfo nicht mittelft Haufirens auf dem Lande zufammen geſucht wer⸗ 
muͤſſen, eintaufen, und ſolche nicht unmittelbar in den Geeplägen, fondern 
Im ben bortigen Landftäbten weiter verhandeln. - 


e andere, als folche Waaren, die zum iandwirt hſchaftli en B iA, bet. 
nen Mannes gehören, als Eiſen und eifernes —— Sen 
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waaren ꝛc., nicht aber Materialwaaren, ſeidene, wollene und ander 
Ellenwaaren, Weine und Sachen, die zum Luxus gehören, führen m) 
aud) die ihnen erlaubten Waaren nur aus ben dortigen Lanbftäbten 
die' ihnen erlaubten Waaren nur in ihren Wohnungen verkaufen, und nf 

aus und herumtragen. 

c. Den Unterthanen nicht Bier und Branntwein borgen, ober gegen ihr 
vertauſchen, und ' 

d. keine wucherlichen umfchläge fich zu Schulden kommen laſſen; 

e. Alles Hauſirens und Herumftreifens auf dem Lande und in ben Staͤhte 
"und Verkauf von Produkten und Waaren fich ſchlechterdings enthalten 


Wenn ein Jude dawider handelt, fo foll der Betrag, welchen ber ander 
aus einem foldhen Handel ihm wirklich fchuldig geworben ift, zwar au —* 
Schuldner aber nicht, an ihn, ſondern an den Fiskus bezahlt, und er nd ar 
Verluſt feiner Forderung, mit 5 bis 10 Rthlr. Strafe belegt, diefe Seat ® 
Kontraventionsfall verdoppelt, im dritten aber berfelbe feines Schugredy Teb 
Hart, und Über die Gränze gebracht werben. 

Sollte aber fein Schuldner die Zahlung der ausgemittelten wirklichern cha 
ften unvermögend fein, fo foll ber Jude den Betrag der wirklichen & PL, 
eigenen Vermögen, noch außer der Gelbftrafe, dem Fiskus zu entrihter me gehalt 

Dat hingegen ein Jude wiber das vorgedachte Verbot ud c. einem AHiihri 
tbanen Bier und Branntiwein geborgt, oder gegen deffen Produkte v—taulft, | 
Juden Anfpruch wegen folder Schulb, weil der Unterthan baburd) gu. ar niätı 
worden, durchaus ungültig fein, und daraus weder zum Vortheil be Irda 
für den Fiskus einiges Recht gegen den Schuldner ftattfinden, ber Ju de aber 
wie vorhin erwähnt worden, in 5 bis 10 Rthlr. Strafe genommen, bie —Te das za 
verboppelt und im dritten Kontraventionsfall berfelbe feines Schugrechts ven 
klaͤrt, und über die Gränge gebracht werben. 

Die Hälfte ſowohl ber dem Fiskus zufallenden Korberung als ber Gel —Uhfirefe, u, 
der Zube genommen wird, foll dem Denunzianten zufließen. 

Iſt der Jude, für dem Unterthan gegebenes Bier und Branntwein — burg 
felben ſchon erhaltene Produkte befriedigt, fo muß ber Iube, außer der Dedeqt 
den auszumittelnden Werth der für Bier und Branntwein erhaltenes Yry 
Fiskus bezahlen, und dazu angehalten werben. 

f, Verſteht es fich von ferbft, daß, fo lange den handelnden Juden nod af 
Lande zu bleiben verftattet fein wird, diefelben außer den obigen Einf, 
fi) allem, was wegen des Handels Überhaupt, und auf dem Rande — 
geſetzt werden wird, unterwerfen müflen. 

6. 3. Die den Schugjuben erlaubte Gewerbe und Nahrungsarten follen 

in faufmännifchem Handel, 

in Künften und Handwerfen, 

in Aderbau, Viehzucht und Fuhrwerk, 
und in Danbarbeit, um Lohn, 








beftehen. 

$. 4. Aller Handel und Taufmännifches Verkehr Toll Tünftig von den Juden, 
von den Ehriften, nur in Städten getrieben, und keinem auf dem platten !anı 
ftattet werden. 

$. 5. Die Inden, welche zum Handel Konzeffion erhalten werden, follen 
zwar, wie hriftliche Kaufleute, mit allen erlaubten Waaren treiben Fönnen, jedeh 
hen Drdnungen, Pflichten und Einſchränkungen mit den driftlichen Kaufleuten, w 
worfen fein, und da bisher faft jeder Jude, theils gänzlich, theild neben feinem I 
gen Gewerbe mit Handeln und Schachern fidy abgegeben, fo ſoll künftig in jeder @ 
nur eine ſolche Anzahl, als fidy mir den chriftlichen Kaufleuten und Kraͤmern vom. 
dei unterhalten koͤnnen, dazu zugelaffen werden; wer aber nicht als Kaufmann gı 
zirt, und ausdruͤcklich konzeſſionirt ift, alles Handels und kaufmännifchen Verkehe 
Strafe der Konfistation der bei ihm gefundenen Waaren, und im dritten Konk 
tionsfall bei Strafe des Verluſtes feines Schunes, und Räumung des Landes ſich! 
aus enthalten. 

$. 6. Diejenigen die fich künftig dem Handel widmen, und bazu die Konzeffion 
ten, bürfen nicht außerdem noch ein Handwerk, ober ein anderes Gewerbe, von m 
Art es fei, treiben, auch müffen fie ihre Handlungsbücher, Rechnungen und andere 
sichten, in deutfcher oder polnifcher, nicht aber in jüdifcher Sprache jchreiben und fi 

$. 7. Des Haujirens zum Ein: und Verkauf der Waaren, fowohl auf dem Lan! 
in ber Stadt, wo fie wohnen, und in andern Städten, müflen fie gleich den qu 
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da gesuibeten Zuben bei ähnlicher 8, 2 georbneter Strafe ſich enthalten, und es 
ſolches nur auf den Zahrmärkten in ihrer und in andern Städten erlaubt fein. 
Inter dem Hauſiren find jeboch die Faͤlle nicht zu verfteben, wenn eine Gutsherr⸗ 
em Juden auf dem tande den Auftrag giebt, ihr gewiffe Waaren aus der Stadt 
1, und zu bringen, ober einen Handelsjuden aus ber Stadt mit Waaren zu fi 
t. Damit aber diefe zur Bequemlichkeit der Gutsherrſchaften gegebene Erlaub⸗ 
zum verbotenen Haufiren gemißbraucht werde, To muß ein ſolcher in bie Stadt 
: Zube mit einem Auftraaszettel von der Herrſchaft, worin bie einzufaufende, 
Herrſchaft zu dringende Waaren nach ihrer Qualität und Quantität zu benens 
‚ verfehen werden, und bie mitzunehmenden Waaren, und den Auftragszettel 
rfumtions:Steuer:, oder Zollamte vorzeigen, um ſolche unentgelblich verflegeln 
einen Paſſirzettel ertbeilen zu laſſen. 
nein Jude in der Stadt mit gewiſſen Waaren zu derſelben hin zu kommen beſtel⸗ 
fo muß derfelbe ſich gleichfalls mit den der Herrichaft auf ihre Beftellung zu brin⸗ 
Vaaren bei dem KonfumtionssSteuer: oder Zollamte des Orts, melden, wels 
entgeldlich ſolche Waaren mit dem Amtsfiegel zu verfiegeln, und ihm einen Paſ⸗ 
Imetheilen hat. Was die beftellende Herrſchaft von ſolchen Vaaren nicht Fauft 
muß er von berfelben verfiegeln laſſen, und bei feiner Rüdkunft in die 
km Konſumtions⸗Steuer⸗, oder Zollamte zur Oeffnung des Siegeld, und zur 
mder zurückgebrachten Waaaren vorzeigen. 
Sahne einen ſolchen Auftrages oder Paffirzettel, ober auch mit unverfiegelten 
m, oder auf Abwegen betroffen wird, ober wer Waaren von anderer Art, als bie 
kerfaft beitellt hat, 3. 3. wenn feidene Zeuge verlangt worden, wollene Zeuge, 
Mund Galanteriewaaren, bei ſich führt, fol des Auftrags: und Paffirzettels 
, als ein Haufirer beftraft werben. . 
»irfMeffen und Jahrmaͤrkten in den andern Königl. Provinzen, folen bie 
WR usOftpreußifchen Juden nicht anders, als mit den Ausnahmen, Einſchrän⸗ 
Muh Beitimmungen, welche fchon feftgefegt find, oder noch künftig werden fefts 
kuede, und bie allgemein befannt gemacht werben follen, handeln dürfen. ' 
A, Infer dem Handel, nach den vorher verorbneten Beflimmungen, foll den Jus 
en fein, alle Künfte und Handwerke, jedoch nirgends anders, als in den 
inauf dem Lande nur diejenigen Profeffionen, bie dafelbftierlaubt find, zutreiben. 
1, Ber nicht jest ſchon als Meifter ein Handwerk treibt, fondern ſich exft darauf 
Mu, muß daſſelbe gehörig verftehen, und fich ale ein tÜchtiger Arbeiter in feis 
direch ein von chriſtlichen Sachverftändigen unparteiifch, jedoch firenge zu 
Beades Meifterftüc ausweifen. Und. wenn bergleihen Sachverſtaͤndige in ber 
vorhanden find, fo muß dag Meifterftück in einer andern von bem teuer: 
Suweifenden Stadt, wo es an ſolchen Sachverſtändigen nicht fehlt, unter ihrer 
verfertiget und von ihnen ‚gepeüft werben. 
» Ein jüdischer Meifter fol die Befugnig haben, gleich einem chriftlichen, Lehrs 
und Gefellen zu halten, biefe aber müflen keine andere, als einländifche Juden 
6 fol ihm nicht anders, als auf gegebene Erlaubniß von ber Kammer, frei 
hriſten in die Lehre und ala Gefellen in Arbeit zunehmen. Auch follen die jüs 
ben venfelben Ordnungen, Einſchränkungen und Pflichten, wie die chriftlichen 
unterworfen fein, und überdies neben ihrem Handwerk kein anderes Metier 
erde treiben, 
Außer Künften und Handwerken, foll ben Zuden auch freiftehen, nügliche Fa⸗ 
zulegen, und ihnen fogar alle Erleichterung zu deren Unternehmung angebeihen, 
wie es ihnen obliegt, jüdische Arbeiter dazu anlernen lafjen und gebrauchen werben. 
Durdy Handel, Handwerke und Fabriken wird indeffen neben den chriftlichen 
m, Handwerkern und Fabrikanten nur ein Theil der großen Menge Juden, 
erhalt erwerben können. 
n ben übrigen gleichfalls fichere Gelegenheit dazu zu verichaffen, fol ihnen 
fernerhin verftattet fein, Brau= und Branntweinbrennereien imgleihen Kuh⸗ 
ı, und Meine, mit eigenem Gefinde zu bearbeitende Aderwirtbichaften von 
n zu pachten, fondern auch Aderbau, Viehzucht und Fuhrwerk auf eigenen 
n Zänbereien und Gütern zu treiben. 
Solche Ländereien und Güter aber müffen fie nicht von chriſtlichen Beſitzern 
‚ fondern es follen ihnen abzubauende, und neu zu etablirende Stellen, mit 
ıd und Zubehör, ald zum Beſtande einer ländlichen Bauernfamilie erforderlich 
eben, ober zu akquiriren nachgelaflen, und die Unternehmer, welche folche Gü⸗ 
dfe auf ihre Koften etabliren, mit gleichen Wohlthaten und Freijahren, wie 
Koloniften und Neubauer, begnabiat werden. 
Denen, die folchergeftalt auf den Landbau ſich anfegen, foll es erlaubt fein, 
: mit chriftlihen Geſinde zu wirthichaften, damit ihre Kindes voh wahrer 
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Juden Binnen dieſer Zeit. die Ackerarbeit erlernen können. Nach Abtauf folde 
aber fotleh fle bei Verluft ihrer Stelle, nicht anders’ ald nur mit jübifchem Geh 
beiten und wirthſchaften durfen. 

$. 17. Nach abgelaufenen Freijahren follen fle, wie ſichs von ſelbſt verftche, y 
Landesabgäben, Dienften und Pflichten, wie ſolche chriftlichelinterthanen ihrer Ant 
ften haben, cder bei ihrer Anſetzung mit ihnen ausgemacht werben wird, verbunie 

Die Präftatloren an die Grund⸗ und Gutsherrn, unter welchen fie 
a die Freijahre in dieſer Hinficht bleiben ihrem Webereinfommen mılt 

affen 


6, 18, Da ſich jest die mehreften Krugpachtungen in ben Städten und auf den 
in ben Händen der Zuben befinden, fo Mn es zwar dabei annoch verbleiben. & 
aber 


a. ſolche Krugpaͤchter durchaus keinerlei Ganbelönenkeht treiben, fonbern nda 
Herbergiren, und bem Bier und Branntweinsihant blos ſolche Waaren, i 
Konfumtion der Reiſenden erforderlich find, halten, ſolche Waaren nid 
als blos aus den Landſtädten nehmen, und ſich deshalb bei den von Zeitz 
anzuftellenden BVifitationen mit Paffirfcheinen, oder zu haltenden 8 
büchern legitimiren, ferner von diefen zum Genuß dienenden Waaren ni 
bie Landleute, was biefe nach Haufe nehmen, und nit im Kruge felbk 
ren, verlaufen, auch 

b. kein Bier und Branntwein an die Unterthanen verborgen, ober gegen bei 
Probukte vertaufchen, und wer dawider handelt, foll auf gleiche Art, wie 
ber auf dem Lande zur Handlung annoch gebuldeten Juben in dieſem Kapi 
lit, c. wegen unerlaubten Bier: und Branntweinborgens an Untert 
Bertauſchens gegen Produkte Kap. III. sub e, verordnet ifk, beftraft m 
auch foll er den Unterthanen wegen feiner Korberung nicht verklagen bitrfen 

Uebrigens müffen fie ihre Krugwirthſchaft nur mit jübifchen, unb 
chriſtlichem Gefinde führen. 

$. 19. Wer endlich nicht zu einem ftäbtifchen Gewerbe nad) ben obigen 
gen zugelaffen werden kann, auch nicht Züchtigleit, Mittel und Gelegenheit ia 
dem Lande eine eigene oder gepadhtete Wirthichaft zu unfernehmen und zu treiben, 
feinen Unterhalt dur; Dienen um Lohn und Belöftigung ald Geſinde bei einen 
ften oder angefesten Schusjuden, oder wie Ehriften, die ſich in folhem Fall be 
durch Arbeit und Zagelohn zu gewinnen fuchen, indem, da ihnen faft alle Rein 
quellen chriſtlicher Bürger und Unterthanen eröffnet find, und es ihnen alfo aß 
genheiten zut orbentlichen und ehrlihen Subfiftenz nicht fehlt, ſchlechterdings mis 
ter geftattet fein, und darauf genau vigilirt werben foll, daß ein Jude, ohne ds 
vorftehend ihnen nachgelaffenen Gewerbes und Rahrungsarten fi zu widmen, w® 
ſelben allein obzuliegen, fich auf feine eigene Hand fee, und durch heimliche Sal! 
Umfcläge, und fogenannte Kacienden, Aufträge von andern, Wucher, und berait:, 
zufällige Mittel, die arößtentheils mit Betrug und nachtheiliger Beeinträchtigenik 
berer verknüpft find, fich nähre und erhalte, Diejenigen vielmehr, bie fidy 
treten laffen, follen ihres Schutzrechts verluftig erklärt, und ald gemeinſchäbdliche 
ſchen aus dem Lande gefchafft werben. 

$. 20. Alle Juden ohne Ausnahme, die fid, auf eine Kunft oder ein Hanbwei 
fegen, die Aders und Landbau treiben, die bei andern als Gefinde dienen, und ik 
der Hanbarbeit ald Tagelöhner leben, müflen alles Einkaufens zum Wiederverlanf 
überhaupt alles Handelns und Schacherns durchaus fid) enthalten, und darauf fel 
befto größerer Strenge gefehen und gehalten werben, als dadurch folche Juden 
nur au ihrem eigenen Nadıtbeil von ihrer ganzen Applikation und Aufmerkfamke 
bad Gewerbe, worauf fie angefest find, und welches fie ſonſt nur als eine Nebukb 
zu betreiben und zu vernadhläffigen fid gewöhnen würden, abgezogen werben, fe 
auch die hriftlichen und jüdischen Kaufleute babei verberben würden. 

8. 21. Wer alfo unter der erwähnten Art Juden nicht blos feine felbft gemonm 
Produkte und verfertigte Arbeit verkauft, und nicht blos Sachen zu feinem eigma® 
bürfnig einfauft, welches, wie ſichs von felbft verfteht, jedem unbenommen ift, fonts 
Produkte oder Waaren von andern kauft, und wieber verkauft, wenn es gleich mir 
geringfte Kleinigkeit wäre, fol fo, wie in biefem Kapitel $. 2. lit, c. wegen ber hab 
renden Juden verordnet ift, beftraft, und folhemnad, die bei ihm vorhandene, zum ze 
teren Verhandeln eingelaufte Waare, Eonfiszirt, wenn aber diefelbe nicht mehr vorber 
den, ber Werth davon dem Fiskus bezahlt, wenn hingegen ber Käufer das Kaufgeld sd 
ſchuldig ift, folches für den Fiskus eingezogen, und dafern der Käufer dazu unvermiont 
fein follte, ber Betrag des Kaufgeldes von dem Eontravenienden Juden beigetrieben, m 

überbies besfelbe in 5 bis 10 Thlx. Selhiixafe genamamen, im yurkken Suuscaneminb 
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> beſondere Strafe verdoppelt, zum brittenmal aber derſelbe feines Schutz⸗ 
y erklärt ind aus dem Lande gefchafft werben. 
1,2%. Damit auch der wucherlichen Nebervortheitung chriſtlicher Untertanen wirks 
halelıh6 MAR gefegt werde, fo follen von ben Juden auf dem Lande an einen Chris 
ober. Kate Nicht außergerihtlidh, ſondern nur vor ben ordentlichen Gerichten 
jülbner® geliehen werben, und biefe Obrigkeit ift verpflichtet, baranf 
00 ber Borasnde bas Objekt, zu deffen Schuldner er ſich befenret, ehrlich und 
halten Habe, ober erhalten werbe. Iſt dieſes gefchehen, fo ſoil dem jübifchen 
it degen feinen Schuldner gleiches Recht wie einem Ehriſten angebeihen. 
aufergericttichen Darleihunge; efch.ifte und Schuldkontrakt aber fol einem 
täubiger gegen feinen Eriflichen Säyulbner Feine Klage und fein 
ittft werden, fonbern bie von biefem zugeſtandene Schuld dem Fiskus anheim 
h ahfteden aber der Gläubiger noch um den Betrag berfeiben beftraft, und wenn 
eines böfen Wuchers überführt werben kaun, zugleich zum Verluſt feines Schuges 
iumung verurtheilt werben. J . 
foU_in ben in diefem und bem vorhergehenden $, bemetkten Kontravens 
glihfalle die Hälfte der Eonfiszirten Gegenftände und det Gecdſtrafen dem 
wugebilligt werden. 


* I, Bon ber Religions und Ritualverfaſſung ber Juden. 
BA de Subert follen nach wie vor bei ber freien Nebung ihrer Religion gelhägt, und 
wen öffentlichen noch in ihren häuslichen gottesbienfttichen Gebraͤuchen ges 


Vesdker Biefetben Bisher in einem großen Bwange und Drug ihrer Rabbiner geftans 
U mede ihre Stellen einander überbietenb für übermäßige Sunimen’gu Taufen, oder 
Wen genchnt, und daher neben ihrem un ber. Ihrigen bequemen Untechakt wegen 
fi an ihren Glaubensgenoffen reichlich zu erholen bedacht geweſen, fo ſol⸗ 
Meke Butsheren, welche Synagogen im ihren Städten zü haben,. und die Rabbi 
w ‚zu beftellen beredhtiget find, bei ſolchem Rechte und ber ihnen von dem 
Be win gebüprenden Mekognition, welche jebod) nicht, wie biäfer viele 










2. 


), willkührlich hoch, und nach bem Anerbieten bes Meiſtbietenden genoms 
muß, belaffen werben. 

2 lichen und geiftlichen Stäbten aber follen bie vielen Synagogen nad} unb 
* und nur fo viele, als nach ber Lokalität und der Menge ber Juden nd⸗ 
— beibehalten, auch bie bei dieſen anzuſetzenden Rabbiner und nothwen- 
* —8 ſenbebienten, weiche in ber Regel nur aus einem Worfänger und 
efesen Tonnen und mäffen, nicht nur ohne Kaufgeld ober Yatht von 
—— ſondern auch aus einer bfentlichen Kaffe ala lanbesherrliche Offie 

Inlekftpet werten. 
PA.O4 verfteht fidh von felbft, daß zu foldhen, und inſonderheit gu den Rabbinerftels 
'. vechtichaffene und der judiſchen Religion und Geſehe kundige Männer, 
BE doch außer biefen Eigenfchaften auch die Kenntniß der Deutſchen und Pols 
racje im Reben unb Schreiben, ſchlechterdings erforderlich it, gewählt und 
Met nerden müffen, und baß, wenn bie@emeinbe wider ie Dualififation eines auss 
eis erhebliche und gegründete Einwenbungen vorbringt, baraufrüdficht 


ıd, Die Kabbinen überall follen vom 4. Juni d. 3. an fich feiner, von ſehr vielen 
gegen ihre Blaubenögenoffen fo ſeht gemißbrauchten Gerichtsbarkeit weder in@i» 
no eligions-Ritual- und Kirchendisziplinfachen anmaßen, fondern alle darin ents 
ide Streitigkeiten und Vergehungen bei ben gehörigen hriftlichen Berichten anges 
t, erörtert und entfdieben, in fofern folches aber nad) ihren eigenen, mit ihrer Res 
in Berbindung ftehenben Gefegen geſchehen, und nach benfelben, was erkannt iſt, 
rei werben muß, bie Rabbiner des Bente zu folhen Sachen als ein feine Kennts 
Rituals, Kirchen: und Disziplinarfachen, nad) jübifchen Gefegen dem Gericht fup« 
‚em, der Beifiger von den dhriftlichen Gerichten, die ſich in ſoihen Sachen darnach 
ten haben, zugezogen werden, und die annoch zu beftimmenbe Gebühren dafür 
m 


In Ritaal: und Kirchendisziplinſachen foll Fein Jude, der für ſich und in feiner 
ang.gegen Blaudens- und Zeremonialfagungen etwas thut ober unterläßt, bards 
ij unb:mit Kirchenzenſur oder Strafen belegt werben, fonbern fein Thun 

ja muß eined jeben eigenen Cinfichten und Gewiffen anheim geftellet-bleis 
‚any; ‚werk jemand beim: öffentlichen Gottesbienft bie Gemeinde, ober anfers 
teihen undere Glaubenegenoflen durch Außerfiche den Glaubens· und Ritualvors 
w yaadalbeiikaufende. Handlungen in Ausübung ihrer Seligion. un Auneanteaite 


300 Grastsrechtl, Verhaͤltn. der 3. im Großherzogthume Poſen. 


lichen Gebräuche beeinträchtigt und Ran dafür zur Verantwortung gezogen und 
werben können, welches jedoch nad) dem vorftehenden $. bei dem behörigen 
Bericht geſchehen muß. 

8. 5. Solchemnach werden auch den Rabbinen und den Verfammlungen 
Rabbinergliedern der Gemeinde und Gefesgelehrten die Beichließung und Au 
großen und Heinen Bannes, das Verfagen des Ofternmebls und geihächteten 

er Theilnahme am Gottesbienft in der Synagoge, und überhaupt alle öffentlide 

eimliche Auflegung und Exekution kirchlicher Zwangs⸗ und Strafmittel, bei 50%: 

trafe für den erſten Kal, und im Mieberholungsfall bei Verluft des Amts m 
ſchaffung aus dem Lande unterfagt. 

8.6. Damit bie Rabbinen bei folcher Einrichtung nicht an austömmlicher 
Yeiden, follen fie ihre billige Gebühren und Emolumente in jüdifchen Civil⸗ und 
ſachen nach einer davon anzufertigenden Zare, jedoch was diejenigen ‚unter ihnen 
bie bei Synagogen in koͤniglichen und geiftlichen Städten angeftellet find, nur fo 
dis fie in zureichende Befoldungen gefeßt fein werben, behalten. 

$.7. Da viele Synagogen mit Schulden, welche fie theils für fich ſeibſt, the 
ihre Gutsherrſchaft unter folidarifher Haftung der Gemeinde aufgenommen habe, 
laftet find, und dieſe folibarifche Verbindlichkeit, vornehmlich den Vermoͤgende 
ihnen, beſchwerlich, auch felbft gefährlich ift, fo follen die Syunagogengemeinden, 
ed thunlich fein wird, aus biefer Verbindlichkeit gefebt und zu dem Ende ! 

a) vor allen Dingen ſolche Schulden nad) ihrer Befchaffenheit unb Größe genma 
gemittelt werben. 

b) In Anfehnng derjenigen, welche fie felbft unmittelbar angehen, tft Kierası 
Repartition bes jährlichen Beitrages eines Juden und ein Amortifation 
Tilgung diefer Art Schulben an uferti en. 

e) Die dazu zu ſammlenden Beiträge müflen fiher aufbewahret, und zu nick 
ders, als zur fucceffiven Abführung ſolcher Schulden verwendet werben. 

d) Bon denjenigen Schulden aber, weldye eine Synagogengemeinde für ihre 
herrſchaft Eontrahirt, oder wofür biefelbe die Bürgfhaft übernommen kat, 
die Gutsherrſchaft angehalten werden, biefelben durch die Zahlung ober 
ſolche Bergleidhe mit ben Släubigern, vermittelt deren fie von ihrer deshalis 
Verbindlichkeit völlig entlaffen wird, zu befreien, unb obgleich den Gutshern 
nad Umftänden billige Friften zu verftatten find, fo find ſolche Doch nicht zu 
auszufegen, und es ift vielmehr darauf zu halten, baß die Synagogengemen 
ſobald und foviel es nur immer thunlich ift, ihrer Verhaftungen für die Gute 
gaͤnzlich entledigt werben. 

Wie diefes zu bewerkitelligen, und wie die Rubengemeinben von ben Gutsheren fr 
übernommene Schulden berfelben zu entichädigen fein, ift nach der Berfchiebenker 
mit einander deshalb gemachten Verträge und anderer dabei vortommenben Um 
zwifchen ihnen, wenn darüber kein von der behoͤrigen Landesobrigkeit zu vermi 
ober gu beftätigenber Vergleich ftattfindet, im ordentlichen Wege Rechtens auszu 


8.8. Außer den Synagogenoffizianten follen keine andere Öffentliche VBebientn # 
Schlaͤchter, Trieberer, Krantenwärter und Badefrauen Fünftig ftattfinden. 


$. 9. In den Städten, wo fich ein oder mehrere Zuben befinden, die das Schlad 
als ein Handwerk und Gewerbe treiben, follen Feine Schlädhter als dffentliche Vebk 
beftellt werben, indem die juͤdiſchen Schlächter das Ausfchlachten und den Verlaufs 
Beobachtung der deshalbigen Vorfchriften für ihre Slaubendgenoffen neben ihrer Sce 
terprofeffion verrichten konnen. 

Wo aber dergleichen jüdiſche Schlächter als Handwerker nicht vorhanden find, fell 
Judenſchaft, wenn fie aus einer bis dreißig Familien befteht, nur Ein Schlächter, m 
her zugleich das Zriebern ober Ausabern zu verrichten hat, und wo mehr ale fünfı 
breißig Bamilien wohnen, nicht Über zwei Schlächter und einen Zrieberer zu dffentlihe 
Bedienten nachgegeben werben. 

Auf gleiche Weife ift auch mit den Übrigen im vorhergehenden $. benannten dffa® 
chen Bebienten zu verfahren. 

$. 10. Kein öffentlicher Bedienter ift ohne vordergäangige Anzeige an bie Kamm 
und ohne derfelben ausdruͤckliche Bewilligung anzunehmen, und es follen nur einbei 
ſche, nicht aber aus andern Provinzen, ober gar fremde dazu vorgefchlagen und kart 
ligt werden, bamit die fyusfähigen Juden im Lande, außer den ihnen verftatteten & 
werben und Yıahrungsarten mehr Gelegenheiten zu ihrem Unterfommen finden. 

$. 11. Den dffentlihen Bedienten fol e8 nicht erlaubt fein, außer unb neben ke 
Funkt n noch mit koufmaͤ nniſchem Verkehr und andern Gewerben fich abzugeben. 

Will indefien die Sudenfchaft in einer Stadt aus dem Mittel der dafeibft fchon er 

sin gewiffes Gewerbe angelegten Blaubensgenofien zur Eripammg her Untechaltungele 
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einen öffentlichen Bebienten annehmen, weil berfelbe bie u übertragenbe Bunt» 
8 all eine Nebenbeicäftigung beſtreiten kann, fo foll a — 
Wenn ihre Xelteften abgehen, follen keine neue von ihnen —5 — und zur Be · 
präfentitt, fonbern ftatt berfelben aus dem Mittel der jübifhen Wärger nach 
El ührer Anzahl einer oder mehrere Stadtocrordnete Bhrgervorfteher, ober 
y ien fonft die Repräfentanten ber Bürgerfchaft der Stadt führen, vom Das 
it nad) Börgängiget Genehmigung der Kammer in ber Art und mit gleichen ara 
er ‚en Stabtorrorbneten beftellet und verändert werben, unb außer ber Zum! 
‚don Stab! :dneten infonderheit alles, wozu ber Magiftrat in Anfehung ber jüs 
Einwohner fie anweifen tirb, zu tfun und zu verrichten, auch bie gemänfgaft, 
Angelegenheiten berfelben vor ben Magiftrat zu bringen, und zu betreiben verduns 


Den Mängelit/der Erziehung abzubelfen, follen in ben am beften ſich 
d — A) h denen, % fi) Synagogen befinden, A 
len angelegt, un! 
bie — in denfelben vom Staat angeftellet und beſoldet werden. 
=) Sind dazu foldhe Subjekte zu nehmen, bie nicht nur bie Jüdifche Religion wohl 
 perftehen, und'hierin das Vertrauen der Judenſchaft des Orts haben, fondern auch 
‚Deutfch und Polnifch leſen und ſchreiben Lönnen, und die gemeine Rechenkunſt vets 
Anbem des Unterricht darauf mit gehen muß. 
©) Wenn dergleichen Gubjete bei der erften Crrichtung ber Schulen im Lande wicht 
— auch aus andern koͤniglichen Provinzen nicht zu erhalten fein möchten, 
folen inmirtelft, bis die Schulen mit Bistänglich tächtigen Lehrern, zu dem ad 
„bemertten Unterricht werden befegt werben können, ſolche bergeftalt eingerichtet 
werden daß ein hriftlicher Schullehrer in der Stadt, ber es verheht, einige Stuns 
den wöchenttich ben jüdiihen Schülern in ihrer Schule im Deutfch und Poiniſch 
-rRefen und Schreiben und im Rechnen Unterricht gebe, ober diefelben bie dazu in 
BR Schule beftimmten Stunben mit abwarten, und barin gleich den 















0 en Schälern diefe Kenntniffe und Fähigkeiten fid erwerben. 
a ‚Suden no: fein bei bem Unterricht der Jugend in ihrer Religion und ben 
— ‚verbundenen kehren zum Grunde zu legendes ordentüches Lehrbuch haben, 


E für bie Abfaffung deffciben, und zwar in der Art, daß barin nicht nur bie eis 
chen Neligionsfäge, fondern aud) die damit in unzertrennticher Werbindung 
f iden, und. aus jeder Religion fließenden Pflichten und Bebenduenein, ſowohi 
* die Giaudensgenoſſen ais gegen die Landetherrfchaft, ſich felbft und alle 
— enthalten fein muͤſſen, geſorgt werden. Dieſes Lehrbuch, welches zur 
ihren Beförderung der deutfchen Sprache in derſelben In verfaffen ift, Toll, 
chdem es in —R der Religionsfäge verftändigen Männern ihrer Religion 
jrgelegt, und von ihnen gebilliget fein wirb, in allen öffentlichen judiſchen Schu⸗ 
eingeführt, und barnad bie Jugend unterrichtet werben. ö 
ie Suden im ben Gtäbten, wo öffentliche jübifhe Schulen fein werben, follen vers 
= m fein, ihre Kinder in diefelben zum Unterricht zu ſchicen, und nur ben Ju⸗ 
den auf dem Sande und in Etäbten, wo feine öffentliche Schulen find, verftattet 
dieiben, für ihre Kinder Privathauslehrer, ald ihre Domeftiten zu halten. 
F 4. Die öffentlichen jüdifchen Schulen follen außer den Rabbinern einer Synagos 
pt und ben jäbifchen Stabtverorbneten daſelbſt, in einer Stadt aber, wo keine 
je ift, außer den bloßen jübifchen Stadtverorbneten, und einem oder zwei andern 
een ihres Glaubens, unter eben berfelben obrigkeitlichen Auffiht und 


£tion, wie bie hriftlichen Schulen ftehen. 
1.8. Weit bie Töchter nicht fo vielen voffenfchafttichen Unterrichts als die Söhne 







fo folen fie dagegen in ihren Schulen außerdem zum Nähen, Spinnen, 
1, Knöppeln und anbern nüglichen weiblichen Arbeiten, non barin gefihldten 


Brauentperfonn jeführet werben. 
Say. N. Bon den Abgaben der Juden. 5. 1. Die Juden find gach ihrem 
Wände, Beiverbe und Befigungen zu allen Abgaben und Pflichten der Seiten uns 
e . voH gleichem Stande, Gerverbe und Befifungen verbunden, follen aber auch 
ein miehreres, wie diefe, nicht anders zu leiften angehalten, als in ſofern fie bie im Mit 
J wichtige perfönliche Pflicht der chriſtlichen Unterthanen nicht er⸗ 
innen, unb außerdem bie Regierung und Berwaltung des Judenweſena bem 
it befonbere Arbeit und Koften verurfacht. ” 


R cher dem Gt. il ti de Id der. 
ABER 
F ‚ehnten bis zum zurücgelegten ſechzigſten Jahre feines Alters. 
5 8l. preuß, oder 1 Thir. 16 Br. Rekruten« und Ehingen erlegen. 
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lichen Gebräuche beeinträchtigt und Ran dafür zur Verantwortung geäogen unb 
werden Eönnen, welches jedoch nad) dem vorftehenben $. bei dem behörigen ſch 
Gericht geichehen muß. u 

8. 5. Solchemnach werben auch ben Rabbinen und ben Verfammlungen mehrere 
Rabbinergliebern der Gemeinde und Gefesgelehrten die Beichließung und Ausübung des 
großen und Heinen Bannes, das Werfagen bes Ofternmehls und geihächteten —* 

er Theilnahme am Gottesdienſt in der Synagoge, und überhaupt alle öffentliche unb 

eimliche Auflegung und Erekution kirchlicher Zwangs⸗ und Strafmittel, bei 50 Ak. 
trafe für ven erſten Kal, und im Wiederholungsfall bei Verluft des Amts und Forts 
ſchaffung aus dem Lande unterfagt. 

8.6. Damit bie Rabbinen bei folcher Einrichtung nicht an auskoͤmmlicher Sa 
Yeiden, Sollen fie ihre billige Gebühren und Emolumente in juͤdiſchen Civil⸗ und 
fachen nach einer davon anzufertigenben Zare, jedoch was diejenigen unter ihnen betrifft, 
die bei Synagogen in koͤniglichen und geiftlichen Städten angeftellet find, nur fo lange, 
bis fie in zureichende Befoldungen gefebt fein werben, behalten. 

8.7. Da viele Synagogen mit Schulden, melde fie theils für ſich ferbft, theils fir 
ihre Gutsherrſchaft unter folidarifcher Haftung der Gemeinde aufgenommen haben, be 
laftet find, und biefe folidarifche Verbindlichkeit, vornehmlich ben Vermoͤgenden unte 
ihnen, befchwerlich, auch felbft gefährlich ift, fo follen bie Synagogengemeinben, fohh 
es thunlich fein wird, aus diefer Verbindlichkeit gefeht und zu dem Ende 

a) vor allen Dingen ſolche Schulden nad) ihrer Befchaffenheit und Größe genau au⸗ 
gemittelt werben. 

b) In Anfehnng derjenigen, welche fie felbft unmittelbar angeben, ift hieraus am 
Repartition bes jährlidhen Beitrages eines Juden und ein Amortifationsplan ze 
Tilgung diefer Art Schulben an ufertigen. 

e) Die dazu zu fammlenden Beiträge mäflen ficher aufbewahret, und zu nichts w 
ders, als zur fucceffiven Abführung folder Schulden verwendet werben. 

d) Bon denjenigen Schulden aber, welche eine Synagogengemeinde für ihre Gut 
berrichaft kontrahirt, oder wofür biefelbe bie Bürgfchaft übernommen hat, m 
die Butsherrfchaft angehalten werden, biefelben durch die Zahlung oder vun 
ſolche Bergleihe mit den Gläubigern, vermittelft deren fie von ihrer deshalbige 
Verbindlichkeit völlig entlaffen wird, zu befreien, und obgleich ben Gutsherrndg 
nach Umftänden billige Friften zu verftatten find, fo find folche boch nicht zu lamt 
auszufegen, und es * vielmehr darauf zu halten, daß bie Synagogengemeinden, 
fobald und ſoviel es nur immer thunlich ift, ihrer Verhaftungen für die Gutahem 
gänzlich entledigt werden. 

Wie diefes zu bewerkftelligen, und wie die Jubengemeinben von ben Gutöheren für 
übernommene Schulden berfeiben zu entichädigen fein, ift nach ber Berſchiedenheit de 
mit einander deshalb gemachten Verträge und anderer dabei vorkommenden Umfäst 
zwifchen ihnen, wenn darüber kein von der behoͤrigen Landesobrigkeit zu vermitteinhe 
oder zu beftätigender Vergleich ftattfindet, im ordentlichen Wege Rechtens auszumaden 


. 8. Außer ben Synagogenoffizianten follen keine andere Öffentliche Bedienten, c 


$ 
Schlaͤchter, Zrieberer, Krankenwaͤrter und Babefrauen kuͤnftig ftattfinden. 


$. 9. In den Stäbten, wo fich ein oder mehrere Juden befinden, die das Schlachs 
als ein Handwerk und Gewerbe treiben, follen Feine Schlaͤchter als Öffentliche Bedich 
beftelt werben, indem die juͤdiſchen Schläckhter das Ausfchlachten und den Berkaufmd 
Beobachtung der beshalbigen Vorſchriften für ihre Glaubendgenoffen neben ihrer Shlöß 
terprofeffion verrichten Eönnen. 

Wo aber dergleichen jüdifche Schlächter als Handwerker nicht vorhanden find, fol te 
Judenſchaft, wenn fie aus einer bis dreißig Kamilien befteht, nur Ein Schlächter, we 
her zugleich das Triebern oder Ausadern zu verrichten hat, und wo mehr als fünf um 
dreißig Familien wohnen, nicht Über zwei Schlächter und einen Trieberer zu öffentlichen 
Bedienten nachgegeben werben. 

Auf gleiche Weife ift auch mit den Übrigen im vorhergehenden $. benannten dffent 
hen Bedienten au verfahren. 

$. 10. Kein öffentlicher Bedienter ift ohne vorhergängige Anzeige an die Kamme, 
und ohne berfelben ausdruͤckliche Bewilligung anzunehmen, und es follen nur ein 
ſche, nicht aber aus andern Provinzen, oder gar fremde dazu vorgefhlagen und 
ligt werden, bamit bie ſchutzfaͤhigen Juden im Lande, außer den ihnen verftatteten Ge⸗ 
werben und Yiahrungsarten mehr Belegenheiten zu ihrem Unterfommen finden. 

$. 11. Den Öffentlichen Bedienten fol es nicht erlaubt fein, außer und neben ihrer 
Funkt nnod mit toufmännifchem Verkehr und andern Bewerben fich abzugeben. 

. SBIH indeflen bie Zubenfchaft in einer Stadt and dem ML ver bafelbft fon auf 
ein gewiſſes Gewerbe angejeäten Slaubensgenofien av Srirummg het Weðaivoag 
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fin einen öffentlichen Bebienten annehmen, weil berfelbe bie ihm zu übertragende Funk⸗ 
tion als eine Nebenbeichäftigung beftreiten Tann, fo foll diefes derfelben vergönnt fein. 
$. 12. Wenn ihre Xelteften abgehen, follen keine neue von ihnen gewählt und zur Be⸗ 
ung präfentirt, fondern ftatt derſelben aus dem Mittel der jübifchen Bürger nad) 
Itniß ihrer Anzahl einer oder mehrere Stabtoerorbnete, Buͤrgervorſteher, ober 

welchen Namen fonft die Repräfentanten der Bürgerfchaft der Stabt führen, vom Mas 
giſtrat nach vorgängiger Genehmigung der Kammer in der Art und mit gleichen Pflich⸗ 
ten der chriſtlichen Stadtverordneten beftellet und verändert werben, und außer ber Funk⸗ 
ton von Stadtverordneten infonderheit alles, wozu ber Magiftrat in Anfehung der jüs 
difchen Einwohner fie anweifen wirb, zu thun und zu verrichten, auch die gemeinfchafts 
A mngelsgengeiten berfelben vor den Magiftrat zu bringen, und zu betreiben verbuns 

ein. . 

- 843. Den Mängeln.der Erziehung abzubelfen, follen in ben am beften fich dan 
enden Städten und vorzüglich in denen, wo ſich Synagogen befinden, öffentliche ju⸗ 
e Schulen angelegt, und 
a) bie Schullehrer in denfelben vom Staat angeftellet und befolbet werden. 
 ») Sind dazu ſolche Subjekte zu nehmen, bie nicht nur bie jüdifche Religton wohl 
-  verfteben, und hierin das Vertrauen ber Judenſchaft des Orts haben, fonbern auch 
Deutſch und Polnifch leſen und fchreiben können, und die gemeine Rechenkunſt vers 
ſtehen, indem der Unterricht darauf mit gehen muß. 

ec) Wenn bergleihen Subjekte bei der erften Errichtung ber Schulen im Lande nicht 

zu finden, auch aus andern königlichen Provinzen nicht zu erhalten fein möchten, 

fo foUen inmittelft, bis die Schulen mit hinlaͤnglich tuͤchtigen Lehrern, zu dem ad 

b. bemerkten Unterricht werden befegt werben können, ſolche dergeftelt eingerichtet 

werden, daß ein chriftlicher Schullehrer in der Stadt, der es verſteht, einige Stun, 

ben wöchentlich den jüdifchen Schülern in ihrer Schule im Deutfch und Polniſch 

Lefen und Schreiben und im Rechnen Unterricht gebe, ober diefelben die dazu in 

der chriſtlichen Schule beftimmten Stunden mit abwarten, und barin gleich den 
.dhriſtlichen Schälern dieſe Kenntniffe und Fähigkeiten fi) erwerben. 

d) Da die Juden no kein bei dem Unterricht der Jugend in ihrer Meligion und den 
damit verbundenen Lehren zum runde zu legendes ordentliches Lehrbuch haben, 
fo fo für die Abfaffung deſſelben, und zwar in der Art, daß darin nicht nur bie eis 
gentlichen Religionsfäge, Tondern auch die bamit in unzertrennlicher Verbindung 

ehenden, und aus jeder Religion fließenden Pflichten und Lebensregeln, ſowohl 
gegen die Glaubensgenoffen, als gegen die Landesherrichaft, fich felbft und alle 
Menſchen enthalten fein müffen, gejorgt werden. Dieſes Lehrbuch, welches zur 
mehreren Beförderung der deutfchen Sprache in berfelben zu verfaffen ift, Toll, 
nachdem es in Anfchung der Religionsfäge verftändigen Männern ihrer Religion 
vorgelegt, und von ihnen gebilliaet fein wird, in allen öffentlichen jübifchen Schus 

Ien eingeführt, und darnach bie Jugend unterrichtet werden. 
e) Die Juden in den Städten, wo Öffentliche jüdifche Schulen fein werben, follen ver: 
" bunden fein, ihre Kinder in diefelben zum Unterricht zu fchicdden, und nur ben Ju⸗ 
den auf dem Lande und in Etädten, wo keine öffentliche Schulen find, verftattet 

bleiben, für ihre Kinder Privathauslehrer, als ihre Domeftiten zu halten. 


8.14. Die Öffentlichen jübifchen Schulen follen außer den Rabbinern einer Synagos 
enftabt und ben jüdifhen Stabtverorbneten dafelbft, in einer Stadt aber, wo eine 
ynagoge ift, außer den bioßen jübifchen Stabtverordneten, und einem oder zwei andern 
tuͤchtigen Männern ihres Glaubens, unter eben derfelben obrigkeitlichen Aufficht und 
Direktion, wie die chriftlichen Schulen fteben. 


’ 8,15. Weil bie Töchter nicht fo vielen wiffenfchaftlichen Unterrichts als die Söhne 
bebürfen, fo follen fie bagegen in ihren Schulen außerdem zum Nähen, Spinnen, 
Btriden, Knöppeln und andern nüglichen weiblichen Arbeiten, von darin gefchichten 
Srauensperfonen angeführet werben. 

Kap. V. Bon den Abgaben der Juden. $. 41. Die Iuden find nad ibrem 
Stande, Gewerbe und Befigungen zu allen Abgaben und Pflichten der hriftlichen Uns 
teethanen von gleihhem Stande, Gewerbe und Befisungen verbunden, follen aber auch 
ein mehreres, wie diefe, nicht anders zu leiften angehalten, als in ſofern fie die im Mi⸗ 
lirairdienſt beftehende wichtige perfönliche Pflicht der chriftlichen Unterthanen nicht ers 
füden Tönnen, und außerdem bie Regierung und Verwaltung bed Judenweſens bem 
Staat befonbere Arbeit und Koften verurfacht. 

4. 2. Anftatt folder bem Staat von ihnen entgehenden Pflichten, und wegen ber ges 
dachten befondern Koften fol jeder im Schuß lebende männliche Zube ohne Ausnahme 
vom zurüdgelegten vierzehnten bis zum zuruͤckgelegten Techriaften Aolıee Kind Witeeh, 
jährlich 5 FI. preuß, ober 1 Thlr. 16 Er. Rebrutens und Scuageib erlkaen. 
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Es wurden dieſe 

4) durch das Patent v. 15. Mai 1815, wegen ter Beſitznahme bed 
Preußen aurüdfallenten Theiles des Herzogthums Warfchau beflium 

Wir Friedrich Wilhelm ꝛt 

Vermöge der mit den am Kongreſſe zu Wien Theil nehmenden Mächten gefchleffen 
Uebereintunft, find mehrere Unferer fruͤhern polnifchen Befigungen zu Unferen 
zurüdgelehrt. Diefe Befigungen beftehen in bem zum Herzogthume Warſchau gele 
menen Theile ber Preußiſchen Ermerbungen vom Jahre 1772, ber Stabt Thoren 
einem für diefelbe neu beftimmten Gebiete, in dem jegigen Departement Poſen, 
Ausnahme eines Theils des Powisfchen und des Peyierichen Kreiſes; und in vem ll 
an den Fluß Proszna belegenen Theile des Kalifcher Departements, mit Ausfall 
Stadt und bes Kreiles diefes Namens, 

Bon diefen Landſchaften kehrt der Kulm: und Michelaufche Kreis in ben Be 
1772, ferner die Stadt Thorn nebft ihrem neu beftimmten Gebiete, zu Unterer 
Weftpreußen zurüd, zu welcher auch, wege des Strombaues, das linke Weichiclafe, ie 
doch blos mit den unmittelbar an den Strom graͤnzenden, ober in deſſen Rierauıya 
befindlichen Ortfchaften, gelegt wirb. 

Dagegen vereinigen Wir die übrigen Lanbichaften, welchen Wir von Weftpte 
den jegigen Kronfchen und den Kaminfchen Kreis, als ehemalige Theile des Retdiſti 
binzufügen, zu einer befondern Provinz, und werden diefelde unter dem Hama 
— erz0 — ms Po fen Pefiten 3 nehmen aud den Stel eince Ye u 
Poſen in Unfern Königl. Zitel, und bas Wappen der Provinz in das pen Anl 
Adnigreichs aufıc. (G. ©. 1815. ©. 45.) 
2) Im Jahre 1818 wurden jedod) 


a) Theile von Weflpreußen mit dem Großherzogthume Pofen ver s \ 













nämlich: 
aa) vom Kreife Czarnidau: A 
a) in dem Antheile der Herrfchaft Filehne: Schloß Filehne, A 
Verwerk Korda, Mariendorf, Ehrbasdorf, Fitehner Papier 
Lukatz, Kiehnwerder, Retſchin, Koppenhoff, Andreas Gresienb 
Drager Theerofen, Rodmansguth, Stephanowo, Glashiktt, HH 
fahn, Profelel, Profekeler Mühle, Neu: Hochzeit, Königd 
ofen, Diager Echneidemühle, Selhow, Seihower 9 
Hansfelde, Eichberg, Groß: Drenfen, Klein: Drenfen, Kiein 
ten, Ruhls Theerofen, Guoß : Kotten, Kotten: Hammer, 
mübhle, Schulzenbruch, Groß⸗Lubs, Klein: Lubs, Sorniger 
8) in dem Anıheile des Amtd Schönlante und der Schönlanter 
Dorf Strabuhn, Theerofen, Freigut Günterowo, Richli 
Mühle, Dorf und Mühle Nikosk, Oberförfter : Etabliffement 
Richlich, Unterförfter-Erabliffement zu Niewerber, Niekosken; 
y) in dem Anteile der Herrſchaft Behle: Dorf Lemnib, Lemnih 
Mühle, Rofenmühle, Kolonie Gronitz, Mittelmühle; Ä 
bb) vom Kreife Chodziefen: in dem Antheile ded Amts Zelgniewo und d 
Zelgniewoer Forſt mit dem Dorfe Schönfeld, dem Mühlengute | 
Schönfeld, dem Freigute Goͤnne und der Unterförfterei Gönne; 
cc) vom Kreife Wirfig: 
a) in dem Antheile der Herrſchaft Lobſens. Ratai mit dem Dorfe, | 
Mühle und der Walkmühle Pieznow; 
#) indem Dorfe Zabartowo; 

b) Theile vom ehemaligen Negdiftrikte, die zur Provinz, P 
fen gehörten, mit Weftpreußen vereinigt, namlich fi 
gende Drtichaften des Flatower Kreifed: 

aa) der Antheil der Herrſchaft Vandsburg⸗Zempelburg: Stadt Vandsbu 
Suchoronzeck, Pemperzyn, Mühle Pemperiyn, Freigut Demio 
(Dembowice), Schmielomo, Zuftrzembice, Rogalin, Groß: Welu 
Klogbunden, Wyzcka, Niechorz, Klein⸗Wellwitz, Lindenbude, Ibe 
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ften einen öffentlichen Bebienten annehmen, weil berfelbe bie ihm zu Übertragende Funk⸗ 
tion als eine Nebenbefchäftigung beftreiten Tann, fo ſoll diefes derſelben vergönnt fein. 
. 12. Wenn ihre Xelteften abgehen, follen keine neue von ihnen gewählt und zur Be⸗ 

Be ung präfentirt, ſondern ftatt derfelben aus dem Mittel der jübifchen Bürger nach 
ei ihrer Anzahl einer oder mehrere Stabtverorbnete, Buͤrgervorſteher, ober 
weichen Ramen fonft die Repräfentanten der Bürgerfchaft ber Stadt führen, vom Mas 
gifteat nach vorgängiger Genehmigung ber Kammer in ber Art und mit gleichen Pflich⸗ 
der chriſtlichen Stabtverorbneten beftellet und verändert werben, und außer ber Bunt 
tion von Stabtverorbneten infonderheit alles, wozu ber Magiſtrat in Anfehung der jüs 
difchen Einwohner fie anweiſen wird, zu thun und zu verrichten, auch bie gemeinfchaft: 

5* Angelegenheiten derſelben vor den Magiſtrat zu bringen, und zu betreiben verbun⸗ 

en ſein. 

8. 18. Den Maͤngeln der Erziehung abzuhelfen, ſollen in den am beſten ſich dazu 

ſchickenden Städten und vorzuͤglich in denen, wo ſich Synagogen befinden, oͤffentliche juͤ⸗ 

che Schulen angelegt, und 

a) bie Schullehrer in denfelben vom Staat angeftellet und beſoldet werden. 

b) Sind dazu ſolche Yubjekte zu nehmen, die nicht nur die jüdifche Religion wohl 
verftehen, und hierin das Vertrauen der Zubenfchaft des Orts haben, fondern auch 
Deutfcd und Polnifch lefen und fchreiben Finnen, und die gemeine Rechenkunſt vers 
ftehen, indem der Unterricht darauf mit gehen muß. 

c) Wenn dergleichen Subjekte bei der erften Erricktung der Schulen im Lande nicht 
zu ‚finden, auch aus andern königlichen Provinzen nicht zu erhalten fein möchten, 

„ſo ſollen inmittelft, bis die Schulen mit hirlänglicdy tüchtigen Lehrern, zu bem ad 
b. bemerkten Unterricht werden beſetzt werben können, folche bergeftelt eingerichtet 
werden, baß ein chriftlicher Schullehrer in der Stadt, der es verfteht, einige Stuns 
den wöchentlich den jüdilhen Schülern in ihrer Schule im Deutſch und Polniſch 
Lefen und Schreiben und im Rechnen Unterricht gebe, ober bdiefelben bie dazu in 
der chriſtlichen Schule beftimmten Stunden mit abwarten, und darin gleich den 

chriſtlichen Schälern dieſe Kenntniffe und Fähigkeiten fich erwerben. 

d) Da die Zuden not Eein bei dem Unterricht der Jugend in ihrer Meligion und den 
damit verbundenen Lehren zum Grunde zu legendes ordentliches Lehrbuch haben, 

fo fol für die Abfaffung deffetben, und zwar in der Art, daß darin nicht nur bie eis 

gentlichen Religionsfäge, Tondern aud die damit in unzertrennlicher Verbindung 

Kehenden, und aus jeder Religion fließenden Pflichten und Lebensregeln, fowohl 
gegen die Glaubensgenoffen, ald gegen die Landesherrfchaft, fich felbft und alle 
Menſchen entbatten fein müffen, geſorgt werden. Diefes Lehrbuch, weldges zur 
mehreren Beförderung der beutfchen Sprache in berfelben zu verfaflen ift, Toll, 
nachdem c8 in Anfchung der Religiongfäge verftändigen Männern ihrer Religion 
vorgelegt, und von ihnen gebilliaet fein wird, in allen öffentlichen jüdifchen Schu⸗ 

" len eingeführt, und darnach die Jugend unterrichtet werben. 

-- @e) Die Juden in den Städten, wo Öffentliche judifche Schulen fein werben, follen vers 
bunden fein, ihre Kinder in diefelben zum Unterricht zu fchidlen, und nur ben Ju⸗ 
den auf dem Lande und in Etäbten, wo keine öffentliche Schulen find, verftattet 
bleiben, für ihre Kinder Privathauslehrer, als ihre Domeftiten zu halten. 


8. 14. Die öffentlichen jübifchen Schulen follen außer den Rabbinern einer Synagos 
enftadbt und den jüdifhen Stadtverorbneten bafelbft, in einer Stadt aber, wo keine 
Sonagoge ift, außer den bloßen jüdiſchen Stadtverordnneten, und einem oder zwei andern 
tächtigen Männern ihres Glaubens, unter eben berfelben obrigkeitlichen Aufficht und 
Direktion, wie die hriftlichen Schulen ſtehen. 


8. 15. Beil die Zöchter nicht fo vielen wiffenfchaftlichen Unterrichts als die Söhne 
bedürfen, fo follen fie dagegen in ihren Schulen außerdem zum Nähen, Spinnen, 
@triden, Knöppeln und andern nüslichen weiblichen Arbeiten, von darin geſchickten 
Srauensperfonen angeführet werben. 

Kap. V. Bon den Abgaben ber Juden. $. 1. Die Juben find nad) ibrem 
Stande, Gewerbe und Befigungen zu allen ab gahen und Pflichten der hriftlichen Uns 
teethanen von gleichem Stande, Gewerbe und Befigungen verbunden, follen aber auch 
ein mehreres, wie diefe, nicht anders zu leiften angehalten, al& in fofern fie bie im Rt 
Urairdienft beftehende wichtige perfönliche Pflicht der hriftlichen Unterthanen nicht ers 
füllen Tonnen, und außerdem bie Regierung und Verwaltung des Judenweſens bem 
Staat befondere Arbeit und Koften verurfacdht. 

$. 2. Anftatt folcher dem Staat von ihnen entgebenben Pflichten, und wegen ber ges 
dachten befondern Koften fol jeder im Schuß lebende männliche Sube ohne Ausnahme 
vom zurüdgelegten vierzehnten bi8 zum zurüctgelegten ſechzigſten Tahre KKinnb Kite, 
jJaͤhrlich 5 Fl. preuß. ober 1 Thlr. 16 Sr. Rekruten⸗ und Schuraeb erlnaen. 
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der unmittelbaren Aufficht ber Regierung oder ihres Kommij 
inigung Diefen Bine Cihliben aufgenommen, ne — Hd den 
Sert und Feine neue Abgaben eingeführt werden. Sie hab! echt und die Bern, 
bie Verwaltung durch Kommiflarien unter Zuziehung ber. Mepuäfentanten sie 
Ian den ai werden ber Iektern ihr u ‚Bemelung abaubel 3 und beranj 
tem, ie Rechnungslegung an die Repräfentanten zegel 
$. 9 (Borge der Whennratlonen, für den een — 
riqht der ju diſch en Kinder.) Die jübifhen Kouporationen, und fi 
Verwaltungsbehötben, find verpflichtet, dafıv zu fotgen, bafm.eh einem MH 
Kinde — ve Tten bis, zum zurüctgeiegten 148g rn jahr. m 
Säutunterrichte fehle. Siefind dafaͤr Satan 5 alle Kinder, mi 
ben er — in biefem an die ‚ffentichen Pa Ki, 
verbunden, gany bürftii inbern die \ J 
Fr unb die Tonflisen "Shulbebärfnife aus den etwa dafür beftehenben 
fonbs, in beren Ermangelung aber aus bem Komporationsvermögen zu geiz 
$. 10. Unter.öffentlichen Schulen werben ſowohl die chriftki als ,icmil 
migung bes Saal nad einem bflimmien eebeplane enkerlhieken Bub ni 
&% —S— ——— beftätigten judiſchen —— beſetten 
julen verſtanden. Jedoch kann der Privatı is mit a 
Genehmigung ber Regierung den Ellen sure ber J 
1. ir ben befonderen Religionsuntesricht ber jübifdhen\ ‚u 


Gemeinde vorbehalten. Jedoch ſoilen Religi FGERERNS 

je mern, m je zur Aa I —æe an We 
jaben. 

* 12. Die Lehrſprache beim oͤffentlichen unterricht in den jͤdiſchen S 


$. 18. Raqh vollendetet Schulbildung ber judiſchen Kngben Haben bie Ben 
behörben dev Korporationen baflır zu forgen und find haft: — d 
Kmöbe irgend ein nüliches Gewerbe erlerne, ober ſich auf wiſſentſchafric 
ten einem höhern Berufe widme, und daß feiner derfelben ‚zu einer Hanb 
werböbetrieb im Umberziehen gebraucht werde. Diefer Bern ſduchkeit foll 
die mit den Vätern oder Vormünbern zu treffenden Berabredungen zu ger 
wenn aber durch diefe der Zweck nicht zu erreichen iftz ‘fo haben fie ha, an 
Landrat zu wenden, welcher bie Väter ober Bormünder (lestere unter W 
mit der obervormundfcaftlichen Behörde) anhalten foll, bie Kriaben einer. 
ober Kunft, ober dem Landbau, oder einer müglichen Kanbarbeit, oder der f 
‚oder einem beftimmten Handierke, oder dem Handel von feiten Berfaufepiäßl 
beftimmen. ($. 18.) 
$. 14. (Militair: Dienfi-Berpflichtung der Juden.) Mit dem 
bie allgemeine Militairpflichtigkeit ber Pofenfchen Juden in Zukunft eben fü, 
andern Provinzen ber Monarchie anzuordnen, foll auf bie Dauer des, d 
wärtige Verordnung begründeten proviforifchen Zuftandes, den bazu motal 
perlich geeigneten Juden geftattet fein, innerhalb ihres mititairpflichtigen 
willig in den Mititaicbienft zu treten. — 
Durch den wirklichen Eintritt wird ſowohl der Eintretende ſelbſt, als def 
von Erlegung des Rekrutengeldes befreit. Die Väter nicht eintretender Sohn 
felbe auch ferner zu erlegen verbunden. Wegen ber in Beziehung auf die 
Berechnung des Rekrutengeldes zu treffenden Einrichtung hat Unfer Finanjmi 
die erforderlichen Verfügungen zu erlaffen. 
$.15. (Verheirathung der Juden.) Die Ehe eines Juden mit engl 
berin ift nur in dem Kalle zuläffig, wenn bie legtere ein eigenthümliches Werm 
wenigftens 500 Rthir. in die Ehe bringt. 
Dispenfationen in einzelnen dringenden Fällen find bei dem Oberpräfidenten 
ving nachzuſuchen. \ 
in bie Stelle ber nad) bem A. L. R. Thl. II. Zit. I. $ 136. zu einer wel 
Ehe erforderlichen Trauung, tritt bei den Ehen der Juden bie Zufamm 
dem Trauh immel und das feierliche Anſtecken des Ringes; und an bie & 
$. 138 dafelbft verordneten Aufgedors, die Bekanntmachung in der Synagoge, 
5.186. (Raturalifation der bazu geeigneten Juden.) Die Regü 
ben baftıe Ju forgen, daß bie Korporationd-Angelegenheiten in bee oben vı 
Art fpäteftens binnen ſechs Monaten nad; Pubtikation biefer Werorbnung geortes 
den. Sobald dies gefhehen ift, und die Bermwaltungsbehörben mit Zuftimmung K 
präfentanten, Namens der Korporation bie —— Gech daß 9] 
Grfüllung ber hier vorgefägriebenen Wehingungen haften, walten, foflen diejenige 
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5* Ne hen —E nung. henenm Behimmanger gen 


8* Batch Geforbernifle ber Naturalifatior finds 
‚Unkefiheltenheit des —— 


ae führen: 
— 1815 ihren beffändigen Wohnfig in bi —* 
Ben — —X A — 


Der ri Main ber Kunf ewwidmet haben, umb de 
" alt Beisben, Ba Te nen Ieem Grenze N nor 
ee a nee 
ie und ihrer m 
—— namhaftes ſtehendes FAN mit hair Ai 


in: dh he } 
MR Aut Bu in san an wenigfiens 2000 Betr. an Verth ſchul⸗ 
men ein Kapitalurrmögen von wenigftens 5000 this. eigenthämlich 


durch patriotiiche Handlungen ein befonderes Werdimft um ben 
at fü fiö erworben haben. 
di R 6 führen, folleı bi ſerun 
5 * —e— patent 9 
die gegen wartige Vererbnung und die ihnen —— 


— 5.44 zu entrichtenden Sefrutengelbes, beſondere Abgaben wes 
Dean) zu den Kämmereien zu bezahlen Debunben, bo da; ae * 
ben Ehriſten gegen den Staat —8 Gemeinde ihres Wi 
iblichkeiten, vor der Hand mit ber in —5 der Mil Ei 
j ieh Ausnahme, zu erfüllen, und, mit Ausicluß der Gtolgebühren, 
fe anbere Einwohner zu tragen. Wit Ausnahme der befonderen Borfc 
eneiwegen folder Handlungen und Geſchaͤfte, worauf bie Werichtt — 
iit namentlicy Thl. 3. Zit 10. $8. 317. bis 351. 
tsordnlung, tegen ber Eidesleiftungen, Tht. I. Zit. 10. $. 35 der Gerichts: 
und $, 335 Nr. 7, und $. 857. Nr. 8. der Kriminalorbnung wegen der abzus 
Beugnifie und Beugeneibe, jo wie Thl. 1. Zit. 8. 46. 969. und 980. 
wegen Präfentation der Wechſel an Sabbathen und Feſttagen, find fie in, 
bürgerlichen-unb privatrechtiichen Verhaltniſſen nad, ben allgemeinen 
leich den hriftlichen Einwohnern zu behandeln, und nur folgenden Beſchränkun⸗ 
Biriworfen: 


Im Otaatsämtern und ® en, Stellen ber Magiftratöbirigenten find dieſelben 
—— — Depuiltien auf den Kreistagen, Kommunal⸗ und Provinzial‘ 


erwerben, werben einftweilen- die mit dem Beſite verbuns- 
ite.von ber —— ausgeübt, body bleiben fie bie damit 





an 
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ten Juden. Diejenigen jübifchen. Einwohner Unferer Provinz Poſen, weh it 
Erlangung ber, ber gedachten naturalifirten Klaffe.verliehenen Kechte mod nik 
folen von ber Verwaltungsbehoͤrde jeder Korporation forgfältig umb gwer 
weife, nach einem von dem Dberpräfidenten zu beftimmenden Shema verzeiäud 
den. Die Verzeichniffe werden dem Landrathe des. Kreifes wur Prüfung vorge, 
demfelben demnächſt befcheinigt und bei ber. Orts: Polizeibehörde aufbewahrt. R 
erfolgt eine Reviſion und Belcheinigung diefer Verzeichniſſe. 

.$. 22. Auf den Grund berfelben wird von der DrtssPolizeibehörbe jebem 
vater ein mit ber Nummer des Verzeichnifies verfehenes Zertifitat erteilt. © 
die Namen ber ſaͤmmtlichen Mitglieber der Familie enthalten, und nach der 
Revifion mit einem Viſa werfehen ober berichtigt werben. 

8.23. Solche Zertifitate ſollen nur denjenigen Kamilienvätern und ein 
zeigen und ſelbſtſtaͤndigen Juden ertheilt werben, welche ben Nachweis | 
daß fie. fidy.feit dem 1. uni 1815 beftänbig in der Provinz befunden haben, de 


b 
Strafe von 50 Rtbir. oder verhältnigmäßiger Gefän nipfteafe unterfägt werde 
jenigen Zuben, welche ſich feit dem 1. Juni 1815 ohne aus 


6. 25.. Alle noch nicht naturalifirten, jedoch ferner zu duldenden und mit 
zu verfehenden Juden finb außer den $. 20 ausgebrüdten Beſchränkungen, 
die naturalifirten unterliegen, noch folgenden unterworfen : i 


a) Vor zurüdgelegtem vierundzwanzigften Jahre ift den nicht naturaliftt 
die Schließung einer Ehe, wenn nicht ber Oberpräfibent in bringenben 
dazu befondere Erlaubniß ertheilt hat, nicht zu geftatten. 

-:. b) Sie follen ihren Wohnftg in der Regel und mit Ausnahme ber weiter 

ter d. angegebenen Kälte, nur in Städten nehmen, ohne jedoch auf bie 
gen Sudenreviere beichränkt zu fein. Bu Gewinnung des ſtädtiſchen Büren 
find fie aber nicht fähig. 

‚ ec. Sie find von dem — mit kaufmaͤnniſchen Rechten ausgefchloffen 
Schankgewerbe darf ihnen nur auf ben Grund eines befondern Gutadtall 
DrtösPolizeibehörbe Hinſichts ihrer perfönlichen Qualifilation von der I 
zung geftattet werben. Der Einkauf und Verkauf im Umherziehen ift yası 
bebingt unterfogt. Der Betrieb aller anderen an fich erlaubten ftehentaf 

werbe dagegen darf ihnen unter den allgemeinen gewerbpoligeilichen Beſ— 
gen nicht verfagt werden. 
d) Auf dem Lande dürfen foldhe Zuben nur dann ihren Wohnſitz nehmen, wen 
“ entweder einen Bauerhof erwerben oder pachten und benfelben felbft kei 
fchaften, oder wenn fie ſich bei ländlichen Grundbefisern ale Dienftboten, 
zum Betriebe einzelner Zweige des landwirthſchaftlichen Gewerbes, z. B. 
Brenner oder Brauer, vermiethben. Das Schank⸗Gewerbe auf dem kam 
ihnen ganz unterfagt. 
e) Die Annahme hriftlicher Lehrlinge, Gefellen und Dienftboten ift ihnen nid 
t 


ttet. 

f) Darlehnsgeſchaͤfte dürfen dieſe Juden nur gegen gerichtlich aufgenommene Si 

urtunden, bei Strafe der Ungültigkeit, abichließen. 
g) Schuldanfprüche derfelben für verkaufte beraufchende Getränke Haben Feines 

liche Gültigkeit, 

$. 26. Zu ihrer Verheirathung bedürfen diefe Juden eines Zraufcheins, ber } 
von Seiten des Landxaths ftempel: und Eoftenfrei ertheilt werben ſoll, ſobalb fie 
wegen Erreichung deö Alters von 24 Iahren oder wegen der vom Oberpräftdenta 
haltenen Dispenfation legitimirenz wenn die Braut eine Ausländerin iſt, das derß 
eigenthümtliche Wermögen von 500 Rthlr. befcheinigen und die Fähigkeit und 9 
nachweiſen, durch ben Betrieb eines gefeglich erlaubten Gewerbes oder durch hinrei 
bes eigenihümliches Vermögen ben Unterhalt einer Familie zu fihern. Die Verf 
der Korporationen find verpflichtet, darauf zu halten, daß diefen Worfchriften gı 


werde. 

$. 27. In Beziehung auf alle im Obigen nicht berührte Gefchäfte und Verhäl 
werben auch die nicht naturalifirten Zuben nad benfelben Grundfägen, wie bie d 
lihen Einwohner behandelt, und alle wegen dieſes Gegenſtandes ergangene frühere 
ordnungen hiermit aufgehoben. 


Saraterechtl. Berker. der J. in den aiten Provinzen. a00 


Die gebulbeten Juden können Raturaliſations⸗Patente erhalten, lobald ſie die 
10m efchriebene Dualifitstien: nachweifen.. . 
Inſtruktion. Nähere Anweiſungen zu bem Verfahren ‘der. Regierungen: und 
dm vorbeh Ausführung ber vorſtehenden Anordnungen bleiben einer beſondern 
on vorbehalten 
Fremde Juden. Ansländifchen Juden iſt bee. Eintritt. in. das Land zur 
fe ober zum Wetriebe erlaubter Handelsgeſchaͤfte geſtattet. Das: Berfahren ger 
(ben die ertheilten oder noch nu ertheilenden poligeilichen Borfchriften. 
obigen Borfchriften haben Unfere Behoͤrden und ſaͤmmtliche Witerthanen fo 
©: en ein allgemeines Geſetz oder fonft ein Anderes beffimmt worden, fi ges 
zu achten. 

Gegeben Berlin, ben 1. Juni 1833, 
* Friedrich Wilhelm. 


Alten ſtein. v. Schu &mann. Gr. v. Lottum. Gr; v. Pernetorſt 
‚Raaffen. Irh. v. Brenn. v. Kamptz. Mühler, Aneillom. 
Kür den Kelegeminifer fer im 2 Allerhöchſten Auferage. 5. 
Wit eben. 
©, 1833. ©. 66.) 


Yaftı. bes Sberpräffbenten ber Probinz Ppoſen But: v. „14. San. 
jur Bollziefung der vorſtehenden B. v, 1: Juni 183 

Iemößheit der Allerhöchften, im $. 29. des G. v. 1. Zuni 1833  enfbatend Bors 
werden die N. Reg. wegen des Berfahrend, bei Ausführung dieſer Allerh. B., 
header Inſtr. verſehen. 


Ar 1 
Gildung ber —5— Köryekioen.) 
b. bie jübifchen Rellgiondgemeinben. (Rorporationen) zu orzatifteen— ern 
nach ben Ortſchaften und einzelnen Beſi Neun en und in biefen nad) jüdiichen 
— zu richten hat, welche bisher zu einer x Synagoge gereinigf waren 


.. 






r —W 


Krtilel 2 . 

Aihdtande fi nd bie Synagogenvorfteher aufzuforbern, bie nanuntiichen Verzeich⸗ 
‚m den reſpektiven Synagogen gehörigen ſelbſtſtändigen und großjährigen 
inter Angabe ihres Wohnorts, und der zu jeder damilie gehoͤrigen Glieder, 

a ind Dienftboten, anzufertigen. — Zu diefen Berzeichniffen ift ein Schema zu 

* und in ber erforderlichen —— une. | 


' ei:3, 
Bansge vorſteher find nice auein er die Bollftänbigkeit und Richtigkeit biefen 
e perfönlic) verantwortlich zu machen, fonder.; fönnen auch durd) Orbnungds 
aumwungen werden, biefelden innerhalt einer, Seitens der A, Reg. zu: beſtimm⸗ 
ER einzureichen. 
te g 4. 


Stimmber?htt Gemeindeglieber.) - 
sem bie individuelle und geographiſche Abgränzung der jüdiſchen Gemeinde: 
in dieſer Weiſe feftgeftellt fein wird, find die namentlichen Liften der ſt im mbe⸗ 
ten Mitglieder (8. 4 d. Gef.) zu entwerfen und die Wahlen ber Repräſen⸗ 
und Gemeinde: Berwaltungs-Beamten 'nebft deren Stellvertre 
ich gleichzeitig in allen. Korporationen abzuhalten. 


Artik el 5. 
Bahl ver Repraͤſentanten und Verwaltungs⸗Beamten. — Dauer derſelben.) 
te. Zeit ber erften Ball, beren Dauer auf drei Jahr feſtgeſtellt wird, fint Ind. bei 
t wegen zu erwählen: 
präfentanten: in Korporationen bis 300 Seelen höchſtens Seqh ð3. Dis 
4 ‚Seelen, höchftens Neun: bis 3000 Seelen, hoͤchſtens Achtzehn und in noch 
Gemeinden hoͤchſtens Dreißig. 
me new altungs Beamten: N’ Korporationen bi 1000 Seelen, 
nWorffeher. And spe Beiſtaͤndez; in Korporationen Aber: 4000. Seelen, 
a Borſteher und Vier Beiftänbe 

zeitig mit ber oben angegebenen Zahl ber Repräfentanten find Zwei 
eile berfelben als ®tellnertreter zu erwählen. . 

pa — iſt —6 Gtellvertreter, der ibn in Abweſen⸗ 

ln. mit der Zahl ber eiſtaͤnde bir ne berfelben als Stelle 


Dr 
!yı iz. V. 1 aa R 
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Die definitiven Beſtimmungen über bie Zahl der Repraͤſententen ber Verwa 
Beamten und über bie Dauer ihrer Verwaltung von ber Zeit der zweiten | 
ab wird das Statut jeber Korporation enthalten (8. & bed Geſ.). 

* Artikel . 
Aufſichts⸗Behörden. 

Nach der Vorſchrift im F. 8 des ©. ſteht die Verwaltung bee ienaelitiſchen Bea 
Angelegenheiten unter ber unmittelbaren Aufficht der K. Regierungen oben ihen 
miſſarien, Biefelben find Laher befugt, fowohl zur Abhaltung bev Wahler (5: 0) 
als aud zur Ausübung des, ihnen durch das ©. übertragenen Auffichtsrechis, | 
Drgane her Areisstanbgäthe, Ober-Bürgermeifter unb Bergermeiker und ber B 
Woyts zu bedienen. Artiren? .. 

rtitel 7, 


' (GVahl⸗Form der Aepräfentanten.) 

Bur Bahlber Hepräfentanten werden bie Stimmeberechtigten durch bie ' 
Kommiffarien vermittelft einer Kurrende auf einen gewiflen Tag vorgeladen. 

Sobald zwei Dritibeile der Stimmberechtigten im Wahltermine verfammeli 
kann eine gültige Wahl abgehalten merden. 

In größeren Gemeinden, in denen fich über 300 Stimmberechtigte vorfinden, I 
der Behörbe überlafien, die Gemeinde in mehrere Wahlbezirke zu. teilen, und, fr 
derſelben, möglichft an bemfelben Tage, die Wahl abhalten und das Wahl: Pra 
aufnehmen zu lafjen. Demnaͤchſt find die Stimmen ber ganzen Gemeinde zufanmm 


zahlen. 
Abfolute Stimmenmehrheit der Wahl⸗Berſammlung entſcheidet über bie Wahl. 

Nur die Stimmberecdhtigten find wahlfähig. A 

Die WahlsKommiffarien ernennen zwei bi fech& angefehene und als redlich ia 
Israeliten zu Wahlzeugen, welche bad Protokoll mit unterzeichnen. 

Der Wahltermin ift 14 Tage zuvor in den Synagogen befannt zu machen. 
find die Liften der Gemeindeglieder und der Stimmberedytigten während eben I 
Zeitfrift im gewöhnlichen Ieraelitifchen Gemeindelokale ober in der Synagoge je 
manns Einſicht offen zu legen. on 

Reklamationen gegen einzelne Anfäge in denſelben find bie Wahl: Konmifeiid 
mäcdhtigt auf der Stelle zu entfcheiben, ohne daß dergleichen Reklamationen sid 
Volhyichun der Wahl verzögern können. u 

Die Wahl Protokolle, denen die vollzogenen Kurrenden beizufägen find, unef 
ber Beftätigung der K. Reg. f 

Artikel 8 Ä 
(WahlsForm der Verwaltungs:Beamten.) i 

Die SemeindesVBerwaltungss Beamten: und deren Stellvertreter were 
ben Repräfentanten in derfelben Weife erwählt (Art. 7.), ſobald bie letztern voyf 

Die K. Regierungen ertheilen Vorſchriften für die Abhaltung der Wahlen i 
präſentanten und Verwaltungs-Beamten, wobei dasjenige analogiſch zum Gru 
legen iſt, was bie revidirte Staͤdte-Ordnung wegen der Wahlen der Stabtveron 
und der ftäbtifchen Verwaltungs: Beamten verfügt. 

Ur t i k 4 l 9. a 
Amtliche Einſetung der Repsäfentanten und Verwaltungs⸗ Beamten.) 

Die amtliche Einfegung der Repräſentanten, Verwaltungs: Beamten und Ok 
treter gefchieht durch diefelben Kommiſſarien. 

Die Verpflichtung erfolgt nicht im Wege der foͤrmlichen Bereidung (8. 16 be 
fondern in der Art, daß die Ermwählten durch Handfchlag an Eides flatt geloben 
nachdem fie durch die israelitifche Gemeinde N.R. zum Gemeinde-Repräfentanten ı 
erwählt worden feien, fie ale ihre, in dieſer Eigenſchaft vermöge ber Allerh. 
1. Zunt 1833 und der zur Vollgiehung berfelben erlaffenen oder noch zu erlaffenby 
firuftionen, obliegenden Pflichten gewiffenhaft und getreu erfüllen und ſich davon 
nichts he laffen wollen. Bu 

‚ Die gejchehene Ableiftung dieſes Gelöbniffes ift in dem Inſtallations⸗Protokolle 

lich, wie hier angegeben zu vermerken. Die Wahl: und Snftruftiond = Yrotgdof 
dreifach anzufertigen, wovon ein Exemplar in ber Gemeinde: Regifteatur,: dab 
bei der Orts: Polizei: Behörde und das dritte. bei der K. Reg. aufzu ewahren iſt. 


Artikel 10. 
(Amtliche Einführung der Verwaltungs⸗Beamten. 
a. — Bean een 
⸗ p ich zu um n mit dem ba 
fhäftesBerfahren bekannt zu machen. j ba beobadhtenke 
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Ttbe bet seem old: . 

3.31, Sant 1693 beutl vorgeeen Und anf en (rund der zu Sf Bott 
kg, tetaferren Inftruttionen fachgemäß erläutert; . 
Begt ind infegungs- Verhandlungen werden den Vorſtehern zur Niebetier 
fee Semeindes Regiftratur übergeben; R 
herigen Synagogenvorfteher und Kafſenverwalter übergegebenen die etwä 
venben Gemeinde-Ctatö-Rednungen, Akten, Kaffenbücher u. ſ. w. und weifen 
ibte ben beruraligen Kaflenbeftand aus; 

eaetmäßig abaubaltenbe Berfammilungstag wird feſtgeſtellt ; 

aBlab ixies wirb ein Protokoll geführt unb von fammtlichen Anweſenden mit 
Rewmifiarius unterzeichnet. 
u Artiteit. 
— BGeſchaͤfts⸗ Formen. J 

——— ein Koliegium, deſſen Geſchaͤfte ein aus ihrer Mitte zu 
ae eee we Sefrgen De Bode und daffeh beit 


& 

getun iben Gefihäfts: Inftruktionen für bie Repräfentanten und für die 

Annie u erlof und babei dasjeni; N ur en ji nehnten," was 

GtöptöDehmung v. 17. März 188 über bie Rehte und Yiihten bet 

iöneteh und beb Masiſtrats vorgefchrieben ft KR 7be3 6). Dabei Ift ayds 

beftlinmnen, daß alle Verhandlungen und Befdlüffe in de utſcher Spracht 
und refp. niebergefchrieben werben follen. 


M Artitet 12 B 
3 Otatuten der ĩcraeiltifchen Kotporatioren.) 
klimmängen wegen ber Anzahl der Repräfentanten und Gemeinbevorgäber 





altunge-Örbnung 1" übergeben, bis bahin haben fie nach ben Vorſchrif⸗ 
en. 
0 Aetibel 48, . 
Wfaffung und Berwaltung ber fämmtfichen israelitiſchen Gemeinden im Mer 
\eteinftinmen, 6 haben die K. Regierungen das Bormulare eines Statuts, 
Naße Gemeinden antoendbar ift, zu entiverfen, und diefes ben Repräfentane 
Hp. Gemeinden (8. 6 des ©.) vorzulegen, damit biefelben ſich über deffeh Ans 
ıter etwanigen Zufägen und Kbändernngen, welche nad) den Dertlichkeiten er⸗ 
kin mödten, erfiären. 
Häyeiftett über: bie künftige Wermögenss und Kaffenverwaltung ber Gemein⸗ 
ıvorzüglid; forgfältig in diefen Statuten behandelt werben. 
ituten finb- dem Ober-Präftdenten der Provinz zur Prüfung und Beftätigung 
rs : 
” Artiter1d 
(Dffentlicher Zugend* Unterricht.) 
4* nttlidher Cinfehung Ber Bemneinbevorfteher ſind, dieſelben anzuhats 
"über die vorhandehen hulpflichtigen Kinder ($. 9 deö N?) anzulegen und 
ie Flihreh, "bie'Efteen aufsuforbern, ihte Kinder regelmäßig zur Schule zu 
y "jeher Rifteht ben betr. Schulfehrern mitgutbeifen. . 
5 Haben bie auiebleibetben Kinder in ihre Schulverfdummistiften aufs 
iege iiber’ Acloöhnlichen Tefntinen Ber Ort6sPoligels Behörde 23 übers 
ieferttgen @iterh, deren Kinder die Schule ofme gehörige Entſchul⸗ 
fäumen, bie im Allgemeinen feftftehenben trafen vollftzeett werben. 
ven a der zütbifchen Kinberganz befonders zu Eontrollicen unb zu 
erben die Nrefa-Candräthe ü Herpffichten fein, biefem Gegenftande eine vor» 


it au Wibimen und der Meg. pericbifch die Schulverfäumirißs und 
— (ütehen Kinder —— XT . 

der armer Eltern jind al® foldhe von ben vorſtehern den Gchulbchrera vefon: 

eichnen und bie Legtern haben ſich mit ben Vorftehern bi fortbauernder Ver ⸗ 

u erhalten, bamit ‚bie. erferberliche Wutsrftägung an Schulgeld, Bekleidung 

jarfı päntitich.geroägrt werde. In Fällen, ie Br 

— geicfet wich, Haben Die Intern dee ver polıpe 
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Behoͤrde davon Anzeige zu machen, welche alsdann berechtigt. ift, mit allen po: 
Bwangsmaßregeln gegen die Vorfteher, refp. gegen die Eltern einzufchreiten.. 
Die K. Regierungen werben eine Revifion des israelitiſchen Schulweſens 
Theilen vornehmen, und die Vollziehung der obigen Vorfäriften von Beit'zu 3 
bie Kreis-Landräthe, SchulsInfpektoren und die auf amtlichen Bereiſungen be 
Departements:Räthe Eontrolliren Laffen. 


(Entlaffung aus dem dffentlichen Unterrichte unter bee Bebingung der Wah 
erlaubten Erwerbzweiges.) . 

Bei den Schulen ift ein geitmäßtger periodifcher, am beften halbjähriger, 2 
Termin, zur eventuellen Entlafjung der während des jedesmaligen Zeitabfäı 
das normalmäßige Alter — das zurüdgelegte 14. Jahr ($. 9 des ©.) — 9 
Schulkinder, feftzufegen, und mit vorbehaltener Befugniß der Orts-Schulbehoͤ 
ihrem billigen Ermeffen bei motivirenden befondern Umſtänden und vorauszt 
wirklicher Reife des betr. Schultindes, die Zulaffung zur Prüfung auch für fol 
ber, welche das vierzehnjährige Alter in dem naͤchſtfolgenden Zeftabichnitte erre 
Anfuchen ihrer Eltern nachzugeben. 

Die Prüfung wird vor dem Schul⸗Inſpektor des Kreifes, ober, nad) Erforh 
Lokalitaͤt, von einem, von ber Reg. anderweitig aus den. Geiftlichen des Ort 
Nachbarſchaft zu beflimmenden Gommiffarius abgehalten, deſſen pflichtmäßige 
den hiernächſt darüber entfchelbet, welchen Kindern, als genuügeyd unterrichtet, : 
laſſung zu bewilligen, ober bei weldyen eine noch fernere Kortfeßung bes Schulum 
ut Erfüllung ber obigen Geſetzesvorſchriften, für nothwendi 
achten iſt. 

Die lestern, bei eigentlich reifem Alter noch ungenügend unterrichtet befunber 
der, find bis zum Nachweiſe ihrer befferen Befähigung in einem anderweiten P 
termine unter jederzeit gefchärfte Aufmerkſamkeit des —2** für ihren Uuterri 
ber Wort + Schul: Behörde über ihre regelmäßige Anhaltung zum Schafkel 


en. 

Die im jebesmaligen Prüfungstermine als geeignet zur Entlaffung befunbenet 
werben bem Ortsvorftande, Behufs der Feititellung ibrer bürgerlichen weiten 
mung und zwar eventuellen Ertheilung eined Zeugniffes über ihre ordnung 
Entlaffung aus dem Schulunterrichte, überwiefen. . 

Sie werben jedoch nicht eher aus den Liften der fehulpflichtigen Kinder gefiel 
find mithin nicht eher von ben Beflimmungen des Art. 14 befreit, als bis di 
Abgangs:Zeugniffe ertheilt worden find. Die Vorfteher haben zu diefem Ende 
Individuen und deren Eltern und Vormuͤnder vor fi kommen zu laffen und 
ſchaftlich mit ihnen feitzuftellen, welchen erlaubten Broderwerb bie erflern nu 
ergreifen haben, — 
Artikel 16. 


(Strafen des unerlaubten Erwerbes.) 

Werden in Zukunft junge Israeliten betroffen, welche ein unerlaubtes Gew 
ben, betteln oder ſich über gar kein Gewerbe ausweiſen können, ſo hat die Poli 
die betr. israelitiſchen Gemeindevorſteher dieſerhalb zur Verantwortung zu 3 
diefelben eintretenden Falles wegen Nichtbefolgung ber ihnen geſetzlich obliegend: 
ten in Orbnungsftrafen zu nehmen, und wenn e8 die Umftände geftatten, zur! 
lihen Erfüllung ihrer Pflichten anzuhalten. 

Außerdem ift gegen das betr. Individuum, wo es nöthig Hi nad den, v 
Bagabundirend, Bettelns u. |. w. beftehenden gefeglichen Vorſchriften zu ver] 

Sollten die iöraelitifhen Gemeindevorfteher der Hülfe der Kreisbehörbden 
um bie Gemeinbeglieder anzuhalten, ihre Kinder einem erlaubten und nüglic 
erwerbe zu widmen — wozu insbefondere auch ber Eintritt in den Dienft bei d 
und folchen jüdifhen Familien gehört, welche nidt vom berumzichenden Han 
fo find die Kreisbehödrden verpflichtet, die betr, Eltern deshalb zur Verantw 
ziehen, fie auch nöthigenfalld durch eine angemeflene Polizeiftrafe, welche je 
vierzehntägige Einfperrung oder verhältnigmäßige Geldftrafe nicht Üüberfchrei 
zur Erfüllung bes Gefeges anzubalten, und wenn eine ſolche Strafe nicht fruch 
die Kinder auf eine, der Abſicht des Gefeges entfprechende Meife, unterzubring 
zu verhängenben Polizeiftrafen find jedesmal durch ein fchriftfiches Refolut uı 
behalt des Rekurfes an bie Reg. fellzufegen. on 


Artikel 17. 
(Mititatrpflichtigkeit. — Rekrutenftener.) _ 
Den dazu moraliſch und korperlich geeigneten Juden ift geſtattet, innerh 


aptszgti. Verhaltn. d. J. in den alten: Probingen, 3% 


ichtigen Alters freiwillig in ben Militaicbienft zu treten, wogegen ihre Eltern 
rlegung des Rekrutengelbes befreit bleiben ($. 14 des ©.) vo # 
ze nur einzelne dazu geignete Inbivibuen fih der Militaiwerpflichtung unters 
mm der Erlaß ber Rekrutenfteuer fih dem G. gemäß nur auf beren Familien 
unb.es ift in folhem Falle den Vorſtehern der betr. Gemeinde zu eröffnen, 
amilien, von dem erften Zage desjenigen Monats an gerechnet, in welchem 
e Ablöfung der Militaitverpflichtung Seitens des betr. Zamilienmitgliebes 
e Rekrutenſteuer für daſſelbe nicht mehr entrichten bürfen.. . 
etheilung, Erhebung, Erlaß und Verrechnung ber Nekrutenfteuer find Übrigens 
Jg fpeziellen Inſtruktionen bes K. KinanzeMinifterit v. 30. Juni 1829 unb 
zur KRichtſchnur zu nehmen. ' . 


Artiteiis, I 
daturaliſations⸗ Patente. — Duldungs s Zertifikate. — Anszumeilende _ 
die uüdiſchen K ti —— — tanten Be oftängäbe: ite 
m die Jhbifchen Korporationen, deren. entanten und Berwaltängsbermi 
obigen Worfchriften Tonftitutet fein. werden, haben bie X. Regierungen bie 
une . 


'zunaturalifirenden, 
iaubulbenden, und I . 
in ihre Heimath zurückzuweiſenden Israeliten, 
Mau die a igen weitern Beitimmungen .ber 65. 16. 19: 21-23 unb 
en zu laffen. 
EA naturalifirenden Iöraeliten find den Webingungen der 6. 17 
en. " . 
tnamhaften ſtehenden Gewerben werben Fabrikation, Kunft, 
nettund Handel von feften Berfaufsplägen aus (jebod mit Ausfchluß 
Wandels) verftanden. Es wird dafür angenommen, baß ein folches Gewerbe 
Zuözeichnung betrieben werde, wenn es ben Hausſtand des Betheiligten 
halt und ihn in den Stand fegt, bie Staats: und Kommunallaften ohne 
ckſtand abzutragen. u 
xaliſations⸗Patente find nad) dem Inhalte des 5. 19 des Gefehes zu ent⸗ 


k) Das Scherna zu den Werzeichniffen derjenigen jadiſchen Familien, weiche 
fe noch nicht naturalifirt werden können ($. 21) ift der gegenndistigen Anftr 


Die K. Regierungen haben darüber zu wachen, baß bie d fe 








t. 

imgen des G. (85. 21—23) wegen ber Anfertigung, Aufbewahrung und ſahr⸗ 
Dion biefer Werzeichniffe, fo tie wegen bee Ausfertigung der 3ertifitate an bie 
a Familien, vollzogen werden. ' Be 

I Den, nad) ihrer Heimath zurüdzumeifenden Juben tft, wenn fie ſich ein 
rund länger in ber Provinz aufgehalten und ehrlich ernährt haben, eine 
n breit Monaten zu geflatten, entweber um freiwillig auszuwandern, 
as Zertifitat der Duldung nachträglich beizubringen, zu befien Ausfertigung 
räftbent durch das G. ($. 24.) ermäcdhtiget worden * Nach Ablauf diefer 
m fie- eventuell vermittelft Transports über die Gränge gebracht, 
lichen Baus müffen fie von den bürgerlichen @emeinden ihres bisherigen 
sorts mit nothduͤrftigem Reifegeld verfehen werben. “: 


Artikel 19 
(Perſonenſtandes⸗Regiſter.) 
bene Beſtimmungen des G. machen es nöthig, daß von jetzt an mit vorzüg⸗ 
falt auf die Führung der Regiſter, der Geburten, Trauungen, Scheidungen 
fälle der Israeliten, nach den bieferhalb beſtehenden fpeziellen Worfchriften, 
e. : 

zung berielben bleibt wie biöher ben reſp. ObersBürgermeiflern, Bürgermeis 
Zezirks⸗Woyts in ihren Verwaltungsfprengeln anvertraut. » 

iſter find nach den beifolgenden vier Formularen (B., C., D., E.), jebes in 
Kudfertigung, zu führen. . Bu 

ı genannten Behörden haben die Regifter für jebes Jahr new anzulegen. und 
ıhresfchluffe zu bewirken, daß die Regifter für das kommende Jahr ber Kreiss 

werben, um biefelben zu paginiren und zu paragrapbiret.: : “ 

litate ber Regifter werden im Jan. zur Reoifion an ben norgefegten Kreis: 


h 8 Reaifler und für die aus denſelben etiva-gu erthelenden Aus⸗ 
ie Ober⸗Buͤrgermeiſter, Bürgermeifter und Woyts beſugt, Fale bealaubigten 


BE Saecibdieqchtl. Werhäktn. d. J. in dem alten Westknpeii 


Unverndgend ausgenommen, eine Schreibegebähr von 5 Gilbergroſchen für jete 
tragung zu erheben. 

: MBeichneibungen und Beerdigungen bürfen bie Borfteher und Rabbiner, bei Straf 
5 Rehlr. Für jeden Kontraventionsfall, nicht eher vornehmen oder geftatten, als bi 
unentgeltlich zu ertheilende Beſcheinigung der gefhehenen Eintragung in bie Perf 
ftandesregifter ihnen vorgelegt fein wird. - 

Rene Eintragung in das Regifter der Trauungen darf eher gefchehen, ala bi 

Zraufchein des Kreis⸗Landraths vorgelegt fein wird ($. 26. des G). 
Da die Perfonenftanbessftegifter die Stelle ber Kirchenbücher der andern Konfi 
nen vertreten und die nämliche geſetzliche Kraft haben, als diefe, fo wird nicht alle 
Kontrolle über die Führung bderfelben zu ſchaͤrfen, Tonbern auch diefer Zeitpimit zn 
nutzen fein, um bie dieferhalb beftehenden ſpeziellern Vorfchriften zu fammeln, zuı 
diren und in ein Reglement. zu vereinigen, worin aud) dasjenige feitgefegt werde, | 
jene Beamte bei Ausfuͤllung der verſchiedenen Regifter über die Geburten, Heirat 
Scheidungen unb Sterbefälle zu heobagpten und auf welche Weife fie ſich von ber 
beit ber * von den Hausuätern dechacb gemachten Angaben zu Überzeugen habt 
\ Artikel 20. 
(Publikationen diefer Inſtruktion.) 

Die allerh. V. v. 1. Juni 1833 und die dazu gehörige gegenwärtige Zuftruktien | 
ben die K. Reg. in beiden Sprachen in ihren Amtsblättern unb außerbem in fo Hu 
Eremplaten aldrucken gu laſſen, daß alle betreffenden Behörden, Vorſteher und 
tiſche Gemeinden damit vollſtändig verſehen werden koͤnnen. 


vo den 14. Yan. 1884. oo. Der Oberpräfident der Provinz 6 
| Pofener u, Bromberger Amtsbl. 1834.) Flottwell. } 
Syſtematiſche Zufammenftellung. der 8. v. 1. Iunt 1 
und der Inftr. v. 14. San. 1834 mit deren Ergänzungent 
| Erläuterungen. ! 

A, Beginn der Gültigkeit bed ©. v. 1. Juni 1833. 
K. O. v. 25. April 1839, über den Eintritt ber Unterfcheidung { 





raturalifisten und nicht naturglifieten Juden im Großherzogthum 
und der davon abhängigen befonderen Rechte und Beichräntungen. 

Aus einem Berichte der Min. der Juſt. und d. Sun. habe Ic) die unbegründet! 

pa erieben, nad) welcher von einigen Gerichten bei Anwendung ber vorläufige 
ber das Judenweſen im Großherzogihume Pofen v. 1. Juni 1833 hinfichtlich dei 
punktes verfahren wird, mit welchem bie Gültigkeit ber in ben $$. 16 u. folg. enth 
nm einzeinen Borfchriften eingetreten ift. Zur Beſeitigung ber für bie DVetheil 
hieraus entftehenden Nachtheile beftimme Ich daher nach dem Antrage, daß: 

1) diejenigen Vorfchtiften der V. v. 1. Zuni 1833, welche auf den barin angem 
ten Unterfchieb zwifchen naturalificten und nichtnaturalifieten Juden U 
Beug haben, mit dem Tage der Publikation des G. in Kraft getreten 

agegen 

2) ſolche Beftimmungen, welche die befonderen Rechte und Beſchraͤnkungen jene 
den Klaſſen von Zuben feftfegen, für die verfchiedenen DOrtichaften der Pr 
ihre Guͤltigkeit erft von bem Zeitpunkte ab erlangt haben, welcher, als ber 
min der in den einzelnen Orten vollendeten Beitaltung der Korporation de 
denfchaft, von den Regierungen im Amtsblatte bekannt gemacht worben | 
daß bis dahin diejenigen Verhältniffe, auf welche dieſe unterfcheidenden B 
mungen ih beziehen, nach den von der V. v. 1. Juni 1833 beftandenen | 
beurtbeilen find. 

‚Das Staatsminifterium hat biefe Deklaration durch die G. S. zur Öffentlichen 9 
niß zu bringen. (©. ©. 1839. ©, 162.) 


B. Die Gemeinde-Berwaltung ber Juden. 
1) Verhältniß der jüdifhen Gemeinde zum Gtaate. 
a) Verhaͤltniſſe vor dem ©. v. 1. Juni 1833. 


: 0): Ra des Min, des Inn, (Wähler) v. 7. Mär; 1823, 3 Juli 


Smart. Brehättn. d. J. in den altın Prebiceu⸗ Bis 


te 2. Min. des Inn., v. 14. Sept. 1827 an die K. Reg. zu Polen, 

ten in Angelegenheiten des jũdiſchen Kommunalwefens. 

R, Meg. wirb auf ben Ber. v_30. v. M., B 

Kjäbirde Kommunalwefen in Ihrem Verwaltungs-Bezirke betreffend, 

ihen gegeben, ‚daß von ben in ben biesfeitigen Verf. v. 7. März 1823. unb 

151824. (Xnl. a. .u..).) entwidelten Grunbfägen, welde überall, wo das X, 

R. in Gefegeekraft befteht, zur Anmwendnng kommen, nicht abgewichen werben 

Snjwilcen mag, bie X. Reg. jebe mit Xelteften ober BWorftehern nicht verfeheny 

haft anhalten, dergleichen Gefellfhafts-Reoräfentanten zu benennen, mit er 

reis Obrigkeit in allen vorlommenben Angelegenheiten ber öffentlichen Ver⸗ 

deln kann, inbem derfelben allerdings nicht zugumuthen ift, fic weg 

Räı 3 we die Judenſchaſt in her Geſammiheit betreffen, anjebes cine " 

maßecnln bee eihe Tuben, weiße Ch meigern möäen, die Kun 
a en 

N , Indem 

muß, fi un —— — Mr, 2  Sabeafäeßen 

i heim ee Innern. Eofte Abthellung. Köhler 


u 
jeihnete Din, Fann bie in der K. Reg. Wer. v. 17. 9. . enthaltenen Vor⸗ 
Hunehe dahin abzweden, bie Gemeinde» ober Gefenfeiohtg-Angetsgenbeiten [7:7 
almtöiegen-zu zegulisen, nicht genehmigen, " 
ae befteht Feine polizeiliche, fonbern eine kirchliche Verbindung. Als 
ften betrachtet, gehören Jubenigpaften aber zu ben blos gebuldeten, un 
&nithin- nach, der. oefönift de %. 9.2, R. im II. hl. XI. Sit. 8. 29. uur 
erlaubter Bripas Sefeüfhaften. (Kit. VI. 55, 11. M. ebendaf,) Die. X, 
bemnadh in bie Gemeindeangelegenheiten der Juden ſchaft überall nur inr 
1 umb-Shren Unterbehörden die Einmifhung in felbige zu gefatteht, 
I u ber Angelegenheiten erlaubter Yrivatgefellfchaften nach ben Mes 
WA... ehr: ober aber unter beſondern Ymfländen aus polfgeili« 
N nothwendig erfheint. 
Wehr Merfahten wird audı demjenigen am meiften entfpredyen, welches zur Zeit des 
Er Sarſchau fattgefunden hat, indem damais die Wahl ber Yelteften oder 











Subenf&aften, und bie Beforgung der Gemeinbe-:Bermaltung hiefen ers 
Bosftänben überlafien geblieben ift. Berlin, ben 7. März 1828. 
Naldırium des Innern, Erſte Abtheilůng. Koͤhler. 
An big Königl, Regierung zu Poſen. 
- b. 





unterzeichnete Min. muß Bedenken 1, bie von der K. Reg. mittelft Wer. 
WÄR. nadhgefuchte Xutocifation, jübifhe Gemeinbeabgaben unter gersiffen Unze 
im abminifirativen Wege erekutivifc, beitreiben zu laffen, zu erteilen... Denn 
üfchaften bee Juden koͤnnen ba, wo bad X. P. &. R. in Kraft befteht, 
Ming fhrer innern und Außern Rechtöverhältniffe nur nach den Grundiägen und 
ſten dieſes @efegbucyes beurtheilt und behandelt werben. J 
nun aber mit ben letztern nicht in Vereinigung zu bringen fein wũrde, wenn 
its· Behoͤrde fi barauf einlaffen wollte, die erekutivifche Weitreibung ber von 
gliedern einer blos erlaubten Privatgefenfhaft zu Gefellfchaftszmecten aufzu- 
kan Belträge.tin abminiftzativen Wene zu verfügen, fo Tann einem ſoichen Were 
namentlich auch jn Anfehung des jubenihaftlihen Bemeinbeabgabenweiens, 
tt geg werben, indem Subengemeinben, als Religionsverbindungen betradis 
ie Kategorie folder erlaubten Privatgefellihaften gehören. Das suratige Its 
wiſſer ficchlicher ober anderer gemeinnägiger Inftitute Bann dabei gar nicht in 
iaaogen werben, weil dergleichen Inftitute ruͤcſichtlich ihrer bei Fubengemeins 
tehenben verzinkliyen Kapitalien, ober in Anfehung fonftiger Anfprüche, welche 
m ähnlichen jament abzuleiten finb, vor bloßen Privatgläubigern keine Bors 
langen ®önnen. Berlin, den 23. Zult 1824. . J 


EN van, ge er Whalum. Köhler, 
x "00, egierung au Yolen. 


®: deſſelben Min.’v. 14. Aug. 1829, an bie K. Meg. zu Btomberg, 


nbere in Betreff bı fe: der Beerdigungskoſten . 
—XX —S zu R. — in der urn —R 


36 Suotesrätt. Wechälte.:d. J. i den :alten Predivvn 


04 8. ð. DM. Über Selderpreſſungen geklagt, wi die bafige 
Eee dei Werrbi a nicht zu an ri —— ber 2 
meinde erlaube," Run flimmt zwar das Minifterfum mit bem der Beſcheibun 
Reg. v. 11. v. M. zum Grunde liegenden Prinzip übereln, daß bie Jubenſch 
Pa Pridatgefellfchaft, tft, Über deren Werhältniffe, wenn Streit zwilı 

Itattebern und der Geſellſchafi entfteht, der Richter zu entfyeiden hat. Ale 
yeinte Tann nidht fo weit ausgedehnt werben, baß man biefen Gefeiikhaf 

tpbräuiche geftatten Tann, welche bebeutenbe polizeiliche Lebelftände zur Zolg 
und das, Privateigenthum ber Ginzelnen ber Willlühr preis geben können. 3 
Mipordugen gehört nun unftreitig die Erhebung übermäiger Gebühren bei 
gungen, fe deren Erlegung ber orthobore Jude gezröimgen wird, wenn erfid 
einem © aus Gerviffenhaftigkeit nicht zu entfliehen vermag, bie Borfän 
Ritualgeſetzes unbeodachtet zu _laffen, auf ber andern @eite aber Er 
fortfhaffen muß, und bis zur Beerdigung richterliche Entfcheibung nicht einhole 

I ES m — 

je Keftfegung vor jungsta: ie bie Sul not! 
side, und ift Al Tor. jun esta bas Nöthige a 
worben. 

‚Hiernach mag denn die K. Reg. auch im vorliegenden Fülle und in falten Eänfth 
Nöthige beftimmen und billige Tarife vegulicen, nach weichen horläufig alem 
jübifchen Ritualgefege zur Beerdigung erforderliche Handlungen vorgenommen, I 
kein nerbatb der dein ‚geftatteren Zeit zu Grabe gebracht werben müflen, 
tahn den Beerbigungszlinften, wenn fie etwa 8 des pratendirten Eigen 
dem Begräbnifiplape Babe Korderungen für bie Grabſteue — zu konnen 
hashaslaffen werben, biefe Forderung nach dem Begräbnif vor dem 
tenb ‘zu lachen, ioehn nidjt, eine gütliche Einigung ftatt findet. Allein es 
nicht Aeftattet erden, vor dem Begräbniß irgend eine nad) bem Ritual 
FR ige Handlung einer Foräien Forberung wegen zu unterlaffen, ober Dafür 

bie fatifmäpige Gebühr zu erheben. j 

on dem, was bie R. Meg. hiernach verfügt hat, möge Diefelbe Angege] 
und die Bi —4* wieder einreichen, ben Beſchwerdeführet aber beſcheiden. 
(Ann. XI, ©. 558.) . 

co) R. deffelden Min. v. 26. Febr. 1830 an die 8. Reg. #1 
Innere und äußere Berhältniffe der jüdischen Kommunen. 

Da, wie der K. Reg. auf Ihre Anfrage v. 80. v. M., hinſichts der Bein 
Juden zu ben Synagogal⸗Kaffen und deren Repartition, erwiebert wird, bat 7 
Thl. 2. Tit. 6. $. 14. beftimmt, baß bie erlaubten Privatgefellfhaften unter 
inneren Rechte der Korporationen habenz fo verfteht es ſich von felbft, dafı 
jenige, was im $. 25 u. ff. über dieinneren Rechte der Korporationen ent 
au Geſellſchaften bezogen werben kann, nicht aber dasjenige, was barin übt 
. jältniffe der Korporationen, wozu auch bad Werhältniß zum Staate gehört 
förieben iſt. &o wenig nun bie!X. Reg.; Sich um bie Gefellf. «Beiträge einer 
Vrivatgeſellſchaft, z. B. einer gefellichaftlihen Meflource, um deren Roth 
Verwendung, Berechnung ıc. zu kümmern hat, fo wenig hat Sie von denen 
haften Notiz zu nehmen, vielmehe Lediglich dem, was früher hierüber beftin 
den nachzugehen. (Ann. XIV. S. 107.) 
by) Gegenwärtige Verhättniffe. 

‚_aa) Vergl..8$. 1. 2. des G. v. 1. Juni 1833, wonach die Ju 
in firchlicher und Schul⸗Beziehung eine Gemeinde bilden, in jeder 
Beziehung in die Ortögemeinde fallen. . 

bb) S. die &. 80 fig. mitgetheilten R. 

cc) Daß demgemäß von einem befondern jüdifchen Armenwefen ı 
Rebe fein könne, darüber vergl. oben ©. 194, insbefondere dat 
11. Juli 1838. (Ann. XXII. &. 783.) 

2) Verhältniß des Einzelnen zur jüdiſchen Gemein 
Vergl. hierüber die $$. 3. 4. des ©. und die Art. 1.2. 4, der In 

3) Wahl der Mepräfentanten und ber Verwaltung 
amten ber jüdifhen Bemeinde. WW 
a) Wergl. h. 5. des G. und Art, 8. d. de . 


Cumtberät. Verhaältn. d. J. In den alten Peovizen. BAY 


der Anwendung diefer Beftimmungen zeigten ſich Schwierigkeiten 
ng der nicht naturalifirten Juden. Es bemerkt hierüber: 


IM. des K. Min. ded Inn. u. d. Pol. (0. Rochow) v. 2. April 
ı den K. Oberpräfidenten der Provinz Pofen. Zulaffung der 
n zu Repräfentanten und Beamten der dortigen jüdifchen Kors 
. I 
n Ew. ⁊xx. Berichte v. 16. v. M. vorgetragenen Anflcht, daß es wuͤnſchens⸗ 
ur naturalifirte Juden ald Repräfentanten und Beamten ber bortigen Fübis 
rattonen guzulafien, daß fich aber die Auschließung der Schugjuben aus ber 
mi 1833 nicht folgern laffe, bin id) zwar einverftanden. Es würde jedoch 
ſtſtellung Aller st gefegliche Deflarationen erforderlich fein, welchen in Anz. 
igen, nur durch bie in ber Praxis hervorgetretenen Uebelftände Veranlaffung 
mben kann. Vorauszuſetzen ift aber, daß die Juden von felbft geneigt fein 
ihren Repräfentanten die angelehenften Mitglieder ihrer Korporatiohen Zu 
d baß biefe wieber eine gleiche Rüdficht bei der Wahl ihrer Berwialtungebe: 
nen werben. Nurbann, wenn bie Erfahrung zeigen follte, daß die Vor⸗ 
nicht zutreffe, und dies durch beftimmt angegebene Fälle erwiefen würde, 
(hträg an des Königs Majeftät zu rechtfertigen fein. Die Wahl eines eins. 
ukjuben zum Nepräfentanten würde übrigens einen folchen Antrag mod tät 
ba eb, h lange nicht etwa bie Mehrzahl aus Schugjuben beiteht, keinem 
anterliegen Tann, daß auch diefe Klaffe ihre Vertreter habe, an 
‚efuche ich daher, wenn Ste auf den Antrag zurück zu kommen fich bewogen 
den in ber obgebachten Art zu motiviren, bi8 zu Allerhöchfter Entſchließung 
afahme der gedachten Klaufel in die Statuten nicht zu geftatten. > 

daß den Juden bie Feſtſetzung irgend eines Geinzugegetdes bei der Aufnahme + 
ASorporätiond,@itglieeb nicht zu geftatten ſei, bin ich vollkommen eindets 
"an. XX. ©. 158.) Zu 


Demachſt beſtimmte die K. O. v. 16. Febr. 1841, betr. die Erfor⸗ 
m Wahlfaͤhigkeit für die Verſammlungen der Repräſentanten der 
ißorporationen im Großherzogthum Pofen. 
Hden Wahrnehmungen ber Behörde des Großherzogthums Poſen die im — 4. 
en des dortigen Judenweſens v. 1. Juni 1833 enthaltenen Vorfchriften uber. 
fähigkeit der Rorporationsmitglieber zu ausgebehnt ericheinen und dadurch 
Hommenfegung ber Repräfentantenverfammlungen nachtheilig einwirken, ſo 
nad) dem Untrage bes Staatöminifteriums im Beriht v. 27. Aug. v. J., 
ifhen Korporationen der gedachten Provinz fernerhin nur biejenigen polls 
id unbeicholtenen Perſonen ſtimm⸗ und wahlfähig fein follen, weiche entwes 
ifirt find und die Beiträge zu ben Korporationsbebürfniflen ohne Rüdktand 
ber infofern fie zu den nicht naturalifirten jeboch mit Certifikaten verfebenen 
ten (8. 21.0.8.) in den legten, feiner Wahl ber Repräfentanten und Verwal⸗ 
en ($. 5.) boransgegangenen brei Jahren zu Korporationsbebürfnifien wirk⸗ 
ſen worden und während dieſes Zeitraums ihre Beiträge ohne Ruͤckſtand abs 
ben. Das Staatsminifterium hat diefe Beftimmung durch die G. &. zur 
Kenntniß zu bringen. (8.© 1841. ©. 52.) . 


8 Statut der Korporationen. 
6. des ©. und die Art. 9. 10. 12. 13. der Inſtr. 


hte und Pflichten ber Repräfentanten und Verwal⸗ 
amten der Korporation. 


91. 8. 7. des ©. Art. 11. der Inſtr. 


ber K. Reg. zu Pofen v. 1. Juli 1834, enthaltend bad Geſchaͤfts⸗ 
für die Repräfentantens®erfammlungen der ifraelitifchen Kots 

ı im Regierungd» Bezirke Pofen. 

Repraͤfentanten erhalten durch die Wahl der Korporation und durch das 

ollmacht und Verpflichtung: in allen Angelegenheiten der Korporation, ohne 
mit ber ganzen Korporation oder mit einer Abtheilung derfelben, nach Ues 

unb Gewiſſen diefeiben zu vertreten und in Betreff des gemeinidgaktiiinen 
der Rechte mb Verbindlichkeiten ber Kowporation, Ramens verleihen ürts 

Adrungen abzugeben. Doch haben bie Reprhfentanten nidgt nein, \onuren 


HR Oman. Verbältn. ber J. In bu ale Sroningen 


in ber Geſammtheit die Befugniß, durch gemeinſchaftliche Beſchluͤſſe von 
fehlidten — Gebrauch zu madıen. 9 ſhef s ri 
8.2. Der Vorfteher der Repraͤſentanten⸗Verſammlung hat das Recht und 
piiüchtung, Alles u thun, was zur guten Ordnung in den Geſchaͤften und Ve 
te Fr um ger hnliche nuͤtlichen Betriebe der gemeinſamen Angelegenheiten 


$. 3. Zu feinem Amte gehört es, die Repraͤſentanten zur Verſammlung zi 
die Direktion in derſelben zu führen, bie Geſchaͤfte zu vertheilen, oder auch d 
fände der Berathung felbft vorzutragen, die Stimmen zu fammeln und bafı 
gen, daß alle Verhandlungen und Beichlüffe in deurfcher Sprache abgefaßt umi 
anweſenden Mitgliedern nollzogen werben. 

.$ 4. Jnſonderheit ift es feine Pflicht darauf zu fehen, has in ben Verſan 
ber Repräfentanten nichts wiber die Gefege und Rechte des Staats vorgenon 
Befhloffen und daß jeber Beſchluß dem Vorſteher der Verwaltungss Beamten ; 
tehung ober Weiterbeförberung eingereicht werbe. Nur in fer bringenden $ 
enen die Webergebung bes Korporations⸗Vorſtehers durch erwielene Nothwend 
re t wird, iſt es der Repraͤſentanten⸗Verſammlung verſtattet, ihre Beld 
höheren Behoͤrde direlt vorzulegen. 

. 5. Die Verſammlungen der Repräſentanten finden in ber Regel alle 16: 

enfläge ſtatt; jedoch können auch noch außerordentliche Sitzungen abgehalten 

J. 6. Außer den. Repraͤſentanten darf Bein. anderes Korporationsglied ben © 
benwohnen. Doch ſteht es jedem Mitgliede der Korporationen frei, über allg 
meinwefen betreffende Gegenftänbe feine Meinungen und Vorſchläge bei der A 
tanten-Berfammlung durd) das Organ ihres Vorſtehers ſchriftlich vorzutragen, 
findenden Mängel anzuzeigen und Virbefferungen in Antrag pa bringen, 

$. 7. Die Verfammlung ift nur dann befugt gültige Beſchluͤſſe zu faſſen, wen 
ſtens zwei Drittheile der Repräfentanten anweſend find; deshalb muß in jed 
der Verfammlung ausbrüdlich bemerkt werben, welche Repräfentanten an 
welche von ihnen abwefend waren. 

88; Ginzelne Mitglieder dürfen von der Verſammlung nur dann wegblelbe 
fie gegründete Entfehuldigungen für fich haben. Diele müflen dem Vorſteher 
Beit angezeigt werden, damit berfelbe, um die Verſammlung vollzählig zu 
erforderlihen Stellvertreter einlaben laſſe. Der ae zugleich zu erm 
die angeführte Entfchulbigung des Ausbleibens gegründet iſt; falle der Bethei 
bei dem diesfälligen Ausſpruche des Vorſtehers nicht berußigt, fo entfcheibet 
fammlung ber Repräfentanten nach Stimmenmehrheit. 

. 9. Für den Ball unentfchuldigten Ausbleibens, fir den Gebrauch ung 
ober unwahr gefundener Entſchuldigungen, für zu ſpaͤtes Erfcheinen in ben 
und für andere Fälle diefer Art, durch welche die Ordnung geftört wird, verfäll 
treffende Individuum in eine Strafe von 15 Sgr. bis 1 Thlr. Diefe Strafe! 
bem Vorſteher zum Armen⸗Fonds der Korporation eingezogen. 

8. 10. Wer dreimal hinter einander ohne gehörige Entſchuldigung von ber 
außgeblieben ift, ober wiederholentlich Ordnung und Ruhe in derfelben geftört I 
auf beſtimmte Zeit ober für immer durch Stimmenmehrheit aus der Verſamml 
gefchloffen werden. Ein folder Beſchluß unterliegt jedoch ber Beftätigung be 
Reg., bevor er vollzogen wirb. 

$. 11. In der Regel fol bei jeder Sitzung Über ben zum Vortrage gebrachte 
fand auch Beichluß gefaßt werden; wenn indeflen einzelne oder mehrere Mitg 
Fortfegung der Berathung in einer außerordentlichen oder in der nächften gem 
Da fo wird darüber abgeflimmt und nach der Entſcheidung d 

t verfahren. 

$. 12. Die Repräfentanten können keine gültige Sigung halten, ohne orbn 
vi von ihrem Vorfteher oder von beflen rechtmäßigem Stellvertreter bazı 
zu n. 

.$. 13. In den Kurrenden zu außerordentlichen Sitzungen muß ber Zweck 
——— in ſofern derſelbe nicht aus beſondern Gruͤnden geheim zu halten 
eigt werden. 
Behufs der gewöhnlichen Sitzungen iſt es hinreichend, wenn die Gegenſtaͤnde 
Beſchluß gefaßt werden fol, jedesmal vorher vom Vorſteher in ein.Wergeichnif 
und in dieſer Korm einen. tag vor der Sitzung in der Verfammlungsfiube be 
macht werben. 

5. 14. Alle eingehende Sachen werden vom Vorfteher eröffnet, in das q 
Journal eingetragen und alsdann in ber naͤchſten Sitzung zum Vortrage gebra 

‚Sehe Repräſentanten⸗Verſammlung hat ein Protokollbuch gu führen, in wor 
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uͤſſe nach, der. Zeitfolge eingetragen werben. aofäcifen. hen Beſchluͤſſe aus 
stobolfbuche (Husfertigungen) beforgt. der Vorſtehex und befördert biefelben an 
:ationasWorfteher zur Wollziehung, reſp. zur Weiterfaibung. | 
leber alle. zum Vortrag kommende Gegenftände ift jeder Repräfentant: befugt, 
ang und. ae fonft zur Erläuterung ber Sache dient, fieimätbig zu aͤußern. 
in: hinreichend geſchicktes Mitglieb der Repräfentanten-Werfammlung, wel⸗ 
ch auch nicht zu fehr von den eigenen Gefchäften in Anfprud; genommen wird, 
sotolollführer zu erwählen. Diefem kann auch bie Veripetung bed Vorſtehers 
iheitsfällen von ber RepräfentantensBerfammlung übertragen werben. 
Bei abzugebenden Erklärungen, ober etwaigen Einwendungen, bie jeber Re⸗ 
nach feiner Ginficht vorzutragen berechtigt it, darf er von feinem Mitgliede 
nmlung in feinem Vortrage unterbrochen ober geftört werben. und erft w en 
tem gan zu. Ende ifl, darf ein Zweiter feine Meinung Über ben Gegenſtand 
. er Alles, mas bei den Sitzungen gefprodyen wird, ober fonft vorkommt, 
len, Mitgliedern. die.firengfte Verſchwiegenheit gehalten werben. 
Der —2 — kaun von den Mitgliedern verlangen, daß fie. ihre Meinungen 
nach abgeben und fobald bie gegebenen Stimmen laut gezählt find, wird vom 
der Beſchluß bekannt gemacht und in das Protokoll eingetragen, ohne daß es 
bem geftattet tft, feine perfönliche Meinung weiter mündlich zu vente 
hat Seber das Recht, feiner abweichenden Abftimmung im Protokoll miter⸗ 


laſſen. 
Dr Borfteher darf nicht autaffen, weber daß bie Distuffionen auf andere Bes 
y aid auf: die der jebesmaligen orbnungsmäßigen Berathung gerichtet werden, 
Iayine MBitglicber befondere Diskuſſionen unter fi, eröffnen. 
‚ Die Berſammlung faßt ihre Wefchläffe ee abfoluten Stimmenmehrhett 
Stimmen giebt die Stimme bes Vorftehers ben Xusfchlag. 
k Hder Segenftand der Berathung von Wichtigkeit, ober erfarbert er Prüfung 
Imh Stelle, fo kann er von einer durch die Verſammlung zu erwählenden Depu- 
weht und der Berfammlung zum Beſchluß vorgetragen merben. 
in ber Sigung über ein Recht ober über eine Verpflichtung ber Korporas 
wobel das Intereſſe eines ober mehrerer Repräfentanten im Widerſpruche 
‚bie Betbeiligten die Verſammlung verlaffen und werden flatt ihrer Stellt 
lan Tritt diefer Fall bei einer ſolchen Zahl von Repräfentanten ein, daß 
Iffühige Verfammlung von unbetheiligten Repräfentanten und Stellvertre⸗ 
ammenherufen werben Tann, fo muß ber Vorſteher der Verwaltungsbeams 
Vorfalle in Kenntniß gefegt werden, bamit er barüber an bie vorgefehte, 


beichte. 
Bei. der Unterſchrift und im Siegel führt die Repräfentanten-Verfammiung. 


' n8: 

„Repräfentanten ber ifraelitifchen Korporation zu N. R 
Higungen werben vom Vorfteher oder wenigftens von noch zwei Mitgliedern. 
net und mit dem Siegel der Repräfentanten:Berfanmlung. bedruckt. 

Die. Repräfentanten:VBerfammlung ift befugt, alle Zweige ber Korporationss 

ng durch Deputätionen aus ihrer Witte von 2 bis 5 Mitgliebern unterfuchen. 

ber den Befund Bericht erftatten zu laffen. Doch darf dies nicht ohne vorhe⸗ 
hrichtigung und in der Regel auch nicht ohne ben Zutritt bes Vorſtehers der 

ıgöbeamten ober eines Delegirten deſſelben geicheben. 

zu tem hefestefort ber RepräfentantensBerfammlung gehören insbeſon⸗ 

ıde Ge e: 

fung FT ultinmwefeng der Gemeinde und Aufftellung eines fpeziellen Schul⸗ 

—— ans; nebſt der Kontrolle über das, von ben Verwaltungs⸗Beam⸗ 

a führende Schulden-Gonto: 

trolle aller Korporations⸗Einnahmen, insbefonbere ber Kauſcher⸗Fleiſch⸗Ahb⸗ 
(Krupte) und des Kommunal-Bermögend, mit forgfältiger Beurtheilung, 

olches in Zukunft moͤglichſt an ma zu benugen. feis. 

ellung des Ausgabe⸗ und Einnahme-Etats für bie Sorporations 

fung der BemeindesRechnung und eventuelle Decharge bes. Rendanten; 

zolle ber Korporationd Verwaltung überhaupt und Reviſion der Kommunal: 

ensBerwaltung insbefonderes 

rolle bes. Armen⸗Weſens und der wohlthätigen PrivatsInftitute, jedoch ohne 

ung ber PrivatsStiftungen und der Vereine zum 3wecke ber Wohlthätigkeits. 

idea a — — —* — trag der, in dem Jah 

diligung orbentlicher mi er den Be , in bem Jahres⸗ 


ten Summen, enblich 


. 
’ 
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i) die jebesmalige Beſchlußnahme, ob Namens der Korporation Prozeſſe anı 
Käufe, Berkkufe, Vergleiche und andere Kontrakte abgeichloffen werden fol 
benen es fich um die Subſtanz des Korporations-Bermögens handelt. 


8. 27. Beſchwerden über den KorporationssVorfteher und über die übrigen 8 
tungobeamten find an bie vorgefegte Landräthliche Behoͤrde zu richten. Die Re 
tantensBerfammlung bat in diefer Hinficht Teine Befugniß, felbft zu unterſuch 
ſelbſt zu entfcheiden. \ . 

8. 28. Alle Beſchlüſſe der RepräfentantensBerfammlung, welche eine Berän 
inider Qubftanz des Korporationds:Wermögens, die Erhebung von Gemeinbefteue 
Laften, eine Prozeßfuͤhrung, die Feftftellung des Korporations⸗Ctats, Bewilligu 
Gehältern, die perfönlichen Rechte einzelner Mitglieder u. ſ. w. betreffen, find n 
dann gültig und vollzugsfähig, wenn fie die höhere Weftätigung der Regierung e 
ses Kommiffarii erhalten haben. Aue fonftigen Befchlüffe hat der Korporationdsl 
ber, wenn er mit ihnen einverftanden ift, ohne Weiteres zu vollziehen. 

Die Repräfentanten-Berfammiung jft dagegen berechtigt und verpflichtet, ſich 

ren Borfieher von der Ausführung ihrer Beihlüffeucherzeugung zu verſchaffen u 
eten einzuſehen. ' 

5.29. Die Mitglieber ber Repräfentantens®erfammlung find ber Korporatk 
Pre unb Scpaben verantwortlich, weicher dem Gemeindeweſen durch ii 

en zugefügt wird. “ 

$. 80. Sollte eine Repräfentanten-:Verfammlung fortwährend ihre Pflichten m 
fäffigen und in Unarbnung und Partheiung verfallen, fo wird fie von ber 
nad) vorgängiger Unterfuhung aufgelöft unb eine neue Repräfentation gebiln 
Schuldigen aber auf eine gewiffe Zeit ober für immer zur Wahl für unwürdigg 
—72 Außerdem ‚bleibt in dazu geeigneten Faͤllen die gerichtliche Beftrafıy 

4 en. . . . — 
Poſen, den 1. Juli 1834. 

J Koͤnigl. Regierung, Abtheilung des Innern. 

(Amtsbl. 1834.) on J 

e. Verf. der K. Reg. zu Poſen v. 1. Juli 1834 enthaltend das Ge 

Regulatio für die Verwaltungs⸗-Beamten ber iſraelitiſchen Korper 
im Reg. Bey. Pofen. 

4 1, Die a ee werden von dem Korporations 
ſteher und beffen Beiftänden foflegiatifch beforgt. Die Enticheibung erfolgt ma 
Stimmenmehrheit, der ſich auch der Vorfteher unterwerfen muß, feine abıma 
Meinung aber im Begleitungs:Berichte der höheren Behörde vorzutragen befug 
neswegs aber berechtigt ift, die Sache aus diefem Grunde zu verzögern oder zu 
halten. In dringenden Fällen hat der Korporationg:Vorfteher die Befugnig, m 
Meinung feiner Beiftände, auf eigene Verantwortung bie ihm erforberlic, fe 
Maßnahme zu treffen; doch ift er aisdann verpflichtet, der vorgefegten Behoͤrde fi 
vollftändige Anzeige zu machen. 

Die Zufammentunft der Verwaltungs:Beamten findet in der Regel einmal ir 
Woche ftattz in befondern Fällen fo oft, als der Vorfteher die Sitzung für nöthig 
tet. Die Stellvertreter werden nur dann berufen, wenn der Vorſteher oder befle 
fände auflängere Zeit an ben Amtöverrichtungen verhindert find. 

— 2. Dem Vorſteher, als Dirigenten ſaͤmmtlicher Korporations-Verwaltun 
ſchaͤfte, ftebet es zu: alle Korporations-Angelegenheiten zu leiten, Berfammlung 
Berathungen anzuordnen und denfelben vorzufigen, die Korrespondenz zu erd 
a oenen Geſchaͤftszweige der Verwaltung unter fih und feine Beiftäi 
vertheilen. 

8.3. Der Vorfteher darf kein eingehendes Schriftflüd für fich zurüdbehalte 
bern muß „Haffetbe fogleich zur Eintragung in bas Gefchäftss Sournal und zur B 
tung abgeben. 

Die Gefchäfts-Verbindung mit ber Repräfentanten:Berfammlung und bie Wi 
förderung der Belchlüffe derfelben und der höheren Verfügungen an biefelbe, n 
Reenger Verantwortung auf das Pünktlichfte beforgt werben. 

Feb Mi a nerioesmoltungsängelsgenheiten ohne Ausnahme werden in be 

prache geführt. u 

8. 4. Sollte wiederholte Vernachläffigung der den Beiftänden übertragenen G— 
- oder eine andere Dienftwibrigkeit derfelben eintreten, fo ift ber Vorfteher verpf 
im Fall dag Ermahnungen und ernftliche Verweiſe keinen Eingang finden, auf i 
fung berfelben mit Geldbußen von 5 Sgr. bis zu 1 Thlr. bei dem vorgefeßten I 
Eanbrathe anzutragen. 
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Inſonderdeit iſt es Pflicht des Vorſtehers darauf zu ſehen, daß bei der Ver⸗ 
der Korporation nichts wider die Geſetze und Rechte des Staats unternom⸗ 
en. 


Ueber jede Berfammlung wird ein Protokoll geführt, welches die Namen ber 
geweſenen Verwaltungs:Beamten und die Gegenftände ihres Befchluffes kurz 


Den Aufforberungen ber Repräfentantens:Verfammlung in Bezug auf die Kons 
md eines Verwaltungs-Gegenſtandes ift unverzüglich Kolge zu leiften. 
Der Gemeinde⸗Vorſteher, le auch deffen Beiftände, haben bie Vers 
j, auf Verlangen bes Vorftehers der Repräfentanten « Berfammlung, an den 
ı ber lestern Theil zu nehmen, wenn Korporations-Verwaltungs=-Gegenftänbe 
ben zur Berathung vorliegen; jedoch haben fie fein Stimmredt. 
Das Geichäfts:Refiort der Verwaltungs: Beamten begreift folgende hauptſäch⸗ 
enftände in fich: 
rung eines Geſchaͤfts⸗Journals über alle ein und ausgehende Korreſpon⸗ 
Baden; 


ihrung einer regelmäßigen Regiftratur über alle erledigten Schriftftüdes 
eines Hauptbuches über alle Vermögens Stüde, Aktiv- nnd Paſſiv⸗ 
ulben und über alle Einnahmen und Ausgaben der Korporations⸗Kaſſe; 
köhfte tägliche Auffichtführung über bie Korporations⸗-Kaſſe; 
weifung aller Einnahmen und Ausgaben ber Korporations:Kaffe innerhalb bes, 
a den Repräfentanten feftgefegten Etats. Zu allen Ausgaben hingegen, welche 
a Etats⸗Kredit überfteigen, bedarf es der vorherigen Genehmigung ber Repräs 
MantensBerfamminng. 
Sewöhnliche Kaffen: Revifionen gefchehen buch einen Verwaltungs:Beamten 
kter Zugiehung zweier Repräfentanten. 
* Verwaltung des Schul: und Synagogenweſens; bie Anfertigung und 
ihrung der Liſten von den fchulpflichtigen Kindern: die Wollgiehung ber mos 
ntlihen Schulverfäumniß:Strafliften und die Anfertigung und Kührung ber Li⸗ 
ben von denjenigen Kindern, welche nad) zurüdigelegtem Schulalter, auf Grund 
ner Prffung, mit dem Zeugniffe der Reife aus ber Schule entlaffen und einem 
Haubten Brod⸗ Crwerbe übergeben werben, wobei bie $$. 14, 15 und 16 ber Ober⸗ 
rähbial-Inftr. v. 14. San. c. genau zu befolgen finds 
Ile Berwaltung bes Armen-Wefens mit Schonung aller Privat:Stiftungen 
Bereine zum Zwecke der Wohlthätigkeit; 
eriodiſche Anfertigung der jüdischen Bevoͤlkerungs⸗Liſten; 
Milleiftung auf Verlangen der Polizei-Behörde, bei Aufnahme. der Verzeichniffe 
Freu naturalifirenden, zu duldenden und ausgumeifenden Individuen und bei als 
Tbnftigen polizeilichen Vorkopmenheiten 
Aziehung der Beſchluͤſſe der Repräſentanten-Verſammlung, reſp. deren Befoͤr⸗ 
ung an die vorgeſetzte Behörde und wiederum die Zufertigung der Erlaͤſſe der 
tern an die Repräſentanten⸗-Verſammlung; Correſpondenz⸗Fuͤhrung in allen 
neine⸗Verſammlungs⸗Angelegenheiten; Fuͤhrung der Liſten der naturaliſirten 
geduldeten Ieraeliten, Beſorgung aller Übrigen, die Korporation betreffenden 
hafte; Abfchließung von Padıt:, Kauf: und Verkaufs: Kontraften, Verglei- 
, Führung der Prozeffe u. f. w. Namens der Korporation, in Gemäßheit ber 
hlüffe der RıpräfentantensVerfammlung und der fonftigen VBorfchriften u. |. w. 
Die Verwaltungs: Beamten führen bei der Unterfchrift im Siegel die Be: 


„Verwaltungs⸗Beamten der israelitiſchen Korporation zu N. N.“ 
usfertigungen unterzeichnet der Vorſteher allein, oder in deſſen Abweſenheit 
lvertreter, unter Beidrückung des Siegels. 

Ruͤckſichtlich der Dienſtvergehungen der israelitiſchen Verwaltungs-Beamten 
die allgemein guͤltigen geſetzlichen Beſtimmungen wegen der Verbrechen der 
es Staats in Anwendung. 
en, den'1. Juli 1834. Koͤnigl. Reg., Abtheilung des Innern. 
ıtöbl. 1834.) , 
ie Berwaltungd:Beamten find keine mittelbare Staatödiener. Vergl. 
v. 27. Mai 1842 oben ©. 144. Daffelbe beftimmen die R. v, 
1. u. 13. Zebr. 1843. (8. M. Bl. 1843. ©: 28.) 
ie Rabbiner haben demgemäß in Betreff der Steuern nicht bie 
chriſtlicher Geiſtlichen. 


III. Br.3. Die Verhaͤltniſſe der Juden. A 





27. 0. M. allegirte 5. 7. der X. v. 1. Junt 1833, betreffend das Tudenimeiiz il 
berzogthum Poſen, allerbings feftgefest, daß bie Rechte und Pflichten ber Rep 
ten ber jüdifchen Korporationen und der Verwaltungsbehörden gegen einanden 
Korporationen und gegen dritte Perfonen nach den Borfchriften beurtheilt werke 
weldye bie revidirte St. O. v. 17. März 1831 über die Rechte und Pflichten ie 
veroidneten vorfchreibt, fo läßt fih daraus noch keinesweges herleiten, wie N 
litiſche Verwaltungsbehoͤrde folgern zu wollen fcheint, ba nunmehr aud wei 
Rabbiner auf die Rechte und Immunitäten ber Geiftlihen und Lehrer ber i 
Konfeffionen Anſprüche zu machen berechtigt find, 

Weberdies gefteht das Klaffenfteuergefeg vom 30. Mai 1820 im F. 1. mur 
Perſonen Befreiung von der Klaffenfteuer zu, welche entweber in jenem Gef 
ausdrücklich bezeichnet, oder welche durch frühere Spezialbeftimmungen feit W 
4815 von ben gewöhnlichen Perfonalfteuern bereits entbunden find. Da nm 
chen Rabbiner zu keiner diefer beiden Klaffen, wohl aber die chriftlichen Geiff 
Lehrer zu den legtern gehören, fo müffen wir auch bie ifraelitifche —— 
mit ihrem Antrage auf Klaffenfteuerbefreiung ihres dortigen Rabbiners, wie 
geſchieht, zuruͤckweiſen. 

Bromberg, den 17. Juni 1835. Königl. Preuß. Regierung. Wifs 
(Ann. XIX. ©. 1036.) 


6. Verwaltung der Vermögens: Angelegenheiten der Korporatie 
a) Regulirung des Schuldenweſens. 


N. des K. Min. bed Inn. und dee P. (Köhler) v. 13. Nov. | 
die K. Reg. zu Bromberg. Regulirung des Schulpdenwefend einzel 
bengemeinden. 


Aus dem Ber. der K. Reg. v. 27. v. M. tft der Schuldenzuftand der Zuber 
zu N., und was Sie wegen Regulirung deſſelben angeordnet bat, näher erfeht 
Da aber die Verwaltungsbeamten der Korporation nicht zugeftehen, daß gewi 
ben folche feien, für welde nit nur das gemeinfchaftlihe Vermögen ber Kor 
Sondern auch dad Vermögen der Mitglieder auflommen muß, fo möge, wenn 
porations-Repräfentanten ebenfalld damit übereinftimmen, die K. Reg. biefe 
einftweilen von der abminiftrativen Regulirung augfchließen, die Ent! eidun 


dem Richter überlafjen, und eventuell Ihre Einwirkung auf Ausführung ber i 
Noa Anh ur VW RM onthaltonon Marfchrifton hofhränfon 
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nm. von Ihren Blaubensgenoffen und ber Tompetenten Vehoͤrde der Ihnen ange: 
Stererſat als Ihrem Vermögen und Einkommen angemeflen gefunden worben 
ruß es dabei bewenden, und können Sie Sich barüber um fo wentger beſchweren, 
tat nachaelaffen worben ift, die Unrichtigleit ber Abſchätung durch vollſtändige 
fatipn ihres Vermögens und Einkommens zu erweifen. tn 
GSie Ihren Bermögensbeftand auf andere Art glaubhaft barzulegen im Staͤnde, 
ein Gib von Ihnen nicht verlangt werben; bleibt jedoch aber ein Zweifel übrig, 
‚ben Behörden die Befugniß zu, die Herabſetzung des Beitrages von einem Ihrer 
m leiftenden Manifeftationgeibe auch hinfichtlich Ihres Vermögens abhängig zu 
‘ .(Anm. AXI. ©, 655.) . . . ic 3 
Erlaß des Min. des. Inn. und der P. (v. Rochow) v. 27. Dec. 
an den K. Oberpräfibenten der Provinz Poſen. 

‚ber im Original beigehendben Beſchwerde bed N. zu N, wegen. Prägravation 
Iingung ber Korporations:Abgaben ber Juben, nicht minder nad) einigen ſchon 
gemuchten Bemerkungen fcheint bei der Repartition diefer Abgaben mit einer 

und Oberfidchlichkeit verfahren zu werben, welche bie Begrünkking :jeder Re: 
unmöglidy machen, und daher auch nirgends einen Anhalt zu ficherer Ent: 
‚gehen würbe. Man fcheint nämlich jebes Korporationg- Mitglied für ſich ſelbſt 

1 und zu beftimmen, wie viel es beizutragen im’ Stande ſei, ohne ſich auf eine 
des Einkommens aus ben einzelnen Vermögens-Objelten, auf Kine Zafam- 

g des hiernach ausgemittelten Einkommens fämmtlicher Kontribuenten in eine 
Kalle und auf eine Repartition des Geſammt-Bedürfniſſes nad) der hierdurch aus⸗ 

Bm Gteuerkraft der Mitglieder einzulaſſen. Hiernach wäre die ga je Operation 
Ider Willkuͤhr der theilnehmenden Beamten Preis gegeben, was. nidjt. ſtatthaft 
Fnß vielmehr, wenn die Korporations-Bebürfniffe nach dem Einkommen ‘ner: 
Alan follen, fo verfahren werben, wie in den bürgerlichen Gemeinden in. glei: 
WR verfahren zu werben pflegt. Es ift naͤmlich Hinfichtlich jedes Steuerpflichti⸗ 
Rekommen aus den verfchiedenen Objekten, von welchen es bezogen wird, aus 
Weale, ben Grundſtuͤcken, ben Kapitalien 2c. feitzufegen ind unter verichiedenen 
Mdie Steuerrolle einzutragen. Der Gefammtbetrag wird fummirt, ebenfo der 

hr verſchiedenen Bedürfniſſe, woraus fi dann von felbft ergiebt, wie vtele 
Ber Groſchen auf jeden Thaler des Einkommens zu repartiren find. Sn bie 
nel muß dann bei jedem der ihn betreffende Extrakt der Rolle kurz aufgenom- 
Beben, etwa in folgender Maße: J en 
ER K. bezahlt im Jahre zu dem Gefammtbebürfniffe der Korporation an 
Kthte, — Sar. — Pf. von feinem Einkommen von | 
— Rthlr. — Sgr. — Pf. vom Handel 

s = .— s vom Grundeigenthbum 
— ——— ⸗— — = don Kapitalien 2c: 










Summa 

ad Jahr Dfennige vom Thaler, folglich 

’ — Rthle, — Ser. — Pfr ꝛc. nn 
x wird Jeder in Stand gefeßt, zu beurtbeilen, ob er zur Beſchwerde über Praͤ⸗ 
om Beranlaffung habe oder nicht, und durch Manifeftation feines wirklichen Ein: 
8, durch Offenlegung ber Rechnungen, Hanbelsbücher ꝛc. ober durch den Mani: 
18: Eid die Prägravation zu beweilen, woburd dann aud im all weiterer Re: 
on bie vorgefegte Behörde eine Enticheivung mit Sicherheit treffen kann. 
größere Mühe, welche jedoch zu Erhaltung der Ordnung und zur Vermeidung 
kuͤhr unerläßlich nothwendig tit, macht bloß die erfte Aufjtellung der Rolle, ins 
he in den folgenden "Jahren bloß revidirt und nad) den eingetretenen Verän⸗ 
n mobifizirt zu: werben braucht. Die Ausfüllung ber Steuerzettel if, wenn die 
ta gebrudt find, wenig beſchwerlich. 

Offenlegung der Rolle zur Einficht jedes Kontribuenten ift erforberlih, um 
tungsbeamten und Repräfentanten abzuhalten, ſich felbft und ihre Arigehörigen 
unde zu begünftigen und ihre Gegner über Gebühr zu beläfligen. 

. Min. Bl. 1841. ©. 321.) . 
V. ded Min. des Inn. (v. Meding) v. 14. San. 1842 an die K. 
u N. Aufbringung der Koften zu Synagogen: Bauten in der Pros 
ofen. 

Win. des Inn. kann es, wie der K. Reg. auf ben von Ihe in der Beſchwerde⸗ 
er jüdifchen Korporation zu N. unterm 21. v. M. erftatteten Bericht hierdurch 
nen gegeben wird, nicht billigen, daß Dieſelbe die gedachte jübifche Korporation 
zres Aſpruchs an ben in N. wohnenben Theil ihrer Mitglieder, hinfichtlid der 


21” 
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Beiträge gu dem Synagogenbaun in N., auf den Rechtsweg gewieſen hat. Den! 
ſich im vorliegenden Falle nicht um einen privatredhtlichen Anſpruch, ſondern u! 
ſolchen handelt, welcher in Folge eines Korporations-Bebürfniffes und aus dem 
rations⸗Verhältniſſe an gewifle Mitglieder gemacht wird: fo tritt hier Lediglich 
miniftrative Entſcheidung ein. Diefe ift auch nicht fchwer zu ertheilen, da $. 7, 
v. 4. Juni 1833 feinen Zweifel barüber übrig läßt, daß ber 8. 40. ber revidirten 
—* in Anwendung kommt. Danach werden alfo die jüdiſchen Einwohner v. N 
ie wirklich von dee Synagoge zu N. keinen Nugen haben, von ben Beiträgen de 
fo freizufprechen fein, ald die Bewohner von N. von den Beiträgen zur Unter 
bes Berhaufes in N., wenn nicht etwa für die Zukunft es für angemeflen F 
werben möchte, beiderlei Unkoften, ohne Unterſchied, auf die gemeinfchaftliche 
tions⸗Kaſſe zu übernehmen. (V. Min. Bl. 1842. ©. 187.) 


C. Berpflihtungen der jüdiſchen Korporation in Anfe 
des Schuls und Religiond: Unterricht der jüdiſchen Kin! 


1) In Anfehung des Schulzwanges vergl, die 88. 9. 10. 12 de 
8 


etzes. 

2) In Anſehung der Unterhaltung der jüdiſchen Schulen bemer 
R. ded Min. des Inn. (v, Meding) v. 11. Febr. 1841 an den K. 
Rath N. zu N. 


Da zeither die Kommunal:Bebürfniffe der dortigen Stadt nach bem Buße der X 
fteuer aufgebradyt worden find, von welcher keine Eremtion ftattfinbet, fo untel 
keinem Bedenken, daß fammtliche Beamte dazu heitragen müffen. Das G. vo. 
1822, welches nur von ben Beiträgen ber Beamten zu ben ftädtifchen Einkommeh 
handelt, würde im vorliegenden Falle nur dann angezogen werden Tonnen, m 
darin $. 3. enthaltene Vorfchrift, daß die Beamten zu direkten Beiträgen alfa 
folglich auch zu Klaffenfteuer-Zufchlägen heranzuziehen find, jedoch nur die dort 
ten Prozente von ihrem gefammten Dienfteintlommen zu bezahlen haben, ü 
worden wäre, was aber nicht der Fall ift, da die den Beamten angefonnenen be 
nach der Verficherung der Königl. Regierung diefes Marimum noch bei weitem nl 
reichen. Daß die Kontribuenten ber legen Klaffen gefchont werben, ıft ganz in dm 
nung, da nad) den Gefegen Jeder nach feinen Kräften herangezogen werben foll,! 
unterften Klaffenfteuerpflichtigen aber eine fo geringe Steuerkraft vorauszufegen I 
felbft von den Minifterien deren möglichfte Verfchonung mit Zuſchlaͤgen meiſtens! 
wiltigung derſelben ausdruͤcklich als Bedingung aufgeftellt wird. Die Verſchom 
dortigen Juden mit der Defizitfteuer ift ebenfalls in der Ordnung, da das Defjl 
das Bedürfniß der hriftliden Schulen entftanden ift, bie Juden dagegen ihre 
auf eigene Koſten unterhalten müffen, und daher billig verlangen £önnen, entwe 
man fie mit Beiträgen verfchone, oder daß man ihr Schulbedurfniß mit auf ber 
merei-&tat nehme, wodurch dann das Defizit verhältnißmäßig würde vermehrt, 
eine mindere Bejteuerung der chriftlichen Einwohner nicht würde erzielt werben. 

(8. Min. Bl. 1841. ©. 57.) 
3) Ja Anfıhung des Religiond-Unterrichtö vergl. $. 11. des Geft 
4) In Anfehung ihrer Verpflichtung, die Knaben nach vollendeter 
bildung anzuhalten vergl. den $. 13 des G. und den Art. 16 der Inı 
& D. Militairs Dienftverpflihtung und Refrutenfteue 
uden, 


1. Vergl. im Allgemeinen Abth. 1 Abſchn. V. ©. 51 fig. 
2. Insbeſondere ferner $. 14. ded G. und Art. 17 der Zaftr. 
E. Raturalifation der Juden. 

1. &:forderniffe. 

a. Vergl. die 88. 17. 18 ded G. und Art. 18 der Inſtr. 

b) Verf. des Oberpräjidenten der Provinz Pofen (Flottwell) an 
Reg. in derfelden v. 20. Sept. 1837. 

Bei Gelegenheit eines befondern alles, in welchem über die Qualifikation 
Juden des hiefigen Departements zur Naturalifation an Seine Majeftät den 
Bericht erftattet ift, haben Auterhöchftdiefelden Ihre Willensmeinung dahin zu ı 
Ba gerubet, daß bei Naturalifation der Juden ſtets ftrenge nach den gefeglid 

hriften verfahren werde, und daß nur durchaus vollfländig quahfizirte Sub 


Seeontdrechtl. Verhaͤltn. d. 3. im Großherzogthume Poſen. ZU 


aturatffation gelangen follen. Gine X. Ren: erfuche ich baber ergebenft, vor Er⸗ 
ng ber Patente ftets bie genaufte Prüfung über das Worhandenfein der allgemeis 
wohl, al& vorzüglich auch der befonderen Erforberniffe der Raturalifation zu vers 
m und jeden Antrag, der nicht ſtrenge begründet wird, zurück zu weifen !). 
Xnn. XXI. Str. 119.) 
R. des Min. des I. (Gr. Arnim) an die K. Reg. zu Pofen v. 30. 
1842. Wirkungen der Wieberverleitung der Nationalkotarde in 
ekung auf Wiederherſtellung der Upbeſcholtenbeit, Ertheilung des 
gerrecht® und des jüdiſchen Naturaliſationspatents. 
ER. Reg. erwidere ich auf den Ber. v. 27. v. M., daß der Wiederverleihung der 
malkokarde niemals bie Wirkung beigemeſſen worden iſt, die Unbeſcholtenheit deſ⸗ 
jee fie durch ein Verbrechen verloren hatte, völlig wieder herzuſtellen. Deshatb 
nmauch die Stadtverorbneten berechtigt, denjenigen, welche der 8. 20 der revidirten 
D. bereichnet, das Bürgerrecht auch dann zu verfagen, wenn fie die Nationalkos 
wieder erbalten haben. Nach diefen von Sr. Maj. dem Könige gebilligten Grunds 
ılann auch ein in diefem Kalle fich befindender Bude, ohne Allerh. Dispenfation vom 
qze, im Großherzogthume Pofen nicht naturalifirt werden, da in der V. v. 1. Juni 
68.17. Nr. 1. völlige Unbefcholtenheit des Lebenswandels als unerläßliche 
at Raturalifation aufgeftellt ift. Hiernach möge die K. Reg. für die Zur 
Mi achten, und in Fällen diefer Art, wenn triftiger Grund vorhanden ift, einen 
baßın Verbrecher für gründlich gebeffert anzufeben, vor Verleibung bes Naturalifas 
u 8, behufs Erwirkung allerhoͤchſter Dispenfation, berichten ac. 
9. BI. 1848. ©. 5.) 
A Raruralifationd» Patente und Erſtreckung berfelben auf Ehefrau und 


ng. 6. 19 des ©. 
MR des Min. bes 3. (v. Meting) an die K. Reg. zu Pofen 
kA. Yung. 1841. Rechte der Ehefrauen und Wittwen naturalifirter 


f 


Dein. bed 3. tritt dem von ber K. Reg. in bem Ber. v. 29. v. M. ausgefpro: 
Vrundfage völlig bei, daß die aus dem Geſetz v. 1. Zuni 1833 ben naturalifirten 
Bi der dortigen Provinz auftebenden Rechte auch ihren Ehefrauen zukommen, weil 
an dem bürgerlichen rtatus und der Dignität des Mannes Antheil nimmt. 
Feftauen naturalifirter Juden, welche ben kaufmänniſchen Handel für ihre Rech⸗ 
ben wollen, bebürfen hiernach für ihre Perfon keines befonderen Naturalifas 
ent. Daaegen kann das Min. mit der Anficht der K. Reg.: wonach es ſich 
Ih verſteben foll, daß die Ehefrau nadı dem Tode ihred Mannes ſelbſt naturalis 
Haben müſſe, wenn fie das Faufmännifche Gewerbe betreiben wolle, ſich nicht eins 
suben erklären. Durch den Tod des Mannes erleidet die Ehefrau Feine Vermin⸗ 
4 ihrer bürgerlichen Rechtes fo Tanae fie im Wittwenftande verbleibt, behält fie 
Ändert das Mecht und bie Dignität ihres verftorbenen Ehemannes bei, In biefer 
bt bedarf alfo die Anficht der K. Reg. eine wefentliche Berichtigung. 
B. M. Bl. 1841. ©. 277.) 
Beſcheid ded Min. ded J. u. der P. (v. Mebing) v. 8. Jan. 1840 
m Einwohner N. zu Inowraclaw. Auddehnung der Naturalifation 


ie Kinder. 

; der Eingabe des N. N. v. 27. Dec. v. 3. ift erfehen worden, was berfelbe wes 
usdebnung ber den jüdifchen Eingefeflenen im Großherzogthum Pofen ertheilten 
alifation auf deren Kinder vorgeftellt hat. Da die Naturalifation gewiſſe pers 
e Eiaenfchaften vorausſetzt, fo folgt baraus von felbft, daß fie nur demjenigen für 
Derfon zu Theil werden kann, ber diefe Eigenfchaften befist. Ge wird aber jedem 
lifirten Juden fehr Leicht werden, auch feinen Kindern die mit der Naturalifation 
denen Vorzüge zu fichern, wenn er diefelben To erzieht, daß ſie fich die erforbers 
Gigenfchaften zu eigen machen. Jeder wird fich hierdurch aufgefordert finden, 
Kindern eine forgfältige Erziehung zu geben, biefe auf eine fefte moralifche Grund⸗ 
; begrimben, und zugleich bie Kinder zu einer foliden Thaͤtigkeit anzubalten, wo⸗ 













Die €; 8. ber K. Reg. zu Poſen v. 30. Okt. 1837 an ſämmtliche Landraͤthe 
macht obige Beſtimmung wiederholt bekannt. (Ann, XXI. S. 1028.) 
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durch für das Judenthum weit mehr gewonnen werben wird, als durch bie Grhlid 
gewiſſer Vorzüge, ohne Rückſicht auf die ihnen entfprechende Qualifilation, 
- (BB M. Bl 1840. ©. 12.) - 


3) Rechte der naturalifirten Juden. 


a) Die Rechte find die der chriſtlichen Einwohner, in ſoweit nicht 
ſondere Ausnahmen gemacht find"). Insbeſondere find den Juden 
gende Rechte gewährt: | 

aa) Unbeſchränkte Nieberlaffung innerhalb der Provinz. 

a) Bergi. $. 20 ded Geſetzes. | 

PR. des Min. des J. (erfte Abthl. v. Wedel) v. 7.Nov. 1842 an 
K. Reg. zu Bromberg. | 

Da der in dem Ber. der K. Reg. v. 13. v. M. erwähnte jübifche Schneiber R. pal 
obwohl demfelden, als Zuden aus dem Großberzogthum Pofen, keine Militärverpih 
tung oblaa, dennoch freiwillig Dienfte aenommen und bei dem ftehenden Heere, wir 
der Landwehr, folche abgeleiftet, auch ftch dabei die Zufriedenheit feiner Borgefeatat 
worben hat, fo tft es nicht nur der Billigkeit angemeffen, fondern entfpridht f 
Allerhoͤchſten Abfichten, ihm fein Fortkommen möglichft zu erleichtern. Im 
defien, und da außerdem aegen bie Moralität bes ze. RN. fonft nichts angeführt 
die Krage aber, ob er in Bromberg fein Kortlommen finden werde — eine 
bei einem fich in bortiger Stadt neu etab'irenden chriftlichen Schneider aar nit 
worfen werden würde — ihm felbft zur Beantwortung zu überlaffen tft, wird 
R., in Gemäßheit der Allerh. X. DO. v. 8. Juni 1884, hiermit zur Nieder 
Bromberg die erforderliche Miniſterialkonzeſſion ertheilt. 

Hiernach hat die K. Reg. ſowohl ben ꝛc. N., als die Stattbehörbe zu B 
beſcheiden. (8. M. Bl 1842. ©. 396.) " 

bb) Unbefchränfter Erwerb von Srundbefiß. j 
a) Frühere Zuftände. 
Durch) das Sen. Zudenreglement v. 17. April 1797. Kay. IL. $.1 
den Juden die Erwerbung von Grundſtücken nur unter Genehmigung! 
Kammer (jrgigen Reg.) erlaubt. Bald nad) Errichtung des Herzogl 
Warſchau verbot dad Herzogl. Warfhauifhe (Sächſiſche) Berl 
19. Nov. 1808 den Juden die Erwerbung von Gütern; allein dieſes 
wurde nicht publizirt und hat daber nie Gefehedfraft erlangt ?). 
Miedervereinigung mit Preußen diövonirten hierüber >): R. 
aa) R. ded K. Min. des 3. (Köhler) v. 19. Mai 1828, an den li 
fhen Kaufmann N. zu N., im Großberzogthum Pofen. Ermerbung 
Landgütern. 

Auf Ihre anderweite Eingabe vom vorigen Monat gereicht Ihnen zur Refolution,J 

das Min. des 3. den damit nachträglic in Abſchrift beigebrachten Beſcheid der 


eg. zu Pofen v.14. Dec. 1825, betr. die von Ihnen beabfichtigte Ermwerbung des 
N., nur bejtätigen, und fi nicht für ermächtigt halten kann, Ihnen bie a 
e 














Erwerbung eines Landgutes überhaupt zu geitatten. Das Koͤnigl. Säch 

v. 19. Nov. 1808, welches die Juden von dem Ankauf von Gütern mit Eigenthu 
recht ausichlteßt, iſt zwar durch die Geſetzſammiung des vormaligen Herzogthums R 
ſchau nicht wublizirt, aber nichts defto weniger dadurch in Wirkſamkeit geſetzt, daß 
Zuftizminifter des Herzogthums felbiges zu feiner Zeit den Gerichtähöfen zur Bea 
zugefertigt hat ). Es wird nach diefem Dekret, welches als ein wefentlicher Beſta 


— 


1) ©. biefe Ausnahmen sub. b, 

. 3) Bergl, die Note zu dem folgenden R. v. 19. Mai 1R28. 

3) Diefe R. find indbefondere für den folgenden Abfchnitt von Wichtigkeit, 
heißt, für bie heile des Herzogthums Warfchau, die zu Weftpreußen gehöt 
Es wird von dort hierher zurüdverwiefen. 

«) Diefe Xufitellung ift ganz unhaltbar, da nad) allen Rehten ein Geſetz ſe 
Guͤltigkeit erft durch die Publikation erhält, wofür bie Meittheilung ei 
Geſetzes an die Gerichtshöfe, fofern letzteres nicht eben blos veglementarif: 
Vorſchriften für den Richter enthält, ſondern Über Rechte und Pflichten bed 


Staautwchtl. Berhältn, d. J. im Großherzogthume Pofen, 327 


er big jetzt noch in Kraft beſtehenden Geſetzgehung des vormaligen Herzogthums, 
treff des Judenweſens, angeſehen werden muß, allgemein verfahren, und daſſelbe 
> auch auf Sie anwendbar. (Ann. XII. ©. 443.) 


) R. des K. Min. des 3. (Köhler) v. 3. Juli 1817 an die 8. Reg. 
romberg. | 


an zwar nach ber bisherigen Verfaſſung im bortigen Departement ben Juden der An: 
und Beſitz von Lanbgütern unterfagt ift, und das Ed. v. 11. März 1812 für das⸗ 
noch nicht zur Augführung gebracht werden Tann '), vielmehr die Feſtſtellung ber 
Wärgerlichen Berhältniffe der Juden noch der nähern Allerh. Beftimmung Sr. 
„bes Königs unterworfen bleibt: fo genehmigt doch das unterzeichnete Min. auf 
Batrag ber K. Reg. dv. 2%. Juni c, gern, daß der Lafer Tugendreich im ungeftörten 
Lbes acquirirten Bauergutes in Deutſch⸗Jordan vorläufig verbleibe, da derfelbe 

dſtuͤck auf eine fo zweckmäßige und Löbliche Art felbft als Bauer bewirthichafs 
ad fidy nach ber Analogie des oben genannten Ed. erwarten läßt, daß bed Königs 
‚andy in den neu acquirirten Provinzen ben jüdifchen Staatsbürgern den Beſitz 
die Bewirthfchaftung von Grundftüden verftatten werbens auch wird der KR. Reg. 
Aen, diefe ausnahmsweiſe Bewilligung mit dem Motiv durch das Amtsblatt zur 
WB Lafer Tugendreich öffentlich befannt zu machen. (Ann. I. ©. 84.) 


. ded K. Minft. des 3. (Köhler) 9. 3. Nov. 1826 an die K. 
‚u Bromberg. Gütererwerbung- von Seiten jüdifcher Glaubens» 


gäterzeichnete Mein. hält fich zu der von der K. Reg. mittelft Berichts v. 7. v. 
wäntrag gebrachten reftriktiven Erklärung bes lanbesherrlichen Dekrets v. 19. Nov. 
wähes die Erwerbung von Gütern durch Juden verbietet, für nicht befugt, in⸗ 
u die allgemeine Kategorie von „Gütern auch Bauergüter gehören, und es 

wur Zeit an bewegenden Gründen fehlt, biefe von dem Verbote auszu⸗ 
(Ian. X. ©. 1083.) 


NK. Min. des Inn. (Köhler) v. 20. Mai 1817 an bie K. 

Ri Bremberg. Rähigkeit der Juden, Grundſtücke zu erwerben. 
nn Ey Bromberg wird auf Ihren, wegen ber Ermwerbung von Grundſtücken 
FR ber Juden im bortigen Departements, namentlich in Schneidemühl, unterm 
ER B, irftatteten Bericht zu vernehmen gegeben, wie Sie, bis bie allgemeinen Bes 
Magen wegen ber Staatöbürgerlichen Verhältniffe für die Juden in den neu acqui⸗ 
Fevingen ergangen find, in einzelnen Fällen, wo die Anträge der Juden mit 
Felchen ber Kommunen und der bisberigen Berfaflung im Wideripruch ftehen, 
Munifragen har, da fich für einen folchen interimiftifhen Zuftand nicht füglich 
* eichöpfende Grundfäge angeben laffen. (Ann. I. S. 157.) 

8. des K. Min. ded Inn. (v. Shudmann) v. 24. Aug. 1826, 
E 8. Reg. zu Bromberg. Berechtigung jüdifcher Staatöbürger zur 
bung von Grundſtücken. 
fher K. Reg. Bericht Über das Geſuch eines jüdifchen Staatöbürgers aus Weſt⸗ 
ts, um Ertheilung der Srlaubniß zur Acquifition eines Grundftüdes in einer im 
Iement ber K. Reg. beiegenen Stadt v. 27. v. M. wird Derfelben Folgendes er⸗ 















:son ben: flaatsbürgerlichen Rechten ans dem E. v. 11. März 1812 in denjenigen 
theilen, wo Letzteres nicht in Kraft befteht, zur Zeit noch kein Gebrauch gemacht 
s.tann, fo tft dort mit jüdifchen Staatsbürgern der alten Provinzen in Betreff 
smiensertheilung Behnfs eigentbümlicher Erwerbung ftädtifcher Grundſtuͤcke eben 
verfahren, wie mit ſolchen Juden, welche das StaatesBürgerrecht nicht befigen. 

igens iſt eine bloße Grunbftüdserwerbung zwar als eine Verlegung des Allers 
angeorbneten Berhaͤltniſſes der Gefchlofienheit der dortigen Provinz gegen bie 
: Provinzen nicht anzufehens allein es find auch rücfichtlich des bloßen Grund: 
die noch beftehenden gefeglichen Vorfchriften auf jüdische Staatöbürger der alten 


zen anwendbar. (Ann. X, &. 781.) 





fammten Publikums bisponirt, niemals gelten Tann, Man muß daher annchs 
men, daß auch fchon vor 1833 der Befis von Guͤtern den Juden im Großherzogs 
thum Polen verflattet gew eſen. Vergl. hierüber auch das folgende Kapitel, 



























OB Staatsrechtl. Verhaͤltn. d. 3. im Großherzogthume Pete. 


D R. des K. Min. des Inn. u.d. 9. (v. Brenn) v. 7. Amiı 
an die K. Reg. zu Broniberg. Ermwerbung von Häufern Seiten da 
den, ohne Belaftung mit einem befondern ftäbtifchen Kämmerei:-Kım 

Durch dasjenige, was bie K. Reg. im Ber v. 6. v. M. angeführt hat, 
Recht der Kämmereien der dortigen Städte, von den Juben, wenn fie ein Hau 
ben, einen befonderen Kanon zu fordern, nicht entnommen werden. (Eine folk 
derung widerſpricht auch den allgemeinen Grundfägen ber Billigkeit um fo nk 
die Zuben von ihren Grundftüden, fo wie für ihre Perfonen, alle K 
glei andern Einwohnern, tragen müſſen, und felbft zu den Beiträgen fir 
Kirchen herangezogen werben. i 

Die K. Reg. möge daher für bie Zukunft nicht geftatten, daß den Suben, 
bie Acauifition eines Haufes erlaubt worden, die Uebernahme eines befondere 
angefonnen werde. Was aber bie Vergangenheit anlangt, fo mag es, wen 
entftehen, dem Ausſpruche bes Richters überlaflen bleiben, ob das desfallt 
Abkommen gültig fei oder nicht. (Ann. XV, ©. 349.) 


an) Dad R. v. 21. Mai 1832, vergl. oben hifter. Einleitung, 
4) Segenwärtige Berhältniffe. Ä 
oa) Durch 88. 20. und 25. d. find alle vorfiehend gedachten 
mungen, felbft wenn fie noch beftanden haben follten 1) aufgehoben | 
aus ergiebt fich denn auch 


£B) die Aufhebung der Judenreviere In den Städten. S 
bemerkten hierüber 


a) das R. des K. Min. des Inn. (Höhlen) v. 10. Nov. 18% 
Magiftrat zu N. N., im Großherzogthum Pofen. Häufererwerbeg 
jüdifchen Glaubensgenoſſen. 

Da der Magiftrat dem Staate bag Recht nicht wirb beftreiten wollen, jtı 
wohnern der Stäbte die eigenthümlicye Erwerbung und die Benutzung vorm 
licher Häufer außerhalb der hin und wieder noch beftehenden Judenreviere nada 
freier Beurtheilung zu verftatten; fo findet das unterzeichnete Min. fi auch it 
wogen, bie in Anſehung des Juden N. N, bortfelbft erlaffene Verfügung, wehid 
Bewenden behält, gegen den Magiftrat zu rechtfertigen. sc. 

(Ann. X. ©. 1083.) 

b) Die Refol. ded K. Min. des Inn. u. d. P. (v. Brenn)» R 
1833, an den Magiftrat zu NR. und abichriftifch an Die K. Reg. jı 

Das Privilesium der Stadt N., durdy welches bie Zuden dort nur auf 
Judenrevier beichrändt worden find, ift fchon, wie dem Magiſtrat auf die ne 
12. v. M. eröffnet wird, durch die Einführung des Napoleonifchen Geſegtzbucht, 
allen Einwohnern gleihe Rechte verleihet, To wie durch die Konftitution def 
thums Warfchau aufgehoben worden. Sind auch fpäter die politifhen Rechte ie) 
geſetzlich auf gewifle Zeit fuspendirt worden, fo bezieht ſich doc) diefe Sue 
auf ihre bürgerlichen und privatrechtlichen Befugniffe, zu welchen auch bie g 
ihre Wohnung zu wählen. Wenn, diefer geſetzlichen Lage der Sache un 
Qudenreviere da, wo fie einmal beftehen, in der Regel erhalten worden find, ed 
aus allgemeinen polizgeilihen Gründen gefchehen, nicht aber deshalb, weil 
Städte auf Beibehaltung berfelben zu dringen, ein Recht haben. Eben fo me 
auch vorbehalten bleiben, aus gewerblichen und polizeilihen Gründen den It 
Miethen einer Wohnung oder aud) die Erwerbung eines Eigenthums außerhalb 
denreviere zu geftatten. Dergleichen Konzeflionen find von jeher ertheilt word, 
werben auch ferner ertheilt werden. 

Uebrigens ift bie Berufung auf ben Richter bloß in privatrechtlichen Ang 
zuläffig, die Beſchraͤnkung der Juden auf ein gewifles Revier aber Feine X 
des Privatrechts. 

Die Berufung des Stadtraths auf die Verf. v. 15. Dec. 1830 ift daher ach 
unpaffend, da in derfelben der Stadt blos nachgelaffen ift, den Rechtsweg zu 

ten, wenn fie aus einem privatrechtlichen Grunde den Herrn Kürften Radzimill 
der Benugung feines Eigenthums zu befchränten eine Befugniß haben follte. 

(Ann. XVII ©, 126.) 


I) &, die Note zu dem R. v. 19, Mai 1RR8. S.7R, 
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) Freier Gewerbebetrieb. 


, Schon früher hatte dad R. des Min. für Handel und Gewerbe und 
Inn. (v. Schudmann) v. 8. Sept. 1820 beſtimmt: 


e von ben jäbifchen Schneider: und Kürfchnerzüinften in Eiffa mittelft originaliter 
lege remissionis hier beigefügten Vorftellung v. 30. v. M. hier angebrachte Bes 
de aber bie auferlegte Löfung eines befondern Konfenfes zur Betreibung ihres. Ges 
ed, fcheint ganz gegründet zu fein. Denn ber Gewerbefchein vertritt bie Stelle 
Ronzeflion, und überdies verdient jeder Zube, der flatt des Schachers (der bei biefer 
kn fo Häufig ift) ein nuͤtzliches Handwerk wählt, eher Begünſtigung in feinem 
eben, als eine befchräntende Maßregel. 

mibefonbere ift es dem $. 30. des Ed. v. 2. Nov. 1810 ganz entgegen, außer ber 
verbefteuer noch durch Konzefjionslöfung dad Gewerbe zu befleuern und zu erfchtoes 
‚, Die K. Reg. hat daher dem Geſuche ber Bittfteller zu beferiren, fie demgemäß zu 
beiden, und Abſchrift der Refolution binnen acht Zagen einzureichen. j 

(Ann. IV. Heft 9. Nr. 35.) 


M Demnächft bat $. 20. des ©. v. 1. Juni 1833 alle betreffende Bes 
gen aufgehoben, 


Anh in Rüdiicht des Haufirhandeld gelten nur die allgemeinen 
nungen. Es beflimmt: 


en). Dad R. der Din, des Inn. für Gew. Ang. (v. Brenn), des Inn. 
EP. (v.Rohom) u. d. Fin. (in Bertr. Kuhlmeyer) v. 12. Sept. 
BER die K. Reg. zu Bumbinnen. 


Dee &, Reg. wird auf Ihre Anfrage in dem Ber. v. 29. v. M. hierdurch eröffnet, 

Nupienustwralifirten Juden des Großherzogthums Pofen das Hauſiren auch außerhalb 
wenn fie mit Gewerbefcheinen der Reg. ihres Wohnorts zum umherzie⸗ 

e des Handels verfehen find, nicht verfagt werden kann. 

j., im XX. Heft 3. N. 140.) 


AP) Das R. des Min. des I. u. d. Pol. (v. Rochow) u. d, Fin. (Sr. 
Ehesichen) v. 17. März 1842 an die K. Reg. zu N. 


473 Reg. erhält in ber Anlage (a.) Abfchrift des heute den jüdifchen Hanbeldleuten 
Kertheilten Beſcheides zur Nachricht, mit dem Exdffnen, daß die Schlußbemerkung 
Hämtöblattverfligung v. 22. Sept. 1841, wonach ſolche Marktbefucher, welche in 
Bohnorte mit denjenigen Waaren, mit denen fie Jahrmaͤrkte befuchen, Beinen 
Handel betreiben, ald Haufirer anzufehen find, in fofern mit den beftehenden 

nicht im Einklange fteht, ald nad) dem Cirk. v. 31. Juli 1835. (Annal. 
8.) Snlänber, welche von Markt zu Markt handeln, ohne irgendwo ihr Gewerbe 
kefs der Steuerentrichtung angemeldet zu haben, nicht mit ber Strafe ber unbefugs 
Baufirer belegt werden follen, fondern in diefem Falle die Steuer und Strafe nad) 
1 Sage für das ſtehen de Gewerbe abzumeffen ift, 
Berlin, den 17. März 1842. 

Der Minifter des Innern und ber Polizei. Der Sinanzminifter. 

v. Rochow. Graf v. Alvensleben. 









dir eröffnen den Handelsleuten N. N. auf die Vorſtellung v. 13. Jan. d. J. hier⸗ 
h zum Beſcheide, daß die Beſtimmung der Reg., wonach nur ſolchen ne nen 
e zum Bereifen dee Jahrmärkte ertbeilt werben, welche in ihrem Wohnorte einen 
nden Handel mit den von ihnen zu den Märkten zu bringenden Waaren betreiben, 
ieſerhalb beftehenben Vorfchriften völlig entfprechend ift. 
m Bittitellern, bei welchen diefe Bedingung nicht zutrifft, koͤnnen baher bie beans 
en Päfle zum Beſuche der Jahrmärkte nicht ertheilt werden, vielmehr muß es bei 
abichlägigen Beſcheide der Reg. v. 18. Dec. v. I. lediglich bewenben. 
erlin, den 17. März 1842. 

Der Minifter deö Innern und der Polizei. Der Finangminifter. 

v. Rochow. Graf v. Alvensleben. 

ı bie juͤbiſchen Handelsleute N. N. zu N. 
G. M. Bl. 1842. ©. 89.) 


330, Ohantieehti. Berpältn. d. 3. im Grofgerzuuchume Vol⸗ 


dd) Sie zahlen keine größere Abgaben als die Chriſtfhien.. 
In Anfebung, der an die ehriftliche Kirche zu zahlenden Abgaben ver 
$. 20 ded G. und das R. v. 25. Febr, 1842 oben S. 105. | 


PN Na baben diefelben privatrechtlichen Verhältniffe. Vergl. hier 


b) Ausnahmsweiſe find die naturaliſirten Juden in folgenden 1 
ziehungen befhhränft: | | 
aa) In Anfehung der Staatd» und Gemeinde, Aemter. \ 
a) Vergl. 8. 20. a. des ©. | 


4) R. d. Mind J. u. d. P. v. 17. Zebr. 1840 an dad Ob.⸗Praͤſid. 
Provinz Poſen. Berhältnigmäßige Beſchraͤnkung der Zahl der jüdiſ 
Stadtverordneten. oo 

In ber Anlage (a.) theile ih Ew. 2c., mit Bezug auf Thren Bericht v. 26. Dean 
die unterm 5. d. M. auf die Immediat⸗Beſchwerde der Berwaltungsbeamten ber 
ſchen Korporation zu M. Über die Beſchränkung ber Zahl der jübifchen St 
ten an mid) eraangenen Allerh. 8. DO. in Abſchrift mit, um danach das Weitere 
ligſt zu veranlaffen. Die Befchwerbeführer find im Sinne der K. Ordre von fi 
beichieden worden. 2 


Anl.a. u. 4 
Auf ihren Bericht v. 20. v. M., die Reklamation der Verwaltungsbeamten DAB 
(hen Korpotation zu N. betr., finde ich nach Ihrer Anficht eine proportionirte A 
kung ber Zahl der, in die StabtverorbnnetensBerfammlung zu mählenden Judegch 
Marimum von einem Drittel oder Viertel für die- Städte des Großherzogthum 
auf die Anträge ber ftäbtifchen Behörden allerbings höchſt nothwenig, und ermiß 
Ste, bei der Abfaffung der Statuten hierauf die erforderliche Rückſicht zu nehmen 
nad) den Beftimmungen ber St. O. v. 1831. $5. 3. 4 Meine Beltätigung nad 
Die Berwaltungsbeamten der jüdifchen Korporation zu N. haben Sie hiernal 
nend zu befcheiden, ıc. (Min. Bl. der innern V. 1840. ©. 78.) 17 
bb) In Anſehung der ſtaͤndiſchen Rechte vergl. $. 20 b. das 9, u 
oben Abtb. I. Abſch. IV. S. 48. | 
cc) In Anfehung der mit dem Beſitze von Nittergütern verbumi 
ehren hen vergl. $. 20 c. des G. und im Allgem, Abth. I, AnfhnE 
eite 45 fig. 0 
dd) In Anfehung ber Verlegung des MWohnfiges in eine andere Pr 
vergl. $. 20 d. des ©. und unten Abtb. 3. “ 3 
Was in diefer Beziehung namentlich die Aerzte aus der Provinz Fi 
betzifft, fo beflimmt die Cirk. Verf. des M.d. &., U. u. M. Ang. (8 
bom) an fämmtl. Reg. v. 3. Febr. 1841. 
Den, aus dem Großherzogthume Pofen gebürtigen jüdiſchen Mebizinalperfore 
feither, in Gemäßheit des $. 20 der V. wegen des Judenweſens im Großherzog 
Sofen v. 1. Suni 1833 nur eine, auf den genannten Landestheil beſchränkte Appre 
tion ausgefertigt worden. Da die Kontrolle ber beftehenden Beſchraͤnkung ber beyil 
neten Mebizinalperfonen auf das Großherzogtbum Pofen nicht zur Kompetenz bed 
anvertrauten- Minifteriums gehört, To werde ich non jest ab, die Approbationen für U 
felben. ganz in derfelben Art, wie die, der andern Medizinalperfonen a 





















Da aber hierdurch die Beftimmung nicht aufaehoben wird, nad) welcher bie, aus 
— ofen gebürtigen jüdiſchen Medizinalperſonen in einer andern Provinz # 
Höhere Erlaubniß fich nicht nieberlaffen dürfen, fo beauftrage ich die K. Reg. bi 

denjenigen aus dem Großherzogthum Pofen gebürtigen jübifhhen Kandidaten, weh 
dort die Zulaffung zu den Staatsprüfungen für Wundärzte zweiter Klaffe, ober | 
Zahnärzte nachfuchen, fofort bei ihrer Admiſſion zur Prüfung zu eröffnen, daß ihn 
nach beftandenem Eramen, zwar eine unbefchräntte Approbation werbe ertheilt werd 
daß fie jedoch, um fich in einer andern Provinz nieberzulaffen, die Erlaubniß bay! 
bem K. Min. bes 3. u, d. Pol. fich zu erwirken hätten. Berlin, den 3. Febr. 1841. 

(Min. Si. 1841. &. 73.) 


ee) In Anfehung der Päffe vergl, Abth.Il. Abſchn. VII Kap. 
©. 45 fig. | I 


Cepairoihtl, Verhaͤltn. d. J. im Broßbersosthume Palm. BE 


Öräfung des Antheils an den Korporations⸗Verpflich⸗ 
Seitens ber aus der Korporation ausſcheidenden Mit⸗ 


ber beſtimmen folgende R.: | u 
. des Min, des J. u. d. Pol. (Köhler, in Vertretung) an den Ober» 
ten der Provinz Pofen v. 20. Ott. 1835. 


hung des K. Oberpräfldiums der Provinz Pofen (Flottwell), 
ili 1837. 


egnung etwaiger Mißverftänbnifle bringe ich hierdurch mit Bezug auf das R. 
ak Min. des Inn. und der Polizei v. 20. Oft. 1835. (Annal. a.) zur oͤffent⸗ 
enntniß, daß bad Regulativ vom 8. Mat d. 3. wegen Abfindung ber jübi- 
porationen hiefiger Provinz beim Abzuge ihrer Mitglieder, ſowohl nach deſſen 
als nach einer ausbrüdlichen Beftimmung der 8. Min. des 3. und der Juſt., 
s für den Hall der Weberfiebelung in eine anbere Provinz bes Staats, fondern 
:alle übrige Bälle maßgebend it, wo Mitglieder einer jüdifchen Korporation 
kdge. Provinz freiwillig aus ihrem bisherigen SKorporationsverbanbe aus: 


“ Ra 

Bin, des 3. und ber Pol. hat fich über bie in Ew. Hochw. Bericht v. 12. Aug. 
aBezug auf die Regulirung des Schuldenwefens der Synagogengemeinden im 
uetbun Poſen aufgeftellten Zweifel nody mit dem Herrn Juſtizminiſter Müh: 
Mmmen, und erwiedert nunmebr, nachdem ſich berfelbe mit den desfallſigen dies: 

Infhten einverftanden erklärt hat, auf jene Zweifel Kolgendes ergebenit. 
ber erften Frage tritt das unterzeichnete Min. Ew. Hochw. dahin bei, daß 
20, lit. d. des G. v. 1. Juni 1833 vorgefchriebene Abfindung mit der Kors 
Uos bei ber Meberfiebelung in eine alte Provinz bes Staat, fonbern über: 
7* Individuum den Synagogenbezirk oder Ort und ſomit die Korporation 
ſiſaden muß, da es hierbei nicht ſowohl auf bie in dem 8. 20 lit. d. des ans 
enthaltene Beftimmung, als vielmehr auf bie Anwenbung ber allgemeinen 
efommt, welche dag A. %. R. Th. 2. Zit. 6. 55. 184 ff. hierüber feftftellt 
deren die Kürforge des Staats nad) $. 11. a. a. D. ganz befonbers kon⸗ 


Wh iſt denn aber auch die in der vorgebachten Gefeäftelle enthaltene Beftimmung, 
über in Ermangelung einer gütlihen Einigung wegen Ablöfung bes Antheild bes 
an den Korporationsverpflichtungen die Feſtſetzung ber Reg. eintreten 
i Nos auf den Kall der Ueberfiebelung in eine andere Provinz zu beichränten, 
wech auf bie übrigen Bälle bes Ausicheibens in Anwendung zu bringen. 
seite Frage anlangend: ob und in wieweit gegen die Feſtſetung ber Regierungen 
täweg often ftebe? To findet, fomweit es auf das Verhältniß zwifchen ber Korpo⸗ 
nd ben Mitgliedern ankommt, ber Rechtsweg nicht flatt. Die Feſtſetzung 
kann aber ſtets nur, unbeſchadet den Rechten eines jeden Dritten, erfolgen, unb 
bin dritten Perfonen nicht verfagt werben, abgefehen von jener Keftfegung, ihre 
ichen echte, ſowohl gegen die Korporationen, als gegen deren bermalige und 
e Mitglieher, im Rechtswege zu verfolgen. 
3. —7* Punkt wegen Beftfegung ber Abfindungsfumme betrifft, fo hängt 
davon ab: 
wider Art von den einzelnen Mitgliedern der Gemeinden die Verpflichtung 
rünglich übernommen ft. 
zeit. hierüber Beine Tpeizelle Uebereinkunft eriftirt, mithin die Vorſchrift bes A. 
B4. a. a. D. Beine Anwendung leidet, treten bie Waßgaben Sf. 96 und 107 ein. 
Beftimmungen der 58. 184 ff. Tann nur in fofern zurüdgegangen werben, als 
ufenbe Beiträge anlommt, von deren richtigem Eingange bie Erfüllung der 
igen Jahresausgabe abhängt. 
erbältniß der auögefchiebenen Mitglieder zu der Korppration, in welche fie 
: eintzeten, zeaulist ſich jedenfalls nach den Vorfchriften, welche das A. L. R. 
ibaſ. enthält. (Ann. XXI. &. 153.) | 


beffelben Din. (v. Rochow) an denſelhen v. 8, Mai 1837 nebft 
io ds.ondem. | 

. unterm 17, v. M. mir eingereichten Entwurf eines Megulatius 
(bach hai ( 





338 Seaatsrechtl. Werhältn. d. J. im Großherzogthuunie Pl, 


Ganzen fehr zweckmaͤßig umb nur bei $. 8. noch eine Mobiſtkatlon, fo wii 
des J. 4 noch eine Ergänzung nothwendig gefunden, hiernad) aber nummer ki 
Iativ in meinem Namen abfaflen laſſen. Indem ic, Ihnen ſolches beiliegenb iii 
überfende, erfuche ich Sie, daſſelbe durch die dortigen Amtöblätter bekant uni: 
und auf defien Beobachtung zu halten. 
Die noch unentfchiedenen Bale werben, da es zeither an beftimmten Go 
Beurtheilung der Reklamationen gefehlt hat, hiernach ebenfalls zu eriebigen iu E 


Berlin, den 8. Mai 1837. 
Der Minifter des Innern und ber Pad 
v. Rochow. 
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a. 
Regulativ, 

bie Abfindung der jũdiſchen Korporationen im Großberzogthume Poſen von Ee 
abziehenden Mitglieder betr. 


Um die Zweifel zu befeitigen, welche bei Ausführung des G. v. 1. Juni 
des Judenweſens im Großherzogthum Pofen, $. 20. d., hinſichtlich ber X 
jüdifchen Korporationen von Seiten ihrer abziehenben Mitglieder entflande 
ſtimme ich Folgendes: 

1) Das freiwillige Abkommen beider Theile über die zu zahlende Summe 
weitere Erörterung gänzlich aus, Auch ift eine Berufung anderer Ka 
Mitglieder in Lünftigen Fällen der Ueberfiedelung auf die früheren ug 
Mitgliedern abgefchloffenen Abfindungs: Verträge unzuläßig. J5 

2) Wenn kein Abkommen zu treffen iſt, fo tritt die Entſcheidung ber Reg. Mi 
feftzufegen hat, was ber Abziehende zu Ablöfung feines Antheild an 
tions⸗Verpflichtungen entrichten muß. 

3) Als auf einer Verpflihtung der Korvoration beruhend, werben in bei 
diejenigen Ausgaben angefeben, welche in den von ber Reg. genehmigte 
Korporation aufgenommen worden find. 

: 4) Wenn jeboch ber Abziehende beweiſen Tann, daß dieſe Ausgaben entwebe 
ftimmte Berpflichtung der Korporation von folcher übernommen, ober a. 
vorübergehend find und in kurzer Zeit in Wegfall kommen, To hat die I 
findungs⸗Summe hiernach verhältnigmäßia zu ermäßigen. ' 

5) Die Abfinbungs:-Summe wird nad den baaren Beiträgen berechnet, wi 
Abziehende feit Aufftellung der Korvorations-Etats und deren Genchnigm 
bie Reg. jährlich geleiftet hat, indem durch Fraktion der Jahres: Vetrmi 
mitteln if. Nach Berfluß von ſechs Zahren, feit Aufftelung und Gm 
bed erften Etats, tft ein fechgjähriger Durchfchnitt anzunehmen. 

6) Der hiernach auszumittelnde Durchſchnitte beitrag bildet die Grundlage ie 
bung, obne daß eine Ermittelung des Vermoͤgens des Ausfcheidenden ZUM 
Nur wenn berfelbe nachweift, daß er an feiner Nahrung und feinem V 
den früheren Veranlagungen einen folchen Berluft erlitten, bag er in 
wenn er in der Korporation geblieben wäre, auf eine Ermäßiaung ber zõ 
Beiträge Anfpruch gehabt haben würde, ift die Reg. hierauf Rüchfict 
men und den zu berechnenden Jahresbeitrag hiernach zu ermäßigen v 

7) Der auf ſolche Weiſe feftzufesende Zahreebeitrag wird als eine Rente bil 
welche die Korporation, wenn der Ausfcheidende ihr Mitglieb geblieben 
Lebenszeit von bemfelben zu beziehen gehabt hätte. Der zwölf und ein 
Betrag diefer Rente bildet, nah Analogie der Vorfchrift bes Stempel 
7. März 1822. 8. 4. c. die Summe, welche ber Betheiligte als AR 
Summe zur Korcorationd: Kaffe zu erlegen hat; das Alter deffelben hat 
Berechnung aber feinen Einfluß. 

8) Gegen bie von ber Reg. nach biefen Grunbfägen feftzufegende Abfindung ik dü 
rufung an das K. Oberpräfidium zuläßig. 


Berlin, den 8. Mai 1837. 
Der Minifter des Innern und der Polizd. 
v. Rochow. 
(Ann. XXI. ©. 464.) , 

y) R. des Min. des 3. (v. Meding) an die K. Reg. zu ofen v. 18. 
1840: 

In Betreff ber Beſchwerde des Juden, Kaufmanns N. zu R., über bie Höhe ki 
von ber dortigen juͤdiſchen Korporation abgeforderten Abzugsgeldes, woruͤber bie. 
ben Ber. v. 25. v. DM. erftattet hat, reicht die bloße Verfiherung, daß ein abzieh 

‚Zube zeither eine gewiffe Summe zu den etatsmaͤßigen Storporationsausgaben bei 
gen babe, keinesweges aus, um die Reklamation hefelnen gegen Ye Ten anaplı! 
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tſem jäl ‚en Beitrage normirte Abfindungsfunme zurüczumeifen. Denn nach 
©. 1. Suni 1833. 5. 20 d. follen bie Apiehenden blos zur Ablöfung der Kor⸗ 
tions sWerpflihtungen angehalten werden. Nun kdanen aber auf einen 
eils Auögaben, zu welchen Feine Verpflichtung vorhanden ift, aufgenommen wers 
B. für wohlthätige Zwecke, zu denen bie Subenfchaften, obgleich bie bürgerliche 
une zux Xrmenpflege verbunden ift, freiwillig Abgaben aufbringen, theils können 
€ gaben für Zwece aufgebracht worden fein, welche mit Ablauf des Jahres bes 
creicht find, und für bie daher in ber nächften Zukunft überhaupt nichts mehr, 
weit weniger aufzubringen ift, % B. zur Ausführung bereits fertiger Bauten, 
ufe non Schul- und anderen Gebäuden, vu Bezahlung von Schulden 2 
ıfolcher Ausgaben würbe immer, der Gerechii— und Billigkeit gemäß, bas Ab⸗ 
Wauantum nicht nad) dem vollen zeitherigen Xbgabenfag berechnet werben können. 
mad. Hat die K. Reg. zuvdrberit in gütliches Abkommen zwiſchen dem 2c. N, und 
tporationsvorftande zu verfuchen, zubiefem Zweck dem Erſtern ben Korporations ⸗ 
en zu laſſen, und ihn mit feinen Erinnerungen bagegen fpegiell zu hören, dem⸗ 
&, wenn ein Vergleich nicht zu Stande kommt, die K. Reg. nicht auch ſelbſt 
je bewogen findet, das verlangte Abfinbungsquantum zu ermäßigen, unter 
es Etats und der Verhandlungen, zu berichten. 
Blenhafte Sorgfalt hierbei ift um fo nothwenbiger, al8 die @umme von 500 Rthlc, 
it, welches auf den Eünftigen Nahrungsftand des Betheiligten von erheblichem 
tann, und das Min. öfters hat bemerken koͤnnen, daß bie Judenſchaften 
ht einzelnen Mitglieder mit Gerechtigkeit zu verfahren, keineswegs Immer ges 
G. Min. Bl. 1840. ©. 221.) 
Mıdeffelb. Min. an biefelbe Behörde v. 8. Septbr. 1840: 
fer. der K. Reg, v. 29. Moi d. J., vermittelft deffen biefelbe den Etat der 
nd Ausgaben ber jübifchen Korporation zu Pofen eingereicht hat, muß das 
8 lediglich bei dem bewenden laffen, was fon früher und zulegt und in 
3.18, Zuni d. 3. ausgeſprochen worben ift, daß nämlich diejenigen Juden, 
MMihnfis in eine andere Provinz verlegen, dem ©. v. 1. Juni 1833. $. 20 
ieipegen ber Korporation snerpflihtungen fid mit ben Korporatios 
dm verbunden find. ‚Hiermit ſtimmt aud das Regul. v. 8. Mai 1837, wels 
1 wenn es eine abweichende Beſtimmung wirklich enthielte, nicht tem G. 
Me Kine, und daher abgeändert werben müßte, volltommen überein. Es ift zwar 
MFausgefprochen, baß in ber Regel diejenigen Ausgaben, welche in dem Etat 
jöm unter Genehmigung der. K. Reg. aufgenommen worben, als auf einer 
ung berahend anzufehen jind, wobei vorausgefegt ift, daß folhe Ausgaben, 
Bit auf einer Verzflichtung beruhen, fondern freiwillig geleiftet werben, auch 
ilige Beittäge gedeckt werben müffen, und man aud) den Mitgliedern ber 
angeweiſe fortlaufende Steuern dazu nicht anfinnen tann. Für den 
Mbah bennoch dergleichen Ausgaben auf den Etat genommen worbenfein follten, 
im Regul; feibft 8. 4 die Yusnahme von ber $. 3 feftgefegten Regel beftimmt, 
wegen folcher' Ausgaben, welche ohne Verpflihtung auf den Etat genommen 
über welche vorübergehend find, eine Ermäßigung des Abfindungdquantums 


muß... : 
a aus bem eingereichten Etat, baß zu verſchiedenen Gegenftänden ber 
filege nicht weniger als 4200 Rthir. jährlich in Ausgabe geftellt find. Von ben 
en nach Summen nicht befonders ausgeworfenen Pofitionen kann nur bie aub 
gbteibung atmen Thulfähiger Kinder als auf einer Verpflichtung der 
Wtionsmitgli beruhend, anzefeyen werden, da ſolche durch das ©. dv. 1. Juni 
imsbrücktid; aufgelegt worben ift. Aue übrigen Pofitionen für Unterftügung, für 
ung von Dfterkuchen, für Freitiſche ꝛc. beruhen nicht auf einer Verpflichtung, 
ınurauf freiem Willen, da die Juden Mitglieder der bürgerlichen Gemeinde find, 
1 Bebirrfniffen berfelben, namentlich auch zur Armenpflege, Beiträge zu leiften 
htet, daher aber auch berechtigt jind, an allen Vortheilen des Gemeindeverbandes, 
lid, auqh an der buͤrgerlichen Armentaffe, theilzunehmen, und ihre Hülfebedürftigen 
ar Unterftügung zu übermeifen. Was von den zeitherigen Beiträgen auf dieſen 
un tommt, muß daher bei Berechnung bes Abfindungsquanti nothiwendig in Abs 
racht werben. 
die Ausgaben für den Kultus anlangt, fo mögen fie im Allgemeinen als auf einer 
htung beruhenb angefehen werden. Die K. Reg. wird aber bei Aufftellung bes 
unb ſt bei Feſtſetzung des Abfindungsquanti nicht vermeiden können, zu 
en, ob Ausgaben nidyt weit über bie wirklich zu erfüllende Verpflichtung 
Bam nicht mehr zur Deckung durch freitvillige Beiträge eignen. 
iulden gehören zwar vorzüglich zu denjenigen @egenftänben, wegen beren eine 
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Abkfun; IE . In Pofen tritt aber bekanntlich ber befondite 
dag ve — motor name Yäugnet, 12 nn und Silätng! 
zeither als Schuld berfelben angefehen worben fft, verpflichtet zu I und de 
erft noch im Wege des Prozeſſes entfchteben werden muß. Die Zubenfche 
mit fich feloft in Wiberfpruc, wenn fte zwar ihrerfeite irgend eine Werp 
Ganze der Schuld völig in Abrede ftellt, dagegen aber ihre ausfch 

ingen will, bie Verbindlichkeit zu Ablöfung eines Antheils baran 

fen Antheil baar auszugablen. Man wird baher die proviſoriſche 
Dedung ber Gtäubiger hinfichtlich ded Ganzen angeorbnet ift, auch amalıy 
dieſer Antheile in Anwendung zu bringen, und felbige nicht ber Korporation: 
worten, fonbern ad depositam zu nehmen haben, mit bem Borbehälte, fie im 
Teen ganz ober zum heile wieder auszuzahlen, wenn durch bie eingeleitete 
die Judenſchaft gang ober im Theile von den Schulden befreit werben follle, 

Siernach möge die X. . wegen andermweiter Feſtſezung bes Mblöfungs 
NR. und des R., deffen neuerlich hier eingegangene Beſchwerde beifolgt, bas. 
ontaffen, und fh Oberhaupt in Zinftigen Säulen biernach acten, au ie 
en nur nach vorgängiger fehr ftrenger Prüfung ber Verpflichtung 
Bifcen ‚Korporationen fr ‚geneigt zu fein fcheinen, bie —— Mitglieder: 
ihre Verpflichtung hinaus zu belaften. (8. M. BL. 1840, ©. 349.) 


&) R. deffelb. Min. an den jübifhen Kaufmann N. und in M 
die K. Meg. zu Bromberg und Pofen v. 15. Nov. 1841. 
Das Min. eröffnet Ihnen auf die Vorftellung v. 6. d. M, wegen Ihrer$ 
zu den dortigen Korporationleiftungen, daß e& bei dem biesfälligen Befdı 
. zu Pofen v. 20. Aug. d. I. lediglich fein Wewenden behält. Die Abo 
theil an ben Korporationsverpflihtungen erfolgt immer unter der Borausie 
Abziehende an den Korporationsvortheilen nicht ferner theilnimmt, Wollte 
nigen, berin ber Rorporation verbleiben will, aeflatten, fich Durch bie Ablöfunanaß 
Beiträgen zu befreien, fo würde dies bald ein Gegenftand unzuläffiger Spk 
ben, ba derjenige, ber bie Augficht hat, noch 20 ober 30 Jahre zu Leben, 
durch ein Averfionalquantum, das nur die früheren Beiträge zwölf m 
Mal in ſich faßt, von jeder ferneren Beitragspticht tostaufen, und badurd) af 
heren Beiträgen entgehen würde, welche er bei vermehrtem Wermögen und & 
tragen müßte. Derjenige, welder zeither nur einen geringen Beitrag gell, 
durch Erbſchaft oder fonftige Konjunkturen fein Eintommen verdoppelt und mt 
jat, würbe ein fehr vortheilhaftes Geſchaͤft machen, wenn er, unter dem or 
eine andere Provinz überficdeln zu wollen, feinen Antbeil an den Berpflichte 
den früheren Beiträgen abtöfete, dann aber fortwährend im Orte bliebe, und 
teren Befteuerung unterworfen würde. Die Beftimmung ber X. Reg., 
der, der nach der Ablöfung im Drte bleibt, und daher gefehlich bis zum mi 
ber Korporation angehört, ber Ablöfung ungeachtet, bie Laufenden Beiträge ju 
porationsbebürfniffen leiften muß, ift daher volldommen gerechtfertigt. 
(8. Min. Bl. 1841. ©. 322.) 


O R. deffelb. Min. an diefelbe Behörde v. 24. März 184% 

Der X. Reg. wird auf den Ber. v. 2. v. M eröffnet, daß der Antrag, eh 
das Naturalifationspatent für bie alten Provinzen erft dann auszuhändigen 
Verpflichtung ausbrüdlich übernommen hat, fo lange er in feinem bit em 
haltsorte wohnen bleibt, die von ihm geforderten Korporationsbeiträge mad, 
aahlen, bereits durch bie Verf, v. 15. Rov. v. I. (Min. Bi. ©. 322) erlebiurhl 

Es unterliegt aber feinem Bedenken, bie Aushänbigung des Patents an den 
‚gen Wohnorte eines Juden bavon abhängig zu machen, baf berfelbe bie Ab 
ch geleiftet ober Sicherheit deshalb beftellt hat. Der K. Reg. bleibt anheim 
desfaltfigen Grunbfäge burch ihr Amtsblatt bekannt zu machen. 

(8. Min. BL. 1842. ©. 109.) 


F. Rechtsverhältniſſe der nicht naturalifirten Au 
Großherzogthum Pofen. 

1) Verzeichnung der Nicptnaturalifirten. 

a) Bergl. $. 21 des ©. u. Inſtr. v. 14. Yan. 1834 oben S. ) 

D) Ueber den auch von den Nichtnaturalifitten ebenen 


menden 
ten Familiennamen f. die K. DO. v. 22. Dec. 1833 Äbthi Uhr 
Kap. 1. Seite 56. ® 


elRentörsdel. Verhalin. d. J. im Oroßherjogthume Yepnı: BEE 


heber die Erteilung von Duldungs-Gertififäten f. die 88.-22. 33. 
uhb’beii Art. 18 der Inftr., fo wie über bie Folgen der 533 
ge.Certifikate den $. 24 des ©. | | “ 
dechte ber nicht naturalifirten Juden. 

Ib bis in den nicht ausdrücklich ausgenommenen Kälen diejenigen 
lien Staatögenoffen. Solcher Ausnahme find aber folgende: 

'& fehlen den Nichtnaturalifirten alle diejenigen Hechte, welche au 
uralifitten nicht haben. $. 25 des G. und 8. 20.2—d, vr j 


find ferner befchränft: | oo. 
m Anfehung der Heirathen. Vergl. $. 25. a. 26. des ©. 
in Anfehung ded Wohnfiges. 

Bergl. $. 25. b. d. ded ©. 

R. ded Min. d. I. (d. Meding) An die K. Reg. zu Bromberg v. 
184%. Aufenthalt nicht natural. Juden auf dem Lante. 

R Bericht vom 21. v. M. wirb ber X. Reg. eröffnet, daß ſchon in früheren. 
I Regierung zu Pofen erlaffenen —— der —A ei it 
dem Geſetz vom 1. Juni 1833, $. 25. d, den nicht naturalifirten Zuben nur 
ae, ihren Aufenthalt auf dem Lande zu nehmen, und daß mithin die Juden 

awgorie, bie Ichon bei Emanation des Geſetzes auf dem Lande wohnten, zu 
Werlebelung in die Städte nicht gezwungen werben Eönnten. 

x N Berihte ver r —— bap Sie ben entges 
BR TUN e angenommen und bur t, es ie er⸗ 
Br Freilich dabei beroenben müffen. 8 at, lo wird es für bie er 
eg. mag hiernach weitern Bericht erſtatten, wenn Sie etwa über bie Aus⸗ 
in. Br jetzt mitgetheilten abgeänderten Grundfages noch Zweifel haben 
EM BL. 1842. ©. 60.) | 
MAnfehung des Bürgerrechts vergl. $. 25. b. des ©. 

ainfehung der Gewerbe beflimmen | | 

) ffichtlich des Handels mit Faufmännifchen Rechten der $. 25. c. 


idſichtlich ded Schankgewerbes und deffen Auslibung auf dem 
Ms. 25. des ©. sub c. u. d, 

‚Aüdfichtlich des Haufirhandeld der $. 25.0.0 8G. _ 
Ridhöuid aller anderen ftehenden Gewerbe der $. 25. c. des 


n Anfebung der Annahme chriftlicher Lehrlinge, Gefelen und Dienfls 
ergl, den $. 25. e des ©. W 
In Anſebung der Kontrahirung von Darlehnen vergl. 
jen 6. 25 de8 ©. sub ſJ. g. | 
Prajud. bed Sch, Ober:Zribunals, v. 30. Juli 1836. . Die Bes 
ig des $.. 25. Litt. g. der Verordnung ift auf den Verkauf an die 
ſenten im Kleinen zu befchränten. Spiritus gehört nicht zu den, 
5. Litt. g. erwähnten beraufchenden Getränken. 
. W. Jahrg. 1837. ©. 165.) 
rwerb der Naturalifation Seitens der nichtnaturalifirten Suden. - 
tergl. 8. 28. des Geſetzes. 

NR. des K. Min. des J. u. d. P. (v. Rochom) v. 30. April 1838 
ntliche K. Reg. Burüdreichung der für Juden aus ber Provinz 
uögefeitigten, von denfelben aber nicht eingelöften Naturalifationd» 











‚en ſich mehrere Bälle ergeben, in welchen die für Juden aus dem Großherzog⸗ 
fen. ausgefertigten Naturalifations-Parente mehrere —8— hindurch bei den 
en Reg., in deren Bezirk fie ein Etabliſſement haben begründen wollen, liegen 
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zehiehen ſind, und fich die Intereſſenten zu deren Gmpfangnahme nicht gemeldet, un 
ge jo wenig bie angelegien Erempei- und Gebeimen Kanzleir@ebühren bericht 
en. 

Die Aert’ihrung Pieter Felftiete zur mehrere Jabre kann aber für bie Shen 
zeñ atret werden, und ick torbere die K. Res. hierdurch auf, am Schluß jeben — 
im ecrbergcbenden ausgefertigten, und Ihr zur Aushaͤndigung zugegangenen Ratım 
KfatisngeYatente, wenn fee von ten Empfangern bis dahin nicht eingelöft werte 
zur Kaffation eingureicken. 

(Kan. AXII. &. 388.) 
G. Rechtsverhältniſſe der fFremten Tuben im Großherzog 
thume Poſen. 

Vergl. hierüber unten Abthl. 4. 


















Bierter Ubichnitt. 


Saatsrechtliche Verbältniffe der Suten in dem Kulmm 
Michelauer Kreife und der Stadt Thorn mit ihrem Sebidı 


Einleitung. 

Die Zuflänte, weldhe im vorigen Abſchnitt in Beziebung auf das 89 
herzogthum Pofen dargeftellt, wurden von ten in der Ueberfchrift gel 
ten, zur jeBigen Provinz Wefipreußen gehörigen, Zerritorien getheilt. 
kamen gleichzeitig an dad Herzogthum Warſchau, gleichzeitig an Pro 
zurück. Da jedoch tie Geſetzgebung v. 1. Zuni 1833 ſich lediglich anf 
Greßherzogthum Poſen kezieht, fo gilt in dem Culm und Mikde 
Kreife, fo wie in ter Stadt Thorn mit ibrem Gebiete noch die früheren 
fege. Dies find die herzoglich Warfchauifchen Geſetze, da diefe die vorke 
gangen Preußifche Geſetzgebung aufgehoben hatten !). | 

Es führte nämlich die herzoglich Warſchauſche V. v. 10. Okt. 188 
Zit. 1. Art. 4.5 und it. II. Art. 10?) im Herzogthume Warfcau 
franzöfifche Gefeßgebung ein und hob alle frühere Provinzialgeſetze, 
Ausnahme derjenigen Fälle, in welchen das franzöfifche bürgerliche Ge 
buch auf Lokal: Gewohnheiten und Verordnungen fich beruft, fo wie 
vom franzöfilhen Geſetzbuche nicht terührten Materien auf?). EM 
ſprach Lie Konftitution v. 22. Zuli 1807 im $. 4 volle Gleichheit vor 
Geſetze aus, ohne in Betreff der Juden eine Ausnahme zu machen. Ä 
Gefepgebung und reſp. Veifaſſung in Rüdfiht auf die Juden Ri 
die Preußische Gefeßgebung aufrecht erhalten worden *). Zu Unrecht ni 
daher dad R. v. 12. Mai 1840 (vergl. daflelde oben &. 292.) an, i 
das Gen. Juden Regl. von 1750, welches in Weftureußen durch das Notiſt 
Patent v. 28. Febr. 1772 eingeführt wurde, Im Marienwerber Regier. Berl 
noch gelte; denn in dem Theile dieſes Bezirkes, der zum Herzogihum BE 
fhau fam, ward das gedachte Geſetz, wie gezeigt, ducch die Werfafie 
des Herzogthums Warfchau aufgehoben; in dem Theile aber, der bei Pıe 
Ben im Frieden von Zilfit verblieb, iſt diefem Geſetze ganz unzweifchel 








T) Bergl, den hiſtoriſchen Theil bes vorigen Kapitels. 
*) Laube, Sammlung der Gefege des Herzogthums Warfchau Bd. 2.6.59. | 
*) Brangöf. Geſetz v. 21. März 1804. $. 7. Vergl. auch Über dieſe Aufhebung de 
tüheren Gefeggebung duch die Verfaſſung des Herzogthums Warſchau I 
iftor. Theil des vorigen Kapitels. 
*) Bergl. die Hiftor. Einleitung des vorigen Kapitels und das unten gegebene 8-5 
28. Nov. 1828. 
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bh Fr rn 11. März 64 —J worden. Es bleibt alſo kein Ge⸗ 
ln, Die, Gültigkeit jenes, Gefcges übrig. 
nt — ertaffung, welche den Juden im Großherzogthume 
au gegeben wurde, jo. ward, um bad Wefentlihe zufammenfaflend 
da, He urfprüngliche, pöllige Gleichſtelung mit den Chriften, 
e.die Verfaflung, d. BD Quli-1807 verlieh, fpäter dahin beſchraͤnkt, 
die Juden die flagtöbiirgerlichen Rechte, mit Ausnahme der politifchen, 
ten und in ihren bürgerlichen Angelegenheiten, mit einigen Ausnahmen, 
em gemeinen bürgerlichen Rechte zu beustheilen waren. 
beflimmen nämlich: 
1. In Anfkkung ter-polififhen Rechte die V. v. 17. Dft. 1808 
Suspenfionauf,zehti Jahre. Die K. O. v. 8. Aug. 18301) fegte 
dh die Juden in der Verfaffung vorläufig verbleiben folten, welche 
dr Befigergreifun, galt, Hiernach laͤßt ſich num keinesweges behaupten, 
ten Juden dafelbft alle poniſchen Rechte fehlen. Die Verfaſſung der 
hefland- in. ‚Diefen Kanbestheilen im Jahre 1815 rüdfichrlich ihrer 
Alllkn Rechte darin, daß fie auf letztere ein volftändiged Recht hats 
iM folches jedoch, deſſen Ausübung bis zum Jahre 1818 hinausge ⸗ 
—— dem Sabre 1818 trat die Gültigkeit dieſer Rechte wier 
ofen 

















sachen wurde, ba,ein Recht, weiches an eine Beitbeflimmung 
deshal⸗ 


itens der Preupifchen Regierung genommen worden find. 







I. Kap. V. 
helche nicht dienten, zahlten ein Rekrutengeld. Diefer Zuftand, weicher 
10 — Pofen wieder eingeführt®), iſt auch hier wieder herger 
hi Bergl. das Ds m. 12. Dt. 1840, Abthl. II. und Schreiben der Reg. 
Pofen an die Reg. zu Marienwerber v. 27. Juli 1823 ad 2. 37), 


Vergl. diefelbe und bie dazu gehörigen Min. !immungen oben &.-40. 

) Bergl. hierüber oben S. % Bo s Be s 

) £aubel. c. 21. I. ©, 114. Thi. IV. ©. 120. 
700,000 Sulden. 
Vergl. oben S. 282. Das Kekruten⸗ und Schutz-Geld, welches danach jeder 
a oe Kl himmeiide Ih 1] u gehn eg 4 Rehte. 

., wofür Keine fol je Haftung ftatt hatte, Kap. V.$. 1-8. lc, 

) &. oben-Geite BR4. . 

) Gen. Alt. des D. 2. ©: zu Marlenwerder Lit. A. Rr. 87, Vol. XXIT fol, 50, 
Koch a. a. D. ©. 263. Note 4. 

„VIILBO.E. Die Verdaltaiſſe der Zuden. W 
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V. In Anfehung des Grundeigenthuris zug , 
1. das K. Dekret v. 19, Nov. 1808, und daB’ D. v. 23. Febr. 
den Juden dad Recht, Landgüter zu erwerben. Diefes Dekret if ie 
durch bie Sefeb Sammlung deB Hetzogthtims Warſchau publiciet ı6 
und hat mithin Feine Gültigkeit. — Reftripte, — weiche jedech 
vom Großherzogihum Pofen ſprechen 1) — nehmen dahrt ohne gefehd 
Grund an, daß dafelbft Juden Landgüter (bis zum Jahte 1833) wid | 
N Anfpung RäbtIfper Orundfücte han dab BR dub Bi: 
. In Anfehung ſtädt iſcher Grun € : 
Son. d. d. Barfgau.. 13. April 18152) den Ankauf Frau) 
an folgende Bedingungen. Sie mußten vor bem Gtädtrathe \ 
a. den Beſit eines Verniögend von 40,000 poin. Gulden (6666 8 
20 Sgr.) nachweiſen, fo wle — 
b. daß fie der deutfchen oder polniſchen oder ftanzoͤſiſchen 
Schreiben und Sprechen mächtig; fie mußteh Pr 
e. —22 die Kinder vom Tien Fahrt ab in eine öffentikge 
u ficken, ſich our 
d. —* Abzeichen in Bart und Kleidung enthalten und ſollten 
e. auch dann erft daB Haus erhalten, wenn fid fein Hriftlice, 
ä 


fände J 

Es ft jedoch Mat, daß dieſes Winlfterial. Refkilyt, weldes 
feg gelügt if, des betreffenden Kdminiſttratid Beamten Befu 
Hoeriage und, wie Deziuss) fehr richtig ausführt, ohne 

it.ile). BR : i 

VI. Das Semeinde-Bürgersecht flept den Juden zu, de 6 
fo wenig wie dad Staatöbürgerrecht ausdrüdlidh genommen 
es fteht auch ihrer Berechtigung auf Kommunalämter nichts en! 

VI. Abgaben befonderer Art haften mit Ausnahme bed geb 
keutengeldes nicht auf den Juden°). Eine ſolche zu Herzogl. Wa— 
Beit burch.ein G. v. 24. Min 180) aufezlegte, Abgabe vom Kol 
welche in Folge der ®.v.25. März 1809°)dergeflaltverpachtet werde 
baß wenn fich fein annehmlicher Pächter fände, die jüdifchen Familien) 
Bezirks den Pachtzins unter ſich aufbringen folten, wurde unter 
ſcher Regierung aufgehoben. Publ. des Db. Präfidenten von 
15. Juli 1815. j 

Die fehr große Anzahl der, in dem Großherzogthum Pofen befindlichen, al 
tarifchen Glaubenegenoffen, und bie Menge der, mit feinem nüglichen Gewerke 
figten Mitglieder diefer Religion, madyen e8 bebenkfich, fofort, unb ohne weitet 
ehrungen, bie Gefege eintreten zu Laffen, welche feit Kurzem zum Bortheile bier 
bensgenoflen in ben alten Preußifchen Provinzen gegangen find, 

Die Regierung wird ſich indeffen ernftlich mit den Mitteln beſchaͤftigen, 44 
niffe aus dem Wege zu räumen, welche ihren mopftbätigen Abfihten in Ri 
Juden, in diefer Provinz entgegen ftehenz und ich werbe e8 dankbar erfennen, mens 











Bergl. biefelben oben &. 826 fig. 

) Vergl, Koch a. a. D. ©. 259. 

ne n.e, ſucht Hier Det ı i r 

+) Koch a. a. O. ©. 264 fuht hier Dezius in außerivefentlichen ‚Dingen d 
derlegen, überfieht aber, daß ein gültiges Gefeg, tie.gegeigt, im Betreff did 
votes des ländlichen Grundbefiges fehlt, und.in Betreif des jtädtifchen überh 
fein @efep vorhanden if, fonbern bie Berfügung einer Behäcbe- 

*) Mit Unteht und ohne Grund ftellt Beides Roc in Ahrede, a. a.D. © 
währen bereits Dezius a. a. 9, ©. 8% bie richtige Anficht vorträgt. 

*) Laube a, a. D. 1. ©. 229. 11. ©, 25. 

MR. v. 1. Rov. 1827. vergl. oben. 








ichet. Werhaltn. d, F. in din ehem. K. fächf: Landedthellen BED 


chikder dieſer Keligion ſich mir vertraͤuungẽevon näherh, mit mir über bie 
Berbeſſ ihrer Glaubensgenofſen broatben, und mich daburch : in den 
wollen, hoͤchſten Orts mit Gruͤnden unterſtichte diesfaͤllige Ant ige, u machen. 
bin ich autorifirt, die bisher beftandene, auf den. Benuß- des oben Se 
ie Abgabe, ald eine, mit den Marimen ber —2 eſeßgehung nicht 
ne Beſteuerung der Religion, aufzuheben. 0 
—* hört mit dem heutigen Tage auf. Jedoch muͤſſen bie, bis zum heutigen 
enen Rhditände abgeführt, auch da, wo die Koſcher⸗Fleiſch⸗Abgabe verpach⸗ 
ben Pächter die durch feinen Vorſchuß der Pacht etwa erwachfene Ko: 
werben. 
m bie Koften, nad) vorgängiger Liquidation, von ber Königl. Reg. Komm, 
ſtgeſetzt, und dann erft repastirt, auch aus dieſen Koften durchaus Feine Ver 
nommen werben, bie Abgabe, weiche unbebingt mit dem heutigen Zage aufs 
nige Zeit fortdauern zu laſſen. (Jahrb. Bd. V. a. &, 44.) 


n Anſehung der Gewerbe tritt eine Befchränkung in Betreff 
und Schanf: Gewerbes, fo wie ded Bier, ind Branntweinbren⸗ 


nfagt naͤmlich: Ä 

8. v. 80. Okt. 1812?) den Juden für eigene Rechnung ober 
e eines Andern, Getränke irgend einer Art (Bier, Branntwein 
) zu verfertigen, in den Städten oder auf dem Sande damit zu 
md die Krug: oder Schänknahrung zu treiben, bei Strafe ber 
ion ber vorräthigen Getränke und des boppelten Werths derfelben. 
MR. der K. Reg. zu Marienwerder v. 28. Nov. 1823. - 

ider Befignahme bes Eulmer Landes vorgefunbenen Zuben, findet das Ed. 
az zur Beit noch keine Anwendung, fie werten vielmehr, Hinfichts ihrer 
1 daltiſſe, nach den, waͤhrend der Fremdherrſchaft beſtandenen geſetzlichen 
wgandelt. 

— — V. v. 80. Okt. 1812 wird aber den Juden der Handel mit 
fo wie die Verfertigung und der Ausſchank derſelben gänzlich unterfägt, und 
nung ift keineswegs aufgehoben, wenn gleich bei der Wiederbeftgnahme ein- 
be Eingefeffene ausnahmsweiſe in dem Befige der Schank⸗ und Getränte- 
6sRahrung befunden worben, 

getroffenen Befisftand nicht zu flören, ift zwar mittelft ber Minffterials 
v. 2. San. 1817 den, bei biefer Erwerböweife vorgefundenen Juden bie 
derfelben einftweilen nachgegeben, jedoch diefe Einwilligung burch die Verfü- 
‚Min, des Inn. v. 5. Mai 1820 ausdrüdlic dahin deklarirt, daß die Ab⸗ 
n der noch gültigen Verordnung nicht Über die Srängen bes Beſitzſtandes 
und daher den Suben audy die Ausülbung bes ihnen nur petfönlidh nachge⸗ 
verbes blos an demjenigen Orte, wo fie es getrieben, keinesweges aber eine 
eſſelben an einen anderen Ort geltattet werden folle. 

, jermit Bus „gemeinen Nachricht und Achtung bekannt gemacht, 


Sünfter Abfchnitt. 
echtlihe Werhältniffe der Suden in ben ehemals 
Königl. ſächſiſchen Landestheilen. 


Gotil. Biener, Exerc. de jure reklo recipiefidi Judaeos, Judae- 
ı Saxonia electorali juribus et obligationibus. ps, 
:, Sächfiihes Civilrecht Thl. I. 95. 310 ar Ä 
„8 Hambbud) bes fähftfien Rechts 88. 112 Aqg. 
Yrovingial⸗ Recht des Herzogthunis Sachſen. 


FR Einleitung .  _ .., 
yem Friedenbverttag zwiſchen Preußen und Gadfen v. 18. Mai 


4 a. a. O. iv. ©. 118: 
——5X 


ZA Gtgaibrehtl, Verhaͤlin. d. J. in den ehem. K.iſachſ. Ranbesthellen. 
18151) gingen vom Königreich Sachſen an Preußen über: die Niedert 
fig, ein heil der. Oberlauſitz, dee Kurkreid mit Barby und 
mern, ein Theil: des Meißener und Leipziger Kreifed, der 
Theil dee Stifter -Merfeburg und Naumburg, Zeig, bad S 
She Mannsfeld, der Thüringifhe Kreid, dad Fürftent 
Querfurt, dee Neuſtädtiſche Kreis, die Voigtländiſchen 
klaven im Preußifihen, nämlich Gefäll, Blintenborf, Sparen 
und Blankenburg und der fächfifhe Antheil an Henneberg ') 

In allen diefen Territorien gilt auch jegt noch in Betreff der u 
die fächfifche Verfaſſung ?), während ‚in. privatrechtlicher Beziehung 
Landrecht und die Ger. D. eingeführt wurden *%),. 

Da die beiden Lauſitzen eine von den Übrigen fächfifchen Zerritel 
welche gegenwärtig dad Herzogthum Sachſen kilden, verfchiedene Br 
fung auch in Betreff ver Juden von je gebabt haben, fo war legten i 
gefondert darzuſtellen. Beide hatten nur Dad gemein, daß die Juden 
dad Aeußerſte gedrücdt wurden, wie die nachfolgenden, leider noch güsl 
Geſetze ergeben und das deffenungeachtet die Landſtaͤnde ununterbroden 
noch größere Einſchränkungen der Gebrüdten, ja auf deren gaͤnzliche 
8 antrugen; auf: Erfiered ging dann die Regierung in ber 3 

‚Während nun viefe Zuſtände in. dem benachbarten KRönigreiche Bi 
weit fie den gegenwärtigen Zeitverbältniffen widerſprachen, zum großerwe? 
aufgehoben: worden, bilden fie in Gemeinfchaft mit denjenigen der 
Territorien, in welchen gleichfalls die deutfche Verfaſſung nicht bam- 
franzöfifchen‘ Gefeße in dDiefer Beziehung gereiniget worden 6), d 
kelſten Partieen der ein und zwanzig Preußifchen, die Juden betre E 
Verfaſſungen und Gefeßgebungen. 


Erftes Kapitel. 


Die flaatsrechtlichen Berhältniffe der Suden in del 
gegenwärtigen Herzogthbume Sadfen. 


I. Die Zuden find nicht Staatsbürger; fie find viel 
Schugunterthanen, die im Herzogtum Sachfen gar nicht wohnen de 
wenn fie nicht durch eine, auf fie perfönlich gerichtete landesherrliche « 
zeſſion ald Schutunterthanen aufgenommen find. 

Es beftimmt hierliber dad Mandat Herrn Friderici Augusti, die 
fehränkung der Anzahl deren Zuden, und ihres Handels betreffend d. d 
Auguft 1746 7). 


1) G. ©. 1815. ©, 58. fig. 

2) Befigergreifungspatent v. 22, Mai 1815. (G. S. 1815. ©. 77.) 

3) Vergl. ©. 40, ' 

*) Patente v. 19. Nov. 1816 und 22. April 1816. G. S. 1816. ©. 233. 
Vergl. hierüber Thl. 11. 

°) Landtagsabſchied v. 24. April 1711. Codex Augusteus I. 369. Lanbtag 
ſchied v. 19. Juni 1713. ebend. S. 371. Landtagsabſchied v. 5. Mai 1718. 
©. 399 I, c. R. v. 29. Dec. 1713. ©. 888 I. c.3 R. v. 17. März 1 
Cod. Aug. Bortf. 1. Abth. 1. P. 21 R. v. 19. Aug. 1734. $. IV, ebent 
38, v. 9. Zuli 1742, $. 2. G. 66. R. v. 25. Zuli 1746. ebend. ©. 71, 
Sept. 1749. ©, 75, 8. Sept. 1763. 8. 6. ebend. ©. 78, 3. Juli 1766. $ 
S. 180, &Gept. 1768. (, 17.,ebenb, . 100. 

°) Vergl. Abſchn. VI. VII. VIII. 

) Die Geſetze find ba, wo fie zunaͤchſt zu erwähnen, in ihrem Zuſammenhange 
ben und betr, Ortes ift auf fie zurückgewieſen. 


au 
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k; 
‚Bir, Friedrich Auguft, von Gottes Gnaden König inPolen, Großherzog In Litthauen, 
eußen, Mazovien, Samogitien, Kyovien, Vollhinien, Pobolien, Poblachien, 
ah, Bmolenfcien, Severien und Zfchernicovien 2c. Herzog zu Sachſen, Juͤlich, Cleve 
Engern und Weſtphalen, des Heiligen Römifhen Reihe Erz: Marfhall und 
‚Landgraf in Thüringen, Markgraf zu Meißen, audy Obers und Nieberlaufig, 
auf zu Magdeburg, Gefürfteter Graf zu Henneberg, Graf zu der Marl, Ravens⸗ 
"9, Bay und Hanau, Herr zu Ravenftein ꝛc. 
eten allen und jeden Unferen Prälaten, Grafen, Herren, benen von ber Ritter⸗ 
Kit Dber-, Kreis⸗ auch Amts⸗, Haupt: und Amtleuten, Schöffern, Verwaltern, Bür⸗ 
en und Räthen in Städten, Richtern, Schultheißen und insgemein allen Uns 
N ittertyanen, fo mit Gerichten belichen, diefelben inne Haben und verwalten, ins 
Ktheit aber Unfern hohen und niebern Civil: und Mititärbebienten, auch allen an⸗ 
denen biefes Mandat fürkommt, Unfern Gruß, Gnabe und alles Gutes, thun auch 
iglich hierdurch Fund und zu wiſſen, welchergeſtalt, nachdem bei Uns, ſowohl von 
Pagifkraten, Kauf: und Hanbeldleuten, aud) Kramern Unferer refp. Refibenz und 
ener anderer Städte Unferer Lande, wegen derer Juden, hier und bar, zum 
ern Naͤchtheil Unferer getreuen Untertbanen, überhandnehmenben Gewerbes, 
iger des darunter zugleich vorgehenden Wuchers und andern Unbeils, zu meh» 
- Befchwerden angebradht, und um Remebur untertbänigft angeſuchet worben, 
Bnaden entichloffen, ſolchem Uebel abhelflich Maaße zu geben, und ſowohl den 
ıbet überhaupt, als auch infonderheit deren Aufenthalt in Unferer Refibenzftadt 
De raefalt einzufchränten, daß dadurch bie bisherige Inkonvenienzien abgeftel: 
es H lben bereitö vorhandenen Lanbesgefege und andere gute Orbnungen aber 
: Serihtöobrigkeiten beffer, als zeithero gefchehen, zur Obſervanz gebracht wer: 
m. Wir ſetzen, orbnen und wollen demnach, daß 


$.1. | 
He Juden binführo im Lande zu dulden.) forthin in Unferm Chur⸗ 
— and inkorporirten Landen keine Juden, als die von ſelbſt eigenhaͤndig unters 
- ontessiones, ober aus Unferm Kammerkollegio ertheitte Paͤſſe zu ihrer Les 
>TR Workgen körnen, nach welchen fie ſich an denen ihnen angerviefenen Orten, 
u Der Konzeffion ober denen Päffen beftimmte Zeit und Art, aufhalten dürfen, 
To cH einiger Handel ihnen erlaubet, die Unterobrigkeiten aber, es fei in benen 
end ex auf dem Lande, welche, dieſem Mandate entgegen, eines oder has andere 
gt gu geftatten, fi) anmaßen, bei jebesmaliger Kontravention, mit 100 Rthlr. 
A STo verfallener Strafe, auch nach Befinden, anderer Ahndung, beleget, erftere 
J durch hinlängliche Zwangsmittel unverlaͤngt eingebracht und exequiret, die 
In gegen, nebſt ihren Familien, ſofort aus denen Orten ihres Aufenthalts fort⸗ 
und mit Konfiskation aller bei ihnen ſich findenden Waaren wider fie verfah⸗ 
lestem in gerichtliche Verwahrung gebracht, auf das genauefte durchgegangen 
wei ziret, die Specificationer mit Bericht gehörigen Orte eingefendet, von’ bar 
a8, Wegen Verfilberung derer Waaren und fonft, das Nöthige verfüget, die baraus 

heten Gerber auch Unferm Fisko treulich gerrechnet werben follen. 


Diliegenheitdurhreifender Juden.) Die durch unſer Churfürftenthum und 
tie Lande reifende Juden haben zuvörderſt beim Anheroreifen die orbentliche 
asitoßen zu halten, und bei Vermeidung ber in dem Befehl de Anno 1683 bereits 
Kennt gelegten Konfiskation des bei fich habenden Guts, auch anderer Strafe, alle Bei: 
m Ohleifiwegezumeiben ; hiernächft bei jedes Orts Obrigkeit mit richtigen Päſſen ſich zu 
gitiniren, und find ohne dergleichen durchaus nicht zu pafliren, fondern anzuhalten, ge 
My zu eraminiven, auch befundenen Umftänden nach, wiederum zurückzuweiſen, oder auf 
Were erforderliche Art anzufehen, und wie zeithero gefcheben, fo auch fernerhin bad ges 
Haliche an Mauth, Leib auch andern Zoll- und Beleite, und was bie Präftanda Tonft 
eRamen haben mögen, bi8 auf andere Verorbnung, gehöriger Orten, unweigerlich 
entrihten, ſchuldig, haben auch ihre Reife gebührend zu befchleunigen, und an keinem 
te, ohne dringende Noth, fich aufzuhalten, waͤhrender folcher Zeit aber, an denen Or: 
‚ durch welche fie reifen, alles Handels mit Waaren, im Ganzen und Einzeln, ober 
ſchnitts⸗ und Stuͤckweiſe, befonders aber des Haufirens, fic zu enthalten, ober im 
gen Ball ber Konfiskation ihrer Effekten, auch nad) Befinden, anderer harter Ahn⸗ 
‚zu gewarten. 
mmaßen denn auch 









Ä $, III, ' 
Strafe bererjenigen, welde zu dem verbotenen Judenhandel Vor—⸗ 
b thun.) diejenigen Unferer Unterthanen, welche, außer denen nachgelaſſenen Faͤl⸗ 
entweder mit, ober ohne der Obrigkeit. Vorbewußt, einen ober mehrere Suben bei - 
ufnehmen, beherbergen, derſelben Effekten verhehlen, ober in ihrem nerhatenen Kann 


FAR Siteaurechtl Verhälta. d. 3. in dem ehem. K. fächf Landetan 


bei hulfliche Hand. leiten, und nur einigermaßen Vorſchub thun, nach 
laͤnglicher Erkundigung und auf gehdrigen Orts erſtatteten ſchleuni Fir 
eftalt mit einer, nad) Beſchaffenheit derer Umftände, zu determinirender d4 
Befängnißftrafe, zu belegen, die erftere Unferm Fisko zu berecynen und einzufak 
legtere aber an denen Berbrechern zu vollftreden. 
Auch wollen Wir v 


$. IV, 

(Verhalten derer privilegirten Juden.) benen in Unſerer 
Dresden, ober fonft bei Unferm Hoflager zu buldenden Juden, befondere 
ferer eigenen Hand und Königlichen Infiegel ausgefertigte Concessionen, oe, 
wähnet, aus Unferm Kammerkoll egio Paͤſſe ertheilen laſſen, dahero denn 

1) diejenigen, fo dergleihen zu ſuchen, gemeinet, an Uns supplicando 
einkommen, und fernerer gnäbigfter Refolution gewarten, auch vor m 
gung, ſich allein, ober nebft denen Shrigen, anhero nach Dresben, bill 
auch nad) Befinden höherer Strafe, durchaus nicht wenden follen; wen 

2) nad Übergebenen Supplicibus Wir Supplikantens Buchen in Gnade 
und eine Konzeſſion oder Paß, zu Geftattung feiner Rezeption in Unf 
ſtadt, auf vorherbeſchriebene Art ausftellen laffen: fo hat berfelbe 

3) nebft denen Seinigen, fo viel beren in nur erwähnter Konzeffion ober Wi 
druͤcklich und namentlich enthalten, Tich fodann, darmit beim Gouvern 
und Stabtrathe, auch der General-XccissCinnahme, zu melden, und 
—— und Anweiſung zu gewärtigen, gedachte Konzeſſion 
Hauswirthe, bei welchem er, auf vorher ausgebrachte obrigkeitliche 
wohnen gebentet, in Originali vorzuzeigen, diefer aber, daß ber Jude 
Familie wirklich bei ihm eingezogen, beim Gouvernement und feiner 
10 Thlr. Strafe, belannt zu mahen. Wie nun, 

4) über die in der Konzeffion oder Paß enthaltene Anzahl, mehrere Perf 
keinerlei Vorwand nicht einzulaffen, fondern bie in fothaner Konzeffion 
entweber gar nicht genannte, ober doch mit denen barinnen enthaltenen, 
acht genau Üübereinitimmende Perfonen fofort zurückzumweifen, und von i 
abzutreiben find; alfo haben auch 

5) die privilegirten jübifchen Hausväter, wenn, anftatt derer ihnen — 
dem Konzeſſionsſchein oder Paß mit ausgedruckten Perſonen, ſie neue 
wollen, ſolches bei Unſerm Gouvernement unverzüglich zu eröffnen, alkl 
anzunehmenden in derer vorigen Stelle tretende Perſonen ſelbſt vorzuſtch 
fernern Beſcheids zu gewarten; uͤber dieſes auch 

6) ale Monate, bei oftgedachtem Gopvernement, ingleichen beim Amte ml 
Rathe, auch ber General⸗Accis⸗Einnahme allhier, eine Spezifikation m 
jeden ganzer Familie, mit Anmerkung des Abgangs und dabei vorgefalle 
Änderung, gu überreichen, nichtweniger das Baus, dbarinnen fie mit dena] 
wohnen, beutlich zu benennen, im übrigen aber ber Außftellung einiger W 
und Paflirs3ettel an andere Juden, bei Werluft des ihnen ertheilten Km 
Scheins oder Paffes, ſich gänzlich zu enthalten. Wenn nun ferner 

7) ein alfo privilegirter Zube entweder Tein Domizilium verändert, und auf! 
feine Perfon, an einen andern Ort ziehet, ober gar verftürbet, erlöfchet dadı 
von Uns erhaltene Konzeffion auch wegen beffen Hinterbliebenen Familie. 
ben ſich aber 

8) die folchergeftalt privilegirten Juden ordentlidy alles unerlautten 
Waaren und Haufirens mit Jelbigen maßen ihnen denn audy, Öffentliche & 
zu haben, ſchlechterdings unterjaget bleibet, zu enthalten, und lediglich mit 
nigen, was ihnen in der von Und auögeftellten Konzeflion, ober von Unſer 
mer-Kollegio ertheilten Pag, nachgelaffen, zu begnügen, und dieſes alles 6 
luſt ber Konzeffion, auch anderer willkührlicher Geld, Gefängnißs ober for 
BeichaffenHeit derer Umſtände, zu erequirenden Gtrafe!). 

Nachdem Wir aber 

5. VIIL 


(Commercium mit auswärtigen Judenſchaften.) mit denen a 
en Sudenfchaften das Commercium gänzlich aufzuheben nicht gemeinetz fo blich 
Fremden und befondere Concessiones, wie oberwähnet, nicht habenden Inde 
wie zeithero, fo auch fernerhin, bie Leipziger Neujahr:, Oſter⸗ und Mi 
hen die Naumburger Petri: Pauli-Meffen zu befuchen und zu bauen, ur 
find aber auch fchulbig, bie Erlegung des LeibzZolle, Lands und Genexral⸗Atg 



















) Die dir V-VIL betreſſen die Juden in Drecden. N Br 


- 
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bern angeorbneten, ober font gewöhnlichen Praestandie, zu präftiren, infonberheit 
vor, in und nad) denen Meſſen, refnective der Leipziger Juden⸗Ordnung d. d. 
1682 und denen ergangenen Verfügungen, auch was etwan fonft zu Erhaltun 
ber Ordnung und Unferm eigenen Intereffe unnachtheiliges an beiden Orten deshalh 
ohlen oder jonft hergedracht, ſich allenthatben, bei Bermeidung der barinnen gefegten 
‚zafe, gemäß zu bezeigen. ' 
GEndlid) wollen Wir zwar IX 


j 00, $. 1X. 
TJahrmarkts-Freiheit derer Juden.) in Gnaben gefchehen laffen, daß bie 
Memörkte bei Unferer Reſidenzſtadt Dresden, ingleichen in benen großen und mittlern 
dten Unſerer Lande, von denen auswärtigen Juden fernerhin befuchet werben mö⸗ 
jedoch daß es bei ber Stabt Dresden, unter obiger Präfaution, bei denen übrigen 
"öbten aber mit Vorbewußt eines jeden Orts Obrigkeit gefchehe, der Aufenthalt auch 
wen in obbenannten Städten bie Sahrmärkte befuchenden fremden Juden, über zwei 
drei Tage, und der Handel anders, als im Ganzen, nad) Maßgebung bes unterm 
tt. 1687 ind Land ergangenen Mandate, nicht verftattet, mithin ſolche Erlaubniß 
den Waaren-Schnitt, auch einzelnen Vertrieb und das Hauficen nicht erſtrecket 
he, ald welches alles, unter denen bereits darauf gefegten Strafen fernerhin verbos 



















Det. 
dem Wir auch $.X. 
rib»301l.) mißfälig vernommen, daß zu Vermeidung bes Angebens bei benen 
Braten, Erlegung des Leib⸗Zolls, und anderer Urfachen Balder, fonderlich in denen 
her und Raumburger Mefien einige Juden zu verfchiedenen Malen fich unterftan» 
auf erhaltene Kreipäfle fi zur Ungebühr zu beziehen, und dadurch Unfere Kaffen 
raubiren; als wollen Wir, zu Vermeids und Hebung alles daher fich etwan ereigs 
en Zweifels, Uns hierdurch dahin gnaͤdigſt erfläret haben, daß zwar diejenigen, 
Ineber mit einem von Uns eigenhändig unterfchriebenen, ober body von Unferm Kams 
Mollegio auögeftellten richtigen Pafle verfehen, bei Befuchung derer Leipziger und 
emburger Meilen, mit dem Leibzoll und andern fonft zu präftirenden Abgaben, von 
ben fie, nach Inhalt derer Paͤſſe und Konzeffionon befreiet, verfchonet werben follen, 
„Yaben aber nichts defto weniger unter denen Thoren ſich anzugeben, und alles übrige 
Juden in gegenwärfigem Mandat vorgefchriebene genau zu obferviren; wie benn 
mehrere Perfonen, als in folchen Päſſen namentlich ausgebrudt, ohne Entrichtung 
Zeibzolls nicht zu paffiren, am allerwenigften aber denen mit obgebachten Päffen vers 
ein mebreres, als fonft in denen Gefegen und fothanen Konzeffionen auf Päflen 
an conniveado zu inbulgiren iſt. 


| nun 
$. XI. 

trafe der Kontravenienten.) biefer, Unferer bem Publiko und Unferen ges 
Unterthanen zum Beſten abgefaßten Verordnung zuwider zu leben ſich untere 
flte, denfelben wollen Wir, er fei ein Chriſt oder Zube, Obrigkeit oder Untertha⸗ 
einheimifcher oder fremder Hauswirth oder Hausgenofie nach Befinden von 19 big 
hie. auch mit höhern Geld- und andern Strafen, nicht weniger refpektive mit 
fifation derer Waaren, ober auf andere empfindliche Art, ganz obhnfehlbar anfes 


en. 
bieten demnach allen.und jeden Unſeren Unterthanen, infonberheit den von Adel, 
wohl Unferen Beamten, auch denen Räthen in Städten und andern UntersRichtern 
Bes Ernſtes, daß fie hierüber allenthalben ſtracklich halten, die Dikafteria auch, wenn 
ı dergleichen Sachen, darinnen zwar ordentlicher Prozeß nicht zu geftatten, ſondern 
vorgängige fummarifche Unterfuchung, und nach fattfam eingezogener Erkundigung 
der Sachen Beſchaffenheit, auch gehörigen Orts erftatteten Bericht, alles, foviel 
Welich, in der Kürze abzuthun und alfobald definitiv zu entjcheiden ift, etwas an fie 
Hangen und rechtliches Erkenntniß erfordert werden möchte, darauf, gleich anderen 
nferen Geſetzen und Verordnungen ſorechen follen !). 
Vornach ſich alfo zu achten, und geichiehet hieran Unfer ernfler Wille und Meinung, 
Aunblich haben Wir diefes offene Mandat eigenhändig unterfchrieben, und Unfer K. 
hur⸗Sekret darauf zu drucken anbefohlen. So geſchehen und gegeben zu Dresden, 
m 16. Aug. 1746. Erasmus Leopold v. Gergdorff. 
| Augustus Rex, (L.S) Joh. Gottlob Dtto, S. 
(Codex Augusteus T. Fortſ. II. Abth. S. 1165 ff.) 





1) Koch a. a. O. S. 284 fügt auf diefe Beftimmung ohne allen Grund die Be 
hauptung, daß in Judenfachen der Weg Rechtens nicht geitattet, witenn Vie 
jelbe doch ganzausdrädlichvon „Richtern“ und „redgtlihyen Erteumtniier" Inriht. 
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I. Beſchränkungen in Betreff ihrer Aufenthaltsorte 


1) Sie dürfen den ihnen beflimmten Aufenthaltsort bei Bald 
Schutzes und Strafe der Ausfchaffung aus tem Lande, nicht 
Vergl. $. 1 tes Mandate v. 16. Aug. 1746?). 

2) In Betreff ihrer Reifen beftimmt große Beſchränkungen: 

a) Der $. 2 des Mandats v. 16. Aug. 1746 in Betreff 
Suden. 2) , 

b) Die General:®. v. 16. April 1773, über Eremtion ber in 
Landen Fonzeffionirten Juden von der für fremde reifenbe Juden 
täglichen Perfonenfteuer >). 

Friedrich Auguft, Herzog zu Sachſen ıc. Churfuͤrſt ꝛc. 

Veſter und liebe getreue. Wir find zwar in Genehmigung besjenigen 
hen Gutachtens, fo Uns ber Stadtrath zu Dresden, auf die durch bad 
Juden, Barud Aaron Levi zu Leipzig, gegebene Beranlaffung, in feinem 
nigften Berichte vom 29. Auguft 1772 eröffnet hat, in Gnaden zufrieben, da 
welche fich in hiefiger Refidenzitadt, oder anderer Orten Unferer Lande, auf 
falls erlangte Konzefiion aufhalten, und bafelbft die jährliche Perfonenftener, 
fhreiben gemäß, abführen, in den Fällen, da fie, ober die Ihrigen, eigner 
ten halber an andere Orte Unferer Lande reifen, mit Entridtung der für fremie 
Juden geordneten täglichen Perfonenfteuer in fofern fie die Berichtigung de 
Perfonenfteuer:Zermins durch behörige Quittung boziren können, verſchon 
mögen. 

Jedoch haben nicht allein dergleichen Juden, wenn fie von ihrem eigentlihe 
halte an andere Orte reifen, ſich in legtern länger, als die Verfaſſung erloue 
aufzuhalten, noch dafelbft einige Handlung zu treiben, fondern Wir eraditan « 
bienfam, damit nicht etwa Zuden, als angebliche Bediente biefiger konzeſſionick 
väter, auf Attefte von lesteren, ſich anberwärts einfchleichen, und ber Perf 
Verrechtung entziehen koͤnnen, bierunter biefe Einrichtung treffen zu Laffen, W 
Tube, der ee außerhalb hieſiger Refidenzftadt, für einen Bedienten eines ii 
Hausvaters angiebt, zmar von biefem mit einem Attefte, daß er wirklich in fein 
und Brote ftehe, auch einer Kopei von des Hausvaters eigener Konzeſſion zu 
hiervon aber von der Obrigkeit des Orts, wo er ſich aufhält, Abfchrift zu nem 
an unfere Ober:Steuereinnahme einzufenden, damit von derſelben, ob der juͤdiſch 
vater nicht mehrere in feinem Lohne und Brote nicht fehende angebliche Bedien 
und im Lande berumfende, gnüglich verifiziert werben könne. 

Wir begehren vannenhero hierdurd) gnäbigit, ihr wollet demgemäß, ohne je 
ſerhalb befonderes Botenlohn oder andern Aufwand zu verurfachen, das 
weiter veranftalten, ſowohl euch felbft hiernach aehorfamft achten. 

Daran geichiehet Unfere Meinung. Datum Dresden, am 16. April 1773. 

Chriſtian Wilhelm v. Nigfhwi, 

An fämmtliche Kreidss-Steuer-Einnahmen, Stift Wurzen, auch Graffchaft 

Stollberg:Roßla, und Stollberg-Stollberg. 
Unterm 27. März 1773 ift gleiche Verorbnung aus dem geheimen Concilio an 
tifhen Kammer-Collegia zu Merfeburg und Zeig ergangen. 
Chrifian Auguft Kur 

(Cod. Aug. IV. Fort]. 2. Thl. 2. Abthl. 2. S. 859.) 

III. Unbewegliche Güter dürfen Juden im Herzogthum Sadıfa 
nicht erwerben. Hierüber beflimmen: 

1) Das Mandat v. 1. Aug. 1602. 

2) Die Pol. Ordn. v. 22. Juni 1661. it. 1. Eingang. 

3) Der Ausſchußtags-Abſchied von 1680. 

- 4) Der Landtags: Abfchied v. 18. April 1716 bemerkt: 


m tn ME — 


1) Der Aufenthalt in den Bergſtaͤdten war ihnen ganz unterfi % 
) Cod. A. II, 140. 212. (Sehr oft bie in die neuelten ae cas 
2) Rod) bezieht diefe Beſtimmung S. 282 zu Unrecht auf inländ 
s) Koch behauptet a. a. D, ©. 282. mit Bezugnahme-auf bisle 
den von ihrem Aufenthaltsorte ohne befondere Eriaubnili a 
reifen Lönnen, wonach fie fomit förmliche glebaa ‚nude 
V. fagt aber von Erſterem nicgt ein Baatt, 
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 „baß aber biefelben (die Juden) fich mit Mobilien anfäßig machen wollten, ift nicht 
xkannt, und kann demfelben am beften begegnet werben, wenn bie Unter-Obrigfeiten, 
Miter welchen Gerichten dergleichen gelegen, keine Lohnsreiſung widerfahren laſſen.“ 

" (Cod, Aug. I. ©. 380.) 


+5) Der Eandtagd-Abfchied v. 5. Mai 1718 fagt: 
ibn wegen berer Juden bleiben Ihre Königl. Majeftät nochmals darbei, daß 
felben weber ein öffentlicher Kultus, nod der Ankauf von Immobilien geftattet 
n folle, geftalt dann das vormalige Pofthaus dem Reſidenten Lohmannen bloß 
dweiſe Auf etliche Jahre und mit ausdrädiicher Bedingung, in dem Garten keine 
che zu begraben, eingeräumt wird, es gefchiehet auch wider Ihre Majeftät 2c. Intens 
Ion und Willen, wenn derer Juden Anzahl fich vermehret, und fie außer denen Leips 
lgiſchen Meßzeiten Handel und Wandel treiben, dahero nur die Obrigkeiten über bie 
iöperigen SBerorbnungen halten dürfen, 20.” *). 
u (Cod. Aug. 1. . 400.) , 
6) Selbft der antichretifche Pfandbefig ift den Juden verboten. 
66 beftimmt dies dad R. v. 18. Juli 1780, mitgetheilt durch dad Patent 
228. Aug. 1780. 


—— bei vorgekommener Errichtung eines Pacti antichretici zwiſchen Chri⸗ 
und Juden per Rexcriptum Clementiscimum d. d. den 18. Juli a. c. gemefs 
anbefohlen worben, daß dergleichen Pactum zwiichen Chriften und Juden nit 
et werben foll: &o wird folches den Juftizbeamten 2c. zur unterthänigften Rach⸗ 
hierdurch befannt gemacht ıc. ıc. Siguatum Schleufingen den 28. Aug. 1780. 
rftl. Sächſ., in die gefürftete Grafichaft Henneberg Schloufinger Antheild, vers 
ee Dber-Auffeher und Räthe. 
» (Cod. Aug. IV, Fortſ. I. Ihl. II. Abthl. I. ©. 375.) 


IV, Sie find von Bekleidung Öffentliher Aemter audger 


gAtoiten. 


Es ergab ſich Died nach früherer Verfaffung wie nad) jegiger- barauß, daß 
Fo keine Staatöbürger find 2). Das den Juden in früherer Zeit mitunter 


ei", Prädikat eines Hoffaktord oder Hofkommiſſairs folte fie „in re- 



















"nicht von der AYuriddiltion des Ortes eximiren. Befehl vom 
Nov. 1766. (Cod. Aug. J. Fortſ. Il. Abthl. S. 1179.) 


RA die Iuden vom ftädtifchen Bürgerrechte audges 
offen? 

Eh Man wird Died deshalb annehmen müffen, weil ein Stadt bürger⸗ 
ohne ein Staatöbürgerrecht nicht wohl gedacht werben kann 3), kei⸗ 
Reweges aber aus dem Grunde, der hierfür angeführt worden *), weil in 
Kür fächfiichen Landen blos Augsburgiſche Konfefjiondverwandte dab Bürs 


.: HD) Rod benieht fich darüber, daß die Juden Feine Immobilien erwerben dürfen, auch 
auf das Lehnsmandat v. 30. April 1764, welches Zit. 7. 8. 3. beftimmt: 
„Shen fo wenig findet, da nach der Verfaffung hiefiger Lande, einer, der nicht 
der Augsburgiſchen Konfeffion augethan iſt, keine Lehn⸗ oder Allodialgüter in 
felbigen auf einigerlei Art und Weife acquiriren kann, die Präfentation eines fols 
chen Mitbelehnten ftatt.” (Cod. Aug. Kortf. I. Abthl. I. S. 1034.) 
Allein dies G. ift durch Art. 186 der Bundesakte aufgehoben. ©. hierüber 


©. 356. 

2) Koch bezieht fih a. a. D. ©. 281 und Note 4. ©. 285 zum Beweife deffen, daß 
Juden keine Öffentlichen Aemter bekleiden können, darauf, daß nach früherer 
Berfaffung die Beamten den Religionseid zu leiften hatten, Daß bies kein 
Grund, darüber vgl. sub V. ©, 356. Diefer Religionseld war imWebrigen früs 

er auch von den Promopirenden zu leiften — Viſit. Dekr. der Univerfität 
pzig von 1616 Nr. 5—7. Eurtius a. a. O. IJ. $. 809. — was gleich⸗ 
falls zur Zeit aufgehoben. 

8) Vergl. über dieſe ftreitige Frage das R. v. 97, Bebr. 1809, vorldirh ankararunm 
fegter Anſicht ift, oben ©. 247. 

*) Koh ©, 283 und ©, 285. Rote 6, 
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gerredt gewinnen können. Es beflimmt nämlich hierüber der Ausfchuf 
98: Abichieb v. 21. Dec. 1680: 

„Geſtalt Wir nicht verftatten wollen bag einige andere ala der Augsburgifcen Aus 
a ante ſich yn Unferen Landen ſäßhaft machen ober das — gewn 
nen mögen, fo ꝛc. 2c. 

Waͤre diefed Geſetz, welches jeden Reformirten und jeden Katholiken vom 
Bürgerrechte in ten Städten des Herzogthums Sachſen audfcließt, 
rn fo würden fonder Zweifel es auch noch dad Mandat Ehurf, Ci; 

ian II. zu Sachfen fein, die Subfcription des Conkordienbuchs be 
v. 1. Aug. 1602, welches beflimmt: 

„Dieweil denn Gott felbft dieſen laulichten Leuten, die in Religionsſachen ndg 
talt noch warm find, Feind ift, und fie bedräuet, aus feinem Wunde ar du 

ß 
ia 




















haben aud Wir 2c. es bahin gerichtet, daß alle unfere Räthe, Diener, 
und Ambtleuthe bag juramentum Religionia geleiftet und ba 
verpflichtet haben, daß neben Uns fie bei der erften ungeänder 
Augsburgifhen Konfeffion, wie diefelbe Anno 1580 im drifiiieie 
Eoncorbien: Buche wiederholet erfläret ꝛc. worben tft, durch Ge 
Gnade feſt und ſtandhaftig bis an ihr Ende Halten wollen” und weine 

ten: „Infonderheit aber befehlen Wir hiermit Unfern zc. —3 

der ſolches nicht approbiret, unterſchrieben und feine Pflicht bay I 
geleiſtet, zu Dienft befördern ⁊c. 20, (Cod. Aug. I. 777.) 4 

Eben fo beflimmt die Polizei» Ordnung Ghurfürft Joh. Georgen 
zu Sachfen v. 22. Juni 1661. Zit. 1. pr. in Betreff der Affeturatiee 1 
seinen lutheriſchen Lehre: — — ii 

„As wollen Wir — — keine andere Lehre in Unferen Landen verftatten, Tom 
vielmehr alle Kirchen⸗, Schutls, Hof: und andere Beamte, wie bi 
gebräuchlichen gewefen, das Iuramentum Religionis darauf oki 
gen anhalten laſſen.“ (Cod. Aug. I. ©, 1564.) 

Nach diefen verfaffungsmäßigen Beflimmungen würben daher and 
genwätig Reformirte und Katholiten im Herzogthume Sachien weder 

ürger in die Städte, wie ald Beamte, in die Kollegien aufgenec 
werden können, Allein diefe Geſetze find laͤngſt volftändig aufgehoben wi 
den durch Art. 16. der Bundedafte v. 8. Juni 1815 verbis: & 

„Die Berfchiedenheit der chriftlichen Religiondparteien kann in den TE 
dern und Gebieten des deutfchen Bundes feinen Unterfchieb in dem 
nuffe der bürgerlichen und politifchen Rechte begründen.” 

Es ift num Har, daß wenn diefe Geſetze, welche überdies lediglich 
bamaligen Religiondflreitigkeiten unter den hriftlichen Religionspath 
vor Augen gehabt, überhaupt aufgehoben find, fie nicht noch in Bezie 
auf die Juden beftehen geblieben, vielmehr auf deren Rechte und Pflich 
an die fie überhaupt niemald gedacht, ohne allen Einfluß find. | 

2) Das folgende R. fpricht fich über die Frage nicht aus, ob bie, 
den das Bürgerrecht haben oder nicht, fondern bemerkt nur, daß ber Mi 
tus quo aufrecht zu erhalten. } 

R. des K. Min. ded Inn. u. d. Pol. (v. Brenn) v. 12%. Der. 189 
an die K. Neg. zu Merfeburg. 

Der K. Reg. erwiebere ich auf die Anfrage v. 30, v. M., daß die Stäbteorbnung H 
ben Verhältniffen der Zuden nichts geändert hat, und es baher in Anfehung derſelbe 
bis zum Erfcheinen der neuen Sudenorbnung, in ben Städten des Herzogthums 
fen bei dem Gefege vom 16. Aug. 1746, fo wie in dem Weſtphäliſchen Landestheilen be 
ber Geſetzgebung des epemaligen Kanigreichs Weftphalen bewendet. Hiernach find des 
die Juden, jenachdem fte der Gefedgebung nach zum Bürgerrechte fähig find, ober mil 
zu bemfelben zuzulaffen, oder davon auszufchließen. (Ann. XVI. &. &, 960.) 

VI Ausnahmsweiſe ift ihnen der Handel geflattet, aber mit folgende 
Beichränkungen: 


9 Cod. Aug. I. S. 360. 
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« Sie hürfen woder offene Hanhlungtgemöfbg. haben, poch. na) Ynr 
* det Minifterien, hauſiren, -aufgenoupmen glei den fremden Ju⸗ 
" qufden Naumburger Dieffen. : 

1) Berg. 9.4. Nr. 8. und $. 8. des Mandats p. 16. Aug. 1746. 
Y.Mandat wider die Juten, Slaliengr, Kahjlet;Eräger und andere 
Kifter 0. 10. Sul 112. R u " Kan : 
ie 'uquft 26. Racdem Uns zum Öftern unterthänigft zu vernehmen ges 
en ————— Yen ak FR Beh 
Gilden Königfeex, und anderer gebrannten Wafferkrämer ind Troͤger, a u ch Insges 
Ein atteiH alfiner; weiche toftbare und geringe, fpneibende u. Kram- au «Hands 
%e und in andere Profeffignen Laufende Materialien und Waaren, fopohl auf bem 

IE in.bie Höfe und Höufer perum führen und trfgen, als auch dab dgl. San in bie 

te felbft, aufer denen gewöhnlichen Iahrmärkten, von benen In: und auslänbifchen 
L eingefchleppef, dadurch aber der Handeldmann, "Krämer, Handwerker und 
me Profeffionsvefivandte, fo Ihres Vertriebs und Wererbg halber, vitlen Abgaben 
werfen wären, in ihrer Nahrung fehr benachtheiliget und zurücke gefegt nicht we⸗ 
e auch unſere Generai⸗ Conſumtions · Atciſe und andere Revenüen merktich gefchwäs 
und geichmälert würden, hiernaͤchſt auch bie Erfahrung bezeuget, daß burdy theils 
Hnte Leute zu vielem Lore und Dieberei Anlaß gegeben worden, und Wir bießs 

gethane allergehorfamfte Vorſtellung um fo viel weniger für unerheblich befinben, 

X velhanet, Fl inögemein alles Haufizen auf ben Lande, vorhin ſchon unters 

werboten 
jaben Wir aus tragenber Tanbesväterlicher Vorforge, zu Erhaltung guter Ord⸗ 
ke aud Abwendung alles Unterfchleifs, und Verhütung manchertel daher entftes 
& ugs, wohl zuweilen hegangenen Digberei und Partpiererei, für npthwenbig 
[3 








f, durch biefes ünſer offenes Mandat die Darfträmerei überhaupt zu verbieten, 
ter body der einzelne Werkauf der gemeinen Riktualien und anderer unumgänds 
othdurſten, fo bie Inwohner in denen Dörfern aus ben accisbaren Gtädten ers 

* niit mi —— u him die Ztaiene, Rabule un Bupwar er, 
Qu bie, fo ef er, migſetr Wagen, gebrannt an al 
ut dank bisher Gentaufet haben, forthin nicht —88 Ye 
L allen, und jeben, fonderlich denen Juden, das Haufiven unb Berumtragen allers 
B’aubwärtiget und iniandiſcher Waaren gänzlid berboten fein, bei der, in Ner fans 
rdnung darauf gefegten Strafe unb Konterbanbirung herer Waayen, bayon werben 
E bie Leipziger und — urger Meffen und Sahrmötkte ausgenommen, top der 
Mei und Wandel in felher Freiheit unb biöherigen rehtmäßigen Uebuͤng billig vers 


et. 
ieten und befehlen demnad) hiermit obermeldeten Unfprn Ban, Kofallen, Ber 
bern, Ambtleuten, unb allen benen, fo von Ans mit beit 


wiber biefelben, langſtens vier Wochen nad geſchehener Gröffnung dieſes Unferes 
auf obige Maſſe nach der Schärfe verfahren, auch bei unterhleibender deſſen 

ih gehöriger und genauer Beobahtung Ash nicht ſylbſten bie unauableiplige Befttas 
— foßen. Daran geſchicht Unfer zuperläiger Wile und Meinung. Und 
des zu mehrer Urkund hierauf Unſer Kangeleis@ekret vorzubruden befohlen. 

geſchehen und gegeben zu Dresden, am 10, Zuli Anno 1749, 

L. S. George, Graf von Werthern, 

(Cod. Aug. I. ©. 1899. 30h. Chriſtoph Günther, 8. 
Lus vorfehenbem Geſetze ergiebt fih auf dad Unzmeifelhaftefte, da 
„Beftimmung des zu 1. gedachtın Mandat v. 16. u) 746, wie tie 
ben nicht haufiten follen, lediglich eine Folge des allgemein beftchen: 
vgexbötß des Haufirens warı), keineswegs aber ein an bis jüdiſche Res 
ion geknüpftes Berbot. . 

Da nun jenet älgemeine Gefeg gegen dad Hauſiren durch das Regula⸗ 
"über den Gewerbebetrieb im Umherziehen und insbefondere, Dad Hau« 





3) „Rudy Insgemein alle Hauſiter· fagt obige Veryrdarng. 
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del de Hand. leiten, und nur einigermaßen Vorſchub thun, nach eingezoger 
länglicher Erkundigung und auf gehdrigen Orts erftatteten fchleunigen Bericht, ı 
gehalt mit einer, nad) Beichaffenheit .berer Umflände, zu determinirenber Ge— 
‚Befängnißftrafe, zu belegen, die erſtere Unſerm Fisko zu berechnen und einzufent 
legtere aber an benen Berbrechern zu vollftreden. 

Auch wollen Wir . 


$. IV, 

Verhalten derer prinilegirten Juden.) denen in Unferer Reſide 
Dresden, ober fonft bei Unferm Hoflager zu duldenden Juden, befondere unt 
ferex eigenen Hand. und Königlichen Inſiegel ausgefertigte Concensiones, ober, 
wähnet, aus Unferm Kammerkollegio pille ertheilen lafien, dabero denn 

1) diejenigen, fo dergleichen zu Jüchen, gemeinet, an Uns supplicandog untert 
eintommen, und fernerer gnaͤdigſter Refolution gewarten, auch vor berm 
gung, ſich allein, ober nebft denen Shrigen, anhero nach Dresben, bei 50 
auch nad Befinden höherer Strafe, durchaus nicht wenden follenz; wenn ob 

2) nad übergebenen Supplicibus Wir Supplikantens Suchen in Gnaden b 
und eine Konzeffion oder Pa, zu Geftattung feiner Rezeption in Unferer ? 
ftabt, auf vorberbefchriebene Art ausftellen laffen: To hat derfelbe 

3) nebft denen Seinigen, fo viel deren in nur erwähnter Konzeffion ober F 
druͤcklich und namentlich enthalten, ſich fobann, barmit beim Gouvernem— 
und Stadtrathe, auch der General⸗Accis⸗Einnahme, zu melden, und tes 
Seranftaltung und Anweifung zu gewärtigen, gedachte Konzelfion am 
Hauswirthe, bei welchem er, auf vorher ausgebrachte obrigkeitliche Erle 
wohnen gebenfet, in Driginali vorzuzeigen, diefer aber, daß der Tube 
Familie wirktich bei ihm eingezogen, beim Gouvernement unb feiner Obr⸗ 
10 Thlr. Strafe, bekannt zu machen. Wie nun, 

4) über die in der Kanzeffion oder Paß enthaltene Anzahl, mehrere Perſon 
keinerlei Vorwand nicht einzulaffen, fonbern bie in fothaner Konzeffion 
entweber gar nicht genannte, ober doch mit denen barinnen enthaltenen, 13 
nicht genau Übereinitimmenbe Perfonen fofort zuruͤckzuweiſen, und von de 
abzutreiben find; alfo haben auch 

5) die privilegirten jübifchen Hausväter, wenn, anftatt derer ihnen zugchſ 
den Konzeffionsfchein ober Paß mit ausgebrudten Perfonen, fie neue ca 
wollen, Toldhes bei Unferm Gouvernement unverzüglich zu eröffnen, alltd 
anzunehmenden in derer vorigen Stelle tretende Perfonen felbft vorzuftes 
fernern Beſcheids zu gewarten; über diefes auch 

6) alle Monate, bei oftgedachtem Bonvernement, ingleichen beim Amte um: 
Rathe, auch ber Beneral- Accis «Einnahme allhier, eine Spezifikation w 
jeden ganzer Familie, mit Anmerkung des Abgangs und dabei vorgefalle 
änderung, gu überreichen, nichtweniger das Haus, darinnen fie mit dener 
wohnen, deutlich zu benennen, im übrigen aber der Außftellung riniger zu 
und PaflirsZettel an andere Juden, bei Verluft des ihnen ertheilten Ke 
Scheins oder Paſſes, ſich gänzlich zu enthalten. Wenn nun ferner 

7) ein alfo privilegirter Zube entweder Tein Domizilium verändert, und au 
feine Perfon, an einen andern Ort ziehet, ober gar nerftürbet, erlöfchet dadi 
von Uns erhaltene Konzeffion auch wegen deſſen Hinterbliebenen Familie. 
ben ſich aber 

8) die folchergeftalt privilegirten Juden ordentlidy alles unerlautten Handd 
Waaren und Haufirens mit Jelbigen maßen ihnen denn auch, Öffentliche Ge 
zu haben, ſchlechterdings unterjaget bleibet, zu enthalten, und lediglich mit! 
nigen, was ihnen in ber von Uns ausgeftellten Konzeffion, ober von Unferm 
mer-Kollegio ertheilten Paß, nachgelafen, zu begnügen, und diefes alles bei 
luſt der Konzeffion, auch anderer willtührlicher Geld-⸗, Gefängnißs oder fonf, 
Befchaffenheit derer Umſtände, zu erequirenden Strafe !). 

Nachdem Wir aber vm 


8 
(Commercium mit auswärtigen Judenſchaften.) mit denen aus 
en Zudenfchaften bag Commercium gänzlich aufzuheben nicht gemeinet; fo bleibet 
Kemben und befondere Concessiones, wie oberwähnet, nicht habenden Zuden 
wie zeithero, fo auch fernerbin, die Leivziger Neujahr:, Dfter: und Michaeligs, 
hen die Naumburger Petri⸗Pauli⸗Meſſen zu befuchen und zu bauen, unbenomm 
find aber auch fchulbig, die Erlegung bes Leib⸗Zolls, Lands und GeneralsXccife, 


ı) Die 55, V—VU betreffen bie Juden in Dresden. 
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angeoebneten, ober ſonſt gewöhnlichen Praestandia, zu präftiren, inſonderheit 
dor, fa und nach denen Wefen, refpectioe der Leipziger YudensDrbnung d. d. 
1068 und denen ergangenen Verfügungen, auch was etwan font zu Erhaltui 
f und Unferm eigenen Intereffe unnachtheiliges an beiden Drten Vesha 
der —9 hergebracht, ſich allenthalben, bei Vermeidung ber darinnen gefegten 
au bezeigen. 





Band j x 
sil.). mißfähig vernommen, daß zu Wermeibung bes Angebens bei benen 












r . AI, 
fe der Kontravenienten.) biefer, Unferer bem Publiko und Unferen ges 
Merthanen zum Beften abgefapten Verordnung zuwider zu leben ſich unterfle⸗ 
FR, benfelben wollen Wir, er fei ein Chrift oder Zube, Det ober Unterthas 
inifper ober fremder Hauswirth oder Hausgenoffe nach Befinden von 1Q bis 
% aud; mit höhern Gelb= und andern Strafen, nidt weniger reſpektive mit 
tion deren Waaren, oder auf andere empfindliche Art, ganz ohnfehlbar anfes 


bieten demnach allen.und jeden Unferen Unterthanen, infonberheit den von Abel, 
Unferen Beamten, auch denen Räthen in Städten und andern Unter-Richtern 
hrs, daß fie hierüber allenthalben ſtracklich Halten, die Dikafteria auch, wenn 
ihen Sacyen, darinnen zwar ordentlicher Prozeß nicht zu geflatten, ſondern 
ige fummapifche Unterfuchung, und nad} fattfam eingegogener Erkunbigung 
jen Befchaffenheit, auch gehörigen Orts erftatteten Wericht, alles, foviel 
Mi, in der, Kürze abzuthun und alfobald definitiv zu entfeheiben if, etwas an fie 
ingen und vechtliches Erfenntniß erfordert werben möchte, barauf, gleich anderen 
Inn Geſehen und Verordnungen ſorechen follen !). 
dornach ſich alfo zu achten, und nefchiehet hieran Anfer ernſter Wille und Meinung. 
unblich haben Wir biefes offene Mandat igenhänd unterfcheieben, und Unfer K. 
5Grkret barauf zu drucken anbefohlen. So gefchehen und en zu Dresden, 
18. Xug. 1746. Erasmus Leopold v. Gerßdorff. 
Augustas Rex. (L.S.) _&ob. Gottlob Otto, S, 
(Codex Augusteus I, Jortſ. IT. Abth. &. 1165 fi.) 


SE. 


) Koch a. a. O. S. 284 ſtuͤht auf dieſe Beſtimmung ohne allen Grund bie Bes 
bauptung,. daß in Juden ſachen ber Weg Rechtens nicht geitattet, während bies 
felbe doch gang audruclich von Kichtern und „rechtlichem Erkenntnifle” ſpricht. 


ZIG Staatsrechtl. Verhaͤltn. d. 3. in den ehem. E. fächf. Lanbrigfeie, 


gerredt gewinnen können. Es beftimmt nämlich hierüber der An 
98-Abichied v. 21. Dec. 1680: 

„Geſtalt Wir nicht verftatten wollen daß einige andere als DA ri 
feifion Verwandte ſich in Unſeren Landen ſäßhaft machen ober das Bürger 
nen mögen, fo 2c. 2. 1) 

Waͤre diefed Geſetz, welches jeden Reformirten und jeden Katbefie 
Bürgerrechte in ten Städten des Herzogthums Sachſen ausſcch 

Itig, fo würden fonder Zweifel ed auch noch dad Mandat Ehe 

tan II. zu Sachfen fein, die Subfeription des Conkordienbucht 
v. 1. Aug. 1602, welches beflimmt: 

„Dieweil denn Bott felbft biefen Taulichten Leuten, die in Religio 
talt no warm find, Feind ift, und fie bebräuet, aus feinem Munde 
haben auch Wir 2c. e8 dahin gerichtet, daß alle Unfere Raäthe, Diener, 
und Ambdtleuthe bag juramentum Religionis geleiftet unbb 
verpflichtet haben, daß neben Uns fie bei der erften ungel 
Augsburgifhen Konfelfion, wie diefelbe Anno 1580 im q 
Goncordbiens Bude wieberhotet ertläret ꝛc. worden iſt, burg 
Gnade feft und ſtandhaftig bis anihe Ende halten wollen“ und 
ten; „Inſonderheit aber befehlen Wir hiermit Unfern ꝛc. Nie 
ber ſolches nicht approbiret, unterfhrieben und feine Pflidt 
geleiftet, zu Dienft befördern 2c. 2c. (Cod. Aug. I, 777.) 

Eben fo beflimmt die Polizei» Ordnung Churfürft Joh. Georg 
zu Sachfen v. 22. Zuni 1661. Tit. 1. pr. in Betreff der Affı 
reinen Iutherifchen Lehre: — — 

„Als wollen Wie — — keine andere Lehre in Unſeren Landen verflatten, fi 
vielmehr alle Kirchen⸗, Schul⸗, Hof: und andere Beamte, wie 
gebräuchlichen gewefen, dag Iuramentum Religionis darauf 
gen anhalten laffen.” (Cod. Aug. I. ©, 1564.) 

Nach diefen verfaffungsmäßigen Beflimmungen würben daher 
genmärtig Reformirte und Katholiken im Herzogthume Sachen 

ürger in die Städte, wie ald Beamte, in die Kollegien auf 
werden koönnen. Allein dieſe Sefebe find laͤngſt volftändig aufge 
den durch Art. 16. der Bundesakte v. 8. Juni 1815 verbis:; 

„Die Berfchiedenheit der chriftlichen Religionsparteien kanm in kai 
bern und Gebieten des deutfchen Bundes feinen Unterfchieb in da 
nuffe der bürgerlichen und politifchen Rechte begründen.” 

Es ift num Bar, daß wenn dieſe Geſetze, welche überdies Lebigl 
bamaligen Religionöflreitigkeiten unter den chriftlichen — 












vor Augen gehabt, überhaupt aufgehoben ſind, ſie nicht noch in 
auf die Juden beſtehen geblieben, vielmehr auf deren Rechte und 
an die ſie überhaupt niemals gedacht, ohne allen Einfluß ſind. 

2) Das folgende R. ſpricht fich über die Frage nicht aus, obN 
den dad Bürgerrecht haben oder nicht, fondern bemerkt nur, dag iM 
tus quo aufrecht zu erhalten. 

R. des K. Min. des Inn. u. d. Pol, (0. Brenn) v. 12. Der 
an die K. Reg. zu Merfeburg. 

Der S. Rep. erwiebere ich auf die Unfeage v. 30, v. M., daß bie Stäbteorte 
ben Verhältniffen der Juden nichts geändert hat, und es daher in Anfehung & 
bis zum Erfcheinen der neuen Judenordnung, in den Städten des Herzogthum 
fen bei dem Gefege vom 16. Aug. 1746, fo wie in dem Weftppälifchen Landesthe 
der Geſetzgebung des ehemaligen Kinigreiche Weftphalen bewendet. Hiernad fü 
die Juden, jenachdem fie der Gefeggebung nad) zum Bürgerrechte fähig find, ode 
zu bemfelben zuzulaffen, oder davon auszufchließen. (Ann. XVI. S. &, 960.) 

VI Ausnahmöweife ift ihnen der Handel geflattet, aber mit fol 
Beichräntungen: 


') Cod, Aug. I. S. 360. 
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5 aber bieſelben (bie Juden) ſich mit Mobilien anfäßig machen wollten, iſt nicht 
it, und kann bemfelben am beften begegnet werben, wenn die Unter⸗Obrigkeiten, 
gr weldhen Gerichten bergleichen gelegen, Feine Lohnsreiſung widerfahren laſſen.“ 
"{Ced, Aug. I, ©. 380.) 
39) Der Eandtags:-Abfchied v. 5. Mai 1718 fagt: 

| 3 wegen derer Juden bleiben Ihre Königl. Majeftät nochmals darbei, daß 
uden weber ein öffentlicher Kultus, noch der Ankauf von Immobilien geftattet 
Bei folle, geftalt dann das vormalige Pofthaus dem Kefidenten Lohmannen bloß 
fe auf etliche Jahre und mit ausbrädiicher Bebingung, in dem Garten keine 
begraben, eingeräumt wird, es gefchiehet auch wider Ihre Majeftät zc. Intens 
an Willen, wenn derer Juden Anzahl fich vermehret, und fie außer denen Leips 
von Mefzeiten Handel und Wandel treiben, dahero nur die Obrigkeiten über bie 
BIER: Rerorbnungen halten bürfen, 3.” *). 
' Mod, Aug. I. ©. 400.) 










MXter 

















hf der antichretifche Pfandbeſitz iſt den Juden verboten. 
inmt died dad R. v. 18. Juli 1780, mitgetheilt durch dad Patent 
“Ang. 1780. 
em bei vorgelommener Errichtung eine Pacti antichretiei zwifchen Chris 
“ Suben per Rescriptum Clementissimuın d. d. den 18. Juli a. ec. gemefs 
Mbefohlen.worben, daß dergleichen Pactum zwiſchen Ghriften und Juden nicht 
werden folk: So wird folches den Juſtizbeamten 2c. zur untertpänigften Radı: 
befannt gemacht ıc. ꝛc. Siguatum Schleufingen den. 28. Aug. 1780. 
Gachſ., in die gefürftete Grafſchaft Henneberg Schleufinger Antheils, vers 
obeäuficher und Räthe. 
= —X IV, Fortf. N. Thl. II. Abthl. J. ©. 376.) | 
—— von Bekleidung öffentlicher Aemter ausge⸗ 
ergab ſich dies nach früherer Verfaſſung wie nach jegiger- daraus, daß 
Re Siaats buͤrger ſind 2). Das den Juden in früherer Zeit mitunter 
BER. Pradikat eines Hoffaktors oder Hofkommiſſairs ſollte fie, „in re- 
nicht von der Juͤriodiktion des Ortes eximiren. Befehl vom 
M. 1766. (Cod. Aug. J. Fortſ. II, Abthl. ©. 1179.) 


Rind die Juden vom ſtädtiſchen Bürgerrechte ausge— 
Hallen? 








en wird Died deshalb annehmen müffen, weil ein Stadtbürger 
Home ein Staatöbürgerrecht nicht wohl gedacht werden Kann 3), kei⸗ 
—2*— aber aus dem Grunde, der hierfür angeführt worden *), weil in 
be ohſiſchen Landen blos Augsburgiſche Konfeſſionsverwandte das Bür⸗ 





— 


D) Koch bezieht fich darüber, daß die Juden keine Immobilien erwerben dürfen, auch 
auf das Lehnsmandat v. 30. April 1764, welches Zit. 7, 8. 3. beflimmt: 
„Eben fo wenig findet, da nach der Verfaffung hiefiger Lande, einer, der nicht 
der Augsburgifchen Konfeflion zugethan ijt, keine Lehn⸗ oder Allodialgüter in 
felbigen auf einigerlei Art und Weife acquiriren kann, die Präfentation eines fols 
hen Mitbelehnten ftatt.” (Cod. Aug. Kortf. I. Abthl. I. &. 1034.) 
ein dies &. ift durch Art. 16 der Bundesakte aufgehoben, ©. hierüber 
S. 356. 

) Kod bezieht ſich a. a, D. ©. 281 und Rote 4. ©. 285 zum Beweiſe beffen, daß 
Juden keine öffentlichen Aemter befleiden können, darauf, daß nad früherer 
Berfaffung die Beamten den Religionseid zu leiften hatten. Daß dies kein 
Grund, barüber vgl. sub V. ©. 356. Diefer Religionseid war imUebrigen frü: 
her auch von den Promovirenden zu leiften — Biflt. Dekr. der Univerfität 
Leipzig von 1616 Nr. 5—7. Eurtius a. a. O. J. $. 809. — was gleich⸗ 
falls zur Zeit aufgehoben. 

) Bergl. über dieſe ftreitige Frage das R. v. 27. Febr. 1809, welches entgegenges 
fegter Anficht ift, oben ©. 247. ' ' 

) Koch ©. 283 und ©. 285. Note 6, 
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firen, v. W. April 1824 1) aufgehoben iſt, fo beheben fich blend, 
bie Belimmungen ded Mandatd von 1746 gegen das. Haufitenda 
Dies faktiſche Verhaͤltniß ift in den folgenden Reſcripten gänzlich 
ben worden; fie betrachten die betreffenden Beflimmungen de 
von 1746 nicht in ihrem Zufammenhange mit der fächfifchen 
Landesgeſetzgebung, fondern iſolirt als fpezielle gegen die Juden 
Beflimmungen und halten fie demgemäß zu Unrecht noch für güiß, 
befimmen dies. mit Ausnahme eines einzigen R. v. 25. Imi 
(Ann. XII. &. 506.) 2), die Refol. d. K. Min. des 3. u. d. P. (Kl 
15. Aug. 1829 an den jübifchen Handeldmann N. N. zu Halle a 
(Ann, XII. Nr. 113), die C. R. der K. Din. des Inn. für 
Gew. Ang. (v. Shudmann) und für d. J. u. d. P. (v. 
29. April 1831 an die K. Reg. zu Erfurt, Potsdam, Krankfint, 
(Ann. XV. ©. 326.), dad R. des Min. des Inn. v. 13. Juli 188 
getheilt durch Bekanntmachung der K. Reg. zu Oppeln v. 29. Set. 
(Ann. XX. Nr. 148.), dad C. R. der K. Min. bed Inn. für Gew. ig 
Brenn), d. J. u. d. P. (v. Rochow), u. d. Kin. (v. Alvensle 
19. April 1837 an die K. Reg zu Bromberg. (Ann. XXL. Nr. 2% 


C. R. derfelben Min. v. 12. Mai 1837 an die K. Reg. zu 
(Ann. XXI, ©. 534.) 


B. Auf ven Jahrmärkten in den vormals Sächfifchen Staͤnß 
Kleden ift blos den in den Preußifchen und Anbaltifhen Staata 
haften Juden ber Verkauf ihrer Waaren im Einzelnen verftattet. 
den Meffen und Sahrmärkten ift den nicht mit Konzeſſion im 
Sachſen wohnbaften Juden aller Handel im Ganzen und Ein 
Strafe der Konfiskation der Waaren unterfagt 3). 

1) Vergl. hierüber Abthl. III., namentlich die K. O. v. 19, Se, 
und die R. v. 10. Dec. 1828 und 10. April 1829. 

2) Die $$. 2. 3. des Mandate v. 16. Aug. 1746. | 


3) R. der K. Min. des Handels (v. Bülow), und d. Inn. (v. Oh 
mann) v. 7. Mai 1821 an die K. Reg. zu Liegnitz und Frankfurt ul 
Detailhandel der Juden auf Sahrmärkten. 


Da das K. Sädf. Mandat v. 16. Aug. 1746 $. IX. ausbrüdlich nur des 
wärtigen Juden den Detailhandel auf Sahrmärkten verbietet, von den 8. 
Calau aber, in deren Angelegenheit die K. Reg. unter dem 16. Kebr. d. I. berich 
darüber wiederholentlich Beſchwerde geführt worden if, daß diefes Verbot auch! 
ausgedehnt werbe, fo finden die unterzeichneten Min. fich veranlaßt, die K. Reg 
mit ein- für allemal anzumeifen, allen Suben, welche in irgend einem Theile bei 
zogthums Sachſen wohnen, gleichviel ob fie den Wohnfig durch ausdrückliche J 
fionen oder durch ftillfchweigende Duldung erlangt haben, den Detailhandel auf 
maͤrkten zu geftatten. (Ann. V. ©. 338.) 



















C. Der Handel mit verarbeitetem ober unverarbeit 
Silber, ift ihnen bei Strafe der Konfiskation unterſagt. Münzm 
v. 1732 8. 2. (Cod. Aug. I. Fortſ. ©. 1702.) und R. v. 14. Mai | 
(Cod Aug. II. Zortf. Thl. IT. Abthl. IL, S. 175.) Ebenfo der Handel mit 
— 8. v. 16. Zuni 1696. (Cod. Aug. I. ©. 1702.) — und mit B 
werkprodukten. V. v. 3. Oft. 1554. (Cod. Aug. II. 140.) und 
4. Oft. 1781. Cod. (Aug. Fortſ. II. Thl. IL Abthl. Il. ©. 1466.) 


1) G. S. 1824 ©. 125. 
2) Vergl. die folgend aufgeführten R. Abthl. III. 
) Bergl. Biener l. c. ©. 81, 
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bes Sie hünfen wedet offene „Hanblungsgervöfbg. haben, woch, wach In · 

Mm iftesien, .hauliren, -auggenommen glich den fremden Ju⸗ 

aufden Naumburger Meflen. : 
91,8. 4, Nr, 8. und $. 8..de6 Nandats p. 16. Aug. 1746. 

h CH SEE, Staltener, Fabylet Kröger und anderg 
* mon Uns zum tern unterthäi ft gu vernehmen oe 
4 ‚maffen bie ıtten: ht 
i ind anderer Bee Wafferttämer und Zrägen, audhinsgrs 









Bir Aus tragender Candespäterlicher Worforge, zu Erhaltung guter Ord⸗ 
Ä eher entſte⸗ 


ger und Naumbürger Meffen und Jahrm, 
Bandel in Teih 1 5 


Iaunb Gefehten demnach. hiermit pbermaSbeten Unfern Prälgten, Bofallen, Mer 
Ki nbeieen un len Urne bon Mh at Gehen Bein” a 
Unfertroegen zu ererziren haben, daß fle nicht allein dieſes unfer Mahdat 
Me Iarhiing aller Orten pubfiziven und affigiren, ſondern auch fich ſelbſt Wiers 

feit /gebührenb- und geherfamft achten, benennte unb alle andere dergleichen 
fi und denen Shrigen nicht dufben, noch ihnen ſolches perfkaiten, Jondren 
Diberbiefelben, längitens vier Wochen nah geſchehener Eröffnung dieſes Unferes 
ats, auf obige Mafte nad) der Schärfe verfahren, auch bei um! ibenber deſſen 
tiger und genaner Beobachtung fish. nicht Feloken die Anauaͤbieibliche Beſtra⸗ 
iiehen folen: Daran geſchicht ünfer zuperläßiger Wille und Meinung. Und 
Bir des zu mehrer urtund hierauf Unfer Kangeleis@ekret vorzubruden befohlen. 
Gehen und gegeben zu Dreöden, am 10. Zuli Anno 1749. 
L. S. George, Graf von Werthern, . 
od. Aug. L. ©. 1899. Sob. Ghriftoph Günther, S. 





ud Indgeineln ale Hauftzee" ſagt obige Berprknung. 


zůtz Staatsrechtl. Verhaltn. d. J. in den ehem. K. ſächſ. Landesthellen. 


firen, v. 28. April 1824 1) aufgehoben iſt, fo beheben ſich hierdurch 
die Beflimmungen bed Mandats von 1746 gegen das Haufiren der Im 
Dies faktiſche Verhaͤltniß ift in den folgenden Refcripten gänzlich 8” 
ben worden; fie betrachten die betreffenden Beflimmungen ded Ma 
von 1746 nicht in ihrem Zufammenhange mit der fächfifchen allgenm 
Eandeögefeßgebung, fondern iſolirt ald fpezielle gegen die Juden ger 
Beflimmungen und halten fie demgemäß zu Unrecht noch für gülfig— 
beflimmen dies mit Ausnahme eines einzigen R. v. 25. Juni 
(Ann. XII. S. 508.) 2), die Refol. d. K. Min. des 3. u. d.P. (Kb 
15. Aug. 1829 an den jüdifchen Handeldmann N. N. zu Halle a. ° 
an. XII. Nr. 113), die ©. M. der K. Din. ded Inn. für Dante 
ew. Ang. (v. Shudmann) und für d. J. u. d. P. (vd. Brem 
29. April 1831 an die 8. Reg. zu Erfurt, Potsdam, Frankfurt, &= 
(Ann. XV. S. 326.), dad R. des Min. des Inn. v. 13. Juli 13 
getheilt durch Bekanntmachung der K. Reg. zu Oppeln v. 29. Sep 
(Ann. XX. Nr. 148.), das C. R. der K. Min. ded Inn. für Gew. — 
Brenn), d. J. u. d. P. (v. Rochow), u. d. Kin. (v. Alvendie 
19. April 1837 an die K. Reg zu Bromberg. (Ann. XXI. Nr. 22— 


C. R. derfelben Min. v. 12. Mai 1837 an die K. Reg. zu Me— 
(Ann, XXI. &. 534.) 


B. Auf den Sahrmärktten in den vormals Sähfifhen Sta 
Kleden ift blos den in den Preußifchen und Anbaltifchen Stantemmmm 
haften Juden ber Verkauf ihrer Waaren im Einzelnen verflattet. 
den Meffen und Jahrmaͤrkten ift den nicht mir Konzeffion im Der 
Sachſen wohnhaften Juden aller Handel im Ganzen und Eine 
Strafe der Konfiskation der Waaren unterfagt ®). | 
: 41) Bergl. hierüber Abthl. IIT., namentlich die K.O. v. 19, Seg>i 
und die R. v. 10. Dec. 1828 und 10. April 1829. 

2) Die $$. 2. 3. des Mandats v. 16. Aug. 1746. 


3) R. der K. Min. des Handels (v. Bülow), und d. Inn. (0. SP 
mann) v. 7. Mai 1821 an die K. Reg. zu Eiegni und Frankfurt a © 
Detailhandel der Juden auf Sahrmärkten. 

Da das K. Saͤchſ. Mandat v. 16. Aug. 1746 $. IX. ausdruͤcklich nur den Gi 
wärtigen Juden den Detailhandel auf Sahrmärkten verbietet, von den R. 
Calau aber, in deren Angelegenheit die K. Reg. unter dem 16. Febr. d. 3. berichtet 
darüber wiederholentlich Beſchwerde geführt worben if, daß dieſes Verbot aud 
ausgebehnt werde, fo finden die unterzeichneten Min. ſich veranlaßt, die K. Reg. 
mit ein= für allemal anzuweifen, allen Juden, welche in irgend einem Theile ve $ 
zogthums Sachſen wohnen, gleichviel ob fie den Wohnfig durch ausdruͤckliche Kom 
fionen oder durch ftilfchweigende Duldung erlangt haben, den Detailhanbel auf Ja 
maͤrkten zu geftatten. (Ann. V. S. 338.) 


C. Der Handel mit verarbeitetem oder unverarbeitet 
Silber, ift ihnen bei Strafe der Konfidkation unterſagt. Münyman 
v. 1732 $. 2. (Cod. Aug. I. Fortſ. ©. 1702.) und R. v. 14. Mat 17 
(Cod Aug. II. Fortf. Thl. IT. Abthl. II. S. 175.) Ebenfo der Handel mit G— 
— 8. v. 16. Juni 1696. (Cod. Aug. I. ©. 1702.) — und mit Be 
werkprodukten. V. v. 3. Oft. 1554. (Cod. Aug. I. 140.) und R 
4. Oft. 1781. Cod. (Aug. Fortſ. II. Thl. IL. Abthl. Il. ©. 1466.) 





1) G. ©, 1824 ©. 128. 
2) Vergl. die folgend aufgeführten R. Abthl. III. 
®) Vergl. Biener l. c. ©. 61, 


Mit, ahäti. d. 9. Inden oem. 8. Fiäf: Bann. FAR 


VI, Abgaben der Juden. . . 

huhgeld. FE 
. Fr namlich Schuß, das Heißt für die Erlaubniß, in dem Her⸗ 
itkum Sacfen zu wohnen, zahlten die Juden eine befondere ſeht hohe 
feuer, „Während dieſe [bon nad dem Regl. v. 13. Ian. 1747 
nd war wurde ſfie Durch dad Außfchreiben über bie ferner vers 
algemeine Perfonenfteuer, wie folhe von dem 1767. Jahre an 
erben folte, d. d. 31.Märy 1767 noch erheblich erhöht. Nachdem 
jefeke für alle Kiaffen die Steuer fefigeftelt und zwar dergeftalt, 
 dieiwirflichen Räthe, Majors ıc. nur dreißig Thaler. zahlen, bes 

daffelbe in Anfehung dir Juden: 

Aa hen —— S— Leipzig mit Churfl. Paͤſſen aufhält, an 
ſ He jährlic) zu begahlen 70 Ahle, F 
ohne Koficht auf das Alter s ” 
* 




















12 ar. 

und 8 

"Künftighin kelnem Juden — als 1 oder 2 Perfonen als Knete ober 
‚zu Vermeidung bes bisherigen Unterfchleifs verftattet werben; auch 

hen Hausvater, der an feinem Perfonenfteuer-Quanto. Moderation ers 

mde Juden noch feinen Sohn und deren Weiber ald Anechte oder 

rfonenfteuer aufzuführen und & verrechten erlaubet fein. 

den aber, fo ſich im anderen Stäbten und Orten hieſiger Churfächfl: 

ten, entrichten nur bie Hälfte von vorftehenden Anfägen. B 

dich) die reifenden fremden Juden vor jeden Tag, ben fie fi) an einem 

8 fei in der Stadt oder Dörfern, aufhalten, ausgenommen bie Leipzis - 

Jurger Meffen, ingleichen bie ordentlichen Jahrmärkte von Anfange des 

dor jede Perfon 

ib Mittelftäbten s gr. 

En —6 Vorzeigung derer Freipaͤſſe fi erfreu⸗ — 

In emtion dur orzeigung derer je u en 

el — Srtes — —S und bei ber — Lieferung 

nam verbunden iſtz jedoch werben bie Juden, welche bie Leipziger und Raums 

Ion befuchen, ſowohl acht Tage, vor Ginlautung der Mefle, als auch acht 

ala, mit, Abgabe biejer Steuer verfchonet?). 

* ee NS — eu age, een — mem en 

“ ee anderer iſchen jet ol m in⸗ 

—— 

(ui. Aug, 1; Fortf. 11. Abth. ©. 762.) Ru, 

Die Derfoneniteuer kann jedoch gegenwärtig nicht mehr zu Recht erho⸗ 

da die Juden flatt derfelben den allgemeinen gefeglichen 

unterworfen find. 

Leibzolle). 

iherbin war der Leibzoll angeordnet: 

1) Wegen ber Einheimifchen durch $. 8. 10. des Mandats v. 1746, 

ben. } 

D) Durch den General: Befehl Herrn Friderici Augufti, Königl, Peins 

Ein, Polen, und Litthayenc. und Chur-Zürftens zu Sachſen c. Daß 


4) Cod. Aug. 1. Kortf. I. Abth. ©. 477. 

2). Diefes get beutet darauf hin, daß der Jude erſtens ald Gewerbtreibenber, d. hr 
ald Kaufmann, die diefe treffende Steuer zu zahlen hatte und dann noch als 
Jude diefe erorbitante Summe für den ihn treffenden gefeglihen Drud. 

D} Sinbeimifhe, welche die Perfonenfteuer zahlen, hatten biefe Abgaben nicht zu 
entrichten... Gnerale v. 16. April: 1773. (Cod. Aug. Il. Bortf. II. Abth. 


BR)... . 
) Bergl. Kt. Aug. hifter. Einleitung. 
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eduldet, aber künftig der ſchaͤdlichen Folgen für bie ſtudirende Sagen 
* fein Jude daſelbſt mehr Eonceffionirt werden. Wenngleich n 
Greifswald das privilegium recipiendi Judaeos habe, fo fei dafıfk 
vor Errichtung der Univerfität gegeben, und müffe unter den einge 
veränderten Umftänden, feiner‘ Gemeinfchäplichkeit wegen ceffiım. 
neueren Konceflionen haben daher die Klaufel erhalten, daß ber 
fionirte fich nicht in Greifswald niederlafjen dürfe. 


Zweites Kapitel, 
Gegenwärtige Verfaffung. 


Die beiden Königl. Schwedifchen Gefebe, welche die Grundlage de 
tigen Verfaſſung bilden, find die folgenden: 
1) Verordn. wegen der Aufnahme und Zoleranz einiger jüdifchen ja 
lien und der ihnen frei gegebenen Handeldarten, Fabriken und Bei 
v. 27. Oft. 1777. 


Es wird Namens Sr, Königl. Majeftät hiermit verorbnet und feftgeftellt: 

a) Sollen keine Juden-Familien, fammt ihren bendtbigten publiquen Beck 
Kinder und Gefinde gefhüst und geduldet werden, als weldye mit fpeziellen, wa 
Generalgouverneyr und der königi. Regierung p dato an unterfchriebener Kol 
fi im. Lande niederzulafien, verfehen worden !). Und da ein foldyer Zube dide 

Mon bei dem Magiſtrat des Orts, wo er fich niederläßt, fofort vorzuzeigen # 
ift: fo muB der Magiſtrat darauf genau acht haben, daß feine andere Juden daſch 
deget werben; wie denn bie Nichtlonceffionirten von den Gränzpoftirungen bit 

nkunft fogleich weggewieſen werden follen. 

b) Es wird den Juden kein anderer Verkehr oder Handel, als folgender, ver 
41) der Wechfelhandel; 2) Manufalturen und Fabriken auf erhaltenes ſpezielles Je 
legium anzulegen und zu verlegen; 3) Geld auf Wechfel und Pfänder zu 6 Prozat 
zuleihen; 4) mit drap d’or, drap d’argent, reichen geftidtten Waaren, Zumelen, Bei 
Gold und Silber, Uhren, Pferden und Rindvieh, fo fie auf den Märkten gefauft, o 
wärtigen unverarbeiteten Pelzwerk, wohlriechenden Waflern und Seife, alten Kae 
und Hausgeräthe; jedoch jollen fie ſchuldig fein, ihre Handlungsbücher in deutſche 
nicht in jüdischer Sprache, zu halten. 

c) Es follen auch 2 Petfchierftecher und 3 Brodeurs mit Schusbriefen ver 
außer biefen und den publiquen Bedienten, als der Rabbi, der Schulmeifter, ber & 
ter, kein Jude geduldet werben, der nicht für jede Orts⸗Obrigkeit bemeifet, dt 
1000 Rthlr. im Vermögen habe, wozu jedoch das tägliche Hausgeräthe und Keks 
fammt ungewifien Schulden, nicht zu rechnen find; wie denn alle diejenigen Juba 
Fr anzutreffen find, und diefes nicht präftiren Eönnen, a dato das Land ris 
ollen. 

d) Die Treibung der Handwerke, alles Wuchern und Hauſiren in den Städten 
auf dem Lande, alle Krämereien und Höfereien, und überhaupt der MinuthandelP 
allen Juden verboten, und wenn fie hiemit betroffen werben, follen die Waaren ij 
fammt Eonfiscirt, 4 davon an die Zurisdiktion deffelben Orts, I an die koͤnigl. Kam 
und 1 an biejenige Nahrung und Gewerbe, dem hierunter Eingriff gefchehen, verfelt 
Es ei. ſich deun auch fein Jude auf dem Lande haͤuslich und wohnhaft mi 
aſſen fo no 

e) Den Schutzjuden wird erlaubt, wenn fie keine erwachfene Kinder haben, 2 Wi 
Bediente jüdifher Nation zu halten, bei ven Petfchierftechern, Brodeurs, Rabbi, Str 
meifter und Schädhter foll es fih nur auf einen Dienftboten für einen jeden erſtreden 

1) Der Schugjude genießt fein Privilegium nur zuvoͤrderſt auf feine Frau und IE 
ber; nad) feinem Tode fällt folcyes auf den älteften Sohn oder Tochter, und nad mE 
Abfterben fucceflive auf einen von den übrigen Kindern, und wenn Feine Kinder vorhs 
den find, auf deffen Wittwe, 

g) Könnte einer oder anderer derer Kinder eines Schugjuben durch Heirath aus ® 
Fremde ein anfehnliches Vermögen beweislich mit ins Land bringen, fo ſoll dazu al 


— 
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1) Kür diefe Sonceffion, welche bie weiteren Rechte bes Gefchnten ausfprict, f 
ein Schutzgeld zu zahlen. Eine Gemeinde bilden die Zuben nur in Religionsfade. 
dem fie fammtlich unter dem Rabbi und den Kelteiten in Stralſund fiehen. 


Mebscdet: Werbäten. d. Fin den ehem. R. Tächf. Laubecthellea SET 
m Verwaltung der Saͤchſiſchen Laͤnder dutch die Berblindeten 


iſt. u 

m tegulirten General: KonfumtiondAccis:Zarif, nach welchen in 
‚Bären Städten des Churfürftenthums Sachſen und inkorporirten 
e General Alien zu erheben find, v. 22. Dez, 1753 (God. Aug. 
.Abth. &. 987) gaben die Juden von allen Wääten, womit fie 
fe Accife, welche Tonft ein inlaͤndiſcher Händler zu entrichten hat, 
It, und für die Waaren, womit fie auf den Meſſen haufiren ges 
tach. Auch diefe Abgabe kann in Folge der Regnlirung der bes 
Verhältniffe durch die allgemeinen Preußiſchen Geſetze nicht mehr 
thoben werden. | 
Betreff der Abgaben an hriftllide Kirchen vergl. das R. 


fhräntungen bei Ausübung ihres Gottesdienſtes. 


dtagsabſchied v. 24, April 1711. 

Bellen aud) denen Zuben ihren etwa angemafeten Cultum, welcher auch als 

1, als man darvon einige Nachricht erlanget, aufgehoben worben, in Teine 

tlid geftatten.” (od. Aug. 1. &. 369. 
elbe wiederholt die Refolution derer Stände Gravaminum d. d. 

iden 19. uni 1713 (a. a.D. S. 371), die Refolution v. 18. April 
ud. S.380) und 5. Mai 1718 (a. a. O. ©. 399). 


Zweites Kapitel, 


nttrechtlichen VBerbältniffe der Juden in der Ober 
| und NiedersLaufig, | 

Einleitung. - 

nLauſitzen konnten Gefege nur mit Bewilligung der Lanbftände 
berden und es gelten daher Geſetze des Churftaatd und fpäteren Ko. 
Sachſen als folche nicht auch in den Kaufigen. Indbeföndere 


Einzeläes anordnenden Beflimmungen nach dem Inhalte ber 
en zu beurtheilen, auf Grund deren ihnen der Wohnſitz in diefen 
ben einzelne Beitimmungen anlangend, fo ift | 

Zatz, daß Juden kein Grundeigenthum erwerben Tönnen, 








0.0.0. ©. 284. 289, fpricht von dem Leibzolle Zu Unrecht als’ don einer 
beftebenden Einrichtung, 

ift ein Drudfchler und muß 1746 beißen. 

der revibirte Entwurf des Provinzialrechts der Niederlaufig, der mit den 
ben in allen feinen heilen berathen worbeh, und auch die Verhältniſſe der 
n befpricht, weiß nichts von diefer Reception. Vergl. ebenfo Pinder an den 
fenden Orten, 


ZUWÖ Crämikecptt. Verhältu. b. 3. in den dhens, N, Tächf. SHHDHHÄÄNE. 


von denen durch die Chur: Sähfifhen Lande paſſireuden Juden, deren 
ben und Dienern, ohne Unterfchieb der Leib⸗Zoll vor voll exleget m 
fol; ben 4. April 1733. j 
iebrich Auguft, Köntgl, Prinz ic. Churfürft 2c. | 
ieber Betreuer. Wir haben. aus bewegenden Urfachen gnäbigft reſolviret, daß 
kunft und bis zn weiterer Verordnung, von benen fammtlicyen durch Ainfere Sande 
senden Juden, NRabbinen, Juben⸗Weibern und Dienern, ohne Unterfcheid ber 
liche LeibsZoll jedesmal vor voll geforbert und erleget werben fol. Und befehlen 
hiermit, du wolleſt dich deines Orts darnach agehorfamit achten, aud an es 
chen Gleits⸗Einnahmen bes bir anvertrauten Bezirks, das Köthige dieſerw 
längt gebührend verfügen. Daran ꝛc. Dat. Dresden, am 4. April 1788, 
An die Gleits⸗Commiſſarien. “| 
(Cod. Aug. I. Kortf. 11. Abth. S. 16. 
3 General⸗Befehl deſſelben v. 24. Sept. 1833 wegen der Se 
bis in-das zehnte Fahr. 7 
Friedrich Arrguft, König 2c. und Ehurfürft ic ur ’ 
Lieber Getttuer. Wir haben auf Elias Bernd Lehmanns, des Gevollmädiik 
Indenſchaft unterthänigftes Anfuchen und Worftellen, daß die Unfere Landı * 
renden Bettel⸗Juden, Rabbinen, Weiber ühb unerzogene Kinder, auch ſogene 
ner, mit Erlegung des vollen Leib⸗Zolls verſchonet werden möchten, guäbigf af 
daß bie unerzogen a Kine bis in das gehende Jahr von dem keit, a 
freigelaffen werden follen, hingegen wegen derer Übrigen Perfonen laſſen M 
dem am 4, April in biefem Jahre emanizten Benerali uhverändert beimenden A 
Ien hiermit, da wolleſt, damit die Gleits⸗ und Bol, Einnepmere nad diejerig 
folution ſich geborfamft zu achten willen, das Näthige wegen derer Juden KuiE 
ſaͤmmtlichen Sleits-Einnahmen des bir anvertiauten Bezirks, kraft diefed 
Und hieran ?c. Datum Dresden, am 24. Sept. Anno 1733. 
An die Gleits⸗Kommiſſarien 
Stlligen und Friedrichen. 
(Cod. Aug. loco cit.) L 
4) Böhmifche Juden wurben vom Leibzol nah dem R. v. IK] 
1745 befreit (a. a. DO. ©. 16), aber nach dem R. v. 20. Juli 17%, 
den Mährifchen und Ungrifchen Juden wiederum zu deſſen Zahlung 
pflichtet erachtet ?). (1. c. S. 1146.) | 
5) Die Höhe des Leibzolls wurde feligeftellt in der Geleitd: U 
15. Nov. 1718 (Cod. Aug. Il. 1157) und durdy dad Gener. v. ( 
1727 für die Perfon zu Fuß 2 Gr., zu Pferde 4 Gr., Rabbiner, # 
und Kinder die Hälfte, | 
6) Dur Freipäſſe wurde die Befreiung von den jüdifchen MM 
erreicht ?), | | 
Es beftimmte rücfichtlich derfelben: 


a) dad Negulativ wegen Erleichterung des Meßbandels ber eh 
fhen Juden v. 12. Sept. 1772 und das R. den Naumburger Mei 
bett, v. 23. April 1800. (God, Aug. II. $ortf. II. Abth. &. 1450, I 
Vergl. diefelben bei Abth. III. 

‚b) Diefe Freipäſſe durften nach dem Befehl v. 23. Ian. 1790 ui 
mit der Poft reifenden Juden nur auf den Poflämtern vorgezeigt wi 
(a. a O. S. 1472.) 

Es ward jedoch dieſe entehrende Abgabe hier durch das Ruſſiſche 
vernements⸗Patent v. 28. Dez. 1813 (Gouvernements⸗Blatt 1814. 


— — — — — — — —— 
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1) goch führt a. a. DO. S. 287 Note 26 dies R. an, behauptend, daß baffel 
ſchriebe, Ungariſche Zuden hätten Eeinen Leibzoll zu zahlen. 58 
das Gegentheit. » zou zu zah se beſins 


2) 8. v. 13. Sept. 1779 (Cod. Aug, Fortſ. II. Abth. 2. ©. 1466.) 


Ouliäd: Werbäun, d. J. in den ehem. K. fächf. Landeshelfen. Sr 
kg In Verwaltung ter Saͤchſiſchen Länder dutch die Verbündeten 
. Kecife. | 


ih dem tegulixten General-Konſumtlons-⸗Accis-Tarif, nach welchen in 
artisBären Städten des Churfürſtenthums Sachfen und inkorporirten 
bie General⸗Acciſen zu erheben find, v. 22. Dez. 1753 (Cod. Ang. 
FH bth. &. 987) gaben die Juden von allen Wäären, womit fie 
, die Accife, welche fonft ein inländifher Händler zu entrichten hat, 
ippelt, und für die Waaren, womit fie auf den zellen baufiren ges 
dreifach. Auch diefe Abgabe Bann In Folge ber Regulisung det bes 
nden Verhaͤltniſſe durch Die allgemeinen Preußischen Geſetze nicht mehr 
et erhoben werben. 
‚In Betreff der Abgaben an hrifllihe Kirchen vergl. bad R. 
1 gebe, 1842 oben ©. 105. 


Beihräntungen bei Ausübung ihres Gottesdienſtes. 
Rdtaadabſchied v. 24, April 1711. 
Bellen auch denen Zuben ihren etwa angemaßeten Cultum, welcher auch als 
Fi, als man darvon einige Nachricht erlanget, aufgehoben worben, in keine 
Meliich geftatten.” (od. Aug. I. ©. 369.) 
Daſſelbe wiederholt die Refolution derer Stände Gravaminum d. d. 
en 19. Juni 1713 (a, a. O. ©. 371), die Refolution v. 18. April 
16D. S. 380) und 5. Mai 1718 (a. a. O. ©. 399). 


ren Zweites Kapitel. | 

IE futerechtlichen Verhältniſſe der Juden in ber Ober 

— und Nieder⸗-Lauſitz. 

in. Einleitung. 

I im Lauſitzen konnten Gefehe nur mit Bewilligung ber Landſtaͤnde 
werden und ed gelten daher Gefehe des Churffaats und fpäteren Kö« 

Sachſen ald ſolche nicht auch in den Laufigen. Inöbeföndere 
andag v. 16. Aug. 1746, die Berhältniffe der Juden in den fach: 

kandern betreffend, für die Laufigen niemald ausdrücklich recipirt 

B hat'niithin dafelbft keine Güttigkeit. Zwar ſagt dad unten folgende 

Fin. des Inn.: „Nach dem Sächfifchen ©. v. 16. Aug. 17472), wils 

och in der Laufit gilt” 2c.; allein dies ift ein Srrthum, denn wenn 












dd 


„ed 


ffonen zu beurtheilen, auf Grund deren ihnen der Wohnſitz in dieſen 


re Sap, daß Juden fein Grundeigenthum erwerben Tönen, 








toch a. 0. D. ©. 284. 289, fpricht von dem Leibzolle Zu Unrecht als von einer 
och beftehenden Einrichtung. 

dies ift ein Drudfihler und muß 1748 heißen. 

une revibirte Entwurf des Provinzialrechts der Niederlaufig, der mit den 
Ständen in allen feinen Theilen berathen worden, und auch die Verhältnifle der 
zuden befpricht, weiß nichts von diefer Reception. Vergl. ebenfo Pinder an ben 
etreffenben Drten, 


EL GStaattrechti. Verhaͤltn d. J. in den ehem. 8. ſachſ. Land etthele 


zwar wie bad vorige Kapitel ergiebt, in Sachſen ausbrüdlid 
hen; die betreffenden Gefege find aber in den Lauſitzen nicht zei; 
fleht mithin der Autübung diefed Rechtes kein Gefeg entgegen. 
1 Das Bürgerrecht betreffend, fo flände der Erlangung 
gleichfalls Fein Gefeg entgegen, in fofeın man annähme, daß dis 
Staatsbürger deflelben fähig fei'). 

- M. Dad Branntwein:Brennen und Schänken iſt da 
durch R. v. 22. Zuli 1752 (Refkripten: Buch Nr. 228) in der Nieder 
unterfagt *) 

IV. Den Handel betreffend, beſtimmt 

1) das R. v.22. Mat 1751: 

„Gleichwie Wir nun geſchehen Laffen koͤnnen, daß denen in Friedland 
Kammer: Päflen verfehenen Juden in denen Nieber-Laufigifchen Kreiss&täbten p 
deter Jahrmaͤrkte und derer diefen gleich zu achtenden guten Manns, Dienfb wi 
nerftage der Handel im Ganzen und Einzeln, auch durch Haufiren geftattet werk 
maßen beshalben das Nöthige in ihren Päffen bereits einverleibet worben 23€. 

(Cod. Aug. Fortf. I. Abth. III. ©. 362.) 

2) Die Befchränkungen diefer vorftehenden Beflimmung erſcheine⸗ 
durch das Preußische Hauſir⸗Reglement aufgehoben. Die Miniſterien 
ſich über die Befugniſſe der Juden in Anſehung des Handels und {a 
Gewerbe wie folgt aus: 
3) R. des Min. des Inn. (v. Schuckmann) v. 22. Juni 1829 am 
Reg. zu Frankfurt. Gewerbes und Hanvdeld Verhältniffe der Judenn 
Nieder⸗Lauſitz. 

Sch kann, wie ich der K. Reg. auf Ihren Bericht v. 26. v. M. erwiedere, ia 
K. O. v. 19. Sept. v. 3.°), welche den Juden des Großherzogthums Poſen in 
tail⸗Verkauf ihrer Waaren auf ben Sächſiſchen Märkten geftattet, Leine weſentü 
ſchränkung der Erwerbömittel der Niederstaufiger Juden erkennen, da biefm 
auch gegenfeitig das Beziehen der Märkte im Großherzogthume Pofen und ben 
Provinzen des Staats nicht zu verwehren fft, und fie daher in der Erweitermii 
Geſchaͤftsbetriebes für jene Konkurrenz Erſatz finden. 

Indeſſen will id in Beziehung auf Ihre verfchiedenen Anträge: 

ad 1) Diefelbe autorifiven, den Nieder:Laufiger Juden in denjenigen Stn 

Nieder⸗Lauſitz, in welchen nicht Spezial: Privilegien und fonftige Redte 
Perſonen entgegenftehen, jeden erlaubten Handel, incl, des Materi 
zu geftatten, auch 

ad 2) wenn ein jüdiſcher Hausvater mit Hinterlaffung mehrerer Söhne flirkt, 

der legtern das felbftftändige Etabliffement zu einem der Nieber⸗Lauſip 
den erlaubten Gewerbe nachzugeben; 

ad 3) bewenbet es bei den Beftimmungen des ©, v. 28. April 1824, nad, dee 

die Regierungen bei Auöftellung ber Gewerbefcheine zum Hauſiren at 

Dertlichkeit, auf welche das Gewerbe fich erftreden fol, beftimmen # 

Sollten andere Juden, welchen früher das Haufiren in der Nieder-Laufk 

gefattet war, Gewerbejcheine auf folche erhalten haben, fo bleibt ver K 

berlaffen, auch den Haufir-Sprengel der Niederstaufiger Juden an 

zu erweitern, um fie für die diesfallfige Konkurrenz zu entfchädigen, 

ad 4) Muß es zur Zeit, und bis wegen der Gewerbes Polizei und resp. wegen ball 

gerlihen Verhältniffe der Juden gefeglihe Beſtimmung erfolgt ıft, Wi 

jest beftehenden Innungs-Artiteln und anderen Verorbnungen fein Bere 

behalten, und es kann einem dortigen Suden ein Gewerbe geftattet mei® 

welches nach ſolchen den Juden überhaupt verboten iſt. (Ann. XIII. &% 

4) Refol. der K. Min. d. J. für Gem. Ang. (v. Brenn) und de 

u. d. 9. (in Vertretung Köhler) v. 19. März 1836. An die 
MN. zu N. in der Nieder-Lauſitz, deffelben Inhalts. 




























1) S. hierüber oben S. 247. 
®) Revidirter Entwurf bes Prod, Rechts in berRieberstaufig (Berlin 1841) 6.8 
3) Vergl. Abth. III. 
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In Allerh. Befehls eröffnen wir Ihnen auf Ihr Immebdiatgefuch v. 30. Gept. 
5 um Werbeflerung beö gewerblichen Zuſtandes der mofaifchen Glaubensgenoffen in 
‚Riederlaufig, ra zum Befcheibe, daß zwar bie völlige Regulirung der Verhält⸗ 
ber zaufider aeliten erft von Erlaſſung des in Berathung befindlichen allge: 
Gewerbes Polizeigefeges, fowie des Geſetzes über die bürgerlichen Verhältniſſe der 
In in den neuen Provinzen, zu erwarten iſt. Indeſſen bieten ſich fchon durch die 
Geſetzgeb den Niederlauſitzer Iſraeliten Mittel zur Verbeſſerung ihres Zu⸗ 
dar, deren Benutzung jedoch hauptſaͤchlich von ihnen ſelbſt abhaͤngt. 
dem Saͤchſiſchen Selepe v. 16. Aug. 1746 nämlich, weldyes noch in der Laufig 
ſich nur diejenigen Juden in Sachſen aufhalten, welche entweder landes⸗ 
Konzeffionen ober Päfle des Kammer⸗Kollegii befisen, nach welchen fie fich in 
ngewiefenen Orten auf die in der Konzeflion oder den Paͤſſen vorgeichriebene Zeit 
Hirt aufhalten dürfen, wobei fie fi) aber mit dem Gefchäfte begnügen müffen, das 
ka barin geftattet worden. 
& Tann, in fofern nit Rechte dritter Perfonen entgegenftehen, den Laufiger 
der Aufenthalt aller Orten, ſowohl in den Laufigen, ald in den Übrigen ehemals 
eher Landestheilen, zum Betriebe aller erlaubten Gewerbe, mit Ausnahme bes 
Handels, auf vorherigen Antrag geftattet werben. 


erner find die Laufiger Suden vom Handwerksbetriebe durch das Geſetz nicht ausge: 
Zwar verbieten oft die Innungs⸗Artikel die Annahme ber Juden als 
Lehrlinge, Gefellen und Meiſter. In diefen Artikeln ift aber meiftens ben 

das Recht der Mehrung und Minderung vorbehalten. 
ken alfo ein Iſraelit feinen Sohn einem Handwerke widmen will, und einen Lehr⸗ 
1, ber ihn aufzunehmen bereit ift, findet, fo ann das in Kolge der Innungs-Artikel 
gentretende Hinderniß durch Einholung der Allerhoͤchſten Dispenfation befeitigt 


en. 

emnähk wird vom Min, db. 3. u. d. 9. den inländifhen Juden zur Weberfiebelung 
nbere Yewinzen Erlaubniß, und, wenn fie aus einer neuen Provinz in eine alte 
im woollen, das Naturalifations-Patent nach dem Gefege v. 11. März 1812 ertheilt, 









Drittes Kapitel. 


ſtaatsrechtlichen Verhältniffe der Juden in ber gefür: 
fieten Staffhaft Henneberg. 


Der Königlich fichfifche Antheil an Henneberg kam im Jahre 1815 gleichs 
an Preußen und bildet zur Zeit den Schleufinger Kreid. Ueber 
Berbältniffe der Juden dafelbft fpricht fich dad N. des Min, ded Inn, 
Ifle Abtheilung, Köhler) v. 12. Dec. 1823 an bie K. Reg. zu Erfurt 
ss 


Die im Schleufinger Kreife beftehende Verfaffung in Anfehung der Juden ift,in einem 
oßen Theile von Deutfchland und felbft in verichiedenen neuerdings mit dem Preu: 
hen Staate vereinigten Ländern, wo nicht in ganz gleicher, doch in ähnlicher Art ans 


reffen. 

— aber unzulaͤſſig, nach der Koͤnigl. Regierung Vorſchlag in dem Berichte v. 
‚dv. MR. dieſe Verfafſung für den genannten Kreis wefentlich zu mohifciten, wel 
chſter Beflimmung zu Folge bis zu eintretender allgemeiner Reform des Kuhene 
efens in benfenigen Preuß. Provinzen, wo das Edikt v. 14. Märy ABAR vis ehr it 
WW. VID. 88 8. Die Berhältniffe der Juden. 93 


ei 


















MER Gtaatsrechtl. Verhaͤlin. d. J. in Reuvorpommern v. Hügm, 


zur Anmenbung tömmt, bie vorgefundene gefegliche Berfaſſung aufrecht cchelin 
ou. 


Da Übrigens das auszugsweife eingereichte Refkript v. RB. April 1781, weint 
im Schleufinger Bezirke zu buldenden Juden⸗Familien auf eine beftimmte 30 
ſchraͤnkt worden, aus befonders erhebiichen Urfachen nah dem Eutachten ber 
eine Weberfchreitung der Normalzahl geftattet, fo kann ber Koͤnigl. Regierunz m 
Hand nur überlafien bleiben, in bazu geeigneten Fällen darauf anzutragen, bj 
biefer Nachlaſſung des Refkripts zu Gunſten "einzelner Inbivibuen Gebrauqh 
werbe. 


Was die zur Anzeige gebrachten fpeziellen Kalle betrifft, fo findet das 
Minifterium fi bar die angeführten Umftänbe zu der Beſtimmung beavogen, 
in Anſehung des AN. bei dem von ber König. Regierung Berfügten fein Bewenin 
Halten muß, dagegen aber. ausnahmsweiſe auch einem zweiten. Sohne ber Witt 
die Erlaubniß zum felbftftändigen Etabliffement bewilligt werben kann. 

(Ann. VII. S. 870,) 


Schfter Abfcehnitt. 


Die flaatdrehtlihen VBerhältniffe der Juden in Ne 
pommern und Rügen. 


@rftes Kapitel, 
Geſchichtliche Einleitung. 


Durch den Friedenätraktat zu Kiel vom 14. Ian. 1814 trat Si 
an Dänemark das Herzogthum Schwedifch» Pommern und das 5 
thum Rügen ab; durd die Traktate v. 4. und 7. Juni 1815 mit ð* 


daß die Juden weder auf dem Lande, noch in den Städten tolts 

werben follten. Eben fo wurde in vem Regierungd: Patent v. 10.) 

1691 2) verordnet: 

daß keinem Juden, welcher nicht fpezielen Konfend und Erlaubni 

der königl. Regierung erhalten, weder die Päffe ind Land verftattet,® 

felben vielmeniger darin geduldet, am allerwenigften aber d 

überall zu handeln, zu wandeln und der Vorfäuferei ſich eigen 

fallend zu bedienen, zugeflanden werben ſolle. 

Unterm 12. Auguft 16952) erging ein gefchärftes Patent, welcheb de 
vorige beftätigte und dahin ertendirte: 

daß hinführo feinem Juden mehr dergleichen ſpezieller Konſens und b 

laubniß ertheilt werden folle; 


— in Folge deſſen wurde mittelſt Patents vom 10. Febr. 1710*) * 
ohlen: 


— — — — — — — — —re — 


1) Man iſt hierbei der auf die Daͤhnertſche Urkunden⸗ Sammlung baſirten DE! 
ſtellung von Bornemann gefolgt. eſr. Koch, a. a. O. &. 294. 

) Da h ext, Sammlung pommerfcher und rligifiher Landes⸗Urkunden 2. B-' 

2) 0.0. 0.80. 3. ©. 541. 

4) fi a. O. S. 427. 


rassieräiti. Verhaͤlin. d. J in Neuvorpommern u. Rügen. 388 


alle und jede im Lande fi) noch aufbaltenden Suben bis zum 
Mär 1710 da8 Land räumen, oder gewärtig fein follten, durch den 
aefeich ter auf den Gelingen andgeftrichen und gebrandmarkt zu 


N. [7 
Stadt Stralfund batte auf vorgetragene Beſchwerden und desi- 
eine königl. Refolution v. 19. Dec, 17201) erwirkt, worin es $. 10. 


Se. Majeflät dahin mit Nachdruck fehen werben, daß das ſchädliche 
ufiren der nach denen Landed:Bundamental» Sapungen 
ht zu Duldenden Juden gänzlich abgefchafft werde. 

eichwohl kancelflonirte die Regierung wiederum einen und den andern 
a, wenn Auch nicht zum Handel, doch zum Petſchierſtechen, wurde jes 
von dem königl. Tribunal — der hoͤchſten Suftizbehörde von Schwe—⸗ 
Pommern?) — angewiefen, fich jeder Eonceffion eines Juden, ale 
bandesverfaſſung zumider, zu enthalten. Sie felbft äußerte auch noch 
nem Patent v. 27. Dec. 17583) daß den Zuden von jeher, burch 
ar aenbofe, aller Handel und Verkehr in biefiger Provinz gänzlich 


mungeachtet erließ die Regierung, nach verfchiedenen Zwifchenhand» 
—* Widerſpruch mit der Verfaſſung, und ohne mit den Ständen 
haben, am 23. Juli 1776 eine Verordnung, nach welcher die 

Mn ia allen pommerſchen Städten, nach vorhergegangener Konceffion 
g, aufgenommen, und die Erlaubniß haben follten, mit allen 

* rdiſchen Waaren und Produkten, Korn ausgenommen, Han⸗ 


Lerordnung theilte fie den Stänten mit, und zugleich mehreren 

wen färdiefe und jene Stadt Konceffionen. Stände und Stäbte aber 
wider diefe Verordnung die Appellation an dad Tribunal, und 
Vend befahl per rescriptum v. 21. März 1777 der Bönigl. Regierung, 
‚Bersednung v. 23. Suti 1776 nebft allen den Juden extheilten Kon» 
ken bis dahin ab effectu zu fußpendiren, daß der modus receptionis 
Mi aflungen und dem wahren Wohle ded Landes gemäß regulirt fein 


Hefe Regulicung erfolgte, und es erging darauf das Patent v. 27. Okt. 
, welches, wenngleih darin der Stände nicht erwähnt wird, den- 
als mit deren Konfend erlaffen anzufehen iſt, und demnach in judi- 
‚als ein verbindliched Geſetz betrachter worden und die Grundvers 
g bilder ®). | 

vilegia einzelner Städte wurden durch dies Gefe nicht getroffen. 
at Beifpielöweife Greifswald durch Privilegia aud den Jahren 
1289, 1322 da8 jus recipiendi vel non recipiendi Judaeos und es 
durch R. des Min. d. Inn. v. 13. Febr. 1818 an die K. Reg. zu Strals 
nerfannt, baß Greifswald demgemäß nicht gezwungen werden koͤnne, 
ionirte Juden aufzunehmen, Dagegen auch nicht berechtiget fein, un- 
ionirte aufzunehmen. Lebtered wurde namentlich durch die Königl. 
diſche Verordnung v. 14. Juni 1798 (welche nicht gedrudt ift) be 
. Hiernach ſollten in Greifswald zwar Die vorhandenen Juden ferner 





De or mmärlia appell. 6 dt zu Greifswald, damals zu Wi 
em en ⸗ ericht zu Greifswa mals zu Wismar. 


We 


TEA Otontörechel, Verhaͤltn. b. J. in d. z. ſtanzoſ. Kalſerr. gehäggmnten 


U. Durch den mit dem Fürſten von Shwarzburg-Rubolfuki 
ſch loſſenen Bertrag v. 19. Juni 1816?) trat berfelbe die Ortfeit 
kramshauſen an Preußen ab. 

M. Durch die mit- dem Großherzog von Sahfen: Weimar ik 
fenen Berträne v. 1. Juni 1815 und 22. Sept. 1815*) trat vu 
Preußen dad Dorf Ringleben ab. - . 

VI. Durch den mit dem Könige der Niederlande geſchloſſenenda 
v. 7. Oft. 18163) kamen einige dem Königreiche ber Nieberlande q 
geweſenen auf dem rechten Rheinufer belegenen Ortfchaften an Yrafe 

V. Endlich aingen auch die zum Königreich Böhmen gehörieguh 
in den Preußifchen Antheil der Oberlaufiß eingefchloffenen Dr 
Zirteeduf und Nieder Gerlachsheim mit deren Zubehör an di 

er‘ “ 

In Betreff diefer Landvarzellen, meift einzelner Dorfſchaften, * 
Betreff der Juden resp. die Schwarzbura⸗Sondershauſener, bie ku 
burg. Rubolftädter, bie Sachſen⸗Weimarſche, die Königlich 
und Böhmifche VBerfaffung. Es Tann aber, wie fchon im vorigen M 
erwähnt, nicht darauf ankommen, diefe Verfaflungen, welche bad 
auf einen ober den andern Ruben zur Anmendung kommen, 
vielmehr genügt die Annabe des Faktums, daß biefe einzelne Dod 
Y h Ir befondere flaatörechtliche Werfaffungen in vorliegender 
end 









Eilfter Abfchnitt. 


Staatsrehtliche Verhältniffe der Juden in den zum fi 
fifhen Katferreiche gehörig gewefenen Landestheile 


Erſtes Kapitel. 
Hifkorifche Einleitung. 

Vom franzöfifchen Kaiſerreiche kamen in Folge ded Pariſer Fri 
30, Mat 1814. Art. 11. folgende Ländertheile an Preußen: In der$ 
provinz die Regnierungs- Bezirke Trier und Aachen; im Rt 
zirke Koblenz bie linke Rheinfeite, alfo die Kreife Koblenz, St. 
Kreuznach, Simmern, Zell, Mayen, Kochem, Ahrweil— 
Adenau: im Rea. Bezirke Köln ebenfalls das linke Rheinufer, « 
Kreife Köln, Bergheim, Euskirchen, Bonn, Rheinbai 


— 





— 


1) G. ©. 1818. Anh. ©. 75. 

2) G. &, 1818. Anh. S. 850—53. 

2) G. ©. 1818. Anh. &, 113. 

41) G. S. 1818. ©. 45. 

) In welch verberblicher Meife dies felbft auf privatrechtliche Verbättniflee 
davon enthält das im vorigen Abfchnitte gegebene R. v. 5. San. 184 
deutlichen Beweis. Die Behauptung diefes R., daß die Lage der Gadıe 
fet und fich baber Jeder vor Schaden Leicht wahren koͤnne, beruht auf un 
Vorausfesung. Nur Wenige dürften ed im Preußifchen Staate en u 
aebenermaßen die Verfaffung der Juden in allen einzelnen Ortfchaften be 
ba dies ein genaues Eingehen in das Staatsrecht vorausfegt, insbeſor 
Kenntniß der ehemaligen Zerritorialverhältniffe. 

* Wenn Koch a. a. O. &. 233 flg. Iedialich von den Yuben in ben Rheh 
zen foricht und bierunter die zum franzöfifchen Kaiferreiche gehoͤrig > 
verfteht, fo überficht derfelbe, baB auch ein Theil der jetzigen Provinz 
len demfelben einyerleibt geworfen iſt. Weral hie Ialgentie Sinleltung, 
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⸗ 
claubniß, nach Befinden, ertheilt werden; und wenn ein auslaͤndiſcher Jude eine 
e Juden⸗Tochter heirathet, und nach feiner Heimath führen will, ſoll er nicht länger 
8 Tage im Lanbe verbleiben, bei längerem Aufenthalte aber täglich einen Species⸗ 
ten an bie koͤnigl. Kammer zahlen. 

Die Juden ftehen unter ber Jurisdiktion des Stadt⸗Magiſtrats *), und müffen 
ürgerliche Laften, gleich denen Chriften, tragen, und für deflen richtigen Abtrag in 
um haften »). Streitigkeiten, fo bie Gebräuche und Ceremonien betreffen, Finnen 
var unter fich ſelbſt fchlichten, jebocd fo Tolches ohne Vorwiſſen bes Magiftrats 
nl8 unternommen werben >). Bon benen Strafgeldern fällt 4 an bie königl. Kam⸗ 
‚y an die hiefige (Stralfundifche) Garnifons:Arme, 4 an die Juden⸗Arme. 
) Juden wird zwar ein freies, aber nicht ein Öffentliches, exercitium religi«- 
aterftattet, und es follen ihnen auch die Pläge zu ihren Kirchhöfen, weswegen fie 
init den Gigenthümern abfinden müffen, von dem Magiftrat angewielen werben. 
R Vagiſtrat jebes Orts hat auch fein Auffehen darauf zu richten, baß bei dem jübifchen 
wbimft Feine Unzuläßlichkeiten vorfallen, fondern alles in guter Orbnung vor fid) 
der zu welchem Ende bie Tuben ihren Gottesbienft in Zimmern, bie nicht nach ber 
Bade ochen, Fr halten, auch ihre Lauber⸗Huͤtten und Hüttenfeft ebenfalls an abgeles 
Wand nicht nad) denen Gaffen ben Zugang habenden Orten zu feiern haben. 

WDke Juden follen auch, ohne fpezielle Konceffion, Feine Häufer kaufen, umd eigens 
' ‚und wenn fie in Häufern wohnen, die mit ber Braus und Brennerei- 
amt IH foren fie dieſes Recht nicht weiter als zu ihres Haufes Bes 

‚ gebrauchen *). 
Ecqhlachten wird denen Juden bei den Chriſten⸗Schlaͤchtern durch ihre Schächter 
5* Konſumtion verſtattet, und wenn der Schnitt an dem ihnen ſelbſt zuge⸗ 
etwa nicht gerathen, ſo muͤſſen ſie das Fleiſch, ſo ſie nicht gebrauchen koͤn⸗ 
Cten⸗Schlächtern kaͤuflich uͤberlaſſen. | 
inbenen Reichs⸗ und Handelsgefegen bie über 5 und 6 Prozent fleigenbe 
Ve auf Wechfel, Pfand oder Hypothek ausgelicehenen Gelber, bei Berluft bes 
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R Ba apigen Strafe, netft allen denjenigen, die in feiner Konceffion begriffen 
' Ei) Reg. Patent v. 23. Nov. 18105) erweiterte die Rechte ber Ju⸗ 
Vher Art, daß denfelben noch folgende Rechte zuftchen follten? 
Das Recht, Fabriken und Manufakturen aller Art anzulegen, ohne 
’ deu für fie eine fpeziellere Erlaubniß, als diejenige erforderlich fein 
Leiche nach Umfländen von jedem anderen Einwohner des Landes in 
Weren Ballen nachgefucht werden muß, jedoch mit Ausnahme folcher 
Ken und Manufakturen, worauf ſchon ausfchließende Konceffionen ers 
worden; 









Sie ſind den Statuarrechten des Orts unterworſen und den allgemeinen Landes⸗ 
geſehen. Bornemann a. a. D. ©. 804. 

Diefe Beftimmung wird nicht beobachtet. Jede Familie entrichtet ihr befonberes 
Schußgeld. Bornemann bei Koch &. 304. - 

In einer Dell. der K. Schwediſchen Regierung v. 30. Mai 1794 und durch 
Srienntnifle bee Zribunals ift feftgeftellt, Daß vermöge biefes 6. 8. den Juden 
‚ie ungeftörte Beobachtung und Beibehaltung aller erweislichen Ritualgefege gu: 
tehe und alfo banadı eingerichtete bürgerliche Gefchäfte für gültig zu achten. 
Bornemanna.a.D. ©. 305. 

Bergl. das Patent v. 23. Nov. 1810. 

Bei Koch ©. 298. iſt daffelbe unrichtig von 1820 datirt, offenbar nur burch einen 
Sruchfehler. Auch gegen biefes Patent haben bie Reuvorpommerfchen Stände 
eine Beſchwerde erhoben und es wird nad) hemfelben in ben bortigen Gerichts⸗ 


sfen erfannt, 
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b) das Recht, uneingefchräntt mit roher Wolle zu handeln; 

c) für bereitd konceſſionirte Juden dad Recht, in den Städten umd auf 
dem Lande durd) Kauf und Pachtung Srundflüde zu erwerben oder zu bs 
nußen, ohne dazu in jedem befondern Falle einer fpeziellen Konceſſion x 
bedürfen); 

d) tie Erlaubnig an Schiffsrhedereien Theil zu nehmen; 

e) dad Recht, mit fchwebifchen Eifen-Manufaktur-Waaaren en gro 
zu handeln. ' 

Auch foll den Juden erlaubt fein, folche Handwerke zu treiben, welche 
an den Orten, wo fie felbige zu betreiben wünfchen, Feiner Zunft verfaffung 
unterworfen find; den Aemtern der Handwerker aber wird angerathen, m 
dem liberalen Geiſte der Zeit zu entfprechen, die Juden, wenn tie fich danım 
bewerben follten, in ihre Zünfte mit aufzunehmen. 

Es wird in demfelben Patent ferner verordnet: 

a) daß alle Juden, welche Fünftig in Neuvorpommern und Rügen ih 

niederzulaflen wünſchen möchten, ten Beweis führen follen, daß ſe 
—8 ein ſchuldenfreies Kapital von 2000 Thlr. Pomm. K. befikm, 
o wie | 

b) daß die Juden in Zukunft, den übrigen Einwohnern des Las 

gleich, an den Laften aller Art Theil nehmen follen. | 

In neuerer Zeit verordneten noch die vorflehenden Patente deklarirch 

3) Das NR. der K. Min. des Handels, des Inn. u. der F. (v. Vie, 
v. Schuckmann, v. Klewitz) v. 24. Mai 1822 an die K. Reg. zu Su 
fund. SHanbelöbetrieb der Juden mit Wolle und andern rohen Probuikk, 

Da die von der K. Reg. unterm 20. v. M. eingereichte B. v. 23. Nov. 1810 m 
den Juden in bortiger Provinz bas Recht ausbrü ic einräumt, uneingefchränkt 
rober Wolle zu handeln, fo ift denfelben hiedurch unbedenklich auch der Aufkauf is 
rohen Wolle auf dem platten Lande zu erlauben und bie ältere V. v. 27. Okt. 177u 
biefem Punkte mobifizirt worden, wogegen auch gegenwärtig um fo weniger etwas 
erinnern ift, als ed zum Velten des bebrängten Zuftandes der Lanbbewohner uhr 
und von diefen dringend gewünfcht wird. 

Die erweiterte Befugniß zum herumziehenden Auflauf aller anderen rohen Probeil 
Tann jedoch für jest bei dem Mangel eines befonderen dafür fprechenden — 
nicht ertheilt werben, ſondern muß einer allgemeinen Anordnung vorbehalten bleiben 

(Xnn. VI. ©. 427. Amtöbl. des Reg. Bez. Stralfund 1822, Nr. 303. 8. 

4) Das R. der Reg. zu Stralfund v. 18. Dft. 1822 weißt in Gem 
heit ded Patents v. 27. Dkt. 1777 Nr. 1. fämmtlihe Magifträte m 
Polizeibehörden an, Fünftig keinem jüdifchen Dienftboten den Aufenthalte 
geftatten, der fich nicht Darüber auszumeifen vermag, daß er von der 
zum Aufenthalte in deren Verwaltungs: Bezirke dig erforderliche Erla 
erhalten habe. (X. Bl. 1822. Nr. 471. ©. 524.) 






Siebenter Abfchnitt. 


Staatsrechtlihe Berhältniffe der Juden in den Lanbestber 
len, welche vom Großherzogthume Heffen-Darmftadt abge 
treten find. 


Erftes Kapitel. 
Das Herzogthbum Weftphalen. 


Eſter, über den Zuſtand der Sfraeliten, insbefondere im Reg. Bezirk Arnsberg. 
Bonn 1800. 
2) Daß gleich, wie bei andern non civibus die Erlaubniß der betr. Magiftrate nad: 
zufuchen wurde gegen die Regierung ertannt per sent. het Teihunals v. 4, Juli 
1791, doc) erſcheint diefe Senteng Duck sbige WBrtimmung SnKamur, 





BGtaatorechti. Verhaͤlin. d. I. im Herzogthume Weſtphalen. 359 
Dad Herzogthum Weſtphalen wurde im Jahre 1179 dem Ery 
Ifte Cdim zu Zehn aegeben und blieb bei demfelben bis zur Auflöfung 
8 Kurfuͤrſtenthums Göln durch den Reichöbeputation. Schluß v. 25. Febr. 
303, durch weldeen es an Heffen-Darmfladt gelangte. Ja Folge der 
kftimmung des $. 47. der Wiener Kongreß Akten und der zwiſchen Defs 
m: Darmflabt und Preußen gefchloffenen Verträge v. 10. Juni 1815 
1 und 30. Juni 1816. Art. 11) gelangte daffelbe an den preußtfchen 

und bilder jegt im NRegierungd- Bezirke Arnsberg (mit den 
haften MWittgenflein) die Kreife Arnsberg, Wittgenfiein, Bris 
zum Theil Sferlohn, Olpe und Soeft. 

Für die von Alters her hier gebuldeten Juden gaben die Kurfürften von 

am 1. gen. 1594, im Jahre 1614 und am 28. Suni 1700 Juden⸗ 

n?2). 

Die Gültigkeit diefer letzten Juden Ordnung v. 28. Suni 1700 wird von 
einen Berwaltungd: Behörden noch angenommen, während die Gerithte 
Begentheil ertennen. Das Land: und Stadt: Gericht zu Rüthen ſpricht 

Scando aus, daß diefe Zuben: Ordnung durch Einführung der Preugifchen 

. und Strafgefebe aufgehoben fei und dad O. &. ©. zu Arnöberg 
te dies Erkenntniß in dem Judikate v. 28. April 1840. Letzteres ers 

Hin den Gründen die Anficht des Finanz Minifterit für eine irrige, daß 

en⸗Ordn. im Herzogthum Weſtphalen noch als Provinzial⸗Gefetz 
> namentlich als Strafgeſetz gelte; insbeſondere ſeien die neuen Steuer⸗ 

d Gewerbe Geſetze allgemein, ben früheren derogirend und auch für ge 

Porte Salben geltend und die älteren Strafgefee jedenfall abgefchafft ?). 

per: beflimmten noch wegen der Yuden die Kurkölniſche V. v. 14. Der. 

'71.*) umb unter Heſſen⸗Darmſtaͤdtiſcher Regierung die B. v. 11. Febr. 

5 30. ut 1805, 11. Sept, 1806, 15. Mat und: 19. Juni 18122). 

Nach diefen Geſetzen find diefelben nicht Staatsbürger, ſondern Schuß» 

wandte, welche eine Korporation mit einem befoldeten Vorſteher und 

em Rabbiner bilden. Lebtere ſtehen feit dem 1. Juli 1818 unter Aufficht 

b Staates, der die Verwaltung des Kaflen und Schuldenweſens durch 

Efkituten, und Kommunalkaſſe an fich gezogen, umd die Beiträge der 

Bi werke in Form einer Wermögendfteuer und durch ein Antrittögelb 

Ehen aufgenommenen von mindeſtens 50 Gulden erhoben werben, durch 

: Krelöeinnehmer beitreiben, fo wie die Rechtdangelegenheiten, welche bi® 

hin von ben jübifchen Vorſtehern beforgt wurden, von einem dazu beftell- 

Generalanwalt betreiben läßt. 

Für den Schuß mußten die Juden bi8 zum Jahre 1832 ein Schutzgelb 

# 1250 Rtble. zahlen, welches in biefem Sabre durch K. DO. erlaflen 


rbe 6). 
Die eigentlich politifchen Rechte, welche Die Staatöbürger - Qualität vor⸗ 











1, @. &. 1818. And. ©. 46 und 99. Vergl, auch über die Ausführung a Ber: 
träge die Ablommen v. 12. März und 6. Zuli 1817. (l. c. ©. 198. 142. 

) Scotti, Sammlung Kurkölniſcher und Weſtphäliſcher Lanbesverorbnungen 
Abth. I. Thl. 1. ©. 557 segg- 

) Neues Kehl für Preußiiches Recht sc. von Ulrid, Sommer und Böle. 
Sabre. VL. &. 309 bis 315. 


Scotti a. a. O. Abth. I. Thl. II. ©. 910. 
Scotti a. a. O. Abth. IE Thl. IE S. 739. Bergl. biefelben auch bei Efter 
a. a. D. und Köfter, Repertorium über die für bad Herzogthum Weſtphalen 
bis Ende 1812 erlaffenen Gefege ıc, 

) Staatsgeitung,.1834. Nr. 180, j 





360 Stantssechtl. Verhältn. der 3. in den Grafſchaſten Wittgenflcke. 


audfeken, fehlen den Suden. Anlangend bad Gemeinde⸗Bürgerrech 
fo vergleiche: | | 
1. die K. O. v. 4. Juli 1832. Abth. 1. Abſchn. IL. ©. 45. 
2. Das R. des Min. ded Inn. und der P. (in Vertretung Köhler) 
22. Oft. 1835. an den Ob. Präfidenten der Provinz Weftphalen, | 
Auf Ew, Ere. Ber. v. 7, d. M., die Ausfchließung der Juden im Herzogthum 3 
pbalen, in den beiden Wittgenfteinfchen Grafichaften und im Kreife Siegen von 
durch die revid. St.D. verliehenen Bürgerrechte betreffend, erwiedere ich, unter Wie 
difug ng des eingereichten Berichts der K. Reg. zu Arnsberg v. 21. v. M., af 

St. O. die Verhältniſſe der Juden gar nicht berübrt es vielmehr in Beziehung auf f 
bigelebiglich bei der Allerh. K.D. 0.8. Aug. 1830 (G. S. S. 116.) bewendet. Wo die J 
daher in ber Provinz Weftphalen das Staatshürgerrecht befigen, werben fie aud g 
Stabtbürgerrechte umb zu Kommunal-Aemtern mit der im $. 89. der revid. &t.D. 
flimmten Ausnahme zugelaffen werden muͤſſen. In den Lanbestheilen dagegen, we 
bloß gebulbet find, find fie auch zum Stadtbürgerrecht, welches das Staatsbärgen 
vorausſett, fo wenig fähig, wie nad) der V. v. 1. Suni 1833, $. 25. b. die nicht ei 
talifirten Juden beö Großherzogthums Pofen. (Ann. XIX. ©, 1031.) 
3. 8 biengegem jedoch) das R. v. 27. Febr. 1809. Abfchn. 1. Kay F 
.2 




















x 


sub |, . | | 
4. Was insbefondere das Ländliche Gemeinde, Bürgerrecht beirit, E 
macht die für die ganze Provinz Weftphalen gegebene Landgemeinde hin 
v. 31. Ott. 1841, welche ausdrücklich im Eingange alle frühere bein 
Geſetze aufhebt, keinen Unterfchieb zwifchen den Iuden und Gig” 
erklärt vielmehr im $. 3, daß zur Gemeinde alle Einwohner dA. 
meindebezirkes gehören). Ä | Fe 
Abgefehen von den erwähnten fireng politifchen Rechten ftehen die kg: 
in Folge der gebachten heffifchen Geſetze den Chriſten in Anfehung tal: 
dels, Landbaus und Gewerbebetriebed gleich 2). | Ai — 
eg 











Grundeigenthum dürfen ſie jedoch nur mit Genehmigung der R 
nach den V. v. 14. Dec, 1771 und 15. Mai 18123) erwerben. 


Zweites Kapitel. u 
Die Sraffhaften Wittgenftein. | 


Diefe Grafſchaften — früher reichdöunmittelbar — wurben in $ 
theinifchen Bundesakte v. 12. Juli 1806 vom Großherzoge von Hein 
Befig genommen und von dieſem durch den Vertrag v. 30. Juni 1816 
Urt. 2. an Preußen abgetreten. Ueber den früheren Zufland der Juden a 
diefen Grafſchaften giebt die Wittgenfteinfche Polizei-Ordnung v. 1. Mi 
1573 Auskunft, nach deffen Kap. XI, die Juden für vogelfrei erflän 
werden. 

Die folgende B. des Min. des Inn. c. (Erfte Abth. v. Bernuth)» 
23. Mai 1842 an die K. Reg. zu Arnöberg nimmt an, daß dieſe Be 
flimmung nicht mehr anwendbar fei®). 





ı) G. ©, 1841. ©. 320. Nach einer richtigen Interpretation durfte jedoch 
bier das Staatsbürgerredht diefer Einwohner vorausgefeht fein. 

3) Zweifelhaft war Letzteres allein in Anfehung des Kleinhandels mit Brannb 
wein, weil dem das Kap. III der Juden-Ordn. v. 28. Juni 1700 nad Ans 
nahme einiger Adminiſtrativ⸗Behoͤrden entgegenftehen ſoll. Die oben erwähnten 
Judikate der Landesgerichte haben jeboch erkannt und? Sommer führt die 
gleichfalls a. a. D. aus, daß theils die betreffende Beſtimmung biefes Geſetzes 
aufgehoben fei, theild von den gedachten Adminiftrativ:Behörden falfch veritan 

en werbe, 

s) Scottia. a. O. I. II. 910. und II. II. ©. 739. 

4) Meshalb gerade diefes Kap. XIII. aufgehoben fein ſoll, tft nicht angegeben und auf 
nicht eefichttic; ber Umftand, daß ein Gefeg lediglich auf laͤngſt abgeftorbene 
Verhältniſſe begründet, verbindet allerdings ben Staat, baffeibe aufgubehen; 


atsrechti. Berhaitn. d. 3. in den ehem. Nafjaufchen Ländertbeitn. BET" 


win. Tann das von der K. Reg. unterm 25. v. M. eingereichte XIIIte Kapitel. 
tgenſteinſchen Polizei-Ordn. v. 1. Mai 1573,., in foweit darin Heiden; Bi- 
e und Quben für vogelfrei erflärt werden, ald noch anwendbar nicht an« 
md die Befugniß der K. Reg., dem zur hriftlichen Religion fich befennenden N. mit 
falls zur chriſtlichen Religion fich befennenden N. die Verehelichung zu verbieten, 
is nicht herleiten. Derim Inlandeangefeflene Bittfteller, welcher, feiner nicht wiber: 
Ingabe nad, feiner Mititairpflicht im Preußifchen Heere genügt hat, ift Preußifcher 
yan, und genießt als folcher alle mit diefer Eigenſchaft verbundenen bürgerlichen 
wozu bie Befugnig gehört, fich nach freier Wahl zu verehelichen, ohne durch ein 
zer nationalen Abftammung hergeleitetes obrigkeitliches Verbot darin befchräntt 
. &o wenig nun im Allgemeinen die Vermehrung der Zigeuner im Inlande zu 
ven ift, und fo fehr dad Min. die Worfchläge der K. Reg. zur Givilifirung ber im 
Mittgenftein lebenden Zigeuner gewürdigt hat, fo kann daſſelbe doch einer Auf⸗ 
y ihrer ie lien Stellung nicht beitreten, welche zu ber in den Gefegen nicht 
ideten Annahme einer völligen Rechtlofigkeit ber Zigeuner führen würde. Im vor⸗ 
ven Halte reben Überdies die Verhältniffe der Betheiligten ber beabfichtigten Ver⸗ 
mug bas Wort, da die Fortſetzung des Konkubinats derfelben weder zu verhindern, 
u wünfchen fein würde. Die K. Reg. hat hiernach den NR. auf bie mit ihren Aus 

ende Beſchwerde v. 30. Okt. v. 3. zu befcheiden, und bafür zu forgen, daß 
! dung von der Poligeibehörbe nichts in den Weg gelegt werde. 

Min, BI. 1842, ©. 208.) ' 
die Juden in diefen Sraffchaften hatten als Schußunterthanen ein 


wo 
su zahlen, welches bei feiner Aufhebung im Jahre 1832?) 


a Anſchung ihres ftäbtifchen Bürgerrechts vergl. das R. v. 22. Oft. 

3 im erſten Kap. S. 360. 

Kelten Grundeigenthum. 

Rap ihrer Niederlaffung auf dem platten Lande ber Graf—⸗ 

Fan dad R. ded Min. ded Inn. und dee P. (v. Rochow) v. 

Dei 1840 an die K. Reg. zu Arndberg. | 

ben Bericht v. 15. v. M., das Geſuch zweier Juden, reſp. zu Berleburg und 
um Srtheilung der Erlaubniß zur Niederlaffung auf dem platten Lande ber 

Wittgenftein betreffend, muß ich, da ſich bis jest in ben Dörfern biefer 

niemals Juden niedergelaffen haben, Bedenken finden, die K. Reg. zur Ge⸗ 
ng bir ueberſiedelung zu autorifiren, wenn nicht die Gemeinden felbft mit ber Nie 


einverfianden find, daher die K. Reg. in vorlommenden Fällen, bevor Sie 
faßt, die Gemeinden befragen zu laſſen, und auchin den vorliegenden Anges 
‚Min 














u verfahren hat. 
. BL, 1840. ©. 222.) 


Achter Abſchnitt. 


tsrechtliche Berhältniffe ver Juden in den ehemald Naf: 
faufchen Fändertheilen. 


ch den Staatövertrag v. 3. Mai 18152) gingen an den Preußifchen 
von dem Herzogthum Naſſau durch Tauſch über: die Aemter Atzbach, 
Solms, Greifenflein, Braundfeld, Freudberg, Friedewald, Schöns 
Schönberg, Altenkicchen, Altenwied, Dierdorf, Steuerburg, Linz, 





, Lange aber biefe Aufhebung nicht erfolgt, haben Behörden und Volk die Vers 
Hichtung, ſich auch nach einem ſolchen Gefege zu richten. Die Regierung zu 
rnsberg handelte mithin pflichtgemäß, wenn fie fich auf dies, wenn auch 
2 Lebenden Generation noch fo abnorm klingende, fo doch nicht aufgehobene, 
eſetz ftüste, indem weder fie, noch das Minifterium daffelbe für unverbindlic) 
t —1 erehiget find. 

taten Kr. 180, 
r &. 1818 bang ©. 94, 


GER Stantsrechti, Bechäten. d. I. in d. v. Könige. Hannover abgete. Sank, ; 


Hammerftein nebſt Engers⸗ und Heddersdorf, die Stabt ımb 
Neuwied, dad Kirchſpiel Hamm, zum Amte Hachenberg gehörig, das Kih 
fpiel Hohnhaufen, zum Amte Harsbach gehörig, und die anf bem recht 
Rheinufer gelegenen Theile der Aemter Vallendar und Ehrenbreiien, 5 
den jegigen KreiſenAltenkirchen, Koblenz, Neuwied und Wetzi 
im Reg. Bezirke Koblenz und zur Jurisdiktion des Juftiz Senet 
Coblenz gehörig, fo wie das Fürſtenthum Eiegen und die Aemter Bur 
und Neuenkirchen, jest den Kreis: Siegen im Reg. Bezirke Arndl 
ildend. 

Das Fürftentbum Siegen gehörte nur bis 1806 zu Naffau, 
durch die Rheinbundalte dem Großherzothume Berg einverieht # 
durch Patent v. 20. Dec. 1813 von dem Prinzen von Oranien wie 
Befit genommen. Da diefer die beftebende Werfaflung in Betreff bad 
den nicht änterte, fo galt diefe zur Zeit der Preußifcken Befiunahme ı 
und ift hierüber der Abfchn. XII. das G. H. Berg betreffend zu vergichl 

Dagegen find die Aemter Burbach und Reuentirchen nid 
dem NafjausDranifchen Beſitz gekommen. Es galt dalelbft die Au 
Kapenellenbogenfche Lands, Gerichtd-, Polizei und Berg: Orbuumiki 
1. Mai 1616); ferner im Amte Burbach die bis zum Jahre 1806 wi 
Geſammtherrſchaft des Haufed Naflau:Dranien (von fämmtlichen SS 
erlaffenen Verordnungen; von 1806 bis 1813 bie für Nafſau Weill 
Ufingen für diefe Zeit ergangenen Verortnimaen; im Sideng 
jene D. v. 1. Mai 1616, dann bis 1607 die Dillenburgiſche Gefrkg 
bis 1620 dieBeüfteinfche, bis 1742 die Dilfenburgifche, bis 1806 WW 
ſau⸗Oraniſche, Die Alle in privatrecdhtlicher Beziehung durch die Preuß 
Geſetze laut Publ. Pat. v. 21. Juni 1825 aufgehoben wurden. - 

In Beziehung auf bie Verfaffung der Juden iſt Dagegen der alte A 
zufland aufrecht erhalten. J 

Dieſe iſt insbeſondere beſtimmt durch die Naſſau-⸗Otaniſche Zube] 
v. 17. San. 1770 und die Deklaration derſelben v. 14. Juli 1786. W 
Erſterer find die Suden nur Schußunterthanen; es iſt ihnen nur 84 
Städten Diez, Hadamar und Herborn der Schuß und Handel gefſtatke 

Die Erwerbung von Smmobilen ift ihnen zum eigenen Gebrauch ai 
der Handel mit denfelben aber verboten?). ' 































Neunter Abfchnitt. 


Staatsrehtlidhe Verhältniffe der Zuden in den vom Kb 
reiche Hannover abgetretenen Territorien. 


Durch den Vertrag zwifchen Hannover und Preußen v. 29. Rai 1818 
Art. 4. gingen durdy Tauſch von Hannover an Preußen über: das % 
Klöbe, das Amt Redeberg und die Dörfer Rüdigersbagen 
Gänfeteich und es wurde durch die Patente v. 21. Juni 1815 von I 
felben Befiß ergriffen®). Sie bilden zur Zeit den Kreis Wiebenbs 





1) Das Corp. Const. Nassoviearum Fom, I. -IV. umfaßt bie gefammteDrani 
Naſſauiſche Geſetzgebung bis 1774, die Tpätere ift in den Duͤlenburger Inte 
genz: Nachrichten erfchienen. ' 

2) §. 6. der V. v. 14. Juli 1786. ä 

2) G. S. 1818. Anbang S. 14. — 

*) G. S. 1815. 193.195. 


ei. Berhäim.d. J.in d. chem. Schwarzburg⸗Nudolſt. ıc. Landeech. DES 


zierungsbezirt Minden und gehörten zum Königreich Wefl- 
Da jedoch Hannover bei der Befikesgreifung die geſammte 
ang des Landes fofort wieder in den alten guten Zuſtand, wie er vor 
bee 1807 beftanden, zurückverſetzte, fo fand Preußen bei ber Beſitz⸗ 
auch in Betreff der Juden in diefen Bänderparzellen nicht die Wells 
e, fondern die hanndverfche Verfaffung vor umd diefe gilt mithin 
it, waͤhrend in Anfehung der privatrechtlichen Berhältniffe das Land» 
weh die B. v. 25. Mai 1818. 8.2. in denſelben eingeführt worden 1). 
nerkt in erſterer Beziehung der Beſcheid des Min. ded Inn, (Erfie 
„ Meting) v. 5. San. 1840 an den Kaufmann N. zu Delbe. 
ind, wie Ihnen auf Ihr Geſuch v. 18. v. M., um Geftattung Ihrer Nieberlaf- 
gBiehenbrüd, eröffnet wird, im Irrthum, wenn Sie glauben, baß nach ber 
rang den Zuden im Preußiihen Staate das Het zuftehe, fih nad 
I in jebem Orte niederzulafien. Nach der Allerh. K. O. v. 8. Aug. 1830 
® v. 11. März 1812 nur in denjenigen Provinzen, In welchen es bei feiner 
pablizirt worden, wogegen in allen neuen Provingen laut des gedachten 
WAKE ber Zuben noch diejenigen Gefege gültig find, welche bei ber Beſitz⸗ 
Be gegoiten haben, Hieraus folgt von felbft, daß kein Zube fi willkuͤhriich 
tanbestheile in einen andern, in welchem eine verſchiedene Geſetzgebung bes 
fen Tarın, ohne dazu befondere Erlaubniß erhalten zu haben a Fun tft 
he ber Stadt Wiedenbruͤck hinſichtlich der Juden dort die Hannöverſche 
BR vorgefunden worden, durch weldye bie frühere Weſtphaͤliſche völlig wieder 
Be vperder ift, und nach welcher ein Zube zu ine Niederlaſſung einer beſon⸗ 
rem bedurfte. Es geſteht zwar das unterzeichnete Din. ben Gemeinde⸗Be⸗ 
Ba eatſchiedenes Widerſpruchsrecht gegen die Niederlaſſung eines Juden zu, 
50 kids Recht nicht ganz beftimmt erwiefen ift. Allein es pflegt auch bie Kons 
—** nur dann zu ertheilen, wenn bie Kommune des Niederlaſſungs⸗Or⸗ 
ai e willigt, und Ausnahmen von diefer Regel nur in dem Kalle gu mas 
dere Gründe des öffentlichen Wohle folche als xathſam erfcheinen laſſen. 
ergeben fi) nun aus Ihrer Eingabe nicht, daher Ihrem Antrage nicht 
K werden kann. Da übrigens bie obgedachte gefegliche Lage ber Sache bes 
ER, fo haben Sie Sich den Schaden, weldhen Sie durdy den Ankauf eines Haufes 
& etwa erleiden, felbft zuzuſchreiben, indem Sie biefen Kauf abgeihloflen 
wohne Sich vorher Hinfichtlich der Befugniß ber Miederlaffung die nöthige Gewißs 
esrichaffen. (8. DM. 31.1840. Rr. 17.) 
Min nicht der Zweck dieſes Werkes fein, auf eine Darſtellung ber 
Wafchen Beſetzgebung über die Juden des Weiteren einzugehen, ba 
keinem Verhaͤltniſſe ſtehen würde mit der ſtatiſtiſchen Bedeutungs⸗ 
4 diefer Landparcellen, in welchen ſich zus Zeit überdies Zuden 














Zehnter Abſchnitt. 
srechtliche Verhältniſſe der Juden in den ehemals 
irzburg-Rudolſtädtſchen und Schwarzburg-Sonders— 
ner, Sachſen⸗-Weimarſchen, königlich niederländiſchen 
und kaifſerlich öſterreichiſchen Landestheilen. 


neh den mit dem Juürſten von Schwarzburg⸗Sondershauſen 
löffenen Traktat v. 15. Juni 1816*) trat derfelbe an Preußen ab: 
u Bodungen, die Berichte Alleröberg und Hainröden, die Oxtfchaften 
e und Brudflädt. 


— ©. F 

Yes fo aus keinesweges . 

tap. Kun * BR wie dies bes Weiteren Abchl. BIT, 
ö n o .G. 4. 

B. ©, 1018. Anh. ©, 71. 


BEA Staatorechtl. Verhaͤltn. d. J. in d. z. frauzoͤſ. Kaiſerr. gehöcig gen Bahange Hi 


II. Durch den mit dem Fürſten von Schwarzburg⸗Rudolſtadt abgui 
fchloflenen Bertrag v. 19. Juni 1816 *) trat derfelbe bie Ortfchaft Bein 
kramshauſen an Preußen ab. x 

Il, Durch die mit dem Großherzog von Sachfen: WB eimar abgeſchl 
fenen Verträge v. 1. Sunt 1815 und 22. Sept. 18152) trat daſſelbe 
Preußen bad Dorf Ningleben ab. - _ 

VI. Durch den mit dem Könige der Niederlande gefchloffenen Verte 
v. 7. Dt. 18163) kamen einige dem Königreiche ber Niederlande gel 
gewefenen auf dem rechten Rheinufer belegenen Ortfchaften an Preußen: 

V. Endlich aingen auch bie zum Königreich Böhmen gehörte qeweſe 
in den Preußifchen Antheil der Oberlaufig eingefchloffenen Ortſchafe 
Zrtesdef und Nieder: Gerlachöheim mit deren Zubehör an Prem 

era. | as 

In Betreff dieſer Landvarzellen, meift einzelner Dorfichaften, qellen 
Betreff der Juden resp. die Schwarzbura⸗Sondershauſener, bie &4 
burg. Rubolftädter, bie Sachſen⸗Weimarſche, die Königlich Nieberläub 
und Böhmifche Verfaffung. Es kann aber, wie fchon im vorigen 
erwähnt, nicht barauf ankommen, diefe Werfaffungen, welche hier ka 
auf einen oder den andern Juden zur Anwendung kommen, bar 
vielmehr genügt die Annabe des Faktums, daß biefe einzelne Dorf 
wi befondere ſtaatsrechtliche Verfaſſungen in vorliegender Ve 

end w 


Eilfter Abſchnitt. 


Staatsrechtliche Berhältniffe der Juden in den zum fra ! 
fifhen Katferreiche gehörig gewefenen Landestheilen®) 


Erſtes Kapitel. 

Hiftorifche Einleitung. 

Vom franzöfifchen Kaiſerreiche kamen in Folge des Pariſer Trieben 
30. Mai 1814. Art. III. folgende Laͤndertheile an Preußen: In der Rhe 
proviny die Renierungd- Bezirke Trier und Aachen; im Rea. 
zirke Koblenz die linke Rheinfeite, alfo die Kreife Koblenz, St. Gm 
Kreuznach, Simmern, Zell, Manen "Kohem, Ahrweiler 
Adenau: im Rea. Bezirke Köln ebenfalls das linke Rheinufer, alle 
Kreife Köln, Bergheim, Euskirchen, Bonn, Rheinbady 
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1) G. S. 1818. Anh. ©. 75. 

2) G. G. 1818. Anh. S. 50 ⸗33. 

2) G. S. 1818. Anh. S. 113. 

1) G. S. 1818. ©. 45. 

5) In welch verderblicher Weiſe dies ſelbſt auf privatrechtliche Verbältniffe einwick 

davon enthält dad im vorigen Abſchnitte gegebene R.v. 5. Jan. 1840 eine 
beutlichen Beweis. Die Behauptung dieſes R., baß die Tage ber Sache befann! 
fet und fich daher Jeder vor Schaden leicht wahren koͤnne, beruht auf unrictige? 
Vorausfesung. Nur Wenige dürften es im Preußifchen Staate willen, wie ange‘ 
aebenermaßen die Verfaffung der Juden in allen einzelnen Ortfchaften befchaffen, 
da dies ein genaues Eingehen in das Staatsrecht vorausfegt, insbeſondere Di 
Kenntniß der ehemaligen Zerritorialverhältniffe, 0 

° Wenn Koch a. a. O. &. 233 flag. ledialich von den Juden in ben Rheinyrovim 
zen fpricht und bierunter die zum franzöfifchen Kaiferreiche aehörig gemein 
verfteht, To überficht derjelbe, dab audı ein Mel her ekigen Neauinz Weſtphu 
len demſelben einverleiht geweſen iſ. Weralı tie Aalarıtüe Sinlaikumn,. 









bei. Werhälen. d. Find. z. feanzöf. Kalſerr. gehörig gem. Landeech 363 


irke Düffeldorf auf dem linken Rheinufer die Kreiſe Krefeld, 

sevenbroih, Gladbach, Kempen, Geldern, Kleve und 
rechten Rheinufer der Kreis Rens. In der Provinz Weftphas 
: im. Reg. Bezirk Münfter belegenen Kreife Steinfurth, 
‚ Borken, Zeblenburg, zum Theil Münflter, Kösfeld, 
Dorf, Lüdinghaufen. | | 
Territorien hatten im franzöfifchen Kalferreiche die Departements 
md Moſel, fo wie einen Theil der Departements Saar, der Wälder 
ets,) Durthe, Nieder⸗Maas und Roer gebildet 1). | 


Juden hatten in dieſen Ländertheilen die Schickſale ihrer Glaubens» 
a in den anderen Theiten des franzöſiſchen Kaiferreiches getheilt. 
früheren Berhältniffe der Juden in einzelnen Provinzen Frankreichs 
llegend nicht von Einfluß und können daher übergangen werden. 
Inden fich beſonders im füblichen Frankreich aus Spanien und Por» 
Weatriebene Juden, dann in den Biöthümern Meb, Zoul und Vers 
heſonders zahlreich im Elſaß und in Lothringen. Die Zahl diefer 
—— durch die Eroberung des linken Rheinufers be⸗ 
vermehrt. 
g, welche ſich in den achtziger Jahren des vorigen Jahrhun⸗ 
i deuiſchland zu Gunſten der Juden offenbarte, wirkte auch in 
add fort*). Die Regierung erließ in der Ordonnanz v. 10. Juli 
K®) aaden unmittelbar vorher der Leibzoll aufgehoben worden, eine 
een Basrdnung über ihre bürgerliche Verhältniſſe, die ihnen die An⸗ 
Ing von Fabriken und den Aderbau unter Befchräntung geftattete. 


36 Dmächfk die fcanzöfifche. Revolution ausbrach, wurbe in den bes 
Ce Befihlüffen, deren Reihe in der Nacht v. 4. Aug. 1789 ihren An» 
Beh, im Allgemeinen jeder Bürger zu allen Aemtern im Staate für 
erflärt. Als die Nationalverfammlung diefe Beftimmung in Hinſicht 
ie Lichtkatholiſchen ausdrüdlich wiederholen wollte, kam die Sache 
Ken zur Sprache Die Nationalverfammlung behielt fi, indem fie 
** das volle Bürgerrecht und die Fähigkeit zu allen Staats⸗ 
uſprach, die Entſcheidung über die Anſprüche der Juden vor. Für 
Jeil, nämlich die portugijifchen, fpanifhen und Aoignoner Juden 

diefe Entfcheidung durch das Dekr. v. 23. San. 1790, welche 
ie durch Fönigliche Verordnung bereitd erlangten vollen Bürgers 
flätigt. Den übrigen wurden am 20. Zuli 1790 die bisher bes 
Schutzgelder, auch die Rüdftände, erlaffen, ohne Unterfchied, ob fie 
Staat, an Gemeindekaſſen oder an einzelne Gutsbeſitzer bezahlt 







&. 1815. &, 23. 24. 
e Geſellſchaft ber Wiffenfchaften zu Mes fegte 1787 einen Preis auf die befte 
santwortung der Frage: woburd kann der fittliche und bürgerliche Zuſtand der 
den yerbeflert werden? Der Preis wurde dem Abboͤ Gregoire zuertheilt für 
‚Schrift: Essai sur la regeneration physique, morale et politique des 
ife. Metz 1789. Zwei andere Schriftenvon Thier yund Hour witz erhielten 
schfalls ben Preis. Gregoire, der ſich demnaͤchſt auch der Neger mit bes 
ıntem Gifer annahm, fchrieb fpäter noch Observations nouvelles sur les 
fs et sp6cialement sur ceax d’Allemagne und beſonders über die Amfters 
nmer und Frankfurter Juden (Überjest in Sulamith Jahrg. 2. Heft 1. 2.) 

fowohl als Mirabeau unterftügten demnaͤchſt die Sache der Juden in der 
tionalsBerfammlung. Lesterer hatte vorher bereits — im 3. 1787 — heraus⸗ 
ebens Sar Moses Mendelsohn sur la reforme politique des Juifs etc. 
‚rlim Bepertoire universel de Jurisprudenoe T. VI, art, Juifs. 
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wurden, und bei dem Schluſſe ihrer Arbeiten, am 27. Sept. 1791 
die Rational:Berfammlung, daß die Yuden, welche den Bürgereid 
und damit auf alle befondere Rechte. und Ausnahmen von den a 
Geſetzen und Pflichten verzichteten, auch alle Rechte eines franz 
Staatöbürgerd genießen follten?!). Die K. Sanktion diefes Be 
erfolgte am 13. Nov. 1791. 

Da gegen elſaſſiſche Juden die Klagen über Wucher lauf wu 
wurden durch ein Kaiferliched Dekr. v. 30. Mai 1805 auf ein 3 
Erecutionen gegen die Landleute ins ehemaligen Elſaß, Lothring 
dem linken Rheinufer, welche aus Schuldforderungen der Juden 
teh, fußpendiet2), gleilhzeitig aber eine Zuſammenkunft der angef 
Juden aus allen Theilen des Reichs zu Paris angeordnet. 


Im Zulius deflelben Jahres kamen denn auch 113 Juden au 
reich und Stalien in Paris zufammen und hielten ihre Sigungen um 
Vorſitz eines portugiefifchen Juden aus Bordeaur, Abraham Fa 
Die Regierung ließ ihnen 12 Fragen vorlegen, und fie einladen, | 
ohne allen Rüdhalt zu antworten. Es waren nebft dem wefentidt 
halte der Antworten folgende: , 


1): Iſt e8 den Juden erlaubt, mehr ald eine Frau zu nehmen? * 
Zwar verbietet Moſes ed nicht ausdrücklich, und im Drient id 
nicht ganz ungewöhnlich. Aber in den Abendländern hat die 
Sitte auch bei den Juden ſolche Gültigkeit erhalten, aß eine Verfaol 
von Rabbinern, weiche im 11. Jahrhundert zu Worms gehalten ı 


1) Diefe Dekrete find abgedruckt in der (Baudouin’fchen) Collection genkt 
decrets rendus par l’Assemblee nationale T. I. p. 141. 186. tom Il 
Juillet 1790, p. 122. Sept, 1791. II. p. 664. Zerner in dem offigich 
zuge: Lois et actes du Gouvernement 'T, I. p. 101. 186. 272. T.% 
223. ©. auch bei Merlin a, a. D. 654, 655. Sect. V. 8. 1. 2, 

2) Vergl. hierüber: Gefammte Aktenſtücke und öffentliche Verhandlungen! 
Berbeflerung der Zuden in Krankreich, herausgeg. v. Alerander Bra 
8 Hefte. Lamourette, über den bürgerlichen Zuftand der Juden. At 
1806. Joſeph Bamberger, Ein Wort zu feiner Zeit, oder Beta 
bei Gelegenheit des großen Sanhedrin in Paris 1808. Archiv, enthal 
terialien zu einer philofophifchen Gefchichte der jüdifchen Nation, (ein pe 
Blatt, welches im 3. 1806 neben ber Bamberger Zeitung erfchien.) 

Der Eingang jenes Dekr. v. 30. Mai 1806 lautet wie folgt: 

Auf den uns eritatteten Bericht, daß in verfchiebenen nördlichen Dep 
„unſeres Reiches gewifle Zuden, welche kein anderes Gewerbe tr 
„Wucher, durch die Andantuns ganz unmäßiger Zinſen, viele Landle 
„Länder in große Duͤrftigkeit gebracht haben, haben wir geglaubt, t 
„unſerer Unterthanen zu Hülfe kommen zu müfjen, welche durch eine ı 
„Habſucht in diefe unglüdlihen Umftände verfest worden find, zugle 
„wir aus diefen Umftänden erfehen, wie bringend nothmendig es 
„den Belennern ber jüdiſchen Religion in den unferer Herrſchaft umte 
„Laͤndern, die Gefühle der bürgerlichen Moral wieder zu beleben, weld 
„licherweiſe bei einer großen Zahl derfelben durch den Zuftand von Ern 
„in welchem fie lange Zeit gefeufzt haben, und welchen weder zu verlär 
„zu erneuern in unferer Abficht liegt, erſtickt worden if; zu dem Ende 
„beſchloſſen, eine Zufammenkunft der anſehnlichſten Zuden zu veranf 
‚Ahnen unfere Abfihten durch Kommiffarien bekannt machen zu laffer 
„gleich ihr Gutachten über die wirkfamften Mittel gu vernehmen, wod 
„ihren Slaubensgenoflen bie Ausübung der Künſte und Gandmerfe n 
„gefuͤhrt werden könnte, um durch einen Löblicyen Gewerbsfleiß bie un: 
„Nahrungszweige zu verdeängen, welche bei vielen von ihnen feit me 
„dert Jahren vom Water auf den Sohn fortgeerbt haben.” — Bull 
4, Ser, T. IV. p. 582, 
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den, bie mehr als eine Frau nehmen würden, mit dem Bannfluche 


iſt nach jüdiſcher Religion die Eheſcheidung zuläffig, und if fie gül- 
e Ausſpruch der Gerichtshöfe und gegen die Landesgeſetze? — Die 
ung iſt nad) dem Gefeg Mofid erlaubt, aber nicht gültig ohne Aus. 
der Gerichte. Vor der-Revolution, als die Juden nach ihren eignen 
a lebten, durften fie zwar fich eigenmächtig von ihren Weibern tren- 
ben aber felten davon Gebrauch gemacht. Nachdem fie aber die 
ver Bürger erlangt, und dagegen ihren befondern Nechten entfagt 
müſſen fie die Staatögefeße für verbindlich erfennen. 


Kann fich eine Chriftin mit einem Juden, und eine Jüdin mit einem 
na werbeisathen, oder erlaubt dad Geſetz Den Juden nur bie Ehe mit 
Btaubendgenoffen? — Dad (Gefeg verbietet nur namentlich die Ehe 
m fieben canamitifchen Wölkerfchaften, mit den Ammmonitern und Moa⸗ 
und mit den Aegyptern. Das Verbot bezieht fih lediglich auf Goͤtzen⸗ 
„und der Talmud erflärt ausdrücklich, daß die Chriflen und Moham: 
Is dafür nicht gehalten werden können, weil fie, glei den Juden, 
zen wahren Gott anbeten. Doch ift die Eehre der Rabbiner dages 
zur kirchlichen Schließung der Ehe gewiſſe religiöfe Feierlichkeiten 
she nur die Slaubendgenoffen verbinden können, Eine folche 
daher von den Rabbinern nicht eingefegnet werden, und nur als 
Che beftehen. Die Kirche, welche in dieſem Kalle ein kirchliches 
Mr ht anerkennt, würde auch bei einer willkührlichen Auflöfung 
nichts zu erinnern haben. Doc würde der jüdifche Theil 
karh wicht von der kirchlichen Gemeinfchaft audgefchloffen werden. 
Gin in den Augen der Juden die Franzofen Brüder oder Fremde? 
Ok Framgoſen find für Brüder und nicht für Fremde zu halten. Die 
Ufhen Geſetze und der Talmud gebiete.i Bruderliebe gegen jeden Aus⸗ 
8 weicher nur die mofailchen Gebote anerkennt. . 
"Ba welchen Verhaͤltniſſen fliehen dann in beiden Fällen die Juden 
Neem Geſetz gegen die $ranzofen, welche nicht ihres Glaubens find? — 
Wiben Verhältniffen wie die Juden unter einander. Da die Juden 
uXage keine befondere Nation mehr ausmachen, fondern der franzds 
Nation einverleibt find, welches fie als eine körperliche Erlöfung be⸗ 
a, fo iſt e8 unmöglich, daß ein Jude einen Franzofen anders behandle 
en Glaubensgenoſſen. 
Betrachten die in Frankreich gebomen, und als franzöfifche Bürger 
sıen Juden, daffelbe als ihr Vaterland? Sind fie fhuldig, daffelbe 
yeidigen, und feine Gefege zu beobachten? — Ya. Jeremias, 8.29, 
hen fogar, Babyton als ihr Vaterland anzufehen. Die Pflicht der 
digung haben mehrere Juden treulich erfüllt, und davon ehrenvolle 
mtniffe aufzuzeigen. 
Ber ernennt die Rabbiner? — Alled, was die Ernennung der Rab⸗ 
ıgebt, iſt gegenwärtig unbeflimmt.‘ In den meiften Orten werden 
ven Hausvaätern nah Mehrheit der Stimmen gewählt. 
Zelche obrigkeitliche Befugnifle in Polizei» und Rechtöpflege haben 
biner unter den YJuden? — Die Rabbiner haben gar keine Polizeis 
In den mofailchen Sefegen kommt ihr Name gar nicht vor. Zur 
‚ sweiten Tempeld wurden die Juden durch Sanhedrin's oder Ge: 
fe regiert. Zu Jeruſalem hatte das große Sarıhedrin, aus 71 Richs 
tehend, feinen Sig. In den Ortſchaften waren Gerichte von rei 
dern, in dem Hauptort eine Behörde von 22 Richtern, das Leim 
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Sanhedrin genannt. In der Mifchna und dem Talmud kommt b 
Rabbine zum erfienmale vor und bedeutet einen Lehrer des Red 
der Zerfireuung bildeten die Juden Meine Gemeinden, und hier u 
teilten ein Rabbine mit zwei andern Rechtögelehrten Rechtöfprü 
dem Namen bed Bethdin, Haus der Gerechtigkeit. Alles dies hing 
Willen der Landesregierung ab; in Frankreich und Italien haben | 
binengerichte feit der Revolution ganz aufgehört, und die Yuden | 
ganz den bürgerlichen Geſetzen unterworfen. : Die Amtöverrichti 
Rabbiner find blos darauf befchränkt, in Den Zempeln die Moral 
die Ehen einzufegnen und die Scheidungen auszuſprechen. Die € 
auch jeder andere unterrichtete Ifraelit einfegnen. ... 

9) Iſt die Art der Ernennung der Rabbiner und ihre obrigkeit 
walt im Geſetz angeordnet, oder blos durch den Gebrauch? — Al 
liche oder polizeiliche Befugniſſe der Rabbinen, fo wie die Art 
Pr iſt lediglich Sewohnpeitsfache, und im Geſetz darüber ı 

mmt. 

10) If den Zuden irgend eine Handthierung von ihrem Gel 
fagt? — Keine; im Gegentheil, der Talmud fagt wörtlich, der Bi 
Ser fein Kind nicht ein Gewerbe lernen läßt, erzieht ed zum Rüu 


werk. 

11) Verbietet den Juden ihr Geſetz, von ihren Brüdern Wucht 
men? — Das Gefeh Mofid verbietet alle Zinfen, und wird mißs 
wenn man dad Verbot blos von wucherlichen oder gelegwidrigen 
will. Moſes hatte den Zweck, eine gewiſſe Gleichheit des Vermoͤge 
nem Volke zu erhalten, und zu verhindern, daß allzugroßer Rei 
den Händen einzelner Bürger angehäuft wurde. Dahin zweckte 
Sabbathejahr ab, welches alle Schulpforderungen tilgte, und de 
jahr, in welchem alle verkaufte Grundftüde wieder an ihren alt 
thümer zurüdfielen. Der Talmud erklärt dad mofaifche Zinfenw 
von Darleihen an unbegüterte Leute, nicht von Handelskapitt 
fonnte nur bei einem armen Volke von Landbauern und Hirten a 
fein, und feit der Zerſtreuung haben fich die Suden nicht mehr dal 
bunden geachtet. 

12) Verbietet oder erlaubt das Gefeh den MWucher gegen Fr 
Das Zinfenverbot, welches nicht auf einem Grundſatze des Hat 
dern der Menfchenliebe und Wohlthätigkeit beruht, bezieht fich av 
bürger eined andern Glaubens eben fo gut, ald auf die Juden ur 
ber. Die Erlaubniß, von einem Ausländer Zinfen zu nehmen, ift 
gern eined fremden Staates zu verftehen, mit welchen man Hai 
und enthält feine Erlaubniß zu ungerechter Bevortheilung ode 
Die entgegenflehende Lehre des Maimonides ift von den angeſeht 
binen verworfen worden. Die mit der bürgerlichen Moral nicht ü 
mende Meinung eined Gelehrten kann eben fo wenig auf Rechnu 
gemeinen jüdifchen Religion gefegt werden, ald die Vergehunge 
Menfchen ihren Slaubendgenoffen zum Vorwurf gemacht werder 

Die Regiernng machte der Verſammlung hierauf bekannt, d« 
geftelten Grundfäge durch eine wahrhaft irchliche Autorität aner 
den müßten, bamit fie gleihe Gültigkeit mit dem Zalmud erha 
den Augen der Juden aller Länder und aller Zeiten dad größt 


1) Merlin Repert. de jurisp. T, IV. p. 602. 


ch Dechdita/d. 3.00 d. 3, feampsf. Kalfıer. geh. gen. Leudeech· 808 


Haben möchten. Daher müffe man an dad große Sanhedrin zurück 
ab bir Regierung habe deffen Zufanmmenberufung befchloffen.. Es 
5 in ben alten ‚Zeiten aus 70 Mitgliedern ohne feinen Präfidenten 


zufolge ergingen Einladungen an alle europäifche Synagogen, De⸗ 
um großen Sanhedrin nach Paris zu ſchicken. Diefes erklärte ſich 
februar 1807 für gefegmäßig Eonftituirt, und faßte über die Punkte, 
an orgenflanb der oben angeführten 12 Fragen ausgematht hatten, 
Febr. bis 4. März 9 Befchlüffe, wodurch die ſchon gegebenen Ant⸗ 
beflätigt wurden. In dem Tingange wird gelagt: „Dad göttliche 
enthalte religiöfe und bürgerliche. Werfügungen. Jene feien unbes 
Ind für alle Umflände und Zeiten gültig, dieſe aber nur für den jü⸗ 
a Staat in Paiäflina gegeben, und nit mehr anwendbar, da das 
de Bolk Fein nationales Ganze mehr ausmache. Die Folgen dies 

mi ige Thatſache könnten nur durch eine ald großes Sanhedrin 

et Berfammlung von Geſetzgelehrten beflimmt werdın,. und. daß 
hielt mächt gefchehen, zühre daher, weil feit der Zerfireuung kein fol» 
IWelammelt ‚worden fei. Kraft des Rechts, welches: Herlommen ‚und 
J Sanhedrin beilegen, daß naͤmlich dem Verein ber. Gelehrten 


















Wefentlich die Befugniß beiwohne, dadjenige feflzufehen, was 
tung ſowohl der geſchriebenen ald mündlich überlieferten. Ges 
‚he, würde der Sehorfam gegen die bürgerlichen: Gefege des Staats 
religidfe Pflicht anerkannt, alleri Belennern des ifraelitifchen 
erlet Gefchlechts die gewifferihafte Befolgung der Erklaͤrun⸗ 
| und Verordnungen des großen Sanhedrins anbefohlen, die 
and italienifchen Juden abır, welche diefelben übertreten 
offenbare Sünder gegen den Willen des Gottes Iſraels 


lichen Vorbereitungen erfolgten unter dem 17: Mai 1808 
e Verordnungen, von benen zwei die kirchliche Verfaſſung 

ten, die legte gegen den Wucher ‚gerichtete nus proviſoriſch 
e gegeben wurde - Ä 0 Zu 


I. Definitive Anorbnungen. 

ih das erſte definitive Dekret find für jedes Departement, worin 

den leben, Konfiflortal- Synagogen mit einem Konfiftorium und 

gin Eenteal» Ronfiftorium angeordnet. Die Departements Kons 
ı, welche aus dem Ober: Rabbiner, einem andern. Rabbiner und drei 
ſeſehenſten Juden zufammengefest, haben 1) dahin zu fehen, daß 
bbinet nichts gegen die Beſchlüſſe ded großen Sanhebrind Iehre; 
Hrömung in den Synagogen aufrecht zu halten, gottesdienſtliche 
sulngen außerhalb .deifelben: zu hindern; 3) die Gemeinde» Ein- 
a verwalten; 4) zur Ergreifung nügliher Gewerbe zu ermuntern 
tettien ehrlichen Erwerb nachmeifenden Suden ber Regierung ans 
Lader, Konſtriptionsliſten zu fertigen. nn 
Dilsaten ber Rabbiner find angegeben: 1) ber öffentliche Unterricht 
Religion, und 2) in den Kehren, welche in den Befchlüffen deö gro» 
mbedrins enthalten find, 3) befonders in Beziehung aufden Sol⸗ 
mi; 4) zu ‚erflären, daß die Juden während ihres Dienfitd im 
om’ ale. damit richt vereinbarlichen Gebraͤuchen dispenfitt find; 
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5) in Jen Sy en zu ptebigen und die Gebete für ben Regenten 
fprechen; 6) Die Ehen einzuſeghen ung bie Echeitungen zu verkündi 
wenn Die Partheien in beiden Fallen die bürgerliche Schließung ober 
nung ber Ehe erlangt haben *). 


H. Provifprifche Anorbaungen auf zehn Jahre. 


len t joa Juife An palaindeg Tajll 

scret Imperial concernant leg Jui aleja deg Tujlier! 

le 17. Mars 1808. . 2 | “ ’ 
Dapoldon etc. etc. 


otre Conseil d’etat entendu, Nous avons deerdiö et deerötons ke qui salt: 
' FITREI. 
Art. I. A compfer de la publication du present décret, be sütkis pronönced par 
decret du 80. Mai 1806, pour le priement des erdanchl des julfe, est 
2) Les dites ar6ancpg seront ndanmoigs skihmises gux dinporitigies ei· x 
8) Topt engagement poyr pret fait par des jyila '& des mineurs sans laucd 
sation de leur tuteur, à des feriimen, sang | autorisation de leur mar, #1. 
militaires, sans l’antorisation de lenr capitaine si c'est un soldat su wer 
officier, du chef du corps si c’est un ofkeler, sera nul de plein dreit, im 
que les pprieurg eu kessionngires Puigsent a’an prevgloir et nee trikuie ' 
antoriser aucune getion pu ppursuite, 
4) Aucune lettre de change, aucun billet à ordre, ancune obligatiag up 
“messe; spuscrit par un de nos sujets non commerqant at profit d’ * 
pourra ötre exige sans que le purteur prouve que iu valeur en a 
v —— 3* sans fraude, tal den 0 irn \ 
) Vgate erfance dent ital era aggmave d’yga muanidze patente on 
Bat la cumulation — ine de ejnq payr Hin sera redaite per 
. ‚tfibunaux. Si Vintérét reuni au capital exc&de diy pour cent, la 
"sera Üdclarde usuraire, ot corame telle, annulldu 
6) Pour les crdances legitiuses et non usuraires, nos trilunaux sont aueriah 
& göcorder aux debiteurs des dölais conformes à l'équitq. 


TITRE I 
X) Nesarmais, et a dater du ler juillet prochain, au] juif ne ppurra sp pi 
oucun epımmerce, negoce ou trafic quelconque, sans ayoir regu, & TI 
un patente du pr&fet du departement, laquelle ne sera accordee que sur il, 
informations precises, et Que sur un certifient, 1) du conseil mund 
constatant que ledit juif ne s'est livre ni & l'usure ni & un trafic R 
2) du consistoire de la synagogue dans lu circpnscription de la quelleilbe }: 
bite, attestant sa bonne conduite at sa probite, 
8) Cette patente sera renopvelge tous les ans, 
0) Nos pracureurs generaux pres nys coyrs sont specialement chargos de 
evoquer les dites patentes, par une decision speciale de la caur, toutes 
fois qu’il sera à leur connaissance qu’un juif patentd fait l’usure ou se 
à un trafic frauduleux. 

10) Tont acte de commerce fait par un juif mon patente sera nul et de 
valeur. 

{1} Il en sera de meme de taute hypotheque, prise sur des biens par un jui 
potent£, lorsqu’il sera prouve que ladite hypotheque a étèé prise pour 

éance resultant d’une lettre de change, vu pour un fait quelcong® 
commerce, negoce ou trafic, 

12) Tous contrats un obligations souscrite au proßt d’un juif non patents, 
des causes etrangeres au commerce, negaee ou trafic pourront dire 
par suite d’une enquete de nos tribunaux, Le debiteur sera admis & pre 
veur qu’il y a usure ou resultat d’un trafic fraudulenz; et, si la preurve 













1) Bel. des Lois, 4 Ser, T. 8: p. 217. Der Almanae Imperial von 1813 
Ronitoriat-Gynagogen auf, welche burch die Friedensichläffe von 1814 
& wieder auf folgehde vermindert worden find: Paris, Straßburg, Wi 
heim, Mes, Nancy, Bordeaur und Marfeille. Die Kultusbeamten wurbes 
nicht vom Staate befoldet, was erft in Folge eines G. v. Sahre 1881 geſchicht 
Die vom Staate hierfür beflimmte Summe beträgt 180,000 Rranfeh. 
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acqulse, les erdandes beront äubceptibles soit d’une reduction arbitree par 
16 tribasel, noit d’annullatiön, al Paeurs excäde dix pour cent, 

‚Les @laposltione de larticle 4, üitre I. dn präsent decret, sur les lettres de 
change, billets & ordre, etc, sont applicables & Pavenir comnte atı passe, 

) Dil jabf ne pourrn pröter sur nantissement & des domentiqnes ou gens & 
Kages) et il die pourra pretor sur nantissement ä d’nutres personnes, qu’au- 
tamt qu’il en sera dressd acte par un notaire leguel certifiera, dans l’acte, 
w 16a eupöoss oht &td compidea en na prösence et celle des t£moinis, & peine 

perdre tout droit sur les gages, dont nos tribunaux et cours pourront en 

‚06 oas ordomer la restitution gratuite, i 

}) Les juifs ne ponrront, sous les memes peines, recevoir en gage les instru- 
mens, ustensiles, outils et vetemens des ouvriers, journaliers et domesti- 


m. 
. TITRE UI 
} .jwif nen aetnellement domicilie dans nos döpartemens du Haus et du 
‚Risin, np sera desormais admis & y prendre domicile. 
ji, nan actuellement domicili6 ne sera admis d y prendre domi- 
‚alle Anne lea autres departemens de notre Empire, que dans le cas oh il y 
sara fait l’acquisition d’une propriet& rurale et se livrera & P’agriculture, 
sans se möler d’aucun commerce, negoce ou trafic. 
+ Myaurra ötze fait des exceptions aux dispositions du present article en 
R W’une sutorisation apöciale &inande de nous. 
Ilmpepmlalion julve, dans nos departemens ne sera point admisse & fournir 
des remplacans pour la conscription: en cons&quence, tout juif conscrit sera 
ka service personnel. 
Dispositions generales. 
ıEes Mlsgseltione contenues au pr&sent d&rret anront leur execution pendant 
DI t qu’ä Vexpiration de ce dölai, et par V’effet des diverses me- 
sures prises & l’Egard des juifs, il n’y aura plus aucune difference entre eux 
@& 1os wtl@in citoyen« de notre Empire; sauf neanmoins, si notre enp£rance 
‚&tnlt ürsklpde, h’en proroger Vex&cution, pour tel teınps qu'il sera jage con- 


I bes juifs Hablis a Bordenux et dans les departemens de la Gironde et des 
Luindes, n’ayant donne lieu à aucane Hain etnese liyrant a A un trafic 
— se sont pas compris dans les dispositions du present döcret, 
Mes n p' ‚po: 

maöl. 


















wort charges, chacun en ce qui le concerne, de Pöxecution du 


Besen; 
 Deft. v.17. März 1808, eine neue Juden Ordn. enthaltend 2). 
verotduet 


Die Rapsieon, Kaiſer ber Franzoſen u. ſ. w. haben nad) Anhörung unſeres 
— et und en a folgt: ’ 4 ® 
F 1. Titel. 
U eetnadung des gegenwärtigen Dekrets an, ift ber Aufſchub, welcher 
unfer Dektet v. 30, Mai 1806 für die Bezahlung der Schuldforderungen ber 
em ausgefprochen wurde, aufgehoben. 
fe —S— follen jedoch nachſtehenden Verfügungen unterworfen ſein. 
IE Berfchreibung über ein Darlehn, weiches von Juden an Minderjährige ohne 
Genehmigung ihres Wormundes, an Ehefrauen ohne Genehmigung des anne, 
Soldaten, und zwar an Unteroffigiere und Soldaten, ohne Genehmigung ihres 
fans, an Offiziere, ohne Genehmigung des Chefs ihres Korps, geleiftet wors 
ift Hoh Rechtöregen nichtig, fo daß weber bie Inhaber ober Geffionarien eine 
je geltend machen, noch die ichte darauf eine Klage oder Verfahren geftatten 


Wechferkeikf, kein trocner Wechſel, eine Verſchreibung ober Verſprechen, 









1) Eins tar zu dieſem Dektete, welches wegen einiger unbeflimmter 

] "sa ung —AA — Yat Dese iron. damals he 
eiter Generab Anwalt zu Mainz, geliefert: Commentaire sur le decret 

* imp, du 17. Ma 

———— 


808, concernant les droits et les devoirs der juifs etc. 
taffaulr Annalen der Geſetgebung Napoleons Bb. 3. 
’g Betrachtungen über bie Anwendung biefes Dekrets 
49013 1809.) 

Ar 






fowi 
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welche von einem unferer nicht Handel treibenden unterthanen zu Gut 
Juden auögeftellt worben ift, kann eingeforbert werben, wenn nicht bi 
Kr ber Werth dexfelben vollftändig und ohne Bevortheilun 
worben tft. 

5) Jede Schuld, deren Kapital offener ober verftechter Weife durch Zured; 
Binfen zu mehr als fünf von hundert vergrößert worden ift, fol durch ı 
richte gemindert werden. Wenn die zum Kapital gefchlagenen Binfen m 
von Hundert betragen, fo fol die Forderung für wucherlich erklaͤrt, und 
vernichtet werben. 

6) Bei gefegmäßigen nicht wucherlichen Schulbforberungen find unfere G 
mädhtiget, ven Schulbnern billige Zahlungsfriften zu verwilligen. 

U. Zitel 

7) Künftig und v. 1. Julius an darf fi, kein Zube mit irgend einem Handı 
abgeben, wenn er nicht zu diefem Behuf von dem Präfelten bes Departe 
Patent erhalten hat, welches nur nach genauen Erkundigungen und beig 
Beugnifien 1) vom Munizipalrath, daß Defagter Jude ſich weber des Wud 
eines unerlaubten Verkehrs fchuldig gemacht habe, 2) von dem Konfiſto 
Synagoge feines Wohnbezirks, über feine gute Aufführung und Rechtſche 
ertheilt werden ſoll. I — 

8) Dieſes Patent muß alljährlich von neuem erlangt werben. 

9) Unfere Generalanwälbe bei Unſern Gerichten find befonders beauftragt, Ki 
tente durch befondere Entfcheidungen ber Gerichte aufheben zu laffen, # 
Kunde erhalten, daß ein patentirter Jude Wucher treibt, ober fid mtr 
trüglichen Gewerbe abgegeben hat. 4 

10) Jeder von einem nicht patentirten Juden geſchloſſene Handel iſt nihtgeb 
Wirkſamkeit. 

11) Daſſelbe gilt von allen Hypotheken, welche ein nicht patentirter Jude | 
ftüde eintragen läßt, fobald erwielen wird, daß bie eingetragene Korb 
einem Wechfel ober irgend einem Handelsgeſchaͤft herrührt. 

12) Alle Verträge und Schuldverfchreibungen, welche zum Vortheil eines mE 
tirten Juden auf den Grund anderer, mit dem Handel nichts gemein 
Geſchaͤfte ausgeftellt worden find, können einer gerichtlichen Unkerſuchen 
Beugenverhöre unterworfen werden. Der Schuldner muß mit dem Beweik| 
werben, daß Wucher oder irgend ein anderes betrügliches Gefchäft dabei 
laufen fei, und wenn er den Beweis vollführt, fo find die Schuldveri 
entweber nach dem Ermeſſen des Gerichts zu mindern, ober wenn ber 
von hundert überfteigt, für nichtig zu erklären. 

13) Die Beftimmungen des Art, 4 Tit. I. gegenwärtigen Dekrets, die Weil 
—5 Wechſel u. ſ. w. betr., gelten ſowohl für die Zukunft, als für die? 

genbeit. 

14) Auf Bauftpfänder darf ein Jude Dienftboten und Lohnarbeitern gar ni! 
und aud andern Perfonen nur in der Art, daß darüber eine Urkunde ve 
Notar aufgenommen wird, worin berfelbe bekundet, daß das Geld baari 
und der Zeugen Gegenwart erlegt worden feiz bei Strafe, alles Recht 
Pfänder zu verlieren, als deren unentgeltliche Herausgabe unfere Gerich 
und zweiter Inftanz in ſolchen Bällen verordnen können. 

15) Bei derfelben Strafe ift den Juden verboten, Arbeitswerkzeug, Hausgeräthe 
werkszeug und Kleider der Handwerker, Tagelöhner und Dienftboten zum 


anzunehmen. 
II Titel. 


46) Keinem Juden, welcher nicht bereit8 in Unfern Departements bes Ober: t 
derrheins wirklich wohnhaft ift, foll von nun an geftattet fein, feine 8 
darin zu nehmen. In den übrigen Departements Unferes Reiches fol eine 
nicht bereits wohnhaften Juden nur in dem Kalle die Niederlaffung gefta: 
wenn er ein zum Feldbau beftimmtes Grundftüd erwirbt, und ſich ledi 
Feldbau widmet, ohne fich mit irgend einer Art des Handels oder Bertet 
geben. Ausnahmen von den Verordnungen bed gegenwärtigen Artikels 
a einer befondern von Uns zu ertheilenden Bewilligung flatt | 

17) Der Judenſchaft in unfern Departements fol nicht geftattet fein, Stellveri 
der Konftription zu ſtellen; demzufolge fol jeder ausgehobene Zube zun 
lichen Dienft verpflichtet fein. 

Allgemeine Beftimmungen. 

18) Die in gegenwärtigem Dekret enthaltenen Beſtimmungen folln zehn Ja 

durch in Vollzug geſetzt werden, in ber Hoffnung, ba nad) Ablauf bie] 
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uns und dur; Lie Wirkung der verfchiebenen in Beziehung auf bie Juden ges 
mmenen Maftegeln zwiſchen ihnen unb ben übrigen Bürgern unferes dieiches 
1e Werfchiedenheit mehr flattfinden wird; jedoch mit dem Worbehalte, wenn 
ſere Hoffnung getäufcht werben follte, bie Ausübung biefes Dekrets für ben Zeit⸗ 
im, welchen wir angerhefn finden werben, zu verlängern. 

e gu Borbeaus und in den Departements ber Gironde und dev Landes anfaffigen 
ben find, da fe feinen Anlaß zu einer Beſchwerde gegeben haben, fi) aud) mit 
um — te abgeben, ben Beftimmungen bed gegenwärtigen Des 

‚unterworfen '). 

ſere Minifter find, jeder in fo weit es ihn angeht, mit Bollftvedung bes gegens 
tigen Dekrets beauftragt. u Rapsteone 


Zweites Kapitel, 
u Segenwärtige Berhältniffe, 


L 
u Im Allgemeinen, ' 


hender Art war bie Werfaflung ber Juden des franzöfifchen 
geſtaltet, die demnächſt in ben oben angegebenen Zerritorien 
‚kamen imd gegenwärtig theil zur Rheinprovinz, theils zu 


ren. 

a 3HMärz 1818, erwähnt in dem R. des Min. bed J. v. 
Suli49182), forach die Fortdauer der Anwendung des Dekreis v. 17. 
Hierdurch ift die zehnjährige Dißpenfion ber betreffenden 
ftimmte,Beit hinausgeſchoben *). Diefe Rechte beziehen 
iglich auf bie Niederlaſſung in andern Departements und 
be des Händeld. In jeder andern Beziehung hatten 
Im franzöfifhen Kaiferreihe gefeulich alle Rechte 







waren bie Juden nach der früheren Verfaſſung zu Staatsämtern 
Ist befählget und biefe Befähigung befteht mithin noch 7). 


Bieiche Ausnahmen erhielten bie Juden mehrerer andern Provinzen. &o wur 
‚on buch ein Dekret v. 11. April 1810 die italiänifcjen und felbft bie Rothrine 
‚ex und Metzer Juben mit mehren andern von jenen harten Einſchraͤnkungen 
efceit. Ball. d. lois T. XII, p. 272. . 

mn. IL. &. 726. Wergl. Legteres Abth. I. Einleitung ©. 89. 

Eine biesfällige ausprhcliche gefegliche Anordnung war nothwendig, ba in 
eren Ermangelung nad) $. 18 bed Dekr v. 17. Mai 1808 bie Suspenfion aufs 
ehört haben würbe. Vergl. hierüber oben Abſchn. IV. sub I. Seite 337. 
3ergl. auch ben Bericht der Reg. zu Koblenz v. 1. Febr. 1840 oben Abth. I. 
fchn. IE. Vv. sab III, ©, 187. 


wg. 1, ng. 8. 40, 
Bergl. 1. Wſchn. IV, . II. sub III, S. 49. 
Benn Se Genese —S Kurzem berihtete 2. Der. 1842): Gemaß 


neh ‚uinterat:0.: 1. MR. dem Hiefigen Sanbgerichte mitgetheilten 3. des erften 
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I. 
In Anſehung der den at betreffenden Berpält 
ni e. 

1) Vergl. die V. v. 17. Mai 1808 sub I, 

2) Die Juden des linken Rheinufers flehen zur Beit unter einen 
Bonn refidirenden jüdifhen Konfiftorio. Vergl. hierüber den Berickth 
Peg. zu Koblenz v. 1. Febr. 1840 Abth. I. Abſchn. XL Kap. V. sub III It 

3) R. des K. Min. d. ©. ıc. Ang. (v. Altenftein) v. 18. Sept. 1839 
den K. Oberpräfidenten der Nheinprovinz. Beaufſichtigung bes 
Kultusweſens. 


geichnete Min. mit dem abfchriftlich hier beifolgenden Gefuhe um Befkätigung ki 
hre Gemeinde entworfenen Statut gewendet. Das M. ift mit dem beraitsin& 
Hochw. den Supplilanten ertheilten Beſcheide darin einverftanden, dag bis babe, m 
die Lünftig bevorftehende allgemeine gefegliche Verordnung Über das kirchliche Verhiitl 
der Juden erfolgen wird, auf bie Veftätigäng von dergleichen neuen Statutentwide 
nach dem Antrage einzelner jübifcher Gemeinden auch in dortiger Provinz nicht me 
gangen werden fann. In Gemäßheit vet Atferh. Blesfälligen Beftimmungen ft 
mehr bis zu dem vorbemerkten Zeitpunkte das jübifche Kultusweſen an und für fig ls 
lich in feiner beſtehenden Verfaſſung zu erhalten, und nur gegen etwanige Drum 
ftörungen, zufolge ber nad) $. 18 der Reg.⸗Inſtr. v. 23. Oft. 1817 den Reg. ie 
den Aufficht über den Kultus aller Religionsparteien, bie erforberliche Remebur zum 
Ein unentbehrliches Mittel zur Abwenbung foldyer Ordnungsſtörungen ift aber, % 
ders bei jeder einigermaßen zahlreichen Gemeinde, die Beftellung eines mit ba 
meffenen Direktiong = und Verwaltungsbefugniffen verfehenen Gemeindevorfiande, & 
welchem die jübifchen Gemeinden audy in den älteren Provingen der Regel nach ve 
ind, und in deffen zeitherigem Mangel ein hauptſaͤchlicher Grund der bisher beibeh 
iſchen Gemeinde zu N. obgewalteten Anordnungen und Zwiſtigkeiten gelegen zü 
ſcheint. Eben fo wenig daher, ald dem Min, ein richtiger Zufammenhang befas 
fihtlich ift, was der den Supplikanten ertheilte Beſcheid der K. Meg. zu N. von cu 
erft jest geichehenen Zufammentritt der, anfcheinend vielmehr Schon feit fehr lange 3 
eriftirenden, jüdifchen &emeinde in N. erwähnt, kann das Min. audy bie in jam 
Beſcheide refolvirte Zuruͤckweiſung der von der Gemeinde gefhehenen Beſtellung as 
Vorftandes für richtig erachten, zumal die Reg. felbft kein Bedenken gefunden hat, a 
In dem erheblichften Punkte, der Verhandlung mit den Behörden umd ber 
der Gemeinde in ihren äußeren Rechröangelegenheiten, die im Weſen der Sache auf 
nämliche hinausgehende Zulaffung eben jener Vorſteher als Bevollmäcdhtigte ver & 
meinde nachzugeben. Es unterliegt vielmehr Teinem Bi Anftande, die Wi 
jener Worfteher bergeftalt zu genehmigen, daß denfelben aud) die Verwaltung ber me 
Angelegenheiten der Gemeinde, insbefondere die Sorge für eine gehörige Drbnum! 
den gottesdienftlichen Zuſammenkünften, unter ihrer nächſten biesfälligen Werantss 
lichkeit obliegt Gleichermaßen wird ihnen hiernach auch die Verwaltung bes Ra 
Legats für dad Schulmwefen ber jübifhen Gemeinde, worüber die K. Reg. zu R.8 
Min. unter dem 19. Sept. v. 3. einen befondern Bericht erftattet hat, zunächte 
bleiben koͤnnen, und nur bie ordnungsmäßige Auffiht Über bie richtige Adminiſire⸗ 
jenes Legats und die ftiftungsmäßige Verwendung feiner Einkünfte ebenfalls fortzuies 
fein. Ew. Hochw. ftellt das Min. anheim, hiernach die KR. Reg. zu N., unter Ri 
fertigung der hier wieder beifolgenden Eingabe der jüdifhen Gemeinde: Voritebe: 
8. Aug. v. 3., mit der entfprechenden Anweiſung zu verfehen, und bie Gemeindevorft‘s 
auf die danach von ihnen zu erwartenden Verfügungen vorläufig zu verweiſen. 
(Ann. Bd. XXIII. ©. 646.) 


II. Sn Anfehung der Unterrichtöverhältniffe veral, 
1) Abth. I. Abſchn. Xl. und indbefondere dad Kap. Il. gegebene Gil. 
v. 13. Sept. 1824, 
Präfidenten und bes Generatprofurators des Rheiniſchen Appelationsgeriht: 
hofes koͤnnen nach Vorfcrift einer A. 8. D. v. 14. v. M. Juden gur Aut 
tatur, zum Referendariate und zur Advokatur nit zugelaffen werke:. 


fo würde diefe A. 8. O. v. 14. Nov. 1842, in fofern eine folge erlaffen, da 
K. O. v. 8, Aug. 1830 und dem $. 16 der Bundesakte entgegen bisponiren. 
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etreſſ ber Unterhaltung der Schulen buch bie Givilgemseiiben 
3. Mai 1840 und der Bericht der Reg. zu Koblenz v. 1. Febr, 
3. Kap. V. sub II. ©. 187. 
R. det Min. d. I. u. d. Pol., des Kr. (Rauch) m. d. &., U. u: 
ı Auftrage v. Eabenbeng) an den K. Obetptaͤſidenten Bet Rhein. 
abföprifilih an den X. Oberpräfidenten ber Provinz ke 
\ Aug. 1840 in Betreff der Ableiftung der Militairdienftpflich 
Böglinge der jübifchen Vereinsſchule zu Münfter vergl. Abih. J. 
ap. II. (8. M. Bi. 1840. ©, 431.) 
Betreff der Annahme von Familien. und Vornamen vergl, 
&n, VII. Kap. I. sub 1. 3, Seite 59, 
Schuldenweſen anlangend, fo find die feüheren hierüber 
Befege in dem folgenden R. mitgetheilt. 
K. Min. des I. (v. Schumann) v. 9. Dt. 1818 9) an ben 
Ibenten Heren Grafen v. Solms⸗Laudach zu Kbin. 
— Bericht vom 15. Dee. v. J. worauf ich Sie erſt ſeht zu beſcheiden 
» babe ich erſehen, was fuͤr eine Bewanduiß es mit den Schulden der eher 
ven Korporationen des Erzftifts Köln und der Derzogtbümer Jolich / Berg 
„und bin nicht nur im Allgemeinen damit len dafı das von 
— eingeatee aber nit au Xusführung gebradite Schul 
verfahren unter obrigfeitlicher Xutorität fortgefegt werden müffe, jon= 
and, ba die genannten Provinzen dermalen unter mehtere Regieruhgs⸗ 
it find, ber Sache völlig angemeſſen, baß Em; Hochs · ‚die auafchlichliche 
* Geihäfts, weiche & bereits übernommen haben, ferner beibehalten. 
ki in Anwendung zu bringenden Grundfäße ‚betrifft, 10 Halte ic. fir 
en bei —28 Vorfchriſten ſichen zu bleiben, welche ünter 
mit gefeglicher Wirkung gegeben worden find, In En ber Jus 
dem des Grzftifte Köln, welche fi umter alle am Höchften Belahfen, 
mträgtid; nach dem Rätferl. Dektet. vom 20, Nov. 1809 zit verfahren 
es Dekret fih auf den Beichlüß bes, —— us 
@partements —*5— Zollivet 8. 7, Messidpr des, HR — 
lid) in dem Sinne der Verordnungen det range —9 ——— 
‚20. Mai 1791 und 1. Mai 1792, betr. dag Schuldenwefen ber vorma⸗ 
neinde von Mes, abgefaßt ift, welche ald allgemeine gefegliche Normen 
‚enftand betrachtet wtahen. müffegs fo. feint es mir unbebenktich, bap 
igen Provinzen des Ew. KR anverfräuten Ober: —E 
ing und Amortiflrang der fehafts-Cchutsen nad) Artalogie der gie 
& verfahren werben duͤrfe. 
‚Hochgeb. nun darauf angetragen haben, als oberften Grunbfag auszus 


genwärtig in den verfchiebenen Gebietstheilen der oben grannten Pros 
firte Juden zur Tilgung der vorhandenen Judenſchafts-Schulden, nach 
er Beitragöpflicht zu den Staats laſten, beitragen follen,” 

ihrer bierunter geäußerten Anficht nicht beizutreten. Denn biefer Grund: 
ein der ausbrüdlihen Weftimmung bed Dekrets vom 20. Ron. 1808. im 
weldyer bie Beiträge zu dem angegebenen Behuf . 
en, welche die ehemalige Gemeinde (Korporation) in dem ehemaligen 
hum Köln ausgemacht haben, 

1 follen, entgegen, fonbern er würbe auch überhaupt, aus bem Geſich ta⸗ 
:3 unb der Billigkeit betrachtet, nicht gerechtfertigt werben koͤnnen. Die 
rations: Schulden, von deren Abtragung es ſich handelt, find urfprün, 
eck negociirt worben, um bie Abgaben zu berichtigen, welche der Landess 
aer Zeit Seitens der Korporationen für den Schuf (dad Beleit) entweder 
Epochm ober bei Regterunge= Veraͤnderungen gesatıt werben mußten. 
‚nen haben bie ſchuldigen Kayitalien unter folivarifcher Verpflichtung 
e.aufgeliehen, it welchem Schein von Recht ober Billigkeit wollte 
then Zuben, welche in einer fpäteren Zeit, wo die Korporätioneverbände 


‚0, D. S. 247 datict das R. irrthümlich von isis. 
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der Juden u die Reg. bereits aufgeldfet waren und jüdifche Schut⸗ ober @d 
abgaben gar nicht mehr flatt fanden, ihren Wohnfig im Lande genommen unb be 
festlich unbeſchrankte Buͤrgerrecht überfommen haben, die Berpflidhtung auferleg 
Abbürbung derjenigen Schulden beizutragen, bie eine nicht mebr beftehenbe Kol 
ausichlichlich zum fhrer ehemaligen Mitglieder, wozu biefe Juden ni ge 
haben, zu Toutrahiren veranlaft geweſen iſt? . 

- Ein Kortbeftand der moralifchen Perfon einer vormaligen Zubenfchaft, welde g 
[Saft Schulben hat, bis zu deren völligen Ablöfung, laͤßt ſich rechtlich rar 0 

„als von denjenigen Individuen die Rebe iſt, welche die moralifche Petſen 

ich ausgemacht haben, und nicht etwa fchon vor beren Auflöfung aus ber 
entlaffen und dadurch ihrer Verbindlichkeiten wiber die Geſellſ OftBsGläufbiger 
worben find. Daß aber eine bereits aufgehobene Gemeinſchaft keine neue 
mehr erwerben Fönne, ſpricht von ſelbſt. . N 

In Erwägung diefer Gründe werben Euer Hochg. ſelbſt ermeſſen, daß ich Baal 
tragen muß, auf Ihren vorberührten —— — Im Uebrigen ger 
die nad) dem weitern Inhalt Ihres Eingangs erwähnten Berichts heabfichtigten 
ſchraͤnkungen volllommen, und erke nur noch, daß bie Abwickelung ber Chi 
Judenſchafts⸗Schulden, wie Euer Hochgeboten bekannt, von hier aus durch 
Reg. zu Cleve bereits eingeleitet worden iſt, und daß in Menrs und Gelber ni 
dergleichen Schulden ftattgefunben haben. , N 

In Anfehung der Judenfchafts: Schulden des vormaligen Erjſtifts Koln 
Art. 2 des Kaiſerl. Dekrets v. 20. Rov. 1809 zwar feſt, daß Beine gerichtiide Wim 
sung ber Schuldner und deren Bürgen binnen der Amorttfations-grif zuläffig fan 
allein bie Sudenfchaften der übrigen Provinzen können auf ein folches Vorreit hi 
mangelung darüber ſprechender Geſetzesvorſchriften, keinen Anſpruch machen. 2 


2) R. des K. Min. des J. (v. Schuckmann) de eodem an den * 
Präfidenten, Herrn Sch. Staatsminifter v. Ingersleben zu Kobla 
Guer Exc. theile ich, unter Bezugnahme auf Ihren Bericht v. 25. Zan. de 
der Schulden der Zudenfchaften im Großherzogthum Niederthein, eine Abfchrift 3 
en ®. mit, welche ich dato an ben Deren Ober» peöfldenten, Grafen v. 
ach, zur Befcheibung auf den Ihnen befannten Vortrag y. 18. Dec. v. 3. biM! 
felben Gegenſtand erlaflen habe, indem ich Euer Erc. anheimftelle, unter B 
gung des Inhalts die Abwickelung ber jũbiſchen Korporationg:Schulben im R 
Bezirk von Zrier einzuleiten und im Koblenzer Departement, wo fie bereits im DR 
if, des Weiteren zu fdrhern, (Am, 11. S. 1051 ff.) . fr 














che 





gwolfter Mbfchuitt. 


Staatsrechtliche Berhältniffe.der Juden in den zum sl 
berzogthum Berg gehörig gewefenen Eandeötheilen. > 


Vermoͤge ber Uebereinkunft des Wiener Kongreffed und des Darife 
dens v. 30. Mai 1814. Art. II. ging das ehemalige Broßherzogthum S 
an Preußen über). Daffelbe bildet gegenwärtig folgende Bezirke: ' 

1) In der Rheinpropinz: ö 

a) Im Reg. Bezirk Koblenz die Sammtgemeinde Friefenhager 
Kreife Altenkirchen. u , . 

b) Sm Reg. Bezirk Köln die Kreife Mühlheim, Siegburg, Uelen 
Homburg, Gummersbach, Baldbevl. 

c) Im Reg. Bezirk Düffeldorf die Kreife Duisburg, Düffel 
Solingen, Eiberfeld, Lanneg. | 

2) In der Provinz Weftphalen: 

a) Im Reg. Bezirk Münfter die Kreife Warendorf, Beckum, 
dinghauſen, Rediinghaufen, Münfter, Koesfeld. 

b) Im Reg. Bezirk Arnsberg die.Sraffchaft Mark mit Dortm 


1) G. ©, 1815, ©, 21. 24. 
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Kreiſe Altına, Bochum, Dortmund, Hagen, Hamm, Iſerlohn, 
dt, Olpe, Sonſt und Fürſtenthum (jetzt Kreis) Siegen. 
Reh Bezirk Minden die Herrſchaft Rheda Im Kreife Wies . 


alten diefen Ländertheilen nun waren durch die Konſti⸗ 
(des Großherzogthums Berg allen Einwohnern gleiche 
e verliehen worden, ohne daß hinfichtlich der Juden eine 
ahmegemacht; gleichzeitig waren aber; auch mit der franzöfifchen 
kebung Die’ im voriger Abfchnitte gedachten Beſchraͤnkungen der Ju⸗ 
geführt worden. Es gilt Daher von Letzteren in gedachten Landestheilen 
wap im, vorigen Abfchnitte mitgetheilt worden. 
güch das Fürſtenthum Siegen war nicht unmittelbar wie alle 
nbesfheile des Großherzogthums Berg an Preußen gekommen, 
militatrifch von dem fürftlihen Haufe Naffaus Dranien (dad 
20 K. Niederlaͤndiſche Baus), dem es bis zum 12. Juli 1806 
ax 20. Dec. 1813 in Befitz genommen und kam erſt durch den 
letzterem Staate v. 31. Mat 18151) an Preußen, welches «8 
v. 21. Suni 1815 in Befig nahbm?). Da jedoch von Naſſau⸗ 
in der kurzen Zwifchenzeit die beftehende Großherzoglich Bergſche 
hang binfichtlich der Juden nicht ausdrücklich aufgehoben, fo befteht 
Ee sh gegenwärtig fort und es kann nicht auf die Oranien⸗Naſſauſche 
mag juͤrückgegangen werden ®). | 
Ba Iiefonbere daher den Juden im Fürftenthbume Siegen das fläbtifihe 
eht, ift nicht zu bezweifeln. : Vergl. hierüber das R. v. 
oben Abfchn. VII. Kap. I. Seite 360. | 


Wan Iv® >. 
A ia. PTR 







Dreizehnter Abſchnitt. 


ülichrlike Berhältniffe der Iuden in den zum König 
ige Weftphalen gehörig geweſenen Landestheilen. 


q: 


| @inleitung. . 

#. Königreich) Weftphalen wurde in Folge bed Friedens zu Tilſit von 
son begrütidet, feinem Bruder Hieronymus verliehen und Erſterem 
dem 15. Rov. 1807 eine Konflitution gegeben *). Es war dies 
reich zufammengelett aus den Braunfchweigichen, Heffen: Kaflelichen 
n, einem Theile von Hannover und einem bedeutenden Theile von 
n. Bon Letzterem wurden nämlich durch Art. 9. ded Zilfiter Fries 
erzu abgetreten der auf dem linken Ufer der Elbe gelegene Theil 
tmark uimb der Provinz Magdeburgs), dad Gebiet von Halle, 
sftadt, Dohenflein, Quedlinburg, die Sraffhaft Mann 
as Eichsfeld nebfi Treffurt, Mühlhauſen, Nordhaufen, 
afſchaft Stollberg Wernigerode, Corvei, das Bisthum 


1, &..1815,.@&. 1286. 

ergl..das. Partikular⸗Recht bes Fürftentbums Stegen und ber Aemter Burbad) 

ad en. Paderborn. Cräwell. 1838, “ 

Koſch a a. O. S. 278 ift derfelben Anficht. J 

alletin des lois:du royaume de Westphale.. Tome premier p. 3. 

a gange Herzogthum Magdeburg mit Ausnahme ber heiben Jerichowichen 
6% 
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Paderborn, Minden und Ravensberg und die Graffchaft R 
berg, Raums) 

In allen diefen Preußifchen Landeötheilen,. welche genenwärtig 
den Provinzen Weftphalen, Sachfen und Markt Brandenb 
gehören, ift, wie in allen anderen neu und wieder erwerbenen Xerrite 
die K. Weftphälifche Verfaſſung in voller Giülfigfeit?), wie vielfach, 
beföndere auch durch das R. v. 7. Mär; 1825 anerkannt werden?) ui 
ſteht Diefelbe in fo weit unter der Garantie des deutfchen Bundeß, all 
Juden Rechte, die fie befißen, nicht genommen werden können. | 


Erfies Kapitel. 
Berfaffung der Juden im Königreih Beftphalen. 
Der Art. 10 der Konflitution des Königreich Weſtphalen v. 15. 
1807 *) beftimmt: | 
‚ Le Royaume de Westphalie sera régi par des constitutions, qui 
Pegnitè de tous les sujets devant la loi, et le libre-exercice des oultes?), 
Die in dieſem Artikel dev Konftitution verſprothenen Beſtimmr 
ben Demnächft durch die folgenden beiden organiſchen Gefetze gei 
1. Decret royal du 87; Janvier 1808, qui abolit les taxds fl) 
sur les Juifs. | A. 
déròôme Napolcon, par la grare de Dien et les cunstitutiuns, Roi del 
lie, Prince Frangais, * | 2 V — 
vü Ies articles 10 et 15 de la opnstitutien du 15. Navembre 1807; .... 
aur le rapport de Notre Ministre provisoire de la Justice et de PInteh, 

Notre Conseil d’Etat entendu; Ne 

Nous avons decrete et decretona ce qyi suit: a 

Art. 1. Tous ceux de Nos sujets, qui suivent }a loi de Moise, jowW 
Nos etats, des meines droits, franchises, et libertes, que tous Nos autre 

Art. 2. Ceux qui, sans &tre Nos sujets, passeront ou se trouveront da 
tre Royaume, y jouiront des m&mes droits et franchises, dont y jouissed#® 
les autres etrangers, N 

Art, 3. En consdquence, sont abolis toutes les taxes et droits im ponse 
hierement sur les juils, A quelque occasion et sous quelqne denomtlatidk 
puisse etre, Inhibitions et defenser sont faites à tous noblen, seigienrs all 
et autres proprietaires, sujets de Notre domination, de prelever, ou faire 
ver, aucune de ces taxes, à peine de tous dommäges et interets, et d’etre pi” 
suivis comme concussionaires. j 

Art. 4. Ils peuvent, et sans qu’ils aient besoin, comme pair le piäökk, 
perinission speciele, se marier, pourvoir a l’education et & l’dtablisse 
leurs enfans, leur ceder leurs biens, & la charge de se eonforitier, pour ees 
actes, au code Napol£on. 

Art.5, Il leur est dgalement libre de s’etablir dans telle ville ou lien, a 
eonviendre, et d’y etahlir leur commerce, en faisant leur dectaration aux 
cipalitds, et se canformant aux reglemens de corps et metiers, drtiks le 
voudrent entrer. 

Art.6. Notre Ministre provisoire de la Justice et de P’Iuterieur est c 
Pexecution du present decret. ' 
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1) Die Hälfte des Fürſtenthums Minden wurde durch das organiſche 
Konſult v. 10. Dec, 1810 dent franzöſiſchen Reiche einverleibt. 

3) Die Ausnahme fiehe unten. 

3) Bergl. dafjelbe Abth. III. Abfchn. I. Kap. II. sub. TIL, 

*) Bulletin des lois I, S. 13. 

*) Das Königreich W. foll durch Gonftitutionen regiert: werben, welche die GEM 
FAR aller Unterthanen vor bem Gefege und bie freie Ausühung bes Gottescie 

es der verfchiebenen Religions⸗Geſellſchaften feſtſetzen. 

°) Ueber die Rechte, welche die Juden in dem Königretche Weſtp halen erhielte 
und über die Bemühungen, auch ihre ſittliche Verbeſſerung zu bewirken, anti 
die von Fraͤnkel und Wolf zu Dofſau von 1806 an herausgegebene Gulı 
mith vollftändige Nachrichten. 
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Notre palais royal de Cassel, le 27 Janvier de l'an 1808, de Notre 
ond. Signe: Jeröme Napoleon. 
Par le Roi. 
En l’absence du Ministre Secrötaire d’Etat, 
Le Secretaire du cabinet et des commandemens, 
signe: COUSIN DE MARINVILLE. 
in des lais du royaume de Westphalie tem. I. p. 252.) — 
ueberſetzung. 
Dekret v. 27. Jan. 1808, welches die den Juden aufgelegten 
ufbebt. 
mus Napoleon, von Gottes Gnaden und durch bie Konftitutionen König 
von Weſtphalen, franzöftfcher Bring ıc. ' 
JAnſicht des 10. und 15. Artikels der Konftitution v. 18. Roy. 18073 
ericht Unfers proviſoriſchen Miniſters des Juſtizweſens und ber innern An⸗ 
, und nach Anhörung Unfers Staatsrathes; 
d verordnen, wie folaet: ' 
nfere Unterthanen, welche der Moſaiſchen Religion zugethan find, follen in 
ten biefelben Rechte und Freiheiten genießen, wie Unſere übrigen Unterthanen. 
enjenigen Juden, welche, ohne Unfere Unterthanen zu fein, durch Unfer 
fen, oder darin fich aufhalten, follen dieſelben Rechte und Freiheiten zufte: 
m andern Zremden eingeräumt werden. 
nefem zufolge find alle Auflagen und Abgaben, welche allein die Juden zum 
batten, bei welcher Gelegenheit fie eingeführt fein, und unter welcher Be: 
vorkommen mögen, hiermit gänzlich aufgehoben. Es wird demnad allen 
Behnherren und anderen Gutöbefigern, bie Unferer Hpheit unterworfen find, 
fe Abgaben mehr zu erheben, ober erheben zu laffen, wibrigenfalls fie alle 
b,Roften erfegen, auch als folche, die fich der Erpreffungen ſchuldig gemacht 
ih verfolgt werden follen. | 
nnen, ohne, wie vormals, einer befonbern Erlaubniß zu bedürfen, fich 
0, für.bie FÜR Ar: ihrer Kinder und für deren Etabliffement forgen, ihnen 
en, jedoch unter der Verpflichtung, bei dieſen verfchiedenen Handlun⸗ 
1 orfähriften des Codex Rapoleon ſich zu tichten- 
fteht ihnen gleichfalls frei, in jeder Stabt, oder am jedem andern beliebis 
ıniederzulaffen, und dafelbft ihren Handel einzurichten, vorausgefegt, daß 
cipal⸗Obrigkeit Davon gehörige Anzeige machen, und bie Zunft: yab Hands 
bnungen, worin fie wünfchen aufgehomnien zu werben, heiten ten. 
nfer proviforifcher Minifter des Sufimefen und der innern Ingelegenheis 
r Vollziehung des gegenwärtigen De J 


ets beauftragt. 


Bulletin des Koͤnigreichs Weſtphalen Th. J. © 254.) . 
ıtRoyaldu31. Mars 1808, portant 6tablissement d'un eopgistoire 
ics pour le surveillance du culte h&braique. 

ı NAPOLEON, par la grace de Dieu et les constitutiens, Hoi de 
‚ Prince Frangais, etc. 

nt, qne, si les Juifs doivent jouir, ainsi gue Nos antres sujets, du 
re de leur culte, cet exercice doit ausei, comme les autres, être sou- 
:surveillance, afın qu’il n’en r&rulte aucune contrariete avec la legia- 
ec cette morale publigue, qui doit etre la regle de tons les hommes, 
ıer qu’une seule societe poſitique; 

ıifs doivent cesser de faire un eorps à part, et, A l’exemple de tous 
sujets, de quelque croyance qu’ils soient, se fondre dans la nation, 
t membres; 

ıdant, il ne doit pas resulter de cette fusion, ceite abus, que chacun 
e se regarder comme £tranger aux frais du culte, ou aux dettes que 
wpauten ont contractées, soit pour y subvenir, soit pour satisfaire 
ı qui leur etaient imposees; 

port de Notre Ministre de la justice et de l’interieur; 

nseil d’Etat entendu; 

us d6cröte et decrätons: 

| seya forme dans Notre ville de Cassel un consistoire pour la reli- 


toire sera compose d’un President pris indifferemment parmi les rab- 
ni lea autres juife; de trois rabbins, de deux juifs lettrös, et d’un a6- 


1} ” ‘ 
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erôtaĩre, qui seront préentés d Notre Ministre de la justice et de l’interien 
par Nous approuves, 

Art.2. Ilsera pourvu an remplacement des membres decedes ou demi 
ziniree, sur la presentatiou que fera le consistoire, de deux candidats pourc 
place vacante. 

Art, 3, Be traitement des membres du consistoire est fix6 à raison det 
mille francs par an pour le President, deux mille francs pour chaque 
mille francs pour chacun des autres membres, et de deux mille francs 
wöcretaird, ' BE 

Art. 4. Le consistoire sera charge de veiller: 

40. sur tout ce qui concerne le culte religieux; 
20. sur l’assiette, le recouvrement, administration et l’emploi des t 
fondations affectees aux depenses du culte; _ 

8o sur l’assiette, le recouvrement, l’administration des taxes et f 
destinees au traitement du consistoire, aux &oules ot aux etablissemens dal 
‘ faisance, dont les frais sont faits par les juifs pour les enfans et les au 
leur religion; — 

&0 de surveiller l’ex&cution des mesures adoptees, ou qui seront pri 
l’acquittement des dettes contract&es par les anciennes communautes jul ri. 
- Art, 5, La surveillance relative au eulte comprendra les rites on rd 
le service divin, les synagogues, la discipline, et Penseignement religiest‘ 
ces objets seront r&gl&s par le consistoire, sous l’inspection et l’appro 
tensaire du gouvernement. ' 

consistoire examinera et surveillera les rabbins et les maltres @’ 
ves, lesquels ne pvurront entrer en exercice, sans avoir 6t6 approuve 
Ministre de la justice et de linterieur, Ä len 

Art. 6. Le consistoire veillera Io à ce que les rabbins et maltres 
fessent, en toute circonstance, l’ob6issance aux lois, et particulieremeel 
qui sont relatives à la defense de la patrie, A ce qu’ils enseignent, queli 
militaire est un devoir sacre, pendant lequel la loi dispense des observeit 
ligieuses, qui ne sont pas compatibles avec ce service; 20 & ce qu’on 
toutes les synagogues des prieres pour Nous et pour Notre famille; 8oid 
les rabbins ne —8 les mariages et ne declarent les divorces, qu’apt 
leur aura étò justifiö de l’acte civil de mariage oa de divorce. Bi 

Art. 7. Sur la proposition du consistoire, Notre Ministre de la justndl - 
l’intörieur dösignera la synagugue principale pour chaque döpartemeit 17 
nombre, ainsi que l’emplacement des synagogues succursales, Sn 

Art, 8. II sera stabli des syndics surveillans dans chaque — 
nombre de ces syndics, et leurs fonctions seront determinds sur la Br | 
du consistoire. Ils seront sur sa presentation, nommes par Notre Mint . 
la justice et de l’intörieur, 

Art, 9, Le gouvernement reglera 6galement, sur la propositionda 
V’assiette, le recouvrement, l’administration et l’emploi des fonds, qui sont 
ront destinds A l’acquit des diverses depenses mentionnöes dans les artich® 
dessus, ainsi que les moyens d’execution. 

Art 10. Toutes ces depenses et notamment le traitement da conaisteire, 
ralbins et des iustituteurs, l’entretien et les röparations des temples et # 
gues, les frais des ecoles pour l’education des enfans orphelins et indigenss 
secours aux vieillards et infirmes, enfin les dettes des anciennes comm 
juives seront acquitides au moyen des fondations et obligations existantes 
chaque objet; eu cas d’insuffisance, il y sera supple6 par. des cotisatioms,, 
los roles seront rendus executoires par les Prefets, sur l’avis des Sous-P 
apres avoir été appreuves, par le Ministret), 













2) Reſolution des K. Min. des Inn. und der Pol. (v. Rochow) v. 19. Dkt. 189 
die Vorfteher der Zubenfchaft des Fürftentbums Paderborn. Beitrag 
tigkeit zu dem jüdifchen Schuldenweſen. | 

Ich habe Ihre Beichwerde v. 14. Nov. v. 3. über die Weigerung des IH 
N. zu Beverungen, zu ber Paderbornfchen jüdifchen Korporationsfchufd B 
teäge zu leiften, unterfuchen laffen, und eröffne Ihnen nunmehr, daß id! 
an die Iandräthliche Behörde zu Paderborn ergangene Verf. der K. Reg: | 
Minden v. 9. Juli v. 3. nur billigen Tann. 

Nach Art, 10 des Weftphätifchen Dekrets v. 81. März 1808 muß jeber I 
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I. Les anciennes communautes juives continueront à exister, dans les 
circonscriptions qu’elles avoient avant la division territoriale actuelle 
ume, mais comme societes particulieres, et seulement, à raison des det- 
les'ont contractees, et des obligations, pour lesguelles les membres de 
btös sont engagés. ' 

%. Les communautes juives pourvoiront incessamment au rembourse- 
leurs dettes; et jusqu’apr&s ce remboeursement, chaque juif continuera 
ibner aux dettes, frais et charges de la communaute, dont il faisait par- 
t la division actuelle du Royaume, 

3. Tout juif qui viendra s’etablir dans le Royaume, sera tenu dans le 
six semainen, de se faire inscrire sur les registres de lasynagogue, dans 
issement de laquelle il prendra domicile, afın de contribuer aux charges 


A. L'état civil des juifs sera constat6 dans chaque commune, Adater du 
Mai, par le Maire, ou & son defaut pour l’adjeint. 
wsistoire et les rabbins veilleront, de concert avec l’autöorit6 civile, à ce 
familles juives procedent devant ces Officiers pour les actes de nais- 
le mariage et de decös, conformement aux dispositions du cöde Napol&on. 
Naires et adjuints se conformeront pour la tenue des registres, et la r6- 
ıdes actes, aux dispositions du dit cöde, et & celles de Notre decret du 
mer dernier. 
4, Dans trots mois, a compter de la publication du prösent deeret, tous 
isjoateront au nom, sous lequel ils sont connus, un surnom qui devien- 
sum distinctif de leur famille: ils le ferunt inscrire à la municipalit6 de 
Weuce; ils ne pourront, ni leurs enfans, les changer sans Notre permis- 
hpeine d’etre ponrsuivis pour supposition de noms. Les Maires veilleront 
fen prennent ni des noms de ville, ni des noms qui appartiennent & des 
tauRutS. 
516, a faisant inscrire ainsi leurs noms, les juifs döclareront le nombre 
Ig:de keues enfans exirtans; ils produiront, à Pappui de leur declaration 
üge, des extraits certifies des registres Ge naissance, s’il y en a, ou des au- 
qui ont ete jusqu’& present en usage parmi eux. A döfaut d’au- 
ch6.de.oes registres ou ducumens, l’äge de leurs enfans sera vörifie, tou- 
ıfgis qu’il en sera besoin, par titres et par tömoins. 
12, Notre Ministre de ia justice et de l’interieur est charge de l’ex&cu- 
t döcret. 
vie; Notre palais royal à Cassel, le 31 Mars, Pan 1808, de Notre regne 


Signe: JEROME NAPOLEON, Par le Roi, 
Me Ministre Söcrötaire d’Ftat, 
signd: COMTE DE FÜRSTENSTEIN, 
Certifi6 conforme: 
stre provisoire de la justice et de l’interieur, 


Simöon. 
lletin des lois I. Nro. 28. p. 920 fig.) 


ir Bezahlung der Schulden berjenigen Judenſchaft beitragen, zu welcher er 
über gehörte, ohne Rüdficht auf feinen fpätern Wohnfig. Daß die Neuanzies 
mden gu folhen Schulden, bie fie nicht mit kontrahirt haben, auch nicht anges 
gen werden follen, ergiebt fich noch deutlicher aus $. 13. deffelben Dekrets, 
sch welchem bie NReuanziehenden nur Beiträge zu ben Kultuskoften zu leiften 
ıben. Hierbei muß es auch ferner um fo mehr bewenben, als, wenn bloß ber 
zohnſitz innerhalb eines gewifien Bezirks die Beitragsverbinblichkeit beftimmte, 
dglicherweife einmal alle Juden aus biefem Bezirke wegziehen, und fomit bie 

ubiger ganz ohne einen ihnen verpflichteten Schuldner laſſen könnten, und 
eil auch, wenn der $. 12. des Dekrets.aufrecht erhalten, gleichwohl aber auch 
yer Reuanziehende mit Beiträgen herangezogen werben follte, mander derſel⸗ 
n, der aus einer vormals Weſtphaͤliſchen Gemeinde in eine andere uͤbergezogen 
ige, doppelt, nämlich ſowohl in der Gemeinde des vorigen, als in der des jetzi⸗ 
n Wohnorts würde beitragen müſſen. | | 
Hiernach kann Ihren Anträgen im abminiftrativen nege nicht entiprochen, 
d Ihnen nur überlaffen werben, ob Sie in bem bereits defchrittenen Rechts⸗ 
ge Ihre Anfprüche gegen ben N. geltend zu machen vermögen. 

(Ann. XXI. ©, 1027.) . 
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neberſetzung. 

Koͤnigl. Dekret v. 31. März 1808, welches bie Errichtung eines 
ſiſtoriums und die Beſtellung von Syndiken zur Aufficht Über Den jüdif 
Gottesdienft anordnet. 
Wir Hieronymus Napoleon, von Botted Gnaden und durch die Konftitution König: 

..... Beſtphalen, frangöfifcher Pring ıc, 
haben, in Erwägung, daß, wenn bie Suben gleich Unfern andern Unterthane 
freie Ausübung ihres Gottesbienftes genießen follen, diefe Religionsübung auch, wi 
anderen, Unferer Aufficgt untertworfen fein muß, bamit fie ng mit ber Gefehgi 
und derjenigen oͤffentlichen Moral in Widerſpruch ftehe, welche bie Bichtfde 
Menſchen fein und aus ihnen wur eine einzige politifche Geſellſchaft bilden muß 
daß die Juden nicht ferner eine getrennte Gefellfchaft im Staate ausmachen 
fondern, nad) dem Beifpiele aller Unſerer andern Untertbanen, fich in die Matick, 
Glieder fie find, verfchmelzen müffen; m 
daß indeß aus bieler Bermifchung nicht der Mißbrauch erwachſen barf, baf da 
derfelben von den Koften des Gottesdienfted oder von ben Schulben, bie ihre Geuch 
ten entweher zu deren Beſtreitung ober zur Abtragung dee ihnen ehemals aufıl 
Laſten aufgenommen haben, fid befreit erachte; i h 
auf den Bericht Unſers Minifters der Sufkiz und des Innern; 
nad) Anhörung Unferes Staatsrathes; 

perordnet und veroxdnen: ih 

Art. 1. Es foll in Unferer Stadt Caffel ein Konfiftorium für bie jübifde . 
errichtet werden. 

Dieſes Konfitorium ſoll befiehen aus einem Präfidenten, ber ohne Untufib af 
den Rabbinern oder den andern Juden gewählt wirb, drei Rabbinern, 3 
Gelehrten und einem Sefretaire, und follen die Mitglieder deffelben Unferem 
ber Suftiz und des Innern vorgefchlagen und von Uns beftätigt werben. wen 

Art. 2 Die Ernemung der neuen Mitglieder an bie Stelle ber verftorbenm halb 
gegangenen gefchiehet auf den vom Konfiftorium gemachten Vorfchlag zweier Anker 
ten für jede erledigte Stelle, Zu; 

Art. 3. Der Gehalt der Mitglieder des Konfiftoriums ift auf drei taufend Yranka ſe 
den Präfidenten, auf zwei taufend Fraufen für jeden Rabbiner, auf ein taufend Seal‘ 
für nen Seben derrandern Mitglieder, und auf zwei taufend Franken für ba ie 
tojr feftgefegt. 

Art. 1. Das Konfiftorium fol beauftragt fein, die Aufficht zn führen: J 

4) über alles, was die Religionsübung betrifft; * 

2) über die Anſetzung, Erhebung, Verwaltung und Verwendung der zu den 

des Gottesdienſtes beftimmten Beiträge und Stiftungen; 

3) Ueber bie Anfesung, Erhebung und Verwaltung der Beiträge und & 
welche zur Befolbung des Konſiſtoriums und zu ben Schulen und milden 

dm weiche bie Juden für die Kinder und Armen ihrer Religion unterhalten! 
immt find; 

4) über die Vollgiehung der zum Abtrag der von den ehemaligen jühifchen 
heiten gemachten Schulden getroffenen oder noch zu treffenden Maßregeln. 

Art. 5. Die Auffiht in Betreff der Religionsübung foll unter fich begreifen die 
tualien oder gottesbienftlihen Verordnungen, ben Gottesdienft, die Synagogen, 
Disciplin und den Rellgions-Unterricht; alle diefe Gegenftände follen von dem 
rium unter der Oberauffict und einzuholenden Genehmigung der Regierung 
net und feftgefegt werben. 

Das Konfiftorium fol die Rabbiner und jüdifchen Schullehrer prüfen und über ft 
Auffiht fuͤhren; fie Eönnen aber ihr Amt nicht antreten, ohne vorher von Unferm 
der Juſtiz und des Innern beftätigt zu fein. 

Art. 6. Das Konfiftotium fol darüber wachen: 

1) daß die Rabbiner und Schullehrer bei jeber Gelegenheit den Gehorſam geges 
Geſetze und befonders gegen diejenigen, welche fi) auf bie Vertheidigung bed 
terlandes beziehen, kehren; daß fie in ihrem Unterridhte den Militairdienſt als 
heilige Pflicht darftellen, während deren Ausübung das Geſetz von allen bamit 
vereinbaren religiöfen Gebraͤuchen entbindet; . 

2) daß in „allen vnagogen Öffentliche Fürbitte für Uns und Unfer Haus geh 
ten werden; 

3) daß bie Rabbiner die Ehen nicht cher einfegnen und bie Eheſcheidungen nicht d 
ausſprechen, als nachdem ihnen die Berichtigung bed Civil⸗Akts der Che 
Eheſcheidung nachgewieſen ift. 

Art. 7. Auf den Vorſchlag des Konſiſtoriums wird Unſer Miniſter der Juſtiz und 
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3 IMe Hanpt · Synagoge für jedes Departement, fo wie bie Anzahl und den Ort 
tergeorbneten Synagogen beftimmen. 
8. Es folen Synditen zur Aufſicht in einem jeben Departemente beftellt werben, 
Angabt und Verrihtungen auf den Borſchlag bes Konfiftoriums werben bes 
: folen auf ben Borfchlag bes Lehtern von Unferm Binifter der Juſtiz und bes 
; 8. Die Regierung wird gleicfaLs auf b — in 
’ ing wird glı [8 auf den Vorſchlag bes Konfiftoriums bie Ans 
& Erhebung, Verwaltung und Verwendung ber Seder, die zur Berichtigung ber 
en Arlikeln erwähnten verfchiedenen Ausgaben beftimmt find ober noch bes 
x feftfegen und bie Beitreibungsmittel vorfckreiben. 
210. ie Ausgaben und namentlich ber Gehalt bed Konſiſtoriums, der 
und ber Lehrer, bie Unterhaltung und Reparaturen ber Tempel und Synago⸗ 
Gäulofen zur Erziehung ber Waifen und Armenkinder, bie Unterftügungen 
Den wıb Gichwachen, enblic bie Gchulben der ehemaligen jübifchen Gemeinheiten 
ı mittelft der für jeden Gegenftand beftehenden Stiftungen und Verſchreibungen bes 
werden; im Malle diefe nicht zuseichen follten, foll das Kehlende durch verhälts 
ergänzt werben, deren Vertheilungs«-Berzeichniffe von dem Präfels 
das Gutachten ber Unterpräfekten, für erekutorifch erklärt werben follen, nadıs 
giewmdenv Winifter genehmigt Ind. . 
A Die ehemaligen jubifhen Gemeinheiten werben in benfelben rt, 
en, 







enge Der jepigen Zerritorial-Eintheilung des Königreiches Hatten, fort h, 
‚Gefellfcpaften nur in Hinſicht der von ihnen Tontrahirten Schulden, 
:ihungen, wegen welcher die Mitglieber biefer Geſellſchaften verhafs 


AB, Die jüdifhen: Gemeinheiten haben unverzüglid, für die Bezahlung ihrer 
Sorge zu tragen, und bis zu beren — jung muß jeder Jude zu ben 
Roen und Laften der Gemeinheiten, zu wilder er vor ber jegigen Territo⸗ 
bes Königreiche gehörte, ferner :ag leiften. 
Met d: jude, tweicher fich in dem Königreich nieberläßt, ſoll gehalten fein, 
‚en ſich in die Megifter der Synagoge, in beren Bezirk er feinen 
‚eintragen zu laſſen, um zu den Laften bes Gottesdienſtes beizutragen. 
14, Der bürgerliche Zuftanb ber Juben foll in jeder Gemeinde v. 1. Mai d+ I. 
kombem Maive und in deſſen Ermangelung ven dem Abjuntten feftgeftellt werben. 
enfiftorium und. die Rabbiner haben in Uebereinftimmung mit ber bürgerlichen 
barüber zu wachen, daß bie jübifchen Familien die Geburts» Ehe: unb Eterbes 
win Bere der Goder Rapoleon gemäß, vor biefen Beamten verridjten. 
Walkisen und Ariumkten haben fic in Hinficht ber Haltung ber Regifier und ber 
mach den Borfchriften bed Codex Napoleon und unferes Dekt. v. 


ei ber Zkten 

3. gu demeſſen. 

% ir Immergarb drei Monaten, vor bes Yublifation bes gegenwärtigen Detrets 
fofen alle Juben dem Namen, unter bem fie befannt find, einen Beina⸗ 
jet, welcher ber Unterfdjeibungsname ihrer Ramilie werden fol; fie müfs 

a bei der Deunicipalität ihres Wohnortes eintragen laffen, und dürfen ihn, weder 

Ügee Kinder, bei Straft Namensverfälihung, ohne Unfere Erlaubniß, nicht 


Neialeen haben desauf zu achten, daß fie weber Namen von Städten, noch ſolche, 


r Giubsagung der Ramen müflen die Juden die Anzahl und das 
Kinder angeben und haben fie zur Unterftügung ihrer Angabe in 

bes Alter befcheinigte Auszüge der Geburtöregifter, wenn deren vorhanden 

der fonftigee Dokumente, bie biöher unter ihnen in Gebrauch waren, vorzulegen. 
mangelnder Yushentieität biefer Regifter oder Dokumente fol das Alter ihrer 
jedesmal, mo delfen hebärfen wirb, durch Urkunden und Zeugen bewahrhei⸗ 


47. unſer Minifter der Juſtiz und bes Inn. ift mit der Vollziehung bed gegen: 
a Deus —ã 

den in ünſerm kIAnigi. Pallaſte zu Caſſel den 31. März im Jahre 1808, und im 
wies 74 Unterfchrieben: Hieronymus Napoleon. 
Auf Wefchl des Königs. Der Minifter Staats-Sekretaire, 


eutenb Unterfhreiben: Graf v. Zürftenftein. 
Bla en — —— — 
ber innen: Angelegenheiten, . 


©imeon. 


ISA uaator⸗chtl. Verhaͤlin. d. J. in d. Könige. Mefiphalen geh. gen. 


- Die weitere. Ausführung dieſes Dekr. v. 31. März 1808 betreff 
flimmte: on 5 | 

3) Das Dekr. v. 23. Aug. 1809. 

Art. II. Die im erften Artikel erwähnten Ausgaben (zur Dedung ber Ko 
GSottesbienftes und ber inneren Verwaltung für die Inſtitute und Schulen ihr 
felfion) follen beftritten werden: von ben beftehenden und bis auf diefen Zeitpu 
En dei ifraelitiichen Gottesbienftes und Erziehungsweſen erhobenen Auf 
nämlid: . re . 

a) Ginkünfte aus. Bermächtniffen; 

b) Ein Prozent von ber Ausflewers . ' u 

. ©) Durch eine beftimmmte Kamitienfteuer .von 2 Ggr. (2 Sgr.) woͤchentli 

45 Thl. jährlich, bie ein jeber, welcher feinen eigenen Haushalt führt, n 
nicht iedig iſt, zu entrichten verbunden iſt, und finb nur diejenigen ausgeno 

f welche ihr Unvermögen bei ber im Art. IV. genannten Syndiken und Wert 

‚gepörie darthun fönnenz . - 
. d) Durch eine unbeflimmte Steuer, welche ebenfalls von jeder Familie und de: 
Individuen, die ihre eigene Wirthichaft führen, nad; Maßgabe ihres Bern 
- erhoben werben foll;.. DE “ 

Art. III. Der Ueberſchuß fol verwendet werben 1. zur Dedung der Ausfille 
Bezahlung ber ben Mitgliedern des Konfiftoriums noch rüdftändlich gebührew 
foldungen. Der etwaige Ueberſchuß aber jo fuͤr das naͤchſte Zahr aufbewahrt 

. Art. IV. Die durch den 2. Artikel verorbnnete zwiefache Steuer foll vom Ron 
auf bie Gemeinden, und durch die für jeden Bezirk beftellten Syndiken auf Die 
vertheilt werben. — Es follen bei diefem Gefchäfte zur Affifteng diefer Syndiken 
Vorſchlag Vertheiler vom Konfiftgrium ernannt werben, welche aus den 
Mitgliedern jeder ifraelitifchen Gemeinde zu nehmen find. 

. Art. V. Die Liften der Vertheilung unter die Familienglieder follen von D 
ten auf das ihnen von ben Unterpräfelten vorgelegte, und von biefen mit ZrE3 
Mairen auögearbeitete Gutachten geprüft ımb für erefutorifch erklärt worDe 
fem Ende find die Syndiken gehalten, den Unterpräfekten die Grundfäge rk 
wonach fie fowohl bei der einzelnen Vertheilung, als bei der Beftimmung 
mum und Minimum in Hinficht diefer Befleuerung verfahren find. 

Art. VI, Die Synditen follen die Einnahmen erheben, find- für felbige ve? 
lich, und haben ſolche nach Vorfchrift des gegenwärtigen Dekrets auf Verf 
Konfiftoriums zu verwenben. 

Art. VII, Alle drei Monate haben die Synditen dem Präfekten ihres Depark 
von der Erhebung und Verwendung der eingenommenen Summen Rechnung ab 
Art. VIIL Die Syndiken haben, außer der alle drei. Donate abzulegenben 
auch jährlich dem Konfiftorium und den Präfekten eine Rechnung vorzulegen, | 

diefe abfchließt. (Bulletin des Iois II. p. 811.) 


4) Vorftchendes Dekret wurde näher beftimmt durch das Regul 
10. Nov. 1809. 


3. 1. Die erwähnten Unterhaltungstoften Tollen, Inhalts des gedachten Kon 
Dekrets fließen: 
4) aus den Aufkünften derjenigen Vermächtniffe, welche zum Beften bes förar 
Gottesdienſtes und Judenunterrichts angeorbnnet wurden; 
2) aus einer Abgabe, welche die fich verehelihenden Sfraeliten zu leiſten habı 
8) aus einer anderen wöchentlihen Steuer, welche von jeder tfraelitifchen 
nad) ihren Vermögens⸗Umſtänden entrichtet wird. 


$, 11. Solche Vermächtniffe diefer Art, welche einer befonderen Gemeinde | 
werben ferner von diefer verwaltet, und das Konſiſtorium verfügt nur Über! 

nfte. 

J III. Sn Anſehung ſolcher Vermaͤchtniſſe jener Art hingegen, die mehreren | 
den zugleich, gehören, kann deren Verwaltung nur unmittelbar dem Konſiſtor 
raeliten augen. Daſſelbe wird demnach die Urkunden folder Vermädhtniffi 
betreffenden übrigen Papiere und. bie Gelber dergleichen Vermaͤchtnißkaſſen fid) ı 
Laffen, um fie durch einen anzuftellenden Kaffirer und Verwalter gehörig, mi 
lichſter Sorafalt dergeftalt verwalten zu laflen, daß berfelbe die aufzuftellen! 
gehörig belegter Einnahme und Ausgabe verfehenen Rechnungen beim Jahre 
einfende, und die Ankünfte zu Eeinem andern Zwecke als gu bem ammenbe, zu 
fie urfprünglich beftimmt wurden. 


erh. dee &, in den zum Könige. Beftphalen gehoͤr gew. Lendetth. zuß 


ad 2. 

olche befteht in einem Prozent von demjenigen, was bie ſich verehelichenden 
überlei Geſchlechts als Mitgift und Brautfchaggelder in die Ehe bringen. 
je Prozent wird von dem Brautpaare vor Aufnahme ber Givilatte an 

e Syndikat des Orts entrichtet, wo ber Bräutigam feinen Wohnfig hat, 
Hochzeitsort hierbei einen Unterſchied macht. 
Sind bie Brautſchatze und Mitgiftbeträge nicht beſtimmt; fo hängt es 
us ab, die Offenbarung vom ifraelitifchen Brautpaare, beffen Aeltern und 
ı mittelft Handſchlags an Eides Statt zu begehren. 
Diefe Progentgelder bilden eine befondere Abtheilung ber von den Syndiken 
h aufzuftellenden Rechnungen, 


ad 3, 

iefe Steuer befteht wöchentlich in 32 Gentinen. Sie wird gang gleichförmig 
hungsfäbigen Familie entrichtet, ohne daß der Vermögensſtand einen Uns 
ründe. 

des ifraelitifche Familienhaupt muß die Steuer leiften. Als ein ſolches Fa⸗ 
: wird diejenige ifraelitifche Perfon betrachtet, welche Geſchäfte auf eigene 
reibt. Niemand, er fei ehelichen oder ledigen Standes, ift davon ausge: 
(8 derjenige, welcher feine Dürftigkeit ben Syndiken und ihren Vertheilungs⸗ 
rthun wird. A 


ad 4, 
Nele Steuer fol im Jahre .... den Betrag von . +. +. Rthlr. aufbringen. 
orium der Tfraeliten wird demnach die Haupteintheilung fo machen, baß jene 
raus entfpringe. Es wird dabei auf die Lage der ifraelitifchen Einwohner 
neriprengelö im Ganzen, ingleichen darauf Rüdficht. nehmen, ob nicht dieſer 
mperdem noch zu ifraelitifhen Gorporationsfchulden beizutragen habe, und 
ae ſolchen Iiraeliten weniger ald andern anfegen. Das Konfiftorium wirb 
nelung dem Miniſterium des Innern, und Auszuͤge daraus den Praͤfektu⸗ 


Die Syndiken haben ſodann die Vertheilung auf die einzelnen Familienhaͤup⸗ 
er Ceſtalt zu bewirken: ..... Jeder Rabbiner oder Unterrabbiner wird vom 
m aufgefordert, an jeden Ort eines Syndikats feines Rabbinerſprengels ſich 
Er, ber Rabbiner oder Unterrabbiner, ernennt einen Vertheilungsgehül⸗ 
Yndikat beftimmt einen zweitens; bie Weiden auf diefe Art Erforenen erwäh: 
ritten. Diefe drei Gehülfen, welche ſaͤmmtlich aus ben würbigften ber im 
czirke wohnenden Sfraeliten zu nehmen find, bilden neben dem Rabbiner 
—5 und dem Syndikate die Vertheilungskommiſſion für den ganzen 
ezirk. 
biner oder Unterrabbiner macht vorm Beginn der Vertheilung jedes Mit⸗ 
mmiſſion durch einen Handſchlag verbindlich, gewiſſenhaft die Vertheilung 
I. Er ſelbſt legt dieſen Handſchlag in die Hände des Syndikus, oder wenn 
ıbilen für einen Syndikatsbezirk beftellt find, bdesjenigen von biefen ab, ber 
: Zeit die Syndikatsdirektion zu führen hat. 
ird die Vertheilung derjenigen Summen, weldye nad) der vom Konſiſtorium 
auptoertheilung vom fraglichen Syndikatsbezirke aufgebracht werben muß, 
einzelne Kamilienhäupter aufs geroiffenhaftete vertheilt. Hieruͤber dienen 
nſaͤtze zur Richtfhnurs . 
Vermögende, wenn fte auch bie Bamilienfteuer entrichten müffen, tragen 
er Vermögenöfteuer nichts bei. Zahlreiche Kinder, langwierige Krankheis 
d ähnliche Umftände gewähren einen Grund zum geringeren Anfage. 
wmögenden werben in mehrere Klaffen abgefondert. Die Unterfte entrichs 
: den geringften Sat (das Minimum). Diefes Minimum muß jedoch wes 
8 in zehn Franken (2! Rthlr.) beftehen. Die folgenden Klaſſen jeten 
‚öheren Sat, und endlich die zuletzt folgende reichſte Klaffe den hoͤchſten 
Rarimum). Diele Marimum darf aber unter Teinerlei Bedingung über 
Beanten (250 Thlr.) fteigen. Die Summe, welche von allen Klaflen ber 
uenten zu dieſer Vermoͤgensſteuer geleiftet werden foll, muß berjenigen 
gleich fein, welche das Konfiftorium für den fraglichen Syndikatsbezirk 
at 


t hat. | 
d die Bertheilungstommiffion mit dieſem Taxotionsgeſchaͤft zu Stanbe ift, 
t fie die Vertheilungsrolle aus, fie wird von ber ganzen Kommiſſion unters 
m und dem Syndikat überlaffen. 

s beförbert fie fofort an die Unterpräfektur Ihres Wohnſitzes, welche ſel⸗ 
ı Gemäßheit des 5. Artileld bes K. Dekr. v. 23. Aug. 1808, nad Eines 
» 3. Die Berhältniffe ver Juden. 95 


WESUTN YYU VL- yrujrurus TEILT UJICUTSE r 
„$- AV. Kein Ifegelit, welcher zum Bert eilungsgehülfen gewählt iR 
biefem Geſchäfte entziehen; es fei Denn, daß er binnen 24 Stunden, nacıben 
Wahl bekannt geworben, nachweiſe, daß &8 ihm wegen Krankheit ober nel 
Abwefenheit, ober anderer unabaͤnderlicher Berhinderungen unmöglich Ir 
ſchaͤft für dasmal zu beförgen. Wer ohne hinreichende Entfchuldigun 
nahme biefes Gefchäfts verweigert, ift zur Vergütigung bes daraus entftchen 
dens verbunden, u u 
$. XVIII. Würden bie beiden Vertheilungsgehülfen, welche von dem Kal 
Anterrabbiner iind vom. dem Synbilat erforen wurden, wegen der Wahl I 
nicht einig werben tönnen, ſo ſoll das Syndikat den Ausfchlag geben 2. 
. (a. a, Ö. IL 509.) J J J F on un u 


| Zweites Kapitel. 
Gegenwärtige Verhältniffe. 


‚E Ueber die gegenwärtige: Geftaltung .diefer vorſtehend dat 
Verfaſſung der Juden ſpricht ſich im Allgemeinen aus: - - | 
. 4)..die Cirk. Verf. der Reg. zu Magdeburg, an ſämmtliche Ma 

Es ift bisher angmommen "worden; daß .mit ber Auflöfung:bes für daß 
Weſtphalen errichteten jübifhen Konfiftorii auch dad .ganze Dekret v. 31.9 
außer Wirkfamteit getreten. fei, die Sudenfchaften. daher nirgend ala Kom 
fondern nur als erlaubte Privatgefelfchaften zu betradhten wären, um de 

Angelegenheiten fidy bie Staatäverwaltungsbehörbe nicht. zu kümmern haben, 
-  KRacbem jedoch bie Allerh. 8. O. v. 8. .Aug. .1830 vorläufig in den neue 
dererworbenen Prapinzen die Auftechterhaltung ber vorgefundenen Verfaff 
len: bat, gewinnt die Sache eine-.anbere Geſtalt, und.es müflen die Vorl 
31. März 1808 unter den, nad ber jegigen. Einrichtung ben Behörden 
Modifikationen, zur Ausführung gebracht merben.. . 

„Wir find nad) höherer Anorbnung an. die Stelle des ehemaligen Konfiftor 
um.bie: Sufficht Über. bie juͤdiſchen Gemeinden zu führen, und ihnen ſowohl b 
gung der Kultustoften al bei Abtragung ihrer Schulden die noͤthige Affiften; 

—5— ſehen, daß hie Schulden in Gemaͤßheit des mehrgedachten Dekt 


Pl ich abgetragen werdenn.. — 
enn unter dleſen Umitänden der dortiae tüdifche Kaufmann N. N. nad 


Sn Beh, der g. in ben gun önlgr Befiphalen gehße gm Fahrt, 307 


Hiernaͤchſt Hat ber Magiftrat 
PN —— aufzuforbern, Sn Etat be A ben: Rultusbebticfe 
niſſen en Gemeinde nöthigen nahmen. Aus ie. 
giat —7 ar Abtragung man aber Brnnhe ekrkn ne n 
jufertigen und kinzureihen. Mir wetden denfelbeit Lurt — u 
Hrwsihrtsciig.ektäcch. ' GC FRE era as a a 
handelt fich hierbei lediglich um die Ausgaben, welche die Orts-Gemeinde für-fic 
2 J da ſolche, welche für einen größeren Siſtrikt zur Zeit hef.äuhfhen« 
fe aufzubringen waren, 4. B. Gehalte des Konfiltorii, bed. Departementäsipgr 
we .— Deshalb find’nurtnter den’ Ausgaben aufzünel me “ 
has"&thält bes Beamten bes Kultud'und Sed’Schnlens ze 
) des nöthigen Werwaltungd-Perfonald; 
v Soſten ber ——— Schulen 10,3 es 
jiträge-zur Wetzinfung und Abtragung der etwanigen en: 
) Dr RR Be s sung u sr ft u 
N) ja unbeftimmten Ausgaben. 
Bafbierbeiimit aller möglichen Sparſamkeit verfahren werden wird, fegen wir voraus, 
‚Fonds zu dieſen Ausgaben müffen, wenn nicht heftimmte Gtiftlingen vorhande 
a Grtrag ſolche gewährt, von fümmtlichen jübiihen Cinwohnern des ftäi 
eihbe-Werbandes aufgebracht werben. vo 
9.23. Aug. 1809 (erläutert durch bad Megulatio v. 10. Rob. 1808 f. d. 
Ai des vormaligen Königreichs Weftphalen) —bejeiäjnet die Ari un! fe, 
"Ne Yufbringung gefchehen fol, und zwar: “ \n 
bad) ein Prozent der Xußfteuer von Cheleuten bei ihrer Wprheirathung; 
Yard eine’fice Steuer von 2} Ggr. von jeber Kamille möcjentltäh;" " " . 
) Bet eine Heu Steuer, welche von jeder Kamilie nach Verhältniß Üben 
;, Wenögens erhoben wird. J “ ’ 
Me-Uniee, Steuer wird die Hauptſchwierigkeit machen. Der Vorſteher hat nach 
= & teiihen allegirten Det. v. 23. Auguft 1809 die würbigften Mitgliebegrder. Gez 
Inbe a Betheiler zu wählen, und mit biefen bie — Aneifenkhfe ufegen. 
* ‚Hefelbe dem Wagiſtrate einzureichen, weiche: aledahn die Wefkätigting 
und ven, hat. — Von felbft verfteht fich, bag, wenn bie adb, gedachte Oteuer 
* —— Sinne | fonds bad Webürfniß deten, "bir Aufbringung der 
ee nicht möthig ift. ’ \ — 
—5* der Magiſtrat des Nöthige zu veranlaffen, und erwarten wir binnen 6 
hen Bericht defielben über bie Lage dev Sache. “ BE 
XV. ©. 696.) . 
den politifhen Rechten find den Juden in dieſen Landes⸗ 
je Rändifchen durch. die G. wegen Anordnung ber Provinzialftände 
hſen —A und der Mark v. 27. März -1824 genommen, da 
neinfehaft mit einer chrifttichen Kitche 'verlangen?)5 eben fo 


Jatronat über chriftliche Kirchen 2). Dagegen haben fie 
') alle übrige politifche Rechte gleich den Chriften. 
—3 ſöndere die Befähigung zu —ãA— anlangt, ſo 
inen dieſelbe unbedenklich nach Weſiphaͤliſcher Vexfaſſung zu und 
within ein Recht, welchet unter dem Schutze der mehrerwähnten 
‚en und deutſchen Bundesgeſetze ſtehtt. “ “ 
St R. — — Ann, an die & % zu Alm v. 
ie Juden nicht befaͤhiget Hält, -Yuktionsfommilfarien 
j5 I NR ein Staatdamt I ſo — man ‚annehmen; daß ſich 
mmung auf Landestheile — — welche nicht zu dem Königreiche 
phaien · gehort Habenz ’anderenfalls- enthielte daſſelbe eine üngelesliche 
mmung ®). 
Ih. Iiu. IV, Kap· IL sub IL 
Beh Beni, nn . VL mb. 7, @.20. 
\ e “il, n. I, Kap . au ud, I. 
ı Rod fagkdung 9 a. D» — politiſchen u den Juden 
ve Ess BacEE 

























J „Ars 
RB ei. EEE HR Be Ga wad 
REN a en a re 
din nbenn, wo das ek v. sl. drin 1i2 e 
u u ei 2 Er WERE line Batch Sch we | 
von ubeı bl er in, 
Warf in der. a mia af ale CiN Webel betrachtet A 8 die Sonn übe 
ebitoren bei, Suhhal — — ü in eisen, mie bie jegigen, mo ber Wange} an Kauf 
En ‚meiftens, mil erberben der in —2 geratpenen Schuldner ein 
jogar er 
eine $ —— jabuinch ‚micht ‚gefährbrt zu werben, daß vermägenke- 
. Kl — —— A m a, ans 
3 — haben, ıbhaftation adjudieiren — Km, —8 
Kiste, cke nicht karte — fonbern ſie entweder zu verpachte 
vu ‚heit auf- BEE nen, vort ei jafte She — * — ech, vn 3 
air Alain. für dothwendig ober et 
—— Hauergit er dur Ballen ea: au weichen? ift altiors 
indaginis und ann, bei biejer befondern Beranlafjung nicht erörtert werben. 
‚„Qinn.. VILLE 6,190.) 


Wiergehnter cbſchnitt. xt 
Staatsrehtlihe Verhältniffe der Juden fü dem dh Pin 
— Frankfurt Behbeig gesefeneh Zerritone, 





leon, ee beide würden * früheren Per rel det Er 












x aufgehoben, , 
ee 11. der Konfitütions,Urunde beftimmt: ... 
„ae Großherzogthum wird durch eine ae itution vegiert, wege bi 
ER —— —— len Frantfurt v3 Pr 
. e, 
— durch dire Sleichftellung y Sleman em „ Geldeisuahmen.g 
ygon folfen, fo beftimmte.die 2, 0.7. Zebr. 18113) eine —X 
bgaben welche die Juden, in Frankfurt zu. zahlen gehabt. und 
lettere auf einen Kapitalbetrag von 440,000. $1.. fefigeftet und von te 
gen begahtt wären, fprath das Patent v. 28. Dec. 18112) die vol 
Nene ‚Sfeichftellung ber, Juden zu Sranffyst a.. M, mit den Cpriflen 
-=:Die V. 5.30, Jan. 1812 organifirfe demnähft die Gemei 
faflung>). Ale politifche, und bürgerliche Rechte, welche den Juden. 
nach nicht ausdrilklich fpäter genommen worden find, geiiießen fe 
Wetzlar und feinem — leich den Chriſten, da mac, ben, meet 
wähnten Gele u befondere nach der K. O. v. 8. Ag. 18% 
worgefundene — Juden aufrecht erhalten worden. Dieſe 
Rechte ſtehen unter ber Garantie des deutſchen Bundes. 
Pa genommen’ ſind den Juden aber lediglich bie ſtändiſe 


ds 








T) Regierungd:Bl; des Grobherzogthums Bean SL.Le®. 208 & 
») Afenmäßige Darftellun: u e 9—20, Reg erungäblatt Thl. I. S. 608 f. 
3) Regierungeblatt SH, 





Dritte ötheilung, 


ien ber Verſchiedenheit in den ſtaatsrechtlichen Verhaltniſſen der 
Juden in den einzelnen Landestheilen. 


en Erfier Abſa niti DE re [ — 
e Ueberſiedelung der Juden aus einem Landestheile 
in den andern. 


‚emeine Beflimmungen und Beleuchtung ibter Gefetz 
maͤßigkeit. 


Pe ıC> j — 7 L.. - nn. 4 2 “u ⸗ 

Cc 52 n ı 1 A A s chle 

licht 6 bier. Hsbeifiebelung‘derfäbifchen Stuatsb üng er in alle Laͤn⸗ 
dertheile, wo die Juden das Staatsbürgerrecht haben. 


iſt beseitöin der Gitmeitung zur erften Abtheilung:*) dargeſtellt wor. 
vie mah unmittelbar nach der Decirpation der neuen 'nnd wiederer⸗ 
men Provinzen von der ‚richtigen Anficht ausging, daß die aus diefen 
? älteren Provinzen -überfiedelnden Juden mit den in leßteren woh⸗ 
m vollfommen gleich ‘behandelt werden folten?). Da man jedoch 
18 ein allgemeines Geſetz für alle 'Suben des Staates ſofort beab» 
ste, fo ſtellte man provif orif ch feft, daf-inzwifchen dag Ueberfiedeln 
huben in die Provinzen, wo eine abweichende Jubenverfaffung 
t, nicht geftattet fein- fole?). Dieſe proviforifche Feſtſtellung ift 
ch, daß jenes Geſetz nicht erfchienen, der utfprünglichen Abficht 
ver, feit foft breißig Jahren nicht nur aufrecht erhalten worden, fondern 
—* Weiſe ausgedehnt, welche allgemeinen Rechtsgrundſaͤtzen 

iſt in letzterer Beuhuns offenbar zu unterſcheiden zwiſchen denjenigen 


Vergt. S. 37 ff. 
gs beflimmte dies namentiich der Fuͤrſt Staatskanzler im R. v. 24. März 1814 
in Betreff der Juden in den Provinzen Fine der Elbe. Vergl. daſſelbe, ſo wie 
bie Rav. 40. Sept, u. 8. Nov. 1814 a. a. 
| — die K. O. v. 18. Febr. 1818 und cine größere zahl E UD 
unten, 


ZOD Weberfiedelung der 3. aus einem Landesthelle in ben anbern. 


Landestheilen, in welchen biß jebt den Juden die Staatsbürger Q 
noch nicht zugeflanden mworben 1) und denjenigen Landestheilen, in v 
die Juden Stagtsbürger find. 

In diefen Letzteren muß fowobl nach allgemeinen, wie nach Preu 
flaatörechtlichen Principien die Berechtigung der Juden zur Freizü 
innerhalb diefer Landestheile anerkannt werben. 

Der Preußifhe Staat bildet ein einiges organiſches Ganze 
ziehung auf feine flaatsrechtliche Verhältniſſe und nicht ein mechaı 
Nebeneinanderftellen von allerhand Verritorien, die nur unter dem . 
eines „Preußifchen Staated” vereint wären. Eben beöhalb aber b 
Preußiſche Staatsbürger- Qualität für den ganzen Staat € 
keit?), und zwar um fo mehr, ald dad Incolat, was früher bei der Anl 
machung in einzelnen Provinzen nothwendig war, ald Weberbleibfel des 
Feudalſtaates, aufgehoben wurdes). Ein Staatsrecht ber einzelnen‘ 
torien, aus welchen der Staat nach und nach entflanden, erkennt ber Dreui 
Staat im Allgemeinen nicht an, und doch ließe fich nur hieraus 
ein Staatsbürger⸗Recht für dieſe einzelnen Territorien rech 
Es ändert fih die Natur eined Staates dadurch nicht, daß berfelben 
Länderzuwachs erhält und fo wenig daher jemals der Satz aufgeſtell 
den, daß ein chriftlicher Staatsbürger der alten Preußifchen Provinea 
auch Staatsbürger in den 1814 und 1815 neu oder wieder ernch 
Territorien fei, fo wenig iſt e8 gerechtfertiget, dies von den jüdiſchen AM 
bürgern ber alten Provinzen anzunehmen, Eben fo verhält es fhı 
kehrt mit der Staatsbürger-Qualität in den neuen und ill 
worbenen Verritorien. Auch bier liegt Fein. Grund vor, in denjenigen® 
torien, woden Juden das Staatöbürgerrecht von den anerkannten Frans 
weftphälifchen, Großherzoglich Bergfchen, Krankfurtfchen und Marche 
Staaten gegeben war, letzteres nicht auch für die anderen Provinzen 
Staates anzuerkennen, in denen die Juden died Recht gleichfalls haben 
diefe neuerworbene Territorien wurden integrirende Theile des | 
Bifchen Staated und der letztere erkennt die Zurechtbeſtändigkeit der ve 


1) Dem Gebietsumfange nach iftdies kaum der fechfte Theil des Staates, ba ab 
von dem Großherzogthume Pofen, wo theils naturalifirte, theils nicht mu 
firte Juden exiſtiren, diefelben das Staatsbuͤrgerrecht ſowohl in den alte 
vingen haben, als in allen neuen, wo das franzäflfche Recht galt. Nur 
bietötheile, wo das gemeine beutfche Recht bis zur Occupation fort 
machen eine Ausnahme, naͤmlich die in in der Abthl. II. Abſchn. V. bit 
gedachten. Die im Abfchn. IX. u. X, gebachte Territorien find nur aus v 
Ortſchaften zufammengefest. 

2) Rur in Betreff der Territorien wirb nach allgemeinen Grundfäsen ein 
nahme ftattfinden, in welchen verfaffungsmäßig den Iuben die Staats 
Dualität nicht zuftehtz eine notäimenbige Konfequenz des beklagens 
Mangels der Einheit des Staats in dieſer Beziehung des inneren ( 
rechts. Diefelbe Frage, freilich zwifchen zwei verichiedenen Staaten, k 
Kurzem zur Sprache, als im Königreihe Sachen einem franzäfifchen Zu 
feinem Aufenthalte nicht die Rechte eines franzoͤſiſchen Bürgers, d. h. bi 
Ausländers überhaupt, zugeftanden wurden, fondern derfelbe den Befchrän 
ausländifcher Juden unterworfen wurde, während in Frankreich die 9 
auf die flaatöbürgerlichen Rechte ohne Einfluß iſt. Da es ſich in folcher 
von einer weſentlichen Verfchiebenheit in einer einzelnen Beziehung des’ 
Staatsrechtd handelt, fo wirb ber Einzelne ſich derartigen ſtaatsrechtlid 
terfheidungen zu unterwerfen haben, welche rücjichtlich der Rechte der Be 
anderer Provinzen oder anderer Staaten gelten, ſei er übrigens Chri 


Jude. 
9) RR. dv, 6, März 1809. Mathis Bd. 10, &, 68. Nahe Bd. 10, S. 46. 
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aatsgewalt geſchaffenen Zuſtaͤnde unbedingt an, hat insbeſon⸗ 
Befitzergreifung dieſer Territorien in allen Patenten ausdrtück⸗ 
mung und Schützung aller Rechte verfprohen!). So wenig 
bedingt und ohne alle Reftriction gewährte Staatsbürger 
alten Provinzen fich bei Vergrößerung des Staates auf erflerd 
o wenig befchränft fich daB beifpielßweife ten Juden im König. 
balen gewährte Staatsbürgerrecht auf diejenigen Theile des 
welche an Preußen gekommen, fondern umfaßt, weil diefe 
mit Preußen in ftaatörechtlicher Beziehung in eine. untrenn« 
dung getreten find, den ganzen Preußifchen Staat, foweit in 
m Juden das Staatöbürger:Recht zufteht. 0 
m Umftänden befanden fich im Jahre 1815 die Zuben, wie die 
ept.u.8.Nov. 1814 ergeben, die erft durch das R. v. 19. Sept. 
Wirkung geſetzt wurden, in dem Beſitze des Rechts der 
elung aud und in die verfhiedenen Lerritorien, 
sihnen dad Staatöbürgerrecht zufland. Diefes Recht: 
berdies von Preußen felbft ausdrücklich verliehen worden und 
it nicht bezweifelt werden, daß der Art. 16.der Bundes 
n diefed Recht garantirt?). 

‚einer anderen Beſtimmung der Bundesakte würbe die entgegen» 
it in einen auffallenden Widerſpruch treten. Es wäre bemer- 
wenn nach Art. 18. sub 2. der beutfchen Bundesakte den Staats⸗ 
Ber deutſchen Bundesftaaten Freizügigkeit zuflände, letztere 
fämelnen Territorien eines und deſſelben Staates für 

gehemmt fein follte. 

Reben entwickelten Srunbfäße find zue Zeit von den Minifterien 
int, vielmehr ift vondenfelben die proniforifche Beflimmung, 
thügigfeit der Juden zwiſchen den einzelnen Territorien inhibirt 
fömeit diefelben eine verfchiedene Sudenverfaffung haben, faktiſch 
behnt worden, daß auch zwifchen denjenigen Territorien 
igigkeit aufgehoben fein folle, in Denen bie Juden 
tger find, in Betreff derer mithin von einer im 
yen verfchiedenen Juden» Berfaflung nit bie Rede 


y flaatörechtlichen Prinzipien nicht zu billigenden Miniſterial⸗ 
velche früheren Beſtimmungen ded Fürſten Staatskanzlers 
wiberforechen, beruhen lediglich auf einer K. O. v. 18. Febr. 
e ihre Verfügung 
idlich als eine proviforifche erflärt; wilde . - - Ä 
als publizirt worden, mithin nicht allgemeined Geſetz iſt, 
rivatrechte eingreifen könnte; welche endlich ' 





ten folgende R. dv. 9. März 1840 erkennt an, baß die Rechte der Juden 
rund ber Verfprechungen in den Befigergreifungs-Patenten nicht ge⸗ 
et werden Eönnen, behauptet aber, daß in dieſer Verftrictung auf ein eins 
Territorium keine Schmälerung ihrer Rechte liege. . 

hierüber Abthl. T. Einleitung S. 37 ff. u. 19 ff. u 
veiß diefe proviſoriſchen Zuftfände a. a. DO. S. 219 u. 221. Rote 4. ala 
men rechtlich durch die Beſtimmung bes A. 2. R. J. 1. 66. 23. 24. zu 
tigen, welche befagen, daß perfönliche Eigenfhaften und Befugniſſe eines 
en nach den Geſetzen des Wohnortes beurtheilt werben... Er überficht 
ı einen Umftand, daß das Landrecht hier von privatredhtli hen Eigens 
ı anb Befugniſſen fpricht und es ſich im conereten Balle um Kaatsreht- 
andelt, daß mithin jene Gefegröftellen gar nicht paflen. 
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. Bee | Fe 'n" 1 ' N ent ? 
) wie das folgende R.v. 19. Sept. 1820auddrücklich Kemer 
für einen ſpeziellen Fall gegeben iſt, mithin nach, beſtimmit 
fchrift: der Geſetze — Allgem. Landrecht. Einleitung $..5. — at 
diefem Grunde ald Geſetz für andere Fälte wicht bett 
werden -foll; Die Beſtimmung diefr K. O. endlich it «:' 
sd): durch MinifterlalsReferipte in einer unzuläffigen Weile hoͤch 
debmend interpretiert worden. . : le Ä 
Die 8. O. v. 18. Febr. 1818, wie fie in dem R. des Bein, t 
(Erſte Abthl. Köhler) v. 19. Sept. 1820 an die K. Reg. zu Potsde 
v. 3. Mai 1824 an dad K. Pol. Präfidium zu Berlin mitgetheil 
lautet wie folgt: -.: 0 
Oas K. Polizei-Präfldtium wird in Beſcheidung huf die Anfrage in bei! 
21. v. M., betreffend die Grundſätze, nach welchen Sie aus. den ingen Jen] 
Elbe hier einwandernden Juden zu behandeln? angemwiefen, Sich bie abfhrifti 
gereihte Beſcheidung für die Reg. zu Potsdam v. 18. Sept. 1820 (Anlagen 


mäßig pur Kichtfchnur dienen zu laffen, und bie Min. R. v. 10. Sept. A 
1814 nicht weiter in Anwendung zu bringen, indem ſolche der fpäter erklärten 
Sr. 8. Majeſtät nicht entſprechen. Berlin, den 8, Mai 1884. ' “ 
Min. des Inn. Erſte Abtheilung: Köhler. I 

i MEET Ä Tr I. 







. ! .,..9 N a. ee: 
Der 8. Reg. wird auf den Ber. vd. 8. d. M. hierdurch zu erkennen gegin Wi 
durch . das Anitsbl. der Mey. zu Münfter auf Besanlaffung einer Ailerh AM 
18. Zebr. 1818 befannt gemachte Grundfag: ' U 
daß, fo lange die ſtaats burgerlichen Verhältniſſe der Iudy 
never und wieder broberten Provinzen noch nicht geſetzli 
das Ueberziehen der Juden in andere Provinzen, woſel 4 
weicdenbe JubensBerfaffung beſteht, niht zu gelkatten Te art 
Ihrer Seits unbedenklich wider diejenigen Juden in Anwendung ‚gebracht 2 


a 





welche aus ben überelbifhen Provinzen nach dem Potsbamjchen ‚Regierungs 
überzuzichen beabfichtigen, ba innerhalb ber fogenannten alten "Provinzen, | 
Beftand der Monarchie im Jahre 1812 audgeacht), überall nur ſolche Fudtt 
derlaffung: verftattet werben dürfen; welche das Preußiſche Staates Buͤrger⸗i 
Sinne bes Edikts v. 11. März 1812 entweber von Gefeges wegen, oder duch J 
liſation überkommen haben, 
Die, hauptfächttd; einen fpezielfen Fall betreffende, oben erwaͤhnte K. K. O. 
K. RE: entbehrlich. Berlin, ben 19. Sept. 1820. 
(Xnn. VIII ©. 471.) | — 
Aus dieſem Inhalte der gedachten Ki O. ergiebt ſich nun keinet 
was im den beiden Refcripten daraus gefolgert wird, daß die Frei 
der Juden aus den Territorien, in denen irgend eine Verſchie 
in der Juden⸗Verfaſſung vorlieat, gehindert werden ſolle. Vielmeh 
eine richtige Interpretation bei den betreffenden Worten nur an mi 
Lich verſchiedene Verfaſſungen denken, wie fie‘ faktiſch wirklich glei 
vorlagen, indem in den einen Serritorien die Juden bloße Schußveri 
waren, in den meiften dagegen Preußifche Staatöbürger. Nur die 
terpretation burfte gegeben werden, weil nur biefe mit ben: allge 
Prinzipien des Gtaatörechtd und den angeführten allgemeinen € 
übereinitimmt.- - | . 
Snöbefondere aber hätte, wenn nun einmal.diefe K. O. gegen den 
Buchftaben des Geſetzes auch auf andere Fälle außer dem fpeziell du 
felbe entſchiedenen angewendet: werben:follte, mind eſtens feftgeftel 
den: müffen, daß -diefe weitere Fälle. demjenigen, für welchen bie . 
erging, awalog waren... Es war alſo unbedingt. miadeſtens anzugel 
in jenem Eontreten Kalle bie betzoffene Perſon in der Ländertheilen v 
in benen fie bereit Nie: StaatshürgenSigenſchaft erlangt Hatte, oder 
in ben ehemals Sächſiſchen Zerritorien, im Herzogthum Weftphal 


as. wäre bag —— * 
i “ 23 
affauifhen öesieten ax lebte; 


(} Cs ift nämlich) erfihtlich, daß in 
war, ift nämlich er| af 
et 8 unter f 6 








Könnte, ohne gegen. ale Auslegungẽregeln zu * 

— hat man Be auf Falle letzteret ——— 

fgebenen als in fpäteren N; jene K O. u. zwar als einzige vaſt, 

endet, 

zuß aus al eſen Gründen den ſar lichen, Diniftelaiße für 

N u bei — af ein den Kumfien Mii alt 
in 








n igen Preußifhe Territorien frei und ungehindert oerherein 
jeldhen der Yude' gleichfaNs Staatsbürger: iſt, daß er vielmehr 
um, wo irgend abweichende Beftimmumgen für: Saben 
&iner befonderen Naturalifation bebüsfe, die geſetzliche Bafis ab 
wen Man darf hoffen;imwie-felbft in dem Falle, daß 
J en für die Juden hoch längere, Reit uöbleiben 
ei einer Revifion der folgenden, ‚weitläufigen Minifterials 
bie Bieherigen Grundfäße verlaffen und eich in Betreff bex«. 
ien seine Inhibirung der Freizügigkait und Ueberwachung 
—— der Juden eintreten Iaffen wird, in denen Diefelben 
aatöbürgerrecht erlangt, haben. ..: 
h denn auch bereits,mebrere uer wigei art, ſo die zu 
e das unten folgende Rn. 9. Maͤrz 1840 zeigt, ferner bi Hr 
r,wiedad Kapı Il; sub IV. folgende R. v. 80. Sept. 1 
kmfe er, Ph vb des J u us — —5— — 
— jene Hewmun jebaifigbel ‚auffolche, 
teen, könne, wo ‚nicht Im Sbesent ihpen Krk dieſelbe Geſehe 
ih; des Juden weſens git⸗ Sie ·erkennt dieten Orundſa 
votmals Framdſiſchen Baglſchen und weſtxhalifchem· Batis 
obgleich auch hier ein fehr bedeutender Unterfchieb in ber betr. 
ing eriflirt, wie die Darftellung in den Abſchn X1.—XIII. der 
Ibrh; nadhiveift, KA in Unt teiſchied her. edentenden [8 der 
ber betr. Gefetgebung a die alten Provinzen und het 
5 ein Unterfchied aber, der allerbingd, nicht, weſe ntli ch inwei 
ae des, Jude Staatöbänger ih. Somit Hkennt 
dasbete, Minifterium KR: die oben-Dargefleliten Grund⸗ 
aber —5 allerdings feinen 'ariberweiten-nummehr 
gungen in Miderfpruch, 4 ähnlichen‘ in inegen Pider⸗ 
mebalten die Kap. 11, sub IV. folgende R. 0..12. OE..unn2g. Juli 
he v. 20. Ian. 1843 find mindeſtend etwas mildere 
An m —— jene Mirifterial: Verfügungen iĩ in Behr der 
n je Folgendes; 
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1. 
te Behigmungen des Winiflerium des 


DE} PR; J 19% 
Ratu, alifati bei jeber Ueb dei s 
En N sim In das andere AR fi sung an 
A Min::de Ju. d. P. (Eiſte Abth. v. Meing) v. % Ian. 
x Be * Bu: 3a Fiantfurt in Betreff der Fuben in den ehemals 


FAQ Ueheefihehung b.3, aus einem Bandssthgie in be gudem. 


In Folge deſſen, was die K. Reg. unterm 6. v. M. und J. einberichtet 
dieſelbe autoriffet, dem Buben N. aus Inowratlaw ben: Aufenthalt‘ in Pr 


geftatten.. : . J 1 . . L " 
 Mebrigens irrt die K. Neg., wenn. Gie glaubt, baf die Ertheilung bes 
tions Patents nach bem ©. d. 11. März 1812 auf die Verhältnifle eines in’! 
laufitz bomiziirten Juden innerhalb dieſes Landestheiles irgend einen Einfluf 
durch die Raturalifation nur echte in denjenigen Provinzen erlangt werde 
chen das gedachte G. gilt, die Naturalifirten daher in ber Niederlaufig may 
dort noch aeltenden Saͤchſiſchen Judengeſetzen beurtheilt werben können 1). 
(BD. BL 1840. Nr. 18.) 


h) Vergl. das R. deſſelben Min. v. 5. Jan. ben. 
1) B9, das G. deſethen Min. v. 5. Ian. 1840 oben, 


©) R, des Min, des J. u. d. P. (0. Rochow) v. 9. März 184 
a zu Magdeburg in Betreff der ehemals weftphälifchen 


Es kann, wie id) der K. Reg. auf den Bericht v. 5. v. M. eröffne, nad 
ren Inhalte ber Gefege auch nicht dem geringften Zweifel unterliegen, & 
dem Berichte verhandelte Frage: ob die Juden in ben vormals weftphälf 
theilen ſich auch in den alten Provinzen frei niederlaffen dürfen? verneinenb DM 
werben muß 2). 5 

Rach der A. K. D. v. 8. Aug. 1830 bewendet es zunächft.in jeber 
hinſichtlich dee Juden beftehenben @eledaeöung. Das ©. v. 11. März 18 
nur in ben alten Provinzen, für welche es publizirt worden if. Nach fi 
biefen Provinzen nur derjenige Zube die aus dem G. hervorgehenden Recht 
nehmen, ber in felbigen durch das Naturalifationd> Patent als Inlä 
worben *), Die weitphätifche Gefehgebung. dagegen gilt nur innerhalb 
weſtphaͤliſchen Provinzen BDanah hatte ein Jude das Recht, fih 
Provinzen des weftphäliichen Staats frei zu "bewegen >). Diefes Recht M 
gegenwärtig, fo weit jene Provinzen an Preußen gefallen find, daher dem 
durch die Berficherung im Befigergreifungs- Patent vollftändig erfüllt morben 
Verfiherung acht nur auf die Erhaltung ber bei der Okkupation beflantmm! 
nicht aber auf eine. Erweiterung berfelben, welche augenfcheinlich — 
wenn die Juden, welche unter der weſtphäliſchen Regierung ſich nur in ein 
















1) Dies R. enthält ganz richtige Principitn, weil in den ehemals Sächfif 
bestheilen — vergl. Abth. IL. Abſchn. 5. ©. 339 fi. — die Suben I 
Sr atabhrger find. 

a) Dies hat gleichfalls derartige Verhältniffe vor Augen. 

s) Es iſt vollftändig gezeigt worden, daß gar keine Preußifchen' allgemein 
über diefe Frage eriftiren, da die K. DO. v. 18. Febr. 1818 ale foldel 
betrachten, mithin diefe Frage nicht nach deren Elaren Inhalt entfchieb 
kann; vielmehr ift fie nach allgemeinen unzweifelhaften ſtaatsrechtlich 

ten und ausdrücklichen Bundesgefegen zu entfcheiden, aber der ob 
gung entgegengeſetzt. — 

*) Dies iſt eine den oben dargeſtellten Grundſaͤtzen widerſprechende Annahn 
in den neuen Provinzen bie Juden nach anzuerkennenden G. noch viel a 
tere Rechte haben, als in den alten, wie z. B. in den Weſtphaͤliſche 
theilen, von denen hier die Rebe, fo läßt ſich gar nicht erklären, warı 
felben, wie jeder chriftliche neue Staatsbürger nicht auch in den alten 
deffelben Staates geltend machen follen. Nur die Anficht, daß der 
Staat ein Aggregat fei von Preußen + der Mark + Schlefien + ® 
u. f. w. u: f. w., nich aber ein einiges, organifches Ganze, kann bu 
gefeste Anficht auf dieſer Baſis durchführen. 

3) Dies ift nicht richtig. Er hatte das Recht, ſich im Staate frei zi 
Diefee Staat war damals der Weftphäliihe und:ift heut der Preußil 
MWeftphälifche Sude war Weftphälifcher Staatsbürger und. mußte, 
feine Rechte nicht genommen werben follten, beshalb demnädft ‘ 
Staatsbürger und nicht Bürger eines einzelnen Zerritorii werden, 
Necht wird von dem Mini ſterio anerkannt, daß dem Juden auch burd) 
ergreifungs-Patent feine Rechte garantirt waren. \ 
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—— hat be Ma, le 
Bd ne ei — — ea ab sein ur: 
2 
sun abe a Abt, — Bet — —— — In oa 
at gen —5— —— m: Birw den Benfet je Sg Yen c up 


Es handelt nr ich) hierbei —* um m die —** melde die Orts-Gemeinde Für fih 
iten hat da ſolche, welche für —— ‚aut — —— 
art hr [ehr einge, — ehe B. — HEN ku Kara 
eh. ni jäben u une ee 
talayıl —— md bes Kultud'unb Sen‘ di 
2 des * —— — & 
ie der Unterhaftung’der Synagogen, Schulen 11,3 
jeitväge zur Wetzinfung und Abtragung ver etwani en en 

Au —S— gung [X Baur Bj 

6) zu unbeftimmten Ausgaben. 

BSaß hierbeimit aller möglichen Sparfamıkeit verfahren werben ui, — wir voraus. 

Die Fonds zu diefen Ausgaben müflen, wenn nicht heftimmte © en vorhantik 

ind, beren (Ertrag ſolche gewährt, von ſaͤmmtlichen jübtfchen | det Rädfe 
sen Gemeifde: Verbandes aufgebracht werben. 

Dab Dekret v. 23: Aug. 1809 (erläutert durch das Megulativ v. 10. Nob.' 187 31.8 
Gefegbülletin des vormaligen Königreich® Weftphalen) — bejeidjnet’ Bie’iet ar weile 
wie die Aufbringung gefchehen fol, und zwar: 7 

durch ein Prozent ber. Yusfteuer von Epefeuten bei ihrer Vexheir⸗ quto 

durch eine fire Steuer von 2; Sgr. von jeber amilie wd — 

9 durch eine unbeſtimmte Steuer, welche von jeder‘ jamllie nad) Berhättnig thre⸗ 

erhoben Bauptfäniecigte " er M) 
Die legtere Steuer wird bie Hauptſchwi eit machen. Der orfteher pe m 
* Au⸗ 1809 die würbigften, Mi er Me 








on 





Ganas hat ber Mi 5 ahe zu —S und een wie — 
Boden den Bericht di Den über bie Lage der Sache. 
(Ann. XV. &. 696.) 


m Von ben politifhen Rechten find den Juden in An Landes⸗ 


eilen " 
J 1) die ſtandiſ chen durch die ©. wegen Anordnung der Provinziafftände 
in Sachen Weftphalen und der Mark v. 27. März 1824 gendinmen, da 
PR Ye Semeinfdjaft mit einer‘ thrffttichen Kikche verlange SI eben fo 
ſehlt 

2) dad Patronat über chriſtliche Kirchen 2). Dagegen haben Mn 

3) alle übrige politifche Rechte gleich d den Ghriften. 

Was’ indhefohdere die Befäl Nat u Staatsämtern” aulangt, fo 

hard ine elhe umbebentlid GBefiphälifiher efaffung zu und 

ävolvist mithln ein Recht, wel Kite dem Schuge der mehrerwãhnten 
Ve woiſchen und deutfchen Bundeögefege ſteht. 

— ein R. des K. Min, des Inn. an bie a Sa u Magdeburg v. 

'1827 ®) die Juden nicht befähiget: one miffzien 

RY w· erde En weil NA ein Stadtamt fei; fo .muf var annehmen; daß ſich 
diefe Brfiimmung auf Landestheile beziehe, welche nicht zu dem Königreiche 
Weſtphalen gehort habenz anderenfalls enthielte — ſyoliche 
Beſtimmung *). 


3) FH Kr! J. ale W. Kap. IL sub UL 

2) Berg, 

») Bent. v Ihe Honhie H. Abfän I, Rap, VI. IL 7, @.288. ! 

3 80 af —S a. — Biahh pen feien dar Suben 
5 














398 Ueberfiedelung d. I. aus einem Lanbesthefle in ben andern. 
‚Ter ann men © wege: [LTE LTE 
Geſchaͤfts, die ie gu dem beabfichtigten Etabliſſement erforderliche Bildung, und | 
ale ber:fiehbebe des; Riebertaffungsortes zu Ähren Zt 
Umgnge’aus-sinem-- Diſtrikt des Inkandes ineinenänderen 
— aan 
inzen niet ſen wollen, daturaſiſatijonspate ne 
a dem vorliegenden. Zafis ‚findralle. obige Erforderniſſe en iAnd es han 
nur um ben maus aus einer Stadt in / aine wenige⸗ 
m Regierungs! 3, 00 dar Betpelligte Hoffnung’ hat, feilten ; 
Nat ——— zu Fe fern. 3 
&s ift deshalb für den zc. N. das anliegende Naturatifationspatent ausge 
— en nt, demſelben aushändigen zu laffen hat: . 
a Be em möge, a Reg. obige Orundfäte befolgen, Ya ® nit 
Er m werben kann, irgend einen Staatsangthörigen ohne Fi 
Grund in dee Beförderung feines Wohlftandes zu — 
G. MoBl. 1848. S. 6.) 


3) In LAüſehung der Anwendung des sub 2 angegeben! 
auf Aboptiv« und: —* Kinder beftimmt " 
im des 3. ee Abth. v. Bernuth) v. 4 
rislau, daß judiſche Adop fi der 





te fiebzehnjährige elternloſe Zübinn N. aus Brefhen, im 
Men, ‚weeldjs Taut Berichts. der X. Reg. vo. 4. d. M. von’ dem Par 
lausan Rinbesftatt angenommen worden, nad) $. 683. Tit. 2. 
Derig.den-cingerichteten, anbei zurückerfolgenben beftätigfen. Ahoptiend RM 
Mmdie Sheiinähme an den Rechten des AdoptivsWaters getreten tft, fo 
Unten gehenden | befonderen Naturalifatton nicht. Auch ift gegen die 
landesgericht ertheilte Beftätigung des Vertrages nichts ein 
er K. Reg. unterm 22. Febr. 1838 mitgetheilten Vorfchriften fich bis A 
weiche im Inlande aboptirt werben follen, beziehen, daher aber auf dir Ri, 
derian, nicht angewendet werben können. ° 
"@t:behäl£ baher bei bem gedachten Vertrage fein Bewenden, 
(Ann. XXI. ©.-400.) 

b) Berf. des Min. des I. (erfte Abth. v. Meding) v. 26 Mai 
das K. Polizeipräfidium zu Berlin. Ausweiſung jübifher, mit 
ten der Mütter nicht verfehener Kinder, 

- Bei ben unterm 8. d. M. einberichteten Verhättniffen hat es gar kein 
bei Ihrer Mutter; ber verehlichten N, aus Schneidemühl, befindliche Todıter 
a ferner a bulben daher das K. Polizeipräfibium derſelben ben fe 
Pl eigene ine große Härte fein würde, eine noch minderjährige 
Tochter, nachdem fie den Water verloren, von der Mutter um beöregen zu ml 
weil.die in gweiter Ehe Hier verheirathete Mutter, nicht aber die — die 
altlandiſchen Juden — fo möge das G. Volizeipraͤſidium in Züfunft, 6 
fo enge —— En ftört, wie bei Ausführung des Beſcheides v. 6, 
Ken —VF {ie würde * a — Ei vor Erlaf einer Verfügung beim W 


Zweites Kapitel, 
Belondere Yehimmungen” x Artur der einzelnen fu 


- 5 
Neberfiebelung aus den neuen Provinzen in die all 
Provinzen. 
1) Vergl. die R. v. 19. Sept. 1820 und 3. al, 182. und 9' 
1840 sten, 394. 396. i * A 
2) R. des Min. des 3 (erfte Abth. Köhler) v. 23. Bai 1817 





eftebelung d. 3. aus einem Landestheile in ben ander. 399 
Ant er Denon fd er ed VOR 
Zerlin. Berhältnig der aus Neuvorpommern in die alten Pro« 
edelnden Fuden.. ">. 00. Br rn Tint"Rie 
hieſelbſt wird auf ihre Anfrage v. 4. d. M., wie bie hier einwandernde 
worpommern behandelt werben follen?. zu vernehmen gegeben, bafı Ders 
ha der bisherigen Verfaſſung mit den übrigen Staatsbürgern ‚nicht 
che Rechte und Kreiheiten genießen. 

ft die Anzahl der Suden in jener Provinz nur fehr gering, und es dürfte 
ſehr felten ereignen, daß von dort Juden in. bie. bieffeitigen Preugifchen 
sanbern möchten. ee nn, | W 
her Art ſind alſo auf die zu erwartenden allgemeinen Beſtimmungen 
sbuͤrgerlichen Verhaͤltniſſe der Juden in den neuen Provinzen. hinzuwei⸗ 
liter iſt in ſpeziellen Faͤllen Bericht zu erſtatten. oo. 
Deft 2. S. 128.) . 1 


iedelung aus ben alten Provinzen in die neuen. 


‚Min. des 3. (erſte Abth. v. Wedell) v. 30. Sept. 1842 an 
zu Marienmwerder: UWeberfiedelung aus den alten Provinzen in 
ehemaligen Derzogthum Warſchau gehörig geweſenen Landes 


erium Tann zwar die Anficht, welche die K. Reg. in dem Berichte v. 18, 
ſuch des bisher in B., Schwetzer Kreifes,:wohnhaft gemefenen jüdiſchen 
ER. um Geſtattung eines zweijährigen Aufenthalts in V. betr., über 
ziehen der nach dem Gefege v. 11. Märg 1812 naturalifirten Juden in 
gthume Warſchau gehörig geweſenen Diftrikte ta nicht 
nen, indem in Folge Allerh. Beſtimmung der Grundfag feititeht, daß 
ken ©. erlangten Rechte nur in ben Provinzen, in welchen das &. gilt, 
ib, und daher diefe naturalifirten Juden eben fo, wie die anderen, beim 
Reine Provinz mit anderer Gefeggebung der Genehmigung des Min. bes 
beider förmlichen Niederlaffung in einer anderen Provinz und durch gänzs 
ig des Domizils die durch die Naturalifation überlommenen Rechte vers 
ber der 2c. R. nicht die Erlaubniß zur formlichen Niederlaffung, fondern 
ährigen Aufenthalte in V. nachſucht, und ſonach fein feitheriges Domizil 
bt beabfichtigt, fo wirb-die K. Meg. autorifirt, feinem Antrage, wenn 
‚keine Bedenken antgegenftehen, ftatt zu geben, 
31. 1842. ©. 337.) 


bad R. v. 12. Oft. 1840 unten sub IV, 


In. 
ung der Suden inden ehemals franzöfifchen, berg» 
weftphälifchen Landestheilen und Weberfiedelung 
"aus einem derfelben inden andern. Ze 


Min. des 3. (erſte Abth. Köhler) v. 7. Zuli 1818 an die K. 
1. Die Niederlaffung der Juden in den ehemals franzöfifchen 
-ift nad) dem Kaiſerlich franzöſ. Dekrete v. 17. März 1808 1) 
. Bes Send BE Pe Bee . 

zu Köln wird auf Ihren wegen der Befugniffe der Juden zur Nieder 
m Handel, im tortigen Departement unterm 15. v. M. erftatteten Bes 
men gegeben, daß, da bie Fortdauer der Anwendung des Dekrets v. 
für die Beurtheilung der bürgerlichen Berhältniffeder Juden in den Rheins 
die K. K. O. v. 3. März ce, ohne alle Einfchräntung und Abänderung. 
den ift, die K. Reg. genau nad ben Worten dieſes Dekvets zu verfahren, 
nigung bes Aufenthalts und ber Nieberlafjung ‚von Sa ledig: 
Bedingungen abhängig zu machen hat, welche darnach vorgefchries 


es keinem Bedenken unterworfen, daß in bie Stelle ber früheren in bem 





affelbe Abth. II. Abſch. XI. Kap. I. ©. 370. 


N” 


cqi. Er EEE nr Fumd 
00 Ueberſiedelung d. J. aus einen Landesth eile in ben andern, 
3 Fn } 1 Te Bu TI 
geraden Dekret genannten Departements s Abtheilungen gegenwärtig bie E 
Regierungsds Departements tritt. (Ann. IL &. 726.) 


2) R. deffelben Min. v, 7. März 1825 an die K. Reg. zu Da 
a alaflung der Juden innerhalb des ehemaligen Königreich 
phalen. ! J | 


Der K. Reg. wird auf ben Bericht v. 18. v. M., betr. die Nieberlaffung de 
tifchen Handlungsgehülfen N. N. in den biesfeitigen Staaten, zu erkennen 
daß, wenn ber N. A während der Jahre 1811 bid 1816, mithin gur Zeit der 
befignahme des betr. Landestheiles Preußiſcher Seits, feinen gefeslichen Mel 
Salbe a. M. gehabt hat, er nad den angenommenen Örundfägen 
mit denjenigen Rechten verfehener Jude, welhe im ehemaligen. 
reihe Weftphalen verfaffungsmäffig ftatt gefunden haben, anyı 
und zu behandeln fit. Dergleiden Juden Tann aber nicht vermehrt werben, 
halb derjenigen Landestheile, welche von dem genannten ehemaligen Köni 
Krone: Preußen zurüttgefallen find, überall ihren Wohnfig aufzufchlagen, und 
Andig zu ctabliren. Ein Anderes ift durch das R. v. 1. Dit. 1816 nicht song 
en, und alfo auch kein Grund vorhanden, dem N. N. blog den Aufenthalt c 
Iungögehülfen in N. N. nachzulaffen, ihm aber das felbftftändige Cru 
dahin zu verfagen, wo die flaatsbürgerlichen Verhältniffe der jüdifchen 
wiebereroberten Länder anderweit gefeglich werben feftgeftellt werden. T 
Hiernach wird die K. Reg. veranlaßt, dem Etabliſſement bes N. N. in ie 
Hen N. N. ftatt zu geben, auch in ähnlichen Fällen nach dem angegebenen 
zu verfahren. (Ann. IX. 8, 162.) MT 


. «| 
3) R. deffelben Min. (erſte Abth. v. Meding) v. 26. Aplli 
die K. Reg. zu Arnsberg. Das Ueberziehen der Juden inni 
ehemals franzöfifchen, hergfhen und weftphälifchen Eandesttikh 
flattet. | “ 
° Der K. Reg. wirb auf den Bericht v. 4. d. M., den Antrag enthaltene, mn 
hen der Juden innerhalb Ihres Verwaltungsbezirks geftatten zu dürfen, 
das freie Mebergiehen der Juden aus einem Landestheile in den andern vor bet 
die vormals frangdfifchen, bergfhen und K. weftphälifchen Kandestheile, in 
Mefentlichen biefelbe Geſetzgebung hinfichtlic des Judenweſens gilt, beſchroͤ 
muß, wie folches die Verf. an bie Reg. zu Münfter v. 13. April 1839 feftfett.: 
diefe Verf. der K. Reg. zur gleihmäßigen Befolgung in einem vorgekommenen 
gefertigt worben ift, fo iſt dies dadurch veranlaßt worden, weil Sie nicht bem 
daß die Orte, aus weldyen die betheiligten Zuden hatten wegziehen wollen, % 
zum Herzogthbum Weftphalen gehörig geweien waren, Dafern nun Zuben au 
Lanbestheile, in welchem fie noch nicht im Beſitze ftaatöbürgerlicher Rechte ſind,i 
andern verziehen wollen, in welchem fie dergleichen Rechte genießen, und umge 
gt bie K. Reg. auch fernerhin, nad) vernommener Erklärung ber Gemeindebch 
ttö der neuen Niederlaffung, zu berichten, bis das zu erwartende Gefeh ein 
Beftimmung trifft. (8. M. Bl. 1840. ©, 152.) 


Veberfiedelungen ber Juden aus ben alten Provinzen ii 
deötheile des ehemaligen Herzogthums Warfhau und 
| halb des Letzteren!). 


1) R. des Min. des J. u. d. P. (0. Rohow) und ber Kin. (( 
venöleben) v. 12. Oft. 1840 an die K. Reg. zu Marienwerber. 
ung der in Landestheile des ehemaligen Herzogthums Warfchau über 
den Ruben von den dafelbft geltenden Judenrefrutengeldern. 


Die in dem Berichte der K. eg. v. 21. Aug. c. angeregte Brage: ob bi 
welche in anderen Tanbestheilen bereits das Staatsbürgerrecht erlangt und b 
Militairpflicht genügt haben, bei ihrem Ueberzuge in dad Culmer Land Juden! 
gelder zu zahlen haben, kann nur verneint werben. Die Subenretrutengelbi 
zum vormaligen Herzogthum Warfchau gehörigen Landestheilen werben von b 





3) Bergl. Abth. II. Abſchn. TI. 


x 


UsBerfiebelung der Juden ad enem-Bandestheile In den aubeen· 404 


Juden fär.bie Befretung vom Militeirbienfte gezahlt. — Juden, welche in 
8 Gefeges v. 11. März 1812, Über bie bürgerlichen Verhättniffe ber Zuben im 
den Staate, das Staatsbuͤrgerrecht erlangt haben, und den algemeinen Gefegen 
268, wegen bes Militairdienſtes unterliegen, Tönnen beöhalb zu ben Steuern, 
reinem Theile des Staats nach der für denfelben geltenden befonberen Berfafs 
ı ben darin anfäffigen Juden für die Befreiung vom Militairdienſte entrichtet 
nicht herangezogen werben, tie denn auch nach bem $. 14 ber vorläufigen VBer⸗ 
wegen bed Judenweſens in ber Provinz Pofen v. 1. Juni 1838 felbft die in den 
dienft eintretenden Pofenfhen Juden daburch forwoh! für ihre Berfon, als ihre 
von Erlegung des Judenrekrutengeldes befreit werben. Die Werfügung des 
8.2. v. 25. Zuni 1824, wonach bie jübiihen Einwohner eines und deſfelben 
hs je a ar aem Pe mar? sernden dürfen, Tann, wie 
au ig bem t, hier nicht in Betracht kommen. 

*. BL. 1840. ©. 452.) 

R.de5 K. Min. des I. (Erfie Abth. Köhler) v. 5. Dec. 1817 an 
» Rage zu Matienwerder. Umziehen der Kulm» und Micelauifcen 







Marienwerder wird auf Ihren, wegen bed Umziehens der Kulms 
m Zuben nach dem Großherzogthum Pofen, unb von bort nad) gedach⸗ 
unterm 47. v. M. eritatteten Bericht zu vernehmen gegeben, daß die allges 
R jungen wegen ber ftaatebürgerlichen Verhaͤltniſſe ber Juden in den neuen 

A) EL ‚eben find, und bis dahin bie Juben in dieſen Provinzen vor⸗ 

jder Hinfichts il 
Pa — darauf an: ob früherhin dad obgedachte Umziehen ber Jus 


rer mit übernommenen Berfaflung behandelt werben müffen. 
Ratte mar ober nicht? Im erfteren Falle Yann es * gegenwärtig unbedenklich 


Beben werben, im Legteren aber nicht, . (Ann, 1. Heft 4. ©. 149.) 
R kan Min. v. 6. Juli 1821 an die K. Reg. zu Marienwerber. 
1 Juden zwifchen den. zum ehemaligen Herzogthum Warfchau: 


genefemen Sanbeötheilen. . 
|: ieh auf Ihren Ber. v. 16. d. M. et, daß fie nad den megen des 
# bet Süden in andere Bandeötheife, mofelbft noch zur Zeit eine abweichende. 
ig befteht, an die Reg. zu Bromberg erlaffenen Referipten v. 21. San. 
Mai 8. S: Awar ebenfalls verfahren Tann, babei jedoch nicht zu überfehen hat, 
J— Voſen und ber dandſtrich von Kulm, Thorn und Dichelau, 
fattfindenden übereinfiimmenden SubenrVerfaffung als einerlei Bezirk zu 
find, innerhalb deſſen dem Ueberzuge ber Juden, unter Beobachtung ber 
PolizeisBorfehriften; an und für ſich nichts im Wege fteht. 
V S. 642) 
des Min. des Inn. (Erſte Abth. v. Meding) v. 29. Juli 1840 
1 Ragiftrat zu Kulm deſſelben Inhaltes. ö . 
Bagiftrat zu Kulm wird auf die Eingabe v. 30. v. M. beſchieben, daß bie ins: 
!:Berfügung ber K. Reg. zu Marienwerder v. 28. ejusd., nad) welcher die Jus 
Groß! erroathums ofen zum Ueberzuge nady dem Kulmer Lande ber Naturas 
nicht beit er yanz richtig iſt, da dad ©. v. 1. Juni 1893 in dem Rechte ber 
igen Freizt it, welches den Suben in allen vormaligen heilen des Herzogs 
darſchau zugeftanden, nichts geändert hat, diefes Recht alfo den beiderfeitigen 
28 Kulmer Landes, wie bed Grobherzogihums Pofen, nad) wie vor zufteht!). 
Min BL 1840. ©. 285.) ö 


Weberfichlung. der Juden aus dem Großherzogthum 
Poſen nach anderen Teritorien. 

älle und Bedingungen der Zuläffigkeit der Ueberſiedelung. 

. des Min. des Inn. (v. Schudmann) v. 24. Nov. 1826. an bie 

: zu potsdam, Frankfurth, in Sclefien, Alt-Pommern und Preur 
Si. wi m diefem Bintfteri it ei 

5a elle Im Grohe aihen Pos van ber” 

Kulm und Widjelauer Kreie und ber Stabt Thorn In fehr vielen Stacken ad: 


eicht, wie bie, Abth. IL. Abfchn. II. und IV. gegebene, Darftellung nachweiſt. 
„Bd. 8 Die Verhältniffe ver Juten. % 


di 
eben 
8 


AIR: Unbppflepehuna.ber Sudan gut /inem Aandeptpell kn. hun antenne 


Ben fe — Hab Poliger-Präfiplum zu Berlin. Merhätung des verbot⸗ 
gen 
In der, auf —— erg der x an Di Direktion der Steuern⸗ 
X. Reg. v. 10. Junt d. WE 9 older die se nen 
Tirfchtlegel, wiegen be jahgener Bteuersgoi Hab a an ten — 
——— tingeftanden, daß fle ſeit rei 8 ınd 8 a ihren tagen 
Sehsattume oſen Ye) em, in der Provinz Brandenboͤrg ſich aufgehalten —* 
ſen er W N. Hat ſich ſogar vetrhucht und —— 
Pas tot andere ein," Beide haben, Kulm ve —— —— pir 
Brandenburg in geitattet ſein würde, e in — d Titſchtigei die 
Steuer dom 33 Handel nerichtet; und ſind dort in den Re Aufgeriit 
sehen bavoh, daß hierduckh eine" Ver 8 der Staats gaſfen ih’ * der 
beſteuer⸗ Abgabe bewirkt iſt / indem Meferig'und Eirjprieget a der € i 
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c. R. des Min. des Im. und, der: Kin Vertretung, air 
20. Oft. 1835, mitgetheilt durch Bekanntmachung des Ib,’ Präibi 
Provinz Moſen v. 7 Buli 1837.inBetreff'der anraingigen Abloſ 
Korporations· Abgaben, vergl. IL Abſchn· — — sub il 
b. Fi Seite 331... 7 


d, R. des g. Min. m und Ka (9, Rohon) 84.20, 
1836, an. den I. Dbeh Bine der Proninz Pofen, Beding 
Nieberlafjung, nafurali ter. Juden aus der Provinz Pofen in andere) 
vinzen. 

habe zeither allen ——— Juden aus dem Größer: 
zur —— in andere Deosinen —— Haben, Ne Allen‘ 

t t, jied; 
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Die Erfahrung hat nim allerbii 
willigung. su befchnänfen, da die Zahl 
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ni —e— %ufnahıne Jelaho Zuden in anderen Provinzen ankommt ; 
vorzub eugen e Pe in Buhmft mit einer geößern 
Bein men nd mai jujulaffen, von weichen mit Mabefceinti 
\erwanten #ft, bafı fie ben Gemeinben; in welchen fie fih nieberlafien wollen, nicht 
— —— ke ba kuͤnftige Gefahrumg ſich etwa als 


en in ginficht — ‚Geupt 
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83 daher ſolchen den Aonſeng zur Niederlaſſung in einer andern Provinz nur 
wenn‘fie glaubhaft nachweifen, daß fie geither ſchon ein ftehendes folideß 
en einem feften Werkauföplape aus betrieben haben, und das Bermbs 
a de auch an dem-Drte der neuen Nieberlaffung zu begründen, wozu 
—* von 2000 Rthle; für ausreichend erachte. 
jefheinigungen glaushaft:beigebradyt werben, iſt es nöthig, daß bies 
f —— dur Verlegung ihres Wohnſitzes in eine andere Provinz 
nobe bei mir: unmittelbar, jonbern bei derjenigen R. Reg, mefben, in ber 
‚fieasither: gemohur habem, daß von biefer dasjenige, was fie zu ihrer Si 
5 und dann der Antrag auf Ertheilung meiner 
N IR mm dee der Ort, in welderh fie ſich nies 
1, Mi he (ei ch, ap Deren mehrere gleichen Namens 
ul tut ct anzugeben, 
d eat in jedem eingelten u le die. X. Reg, ſehr beläftigen münbe, 
im — vm monatliche Rachweiſungen derer weiten, für 
gung —* ung ihres Wohnſides in Antrag bringen, Dieſe 
fe ge Aubeiten enthalten müffenz 











Kummer, ' 
Wohnort und jübifhe Korporation, zu welcher ber Betheiligte ge⸗ 


t fenfhen Natnratifations-Patente, 
ber — eiligte bie jübtfche Korporation wegen ber SmaasgpnBesinbliß- 
— * hat, oder ſich die Abfindung noch vorbehuͤlt, 
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. * des 8. Min. ded Inn. und der P. (0. Roch ow) v.22. April 1837 
ven K. ieh bare der Provinz Pofen: Deffelben Inhalte, 
Be meines ee v. 26. März v, 3. zum Ueberziehen. 
Unndan Sup ve sdaiget Auben Beide Salben Br auf de 
— das von Mir zu erheitende Raturatifarionee atent: 
in’ a FH je fie zu ührer künftigen Niederlaffung aus⸗ 
inrichtung treffen. 
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da. Ba ...... J 
A00 tleberfiedelung d. J. aus einem Landesth eile in ben anbern. 
Be Er Bo ni 

geradten Dekret genannten DepartementssAbtheilungen gegenwärtig bie 

Regierungd» Departements tritt. (Ann. IL ©. 726.) 


2) R. deffelben Min. v. 7. Mär, 1825 an die K. Reg. zu 
aan afung der Tuben innerhalb des ehemaligen Königreich 
» n. . “ 


Der K. Reg. wird auf den Bericht v. 18. v. M., betr, bie Nieberlaffung bi 
tifchen Handlungsgehülfen N. N. in ben diesfeitigen Staaten, zu erkennen 
daß, wenn ber N. während der Sahre 1811 bis 1816, mithin gur Zeit ber 
befignahme bes betr. Landestheiles Preußifcher Geits, feinen geſetzlichen 
Galbe a. M. gehabt hat, er nah den angenommenen Grunbfähen al 
mit denjenigen Rechten verfehener Jude, weldhe im ehemaligen 
reihe Weftphalen verfaffungsmäffig ftatt gefunden haben, anı 
und zubebandeln ift. Dergleiden Juden kann aber nicht verwehrt werben, 
halb derjenigen Landestheile, welche von dem genannten ehemaligen Königreichen 
Krone Preußen zurüdtgefallen find, überall ihren Wohnfig aufzufchlagen, und 
fündig zu ctabliren. Ein Anderes ift durch das R. v. 1. Diät. 1816 nicht verghh 

en, und alfo auch kein Grund vorhanden, dem N. N. blos den Aufenthalt al 
Iungsgehülfen in N. N. nachzulaffen, ihm aber das felbftftändige Crabliffemet 
dahin zu verfagen, wo die ftaatsbürgerlichen Verhältnifie der jüdifchen Bavcart 
wiedereroberten Länder anderweit gejeglich werden feftgeitellt werben. 

Hiernach wird die K. Reg. veranlaßt, dem Etabliffement des N. N. In ea 
chen N. N, ftatt zu geben, auch in ähnlichen Fällen nach dem angegebenen Gech 
zu verfahren. (Ann. IX. 8, 162.) 


3) N. deffelben Min. (erfte Abth. v. Meding) v. 26. April 15 
bie K. Reg. zu Arnsberg. Dad Ueberziehen der Juden innerhabn 
ehemals franzöfifchen, bergſchen und weftphälifchen Landestheile Hp 
flattet. 

Der K. Reg. wirb auf den Bericht v. 4. d. M., den Antrag enthaltend, bat 
hen der Juden innerhalb Ihres Verwaltungsbezirks geftatten zu bürfen, erö 
das freie Ueberziehen der Juden aus einem Landeötheile in den andern vor der 
die vormals frangäfifchen, bergfhen und K. weitphätifchen Landestheile, in melde 
Weſentlichen diefelbe Gefengebung hinfichtlich des Judenweſens gilt, befchränkt 
muß, wie folches die Verf. an bie Reg. zu Münfter v. 13. April 1839 feftfegt. u 
diefe Verf. der K. Reg. zur gleihmäßigen Befolgung in einem vorgelommenen Yakl 
gefertigt worden ift, fo iſt dies dadurch veranlaßt worden, weil Ste nicht bem 
daß die Orte, aus welchen die betheiligten Juden hatten wegziehen wollen, von 
zum Herzogthum Weftphalen gehörig geweien waren. Dafern nun Juden ausd 
Landestheile, in welchem fe noch nicht im Beſitze flaatsbürgerlicher Rechte find, ind 
anbern verziehen wollen, in welchem fie dergleichen Rechte genießen, und umgelchd 
get die K. Reg. auch fernerhin, nach vernommener Erklärung der Gemeindebehdu 
rts der neuen Nieberlaflung, zu berichten, bis das zu erwartende Geſetz eine u 
Beftimmung trifft. (8: M. Bl. 1840. ©. 152.) 
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Veberfiedelungen ber Juden aus ben alten Provinzen in! 
deötheile des ehemaligen Herzogthums Warfhau und in 
halb des Lesteren!). 


1) R. des Min. des I. u. d. P. (v. Rochow) und der Fin. (Gr. 
vensleben) v. 12. Oft. 1840 an die K. Reg. zu Marienmwerder. B 
ung der in Landestheile des ehemaligen Herzogthums Warfchau überfie 
den Ruben von den dafelbft geltenden Judenrekrutengeldern. 

Die in dem Berichte der K. eg. v. 21. Aug. c. angeregte Frage: ob bie I 
welche in anderen Landestheilen bereits das Staatsbürgerrecht erlangt und bort 
Militairpflicht gendgt haben, bei ihrem Ueberzuge in das Culmer vand Judenrekr 
gelder zu zahlen haben, Tann nur verneint werden. Die Judenrekrutengelder i 
zum vormaligen Herzogthum Warfchau gehörigen Landestheilen werden von den 





1) Berg. Abth. II, Abſchn. TI. 


+ Webeefürbelunng ber Jud⸗n nus wimeme Landedifeite in den anbeen. AO 


Aralifirten Juden aufgelegten. Beſchraͤnkungen unterworfen, felbigen daher in biefer 
Hebung gleichgeftellt worden find, Die vorgängige Nachtweifung der Naturalifation 
jerpogthum Poſen wirb zwar in ber Hegel, jedoch nur beöwegen verlangt, weil 
vandy die Dualifitation zur Ueberflebelung deſto fiherer iſt. Deshalb werden aud, in 
eiRegel bie Pofenfchen Juden mit ihren’ Naturalifationd-Gefuhen an die Regierung 
" verwiefen. Wenn aber bortige Juden ſchon feit längerer Zeit fich hier 
ettatten-mb gut aeführt haben, aud} die Qualififatien zur Raturalifation und bie 
Alıffung aus der dortigen KRorporation, nach Ablöfung der Synagogen Verbindliche 
Ken, nachmeifen, fo bleibt es bem K. Polipeipräfibio Überlaffen, auf ſolche Anträge, 
Meenfalle nach Rommunifation mit den Regierungen ber Hrimath, unmittelbar an 
Sifferium gu berichten. ; (8. M. BL. 1841. ©. 212.) 
Die Regel, daß bie Juben ſich mit ihrem Ueberfiebelungs-Antrage an 
Mıhörde ihrer Heimath zu wenden haben, fprechen aus: 
Das R. des Min. d. 3. (Erfle Abth. v. Meding) v. 3. Juni 1840 
„Reg. zu Srankfurk, 
tie der K. Reg, auf ben Dt. uam, das Geſuch des Juden R. aus Grät, 
oathum Pen, it Bemilligung der: Rechte der Juden aud dem Ebd. v. 
7 1, Behufs feiner Ucberfiebelung nach Frankfurt betreffend, bemerklich ges 
Toben Gründe ber Ausnahme obwalten, fo Haben bie Juden der 
Polen fidy wegen Erlangung der Naturalifation für die alten Provinzen an bie 
‚Heimatt) ji wenden, ba nur biefe ſich von ihren Verhältniffen ficher uns 
G. M. Bi. 1840. ©, 222.) 
felben in... 19. Aug. 1840 an die K. Reg. zu Cöslin. 
et enden allgemeinen’ Grundfäge müffen fid die Juden des Großher- 
Span, welche fidh in den alten Provinzen nieberzulaffen beabfichtigen, bei ber. 
Seimath wegen ber Näturalifation nah bem G. v. 11. März 1812 
quartaliter aber dergleichen Geſuche zu berichtenpflegt. An dieſe hat 
1. auch den in Ihrem Ber. v. 1. d. M..ermähnten Lehrer und Schaͤch⸗ 
ſich nach, Pollnow überfiedeln will, zu verweifen. Immittelft, und bis 
ber Naturalifation, bleibt bet K. Reg. anheimgeftellt, dem ıc. N., wenn 
jebenten entgegenfteben, ben Aufenthalt in P. und bie Verwaltung ber 
— Jubengemeinde auf Ein Zabr zu geftatten. 


840... 288.) . 

2 BR, beffelben Min. (Erſte Abth. v. Bernuth) v. 27, Aprit 1842 

R.ßeg, zu Stettin. 

Reg. ernält bie Anlagen Ihres Ber. v. 5. d. M. hierneben mit dem Eröffnen 

a Mais — und ee N. ee Bee “ Eu Sein 
a J allen Juden qus dem Großberzogthum Pofen, bie 

Returalifation Badedem G. v. 11. Maͤrz 1812 — die Regierung feis 





























(gung an-die K. Men. zu Bromberg, fowie an diejenigen der Provins 


r-Preußen, Schlefien, Brandenburg und Pommern, auöfchlieglih Strals 

», und.an dad RK. Polizeipräfivium zu Berlin. Verfahren mit uneinges 
gebliebenen Natitätifarions: Patenten. 

öfters die Källe vortommen, daß il aus dem Großherzogtum Pofen fich nad 

⸗ der ihnen Seitens dee Minifteriums des Innern 


mehrere ik Cintöfi 
—— an Grat meiden, fo wird die 8. Reg beauftragt, in 


makhen, daß in Zukunft jedes Patent, welches binnen 

e, von ber. Behörde zur Kaffation an das Minifterlum 

— nut BL ——— Aufucen ei ber 8. Kr 

ur gegen Bezahlung ber boppelten Ausfertigungẽ⸗ 
{ J— 81. 1840. ©. 90,) . 


8.21. Ma IBEL an die RR eg. zu Marienwere 
üdiſchen Maturaliſations. Patente! 


Ga 










406 Ueberfiebelung der Juden aus onam Eanbeitheite ia den andern. 


Der K. Reg. wirb auf ben Ber. v. 4. d. M. hierburch extwiebert, daß ed, we 
ein Bedenken entgegenfteht, zutäffig iſt, einem aus dem @üoßhergogthum Pofer 
tigen und nad) dem 14. März 1842 natzralifinten Zuben dae Maturalifations 
audı dann auszwantworten, wenn er felhft: im Grohbergogthum wohnhaft biei 
das Patent bloß dazu benugen will, bie baburdh- rrtangten rechte auf feine Kinders 
tragen. Dies ift [yon in mehreren Jaͤtlen gefcehen.. Die K. Reg. mag baber bei 
belömana R., feiner Witte. gemäß, das hierueben wieder zurlichfolgenbe Yatent, 
berfelbe die Gebühren bereits begabt hat unter. ber Borausfegung, daß fonft A 
denten dabei obwaltet, an feinem jegigen Wohnorte J. anshändigen laffen. 

(8, M. BL. 1841. &. 187.) 

©. R. beffelben Min. (Exfte Abth.w. Bertruth) v. 19. Mai 1847 
N, Reg. zu Oppeln, beffeiben Inhalt ° — ° 

@s —X wie ber K. Heg. auf Ihre Anfrage im dem Wert iv 263 v. M., hlu 
des dem Juden I. M. aus K. im Brofi hm Pofen, :nifigeftattenien fe 
in St. Rofenberger Kreifes, erwibert wird, ber Grunbfaß, are ein nach dem 
411. März 1812 naturalifirter Pofenfcher Turde, au im Großhetzogthum 
für feine Kinder von ben ihm zuftehenben Rı 
3% M., Vater bes I. M., unterm 24. Ag. 1895 ein Patent dusgefertigt a 
Bei Breslauı, in berem Bezitfe derfelbe fich Hatte 35 wollen zugeht! 


— (W; M. Bi. 1842. € 
d. R. deſſelben Min. v.. 24. » d 1842 an die K. Reg. zu Pe 


17 Beſeitigung bee Zweifel, welche bie Kı By. in Ihrem Ber: v. 20. v. 
gang % Katuralfetien ber in Aoetigen Drau verbleibenben Subarg 

t, berfelben dolgendes erbffnet: Eu 

Die Beftimmungen des ©. v. 11. Searz 1812) begfglich auf die auslänbiicen 
find gegen bie inlänbifden, die in tg des: Siaats wohnen, in weu 
andere Gefehgcbung gilt, niemals mit derſelben Strenge, wie gegen ausländiſche 
beobachtet worben, inbem hierbet bie von felbfk fidh: darbietende Anficht leitend r 
auch die nicht unter dem gebachten Befege Lebenden Rchen Unterthanen des 
feien, und e8 daher im Intereſſe des Staats Inge, edfihr Wohlbefinben, fo te 
qutäffig, zu befördern. Deshalb ift 3. B. die Beitimmung des $. 34, wonach I 
einer ſoichen Provinz nicht als Lehrlinge, Geſellen zc. in den bieffeitigen Provin 
treten dlirfen, nicht angewendet, vielmehr die Criaudniß zu biefem Eintritt von 
flerium ertheilt, und ebenfo ift bie im 5. 35 angedrohte Strafe. bei ber Aufnal 
Fuden aus einer andern — nicht in Anwendung gebracht worden. Dan 
aus $. 32 bes Geſetzes nicht einmal zu folgern iſt, daß ein auslänbifcher Jude, 
auf bie vorgefchriebene Weife in Preußen naturalifizt worben, bie daraus erw 
‚Rechte wieder verliere, wenn er nicht fofort ſich wirklich im Staate nieberläßt, fo 
noch weniger hinfichtlic der Poſenſchen Zuben vorauszufegen. Wenn ein bomt 
Raturalifation qualifizirter Iube ſolche nachſucht, um entweder, ungeachtet ber 
haltung feines zeitherigen Wohnfiges, eine Handiungs⸗Kommandite in den alt 
vinzen zu errichten, ober feinen Kindeen darin eine Ritberlaffung zu bereiten: 
durch feinen und feiner Familie. Wohlſtand zu.beförbsen, fo hat der Staat | 
tevefle babei, dieſem Beginnen entgegenzutreten. Weil aber die Abficht, ben Wol 
eine andere Provinz zu verlegen, bei dem Gefuche um Noturalifation immer dv 
fegt werben muß, und durch deffen Bewährung die Befugniß dazu erlangt wi 
&8 nad) $. 20. d. bed @. v. 4. Juni 1838 erforderlich, bie Abfindung der Kor. 
immer zur Bedingung ber Ertheilung bed Natuvalifationapatents zu machen, 
Zube aud nad) erlangter Naturalifation noch Mitglieb der zeitherigen Kor 
bleiben, fo ift e& feine Sache, fich bei der Abfindung mit dem Korporationd:® 
über die Bedingungen, unter welchen dies  gefüehen Lönne, unb über bie Beiträgı 
er fpäter, nad) Erlegung bes Abfindungs-Rapitalß, noch zu den Kor orationk 
niffen zu leiften haben wird, zu einigen. In eine folde Gi gung nicht getroffe 
von Seiten der Abminiftrationss Behörden bei Wertheilung ber laufenden Beıtı 
die erlegte Abfinbungsfumme Feine Rüdfiht zu 'nehmen, vielmehr ein folder 
jeber Beziehung gleich einem neu. eingetvetenen Mitgfiebt ber Rorporation zu dı 
und zu deren Bebürfniffen, oyne alle Ausnahme, heranzuziehen. Sollten in B 
bie getroffene Werabredung Streitigkeiten entflehen und zur abminiftrativen q 
dung gelangen, fo hat die K. Reg. Immer vom: benn: Geundfage gleicher Britra 
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2 ram eb ‚auf bie ahme feine Zuden in anderen Provinzen ankommt 
Io dh, en pen ee in ak mit Ehe geökern 
Dtvenge zu werfahren, und nur bisjenhgen zuzulefien, von weichen mit Wahrſcheinlich⸗ 
rag 8 hafı fie ben Gemeinben; in weichen fie ſich niederla ſſen wollen, nicht 
h ‚at jallen werben. 
ee werde idy, vorhehmittich teeitexee durch bie Eünftige Erfahrung ſich etwa als 
Y abig ereifenden Beſtimmungen, hen naturalifisten Juden aus ber Provinz 
iMofene weiche Handwerle jehäfte auer Art, eine wiffenſchaft oder Kunf 
‚aber auch den Acerbau betrieben haben, Sie Wieberlaffung in anderen Provinzen, in 
‚welchen bie Suben Gtantebürgeruochte gerufen, auch fernechin ohne Schwierigkeit 


Daqgi iſt es enforbenlich, i welqhe zeither, feiles als 
— —— 


laſſen. BE 
— werde daher ſelchen den Eonſens ger Rieberlaffung in einer andern Provinz nur 
Kann ertheilen, wenn fie glamkpaft nachweifen, daß fie yeither fhom ein ftehended folibes 
Dandelsgeſchaft von einem feften Werkaufsplage aus betrieben haben, und das Bermbs 
ion befigen, ein folches.andh am den Orte: ber.teuen Niederlaffung zu begründen, wozu 
vor der Hand bie, Summe von: 2000 Rthlen für ausreichend erachte. 
. Damit aber die Beſcheinigungen glaubhaft beigebtacht werben, ift es nöthig, daß dies 
aenigen, weiche ben Koniens zur Berlegung ihres Wohnfiges in eine andere Provinz fur 
en, Fig nicht mehr.ei mix unmitteibas,.jandern bei'derjenigen KR Reg. meiden, in ber 
ven Brsiike fie zeither gewohnt haben) daß von ıbiefer basjenige, was fie zu ihrer Legitis 
mation beibringen, ftreng unterucht/ und dann der Antrag auf Ertheitung meiner Bes 
ıng bei mie nachge} Is zurrbes, Wistbei if.immer ber Dxt, in weldherk fie gich nie: 
‚laffen wollen, und, bei Doxfern, {0 wie ‚bei, nn, deren mehrere gleichen Namens 
Dorhanden find, auch der reis: Und Reglekuhgebezirf anzugeben, 
* Da bie Berichterjtatter in jebem einzelnen Yale die X. Reg. ſehr beläftigen würde, 
fo mögen diefelben im tabeflarifcher Korm Rachweiſungen derer inveihen, für 
weldye fie die Bewilligung A * cgung ihres Wohnfiges in Antrag bringen, Dieſe 


Radjweifungen werben folgt chriten enthalten muſſen: 
R gaufende Numme, — 
ame, 
8) aeg Wohnort und judiſche Korporation, zu welder ber Wetheiligte ges 
ai 5 \ 


— 
8) Dxt, reſp. Kreis und egierungederirk, ber kunftigen Riederlafſun— 
Fi GSeſchaͤft, welches — — — fie ung, 
10) Bemerkungen. J 
‚In letteret Kolonne iſt dasjenige anzufaͤhren, was etwa zur beſondeten Unterſtuͤtung 
des Antrags gereichen, ober, wenn auch den ſonſtigen equiften genügt wäre, bemfelben 


enſtehen möchte, 
. Ber dann bie auf ſolche Antrhge bewilligten Raturalifationd-Patente ober. Kons 
fesfe den Kegierungen, in beren Bezirke fich. die Betheiligten nieberlaffen wollen, zufer« 
ihnen dabei für ben all, ap dig, Kopmbung des jübilhen Korporation noch de 
t fein follte, aufgegeben, von Beittringung ber biesfallfigen Beicheinigung bie Xus- 
antwortung bed Naturalifationd Patents abhängig zu machen, und dann immer bie 
X. Reg. bortiger Proving, von weldger der Antrag geſchehen, von dem, was ich verfügt 
habe, benadrigtigen (Kun. XX. &..183.) 
e. R. des K. Min, ded Inn. und der P. (0. Roch ow) v.22. April 1837 





itter bebannt zu machen: daß dasjenige, was ich in dem ges 
dachten Eriafle ald ungeläflice"ebingung ber on des —E 


ES 


‚AOL Uebrrfiebelang der Judraias:cknemn Pentefheits Im den amben, 


tentö nach dem Ed. v. 11. März 1812 aufgefiellt.habe, zwar unter allen Umklde 
et ind mäffe, jedoch, wenn ed nachgewieſen worben fei, noch keinchugl 
die Gewißheit gewähre, daß deshalb die Riederlaffung werbe geftattet werben, indem ik 
Grlaubniß hierzu noch vonandern baber in Betra: Iommenden umftänben 
&8 möge baher kein bortiger Jube, wenn er jenen Bedingungen genügt zu haben 
ſich dadurch bewegen laffen, ſich bereits in dem Orte, weichen er zu feiner andernein 
Anfiedelung auserfehen, wirklich nieberzulaffen,. ober auch zucWeränberung feines Bale 
oxtd Einrichtungen zu treffen, weiche ihm vpegebiäje-Kaften verurfachen ober Iaie 
Betriebe feines jegigen Gewerbed föxen Tnmten. —— Jeder, weihe Wi 
Abficht habe, in eine andere Provinz überzugiehen, erſt⸗die bniß dazu und den de! 
ang des Naturalifationspatents abwarten. Diejenigen, weldye dieſe Warnung uk 
aan ließen, hätten ſich den Racıtheit, weicher ihnen daraus erwachſen Könnte, 
[ ft beizumefien, indem eine voreilige Meberfieeiung. kein Brand für mich fein weh 
ie Sand u — ek die nn dazu id nit eigneten. Dieis 
po 115 {27 inde find bat ſonders gu chten ;orporationd-Mtitglide 
yue — bekannt und ſie auf die older Richtbeachtung berfelben ara 
fam zu machen. Biene E 
ferner erfuche ich Ew. Hochw., die K.- Meg. noch zur befonberen Prüfung ve 
Pr Pe A unb. A yuräuchewetfung derTelben in’alals 
Fällen anzuweifen, in welchen nicht mit Beſtimmtheit zu erwarten ift, daß 
weiche die Ueberfiebelung beabfihhtigen, auch ſich orbentlih zu ernaͤhren 4— 
durch Moralität, Gewerböthätigkeit und Vvermoͤgen zu der Cewartung berechtigc 
fie nügliche und wiutommene Mitglieber berjenigen Gemeinde fein werben, in mi 
fie fs nieberzulaffen beabfichtigen. (Ann. XXI. ©. 487.) 
RR. deileiven Min. an den K. Oberpräfisenten der Provinz M 
v. 9. Juni 1839. Zur Weberfiedelungiin andere Provinzen muß zuvon | 
Minifteriat-Genehmigung ertheilf feit.,.;..; * 
Es iſt neuerlich der Fall vorgekommen, daß cin Jude aus dem Gro 14 
weicher fid) in der Rheinprovinz hatte -nieberlaflen.tvallen, feinen Wohnort inf 
[&jen verlaffen hat, weil er ein. Atteft der Poligejbehörbe,ded.Nieberlaffungsorte ie 
iber erhalten hatte, daß ihm dort ein poligeiliches Webenken, nicht entgegenftch, W 
aber die in diefem Attefie ausbrüclich vorbehaltene Genehmigung bes nie 
vorher nicht eingeholt worden war, . Bu 
un pflege ic) die Genehmigung zur Nieberlaffung Pofenfher Juden in Provina 
in welchen das ©. v. 11. März 1812 nicpt gift, nur-bann gu ertheilen, wenn ang 
Behörde des Niederlaffungsorts bamit einyerfanben ift, J 

Um daher die Juden im Sroßherzogthum Pofen, welche etwa in eine andere Preis 
auswandern wollen, gegen Nachthelle zu ſichern, wollen Ew. Hochw. durch dab Im 
blatt gefälligft eine Warnung ergehen laffen *), daß keiner, beupr er ſich meiner Gak 
migung verjichert Habe, ſoiche Anftalten zu feiner Ueberfiehefung treffen möge, welde ie 
nachher, wenn etwa bie Genehmigung verfegt. werhe, ‚nachtheilig fein Eönnten, und u 
dieſe Genehmigung, wenn die Niederlaffung in einer Provinz beabfihtigt werde, in® 
her das ©. v. 11. März 1812 nicht gelte, nur dann ertheilt zu werben pflege, m 
die @emeinde bes Niederlaffungsorts bamit einverfianden fei. Sollten aus Vernacſ 
figung diefer Beftimmung einem dortigen Juden Nachtheile erwachſen, fo wertet 
folche fich ſelbſt zuzufchreiben haben, (Ann. XXiII. ©. 402.) 

8. In Anfehung der Ueberficelung der.: Medizinal-Perfonen aus dee 
Sroßherzogthume Pofen in andere Probingen vergl. das R. v. 3. I 
1841. Abthl. 1. Abſchn. II. Kap. II. sub I. E; 3. b. dd. 

h, R. deffelben Min. an das K. Pol. Prafidium zu Berlin und abſchif⸗ 
lich an die K. Reg. zu Pofen und Bromberg v. 25: Juni 1841. Bedie 
gungen der Ueberſiedelung. er 

— 1. Wenn bie K. Reg. in Bromberg in ben beitiegenben. Befcheiben annimmt, bh 
ein von bort geblrtiger Jude, felbft wenn er bereits feit längerer Zeit fidh hier aufflk 
und zur Naturalifation qualifizirt, fih auch mit der dortigen Korporation fdon 4 
funden Hat, dennoch unbedingt erft bie NRaturalifation nad. dem G. o. 4. Juni ii 
erhalten haben müffe, um die nad) dem G. u, 11, Dtärg 1812 nadyzufudyen, fo ik Did 
ein Irrthum, indem bucch ben $. 25 des erfigehachten Gefeges bie nicht naturalifirta 
Juden bei ber Verlegung ihres Wohnfiges in eing anhere Provinz nur den im $. 20 dm 

T) Dies ift durch bie Bekanntmachung v. 16. Juni :1888. nn. (Poſenſchei 

Amtatl, ©. 201. > Bam. Ami. Brake hen, Gol 


\ Usberfiebeiung der Iuben aus. rinenw.Bandedihalte in den andeen. AO 


naturalificten Juden aufgelegten Beſchraͤnkungen unterworfen, felbigen daher in biefer 
Weriehung gleichgeftellt worden find, Die vorgaͤngige Nachweifung der Naturalifation 
im Großbergogthum Pofen wird zwar in der Regel, jedoch nur des wegen verlangt, weil 
dadurch die Qualifitation gur Ueberfiebelung befto ficherer tft. Deshalb werden auch in 
ber Regel die Pofenfchen Juden mit ihren Raturalifations-Gefuchen an bie Regierung 
Ührer Helmath verwiefen. Werm aber bortige Juden ſchon feit Längerer Zeit ſich hier 
© ‚aufgehalten und gut geführt haben," auch die Qualiſikation zur Raturalifation und bie 
& Gntlaffung aus der dortigen Kotporation; nad) Ablöfung der Synagogen⸗Verbindiich⸗ 
t keiten, nachweiſen, fo bleibt es dem -R. Polizeipraͤſidio Überlaffen, auf ſolche Anträge, 
& nötbigenfalls nad; Kommunikation mit ben Regierungen ber Heimath, unmittelbar an 
k Has Minifterium zu berichten. : (8. DM. BI. 1841. e 212. 

£ i. Die Regel, daß die Juden fich mit ihrem Ueberfiedelungs-Antrage an 
= bie Behörde ihrer Heimath zu wenden haben, forechen aus: 

as. Das R. des Mind. J. (Erſte Abth. v. Meding) v. 3. Juni 1840 
- an bie K. Reg. ji Frantfun 
Wenn tie ber K.Reg, anf ben Ber. 


on... 








12,8: D,, das Befud) bes Juden N, aus Gräg, 

Am Großherroathum Pofeh,, tin ung der, Rechte der Juden aus dem Ebd. v. 
11. iin 1812, ‚Behufs feiner, Uel hung ‚nad, Frankfurt betreffend, bemerklich ges 
madıt wird, nicht befondere Gründe ber Ausnahme obwalten, fo haben bie Juden ber 
Provinz Pofen fich wegen Grlangung ber, Naturalifation für die alten Provinzen an die 
Megierung ihrer ‚Heimat, zu wenben, da nur diefe.fich von ihren Verhältniffen ficher uns 
reichten Tann. ‚(WM Bl. Ai IHR.) 
zb. R. deffelben, Min. v. 19..Aug. 1840 an bie K. Reg. zu Cöslin. 
* "Bufotge der beftehehbeht allgerheineh Gtundfäße miffen fi die Zuben des Großher- 
sogthums Pofen, welche fic in den alten Prövingen mieberzulaffen beabfichtigen, bei ber 
Wegietung ihret "Heimath rweaiit ber. Näturalifätionmad dem ©, v. 11. März 1812 
zelben, welche dann quartaliter fiber dergleichen Geſuche zu berichten pflegt. An dieſe hat 
daher die K. Reg. aud) den in Ihrem Ber. v. 1. d. M. erwähnten Lehrer und Schaͤch⸗ 
ER. aus L., der ſich nach Pollnom übetfledein will, zu verweifen. Immittelft, unb bis 

Erlangung der Raturakifation, bleibt bet K. Reg. anheimgeftellt, dem 2c. R., wenn 
Km fonft keine Bedenken entgegenftehen, den Aufenthalt in P. und bie Verwaltung ber 
Zehrerftelle bei ber Jubengemeinde auf Ein Jahr zu geftatten. 

B.M. BL 1840.:8. 286.) ° J 

ec. R. beffelben Min. (Erſte Abth. v. Bernuth) v. 27. Aptil 1842 

an die K. Reg. zu Stettin. 
Die K. Reg. erhält die Anlagen Ihres. Ber. v. 5. d. M. bierneben mit dem Eröffnen 
zurd, daß ber jübifhe Tifchler: um! Stlafergefelle N. aus T., welcher ſich in Stettin 
nieberzulaffen beabfichtigt, gleich allen Suben gus dem Großherzogthum Pofen, die ſich 
um die Naturalifation nad) dem G. v. 41. Maͤrz 1812 bewerben, an bie Regierung feis 
ner Heimath zu weifen ift. Ausnahmen hiervon find nur dann zu machen, wenn bie Ber 
theitigten ſchon vor dem ©. v. 1. Juni 1833 bie Provinz verlaffen und fi ununters 
brocyen in den alten Provinzen aufgehalten haben. (8. M. BI. 1812. ©. 189.) 

2. Art ber Benugung ber.den Juden aus dem Großherzogthum Pofen 
für andere Territorien gegebenen Maturalifationd- Patente. 

a, R. deffelben Min. (Eifle Abth. v. Meding) v. 4. März 1840 an 
Die K. Reg. zu Pofen und abfchriftlih zur Nachricht und gleichmäßigen 
Befolgung an-die K. Rea. zu.Bromberg, fowie an diejenigen ber Provins 
zen Preußen, Schlefien,; Brandenburg und Pommern, ausſchließlich Stral- 
fund, und an dad K. Polizeipräfivium zu Berlin. Verfahren mit uneinges 
idſt gebliebenen Naturalifatichd: Patenten. 

Da öfters die Källe yorkommen, daß Juden aus dem Groß herzogthum Pofen fid) nad 
Ablauf mehrerer Fahre zut Eintdfung der ihnen Seitens des Miniftertums bes Innern 
bewilligten Naturalifatione-Patente micht melden, fo wirb bie X. Reg Seauferagt, in 
Ahrem Amtöblatte bekannt ztı rhuchen, "ha in Zufunft jedes Patent, welches binnen 
Einem Sabre nicht abaeöft Yortde, von ie Behörde zur Kaffation an das Minifterium 
urüctgereiht, und daß eitt neties Patent nur auf anderweites Anfuchen bei ber K. Reg. 
und auf beren Antrag bewiltigt; nur gegen Bezahlung der boppelten Ausfertigungẽ⸗ 
‚gebühren ausgeantwortet — itde- ee. m. Bt. 1840. ©. 90.) 


b, R. deffelben Min. v 27. Mai 1841 an die K. Reg. zu Marienwer⸗ 
der. Benutzung der jüdiſchen Naturaliſations⸗Patente. 
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Re dee N. Min, des Handels (Gr. Bülow), des; Inmm und, ber Ai 
3. Juli 1821 an die K. Reg. zu Stralfi —2 Ka SI x al 
Bifcher Juden auf den dortigen Tahrmärki eſſen. 

Det K. Reg. wird auf Ihre Anfrage v. 29. Mai de J/ ob den’ mit dem 

umd'@erverbefeheinen: zum:Haufichandef verfehenen"Zuben aus den 

Kun auch im dortigen Bezirk ber Handelsbetrieb eriaubt werden könne? hir 

Öffnet, daß’ zwar die den Juden der/alten Preuß. Propinzen durch das Ed. vi dt, 
4812 beigelegten fhuntsbhrgerlichen‘ Rechtej) ufolge! Allerh Befehle / innerhalb & 
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ng des teperäkzen Kufıtsih: b; 3: aufech.- übers Wöohufigell MAR 


Ronartgie vereinigten Landes: egitke noch gut Beit wicht geltend gemacht 
beffen ——— den — — went; — — 
‚ unter Beobachtung ber beftehenden Polizei⸗ Vorſchriften, ber Handels⸗ 
zer Provinz unbebenklic, geftattet werben kann. (Ann. V. ©, 590.) 


IE. 


amg des Hanbelövertehrs der Juden aus anderen 
stten in den ehemalig K. Säahfifhen Verritorien. 


Ärtigen Juden waren in dieſen Landestheilen ben firengfien Her 
"üntertoorfen. Es beſtimmte hierüber 

en v. 16. Aug. 1746 %), welches Abth. I, Abſchn. V: zu 
. Zemer J 
tegulasio wegen Erleichterung des Meßhanbeld der auslän 
Y 0 12. Sept. 1772. . 


*. 

J eldleute aus allen fremden Lanben, wenn ud zum 
e Em und Kaumburer Meflen tommen, en Kor bie in 
vermöge erhaltener Kongefltonen fich aufhaltenben Juden, noch biejenigeh 
Juden, welde hauptſächlich zum Verkauf auf die hieflgem Weſſen Toms 
fo auf Anmelden Sreipäffe erhatten Lönnen, Kraft welcher ihren bei 
‚Aufenthalt in denen Churſächfiſchen Landen, wenn fie drü im 9. 6 bes 
nf von Waaren machen, und bie fonft Hier nachftehenb —S 
ann, die Befreiung von allen biaher ir irton und ablich Ki 

herrlichen als Vafallen⸗ und ſtaͤdtiſchen jübtjcdhen Abgaben in der im 
nit. mehrern angegebenen Maße angebeihen ſoll. 


2 

erben nur auf bie Perfonen nebfk Gefchter, und auf bie, ausgehenden 
nett N han PR Fa J — de ie mit fols 
ee Fuben dort Eihtritt in bie Chütfiieitl, Kane ün bie zu beiden od 
auf ben ordentlichen Lande und Poftftrdken, blo& aegen; Entridyt 
er Ammitichen Benkf nit garten un anberh Kifend 
di D—— braektändorum, die Befreiung fire ich felhft, In? 
Kbeyerfon uhb-efnen Snecht oder Weblähten mebft Nfetbem, vom Tuben 
fern, den Süberinsbefondere obkiegenden perföhtichen Abgaben, Fu 
af. fol Häfen frei, eher und üngepinket pa um ref Pt 
iifchen, Rüfffichen, Ungarifcyen und Tirfiihen Juden aber foil, teil 
Abepeefohen mit ficführen, hingegen! nach bet Wichtigkeit ihter Sant 
heßtere Handhmgsbiener bei ſich haben, auf jeden Mayen em Hands 
ınb ein Knecht nebft Pferden von den den Juden insbefondere öbtiegenbent 

ſſiret werden. 


3 
der Abgaben von benen zum Verkauf einbringenben Waaren hingegen 
noch ferner wie zeithero, bahero denn regulariter aud bie mit foldhen 
en Juben von ihten einbringenben Waaren diejenigen Anfäge zır erlegen 
nach einigen &tettö: unb Zoll:Rolfet, ein Iube, ber Waaten einbringt, 
uß, als wenn er kelne Waaren bei ſich hat. Gleichwie e& denn auch mit 
dem Gingange in Leipzig und Naumburg, welches der Jude mehr als 
ufmann zu entrichten ebenfalls ein Perneret Beenden behält. 


4 B 

erbel denen Polniſchen, Kuffifchen, Ungarifden und Turtiſch en Juden 
Inmet werden, daß ihnen auf ben Fall, daß fie blos rohe Produkte ober 
ufte Hand bearbeitete Materialien, ald Wacht, Honig, Galpeter, Haus 

Wolle, Raud-Waaren ıc. einbringen, und Hiemädft einem anfehnlis 
m, Maaren, welcher das ordentliche im $. 6 feftgefegte Quantum von 
tfleiget, erweistid; machen und vergeben werden, ſowohl bie unterwegs 
n-von Wanven, welche fie mehr ald ein anderer hriftlicher Handeldmann 





mimgen begieh. B2 enw une rioch! 
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entrichten muͤſſen, ald audy das bei dem Eingange zu entrichtenbe 4 pGt., 
als die Ghriften zu bezahlen ſchuldig, reflituiret werben ſoll. 


5. 

An denen Mepftäpten felbften follen diejenigen Zübifchen Handelsleute, fo 
Freipäfle haben, gleiche Befreiung wie auf der Reife, von allen jübifchen 3 
trobuzirten Abgaben, mithin audy von dem, bei einigem Aufenthalt untermea 
aceisbaren Orte, zu ben Generel-Aceis:Cinnahmen zu entrichtenden Nahrun 
nießen, unb inöhefondere ‚namentlich von dem Schuss und Waagegelde, wi 
ber täglichen Perfonenfteuer befreiet fein, jedoch wie bereits oben $. 2 feftgefei 
fi, eine Beibsperſon und einen Knecht oder Bebienten; dagegen die übrig: 
gelommenen ober auch in feinem Dienfte ſtehende Perfonen ſowohl auf der A 
wöhnlichen Abgaben, als auch in denen Meßplaͤtzen das übliche Schuggelb ı 
von der Perfon zu entrichten haben. In Anfehung ber Polnifchen, Ruſſiſche 
ſchen und Zürlifchen Juden aber verbleibet es auch bier bei dem, was oben $ 
net, daß denenfelben nämlich auf jeden Wagen ein Hanblungsbedienter und: 
auch in denen Meßſtädten von allen jüdifchen Abgaben frei gelaffen wird. 

6 


Reber mit einem. Freipaß verfehene Zube mag fowohl bie auf ben Meffen 
und Naumburg, als auch die etwan bei der Retour von ber Naumburger Ref 
Leipzig außer der hafigen Meſſe eingelauften Waaren beim Ausgange, wird 
der Handelsmann, mithin ftatt fonftigen 1 pt. mit 4 p&t. vergeben. Dei 
woferne er fi Sowohl dieſer als aller. obbefchriebenen Befreiungen würdig me] 
wenigftens Ein Taufend Thaler Waaren wirklich erfauft und verfendet zu hal 
einen Waagezettel befchenigen, inmaßen er denn, auf den Kal, daß er denk 
tauf non 1000 Thlr. nicht wirklich gemacht, des auf der Grenze erhaltgend 
exfchlichenen Freipaſſes ohngeachtet, nicht allein zur Nachbezahlung aller WEM 
difchen Abgaben angehalten, fonbern nach Befinden noch mit einer Gelbiak! 
ben, ober wenn er ein Betteljube ift, mit Gefängniß befiraft werben fol, 


“ Eine gleichmäßige Beftrafung haben auch diejenigen zu erwarten, welt 
dem Schuß eines mit einem Freipaß verfehenen Juden verfteden und frei 
ihre Waare unter bes befreiten Juden feine Waare verbergen und beipaden, 4 
nur mit 4 p&t. vergeben wollten, allermaßen wie bereitö oben $. 2 bemerket m 
nem befreieten Juden auf feinen Paß nicht mehr, als eine Weibsperfon u 
ober Bebienter frei paffiretz daferne auch ein befreieter Zube anderer anweiil 
ein Eleines Gewerbe treibenden Juden Waaren für bie Seinigen ausgegebm N 
dadurch fein eigenes Einfaufs:Quantum zu verftärfen und andere von ber 
Vergebung zu befreien, fo fol derſelbe ebenfalls nicht allein mit dem Erſatz alı 
gen Abgaben, fondern nach Befinden und befchehener Unterfuchung ber Sad 
anfehnlichen Gelbftrafe beleget werden, und ſich niemals wieder eines Fre 
getröften haben. 


8. 

Damit ein jeber fremde Jude, fo die hiefigen Meſſen befuchen will, wife, 
ee gerer Freipaͤſſe regulariter gehalten werden ſoll, fo wird hierdu 
gemacht, da 

1) wenn ein Zube ſchon mehrmalen ohne Befreiung bie hierländifchen Meſſi 

und einen beträchtlichen Einkauf von etlichen 100 Zhalern, befonbers 
Waaren vergeben hat, bemfelben auf fein Anfuchen fofort ein Paß auf 
ziger Jahres⸗ und auf die Naumburger Petri⸗Paul⸗Meſſe ertheilet wer 

2) wenn ein Zube vergleichen nicht beibringen kann, hingegen von einem 

rern anfehnlidhen Handels:Häufern, daß er ihnen als ein Hanbels-Jı 
I befonbers empfohlen wirb, derſelbe fol vorerft nur auf eine Meſſe 
erhalten, 

8) Die Päſſe Finnen entweder von den Juden felbft, ober auch durch berfi 

liche oder juͤdiſche Korrefpondenten in Zeiten, unmittelbar bei dem 
KammersKollegio, auch bei dem Rathe zu Leipzig gefuchet werben, wel 
fobann eine Konfignatton davon an befagtes Kammer: Kollegium einfen! 
egen Päffe zur Aushändigung erhalten wird. Auch follen darneben no 
Berung jeder Meffe denen Polnifhen, Nuffifhen, Ungarifchen und Tuͤn 
den Kreipäffe in der zeitherigen Form, auf fammtliche Grenzzölle, d 
gedachte Juden einzugehen pflegen, entgegen gefendet werden, welche fi 
zuförberft ihre Namen und die Orte, woher fie gebürtig und woher ſ 
auch welche Route fie nach der Meßſtadt nehmen wollen, angeben, inglı 
rige Sefundheitspäffe produciten, daſelbſt erhalten Fönnen. 


wedung bit temporalsen Aufench· d. 3: auferh, theet Wöohufigek 413 

on . 9. . 
ie Auöfertigung eines bergleihen Freipaſſes fol bei benen Ehurfürftl. Kammer 
men nit mehr als-1 Thaler, wenn er aber auf mehr als eine Meffe ausges 
» für jede Meffe noch 16. Gr. mehr entrichtet, und von benen mit dergleichen 
‚Kreipäflen verfehenen fremden Juden, wenn fie durch Dresden paſſiren, ein 
nicht al8 ein Groſchen für den Feſtungs-Thorſchrtiber, und bis zu weiterer 
ang zwei Groſchen für Stempelung und Signatur bes Zettels bei ber Gouver-⸗ 
ganyıe erhoben, biefelben auch bei denen Erpebitionen möglichft beförbert, 
en bie fogenannten Stadt-Majors⸗Gebuͤhren an 6 Gr. 9 Pf. von ihnen weiter 
t gefordert werben. An denen von ben Juden bei ihrer Ankunft in Leipzig ober 
wg..gm ‚denen bafigen Gtabtgerichten zu entrichtenden Gebühren hingegen ſoll 
pr und in allem von ihnen nicht mehr als 16 Gr. erhoben werben, davon 4 Gr. 
übzufafiende Regiftratur.zu berechnen, 8 Gr. dem Gerichtövogt und 4 Gr, bem 
tht zugetheitet fein ſoll. 1 


R 10. Bu " 
Jäffe zu exlangenbe Freiheit verftehet ſich nur auf bie ordentlichen Heer⸗ 
fo,in. die, Mepftäbte und aus felbigen führen;: feinesweges. aber auf 
| ‚auf einen an andern Orten iin Lande gu,nehmenden Aufents 










ım freien. Reifen, Aufenthalt und Handel zu ertheilende Päſſe nur 
——— Mefzeit und FR En aber die Poim⸗ 
Nö, Hugarifchen.und Türkiichen Juben wegen der Entfernung und übeln 
u ieichehen, nicht allemal zu rechter Zeit, fondern exft zur Zahlwoche 
intreffen. tönnenz fo folen in Betracht befien, unb damit es ihnen 
1Öge, bie oben befchriebene ihnen sum Verkauf frei einzuführen ver⸗ 
‚Era .ing Selb zu fegen, und dagegen wieberum ihren Einkauf zu 
ei, jeder, Mefle verftatteten 4 Wochen nicht eher ald von dem Tage 
ie — fürftl. Lande an, bis zum Tage, da ſie wieder die Grenze 
A merden, 





Wisbrauch dabei vermeiden. werben, fol vieſes Regulativ vor der Hand und 
—— — zur Richtſchnur dienen, auch, damit ſeibige überall 
'enen, Chriſten ‚gi 2 behandelt werben mögen, bie nöthige Anorhnung nach⸗ 
‚netroffen werben, Dresden den 12. Sept. 1772, 
es Megulatin ift dem Rathe zu Leipzig unterm 5, Mai 1772 zur Rachach⸗ 
iget, dem Stift Naumburgiihen KammersKollegio aber mittelft Reikripts 
‚dem Stift-Merfeburgiihen Kammer⸗Kollegio unterm 23. April 4800 
tonfilio bekannt gemacht worben, 
Id. Aus. ge N. %bth. li. ©. 1450.) ‚ 
t, den Naumburger Meß: Handel, befonders die dahin fommenden 
betr., v. 23. April 1800. 
.Stifts-Raumburgifgen Einnehmer follen zur geriauen Bes 
ng bes Regulativs wegen Grleihterung bes Wehhandets der 
stigen Fuben v. I. 1772 und glimpfliher Behandlung berfelten 
efen werden.) Friedrich Au; uf, Bu zu Sadıfen 2c. Churfürft zc. 
Was Wir wegen des, zur Erleichterung deö Mefhandels ber ausländifchen 
ı beobtichtenben Hegulativs unterm 5. Dai 1772 euch gnäbigft anbefahlen 
m feib ipe gehorfamft erinnert, . 
Shirerung des Commereii zu Naumburg bermalen für nöt 
a8 die untergebenen Ginnehmer zu genauer Beobachtung ermelbeten He- 
unb’Obe t zu glimpflicher Behandlung ber zur Naumburger Meſſe reifgyr 
beide Zuden, um daͤdrch ſolche zum fernern Ben derfelben zu ermuntern, 
vrangemfefen werbens ſo ift hietdurch Unfer grräbigftes Vegehren, ihr wollet in 
heit das NRöthige verfügen. siptge Kufmertiom eit auf hie 
HgenMephande: Ipetreflenden uniſtaͤnde.) uebrigens habt ihr de⸗ 


‚dato u 
!geheimen 
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aa) Reſol. des K. Min. des Inn. u. der Pol. (Köhler) für ven jük 
fchen Handelömann NR. zu Halle a. d. Saale v. 15. Aug. 1829. Haufs 
handel der Juden in den vormals Sächfifchen Landestheilen. 

Der jüdifhe Handeldmann NN. wird auf das Gefuch v. 6. d. M. wegen Bewilligu 
eines Gewerbeſcheins zum Haufirhandel mit Leinwand hierdurch abichlägig beihirke, 
da das Kurfürfti. Sächſiſche Mandat v. 16. Auguft 1746, woburd) den jübifchen Gl 
bensgenoflen der Haufirhandel unterfagt ift, noch immer als Geſetz für die vorm 
Sächſiſchen Lande fortbefteht. (Ann. XIII. Nr. 113.) 


bb) ©. R. der 8. Din. d. Inn. (v. Shudmann, v. Brenn) % 
Apr. 1831 an die K. Reg. zu Erfurt, Potsdam, Frankfurt und Eiegnik 


Da Fürzlich der Fall vorgelommen ift, daß das in den vormals Sächſiſchen Lane 
theilen der Preußifhen Monarchie noch gültige Sächfifche Gefes v. 17. Auguk IR, 
die Einfchränkung der Anzahl der Juden und ihres Handels betreffend, in Bezug af 
die Beftimmungen Über das Haufiren mißverftanden worben ; fo ſehen ſich die mim 
zeichneten Min. veranlaßt, die K. Reg. darauf aufmerkfam zu machen, daß bie in is 
Gefeg $. IX. in Betreff des Haufirend ber Juden enthaltene Vorſchrift kein allgemdad 
und unbebingtes Verbot ift, indem ſich folche lediglich auf die verftattete Erlarnij a 
Sahrmarkthandel bezieht und nur in diefer Beziehung beftimmt, daß derfelbe nit 
den einzelnen Betrieb und das Haufiren erſtreckt werben foll, der II. aber gu 
von durchreiſenden fremden Juden handelt, Überhaupt aber und im Allgemeinen ehe 
Juden zu verftattenbe Handel lediglich von dem Inhalte der benfelben erthallaie | 
ziellen Konzefjionen ($. I. u. IV. 8.) abhängig gemacht worben, mithin, ſobald A 
den bazu befugten Behörden, einem Juden ertheilte Konzeffion ihn zum Gewernkcce 
im Umberziehen berechtigt, das Geſetz auch binfichtlich der vormals —A 
weiter nicht entgegen ſteht, vielmehr dem überall hervortretenden Grundfage d 
naͤmlich firenge Aufficht über den jüdifchen Handel zu führen, dadurch, daß es ätd 
einer fpeziellen Konzeſſion bedarf, vollkommen genligt wird. (Ann. XV. &. #8) 


cc) R. ter K. Min. ded Inn. u. d. F. (Maaßen, v. Brenn, Ba 


v. 25. Juni 1833 an die K. Reg. zu N. 

Die Zulaffung der inländifchen Juden zum Waarenverlauf im Umherjiche d 
dem Herzogthum Sachfen, worüber die K. Reg. in Ihrem Berichte v. 7.0. Dr 
nähere Anweifung zu erhalten wünfcht, ift durd die von Ihr in Bezug genomman 
Verfügungen bereits auögefprochen, und wirb auch dadurch begründet, daß bad Kepr 
lativ v. 28. April 1824, als das für den Gewerbebetrieb im Umberziehen befonten © 
laſſene ſpezielle Gefes, allen in älteren allgemeinen Verordnungen wegen bed 
handels beiläufig vortommenden Beſtimmungen berogirt, und wegen der Juden ii 
Beſchroͤnkung enthält. 

Die Angabe ber K. Reg., daß nach dem, am 17. Zuli 1828 abgefchloffenen Vertrag 
bie, in den Anhaltfchen Herzogthümern angefeflenen Juden, in den Königl. Stel 
als Snländer zu betrachten feien, ift aber nicht gegründet, und eine Stipulation de 
in dem gedachten Vertrage nicht zu finden. 

Es ſcheint, daß die K. Reg. von der gemeinfchaftlichen C. Verf. v. 22. Mirzet 
bei Erftattung Ihres Berichtes keine Kenntnis genommen bat, ba Sie fonft nicht dar 
zweifelhaft fein könnte, daB auch den Anhaltichen Unterthanen Gewerbefcheine null 
ſolche Gewerbe zu ertbeilen find, zu welchen nach bem Regulativ v. 28. April 182109 
Ausländern die Zulaffung geftattet wird. Bei dieſen Gewerben aber madt N 
Regulativ keinen Unterfchied nach der Religion des Auslaͤnders. (Ann. XVII. ©. 5 


dd) R. ded Min. d. Inn. v. 13. Juli 1835, mitgetheilt durch Bekam 
machung der K. Reg. zu Oppeln v. 29, Sept. 1836, Den Juden im Si 
zogthum Sachſen nur dee Aufkauf von roher Leinwand haufirend 
ſtattet. 

Nach einem Schr. der K. Reg. zu Merſeburg, iſt mittelft N. der hohen Min. v 
43. Zuli v. J. beftimmt worden, bag im Herzogthum Sachſen die Juden vom Hau 
handel ausgefhloffen find, und nur zum Auflauf rober Landesprobufte verftattet w 
den follen. Indem wir dies hiermit zur Kenntniß der betreffenden jüdifchen Gewe 
treibenden bringen, weifen wir die Landraͤthe und Magifträte zugleich an, barauf 
halten, daß in jedem, zur Erlangung eines Gewerbeicheins aufzujtellenden Signale 
das Glaubensbekenntniß des Gewerbtreibenden gewiffenhaft angegeben werde. 

(Ann. XX. Nr. 148.) 


ee) R VER. Min. vie. für ©. Ang. 0. Brenn); des J. usde! 
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seipafle verjebene Zube beim Ausgange, wie ein chriſtlicher Kaufmann. 
it, wofern er ſich fowohl diefer, als ber übrigen nöbefhrissenen an 
en wi wenigftens 1000 Thlr. — erfaufte Waare Meßn 
rgeben. 
les wird auf Ihro Churfürflt. Durchl. zu Sachſen höchſten Befehl andurch 
annt gemacht, damit diejenigen ausländiſchen Handelsjuden, welche hier⸗ 
t gnuͤglich unterrichtet, und gleichwohl bie Leipziger oder Naumburger 
ig zu befuchen Willens fein möchten, ihre Maaßregeln überall in Zeiten 
nen, und die obgebachtermaaßen verhießene Gleichflellung mit den chriſt⸗ 
löleuten, jo wie uͤberhaupt glimpfliche, billige und menfchenfreunbliche Be⸗ 
ı fo zuverläßiger gewärtigen koͤnnen. Dresden, ben 25, April, 1800. 

| Churfärftl. Saͤchſ. Landes-Dekonomie⸗Manufaktur⸗ 

und Commertien⸗Deputation. 

Ang. Fortſ. Al. Abthl. IL, ©. 1478.) 


7 die Anwendung diefer Beſtimmungen auf die heutigen Ver⸗ 
zrechen fich Die folgenden R. aus: 
Infehung des Beſuches der Jahrmärkte. 
D. v. 18. Sept. 1828, mitgetheilt durch E. R. des X. Min. des 
hlex) an ſaͤmmtl. K. Reg. (rückſichtlich derjenigen in der Provinz 
apt, mutand. an den Königi. Geheimen Staats: Minifter, Herrn 
bis, Excellenz) fo wir an dad K. Po:izei-Präfdium in Berlin. 
t Jahrmärkte in den vormals Sähfifhen Städten und Marktes 
R Seifen inländifcher Juden. u 
„wird biebei die, unterm 19. v. M. erlaffene Allerh. K. D., va 
Yeuß. Staaten anfäffigen, jübifchen — der Einzeln⸗Verkau 
tufden Jahrmaͤrkten in den vormals Sächfſchen Städten und Markt⸗ 
and fernerhin, nach dem Mandat v. 16. Auguſt 1746, nur den, einer 
iuphasheriichaft angehörigen juͤdiſchen Hanpelsteuten verfagt werden foR, in 
r Mqrift (Anl. a.) zur Nachachtung und Publikation durch hie Amtsblaãtten 
bFerlin, den 18. Oktober 1828, Ä 
0 Minijterium des Innern. Köhler. 


ber bt zum 


a, 
‚m Ihrem gemeinjchaftlichen Ber, v. 25. v. M. angeführten Gründen unb 
tg ee Sch, daß allen, in den Preuß. Staaten anfäffigen jüdi⸗ 

een der Singen Verkauf ihrer Waaren auf ben Saßrmärkıen in den vor⸗ 

hen Städten und Marktfieden geftattet, und ferner) n nach dem Mandat 
iſt 1746 nur den, einer fremden Landesherrſchaft angehörigen jüdiſchen Han⸗ 
jerſagt werde. Berlin, den 19. Sept. 1828. 

Briedrih Wilhelm. 

ats⸗Miniſter v. Schuckmann u. v. Motz. 
XII. ©. 1083.) 


des K. un, des Inn. (v. Schudmann) 0.9. Dec. 1823 an 
. zu Aachen. 

eg. wirb auf Ihre Anfrage v. 22. v. M,, wegen Publikation bes Mandate 
t 1746 in den Rhein-Provinzen, — eröffnet, daß es deſſen gar nicht 
a ben Hanbeltveibenben jüdifhen Bewohnern anderer inländiſchen Pros 
e nichts zu willen nöthig ifl, ald daß ihnen ber Einzeln⸗Perkauf ihrer 
den Sahrmärkten in den vormals —2 — jegt zur Preubilgen Staate 
‚übten und Marktfledten geftattet wirb. (Ann. AI. ©, 1084. 

ed K. Din. des Inn. (v. Shudmann) v. 12. März 1823 an, 
. zu Merfeburg. 

eg. wird auf ben Ber. v. 18. v. M. zum Beſcheide ertheilt, daß unker de 
in den Preuß. Staaten anfähtge jübiihe Ginwohner” in ber Allerh. 
. Sept, 1828, betreffend die Befugniß der inlänbifhen Handelsjuden zum 
tout zer Wöaren auf ben Märkten bes Herzogthums Sacıfen, alle die: 
int find, welche jich in dem Preuß. a han befinden, womit 
ung bei — — s vom Jahre 1746 (auswärtige Juden) uͤhereinſtimmt. 


Knfspung Dr8.Haufirhandeht in biefen Lanbehthgien.. 


„ nd unbebingtes Verbot ift, indem. fid) folche lediglich auf die verftattefe Erla 
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aa) Reſol. des K. Min. des Inn, u. der Pol. (Köhler) für den 
ſchen Handelsmann NN. zu Halle a. d. Saale v. 15. Aug. 1829. 9a 
handel der Juden in den vormals Sächſiſchen Landestheilen. 

Der jüdifche Handeldmann NN. wird auf das Befuch v. 6. d. M. wegen Bewill 
eines Gewerbeſcheins zum Hauſirhandel mit Leinwand hierdurv abichlägig beſchi 
da das Kurfuͤrſti. Sächſiſche Mandat v. 46. Auguſt 1746, wodurch ben bil 4 
bensgenofien der Haufirhandel unterfagt ift, noch immer ale Geſetz für bie vor 
Sächſiſchen Lande fortbefieht. (Ann. XIII. Nr. 113.) 


bb) C. R. der 8. Min. d. Inn. (v. Shudmann, v. Brenn) b. 
Apr. 1831 an die K. Reg. zu Erfurt, Potsdam, Frankfurt und Liegnfl 

Da kürzlich der Kal vorgelommen iſt, daß das in den vormals Sächſiſchen Eu 
theilen der Preußiſchen Monarchie noch güttige Sächfifche Geſetz v. 17. Auguſt IR 
die Einſchraͤnkung der Anzahl der Juden und ihres Handels been, in 8 
die Beftimmungen Über das Haufiren mißverftanden worden; fo fehen ſich L, 
zeichneten Min. veranlaßt, die K. Reg. darauf aufmerkfam zu machen, daß Me 
Gefeg $. IX. in Betreff des Haufirens ber Juden enthaltene Vorſchrift kein a 










Sahrmarkthanbel bezieht und nur in dieſer Beziehung beftimmt, daß derſelbe 
den einzelnen Betrieb und das Hauſiren erſtreckt werden fol, der $. II. aber ge 
von durchreifenden fremden Juden handelt, überhaupt aber und im Allgemein 

Zuben zu verftattenbe Handel lediglich von dem Inhalte ber denfelben ertiail 
ziellen Konzeſſionen ($. J. u. IV. 8.) abhängig gemacht worden, mithin, foteb 

den dazu befugten Behörden, einem Juden ertheilte Konzeffion ihn zum Gel 
im Umberziehen berechtigt, das Geſetz auch hinfichtlich der vormals Sädhfifke 

weiter nicht entgegen fteht, vielmehr dem überall hervortretenden Grundſaß 
nämtich ftrenge Aufficht Über den jüdifchen Handel zu führen, dadurch, doß i MER 
einer fpeziellen Konzeſſion bedarf, volltommen genügt wird. (Ann. XV. ©. u 


cc) R. ter 8. Min. ded. Inn. u.d. F. (Maaßen, v. Brenn, Bat) 
v. 25. Juni 1833 an die K. Reg. zu N. 
Die Zulaſſung der inländifhen Juden zum Waarenverkauf im umherpe e 
dem Herzogthum Sachſen, worüber die K. Reg, in Ihrem Berichte v. 7. ML. 
näbere Anweifung zu erhalten wünfcht, ift durch die von Ihr in Bezug gen 
Verfügungen bereits ausgefprochen, und wird auch dadurch begründet, daß dane 
lativ v. 28. April 1824, als das für den Gewerbebetrieb im Umherziehen beſenn 
laſſene fpezielle Gefes, allen in älteren allgemeinen Verordnungen wegen bed 
bandels beiläufig vorfommenden Veſtimmungen derogirt, und wegen der Juin in 
Beſchraͤnkung enthält. N 
"Die Angabe der K. Reg., daß nach dem, am 17. Zuli 1828 abgefchloffenen * 
die, in den An haltſchen Herzogthuͤmern angeſeſſenen Juden, in den Koͤnigl. 
als Inlaͤnder zu betrachten feien, iſt aber nicht gegründet, und eine Stipulation dad 
in bem gedachten Vertrage nicht zu finden. 
Es ſcheint, daß die K. Reg. von der gemeinfchaftlichen C. Verf. v. 22. Mine 
bei Erftattung Spved Berichtes keine Kenntniß genommen bat, da Sie fonft nicht dei 
zweifelhaft fein könnte, daB auch den Anhaltichen Unterthanen Gewerbefcheine nd 
ſolche Gewerbe zu ertbeilen find, zu welchen nach dem Regulativ v. 28. April 18. 
Ausländern die Zulaffung geftattet wird. Bei diefen Gewerben aber malt 
Regulativ keinen Unterfchied nach der Religion bes Auslaͤnders. (Ann. XVII. &.I 


dd) R. des Min. d. Inn. v. 13. Juli 1835, mitgetheilt durch Bela 
machung der K. Reg. zu Oppeln v. 29. Sept. 1836. Den Juden im. 
zogthum Sachfen ik nur der Auflauf von roher Leinwand haufirent 
ftattet. 

Nach einem Schr. der K. Reg. zu Merfeburg, ift mittelft R. der hohen Min. 
43, Juli v. 3. beftimmt worben, daß im Herzogthum Sachſen die Juden vom H 
handel ausgefhloffen find, und nur zum Auflasf rober Landesprodufte verftattel 
den follen. Indem wir dies hiermit zur Kenmtniß der betreffenden jüdifchen Gi 
treibenden bringen, weifen wir die Lanbräthe und Magiſtraͤte zugleich an, bara 
halten, daß in jedem, zur Erlangung eines Gewerbeſcheins aufzuftellenden Gignalı 
das Glaubensbekenntniß des Gewerbtreibenden gewiffenhaft angegeben werde. 

(Ann. XX. Nr. 148.) | j 


ee) R Des K. Min. v. Inn für G. Ang. (v. Brenn), bes 3. ur! 


Kühs ts Amyet alten Aufenth. d. J. auherh. ihees Bohnfierd: 447 


dow) u. der Fin. (0. Alvensleben) v. 19. April 1837 an die K. 
Bromberg. ' | 
» R + wird auf en Ft v. 20. Sebruar d. J., u 
alaſſung naturalifirter Juden zum Betriebe des Haufirgewerbes im Herzogs 
Sadıfen Betrefen, 5 Hauſirg > im Herzog 
eröffnet, daß die Beichräritungen, weldye für die, Juden nad) bem R. an bie 
ig zu Merfeburg v. 13. Zuli 1835, im Herzogthum Sachſen dahin befteben, 
om Hauſirhandel ausgefchloffen find, auch für diejenigen Juden Ihres Bezirks, 
ı ber me ee Provinz haufiren wollen, gelten müflen, da die in Ihrem 
Ihnen ende Befreiung feinen Grund abgeben kann, fie vor ben einheimifchen 
Sachſen zu begünftigen. (Ann. XXI. Nr. 231.) “ 
K. derfelben Din. an die K. Reg. zu DMerfeburg v. 12. Mai 1837. 
ven von ber K. Reg. unter dem 27. Januar a. c. an den General;Direltor der 
— Bericht, den Verlehr der Juden im Herzogthume Sachſen betreffend, 
Wem Diefelbe darüber zweifelhaft ift: ob in Folge ber gemeinfchaftlichen Verf. 
Sa 1835 für Juden Gewerbeicheine zum Suchen von Wanrenbeitellungen und 
ef von andern Gegenftänden als rohen Lanbesproduften im Herzogthum 
Agefertigt werben bürfen, eröffnen die unterzeichneten Minifterien Derfelben, 


8*8* . bezieht ſich nur auf ben eigentlichen Hauſirhandel, auf das Feil⸗ 
Mi den Verkauf von Segenftänden, bie als fogleich verkäufliche Waaren mitges 
were. Das Suchen von Beſtellungen auf Waaren, von benen bee Umher⸗ 
har Proben mit ſich führt, und ber Aufkauf von Gegenftänden, die ber Auf: 
an mit is almmt, —* racteite 2 ee befördern 

Ama n Juden, ale folchen, auch im Herzogthum en nicht zu ver» 
141, ©. 534.) bog s ; 


Zweites Kapitel. 


fenipft.in andern Landestheilen Behufs Ausbildung 
nen näglichen Berufe, zum Zweck des Gefindedienfles 
„oder wegen verwandtfchaftliher Verhältniſſe. 


\ . 
Betreff der Ueberwachung bed Aufenthalts in andern Landestheilen 
g von Wiffenfchaften und Künften, Handwerken, des Handels, 
alturs und Fabrikweſens beflimmen: . 
M R. des K. Min, des Inn. u. der Pol. (Köhler) v. 12. Juli 
A die K. Meg. zu Koͤnigsberg in Pr. 
E Reg. wird auf Ihre Anfrage v. 24. v. M. erwiedert, daß bie Verf. v. 
i b. nad) welcher den Juden aus den neuen Provinzen, wenn fie ſich zur 
einer Kunft, eines Handwerks oder des Manufakturs und Fabrikenweſens 
in den Regierungsbezirken, wo bie Juden Staatsbürgerrechte erlangt 
mfhalten wollen, folches ohne weitere Anfrage geftattet werben foll, auch auf 
Bumnaften ober bie Univerfität bafelbft befuchenden, aus Provinzen, in welchen 
s Teine flantöbürgerlichen Rechte genießen, gebürtigen inländifchen Judenſöhne 
ng finden. (Ann, xV, S. 575. 
des K. Min. des Sn. u. der Pol. (v. Brenn) v. 10. Nov.. 
1 dad K. Polizei-Präftdium zu Berlin. 
A Wericht des K. Polizei⸗Praͤſidium v. 12. v. M. will ich Daffelbe hiermit 
n, ben Zuben aus denjenigen Provinzen bes Staats, in welchen das Ebd. v. 
‚ 1812 noch nicht gefebliche Guͤltigkeit hat, polizeiliche Erlaubniß gu ertheilen, 
ewiſſe Zeit zur Erlernung einer Kunft, eines Handwerks, des Manufaktur⸗ 
ber ber Handlung, oder aud) als Gefellen, Gehülfen ober Handlungskommis 
shalten, bafern das Geſuch durch triftige Gründe motivirt wird, polizeiliche 
* dagegen nicht ftattfinden, ber Unterhalt ber betheiligten Perſonen geſichert ift, 
dweifung derfelben in ihre Heimath nach Beendigung ber Zeit, auf welde 
Konzeffion zu ertheilen ift, kein Hinderniß entgegenftehet. Das K. Polizeis- 
ı hat aber die nöthige Aufficht zu führen, daß durch die Erlaubniß zum Aufs 
uf gef Zeit nicht das infhleigen von Juden, welche nicht das Staates 
cht befigen, beförbert, und bie Zahl ber hiefigen züdiſchen Familien vermehrt 
.Bo 3. Die Berhältniffe ver Juden. 27 
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fondere Aufmerkſamkeit auf bie im bafigen Veßhandel fid ergebenden wichtigkmn is 
Hände richten zu laſſen und barüber ausführligen Bericht mit @itarhten uchk I 
fügung der MWerzeigniffe von allen jübifhen Hanbelöleuten zu ernsten. Darm! 
und 26. Geben zu Dresden, am 23. April, 1800. H 
Graf von Hohenthal. 

An das Stift Raumburgifche Gammer-Collogium. 
In n gieicher Maape ift das Stift Merſeburgiſche 

iammersCollegium wegen Anmeifung der 
Demfelben untergehenen Ginnepmeraubendern 


‚dato befehliget worden. 
D. Chriſtian Sottfricd KRirne. 


Avertissement, 

Bereits im Jahre 1772 Haben Ihro Churfürftl. Durchl. gu Sachſen ein auf im 
lichſte Erleichterung ber nad) Leipzig und Raumburg zur Befte reifenden im 
delsjuben abzwegendes Regulativ treffen, und in deffen Gernäßheit die Behäigal 
Anmelfung verfehen laffen. Die daduich vorgeſchriebene, und bis auf heutigen Am 
ausgefegt beobadıtete Einrichtung ift im Hauptwerke folgende: “ 

4) && werben ben ſudiſchen Hanbelfleuten aus allen fremben Landen aufge 
fuchen FinanzBreipäfle zu Beſuch der Leipziger und Raumburger efien 
Diefe Zäffe können entweder von’den Juden felbft, ober durch —— ei 
jüdifche Gorrefponbenten in Zeiten unmittelbar bei dem Ghurfürfl. gı 
Collegio, ober der Haupt⸗ Gieits⸗· Einnahme zu Lelpgig gefucht werben, wir 
bie Polnifcyen, Ruſſiſchen, Ungarifchen und Tuͤrkiſchen Juden bergleichen 
den Grengzöllen, dur, welche fie einzugehen pflegen, erhalten können, 
fon mehrmalen ohne Befrelung bie bierlänbifhen Meffen gehauet und 
von etlichen Hundert Thalern vergeben, fo wird für benfelben auf fein 8 
ein Paß auf die drei Leipziger Yabrete und die Raumburger Petri⸗Paul⸗⸗ 
fertige, dahingegen ein Jude, welcher dergleichen nicht beibringen kann, vi 
eine Deffe einen Paß erhält. In der Regel find bie Freipaͤſſe nur auf bie 

. Bierwödpentlide Meßzeit, und nicht länger ei. Weil aber bie Polnifepen, Ma 
Ungarifchen und Türkifhen Juden wegen ber Entfernung und üblen [4 
mal zur rechten Zeit in den Mepftäbten eintreffen Bönnen, fo werben in beffen Bein 
die ihnen bei jeder Meffe verftatteten Vier Wochen nicht eher, als von bem Kage Il] 
an in Rn Churfürftl, Sächſ. Lande an, bi zum Taͤge, da fie wicber bie 

iven, gerechnet. 
pag Biete Freipäffen werfehenen Juden haben vom Eintritt in bie Churfiskl. 
an bis zu beiben obbefagten Meßftäbten auf den ordentlichen Lands und Poll 
blos gegen Entrihtung und Beobachtung faͤmmtlicher ben chriſtlichen Han } 
und andern Reiſenden obliegenben verfaffungemäßigen Praestandorum, bie Bell} 
für ſich felbft, ingleichen eine Weibsperſon und einen Knecht oder Bediente 





Jaden unterwegs I 
ten. mit, 





eigt en wörhten, ve| ulcat Dieb, 
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ufenthalt wegen verwandtſchaftlicher Verhältniſſe. 
; K. Min. des Inn. (Gr, Arnim) v. 5. Sept. 1842 an die K 


bon ich es billige, daß die K. Reg. dem Einfchleichen von Juden aus ber Pro- 
ı mit Aufmerkſamkeit vorzubeugen ſucht, fo würde es doch zu weit gehen, 
obne Beruͤckſichtigung der naͤchſten Kainilienverhältniffe, ven Bruder hindern 
h feiner Schwefter angunehmen, weil diefe, obwohl preuß. Unterthanin, aus 
verzogthum Pofen gebürtig ift, und wenn ebenfo deshalb die Schwefter gehin⸗ 
n follte, dem Bruder in feinem Geſchaͤfte und feiner Häuslichkeit Beiftand zu 
tur triftige polizeiliche Gründe, aus der Moralität der Betheiligten, ober 
Mike, ich dauernd einen ehrlihen Unterhalt zu verichaffen, entnommene 
olchem IFalle Veranlaffung geben, aud) Gamilienmitglieder von einander zu 
ndfie ihrergenenfeitigen Hülfe zu berauben. Dergl. Gründe hat nun bie K.Reg. 
Ber, v. 17. Aug. e. nicht angeführt, ebenfowenig dasjenige beftritten, wo= 
N. fein Sefuh um fernere Duldung feiner Schwefter unterftüst hat. Die 
wird daher veranlaßt, entweder der Johanna N. den ferneren Aufenthalt in 
iner Fremden, gegen von Zeit zu Zeit zu erneuernde Aufenthaltskarte, zu ges 
dr bie befondern Gründe, —* dem entgegenſtehen, noch anzuzeigen. 

R. Bl. 1842. S. 997.) " 


L 


Drittes Kapitel. 


der verbotenen Aufnahme von Zuden aus anderen 
Landestpeilen. 


e + Din. ded Inn u. der Pol, (v. Rochow) v. 5. Mai. 1837 
Op zu Frankfurt a. d. O. | | Bi 
- At. moiebere ich auf den Ber. u. 13. v. Ma daß ich Feine Veranlaffung 
r , welche das dortige Oberlandesgericht in dem in der fiskaliſchen Uns 
8 wiber den Kaufmann N. zu N. wegen Annahme eined Pofener Juden in fei- 

ergangenen Erkenntniſſe ausgefpracgen bat, unb nad) weldher die im $. 35 
11. März 1812 für Aufnahme fremder Juden feftgefegte Strafe bei ber 
Einlindifcher, mit dem Staatsbürgerrechte nicht becheiligter Juden nicht ſtatt⸗ 
AR, entgegen zu treten. Da indeflen das Mebergie en von Juden aus einer 
8 eine andere mit verfchiebener Geſezggebung im meinen jeboth ohne befons 
ſanordnung verboten ift, fo-bleibt der K. Neg. ͤb«cEſſan, dieſes VSorbot durch 
blatt einzufchärfen und deſſen Uebertsetung von Seiten derer, welche dergleis 
Bohne Crlaubnig bei fich aufnehmen, mit einer Polizeiſtrafe von fünf Thirn. 
A, (Ann. 3X G. 468. — 
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Die Berhaltniſſe auslänbifcher J. zum Preuß. Staats, a2 
Zweites Kapitel. j 


Eanbestheilen weldhe zum .Großberzogttum Wars 
gehörten!) und insbefondere im Großherzogthum 
Dofen. . | 


ch ben beiden großherzoglich Warſchauſchen V. v. 20. März 1809 
DFt. 18122) war beflimmt, daß nur diejenigen ausländifchen Ju⸗ 
mommen werben follten, welihe wenigſtens ein Vermögen von 
nachweifen oder barthun würden, daß fie in beſtimmten Hand» 
fahren wären. Diejenigen, welche ein Wermögen von 10000 The. 
m und biefe zu Fabriten anlegen würden, dabei polniſch, frans 
der deutſch leſen und fchreiben Fännten, nnd fich verbindlich mach» 
Kinder vom Tten Lebensjahre an, in die öffentlichen Schulen zu 
auch fich Außerlich nicht auszeichneten (nicht Judenkleidung trü- 
Uten von der Konfeription, und wenn fie Aderleute oder Hand» 
ären, auf 6 Jahr von allen öffentlichen Laſten und Abgaben bes 


Himmte, hiervon zum Theil, jeboch ohne Angabe eines Grundeb 
k u ur 
ı 8, des K. Min. des Inn, (Erſte Abthl. Köhler) v. 17. Mai 


Bi, wird in Beſcheidung auf Ihre —* v. 19. v. M. erbffnet, daß bie 
aAll dreuß. Staatsbürger in der Regel nur ſolchen fremden Juden zugeſtan⸗ 
"eben pflegt, welche entweder eine gemeinnuͤtzige Kunſt oder Wiſſenſchaft gehoͤ⸗ 
t haben und wirklich betreiben, ober aber, wenn fie zur Klaffe der Gewerbes 
ı gehen, ein eigenthümliches Vermögen non wenigftens 5000. Rthlx. mit in 
zu beingen fich verpflichten, und fich über ben Beſitz eines ſolchen Bermoͤgens 
Id ausgumeifen im Stande find. SE En 
ne Grforderniffe der Naturalifation find außerdem: dee Nachweis eines uns 
en Lebenswandels und hinlängliche Kenntniß ber deutſchen Sprache, um ſich 
hi jeietigen Kuffägen bedienen zu können. En : 


| Deittes Kapitel. | 
ung des Staatsbürgerrehtd Seitens ausländifcher 
Juden durch Heirath und Abſtammung. 
8 Staatöbürgerrecht wird der Ausländerin zu Theil, die einen ins 
ı jädifchen Staatsbürger heirathet. une ae 


des K. Min. bes Inn. (Erſte Abthl. Köhler) v. W. März 
die K. Reg zu Münfter. 


erzeichnete Din. kann mit den Anfichten, welche die K. Reg, in dem Berichte 
R., betreffend das Geſuch des Iſraeliten N. N. um Geftattung ber Verhei⸗ 
ander en nbifihen Jüdin, entwidelt hat, unter mehreren Beziehungen 
fanden fein. 

meinen ermangelt ed an aller gefeglichen Befugniß, die juͤdiſchen Bewohner 
3. Monarchie wieder vereinigten oder neu hinzugekommenen Provinz in ihren 
yeftehende, von Sr. Königl, Maj. bis auf weitere Anordnung beftätigten 
wohl bergebrachten Rechten zu befchränten, fofern nicht ausnahmsweife ge⸗ 
ränkungen ausdrücklich vorgefchrieben find, die aber jedenfalls aud) nicht ver: 
iger Auslegung der daruͤber eriheilten Vorfchriften verfchärft werden türfen. 
Igt, daß ba, wo ben einlaͤndiſchen Juden kraft der beſtehenden Verfaſſung 
‚ einen eigenen Hausſtand zu begründen, und felbftändig erlaubte Gewerbe 


Abthi. I. Abſchn. II. IV. 
be ©..©. IV. ©. 288 und IU, ©, 345. 
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zu betreiben, ihrer Freiheit hierunter ein Zwang angethan werben Tann. 
wenig find dergleichen Juden in Anfehung ber Verbeirathung zu befchränfen. 

Denn ſich der R. 3. nun aber in dem Kalle befindet, weder in ber einen, n 
derer Rückſicht mehr als andere Einwohner jenes Lanbestheiles einer Beſchrä 
terworfen werben zu können, fo bleibt nur übrig, die Zuläßigkeit feiner Bert 
mit einer Ausländerin zu unterfudhen. 

Das Verbot der Berflattung ausländiſcher Juden, im Einlande ein Unterko 
Dienftboten zu fuchen, ift auf diefen ganz verfhiebenartigen Fall auch nicht dir 
logiſch anzuwenden. Ein befonderes Verbot der Verheirathung einländifcher © 
Ausländerinnen eriftiret nicht. Ein ſolches würde auch offenbar eine nicht 
Härte involoiven. Unter die Kathegorie der für jeht noch unferfagten Einm 
ausländticher Juden laſſen die Hülle, mo jüdiihe Untertbanen ehelihe Bat 
mit Ausländerinnen einzugehen beabfichtigen, ſich nicht füglid) bringen. De 
ar Der Minijterium hält alfo dafür, daß dergleichen Verbindungen in allen $ 
verftatten find, wo nicht befondere Gründe, welche in den perfönlichen Verhalt 

ur Heirath ausgewählten Ausländerinnen beruhen, entgegenftehen. Grüne Wi 
Dat die K. Reg. in Betreff der Verheirathung des N. N. mit der N. N. au 
nicht zur Anzeige gemacht, und Sie wird daher hiermit veranlaßt, dieſe Vechcha 
zuzugeben. - (Ann. IX. ©. 164.) 


2) Extrakt aus dem R. d. 8. Min. ded Inn. (Erfte Abth. KM 
28. Dt, 1825 an die K. Reg. zu Pofen. | 
Die Nichtzulaffung der Verheirathung einheimifcher Juden mit auslä 
nen, welche der Vorfchrift des General⸗Juden⸗Reglements v. 17. April 
rückfichtlich des Vermögens⸗Nachweiſes genügt haben, ift gefeglich gar 
den !). Die allgemeine Beftimmung, nad welcher ausländifchen Juden fk 
Regel die Rieberlaffung im Großherzogthume Yofen nicht erlaubt werde n 
Bälle der befchtiebenen Art felbfirebend Leine Anwendung finden, da Fid 
mung augenſcheinlich darauf nicht bezieht, unb der K. Reg. ſteht es b 
zu, über das Geſetz jelbft Hinauszugehen. (Ann. IX. ©. 1054.) “ 


3) R. des K. Min. des Inn. und der P. (v. Brenn) v. 30,0€] 
an das K. Dber-Präfidium zu Pofen. r 
Ew. 2c. erwiebere ich auf Ihren Ber, v. 16. d. M., daß fo eben über bie 
der bürgerlichen Verhältniffe der Juden in ben neuen und wiebererworbenmn 
verhandelt wird, und es baher nicht an der Zeit iſt, jest bieferhalb irgend 
mungen zu erlaffen. ' 

Was nun bie auf Anlaß des abfchriftlich mitgetheilten Ver. der K. Rep 
berg v. 23. Nov. c. bas bei ber Verheirathung inländifher Juden mit a 
Südinnen zu beobachtende Verfahren betreffend, von Em. 2c, vorgetragenen Zul 
langt, fo bin ich 


ad 1. mit Ihnen darin einverſtanden, daB Über die Art, wie der nach dem! 
Juden⸗Reglement v. 17. April 1797 erforderliche Nachweis, daß bie 
difche Juͤdinn ihrem zukünftigen Ehegatten ein Heirathsgut von 500 Ru 
bracht, zu führen fei, keine beftimmten Vorſchriften errheitt werben Hin 
dern ed nur der pflichtmäßigen Beurtheilung der Landesbehörden überk 
ben Tonne, In welcher Art fie den Beweis verlangen, und als geführt « 
wollen; 

ad 2. muß allerdings, da das G. v. 17. April 1797 im NegsDiftrikt nicht 
worben, bis auf weitere Beflimmung nad dem Generals$uben Pri 
17. April 1750 verfahren werben; 

ad 3. aber bleibt es der Regierung überlaffen, zu arbitriren, welche Summe 
zumeifenden Vermögens ald dem Gefeg entiprechend zu betrachten fei, 
nichts dagegen erinnert werden können, wenn fie die im G. v, 17. T 
feftgefegte, ald Norm annimmt. (Ann. XIV, ©. 786.) 


Die Beftimmung der vorflehenden Verfügung war nicht gefehlli 
Die Gen. Juden⸗Regl. dv. 17. April 1750 und 17. April 1797, ar 
bier zurüdigegangen wird, find theild Durch das Ed. v. 11. Mär 











1) Daß auf die Beflimmung dieſes Längft aufgehobenen Geſetzes nicht 8 
nommen werben Tönne, ift dargethan Abth. Fr Abſchn. ER 
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- in Beziehung auf die zum Herzogthume Warfchau gekommenen 
heile — durch die Juden» Berfaffung des Letzteren antiquirt *), alfo 
tſcheidung der Frage ohne Einfluß. Die ausländifche Jüdin, welche 
uändifchen Juden heitathet, wird von felbft Inländerin, ohne daß fie 
einen Nachweis eingebrachten Vermögens zu liefern hätte. Der er⸗ 
5 flügt fih auf allgemein und von Preußen indbefondere anerkannte 
echtliche Prinzipien. Durch die V. v. 1. Juni 1833. 6. 25 ift jeboch 
8 Großberzogtbum Pofen wiederum eine Beflimmung, ähnlich der 
‚8.30. Dec. 1830 gedachten, eingeführt worden. 
Ein Ausländer erlangt durch Heirath einer inländifchen Jüdin wer 
4 Nicderlaffungs-Recht in Preußen, noch, den Umftänden nach, das 
He Staats bürgerrecht. Ueber dieſen aufanerfannten Prinzipien ruhen: 
® für die alten Provinzen im $. 19 des Ep. v. 11. März 1812 aus 
ir Sat Bemeft dad R. des Min. des Inn. (Erfte Abth. Köh- 
1. d. Febr. . 
R. Reg. wird in Befcheidung auf den Ber. v. 25. v. M. eröffnet, daß fremben 
weiche ſich mit einheimiichen Zübinnen verheirathet haben, die Niederlaflung tm 
teum diefer Verheirathung willen nicht zu verftatten iſtz indem vielmehr 
bot der Aufnahme in einländifhe Provinzen auch auf dergleichen Juden volle 
ne ee Rad biefer Vorſchrift ift in der Regel zu verfahren. 


Ka Betreff der Kinder ausländifcher Juden, die mit ihrer in zwei⸗ 
Im Preußen Tebenden Mutter in's Land gefommen, bemerkt das R. 
* We Inn. (Erſte Abth. v. Meding) v. 26. Mai 1840 an das 
Yelleium zu Berlin: 
ben mer 8. d. M. einberichteten Verhältniffen hat es gar kein Bedenken, We 
® alter, der verehelichten N. aus Schneidemüht, befindliche Tochter in hiefiger 
fener ae daher das K. PoligeisPräfibium berfelben den Aufenthalt hier⸗ 
Gefkstten hat. 
* 8 eine große Härte fein würbe, eine noch minderjaͤhrige 14 jährige Toch⸗ 
den Vater verloren, von der Mutter um deswegen zu entfernen, weil 
ker Ehe bier verheirathete Mutter, nicht aber die Tochter, die Rechte dee alte 
1 Suben hat, fo möge das K. Polizei-Präflbium in Zukunft, bevor daſſelbe fo 
tniſſe ftört, wie bei Ausführung des Beſcheides v. 6. März d. J. ges 
Ra würde, in ähnlichen Fällen vor Erlaß einer Berfügung beim Minifterium 
(BR. Bl. 1840. Nr. 376.) 








weiter Abfchuitt. 


mungen über die Geflattung des Aufenthaltes auslän: 
bifher Juden im Preußifchen Staate. 
Exftes Kapitel. | 
Allgemeine Beflimmungen. 
l. 
In Anſehung der alten Provinzen. 

8 Ed. v. 11. März 1812 beftimmt in diefer Beziehung in den 
-38 wie folgt: 


$, 34. 
Inden, als ſolche, dürfen weder als Rabbiner und Kirchenbediente, noch als 


vgl. hierüber die Note 1. zum R. v. 28 Okt. 1826. 
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zu betreiben, ihrer Freiheit hierunter Rein Zwang angethan werben Tann. 
wenig find, dergleichen Zuben in Anfehung der Verheirathung zu beſchraͤnken. 

Wenn fich der N. R. nun aber in dem Falle befindet, weder in ber einen, ı 
derer Rückſicht mehr als andere Einwohner jenes Landestheiles einer Beſchrä 
terworfen werden zu können, fo bleibt nur übrig, bie Zuläßigkeit feiner Bert 
mit einer Auslänberin zu unterfuchen. 

Das Verbot der Verſtattung ausländiſcher Juden, im Einlande ein Unterko 
Dienftboten zu Tuchen, ift auf biefen ganz verichiebenartigen Fall aud) nicht en 
logifh anzuwenden. ‚Ein befonderes Verbot der Berheirathung einländifcer 
Ausländerinnen eriftiret nicht. Ein ſolches würbe auch offenbar eine nicht 
Härte involviren. Unter die Kathegorie der für jeht noch unferfagten Ein 
ausländiicher Juden laſſen die Kalle, wo jüdifhe Untertbanen eheliche Bart 
mit Audländeripnen einzugeben beabfichtigen, ſich nicht füglid bringen. De 
ar Der Minijterium hält aljo dafür, daß dergleichen Deine I allen $ 
verftatten find, wo nicht befondere Gründe, welche in ben perfönlichen Verhain 

ur Helrath anagemählten Ausländerinnen beruhen, entgegenftehen. Grüne Wi 
dat die K. Reg. In Betreff der Verheirathung des N. N. mit bee N. R. uf 
nicht zur Anzeige gemacht, und Sie wirb daher hiermit veranlagt, diefe Vechcha 
zuzugeben. (Ann. IX, ©.164.) - u 

2) Extrakt aud dem R. d. K. Min. ded Inn. (Erfte Abth. sW 
28. Olt. 1825 an die K. Reg. zu Polen, u 

Die Nichtzulaffung der Verheirathung einheimifcher Juden mit auslä 
nen, welche der Vorſchrift des General⸗Juden⸗Reglements v. 17. April 
vücfichtlich des Bermögens-Ntachweifes genügt haben, ift gefeglich gar 
den !). Die allgemeine Beftimmung, nad welcher ausländifchen Juden 
Regel die Nieberlaflung ini Großherzogthume Poſen nicht erlaubt werde n 
Bälle der beſchtlebenen Art ſelbſtredend Leine Anwenbung finden, da ſtich 
mung augenſcheinlich darauf nicht bezieht, unb der K. Reg. fteht es b 
zu, über dad Geſetz felbft Hinauszugehen. (Ann. IX, &. 1054.) "a 


3) R. des K. Min. des Inn. und der P. (v. Brenn) v. 3, 
an das K. Dber-Präfidium zu Pofen. 

Ew. 2c. erwiebere ich auf Ihren Ber. v. 16. d. M., daß fo eben über bie 
der bürgerlichen Verhältniſſe der Juden in den neuen und wiebererworbenmn 
verhandelt wird, und es daher nicht an ber Zeit ift, jest dieſerhalh irgend 
mungen zu erlafien. 

Was nun bie auf Anlaß bes abſchriftlich mitgetheilten Ver. der K. Rey] 
berg v. 23. Nov. c. das bei der Verheirathung inländifcher Juden mit a 
Zübinnen au beobachtende Verfahren betreffend, von Em. 2c. vorgetragenen 
langt, fo dm ih . 

ad 1. mit Shpen darin einverſtanden, daß Über die Art, wie der nach dem! 
Juden⸗Reglement v. 17. April 1797 erforderliche Nachweis, daß die 
diſche Juͤdinn ihrem zukünftigen Ehegatten ein Heirathsgut von 506 Rt 
bracht, zu führen fei, keine beftimmten Vorfchriften ertheilt werben bu 
bern es nur ber pflichtmäßigen Beurtheilung der Landesbehörden überlt 
ben Fünf, in welcher Art fie ben Beweis verlangen, und als geführt « 
wollen; 

ad 2. muß allerdings, da dad &. v. 17. April 1797 im NegsDiftrikt nicht 
worden, bis auf weitere Beſtimmung nad bem Generals$uben Pri 
17. April 1750 verfahren werben; 

ad 3. aber bleibt es der Regierung überlaffen, zu arbitriven, welche Summe 
zumweifenden Vermögens ald dem Gefeg entfprechend zu betrachten fei, 
nichts dagegen erinnert werden können, wenn fie bie im G. v. 17, I 
feftgefegte, als Norm annimmt. (Ann. XIV, ©, 786.) 


Die Beitimmung der vorfiehenden Verfügung war nicht geſetzli 
Die Gen. Juden⸗Regl. v. 17. April 1750 und 17. April 1797, ar 
bier zurüdgegangen wird, find theild Durch das Ed. v. 11. Mäı 


— — — — — —— — 
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1) Daß auf die Beſtimmung dieſes Längft aufgehobenen G 8 nicht 9 
nommen werben koͤnne, ift bargethan Ahth, Kasten, — 
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- in Beziehung auf die zum Herzogthume Warfchau gelommenen 
heile — durch die Juden» Berfaffung des Letzteren antiquirt 2), alfo 
tſcheidung der Frage ohne Einfluß. Die ausländifhe Jüdin, welche 
ländifchen Juden heirathet, wird von ſelbſt Inländerin, ohne daß fie 
eimen Nachweis eingebrachten Vermögens zu liefern hätte. Der er⸗ 
5 ſtützt fih auf allgemein und von Preußen indbefondere anerkannte 
echtliche Prinzipien. Durch die V. v. 1. Zuni 1833. 6. 25 ift jedoch 
& Großherzogthum Pofen wiederum eine Beflimmung, ähnlich der 
‚8.30. Dec. 1830 gedachten, eingeführt worden. 
Ein Ausländer erlangt durch Heirath einer inländifchen Jüdin wer 
hNiederlaffungs-Necht in Preußen, noch, den Umftänden nach, daB 
He Staaröbürgerrecht. Ueber dieſen aufanerfannten Prinzipien ruhen» 
ad für die alten Provinzen im $. 19 des Ev. v. 11. März 1812. aus⸗ 
dam Sat bemertt dad R. des Min. des Inn. (Erfte Abth. Köh: 
b.d. Febr. . 
RK. Reg. wird in Beſcheidung auf ben Ber. v. 25. v. M. eröffnet, baß fremben 
weiche fich mit einheimijchen Südinnen verbeirathet haben, die Nieberlaflung im 
Btaate um diefer Verheirathung willen nicht zu verftatten iſtz indem vielmehr 
bot der Aufnahme in einländifche Provinzen auch auf dergleichen Juden volle 
‚ne par Mac dieſer Vorſchrift ift in der Hegel zu verfahren. 
in Betreff der Kinder ausländifcher Juden, die mit ihrer in zwei⸗ 
: in Seeußen febenden Mutter in's Land gekommen, bemerkt das &. 
n. Ve &nn. (Erſte Abth. v. Meding) v. 26. Mai 1840 an das 

Yılldium zu Berlin: 

wein 8. d. M. einberichteten Verhältnifien hat es gar Fein Bedenken, bie 
® Günter, ber verehelichten N. aus Schneidemuͤhl, befindliche Tochter In hiefiger 
N bulben, baher das K. PoligeisPräfidium derſelben den Aufenthalt hier⸗ 


at. 
ir ve große. Härte fein würde, eine noch minberjährige 14 jährige Toch⸗ 
ben Bater verloren, von ber Mutter um deswegen zu entfernen, weil 
Fehr Che hier verheirathete Mutter, nicht aber die Zochter, die Mechte dee alte 
a JFuben hat, fo möge das K. Polizel-Präfibium in Zukunft, bevor daſſelbe fo 
tniſſe ftört, wie bei Ausführung des Beſcheides v. 6. März d. I. ger 
fa mirde, in ähnlichen Fällen vor Erlaß einer Berfügung beim Miniſterium 

(8. MR. Bl. 1840. Rr. 376.) 


Zweiter Abſchuitt. 


mungen über bie Beflattung bes Aufenthaltes auslän: 
bifher Juden im Preußifhen Staate, 


Erftes Kapitel. 
Allgemeine Beflimmungen. 
l. 
In Anfehung der alten Provinzen. 
8 Ed. v. 11. März 1812 beftimmt in diefer Beziehung in den 
38 wie folgt: 


8. 34. 
Tuben, als foiche, dürfen weder als Rabbiner und Kirchenbediente, noch ale 


vgl. hierüber die Rote 1. zum R. v. 28 Okt. 18256. 
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ehrburſchen, noch zu Gewerks⸗ ober Hausdienſten angenommen werben. (58 
ich jedoch dieſes nicht auf diejenigen vergeleiteten Juden, welche ſich zur Zelt ber 
ation des gegenwärtigen Edikts bereits e unfeen Staaten befinden. 

Diejenigen einländifchen Juden, welche gegen dieſe Borfchrift ($. 84) hanbein, ı 
len -in 300 Rthlr. Strafe, ober im Falle des Unvermögens, biefe zu erlegen, in ein 
wegen ber Verwandlung ber Strafen vorhandenen allgemeinen Vorfchriften angen 
Selängnißftrafe, und der fremde Zube muß über bie Gränge gefhafft werden. 


. 0 3 0 
Auslaͤndiſchen Juden iſt der Eintritt in das Land zur Durchreiſe oder zum 
erlaubter Handelsgeſchäfte geſtattet. Weber das von denſelben und gegen bie® 
beobachtende Verfahren, ſollen die Polizei-Behörden mit einer befonderen Ira 


verfehen werben. 


. §. 37. 
Megen des Verbots wieder das Haufiren überhaupt, hat es bei den Polige— 
auch in Abficht der Juden fein Bewenben. 


.$. 38. 
In Königsberg in Preußen, in Breslau und Frankfurt an ber Ober dirf J 
an fo lange die Meßzeit dauert, mit Genehmigung ber Obrigkeit, 
alten. 


2. Infir. des Staatöfanzlerd v. Hardenberg v. 25. Juni KX 


fammtl. Reg. 

An dem 6. 36 des Ed. v. 11. März d. J. ze. ift noch eine befonbere Inſtr— 
die Polizei:Behörben über das gegen bie ins Lanb kommenden ausländifher =: 
beobadytende Verfahren vorbehalten worben. In Bezug darauf wirb zuven e 
inmerung gebracht, daß bie Abſicht des Edikt dahin geht, daß, nach Erfüllum? 
6$. 3. und 4. deſſelben vorgefchriebenen Bedingungen, nicht blos die im $-1.-.. 
ten jüdiſchen Glaubensgenoffen unb deren Zamilien, die mit Generalprivilegges 
ralifationspatenten, Schugbriefen und Konzeffionen verfehen find, für Ginera 
Preußifche Staatsbürger angenommen werben follen, ſondern daß fich dieſs J 
ftrecdet auf fämmtliche jüdiihe Slaubensgenoflen beiderlei Gefchlechts, die, - 
Belig einer befondern obrigkeitlichen Erlaubniß dazu, zu ber Zeit der Pub 
Geſetzes fi im Lande befunden und an dem Orte ihres Aufenthalts als Le— 
lehrte, Künftler, Studenten, Handlungs: und Gemwerbegehülfen, d 
und Haußbienftleiftungen, oder durch andere Erwerbzweige ſich redlich erh 
&8 find daher nach der Vorfchrift des $. 34. des Edikts, nur diejenigen ime- 
findlichen jüdifhen Glaubensgenoffen ale Ausländer zu behandeln und for 
welche ſich in das Land einichleichen, und ohne einen eigenen Ermwerbzmwei g 
öffentliche und Privatunterftüsung fich erhalten haben. 

In Anfehung ber künftig in die Preußiſchen Staaten kommenden ausländi 
benögenoffen, it 

4) zwifchen ſolchen ausländifhen Juden, die blos ald Reifende das Lan 

und folcyen, die im Lande Gefchäfte treiben wollen, zu unterfcheiden. I 
fteren betrifft, fo find dielelben im Allgemeinen genau eben fo, wie alle a 
den in ober durch das Land Reifenden zu behandeln, uud wird hierüber 
in dem bevorftehenden befonderen Paßreglement beftimmt werben. 8 
von allen betreffenden Behörden mit Sorgfalt darauf zu halten: 

a, daß kein ausländifcher Jude ohne einen befondern unverdächtigen R 
DOrtsobrigkeit, welcher die Beſchreibung feiner Perfon, die Benenn 
feines bisherigen Aufenthalts, die Angabe feines Standes und € 
den Zweck und das Biel feiner Reife enthalten muß, ins Land gr 
und daß befonders Wagabonden und Bettler jüdifcher Religio: 
wenn fie mit einem folhen Paffe verfehen find, jedoch einen not! 
zuläffigen Reiſezweck und eine erlaubte Beichäftigung in biefige 
nachweiſen können, fchlechterdings nicht über die Gränze gelaffen 

b. daß bei dem Zuſammenreiſen mehrerer Perfonen, jede einzeln, in 
zu der Kamilie oder der Bedienung eines Mitreifenden gehört, ı 
den Reiſepaß deffelben zweifelfrei nachgewieſen ift, einen befonde 
fer Art mit ſich führe, und 

c, daß der fremde jübifche Reiſende von der erften einländifcher 
beren Sitz er berührt, zu feiner weiteren Reife im Lande einen 
laſſe, der gleichfalls bie Befchreibung feiner Perfon, die Reiſere 
der Beflimmung enthalten, und von den Polizeiobrigkeiten un 
vifirt werden muß. 
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N ickſicht auf bie ausländiſchen Juden, bie innerhalb Landesgeſchäfte treiben 
vie, bet gleichfalls alles dasjenige Anwendung was unter 1) wegen ber Er⸗ 
Werlihkeit ber Reiſepäſſe feftgefest ift. Außerdem kömmt es aber bei folchen fer- 
—X an, ob dieſelben Buͤrger oder Angehoͤrige eines Staats ſind, in welchem 
— alle ftaatsbürgerliche Rechte haben, ober nicht. Im erſteren Falle find fie 
| | (gemeinen, wie bie Shriften ihres Waterlandes zu behandeln, und ift nadı 


% 


bis 160 des G. v. 7. Sept. 1811, die polizeilichen Verhältniffe der Gewerbe 
md, zu verfahrenz jedoch ſoll ſolchen juͤdiſchen Ausländern nicht anders, als 
; ai ngepolter Genehmigung bes allgemeinen Polizeibepartements, bie Erlaubs 
i und der Gewerbeſchein dazu ertheilet werden, ein Gewerbe umherziehend zu 


— Juden, die in ihrem Vaterlande nicht alle ſtaatsbürgerlichen Rechte 
n, iſt innerhalb Landes blos ber Ankauf Preußiſcher Produkte und Fabrikate 
Id der Berkauf der Produkte und Fabrikate desjenigen Staats, in dem ſie ihre 
rimath ben, und zwar lediglich auf offenen Märkten ober in großen Handels⸗ 
Äsen geftattet. Aller andere Gewerbebetrieb und Handel und befonders ber Des 
E und Haufichandel, imgleichen alles Kommiffions- und Spebitionögefchäft, 
bt ihren unterfagt. 

beforz tere Vergünftigung, welche den Zuben, als ſolchen, zeither auf ber 
metei Meſſe ober fonft irgendwo züigeftanden fein mag, hört hingegen gaͤnz⸗ 


rnach hat die K. Reg. fi Eünftig gemeffenft zu achten und bemgemäß bas 
Te zug veranlaffen. (Sämmtliche Amtsbl.) 


Il. 
In Anfehbung des Sroßherzogtbumd Pofen. 


8. I: der V. v. 1. Yuni 1833 disponirt: Ä 

es Juden ift der Eintritt in das Land zur Durchreife ober zum Betriebe 
* eſchäfte geſtattet. Das Verfahren gegen dieſelben beſtimmen die er⸗ 
% der Rod; zu ertheilenden polizeilichen Vorſchriften. 


ur In. 
5 Berpütung bes Einſchleichens ausländifcher Juden. 


oh Daßnerfapren in Betreff ausländifper Juden?). 


Uraeuerted nnd gefchärftes Edikt wegen der überhandnehmenden 
1 Bettel, Juden v. 12. Dec. 1780. 


Friedrich 2c. thun und und fügen hiermit zu wiſſen, daß Wir, ohnerachtet ber 
infonderheit unterm 13, Nov. 1719, 10. Dec. 1720, 21. San. 1725, 
Bert..1733, 3. San. 1737, 9. Sept. 1738 und 28. April 1748 wider das Einſchlei⸗ 
Rember Bettel⸗ Juden ergangenen V. und Ed. dennoch miffällig wahrgenommen 
baß diefes Uebel ſehr überhand genommen, und die bawiber gegebenen Geſetze 
Hnzlich außer Acht gelaſſen, diejenigen, welchen die Abhaltung ſolchen Geſindels 
een Landen obgelegen, wegen Vernahläßigung ihrer Pflicht nicht zur Verant⸗ 
gezogen worben, bie Bettel⸗Juden aber durch allerlei falfche Worwendungen 
s @ingang und Aufenthalt in Unfern Landen zu verichaffen gewußt haben, Wir 
demnach aus Lanbesväterlicher Vorſorge nöthig gefunden, oberwähnte V. und 
mit folche für das Künftige genauer und zuverläfliger, als bisher gefchehen, 
tet unb ausgeübt werben, hiermit und Kraft biefes dahin zu ertendiren, und 
us beſtimmen, daß 
sein Fremder Jude überhaupt, welcher zu Fuße, und nicht mit eigenem ober ges 
mm Fuhrwerke, ober mit der Poft, oder zu Pferbe kommt, von nun an in Unfere 
ingelaflen, fondern eines von feiner fremden Schutzobrigkeit habenden Paſſes 
ugniſſes ungeachtet, ſofort an den Graͤnzort zurückgewieſen werden ſoll. 
on den zu Fuße reiſenden Juden aber ſind nur allein diejenigen durch und ins 
laſſen, welde entweder zur Frankfurter Meſſe gehen oder 50 Thaler bei ſich 













in Anſehung der inlaͤndiſchen Juden vergl. Abth. I. Abfchn. III. Kap. IL 
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Lehrburfchen, noch zu Gewerks⸗ oder Hausbienften angenommen werben. (& ala 
ſich jedoch diefes nicht auf diejenigen vergeleiteten Juden, welche fich zur Zeit ber yes 
Tation bes gegenwärtigen Edikts bereit in Unfern Staaten befinden. 


$. 35. 

Diejenigen einlänbifchen Juden, welche gegen diefe Borfchrift (5. 34) Handeln, vis 
len in 300 Rthlr. Strafe, oder im Kalle des Unvermögens, dieſe zus erlegen, in einge 
wegen der Verwandlung ber Strafen vorhandenen allgemeinen Vorſchriften angenche 
Sefängnißpftrafe, und der fremde Jude muß Ober die Gränze gefchafft werben. 


Ausländifchen Juden ift der Eintritt in das Land zur Durchreife ober zum 
erlaubter Handelögefchäfte geftattet. Weber das von denfelben unb gegen bien 
beobadytende Verfahren, follen bie PolizeisBehörben mit einer befonderen 
verfehen werben. 


8. 37. 
Megen des Verbote wieder bad Haufiven überhaupt, hat es bei ben Polizelsäde 
auch in Abficht der Juden fein Bewenden. 


$. 38. 

An Königsberg in Preußen, in Breslau und Frankfurt an ber Oder dürfen kat 
333 fo lange die Meßzeit dauert, mit Genehmigung ber Obrigkeit, fiä « 

alten. 

2. Inſtr. des Staatskanzlers v. Hardenberg v. 25. Juni 1811: 
ſaͤmmtl. Reg. 

In dem $. 36 des Ed. v. 11. März db. 3. ⁊c. ift noch eine befonbere Snftrultiaz 
die Polizei: Behörden über das gegen die ins Land kommenden auslänbifchen Ikr 
beobadytende Verfahren vorbehalten worden. In Bezug darauf wirb zuvörberf:k 
innerung gebracht, daß die Abficht des Edikt dahin geht, daß, nach Hung dam 
65. 3. und 4. beffelben vorgefchriebenen Bedingungen, niht blos die im $. 1. ham 
ten jüdifchen Glaubensgenoffen und deren Familien, die mit @eneralprivilegin, kz 
ralifationspatenten, Schugbriefen und Konzeffionen verfehen find, für Einländaa 
Preußifche Staatsbürger angenommen werden follen, fondern daß fich dieſes auge 
ftrediet auf fämmtliche jüdifhhe Glaubensgenoſſen beiderlei Geſchlechts, die, ohne i 
Belig einer befondern obrigkeitlihen Erlaubniß dazu, zu der Zeit der Publikalienu 
Geſetzes ſich im Lande befunden und an dem Orte ihre Aufenthalts als Lehrer, 
lehrte, Künftler, Studenten, Handlungs: und Gemwerbegehülfen, durch du 
und Hausdienftleiftungen, oder durch andere Erwerbzweige fi redlich erhalten hir 
Es find daher nad) der Vorſchrift des 8. 34. des Edikts, nur diejenigen im Lanık 
findlichen jüdifhen Slaubensgenoffen als Ausländer zu behandeln und fortzufäee 
welche ſich in das Land einſchleichen, und ohne einen eigenen Erwerbzweig nurtei 
öffentliche und Privatunterftügung ſich erhalten haben. 

In Anfehung der Fünftig in die Preußifchen Staaten fommenben ausländifhenße 
bensgenoffen, iſt 

1) zwifchen ſolchen ausländiſchen Zuden, die blos ald Reifende das Land bez 

und folchen, die im Lande Gefchäfte treiben wollen, zu unterfcheiden. Was biel 
fteren betrifft, fo find diefelben im Allgemeinen genau eben fo, wie alle andere 
den in ober durch das Land Neifenden zu behandeln, uud wirb hierüber vaeRu | 
in dem bevorjtehenden befonderen Paßreglement beflimmt werben. Bis dahat 
von allen betreffenden Behörden mit Sorgfalt darauf zu halten: 

a. daß fein ausländifcher Jude ohne einen befondern unverbächtigen Heifepaf fie 
Drtschrigteit, welcher die Beſchreibung feiner Perfon, die Benennung bes de 
feines bisherigen Aufenthalts, die Angabe feines Standes und Gewerbes, 
ben Zweck und das Ziel feiner Reife enthalten muß, ins Land gelaffen ven 
und daß beienders Bagabonden und Bettler jübifcher Religion, ſelbſt dam 
wenn fie mit einem ſolchen Paffe verfehen find, jedoch einen nothwendigen m 
zuläffigen Reifezwed und eine erlaubte Beſchäftigung in hiefigen Landen nit 
nachweiſen koͤnnen, ſchlechterdings nicht über die Gränze gelaffen werben, ferne 

b. daß bei dem Zufammenreifen mehrerer Perfonen, jede einzeln, in fofern fie wi 
zu ber Bamitie —F der Beoienung eines Mitreifenben gehört, und biefes bach 

en Reiſepa elben zweifelfrei nachgewieſen ift, einen befon 
fer Art mit ſich führe, und i N ſondern Beifepap We 

e. daß der fremde jübifche Reiſende von ber erften einländifchen P 
deren Sitz er berührt, zu ſeiner weiteren Reiſe im Lande einen 
aſ F —— Zeſcheeituns feiner eo die Reiferoute und ben De 

er Beſtimmung enthalten, und von den Polizeiobrigkeiten terweg 1 
vifirt werben muß. Poliz un es 
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—8 5 DE mit — Strafe, wie die durch ſolche feine Hülfe eingeſchli⸗ 
Kt aud fremde Bettel⸗Juden, weiche, wenn fie auf Nebenwegen fi einge: 
Bay it feinem vorfchriftgmäßigen Atteft verfehen fein können, nit unter dem 
Ra j daß fie einländifhe Schub: Tuben oder derfelben Bebiente und Angehörige 
du M ande aufhalten und herumvagiren können, fo foll jeder einlänbifhe Schud⸗ 
dunafen, bie er zu Fuß thut, feinen Geleitöbrief oder ein Atteft der Obrigkeit 
Op ‚ zu feiner Legitimation, bei fich führen, und wenn er einen Bebienten ober 
ie ſen zu Fuß ausichickt, ihn mit chen dergleichen obrigkeitlichen Atteft verfehen. 
y mn ein Schutſude zu folhen Reifen für fich, nicht minder für denjenigen 
5 ienten, den er zu bergl. Reifen gebraudht, ein für allemal fi) geben laflen. 
er dasjenige Atteft, welches er einem zu Ausſchickungen gebraudyten Bebiens 
Agen läßt, demfelben, wenn er aus feinem Dienfte gebt, abnehmen, damit 
rauch davon zum Herumvagiren und Betteln gemacht werden koͤnne, wie 
nr ex dieſes unterlaffen, und daraus folder Mißbrauch entfteben follte, er 
eirı Ritfhulbiger angefehen und geftraft werden wird. Würde aber ein 
>b er deſſen Bebienter, obne erwähntes Atteft bei fich zu führen, auf eine 
Fr STE begeben, fo hat er zu gewärtigen und fich ſelbſt beizumeffen, daß er als 
EZ tr Betteljube fo lange, bis er fich hinlänglich legitimirt haben wird, ans 
R&D dem Befinden nad zum Arreft gebracht werden fol, Uebrigens iſt in 
wir cben fo, wie in denjenigen, welche fremden, gu Fuße einpaflirenden Zu: 
> erden follen, die Perfon nad, ihrem äußerlihen Anfehen zu befchreiben, 
ES a2: dem Stempelbogen von 4 Ggr. nichts mehr als 2 Ggr. Schreibgebühs 


mw ähteohrigkeiten, Zollämter, Schulzen und DorfsGerichte, Kreis und 

wer, Thorfihreiber, Tabaks⸗ und andere zur Entbedung ber Kontrebande 
u Mionen beftellte Aufpaffer und Bediente follen nicht nur befugt, ſondern 
» Wein, bie zu Fuße reifenden Juden fowohl beim Einpaſſiren in einen Ort 
b Sperbergen, als auch felbft auf den Heer» und anderen Straßen anzuhals 
Ben die Vorzeigung eines Attefted obgedachter Art zu erfordern, und wenn 
Su sicht aufmweifen Eönnen, oder die darin beftimmte Zeit ihres Aufenthalts 
EHE Den verfloffen ift, diefelben in den nächften Gerichtsort zum Arreft bringen 


>  zmüffen diejenigen, bei welchen dergleichen Suben auf bem platten Lande 
fort der Obrigkeit ober bem Schulzen daſelbſt ſolches anzeigen, und bie Ge⸗ 

tg ſich das Atteft vorzeigen laflen, bei deſſen Ermangelung oder befundener 
arg der Zeit des Aufenthalts im Lande aber ben unlegitimirten Juden arre⸗ 
Ihn dem Sandrathe des Kreifes oder dem Magiftrat der nächften Stadt, ober 
ken Yuftizamte zu deſſen Verwahrung in einem dffentlihen Gefängnifle ab⸗ 
Boxauf der Landrath, Magiſtrat oder Juſtizamt die Unterfuchung wider ihn 
N, und das aufgenommene Protokoll ber Krieges und Domainen⸗Kammer eins 
» diefe aber die Beftrafung fowohl des Juden, als derjenigen, bie ihn bis dahin 
& haben paffiren laffen, fo wie in der Kolge enthalten, gu veranlaflen hat. 


Nes nach dieſer zur gänzlichen Abhaltung fremder Betteljuden abzielenden und 
& feftgefegten Einrichtung nicht eigentlich darauf antommt, ob ein Jude wirklich 
IE hat, ſondern blos, ob er zu Füſſe reife und Kein Atteft von obgebadhter Art 
ber die bemerkte Zeit feines Aufenthalts im Lande ſchon verftrichen ift, um gegen 
einen unzuläffigen Vagabonden zu verfahren, fo Toll, fo oft ein ſolcher Zube 
e vorgefchriebene Bigilang oder aud) bei General : Bifitationen entdeckt wird, er 
ettelt Haben oder nicht, die fammarifche Unterfuhung allegeit mit dahin gerichs 


em, 

dachter Jude ins Land gelommen, 

Städte er durchpaflirt, und 

(hen Orten, auch bei wen er eingekehrt ift und übernachtet hat, ba denn jeder 
nigen, welche auf Betteljuden von Amtswegen vigiliven follen, aber ihn paf: 
affen, und die ihn beherbergt haben, zur Verantwortung gezogen und in vers 
imäßige Gelb: oder Leibesſtrafe genommen werben follen. 


il aber der bier vorgefchriebenen Mittel ungeachtet durch Vorſchub einländifcher 
en felbft, aus unzeitigem Mitleiden, obwohl zu ihrer eigenen Beläftigung, den: 
de Betteljuden ſich einfchleichen, und von ihnen gehegt werden können, fo foll 
jeder Schugjude, bei welchem ein fremder Zube ſich einfindet, fofort bei Zehn 
trafe, und im Wieberholungsfall bei Verluft feines Schug-Privilegiums, ohne 
zerwandtſchaft ober andere Berhältniffe und Bervegungsgründe entfhulbigen 
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a a ——— 
en uben uen 
Dienſde verſchrieben habe, probuciten irann, ” 
3) Einen dergl. n einem Gränzort ankommenden Juden, wenn er 
nen berg i Ruß un ei zort anko —ã—ùY — 


N gegen 2 Gyr. Schreibgebuͤhr, ohne Stempel, ertheilt werben. j 
4) Wenn ein folder Zube vom Graͤnz⸗Zoll⸗Amte feine Abfertigung gem weitern Eis 
paffiren ins Land erhalten, und vorgebachtermaßen an bie nädfte einländffche Obrigkeit 
verwieſen worden, fo muß biefe gleichfalls von feiner Qualtfitation zum weiter Gb 
gange ins Land, nad ben $. 2 beftimmten Erforbernifien fich Übergeungen, zb Ihm bir 
auf ein Atteft Darüber unter öffentlichem Amtsſiegel ertheilen, in welchem zugleiqch 

a) fen WohnungssDrt, _ 

b) die Stadt, wohin im Lande er reifen will, 0 

c) feine Anzeige im Allgemeinen von bem vorhabenben Gefchäft oder dem Zuwed fr 


cher Reife, 

d) die Längfte Zeit, welche er im Lande ſich aufzuhalten gebente, 

e) einige Beſchreibung feiner Perſon, nach ber ungefährlichen Größe und Yan iv 
fehen nach zu fchägenden Alter, der Farbe des Bartes und der Haare, uhr 
noch fonft etwa in die Augen fallenden Geſichts⸗Zeichen, ** 

ausgubefiden ift. Dit ſolchem Atteſt aber muß die Obrigkeit denfelben nicht auffektn, 
fondern moͤglichſt geſchwinde abfertigen, auch dafür außer dem Stenpelbogen vor 4 
nichts mehr ald 2 Gyr. Schreibgebühren nehmen, und ihn dabei belehren, daß es 
Atteft nebft dem Paß des Gränz: Zoll: Amts bis zu feiner Rückkehr außerhalb Lad 
wohl aufzuheben habe, indem er an allen Orten im Lande, welche er burchreifen obem 
er ſich aufhalten würde, felbiges werde vorzeigen müflen, und wenn er biefes niky 
thun vermöchte, als ein zum Betteln oder aus andern unerlaubten Abfichten elageſit⸗ 
chener Bagabonde angefehen, geftraft und über die Gränze gebradyt werben würde. 


ueberdem ift dergl. Juden von der ihm das Qualifitations-Atteft erthekleuden Okkis 
Seit zu belehren, baß er bie öffentliden Straßen nach ber angegebenen Stadt hal, 
und überhaupt weder betteln, noch in Städten, wo Juden wohnen, von benfelben 
Almofen oder freien Unterhalt und die Mittel zu feinem weitern Fortkommen reihen 
Yaflen, auch wenn er über bie in feinem Qnalifitations=Atteft beftimmte Zeit, wegen 
Krankheit oder anderer unvermeidlicher Hinderniffe, fi im Lande aufzuhalten gezwuw 
gen fein follte, ſolches der Obrigkeit, wo er fich befindet, glaubhaft nachweiſen, mb af 
eine gewiſſe zu verlängernde Zeit feines Aufenthalts im Lande, ein Atteft, w jebödh 
wenn bie Hinderung ber Kortreife in andern Urfachen, als in einer wirkiichen Kranfhet 
befteht, ohne vorherige Anfrage bei ber Kriegss und Domainentammer oder Rammb 
Deputation der Provinz, wo ber Jude fich aufhält, von Feiner Obrigkeit ertbeilt wer 
den muß, fic) geben laſſen oder zu gewarten haben fol, daß, wenn er auf Neben: ıb 
ſolchen Wegen, die nicht zu ber von ihm angegebenen im Atteft benannten Stadt führm 
ober auch uͤber bie darin beftimmte Zeit ſich im Lande betreten laſſen follte, ex als de 
Bettelns ober anderer unerlaubter Handlungen und Abſtchten verdächtig, zum Gefät⸗ 
niß gebracht, zur Unterfuhung gezogen, und wenn aud) fonft nicht? auf ihn zu bri 
ift, er dennoch fofort blos um deswillen, weil er fi auf Kowegen betreffen Taflen, 
über die im Atteft benannte Zeit fi) im Lande aufgehalten, über die Gränze geihak 
wenn er aber auf Betteln, freier Belöftigung und weiterer Kortbringung von feiss 
Slaubensgenoffen, Kontrebande, ober Haufiren ſich befinden läßt, mit Zucythaus« aM 
Seftungstrafe belegt werben wird. 

5) Wenn ein fremder Jude mit eigenem oder gebungenem Fuhrwerke auf ber Gräst 
einpaffirt und mehrere Zuben bei ſich hat, fo tft derfelbe zu befragen, ob bie 
ihm zugehörenz oder ob er das Fuhrwerk mit ihnen gemeinfchaftlich gemiethet hair? 
und ift er dabei zu verwarnen, daß, wenn er die Wahrheit hinterhalten follte, und @ 
die übrigen Juden bios in der Abficht aufgenommen, um fhnen deu Gintritt ins Land 


N 
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zu verfchaffen, er felbft mit gleicher Strafe, wie bie burch ſolche feine Hülfe eingeſchli⸗ 
chenen Zuden angefehen werben fol. 

6) Damit aud fremde Bettel-Zuden, welche, wenn fie auf Nebenwegen fidh einge 
ſchlichen, mit keinem vorfchriftemäßigen Atteft verfehen fein können, nicht unter dem 
Vorwande, baf fie einlänbifhe Schus: Tuben ober derfelben Bebiente und Angehörige 
find, fi) im Lande aufhalten und herumvagiren Eönnen, fo foll jeber einländifhe Schußs 
Jude auf Reifen, die er zu Fuß thut, feinen Geleitöbrief oder ein Atteft der Obrigkeit 

eines Orts, zu feiner Legitimation, bei fich führen, und wenn er einen Bebienten ober 

ngehörigen zu Fuß austchickt, ihn mit chen dergleichen obrigkeitlichen Atteft verfehen. 
Dafielbe kann ein Schutzjude zu folchen Reifen für fi, nit minder für denjenigen 
feine: Bedienten, den er zu bergl. Reifen gebraucht, ein für allemal ſich geben Iaflen. 

r muß er basjenige Atteft, welches er einem zu Ausichidungen gebrauditen Bedien⸗ 
ten ausfertigen läßt, demfelben, wenn er aus feinem Dienfte geht, abnehmen, damit 
kein Mißbrauch davon zum Herumvagiren und Betteln gemacht werben koͤnne, wie 
dann, wenn er diefes unterlaffen, und daraus folher Mißbrauch entftehen follte, er 
fodann als ein Mitſchuldiger angefehen und geftraft werden wird. Würde aber ein 
Schutziude oder deſſen Bebienter, ohne erroähnte® Atteft bei fich gu führen, auf efne 

fe zu Zuß fich begeben, fo hat er zu gewärtigen und ſich felbit beizumeffen, daß er als 
ein verbächtiger Betteljude fo lange, bis er fich hinlänglich legitimirt haben wird, ans 
gehalten, und dem Befinden nad) zum Arreſt gebracht werben fol, Webrigens iſt im 
diefen Atteften eben fo, wie in benjenigen, welche fremden, gu Fuße einpaffirenden Zu: 
ben ertheilt werben follen, die Perfon nad) ihrem äußerlihen Anſehen zu befchreiben, 
und bafür außer dem Stempelbogen von 4 Ggr. nichts mehr ald 2 Ggr. Schreibgebühs 
ren zu nehmen. 

N Ale Gerichtsobrigkeiten, Zollämter, Schulzen und DorfsGerichte, Kreis: und 
Poltzeiausreiter, Thorſchreiber, Tabaks⸗ und andere zur Entdeckung der Kontrebande 
und Defraudationen beftellte Aufpaſſer und Bediente ſollen nicht nur befugt, ſondern 
auch ſchuldig ſein, die zu Fuße reiſenden Juden ſowohl beim Einpaſſiren in einen Ort 
und in ihren Herbergen, als auch ſelbſt auf den Heer⸗ und anderen Straßen anzuhal⸗ 
ten, von ihnen die Vorzeigung eines Atteſtes obgedachter Art zu erfordern, und wenn 
fie dergleichen nicht aufweiſen können, oder die darin beſtimmte Zeit ihres Aufenthalte 

in par ern Landen verfloffen ift, biefelben in den nächften Gerichtsort zum Arreft bringen 
gu laſſen. 

Befonders müfjen diejenigen, bei welchen dergleichen Juden auf dem platten Sande 
eintehren, fofort der Obrigkeit oder dem Schulzen dafelbft folches anzeigen, und bie Ge: 
richte bes Orts ſich das Atteft vorzeigen laſſen, bei deſſen Ermangelung oder befundener 
Neberfchreitung der Zeit des Aufenthalts im Lande aber ben unlegitimirten Juden arre⸗ 
tiven, und ihn dem Lanbrathe bes Kreifes ober dem Magiftrat der nächften Stadt, oder 
dem nächften Juſtizamte zu beffen Verwahrung in einem dffentlichen Gefängniffe ab- 
liefeen, worauf der Landrath, Magiftrat oder Zuftizamt die Unterfucdhung wider ihn 
anzuftellen, und das aufgenommene Protofoll der Kriegss und Domainen⸗Kammer eins 
zufenben, diefe aber die Beftrafung ſowohl des Juden, als derjenigen, bie ihn bis dahin 
erweislid, haben paffiren laffen, fo wie in ber Kolge enthalten, gu veranlaſſen hat. 

‚8) Da ed nad) biefer zur gänzlichen Abhaltung fremder Betteljuden abzielenden und 
urch feftgefegten Einrichtung nicht eigentlich darauf anlommt, ob ein Jude wirklich 
jettelt bat, fondern blos, ob er zu Fuſſe reife und Kein Atteft von obgebachter Art 
abe, ober bie bemerkte Zeit feines Aufenthalts im Lande ſchon verftrichen ift, um gegen 

n als einen unzuläffigen Vagabonden zu verfahren, fo fol, fo oft ein folher Jude 
durch die vorgefchriebene Bigilanz oder auch bei General: Bifitationen entdeckt wird, er 
mag gebettelt haben oder nicht, die Tammarifche Unterfuhung allezeit mit dahin gerichs 
tet werden, 


wie gedachter Zube ins Land gekommen, 

weldye Städte er burchpaflirt, und 

an welchen Orten, auch bei wen er eingekehrt ift und übernachtet hat, da benn jeber 
bererjenigen, welche auf Betteljuben von Amtöwegen vigiliren follen, aber ihn paſ⸗ 
firen Laffen, und die ihn beherbergt haben, zur Verantwortung gezogen unb in ver: 
hältnipmäßige Geld = oder Leibesftrafe genommen werben follen. 


9) Weil aber der hier vorgefchriebenen Mittel ungeachtet durch Vorſchub einlänbdifcher 
Schutzjuden felbft, aus unzeitigem Mitleiben, obwohl zu ihrer eigenen Beläftigung, dens 
noch fremde Betteljuden fich einfchleichen, und von ihnen gehegt werben können, fo fol 
nicht nur jeder Schugjube, bei welchem ein fremder Zube ſich einfindet, fofort bei Zehn 
Thaler Strafe, und im Wieberholungefan bei Berluft feines Schug-Privilegiums, ohne 
daß ihn Verwandtfchaft ober andere Berhältniffe und Bewegungsgründe entfchulbigen 
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follen und die Strafe mindern können, dem Magiftrat des Orts und in Unfern Reſiden⸗ 
zien dem Polizeidireltorio zur Unterfuchung feiner Qualifilation und weitern gefehlidhen 
Verfügung zu melden gehalten, fondern auch ben Judengemeinden überhaupt nicht e: 
laubt fein, fremde arme Juden berfommen zu laffen oder anzunehmen, und in ihrem 
on kten ober durch gemeine Beiträge auf lange ober kurze Zeit zu verpflegen. 

amit au 

10) Unfere Lande von denen bisher eingefchlichenen fremden Bettel- und andern um 
qualizirten Juden, welche theild von einzelnen Schußjuben, theild in ihren gemeina 
Anftalten gehegt und unterhalten werden, gereinigt werben, fo jollen die Suden=Xeltefin 
ober Vorfteher jeden Orts, dergleichen bei ihrer Gemeinde befindliche Juden binnen d 
Wochen dem Magiftrate angeben, und muß der Kommiffarius loci folhe vom Magiſtrat 
ihm zugufenbende Anzeigen an die Kriegs: und Domainen- Kammer einfchicken, biek 
aber die Wegſchaffung folcher Juden, ohne Verzug, bewerkftelligen laffen, m welchen 
Ende auch die Aelteften und Vorſteher überall, befonders aber in Unfern Refibengi 
und andern großen Städten, wo ſtarke Judengemeinden find, befugt und fchulbig ſen 
follen, von jedem Schugjuben, gegen welchen fie Verdacht haben, daß er einen Wette» 
juden unter bem Namen eines Domeftiquen heat, darüber nach ihren ——— 
chen den Eid zu fordern, welchen die Obrigkeit auf ihr bloßes Verlangen, ohne 
tung einiger Einwendung und Prozeſſes, von dergleichen verdaͤchtigen Schugjuben und 
deſſen angeblichem Domeſtiquen abnehmen kann und ſoll. 

11) Wenn zu Fuße reiſende, mit einem vorſchriftsmaͤßigen Atteſt nicht verſehen 
fremde Juden eingezogen werben, follen biefelben, fie mögen auf Betteln betroffen fie 
oder nicht, bas erftemal mit 14täglgem Gefängniß bei Waſſer und Brobt beftreftm 
biernädhft mit der Verwarnung, daß fie das zweitemal zum Zuchthauſe auf 6 Diem 
mit dem fogenannten Willlommen und Abfchiede, bas drittemal aber auf Lebendiung in 
bie Karre gebracht werben follen, aus dem Lande gewiefen, auch bei wiederholte 
ſchleichungen dieſe Strafe an ihnen vollgogen werben. 

Mir befehlen demnach zc. 

(N. C. C. Tom. VI. ©. 3084. Rr. 32. de 1780. — Rabe Bd. 1, Hk 
©. 456.) 


2) C. R. des K. Min. d. J. u. d. P. (v. Roch ow) v. 10. Okt. 1839 cn 
fämmtl. K. Reg. und dad K. Pol. Präſ. zu Berlin. Ertheilung diesſeih⸗ 
ger Päffe für autländifche Juden in den diesfeitigen Staaten. 


— — Da übrigens die Erfahrung gelehrt hat, daß vorzugsweife ausländifche Haw 
delsjuden bemüht find, fich Preuß. Päſſe zu verfchaffen, und, wenn ihnen folche einmalge 
Theil geworben, deren Erneuerung oder Prolongation unter den verfchtebenartigke 
Vorwaͤnden zu erlangen, um das Land nach allen Richtungen burchftreifen zu könnch, 
fo wird hinfichtlic, ihrer befonders feſtgeſetzt, daß eine Prolongation ihrer abgelaufen 
Häffe, oder bie Ausftellung neuer biesfeitiger Paͤſſe, ober Geleiticheine in deren Stch 
nur unter gang befondern Umftänden und mit ausbrüdlicher Bewilligung der K. At 
in beren Bezirk fie fich aufhalten, erfolgen darf. In Stelle angeblich verlorener ME 
bürfen nur Päffe zur Rüdkehr in bie Heimath mit vorbezeichneter Reiferoute ausgeill 
werben. 

Dagegen werden die K. Reg. der öftlihen Provinzen, beren Bezirke an das Audlab 
gränzen, für den Sal, dag nach ihrem Ermeſſen die den ausländifchen Juden von ihm 
heimathlichen Behörden ertheilten Paͤſſe eine geringere Gewähr als diesfeitige Einganz⸗ 
paͤſſe darbieten follten, autorifirt, bie zur Ausflellung von Gingangspäffen in den Grägp 
kreiſen beauftragten Behörden zur Ertheilung folcher Päfle an auslänbifche Juda 
generell zu ermächtigen, und fie zu dieſem Behufe mit der erforderlichen, an mid ıb 
ſchriftlich einzureihenden Inftr. zu verfehen. 

Von ber Prolongation ober Erneuerung folder Päſſe im Innern bes Landes 
aber daffelbe, was über die Unzuläfftgkeit der Prolongation oder Erneuerung ber 
auständifchen Juden ertheilten heimathlichen Paͤſſe angeordnet worden ift. 

(Ann. XXIII. ©, 179.) 


3) E.R. ded K. Min. des 3. und der P. (v. Shudmann), v. %. 
März 1823, an ſämmtl. K. Reg. (mit Ausfchluß der weitphälifchen und 
rheinifchen). Reiſepäſſe und Seleiticheine der fremden Juden 1), 


— 





1) Das Publ. der Reg. zu Marienwerder v. 30. Mai 1823 (X. VII. 349. —2 
72.) wieberholt (zum heil wdrtlicg) die Beitimmungen Virise R, 
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“Km. Min. hat durch die Verf. v. 8. d. Min.idie Ertheilung und Verlängerung 
epäflen und Geleitfcheinen im Innern bes Landes für fremde Juden betr, der 
zu Königsberg in Pr. eröffnet, daß die dem Judengeleit zum Grunde liegende 
be Zwecke bei deffen Erhebung nicht außer Acht zu laffen und baher bei legtern 
zraͤnze dasjenige, was entw. in früheren Verf. beftimmt ober von der Pol, Bes 
r nöthig erachtet worden, zu beobachten und bie Prolongation im Innern nicht 
jehen buürfe, als bis die Pol. Behörde die Bewilligung zum längern Aufenthalte 
mithin im Innern des Landes das Prolongationsgeleit von der Steuerbehörbe 
ann gefchehen inne, wenn jene Erlaubniß zum verlängerten Aufenthalt Sei⸗ 
Jolizei ertheilt worden. 


zug auf diefe Verf. wird bie K. Reg. darauf aufmerffam gemacht, baß ber 
-e .3wed, die fremden Zuben von dem Ginfchleihen in die K. Staaten, dem 
= en und unbefugten Haufiren in denfelben abzuhalten, nur dadurch möglichit 
Den kann, wenn die Gränz⸗Zoll⸗Behoͤrden und bie Waßpol Behörden bierbet 
ram find und überhaupt die Kontrolle eines jeden ins Land gelommenen 
Den vorzuͤglich an ber Gränze verbleibt, im Innern des Landes aber gegen 
cargreifende Aenderungen vorgenommen werden. ° — 
beibehaltene Erhebung bes Judengeleits giebt hierbei, gehörig gehandhabt, 
> efentlihen Anhaltspuntt. 
WEommende fremde Zube muß fich ſchon diefer Abgabe wegen nach ben Beftims 
= vormaligen Acciſe⸗Tarifs v. 22. Mai 1806. &. 64 dis 68 über feine Ge: 
ande und den Befig der dazu gehörigen Gelbmittel, befonbers aber über Zeit 
mes Aufenthalts legitimiren, und erhält erft dann ben erforberlichen Geleit⸗ 
-in befondern Fällen ben bieöfälligen Depofitenfchein zu feiner Reife bis zur 
Wpol.⸗Behörde. Beide werben in der Regel nur auf Vier Wochen, als den 
min bes Aufenthalts im Lande geltend, ertheilt, nur bei den zu inlänbdifchen 
Inden Juden ift eine Erneuerung bes Geleits auf Vier Wochen angenommen 


Mm die Gränz⸗Zoll⸗Behoͤrden mit Umficht und Kraft verfahren und ben Paß⸗ 
Wien dergeftalt in die Hände arbeiten, daß alle Erforberniffe zur Ausftellung 
gehörig ermittelt find, und Fein Jude ohne den lestern feine Reiſe ins Land 
Kun, fo muß aud) für denfelben die Dauer des a ne im Lande genau 
D vorgefchrieben fein, und ed kommt nur barauf an, daß im Innern bed Lan⸗ 
Ken mweber neue Geleitfcheine, noch auf ben Grund deifelben fernere Paͤſſe 
I mehr alle Juden, deren beiderfeitige vorbenannte Ausweife abgelaufen find, 
Le Graͤnze zurückgewieſen werden ꝛt. (Ann, VII. 116—1. 65.) 


SI. des K. Min. des J. Köhler), v. 15. Oft. 1824, an die K. 
Sumbinnen, Königsberg, Marienwerder, Bromberg, Poſen und 
Maaßregeln gegen das Einſchleichen polniſcher Juden. 


texdings im Königreiche Polen emanirten V., wornach bie dortigen Juden 
nE und Schachergewerbe entzogen, und von ber Graͤnze brei Meilen zurüd In 
ce des Landes entfernt werden follen, laſſen mit Grund beforgen, daß mehrere 
tigen Schadyer:, Brenner= und Betteljuden, um einer folden ihnen eben fo 
18 ungewohnten Lebens» und Gemwerbs:Verfaffung fich zu entziehen, ben Ver⸗ 
en werden, fich in das Preuß. Gebiet einzufchleichen. 

» Reg. voird daher aufgefordert, fofern dieſes nicht etwa bereits gefchehen fein 
alle zweckdienliche Maßregeln zu ergreifen, um das Einſchleichen polnifcher 
ı die diesſeitigen Staaten zu verhüten, wo folches aber der anzumendenben Vor⸗ 
eachtet ftattfinden follte, die Ausweifung und Fortſchaffung der übergetretenen 
it gehörigem Nachbrud zu bewirken. (A. VII. 1188 — 4. 101.) 


. der K. Min. des 3. (Köhler) u. d. F. (Maaßen), v: 16. Juli 
indie K. Reg. zu N. N. Deffelben Inhalts. 


‚ Reg. hat durch ihr diesjähriges Amtsbl. eine Belanntmachung über bie Mits 
de Juden von dem Einfchleihen in die K. Staaten, bem Wagabondiren und 
m Hauſiren in denfelben abzuhalten, erlaffen, welche ben beftehenden Vorſchrif⸗ 
überall entſprechend tft. Es ift nämlich darin bemerkt, daß bie noch beftehenbe 
3 des Judengeleits hierbei einen wefentlichen Anhaltspunkt gebe, unb daß im 
‚e8 Landes den fremden Juden weder neue Geleitöfcheine, noch auf den Grund 
fernere Paͤſſe zu ertheilen, vielmehr biefelben nad Ablauf dee vorbenannten 

fofort an die Graͤnze zurückzuweiſen feien. Die Geleitsabgabe befteht aber 
Allgemeinen für fremde Juden, fondern nur für. die aus dem Koͤnigreicht 
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Holen, wenn fie nad) ben Prov. Preußen und Pofen kommen; auch iſt bie Zurkäe; 
on derſelben nad) dem Erlöfchen ber Gültigkeit des Seleitfcheines nicht allein grulaak 
ontern es iſt auch firenge darauf zu fehen, daß bie betr. Juden, wenn fie ſich Änge 

80 Zage aufhalten, einen neuen Geleitsſchein loͤſen. 

Die K. Reg. wirb daher zu einer Berichtigung ber gebachten Belanntmadhung is 
mit angewiefen, und Ihr zugleich eine Abſchrift ber in ber fraglichen Angelegenheit un 
dem 16. Nov. 1823 an die Reg. in den vorgenannten Prov. erlaffenen WBerf. gur Rd 
richt und Beachtung der darin enthaltenen Beftimmungen mitg 

(Ann. X. 801 —ß, 129.) 


6) R. des K. Min. des ud. P. (0. Brenn), v. 16. Sept. IM 
an die K. en zu Gumbinnen. Bewilligung von Iahrespäflen fürk 
mit Sewerbeicheinen auf Ein Jahr verfehenen polnifhen Juden. 


Wenn gleich nach dem R. v. 16. März 1823 Päffe an polnifche Juden im ber 
nur auf die Dauer von vier Wochen auögegeben werben follen, fo finde ich doch fein 
denken, dad Verfahren ber K. Reg. zu Königsberg, wonach biefelbe denjenigen pi 
[hen Juden, welchen Gewerbefcheine zum Handel im Umberziehen auf ein ganze 
bewilligt worden, audy Sahrespäffe ertheilt, zu genehmigen, und bie X. ‚ii 
gleichmäßigen Verfahren zu autorificen; denn die Bewilligung bes Gewerbeſchem 
wenn babei orbnungsmäßig verfahren wirb, eine vorangegangene nähere air 
Peronnqien bes Inhabers, und namentl. auch die Feſtſtellung feiner Unverda 
n polizeil. Beziehung voraus, und ed wuͤrde in der That nicht nur eine Suter 
jonern auch eine unbillige Härte fein, wenn man aud) biejenigen Perfonen, 

efugt erklaͤrt find, ihr Gewerbe innerhalb bes diesfeitigen Staats ein ganzal ' 
lang im Umherziehen zu betreiben, und welche dafuͤr die gefegliche Steuer erlegtä | 
zwingen wollte, alle vier Wochen einen neuen Paß zu ldfen, zumal ber Zmed di; 
gejesten polizeilichen Kontrolle eben fo gut durch die, in den Jahrespaß aufzunde 
Beſtimmung, daß berfelbe, wenn er gültig bleiben folle, alle vier Wochen zur ib 
Viſirung präfentirt werben müffe, erreicht werben Tann, aud bie Kontrolle mega 
tiger Erlegung des Zubengeleits davon unabhängig ift. ' (Ann. XV. 584 —3, 3} 


7). R. des K. Min. des I. u. d. P. (v. Brenn), v. 22. Nov, il 
an die K. Reg. zu Königsberg in Pr. Maaßregeln gegen das Einſch 
hen polnifcher Suben. 


Auf den Ber. v. 19. v. M., die Maaßregeln gegen das Einfchleichen polniſcher 
in die dortige Prov. betr, wird der K. Reg. zuvörberft bemerklich gemacht, bafl 
Nothwendigkeit, dem Inhaber eines Kaiferl. ruffifchen Gouvernements-Paffes ben 

ang in bie biegfeitigen Staaten zu geftatten, Teinesweges unbebingt zugegeben 
ann, ber Einlaß vielmehr nur dann durch ben Befis eines ſolchen Pafles begri 
wird, wenn bei Ertheilung defielben Alles beobachtet ift, was biesfeits erf 


wird. 

Der 5. 44 der Gen. Paß-Inſtr. v. 12. Juli 1817 befagt ausdrücklich, daß 
bie Feine Reifepäfle hätten erhalten follen, auch wenn fie damit verfehen find, nie 
das Land gelaffen, und refp. im Innern geduldet werben follen, und vermweifet 4 
auf 8. 16, nach welchem Perfonen, die ſich über einen erlaubten Reiſezweck nicht geh’ 
ausweiſen Eönnen, oder von denen Überhaupt zu beforgen ift, daß fie dem Publiko 
werben möchten, feine Päſſe zu ertheilen find. Auch nad $. 7 der gebadhten Yk 
tft der Ausweis über den Neiferined erforderlich, und daß ein Ausweis Kber die Ark 
mittel, wenn beren Befig zweifelhaft erfcheint, verlangt werden Tann, folgt aus ie 
8. 16. Ob diefer Fall vorhanden, kann nur durch nähere Prüfung von Seiten ber a# 
bieöfeitigen Behörde ermittelt werden, und ſchon dies begründet die nach allgemins 
Grumdfähen überhaupt gar nicht zu bezweifelnde Befugniß und Verpflichtung der Gricy 
Polizeibehoͤrden zu einer biesfälligen Prüfung. ur 

Hinfihtlid der fremden Juden ift aber bie Verpflichtung der Polizeibehörben med 
duch die Cirk. Verf. v. 24. März 1823 befonderd ausgefproden, und es macht bei 
keinen Unterfchieb, ob bie Juden mit Päſſen bereits verfehen find, oder dergleicen ef 
verlangen. Außerdem wird den polnifchen Juden, welche ihrer Yudivibualität nad} 
den eine befondere polizeiliche Kontrolle erfordbernden Judividuen gehören, nad |. 6% 
Paß⸗Inſtr., in der Regel eine beftimmte Reiferoute vorzufchreiben, auch & 
Ausführung der, wegen Ertheilung der Päffe an polnifche Juden in ber Be 
v. 24. März 1823 gegebenen Vorfchriften und auf Befolgung des Girf, y. 18. DM 
4824 ER Verhütung bes Einfchleichens fremder Juden ſtrenge zu DB 
em Behuf der K. Reg.auf ihre befondere Anfragen wegen des bei] 
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Juden zu beobachtenden Verfahrens mit Binweifung auf das oben im Allgemeis 
geführte, noch Folgendes eröffnet wird: 
ı mit Päflen des Finften Statthalters oder bed Kaiſerlich⸗Ruſſiſchen Kriegs 
znements zu Warſchau verfehenen polnifchen Juden ift zwar, in fofern den en 
eglaubte deutſche Ueberfegung, weiche alles Grforberliche enthält, beigefhgt iſt 
ohne eine ſolche find bie Paͤſſe, fo wie bei dem Mangel ber nöthigen Angaben 
mpt nicht zu berüdfichtigen), ber Eingang in bie diesfeitigen Staaten nicht zu 
gern. Dis erfte Polizeibehörde an ber Graͤnze hat jedoch zuvörderft 
te Legitimation des Paßinhabers fowohl als 
innen Reiſezweck und 
en Befitz ver nötbigen Reifemittel 
taafgabe der Cirk. Verf, v. 24. März 1828, des Paßebikts und der Paß⸗Inſtr. 
se prüfen, und erfi nach erkannter Vollftändigkeit unb Richtigkeit ben Eingang 
zu geftatten, bei Vifirung jeden Paſſes aber zugleich nicht allein die Zeit, bins 
cher der Inhaber auf den Grund bes Yafles im Lande reifen darf, ſondern auch 
szoute näher zu beitimmen, indem die Gränz⸗ Poligtibehoͤrde allerbings ermaͤch⸗ 
Die Gültigkeit bes Pafles, auch wenn er auf länger ald 4 Wochen ausgefteit 
auf diefe ober nach den Umſtänden eine achtwoͤchentliche Dauer zu beſch . 
Kyeilung befonderer Paͤſſe für die Reife im Lande bebarf es in der Regel nichts 
Don dem Verlangen des Viſa's ber Paͤſſe durch den K. General⸗Konſul in Wars 
u großer Nupen zu erwarten, da ber Mangel beffelben nach ber diesfaͤlligen 
uf, v. 8. Mai 1831, auch wenn folche auf die aus Polen kommenden Reifenden 
At würde, nicht unbedingt die Zuruͤckweiſung des Reifenden, en nur eine 
*Aufmerkſamkeit auf benfelben nach fich ziehen würbe, biefe aber bei allen 
Fan, enttich den polnifchen Zuden, jedenfalls nötbig iſt, ihre Paͤſſe mögen 
= oder nicht. 
— Reg. hat hiernach die betr. Behörden mit gemeffener Anwelfung zu verfehen, 
1 — ſtrenge zu halten, und Stachläfigteiten in diefer Beziehung nach⸗ 
Au ahnden, 
alicher Art ift an die Reg. zu Sumbinnen, Marienwerber, Bromberg, Pofen 
ein verfügt worden. (Ann. XVII. S. 1011.) 


u R. deffelben Din. an die K. Reg. zu Gumbinnen, Martens 
Bromberg, Poſen und Oppeln in Derfelben Angelegenheit. 

X e Anzeige der Reg. zu Königsberg, daß die von ihr zur Verhätung bes Eins 
ES fremder, befonders polnfifcher Juden, den Behörden wiehscholt ertheilten Ans 
N zum Theil deshalb erfolglo® bleiben, weil viele ſolcher Zuden mit Paͤſſen bes 
SStatthalters, oder des Kriegs-Gouvernements zu Warfchau, im weldyen in der 
d nigsberg ald das Biel der Keife angegeben iſt, durch andere an Polen gränzende 
Mr göbezirke ind Land kommen, habe ich mich veranlaßt gefunden, auf den Grund 
"enden geſetzlichen Borfchriften und Verordnungen, Folgendes feftzufegen: 

ı mit Päffen des 20.” wie in dem vorſtehenden R. an bie Regierung zu Königs» 


Air fein oder nicht.” 

Bezug auf die Cirk. Verf. v. 15. Dit, 1824 wird bie K. Reg. aufgeforbert, hier⸗ 
e betr, Behörden mit gemeflener Anweifung zu verfehen, auf deren Befolgung 
* haten und figteiten in dieſer Beziehung nachdruͤcklich zu ahnden. 
nn. 1.e. ©. 


N. des K. Min. des J. u. d. Pol. (v. Brenn), v. 10. Febr. 1834, 
e 8. Reg. zu Gumbinnen, Koͤnigsberg in Pr., Marienwerber, Broms 
PDofen und Oppeln. Ertheilung von Päflen und Gewerbeicheinen 
olnifche Juden. 

bie in Folge des Erlaſſes v. 22. Rov. v. J. wegen des bei dem Eingange fremder 
zu beobachtenden Verfahrens, unterm 11. v. M. gemachte Anfrage eröffne ich 
Reg. ıc-, daß die Abficht des oben gedachten Erlaſſes hanptſaͤchlich dahin gehan⸗ 
5 die K. Reg. darauf aufmerkfam zu machen: 
iß polnifhe Juden, die mir Päffen des Fürften Gtatthalters 2, zu Warfchau 
ziehen find,, eben fo wenig als andern, mit fremden Päflen verfehenen Reifenden, 
e Gingang in bie biesfeitigen Staaten unb ein beliebiger Aufenthalt in denſelben 
abedingt zu geftatten, vielmehr der perfönliche Ausweis des Reiſenden, bir 
ichtigkeit und Zuläfftigkeit bes angegebenen Reiſezweckes, und der Befitz der erfor⸗ 
dt bei en aittet zuvorderſt —* zu prüfen, und hiernach erſt die Zulaffung: zu 
urtheilen 


BIS Die Berhättniffe auslaͤndiſcher J. zum Preuß. State, 


Bas nun bie von der K. Reg. befonders in Frage geftellte Beglaubigung ber ba 
Ruſſiſchen Gouvernements⸗Päſſen beigefügten Ueberfegung betrifft, welcher Abrigens bi 
Berf. v. 22. Nov, v. 3. mehr nur beiläufig erwähnt, fo Tann darauf, wenn fonft old 
in Opbnung ift, und über bie Zulaffung kein Zweifel obwaltet, um fo weniger ein bee 
bered Gewicht gelegt werben, als bie deutſche Ueberſetzung immer mit dem Paſſe verbun 
ben ift, und darin fchon eine Art von Beglaubigung liegt, mithin eine befondere 
bigung ber Treue deffelben, Seitens bes Ruſſiſchen Gouvernements oder des 
GeneralsKonfuls in Warſchau, nicht viel mehr ale eine leer Förmlichkeit fein wide 
Deswegen finde ich auch gegen die den Lanbräthen von ber K. Reg. ertheilte X 
im Wefentlidhen zwar nichts zu erinnern, ich kann es indeffen nicht billigen, baf bei 
Ranger einer befonderen Beglaubigung der beutfchen Ueberfegung bie Paßinhaber W 
len Büllen zur Loͤſung eines bieffeitigen Paſſes verpflichtet werden follen, muß vi 

in diefer Beziehung die K; Meg. auf die Ihr deshalb unterm 16. Nov. 1882 gem 

Eröffnung verweifen. " 

Zugleich aber finde ich mid) veranlaßt, der K. Reg. bei Ausftelung ber Sue 

Ausländer, namentlich für polniſche Juden, eine größere Vorficht und A 

t zu empfehlen, als bisher beobachtet zu fein Icheint, indem die K. Reg. ein . 
die erhobenen Klagen durch unvorfichtige Bewilligung ber Gewerbfcheine (uk — 
führt hat, andern Theile aber felbft anführt, daß von ben betreffenden Unterer. 
oft folhe Juden, ohne hinlängliche Legitimation, auf den Grund abgelaufne rs 
feine zugelaflen worden feien. (Ann. XVII. ©. 156.) 

10) R. des K. Min. ded Sun. und der Pol. (Köhler), v. IQ 
1838, an die K. Reg. zu Sumbinnen. Paßverfahren gegen Polnifdı cR>" 

Der K. Reg. wird auf den Bericht v. 13. d. M. eröffnet, wie nicht mit = 

barauf zu rechnen ift, daß burch eine Kommunikation im biplomatifchen Web 2 
fländigere Bezeichnung ber Inhaber der von dem Kaiferl. Ruſſiſchen Gouvenzues 
Warihau zu Reifen nad den Diefleitigen Staaten ausgefertigten Päflen zuwee ı 
fein werde, Es erfcheint vielmehr angemeffener und zweckmäßiger, wenntire 
bdenyenigen Polnifchen Juden, deren Päffe, wie der von Ihr in Abſchrift drZ—— | 
ben nothwendigen Erforderniſſen polizeilicher Legitimationd-Dokumente nid; 
hen, den Eintritt in bie biefleitigen Staaten nicht geftattet, vielmehr die uf, 
trifft, daß fie an ber Grenze zurüdgewiefen werben. (Ann. XXII. 180—1. 19 

11) Auf Grund vorfiehender Beſtimmungen find eine große — 
blitanda Seitens einzelner Regierungen erlaſſen, fo 

a) Seitens der Reg. zu Sumbinnen die Publ, v. 14. Iawz. 
(Ann. 1.9.1.6. 128), v. 18. Ian. 1819, (Ann. III. S. 187), 28.4 
1821, (Ann. V. &. 667), %8. Febr. 1823, (Ann. VI. ©. 111). 

b) Seitens der Reg. zu Pofen die Cirk. Verf. v. 13. Sept. 1 
14. März 1834 und 11. Dez. 1835. (Ann. XX. ©. 670.) Ä 


B. Strafen gegen audländifche, unlegitimirt im Lande 

dagirende Juden. 

1) R. des K. Pol. Min. (im Auftrage v. Kampg) v. 5. San. 1819 
die K. Reg. in Oppeln. Behandlung der im Lande zwar gebornen, | 
mit dem Staatöbürgerrechte nicht verfehenen eingelieferten Suden. MW, 

Der K. Reg. wird auf Ihre Anfrage v. 11. Nov. v. J., wegen Behandlung det 
Lande zwar gebornen, jedoch mit dem Staatsbürgerredhte nicht verfehenen, eing : 
ten Juden bierdurd, im Einverftändniß mit dem K. Min. des Inn. eröffnet, daß in 
zen Fall der Zurädtritt folder Über die Grenze gebrachten Juden eine förmlide 
nahme berfelben ald Staatsbürger herbeiführen kann. = 

Es ift dagegen unbedenklich, ihnen Paͤſſe in das Ausland zu ertheilen, in welchen c 
druͤcklich bemerkt fein muß, daß fie lediglich wegen des, nicht zur gehörigen Zeit 

efuchten Staatsbürgerrechts nicht geduldet würden, und bie K. Reg. darf ir 

uben nur nach dem angrängenden Polen inftrabiren, wo beren Xuf ahme ni 
Wege ftehen wird. 

Auf die aber dennoch zurückkehrenden und ſich als Landſtreicher Herumtreibenden 
den find alsdann aud die geaen Vagabonden vorgefchriebenen Maßregeln unn 
lich anzuwenden. (Ann. III. ©. 128. 

2) R. der K. Min. des Inn. und der Sin. (u. Shudmann. v. Rd 
v. 30. Oft. 1827 an die Königl. Reg. zu Gumbinnen. Strafverfahm P 
gen die im Lande aufgegriffenen polniſchen Juden. 













Die Verhältniffe audlandiſcher J. zum Preuß. Staate. 433 


Reg. wird zur Befcheidung auf die in Ihrem Berichte vom 11. Aug. e. ent⸗ 
nfrages ob gegen bie im Lande aufgegriffenen polniſchen Juden, bei denen wies 
en, Geld nod) Geldeswerth gefunden worden, audy auf Beftrafung wegen De: 
n ber Geleits-Abgabe zu erkennen feil)? eröffnet, daB in Anfehung folder pols. 
uden, wenn fie mit den im $. 27 des Lanbarmen-Reglements v. 31. DE. 1793 
n Strafen belegt worden find, bie Rüge der Nichtlöfung bes Geleitfcheihes un- 
kann. Denn fofern dergleichen Juden, wie wohl meiftens und faſt ohne Aus⸗ 
T Hal fein dürfte, die geordnete Gelbftrafe von 10 Thlr. zu entrichten nicht 
‚ würbe nur eine Verwandlung ber Gelbbuße in Gefängnißftrafe übrig bleiben, 
er, welche hoͤchſtens eine 14tägige fein Eönnte, nicht allein im Vergleich zu ben 
vorerwaͤhnte Reglement auf bie verſchiedenen Kontraventions⸗Faͤlle gefegten 
ılle Bedeutung verlieren, fonbern auch, weil darauf immer erft von den Ges 
irde erfannt werden müffen, bei der Beftrafung der etfteren Kontravention ei⸗ 
eckmäßigen Aufenthalt in das Verfahren bringen, (Ann. XI. ©. 976.) 
des K Min. des Inn. (erſte Abth. Köhler) v. 22. Nav. 1827 an 
Reg. zu Cöslin. Verfahren gegen die aus Rußland übertretenr 
nn, ee 
x Maßregeln die Kaiferl, Ruſſiſche Reg. in Anfehuug ihrer jüdifchen Unter 
ergreifen für gut findet, kann, wie ber K. Reg. auf Ihren Bericht v. 12. 
-er Rüdfendung der Beilage zu erkennen gegeben wird, in fofern gleichguͤltig 
‚ke Königl. Preuß. Behörden nur mit Strenge nach den beitehenden Verord⸗ 
1D Vorfchriften gegen die zum Wohnfig innerhalb der Preußifchen Staaten 
» tigten aus Rußland kommenden Juden zu verfahren brauchen, um bie Nach⸗ 
swenden, welche aus dergleichen Maßregeln für die diefjeitigen Staaten refuls 
ben. Ohnehin ift von einer Vertreibung folcher Juden, weldye zum Wohnſitz 
> berechtigt find, aus diefem Reiche glaubhafter Weife nichts befannt, und 
Fr aßung, daß wahrbeitswidrige Angaben zum Vorwande gebraucht werden, 
Aufnahme in Preußen auszumirken, liegt nahe, indem mancherlei Beſchraͤn⸗ 
e ichen die Ruffiihen Juden in neuerer Zeit unterworfen worben find, fie zur. 
rung aus Rußland anreizen mögen. 
zu Zuden N. N, betrifft, fo ift deffelben Gefudh um Ertheilung bes Preußi> 
xtebürgerrechts zur Gewährung nicht geeignet, ihm aud) die Aufnahme übers 
wnterfagen und feine Ausweifung zu verfügen. In gleicher Art hat die K. 
Dmberen, 1 I demfeiben Falle befindenden Juden zu verfahren. - Zu 
Ie XI, ©. 975. 
. des K.Min. des Inn. und der Pol. (Köhler) v. 14. Sept. 1835 
R. Reg. zu Gumbinnen. Verfahren gegen vagirende Ausländer, 
tlich des Berichts vom 18. v. M. trägt die K. Reg. zuvörberft barauf an, eine. 
edliche Beftimmung zu erwirfen, nach welcher Ausländer, die über die biesfeis 
nze kommen, härter als bisher zu beftrafen feien. Hierbei hat jedoch bie Regie⸗ 
ht genugfam erwogen, daß dergleihen Ausländer nicht immer Werbreder 
5 nicht der Beſuch eines jeben Ausländer, und auch insbefondere nicht eines jes 
Andifchen Juden den diesfeitigen Staaten Nacıtheil bringt, und daß gerade in 
wberung bed erlaubten Verkehrs mit Ausländern eine erhebliche Quelle bes 
des zu fuchen ift. Es kann baher nur darauf anlommen, diejenigen Auö- 
zuhalten, weldye dem Lande wirklich nachtheilig find. Wenn es nun allerdings 
einigen Fällen fchwierig ift, zu beflimmen, wo ein folder Nachtheil eintritt, 
nt e& noch weit fchwerer, hierüber im Allgemeinen nähere Beflimmungen, als 
: beftehenden Gefedgebung bereits enthaltenen zu erlaflen. Dies würbe bi: K. 
h ſelbſt wohl gefunden haben, wenn fie bei Erftattung Ihres obenerwähnten. 
einen Entwurf zu dem gewünfchten ftrengeren Gefege Über, den vorliegenden 
nd gefertigt hätte; insbefondere würde Sie dabei zu der Ueberzeugung gelangt 
fehr zu befürchten fteht, daß durch die bevorworteten härteren Maßregeln aud) 
e —e Ausländer, deren Beſuch dem dieſſeitigen Lande erwünſcht 
gefährdet werden. 
ie von ber K. Reg. in Vorſchlag gebrachte körperliche Züchtigung ber betreffen⸗ 
renden Ausländer anlangt, fo bat das unterzeichnete Minifterium ein ſolches 
tel einestheild nicht für gefeglich, indem ed mit bem Königl. Juſtizminiſterio 
werftanden ift, daß in Kriminalfachen (und von ſolchen ift bier, wo das Geſetz 
und längere Feftungsftrafe anordnet, die Rede) nur ber 20. Xitel bes AL. Theils 





zergl. hierüber Abſchn. III. | 
IL 82,3. Die Berhältnifie ner Juven. u: Ss 


FE Die Verhaltniſſe auelänbiſcher J. zum Peluß Saate. 


—* R. Anwendung finden kann; anderntheils aber auch nicht einmal fü 
zw d- 4. FE 31 
Das unterzeichnete Miniſterium findet Id daher nicht veranlaßt, von bem Inhalt 
des R. v. 29, Der. v. 3. (Anl. a.) abzugeben. 

Die Anfrage: | ee ln 

ob die vagirenden Individuen fernerhin vor der auf den abermaligen Uebertritt kr 

Grenze gefehten Otcäfe verwarnt werben follen? — 
wird dahin beantwortet, daß die Ergreifung dieſer polizeilichen Maßregel in fpezide 
Fallen von der ausübenden Behörde erwogen werben muß. Im Allgemeinen wii 
bei allerbing& nicht. zu ängftfich zu verfahren fein, da, wenn guch einmal ein Unffu 
Ei werben möchte, baraus doch für benfelben Fein wefentlicher Nadika 
entftehen kann, on nn ur, 

Uebrigens wirb die K. Reg. aufmerkfam darauf gemacht, daß in der juriſtiſche is 
minologie die Begriffe eines Wagabunden und Landſtreichers nicht ganz glei 
find, da ein Bagabunde derjenige heißt, der kein Domizil hat, nun aber Jemaißee 
ein folches hat, ſich ber Landftreicherei fchulbig machen, und umgekehrt, ein 
ohne Domizil ein ganz unfträflicher und nüßlicher Menſch fein kann. 

8. . J .n a. 

Das Din. bes Inn. und ber Pol. Tann, wie der K. Reg. auf ben Bericht v. A0 
d. 3. hiermit erwiebert wird, bie in beglaubigter Abfchrift eingereichte Cintfhelugie ': 
Kriminal: Senats des Oberlandesgerichts zu Infterburg v. 8. Aug. d. J. (Ath)ä |' 
der Unterfuhung wider den polnifchen Juden R. nicht anders, als den beftchuiu | 
pen entiprechend, halten, da diefer Jude kein Landftreicher, d. h. ein Meng 

en Wohnfis, fondern in Philipowo anfäffig ift, und kein eigentlicyes Veriche e 
gangen hat. a 

Die Beforgniß der K. Reg., daß bei allgemeiner Anwendung der in jenenbiub 
niffe angenommenen Grundfäge das Land mit fremden Juben werbe über iu 
werben, ift nicht genugfam begründet, um ben Antrag ber X. Reg. züs.vechtaiel, it 
der AurücdsZransport der fchon einmal verwiefenen Juden, in Verbindung utled 
bie GeleitfheinsKontravention folgenden Strafe, ſchon empfindlich genug fein Wk 


Berlin, den 29. December 1834, BER J 
Miniſterium des Innern und der Milk 
Köhler. 












An 
bie K. Reg. zu Gumbinnen. 


b, 
In der Unterſuchungs⸗Sache wider den Juden N, Ä an 
Erkennt ‚der unterzeichnete Senat auf das von demſelben eingewanbte Rad W 
v der weiteren Vertheidigung fuͤr Recht, 


a zwar Denunziat wegen ber Geleitſchein-Kontravention den Geſezen z IE 
mentlich $ 242 Zit, 20 Thl. IE, des A. L. R. vom Richter erfter Inftanj 
worden iſt, aud ben Beſitzer von Waaren, bie vorläufige Freifprehung MR 
Haufir:Kontravention rechtfertigt, dagegen aber, wegen Uebertritts in die WM 
[hen Staaten, bie beim früheren Transport über die Grenze ihm ai 
Strafe niht Platz greifen kann, weil Denunziat damals nicht wegen BA 
fondern nur wegen mangelnder Legitimation über die Grenze gefchafft wu. BE: 
auch, da er verheirathet ift und in Philippowo fein Domizil hat, nicht als tıMR 
her beftvaft werben kann (Conf. $. 22. Zit. 2 Thl. 1. der X, 8. 0D,,8. 4.5 N 
zit. 20: Thl. II. des A. L. R. R, v. 6. Dez 1822, Jahrb. Bd. 20. ©. 27-ME 

8.9.23. Juli 1825, Anrialen Bd. 9. ©. 710.) R | 
bas am 1. d. M. publiziete Erkenntniß bed Königl. Lands und Stadtgerichts ji AM 
binnen, dahin zefpettive zu beftätigen und abzuändern: 

daß ber Jude R. 
3 wegen Hauſir⸗Kontravention vorläufig freizuſprechen; 






wegen Geleitſchein⸗Kontravention außer ber Rachzahiung des Geleitſchein⸗k 
pels von 2 Thlr. 15 Sgr. mit 10 Thlrn., im Unvermögensfalle mit viergefnil 
gem Gefängniß zu beftrafenz_ . 24 

c) wegen wiederholten Eintritts In bie dieſſeitigen Staaten von Strafe zu entiih® 
demfelben auch bie Koften diefer Inftanz zur Laft zu legen. 

oe Von Rechts Wegen. 
urkundlich und forma probante ausgefertigt. 
Sniterburg den 8. Aug. 18844. (LS. 
Senat des KWigl. Diesanbetgertäte für Straffaden, 
—X 


(Ann. ALX. 6. 808.) 


b 
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tal» Beftimmungen über den temporaizen. Aufenthalt 
einer Gattungen ausländifcher Juden im Hreubifen 
Staate, 
l, 


Ausländifcher jüdifcher Dienfbsten Br 
. Die Annahme ausländifcher jüdiſcher Dienftboten ift 
ausnahmsweiſe geftattet. 


Cirk. Verf. ded Min. ded Inn. (erſte Abth. Koͤhler) v, 9. Aug. 1853, 
es an einlaͤndiſchem jübifchen Gefinde nicht leicht ſehlen kann, die Zulaſſun 
we Juden und Jüdinnen, um in Geſindedienſt zu treten, aber meiſtens zur Einni⸗ 
und zu unerlaußtem Gewerbs⸗Verkehr Gelegenheit giebt,; fo-ift: ſolcher in deu Re 
icht, fondern nur unter ganz befondern Umjtänden, nach ber K. Reg. Ermeſſen, 
Xusnabme ftatt zu geben, (Kinn. VII ©.628.): : : numez use nd 

Ein ganz ähntiches R. erging an die Judenſchaft zu Lengerich und 
bſchrift an die Reg. zu Münſter am 3. März 1824. 

An. VII. ©. 200.) | Mn 

R. des K. Min. des Innern und ber Pol. (Köhler) v. 16, Dir. 1830 
ER. Reg. der Provinz Sachſen zu N. N. Verhütung ded Einfchlei- 
‚ ausländifcher Juden ald Dienftboten und Gehülfenn. 
Eer den, von ber K. Reg. mittelft Berichts nom.4. d. M. angejeigten Umftänben, 

allerdings nichts übrig, als die beiden auslaͤndiſchen Sfraeliten.R.N.-in R. zu 
en. Selbige aber auf die, von ber K. Reg. vorgefchlagene Weiſe, in ihren Rech⸗ 
& befchränten, ift unthunlich. en 
>rigens irrt die K. Rrg., wenn Gie glaubt,daß den Juden in.bortiger Provinz bie 
üngte Grlaubniß zuftehe, auswärtige Juden ins Land. zu. ziehen, um fie in. ihre 
Br zunehmen. Ueber die Frage nämlich: wen die Staats Regierung im Sande aufs 
»n wolle ober nicht? fteht einem Juden eben jo wenig, als jedem andern Unterthan, 
Entfheidung zu. Und da des Königs Maj. wiederholt Allerhöchft Sich daruͤber 
ſprochen haben, daß die Zahl der inlänbifchen Juden dur Aufnahme muslänbi- 
nicht eorgrößert werden fol, durdy die Aufnahme derfelben als Dienftboten und 
.fen aber ihr Einfchleichen befördert wird, fo hat die K.Neg, Verfügung zu treffen, 
tefe Aufnahme nicht mehr ftattfinde, und bie etwa im Dienfte befinhlichen aus⸗ 
gen Juden bald in ‚ihre Heimath zurädgewiefen werden. (Ann. XM. 8,.785.) 

R. deſſelben Min. an die K. Reg. zu Magdeburg. Berhältniffe aus⸗ 
fcher Juden als Dienftboten in den Landestheilen ded ehemaligen Kö⸗ 
eichs Weftphalen. en 
eK. Reg. wird in Beſcheidung auf Ihren Bericht v. 31. v. M. eröffnet, daß, 
den mit ftaatöbürgerlichen Mechten, im Sinne ber Gefege des vormaligen Königs 
Weftphalen verjehenen Judenfamilien zur Zeit auch nicht verboten ift, ausländis 
iuben als Dienftboten bei fich aufzunehmen, es den DrtspoligeisBehörben hoch wicht 
itteln fehlen kann, zu verhüten, daß diefe Freiheit von dergleichen jüdifchen Dienfts 
, welche Auslaͤnder find, zur Einniftung ober zum Gewerbebetriebe für eigene Rech⸗ 
gemißbraucht werbe, = 
nn die allgemeine Vorfchrift, zufolge deren in ben wieder eroberten Provinzen für 
leine fremden Juden zur Niederlaſſung, d. h. zur Begründung eines gefeglichen 
icil® verftattet werben follen, fe&t die. genannten Behörden in ben Stand, ausls; 

juͤdiſche Dienſtboten nach Ablauf der Dienflzeit auszuweiſen. Auch ſteht ihrer 
veifung zu jeder Zeit felbft dann nichta im Wege, wenn es etwa dergleichen Juden 
Et fein mödste, fi irgendwo ohne Wiflen ber Obrigkeit in anderen als den Dienſt⸗ 
Berhältnifen gulaubalten, ba fie immer als fremde Juden anzufehen find, 

(Ann. 8%. . . ie, 8 et) 

) Eirk. R. deflelben K. Min. an fammtliche K. Reg. in den Rheinpro⸗ 

m. Verhütung des Einfchleichend fremder Ruben. -- - -= +: --ın 

ei bemjenigen, was bie K. Reg. unterm 1B; d. M. einberiäyter Ya; teiitı unten Sin 
2 9. R. anfäffigen, aus Defterreich gebürtigen Juden R. N. Mertinge mar win 


gar 
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der entlebigen können, baher bemfelben der fernere Aufenthalt daſelbſt zu geftatten if. 
npingegen ift fein bei ihm ald Knecht wohnenber Bruder, bei welchem dieſelben Rüd: 
fihten nicht eintreten, aus den biefieitigen Landen fort und in fein Vaterland zuruͤce⸗ 
weifenz wie denn überhaupt auch ber einſtweilige Aufenthalt fremder Juden ald Din 
boten, woburd nur das allmählige Einfchleichen derfelben befördert wird, nicht gefkattet 
werden darf. Es find daher fammtlidhe OrtssPolizei: Behörden hiernach mit Snfteub 
tion zu verfehen, und hat die K. Reg. fonft dvemgemäß das Weitere zu veranlaflen. 
(Ann. XIV, Nr. 54.) 

B. Beftrafung der Fontravenirenden Herrſchaften. 

Für die alten Provinzen beflimmen hierüber 

1) der $. 34 ded Ed. v. 11. März 1842, Vergl. denfelben oben. 

2) R. des K. Min. des Inn. (Köhler) v. 2. Aug. 1825 an die K. Xe 
zu Sumbinnen. Beſtrafung der von Ehriften gefhehenden Aufnahme frea 
der Juden in ihren Dienft. 

Der K. Reg. wird in Beſcheidung auf ben Bericht v. 22. Suni c. eröffnet, wie sd um 
o unbedenklicher ift, daß Sie Sic, wegen der von Ehriften gefhehenden Aufnahme frem 

er Juden in Dienft nad) dem R. des ehemaligen Departements ber Staats⸗Su 
kuͤnfte v. 1. April 1813 (Anl. sub a. und b.) achten kann, und danach achten muf, ei 
diefes Reſkript, wie auch barin ausdruͤcklich bemerkt worden, im @inverftänbniß mit ben 
derzeitigen Departement für die allgemeine Polizei, ald ber lompetenten Dber:Behörke 
in SubensAngelegenbeiten, erlaffen ift. 


a. 

Aus Anlaß des Berichts der Abgaben-Deputation vom 19. San. Diefes Zah ie 
treffend das nachtheilige Einwanbern fremder Juden in bie bieffeitigen Stau jene 
wir mit bem Departement für die allgemeine Polizei und mit dem Juſtiz-Minteian 
über die Frage kommunizirt: 

ob die Beitimmung des $. 34 des Gefeges v. 11. März vorigen Jahres, bie bingai 

chen VBerhältniffe der Juden im Preußiihen Staate betr., nach welcher Zein inlasle 

cher Zube einen fremden Juden in Dienft nehmen darf, au für Chriſten verbinden 

Kraft babe, und in Kontraventionssfällen beren Strafbarkeit begrünbe, ober eb dit 

diefee Rüdficht einer Deklaration dieſes Gefeges bebürfe. 

Beide Behörben haben fi für die Bejahung biefer Brage und eine Deklaration Wi 
Geſetzes für unnöıhig erklärt. Was befonders das Juftiz. Minifterium dieferhalb ges 
wortet hat, wird der Deputation aus ber abfchriftlichen Anlage (lit. b.) das Debae |; 
zu erfehen geben, um Sich im vorkommenden Falle barnad) zu achten. 

Berlin ven 1. April 1813. . ‘ 
Section des Departements ber StaatssEinkünfte ꝛc. für birekte und indirekte Abgake 
Ladenberg 







An 
die RegierungssAbgaben-Deputation zu Neiße, und ab: 
fcheiftlich zur Nachricht an fämmtliche 8. Reg. 


Eine Königl. Hochloͤbliche Sektion des Departements der Staats-Cinkünfte ei 
direkten und indireften Abgaben wünfcht nach dem unterm 2. d. M. an mich abi 
nen geehrten Schreiben, meine Meinung darüber zu vernehmen: 

ob die Beflimmung des $. 34. des Ed. v. 11. März v. J., die bürgerlichen Behlb FE. 

niffe dee Juden im Preugifchen Staate betr., nach welcher Leine fremden Ira K 

Dienft genommen werben follen, audy für Ehriften verbinsliche Kraft habe, bi 

Kontraventiond-Fällen deren Strafbarfeit begründen, ober ob es in biefer 

einer Deklaration des Geſetzes bebürfen möchte? 

Ich ermangele nicht, darauf in ergebenfter Antwort zu erwiebern, wie es nit w 
wahrſcheinlich ift, daß bei der Redaktion bes angezogenen Edikts in dem Kalle, af 
Shrift fremde Juben zu Gewerbes ober Haus:Dienften annehmen moͤchte, nicht gach 
worben, weil ein folder Ball wegen der bedeutenden Hinberniffe, welche bie 
denheit der Religion und der damit in Verbindung ſtehenden Lebensweife in ben IM 
legt, gewiß zu den höchft feltenen gehört, und vielleicht ohne Beiſpiel ift. 

Darans folgt aber nicht, daß es den Chriften erlaubt fei, in folche Verbindung mt 
fremden Juden fich einzulaffen, denn wenn glei im $. 35 nur verorbnet ift, bapige 
nigen inländifchen Juden, welche dem Verbote des $. 34 zuwider handeln, mit da 
Geldftrafe von 300 Thlr. oder verhältnigmäßiger Gefängnißftrafe belegt werben fol, 
ſo ift doch im $. 34 der Bas ganz allgemein ansgebrüdt: 

„Fremde Zuben als foldye dürfen weder 10, als Lehrburfchen, noch zu Gewerbe⸗ mh 
‚Bausbienften angenommen werben." 
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Aud) der Grund dieſes Verbote ift ganz allgemein. Es foll nämlich nach $. 81 des 
angeführten Edikts verhütet werden, daß fremde Zuben in ben hiefigen Staaten ſich nies 
derlaflen, fo lange fie. nicht das Preußiſche Staatsbürgerrecht erlanget haben, Die Abs 
ficht des Geſetzes würde aber leicht zu vereiteln fein, wenn es einem jeden freiftände 
fremde Juden entweber in wirkliche Dienfte ober doch unter diefem Vorwande bei fich 
aufzunehmen, und benfelben dadurch bie Nieberlaffung ohne Erlangung des Bürgers 
rechts gewiflermaßen möglich zu machen. 

, Das allgemeine Verbot verbindet daher auch unftreitig die Chriften, und biellebertres 
ter defielben werben um fo mehr polizeimäßig zu beftrafen fein, da nad befannten poli- 
ichen Vorfchriften Niemand befugt if, Fremde überhaupt, ohne ber Polizei⸗Behoͤrde 
on Anzeige zu machen, bei ſich aufzunehmen, und baher um fo viel weniger es Je⸗ 
manben freifteht, fremde Iuden zu Gewerbes ober Haus-Dirnften ohne Vorwiſſen der 
Polizei⸗Behörde zu engagiren. 

Sobald diefe Behörde von ber unerlaubten Aufnahme eines ſolchen Juden Wiſſen⸗ 
ſchaft erhält, werben ohnehin bie nöthigen Verfügungen dagegen getroffen, und biejenigen, 
weiche die Polizei:Behörbe zu bintergehen Tuchen, mit aller Strenge zurecht gewielen. 


Aus diefen Gründen halte ich die Strafbarkeit derjenigen, welche dem $. 34. bes eins 

Edikts entgegen handeln, fhon durch das Geles und durch allgemeine polis 

gelliche Vorſchriften, auch in Beziehung auf Chriften für begründet, unb baher eine 

Deklaration um fo weniger für nötbig, je unwahrſcheinlicher es ift, daß Kontra⸗ 
ventions- Fälle folcher Art dfter vorkommen Könnten. Berlin, ben 9, März 1819, 


v. Kircheiſen. 
Ka Gine Königl. sc. Sektion bes Departements 
der GtaatssEinkünfte ꝛc. für direkte und 
indirekte Abgaben 


biefelbft, 
(Ann. IX, ©. 666.) 
3) MR. des K. Min. de8.3. (Köhler) v. 18.Nov. 1825 an die K. Reg. 


ns Gumbinnen. 

Dos unterzeichnete Min. giebt der K. Reg. zur 2 oeung auf den Ber. v. 18. 
de ER, wegen Beftrafung derjenigen Chriften, welde fremde Juden in ihren Dienft 
sesmen, zu erkennen, daß baffelbe die Keftftellung eines beflimmten Strefmapes für 
FJa iUe der betreffenden Art weber nöthig, noch angemeflen findet, weil bie Gtrafbeftims 
q ß der Beurtbeilung ber, vorbehaltlich des Nekurfes, die Beflrafung anorbnenben 
Zehoͤrde fuͤglich übertaften bleiben kann, und rücfichtlih der großen Verſchiedenartig⸗ 
beit der Umſtände, welche dabei ftattfinden koͤnnen, überlaffen bleiben muß. 

- (nn. IX. ©. 1065.) 


3 4) R. deffelben Din. v. 10. April 1827 an dad K. Polizei-Präfidium 


Berlin. 

—*8* K. Polizei⸗Praͤſidio wird zur Beſcheidung auf den Ber. v. 28. Februar e., wer 
Beſtrafung derjenigen Chriſten, welche fremde Juden in ihren Dienſt nehmen, die 
alle unterm 18. Nov. 1825 an bie Reg. zu Gumbinnen erlaſſene Verfuͤgung hierbei 

ibichriftlic, mit dem Bemerken tommunicirt, daß, wenn ein folder Contraventionsfall 

E ereignet, die Feftfegung der Strafe, welche außer ber gewöhnlichen Polizeiftrafe für 

e unterlafiene vorfhriftsmäßige Meldung aufzuerlegen, ber richterlichen Kognition zu 

Überlafien iſt. (Ann. XI. ©. 448. 

- 5) ©. R. des K. Min. v. 9. Aug. 1828 an die K. Reg. zu Potsdam, 

Waantfur! Stettin, Ködlin, Danzig, Marienwerder, Königsberg, Gum⸗ 
nen, Bredlau, Liegnig, Oppeln und Magdeburg, fo wie an dad K. Pos 

Wiei-Präfivium zu Berlin. 

27 &8 ift der Fall vorgelommen, daß gegen Perſonen hriftlichen Glaubens, wegen Webers 

Meetung des im $. 34 bes Ed. v. 11. März 1812 enthaltenen Verbots, auslaͤndiſche 

Juden in Dienftverhältniffe aufzunehmen, fiskaliſche Unterfuhungen eingeleitet, bie Des 

Aunziaten aber von ben Gerichten deshalb von ber Anfautbigung freigeiprochen worben 

“ind, weil es dem berührten Verbote an dem wefentlihften Beftandtheile eines Gtrafs 

Jeſehes, nemlich ber Strafbeflimmung, fehlt. Um nun unter dieſen Umfländen der Uns 

wirkſamkeit des mehrgedachten Verbots vorzubeugen, wirb die K. mi hiemit anges 






wiefen, gegen dergleichen Kontravenienten nicht förmlich bei den Gerichten klagbar zu 
werben, fondern vielmehr in Lünftig vorlommenden Källen der beeicdyneten It wo 
polizeiliche Verfahren und in Folge bdeflelben eine blos poligeimägige WBetteiung ven 
awei bie fünf Shaler flattfinden zu laffen. Zunächſt wird *% aber natkgaeniig, in. TAN 
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Faihe Bett u ee, EN Ko ermangelnde Sraftimmung von Poli 
6) Vergl. auch die Kap. I. sub III. B. gegebenen Beſtimmungen. 


u. 
Zemporairer Aufenthalt auständifger jüdifher Handelt: 


1) In Anfehung des Genbeisieirhes Ausländifcher Juden in den ehe 
mals Röniglih’Sähfifhen Territorien vergl. 

a) das Mandat v. 16. Aug. 1746 Abthl. IT. Aejgn. V V. S. 340. uch 
Abthl IT. Abſchn IE. Kap. I. sub II. ©. 411. 

by’ E. R. der K. Min. d. J (0. Shudmann) u. d. F. (v. Motyn 
20 No. 1829 an die K. Reg. zu Merfebürg, Erfurt, bdbam, Srantfett 
und Eiegnig: Beſuch der’ ärtte im "Herzogihum ſachſen von Sr 
außländifcher Juden. 

Der Herzogl. Anhalt Koͤthenſche Steuer-Direktor hat ſich darũber beſchwert, day 
Kenigl. Regierung den Köthenfchen Juden auf ben Grund des Mandats v. 16, Auf 
1746:den freien Markt:Berkehr- auf den Märkten bes Herzogthums Sach ſen nidt ge 
ftatten 8004, und hat unter Beziehung auf den Traktat v. 17. Juli v. 3. 5. diem 
Remedur gebeten. = : - 

Da es nun bei Abfchluß diefee Traktats bie Abficht gewefen ift, ben en eich 
Ge — en achtet win, 

ie Anhalt⸗Köthenſchen a 
welchen bes Königs Majeftät auf den Jahrmaͤrkten / des Herzo⸗ 
Feen zu bewilligen geruht haben. 
— — —J ag die.Ke Reg. das Weitere verfügen, und ben of Ingegebenen Sa 
eh det up in — ae Sm 1 aus en tnigen Macdnncitaaten anwenden mi 
{ { fer Hinfiht mit ta) 3. bereinkinma 
er fm. (ann. XU1.@. 010). Ey 















Der K. Reg. ieh auf * Anfrage v. 10. Pr d. J. roldert, daß, wem k “ 
Aufenthalt eines Ausländers, welcher. innerhalb Landes rohe ober halb rohe 
einkihktt, and Bei kimländefchen Profeffioniften für Scuͤcklohn weiter zurichten * 
vorübergehend iſt, und bie qu. Waaren ausſchließlich zur Ausfuhr beſtimmt arg 
Fr gesinmung des Bürgemehte nöthig ift, noch eine Geoerbfeuer-Gntrichtungpt 

et 

Bas Die Yofenfihen Juden betzff: fo Kann benfeiben bei noch ermangelndem @iaih 
— die-Rieberlafjung innerhalb der alten Provinzen zwar zur Zeit mod a 
—* egen aber ohne Härte nicht verſagt werben, was nicht allein Auslands 

echaupt, jondern ſogar auslänbifchen Juden landet ift, nämlich, in ben Kabrikftähte 

der alten Provinzen rohe Tuche zu Laufen, um folde, es fei in dieſem Zuftande, ae 
Fr na ‚dem. fie für bes Ginkäufers Rechnung zugerichtet worben, nad) bem 
geatpum! öfen auszuführen. Dergleihen jübifche Einwohner find zu weiter nic 

unben, als an ihrem Wohnort, oder da, wo fie fi mit bem Verkauf eröctien, 
er vorh-Banbel zu erlegen. (Ann. VI. ©. 388.) 

3) deß Großherzogthums Pofen das Publ. der K. Reg. ia 
Sum! The erfahren gegen Diejenigen fremden Juden, welche’ zoß f 
Probufte vd Oder fonffige Erzeugniffe des Auslandes in die Birfige Vrorin 

rifigen. 

Dur; bie nah dem 18. Amtsbl. Nr, 71. v. 2. April d. I. auf Flache, Hanf ıc. de 
veiägte Mögubchfeiiet bei ber Einbringung sam Auelande In BIR on, gu ass |) 
fi ich ee — der polniſchen und ruſſiſchen Juden mit den genaimten Gegmfin 

em ee Zeit fehr. 
Fan — 2 — in polgelliger Kiogät dielcchalb Made Sefianmgn — 
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u— — . t . ERBE? PraeTe Bes 
In Anfehung bed Jubengeleited, welches Ateichfallß jur i 
Hinfchleichens polniſcher Juden mit benußt wird, — 
sweiies aavit2»cc. 
zial-Beſtimmungen über ben temposalsen fen halt 
Einer Gattungen ausländifher Juden im Preuß Men 
Staate . 
Lu u j 
Ausländifcher jůd iſcher Dienfboten u, 
‚Die Annahme ausländifcher jüdifper Beunndick if 
iusnahmsweiſe geftattet. ie — 
Eirk. Verf. bed Min. des Inn. (erſte Abth. Köhler).n.9. Aug 1823. 
8_an einlänbifchem jübifchen Geſinde nicht leicht fehlen. Tann., - bie Bulaj 
Zuben und Züdinnen, um in Geſindedienſt zu treten, aber meifkens zur; je 
D zu unerlaustem Gewerbös Verkehr Gelegenheit giebt. chtufphder.de due 
» *, fondern nur unter ganz befondern umftändene nad) ber K. Reg. Ermeſſen, 
S nahme ftatt zu geben, (Ann. VII. &. 628.) -; men wid 1.4 
Fin ganz ähnüces R. erging an die Sudenfihaft zu Lengerich und 
Brift an die Reg. zu Münfter am 3. März 1824. 
re. VIII. ©: 200.) —* 
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Ben, von der R. Reg. mittelft Berichts nom.d. d, MR. angejeigten Umftänden, 





jenigen, 
[3 Pas — aus Deſterreich gebi 
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— R. Anwendung finden kann; anderntheils aber auch nicht einzu 
zw g. .XX.. W 
Das unterzeichnete Riniſterium findet ſich daher nicht veranlaßt, von dem ji 
des R. v. 20. Dec. v. J. (Anl. a.) abzugehen. 

Die Anfrage: ee, u 

ob die vagirenden Individuen fernerhin vor ber auf den abermaligen Weberkil 

Grenze gelegten Strafe nerwarnt werben follen?. 
wirb dahin beantwortet, daß die Grgreifung biefer polizeilichen Maßregel in pe 
Fällen von ber ausübenben Behörde ermogen werben muß. Im Allgemeinen wi 
bei allerbing& nicht zu ängftfich zu verfahren fein, da, wenn auch einmal ein unk 
een tan werben möchte, dar aus doch für denfelben Fein wefentlicher Ach 
entftehen kann. Va — 

uebrigens wird die K. Reg. aufmerkſam darauf gemacht, daß in ber juriſtiſha 
minologie die Begriffe eines Vagabunden und Landſtreichers nicht ganz gleidk 
find, da ein Vagabunde derjenige heißt, der Fein Domizil hat, nun aber Jemen, 
ein ſolches hat, fich ber Landftreicherei ſchuldig madyen, und umgekehrt, ein! 
obne Domizil ein ganz unfträflicher und nüglicher Menſch fein kann. 

Bü, 


Das Min. des Inn. und der Pol, Tann, wie der K. Reg. auf ben Bericht nv. 
db, 3. hiermit erwiebert wird, biein beglaubigter Abfchrift eingereichte Entſcheit 
Kriminal-Senats bes Oberlandeögprichts zu Infterburg v. 8. Aug. d. 3. (Auli 
der Unterfuhung wider den polnifhen Juden N. nicht anders, als den beftchenie 
fegen entiprechend, halten, da biefer Zube kein Landftreicher, d. h. ein Mtenid 
ften ra fondern in Philipowo anfäffig ift, und Fein eigentliches Verbew 
gangen bat, 

Die Beforgniß der K. Reg., daß bei allgemeiner Anwendung ber in jenem 
niffe angenommenen Grundfäge das Land mit fremden Juden werbe über! 
werben, ift nicht genugfam begründet, um den Antrag der K. Reg. zu rechtferi 
ber Zurück⸗Transport ber fchon einmal verwiefenen Juden, in Verbindung mi 
bie Seleitfchein-Kontravention Tntgenben Strafe, ſchon empfindlich genug fein 

Berlin, den 29. December 1834. 






















Miniflerium bes Innern und der Pi 
Köhler, 


An 
bie K. Reg. zu Gumbinnen. 


b. 
In der Unterſuchungs⸗Sache wider den Juden N. 
Erkennt der unterzeichnete Senat auf das von demſelben eingewandte Red 
i ber weiteren Bertheibigung für Recht, 
a 
a zwar Denunziat wegen ber GeleiticheinKontravention den Gefegen gez 
mentlidy $. 242 Zit. 20 Thl. II. des A. L. R. vom Richter erfter Snftan; K 
worben ift, aud) ben Befiser von Waaren, die vorläufige Freiſprechung de 
Hauſir⸗Kontravention rechtfertigt, dagegen aber, wegen Uebertritts in die 
[hen Staaten, die beim früheren Transport über die Grenze ihm ans 
Strafe nicht Pla greifen Tann, weil Denunziat damals nicht wegen Berk 
fondern nur wegen mangelnder Legitimation über die Grenze gefchafft wurk 
auch, da er verheirathet ift und in Philippowo fein Domizil hat, nicht als Lar 
her beitraft werben kann (Conf. $. 22. Zit. 2 Shl. 1. der. 8.D2.,5. 41 
Tit. 20: Thl. II. dDEEA.L.R. R.v. 6. Dez. 1822, Jahrb. Bd. 20. S. 2% 
-R.9.23. Juli 1825, Annalen Bb. 9. &. 710.) 
das am 1. d. M. publiziete Erfenntniß des Königl. Lands und Stadtgerichts zu 
binnen, bahin refpeftive zu beftätigen und abzuänbern: 
daB der Jude N. 
a) wegen Hauſir⸗Kontravention vorläufig freizuſprechen; 
b) wegen GeleitfheinsKontravention außer der Nachzahlung des Geleitichei 
peld von 2 Thlr. 15 Sar. mit 10 Zhlrn., im Unvermögensfalle mit 
gem —— zu — im die dieſ Br on 
e) wegen wieberholten Gintritts in bie bicffeitigen Staaten von Strafe ga ı 
demfelben auch die Koften biefer Inftanz zur Laft Fu legen, u 
Bon Rechts Wegen. = 
Urkundli und forma probante ausgeferti — 
Inſterburg den 8. aug 1834. (LS. u 
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ıh der Grund diefes Verbots ift ganz allgemein. Es foll nämlich nach $. 81 des 
ührten Edikts verhütet werben, daß fremde Juden in den biefigen Staaten ſich nie 
fen, fo lange fie.nicht das Preußiſche Staatsbürgerrecht erlanget haben. Die Ab: 
des Geſetzes würde aber leicht zu vereiteln fein, wenn es einem jeden freiftänbe, 
e Zuden entweder in wirkliche Dienfle oder doch unter diefem Vorwande bei ſich 
nehmen, und denfelben dadurch bie Nieberlaffung ohne Grlangung des Bürgers 
’ gewiflermaßen möglich zu machen. 

is allgemeine Verbot verbindet daher auch unftreitig die Ehriften, und die Uebertre⸗ 
effelben werden um fo mehr poligeimäßig zu beftrafen fein, da nach befannten poli- 
yen Vorfchriften Niemand befugt ift, Fremde überhaupt, ohne ber PoligeisWehörbe 
n Anzeige zu machen, bei fich aufzunehmen, und daher um fo viel weniger ed Je⸗ 
yen freifteht, Fremde Juden zu Gewerbs⸗ oder Haus-Dienften ohne Vorwiſſen ber 
zei⸗Behörde zu engagiren. 

obalb diefe Behörde von der unerlaubten Aufnahme eines ſolchen Zuben Wiſſen⸗ 
: erhält, werben ohnehin bie nöthigen Verfügungen dagegen getroffen, und biejenigen, 
ebie Polizei-Behoͤrde zu hintergeben fuchen, mit aller Strenge zurecht gewieſen 
a. 


zdieſen Gruͤnden halte ich die Strafbarkeit derjenigen, welche dem $. 34, bes ein⸗ 
ten Edikts entgegen handeln, ſchon durch das Beleg und durch allgemeine polis 
Vorſchriften, auch in Beziehung auf Chriften für begründet, und daher eine. 
Deklaration um fo weniger für nöthig, je unwahrfcheinlicher es ift, daß Kontra⸗ 
is⸗ Fälle folcher Art öfter vorfommen Tönnten. Berlin, ben 9. März 1818, 
v. Kircheiſen. 

re Königl. 20. Sektion des Departements 
Staats⸗Einkuͤnfte ꝛc. für direkte und 

indirekte Abgaben 


hieſelbſt. 
Inn. IX. ©. 666.) 


RR, des K. Min. des. J. (Köhler) v. 18. Nov. 1825 an die K. Reg. 


umbinnen. 

z unterzeichnete Min. giebt der K. Reg. zur Peſhedung auf den Ber. v. 18. 
„wegen Beſtrafung derjenigen Chriſten, welche fremde Juden in ihren Dienſt 
en, zu erkennen, daß daſſelbe die Feſtſtellung eines beſtimmten Sitrafmapes für 
der betreffenden Art weder nöthig, noch angemeflen findet, weil die Gtrafbeftims 
3 der Beurtheilung der, vorbehaltlich des Nekurfes, die Beſtrafung anordnenben 
the füglich überlaflen bleiben Tann, und ruͤckſichtlich der großen Verſchiedenartig⸗ 
er umſtände, welche dabei ftattfinden Finnen, überlafien bleiben muß, 

(Ann. IX. ©. 1055.) 


R. deffelben Min. v. 10. April 1827 an dad 8. Polizei⸗Praͤſidium 


derlin. 

m K. Polizei⸗Praͤſidio wird zur Beſcheidung auf ben Ber. v. 28. Februar e., we⸗ 
ſeſtrafung derjenigen Chriſten, welche fremde Juden in ihren Dienſt nehmen, die 
I8 unterm 18. Nov. 1825 an die Reg. zu Gumbinnen erlaflene Verfügung hierbei 
iftlich mit dem Bemerken fommunicirt, daß, wenn ein folder Contraventionsfall 
eignet, die Feſtſetzung der Strafe, welche außer der gewöhnlichen Polizeiftrafe für 
terlaffene vorſchriftsmaͤßige Meldung aufzuerlegen, ber richterlihen Kognition zu 
fien it. (Ann. XL. ©. 448.) , 

E. R. des K. Min. v. 9. Aug. 1828 an die K. Reg. zu Potsdam, 
Furt, Stettin, Köslin, Danzig, Marienwerder, Königsberg, Gum: 
n, Bredlau, Liegnik, Oppeln und Magdeburg, fo wie an dad K. Pos 
dräfivium zu Berlin. 

{ft der Kal vorgelommen, daß gegen Perfonen chriſtlichen Glaubens, wegen Uebers 
g bes im $. 34 des Ed. v. 11. März 1812 enthaltenen Verbots, ausländifche 
in Dienftverhältniffe aufzunehmen, fiskaliſche Unterſuchungen eingeleitet, die Des 
ıten aber von den Gerichten deshalb von der Anfchuldigung freigeiprochen worben 
veil es dem berührten Verbote an dem wefentlichften Beftandtbeile eines Straf: 
3, nemlich der Strafbeflimmung, fehlt. Um nun unter dieſen Umftänden der Uns 
mkeit des mehrgedachten Verbots vorzubeugen, wird die K. Reg. hiemit anges 
‚ gegen dergleichen KRontravenienten nicht förmlich bei den Serien Hagbar zu 
1, fondern vielmehr in künftig vorkommenden Källen der bezeichneten Art das 
liche Verfahren und in Zolge defielben eine blos polizeimäßige Beſtrafung von 
18 fünf Thaler ftattfinden zu laſſen. Zunächſt wird es aher notkwendin Tkin, tal 
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der entledigen tönnen, daher demſelben ber fernere Aufenthalt daſelbſt zu geftattnr. 
Dabingegen ift fein bei ihm als Knecht wohnenber Bruder, bei welchem — 
ſichten nicht eintreten, aus ben dieſſeitigen Landen fort und in fein Vaterland zuriiy 
weifenz wie benn überhaupt auch der einflweilige Aufenthalt fremder Juden als Diab 
boten, wohurd nur das allmählige Einfchleihen berfelben befördert wird, nit 
werden darf. Es find daher ſaͤmmtliche Ortö-Polizei: Behörden hiernach mit 
tion zu verfehen, und hat die K. Reg. ſonſt bemgemäß das Weitere zu veranlaflen. 
(Ann. ALV, Nr. 54.) 

B. Beftrafung der kontravenirenden Herrfchaften. 

Für die alten Provinzen beflimmen hierüber 

1) der 6. 34 ded Ed. v. 11. März 1842, Berg. denfelben oben. 

2) R. des K. Min. des Inn. (Köhler) v. 2. Aug. 1825 an bie £h 
zu Gumbinnen. Beſtrafung der von Chriften gefhehenden Aufnahme im 
der Juden in ihren Dienft. 

Der K. Reg. wird in Beſcheidung auf den Bericht v. 22. Zunft c. eröffnet, wieda 
o unbedenkticher ift, daß Sie Sich wegen der von Ehriften gefchehenden Aufnahız im 

Juden in Dienſt nad dem R. des ehemaligen Departements ber Stauti 

anfte v. 1. Zpril 1813 (Ant. sub a. und b.) achten Tann, und danach achten mi 
diefes Refkript, wie auch darin ausdrüdlic bemerkt worden, im Einverftändnif wii 
derzeitigen Departement für die allgemeine Polizei, ale der kompetenten Ober 
in SubensAngelegenheiten, erlaffen ift. 


a. 

Aus Anlaß bes Berichts der Abgaben-Deputation vom 19. Ian. diefes Zale: ! 
treffend das nachtheilige Einwandern fremder Juden in die dieffeitigen Staates | 
wir mit bem Departement für die allgemeine Polizei und mit dem Zuftiz. Mine | 
über bie Frage fommunizirt : 

ob die Beftimmung bes 5. 34 des Geſetes v. 11. Märzvorigen Jahres, bie kl 

hen Berhältniffe der Zuden im Preußiſchen Staate betr., nad) welcher fein u⸗ 

ſcher Jude einen fremden Juden in Dienft nehmen darf, auch für Chriſten vertue 

Kraft habe, und in Kontraventionssgällen deren Strafbarkeit begründe, oder adt 

dieſer Rüdficht einer Deklaration dieſes Gefeges beduͤrfe. 

Beide Behörden haben ſich für die Bejahung diefer Krage und eine Deklarıad 
Geſetzes für unnörhig erflärt. Was befonders das Juſtiz-⸗Miniſterium dieſerhab: 
wortet hat, wird der Deputation aus ber abihriftlichen Anlage (lit. b.) das 
zu erfehen geben, um Sich im vorlommenben Falle darnach zu achten. 

Berlin den 1. April 1813. 
Section des Departements der Staats⸗Einkuͤnfte ıc. für direkte und indirekte % 
Ladenber: 














An 
die Regierungssäbgaben-Deputation zu Neiße, und ab: 
ſchriftlich zur Nachricht an ſämmtliche 8. Reg. 


Eine Königl. Hochloͤbliche Sektion des Departements der Staats-Einkünfte B 
direkten und indirekten Abgaben wünfcht nach dem unterm 2. d. M. an mich aba? 
nen geehrten Schreiben, meine Meinung darüber zu vernehmen: 

ob bie Beftimmung des $. 34. des Ed. v. 11. März v. J., die bürgerlichen Bei 

niffe der Zuden im Preußifchen Staate betr., nach welcher Feine fremden Ira: 

Dienft genommen werden follen, aud für Chriften verbindliche Kraft habe, wi‘ 

Kontraventiond-Fällen deren Strafbarkeit begründen, oder ob es in dieſer Rat* 

einer Deklaration des Gefebes bedürfen möchte? 

Ich ermangele nicht, darauf in ergebenfter Antwort zu erwiebern, wie es nidte 
wahrfcheinlich ift, daß beider Redaktion des angezogenen Edikts in dem Falle, dat 
Ghrift fremde Juden zu Gewerbes oder Haus⸗Dienſten annehmen möddte, nicht gef 
worden, weil ein folder Fall wegen der bedeutenden Hinderniſſe, weldye die Bariit 
denheit der Religion und der damit in Verbindung ftehenden Lebensweiſe in den By 
legt, gewiß zu den höchft feltenen gehört, und vielleicht ohne Beiſpiel ift. 

Daraus folgt aber nicht, daß es den Ehriften erlaubt fei, in ſolche Werbindung m 
fremden Juden ſich einzulaffen, denn wenn gleich im $. 35 nur verordnet iſt, Dafhip 
nigen inländifchen Juden, weldye dem Verbote bes $. 34 zuwider handeln, mit = 
Geldſtrafe von 300 Thlr. oder verhältnigmäßiger Gefängnipftrafe belegt werben 
ſo ift doc) im $. 34 der Satz ganz allgemein ausgebrüdt: 9 

„Fremde Zuben als ſolche duͤrfen weder ꝛtc. als Lehrburſchen, noch ag 

Hausdienſten angenommen werden,” 


LT u } 
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Sin jeber mit genannten Gegenftänden ind Land kommende frembe Jude RN ver⸗ 
et, auf keinem andern Punkte als bei einem Kleinigkeitbzolkamte / uͤber die Grunze 
eben und bei demſelben ſich zu melden. Zu U ZU JE Zu 
Das Kleinigkeitszollamt fertigt ihm eine gewöhnliche Zollerpedition aus, in welcher 
antität und Qualität der Ladung nach der eigenen Angabe bed Deklaranten und 
gefähren Beurtheilung bes 2e. Amts zu bemerken, und bem Deklaranten bie ge⸗ 
* ni der eriten Stadt, welche derſelbe mit feiner Labung befuchen will, vor- 
iben ift. ' 
Bei der Ankunft in der vorgefchriebenen Stadt muß ber jübifche a Fr Pg biefe 
fertigung und feinen polnifchen Paß ſogleich der Polizeibehoͤrde zur Einſicht, und, 
IL e8 erforderlich ift, zur Ausfertigung eines Paſſes für die hieſtge Provinz vor: ' 
fodann, wenn er von der Polizeibehörbe feine Abfertigung erhalten hat, fich bei 
:cifeamte der Stadt mit feinen Legitimationen melden, und foldhe, in specie bie 
Graͤnze erhaltene Zollabfertigung, vorzeigen. Das Acciſeamt beurtheilt ſodann 
etzterer die Beichaffenheit feiner Ladung. nl ' 
Sird die Ladung in der erften Stabt, wohin er nad) ber Bollerpebition verwiefen 
Et ganz abgefegt, fondern der jüdifche Frachtführer will die unverfaufte Quantität 
wer andern Stadt zum Verkauf bringen, jo hat er fich beim Abgange wieberum 
Molizeibehörde und dem Aceifeamte zu melden. ’ 
ze bemerkt auf dem Paſſe den Zag des Abganges, bie Dauer feines dortigen 
calts und die zu nehmende gerabe Straße nach der gewählten andern Stadt. 
Acciſeamt dagegen fchreibt in der Zollabfertigiing die am Orte von der Labung 
-e Quantität ab. u 
& ele Vorſchriften find in einer jeden Stadt, in welcher der jüdifhe Frachtführer 
Rt, zu beobachten. nn 
em Verkauf feiner Ladung am legten Ort bemerkt die Polizeibehörbe auf dem 
er Tag des Zuruͤckganges und beftimmt dazu die gerade Tour bis zum Webers 
Eaer die Gränges mit Benennung bes zu paflirenden Kieinigkeitegollamts, bei 
® derſelbe fich melden muß. Ein Steides geſchiehet, wenn bie ganze Labung 
7 der erften Stadt verkauft wird. ' 
eſe Beftimmungen gelten nit nur für die jübifchen Flachs⸗ und m 

Für alle diejenigen fremden Juden, welche rohe Produkte aller Art oder fonftige 
nmiſſe des Auslandes in bie hiefige Provinz bringen, und follen mir dem 1. Juli 
n völlige Kraft treten, bamit bis dahin bie fremden Juden davon ımterrichtet 
’ nen, _ 
Benn fremde Suben öfter mit Produkten und Erzeugniffen des Auslandes in die 
Provinz kommen und bamit in den Städten einen Handel treiben; fo foll ihnen 
Ki folchen Handel auf ein Jahr die Konzeffton ertheilt werden, wenn bie folche 
ö nachſuchende Behörde durch gültige Zeugniffe die Nechtlichkeit und Unverbä 
des Supplikanten bofumentirt, und alsdann find diefe jübiihen Kaufleute auch 
Yegung der Gewerbefteuer verpflichtet, wovon ber ungefähre Betrag gleich bei 
uhung der Konzeffion in Vorfchlag gu bringen iſt. ' 
rohne Konzeſſion und Gewerbefchein öfter in biefer Provinz einen folchen Handel 
#, ſoll als Kontrabenient nach den Gefegen beſtraft werben. 
Polizei⸗ und Accifebehörben haben ſich nach biefen Deftimmun en auf bad ges 
e zu achten, und erftere befonder& noch darauf zu fehen, daß der Frachtfuͤhrer 
hriebene Straße nicht verändere, und nicht zur Ungebühr von einem Drte zum ans 
Inge auf der Seife zubringe. : 
von ben jüdiſchen Frachtfuͤhrern dieſe Vorfchriften nicht beobachtet, ift als Vaga⸗ 
‚gleich über die Grenze zu bringen. " 
Acciſeaͤmter werden noch auf die richtige Zahlung bes Judengeleits aufmerkfam 
t. (Ann, II. ©. 321.) 

II. 


ntbalt ausländifcher Juden in dem Preugifhen Staate 
ufs Ausbildung zu einem nüglichen Berufe und Außs’ 
| übung beffelben. | 


Zum Studium auf Preußifhen Univerfitäten. 

der Min..d. Inn. (v. Shudmann) u. d. Pol. (v. Wittgenftein) 
uni 1819 an die 8. Reg. zu Berlin. j ! 

K. Reg. äußert im Eingange Ihres wegen ber von dem jübdifchen Glaubensge⸗ 
RR ——— 


fı 
. 


* 
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unterm 10. v. M. erflatteten Berichte, daß eine Umgehung bed Gefehes v. 11. Min 
1812 darin liege, wenn ſich Juden, welche keine ftaatsbürgerlichen Rechte befigen, in be 
Eigenſchaft als Fremde hierjelbft aufhalten, von Zeit zu Zeit ihre Aufenthaltskarte a⸗ 
neuern, und auf ſolche Weiſe ſich faktiſch fortdauernd hier befinden, ohne bie Abfikt 
fich in den Preuß. Staaten nieberzulaffen, ausbrüdtich zu erfiären. 

Es ift aber ein ganz anderer Sal, wenn gerade das Gegentheil: nämlich fih nidti 
den preußiſchen Staaten niederzulaffen, eiklärt wird, und lediglich die Abficht vorhante 
ift, für eine beflimmte Zeit den Aufenthalt zu einem Zwed hier zu nehmen. 

In ſolchen Fällen wird ber fremde Jude allen andern Fremden gleich geachtet, unbe 
bürfte wohl namentlich Hinſichts der hiefigen Univerfität nicht der minbefte Grund we 
handen fein, einem fremden Juden ben Aufenthalt während der Zeit ber Univerftlätk 
Studien zu verfagen. 

In dem vorliegenden Kalle ift bei ber erfolgten Erklärung: daß auf bie Raturalie 
tion gar kein Antrag gerichtet werden folle, eine Umgehung des Gefeges um fo were 
denkbar, als felbft die Gewinnung ber Raturalifation für den NN. nicht mit Scqhwie 
sigkeiten verbunden fein würbe. 

Die Polizei⸗Behoͤrde kann Übrigens keinen andern Maaßſtab zur Befchränkung ke 
feftsufegenden Zeit des Aufenthalts eines folchen Individui haben, als ben is 
Aufenthalts. 

Ga ift auch keinesweges vie Abficht, das früher beftimmte Verfahren, wonach freute 
Juden zwar der Aufenthalt hierſelbſt, jedoch auf eine beftimmte von ihnen felbft an 
gebenbe Zeit, welcher nöthigen Falls von der Polizei-Behörde die gehörigen Schranke 
h fegen find, geftattet werben fol, aufzuheben; vielmehr fol daſſelbe ganz auflame 

iegenden Fall angewendet werben. 
In die Lehre konnte der NN. den NN. allerdings nicht nehmen, und Häf ki ke 


— — 


Anzelge des erſteren, daß der NN. ſich bei ihm in der Lehre befinde, fofern die C | 


der Behörden dazu nicht ertheilt worden, gegen den NR. nad) der Vorſchrift ui U 
bes Ed. v. 11. März 1812 verfahren werben ſollen. 

Ob dergleichen junge Juden fich bier der Ausbildung oder aber wegen heimlicen 
dels aufhalten, laͤßt —* ſehr leicht kontrolliren, und iſt ihnen allenfalls bei der 
eines beſtimmten Aufenthalts, Seitens der Polizei⸗Behörde, zu eröffnen, daß, fa 
irgend eine eigene Geichäfts-Betreibung ftatt finden möchte, fogleich bie —— 
Aufenthalt aufgehoben werben würde, welches letztere inzwiſchen unter allen 
auch ohne eine ſolche Eröffnung geſchehen kann. 

Nach dieſen Grundſaͤtzen wird es bei der Gewährung des Aufenthalts bes AR, 
die beflimmte Zeit von Einem Jahre verbleiben müffen; wenn jedoch das Saft wi 
ftändig Eonftatirt wird, daß der NN. den NR. ohne vorherige Anzeige unb aufch 
Yiche oder ſtillſchweigende Genehmigung der Behörde in die Lehre genommenz fo ik 
Vorfchrift des $. 35 des Ed. v. 11. März 1812 in Anwendung zu bringen, und af 
nachtraglich gemachten Antrag nicht weiter einzugehen. (Ann. III. ©. 421.) 


2) Aufenthalt ausländifcher Juden zur Erlernung undik 
übung von Handwerken und fonfligen nüglihen Berufsarls 

a) Refol. des K. Min. ded Sun. (Erſte Abthl. Köhler) an den Tier 
meilter NN. zu NN. Verbot der Annahme junger ausländifcher Jam 
zu Lehrlingen. 

Auf den in der Eingabe v. 25. v. M. enthaltenen Antrag bes Zifchlermeifters M. 
den dortigen Tiſchlern zu geftatten, junge Suden aus dem Auslande ald Lehrlinge af 
nehmen zu dürfen, Tann nicht eingegangen, Supplifant vielmehr nur auf bie di 
reichte, anbei zurückerfolgende Refolution der K. Reg. zu Gumbinnen v. 24. San. b. 
welche, ald den Beflimmungen des Ed. v. 11. März 1812 8. 34. völkig entfpredenh 
beftätigt wird, zurüchgewiefen werben, (Ann. XIV, Nr. 55.) 


b) R. deffelben Min. v. 25. San. 1832 an die K. Reg. zu Minden. 
Nach den beitehenben allgemeinen Grundfägen, wie ſolche auch im Ed. v. 11. Ma 
1812 $. 34. ausgefprochen worden, dürfen, wie der Königl. Reg. auf Ihre Anfrag 
v. 16. d. M. erwiedert wird, fremde Juden auch als Gehrh 
werden. 

Die K. Reg. möge daher, wenn auch befagtes Edikt dort nicht gilt, Sich dank 
achten, da die fragliche Stelle wenigftens als allgemeine Vorfchrift für die Adminifıs 
tfone» Behörden zu betrachten iſt. (Ann. XVI, ©. 210. 

c) R. ded Min. d. San. (Erfte Abthl. Meding) v. 8. April 1842 an du 

K. Reg. zu Erfurt. | 
In Berückſichtigung der In dem Wer, v. IL. d. DR. SRtiüunderagiekten TÜRE 


urfhen nicht angenommm 
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will das Minifterium die Koͤnigl. Reg., nach Ihrem Antrage, hiermit eemächtigen, 
auslänbifchen Juden, welche fid, in Ihrem Werwaltungsbezicte zu einem beftinmten er⸗ 
Taubten Zwecke und auf beftimmte Zeit aufzuhalten beabfichtigen, die Erlaubniß zu 
biefem Aufenthalte, ftatt, wie bisher, von Jahr zu Jahr, gleich für die ganze, von benz 

eiben beftimmmt anzugebende Zeit unter den von Ihr im Berichte ausgefprochenen Be⸗ 
Bingungen und Vorausfegungen zu ertheilen. 


Bericht der Reg. zu Erfurt, 


In unferm ehrerbietigen Berichte v. 6. April 1838 erlaubten wir uns bie Anfrage, 
ob es für zuläffig zu erachten fei, uns zur Grtheilung ber Erlaubniß zu einem vorüber 

‚“ gehenden Aufenthalt an ausländifche Juden zu ermächtigen. 
Durch das verehrlihe R. v. 19. April 1838 wurden wir autorifirt, diefe Erlaubniß 
: auf Ein Jahr zu ertbeilen, infofern diefelbe von einem Juden zum Zwecke feines Aufs 
. enthalte ale Fremder in einer Stadt des hiefigen Departementö erbeten werben möchte 
und nicht nur im Allgemeinen kein polizeiliches Bedenken entgegen ftände, fondern auch 
der Unterhalt des Antragftellers, fo wie deſſen Wiederaufnahme in der Helmath, ges 


Ä fei. 

* vergleichen Anträge bei uns ziemlich häufig angebracht werben, erklärt ſich aus 
Bei eigenthümlichen Lage bes hiefigen, falt ganz vom Auslande umfchlofienen Regies 
rungsbezirks, und es ift nicht felten der Bau, daß ausländifche jüdiſche Lehrburfchen, 
Handlungs⸗Kommis ıc., welche bei inländifchen Meiſtern oder Kaufleuten in die Lehre 

‚ober Kondition zu treten beabfichtigen, bei uns darauf antragen, ihnen die Erlaubhiß, 
ſAch in dem hiefigen Departement aufhalten zu dürfen, auf zwei, drei und vier Jahre zu 
ewtbeilen, je em ihr Lehrkontrakt oder Engagement einen längern ober Fürzern 
‚Beitraum umfa 
. 5 Mer oben erwähnten hohen Vorfchrift gemäß, haben wir derartigen Geſuchen, wenn 
Tomftige Bedenken nicht obwalteten, bisher immer nur vorläufig auf Ein Jahr befes 
Bet, nad) Ablauf diefer Frift aber, wenn bas Geſuch erneuert wurde und den Bittflellern 
von ben Ortepolizeibehörben ein günftiges Kührungsatteft auögeftellt wurde, die Er⸗ 
Laubniß zum temporairen Aufenthalt in bem unferer Verwaltung anvertrauten Bezirk 
won Jahr zu Jahr prolongirt. 
Rach obigem Grundſatz würben wir biefe Erlaubniß nur immer von Jahr Mu Jahr 
iren koͤnnenz ba aber dies Verfahren eine unſeres Dafuͤrhaltens wenig lohnende 
ehrung der Schreiberei verurſacht, fo glauben wir ehrerbietigft —* antragen 


bürfen, 
und hochgeneigteft zu autorificen, ausländifchen Zuben, welche fich zueinem beftimms 
„ten erlaubten Zwed und auf beftimmte Zeit in dem bieffeitigen Departement auf: 
2: yuhalten beabfichtigen, bie Erlaubniß dazu gleich für bie ganze beflimmt anzugebende 
. Beit ertheilen zu duͤrfen. 
e Ein NRactheil dürfte unferes Erachtens hieraus nicht entftehen, da wir fireng auf bie 
febesmalige Beibringung von Heimathicheinen halten und überdies bie Erlaubnif nur 
„mpter der Bebingung ertheilen würden, daß biefelbe zu jeder Zeit wiberruflich el, wenn 
*5 Zuobaber derſelben durch fein Betragen 2c. zu Unzufriedenheit Veranlaſſung geben. 


« Außerdem würden wir die Polizeibehörben beſonders inftruiren, überall auf. fofortige 
Entfernung jener auslänbifchen Juden zu bringen, wo bas Dienftverhältniß oder ein 
fonfliges Engagement berfelben ſich vor der beftimmten Zeit, für welche ihnen ber Aufa 
enthalt geftattet ift, auflöſt, damit denfelben jede Gelegenheit zur felbfifländigen Nies 
derlaſſung ober zum unbefugten Gewerbebetriebe abgefchnitten wird. 
rt, den 11. März 1842. 

AB. M. Bl. 1842. ©. 110.) 

d) Bulaffung von Handwerksgeſellen. 

aa) R. des Min. d. J. u. d. P. (v. Rochow) v. 10. Oft. 1836 an die 
K. Reg. zu Arnsberg. 

„Der K. Reg. erwiebere ich auf Ihre Anfrage v. 22.0. M., die Zulaffung auslänz 
diſcher israelitifcher Handwerkägefellen in die diefleitigen Staaten betreffend, daß auch 
in den neuen Provinzen hinſichtiich der Aufnahme auslänbifcher jädifcher Handwerks⸗ 
gefellen nach Analogie des ©. v. 11. März 1812 $. 34. verfahren werben muß, ba fonft 
das Ginfchleichen fremder Juden nicht zu vermeiden fein würde, 

(Ann. XX. ©. 833.) 

bb) K. O. v. 14. Oft. 1838. Zulaſſung von jübifchen Handwerksge⸗ 
felen aus dbeutfchen Bundes ſtaaten, um bei \nlänhiitgen Müttenn 
alb Geſellen zu arbeiten. 
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Aus den in Ihrem Ber. v. 4. v. M. angeführten Gründen, will Ich, nad Ihrem 
Antvage, beftimmen: daß in Zukunft ben jũdiſchen Handwerksgeſellen aus ben deuticen 
Bundesſtaaten geftattet fein foll, bei inlaͤndiſchen Meeiftern als Geſellen zu arbeiten, ie 
fern in ihrer Heimath den jüdischen Handwerfögefellen aus dem Preuß. Gtaate old 
Befugniffe zugeflanden werben. - Ueber diefe Reziprozität haben fie die MWefcheinigung 
ihrer heimathlichen Behörde beizubringen, In Beziehung auf ihre Legitimation ij 
lediglich nad) den wegen ber auswärtigen Handwerksgeſellen beftehenden ‚allgemeine 
Vorſchriften zu verfahren. Damit übrigens mit diefer Erlaubniß kein Mipbraud ge 
trieben und diefelbe nicht iger Weife zu einer Nieberlaffung in den bieffeitige 
Staaten, oder zu einem Aufenthalt auf unbeflimmte Zeit benngt werde, haben SR, ie 
Min. des J., vorzuforgen, daß die Konzeſſion auf beftimmteBeit, etwa auf 2'618 3 Jahn 
ausgeftellt werde. (©. ©. 1838... 503. X. XXL, 171. — 1.161.) - 1 

cc) C. R. des K. Min. des J. u. d. P. (v. Roch ow) v. 28. Dec. 18% 
an ſaͤmmtl. K. Reg. ſowie an das K. Polizeipräſ. ü Bexlin. 

In ber A. K. O. 0: 14. Oft. d. J., mittelſt welcher den jüdiſchen Handwerktgeſela 
aus deutſchen Bundesſtaaten geſtattet worden iſt, bei inlaͤndiſchen Meiſtern als Gelee 
zu arbeiten, haben Seine Maj. der König mir die Pflicht aufgelegt, vorzuforgen, da 
mit diefer Erlaubniß Fein Mißbrauch getrieben, folche nicht zur heimlichen el 
in den dieffeitigen Staaten ober zu einem Aufenthalte auf unbeſtimmte Zeit benupt, 
beähalb die Konzeffion auf beftimmte Zeit, etwa auf zwei bis brei Zahre, ausge 
werbe. 

Um nun ber X. Abficht zu entfprechen, verorbne ich hiermit Folgendes: 

1) Wenn ein jübifcher Handwerkögefell aus einem der Bunbesftaaten, mit be 
vigen kegitimation, inſonderheit: aguch wegen der in feiner Heimath gegen preuß.; 
Handwerksgeſellen ftattfindenden Rezpirozität, verfehen, in eine ber preuß. Pad 
gewandert ift, fo hat bie ‘Polizeibehöebe desjenigen Ortes, in weldyem . berfeik af 
Arbeit: findet, ihm; wenn fünft, nach! den allgemeinen Grundfügen wegen bes Guiw 
beens frember Handwerksgeſellen, kein Bebenken ſtattfindet, bie Arbeit im Orte mit 
auf ſechs Wochen zu geftatten. “ ZZ * 

Gleichzeitig aber hat dieſelbe an die vorgeſetzte Reg. gu berichten, derſelben bie tg 
mation einzureichen, die Zeit, zu welcher der Gefell zuerit im Inlanbe in Arbeit gelfrim 
fft, anzuzeigen, und auf Ausftellung der Konzeffion anzutragen.- Sollte vor Aiaf 
obigen 8: Wochen, und ehe die ‚Kongerfion eingegangen ift, ber Geſell ben erſten Arbel⸗ 
ort verlaffen, To kann er auf Vorzeigung eines Atteftes ber erften Ortsobrigkeit für ik 
noch nicht abgelaufene Zeit au) an einem anderen Orte noch angenommen werben, '' 

2) Die Reg. ftellt ſogleich nach Eingang der Anzeige die Konzeffion auf zwei Jah, 
von Anfattge ber Arbeit im Inlande gerechnet, auß, jedoch unter Hinzufuͤgung der Ve 
dingung, daß ſolche auch vor Ablauf der gedachten Zeit erlofchen fein, und ber Gefelis 
fein ng dee zurücdgewiefen werden folle, wenn er durch fein-Betragen dazu Ven 
iu ebe. EEE . . . . Er Fa I > Pre 
T —*— auf einem Stempelbogen von 15 Sgr. Übrigens aber ſportelfrei, ausne 
tigende Konzefflön’ift ber Orts⸗ Pot: Behörde zur Aushaͤndigung an ben Wetheiigtäift 
überfenbert, welche gegen Entrichtung bes Stempelbettages, fonft aber unentgeld A 
bewirken. und im Pafle zu vermerken ift. Hat der Gefell nach $. 1. den erften Arba 
immiteift verlaffen, fo liegt ihm ob, der Obrigkeit defielben anzuzeigen, wo er- wie 
Arbeit gefunden, damit der Polizetbehörbe beflelben die Konzeſſion zur Aushänbiguih 
überfandt werben konne.. Ba EEE EEE 

4) Bei jeber Ortsveränderung, fo wie beim Wechfeln bes Meifters, Hat derſelbe n 
bei ber Polizeibehörde zu melden, und berfelben bie Konzefilon Zu produziren, damit 
der Rüdfeite derjelben bemerkt werde, wie lange und bei welchen Meiſtern er mi Oftt 
gearbeitet habe, ob diefe mit feiner Aufführung fowohr, als mit feiner‘ auchbarkeit 
feieben ewoefen find,.und ob ex fonft Ar polizeilichen Rügen Veranlaffung gegeben 

ni ef oo fs ' vu. ’r W e > a „ 

5) Die Konzeffion, welche nach beifolgendem Schema auszuftellen, ift für alle Regie 
rungsbezirke gültig. - 5 

Wenn bie darin bezeichnete Zeit abgelaufen ift, fo hat die Polizeibehoͤrde, wenn der 
Geſell ferner im Lande zu arbeiten beabfichtigt, unter Einreichung derſelben und mit 
Beifligung eines Beugnifies Über die Aufführung im jegigen ——* ber vorge 
— Bezirks⸗Regierung bie Verlängerung der Konzeſſion auf das dritte Jahr anheiu⸗ 
zuſtellen. en 

Ergiebt ſich aus ben auf der Konzeſſion befindlichen Zeugniffen, daß der Handwerks 
gefen id; gut aufgefühet und als einen brauchbaren Arbeiter bewährt * fo iſt die 
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die Aufnahme in den Preuß, UnterthanensVerband, ober aber das GStaatshlirgerreit 
nachzuſuchen, bevor fie, um bie Approbation als praktifche Aerzte ober un a 
erlangen, fi den Staatsprüfungen unterwerfen, weil fie außerdem durch bie Approbe 
tion zur Paris in den Königl. Staaten Feinesweges befugt werben. 

(Ann VI. ©, 902.) 

4) Zulaffung ausländifcher jüdifcher Schullehrer. 

a) N. des K. Min d. Inn. (Erfte Abthl. Köhler) v. 1. DE. 1824 a 
die K. Reg. zu Erfurt. 

Da, wieder K. Reg. in Beſcheidung auf den Bericht v. 6. v. SM. eröffnet wirb, am 
laͤndiſchen Juden die Aufnahme in die Preuß. Staaten ald Schullehrer eben fo 
als in einer anderen Eigenfchaft zugeftanden werben Tann, fo wird die K. Reg. 
tbun, zu den Seitens der K. Min. der Geiftl. 2c. Ang. unterm 15. Juni e. verorbngtee 
Prüfungen überall nur ſolche Juden zuzulaffen, welche zum bleibenden Aufenthalte im 
Lande an und für fid berechtigt find. (Ann. VIII. S. 1101.) 

b) R. deffelben K. Min. v. 10. Mat 1825 an die K. Meg. zu Erfurt. 

Der K. Reg. wird auf den Bericht v. 23. v. M. 

betreffend die Zulaffung fremder Zuden zu Schullehrerftellen, ' 
ber desfalls, in Gemeinfchaft mit dem K. Min. der Geiftl. ze. Ang., an bie Rez. I 
Bromberg erlaffene Befcheid v. 26. März c. hierneben abichriftlic mitgetheilt, um &f 
nach befien Inhalt gleichmäßig zu achten. 

Daß dergleihen Juden neben dem Schullehrer⸗Geſchäfte weder Handel, noch fabab 
buͤrgerliches Gewerbe treiben dürfen, verfteht fi übrigens von felbft, und af 
dies auch der Abficht des unterzeichneten Miniſterii bei bem Crlaffe bes Kaya 
Beſcheides ıc. (Ann. IX, ©, 394.) 


IV. . 
Aufenthalt ausländifcher Suden im Lande zum Zweit 
Beſuches von Badeorten. 


R. deſſelben K. Min. v. 30. Okt. 1829 an die K. Reg. zu Breblu 
Verfahren gegen fremde zum Beſuche inländiſcher Bäder in's Land im 
menden Juden. 

Gegen ſolche fremde Juden, welche ohne die gehoͤrigen Unterhaltungsmittel zum Be 
ſuche der inländiſchen Bäder über die Graͤnze kommen, koͤnnen, wie ber K. Reg. auf de 
Bericht v. 14. d. M. zu vernehmen gegeben wird, keine weiteren Maßregeln ergeiſe 
werben, als gegen auslaͤndiſche Chriſten unter gieichen Verhältniffen: Hiernach Hal 
der K. Reg. das Weitere zu verfügen anheimgeftellt. 

(Ann. XI. 9.4. Rr. 52.) 


Dritter EAbſchnitt. 


Abgaben ruffifh-polnifcher Juden in den Provinzen Preufu 
und Pofen, 


Der Juden Geleitzoll, welcher ald ein Ueberreft des Meittelaltet 
auch in Preußen längft abgefchafft worden ?), hatte nur, als Retorfiek 
Maßregel gegen Rußland, in den öftlichen Provinzen fortbeflanden, und & 
leßterer Staat durch eine V. v. 26. Nov. 1822 denfelben für eine fort 
dauernde Abgabe erklärt, wurde diefelbe durch die K. O. v. 11. Se, 
1823 für die Provinzen Preußen und Pofen von Neuem regulirt. 


Die hierüber ergangenen V. beftimmen: 


1) K. O. v. 11. Sept. 1823, mitgetheilt durch R. der Min. des Ann. 
u. d. P. (o. Shudmann) und der Fin. (v. Klewitz) v. 16. Nov. 182. 
‚Da in dem Königreiche Polen durch eine V. v. 26. Nov. 1822 der Sudengeleitäzl 
für eine fortdauernde Abgabe erklärt, und jeder fremde Jude, ohne Rücficht auf Alte, 
Stand und Geſchlecht für einen 30tägigen Aufenthalt im Lande einer Abgabe von 





7) Bergl. die allg. hiſtor. Einleitung. 
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‚ren polnifch (2T Rthlr.) unterworfen ift, dadurch alfo die Ausficht auf eine Vers 
ing zur gegenfeitigen Abſchaffung diefev Abgabe ſich entfernt hat, fo ſoll bie Letz⸗ 
ud diſſeits erwiederungsweife noch fortbeftehen, jedoch mit K. Allerh. Genehmi⸗ 
v. 11. Sept. d. 3. in der Berfahrungsweife eine Abänderung, und zwar vom 
ın. 1824 an, in folgender Art Statt finden: „ 
7 Geleitöabgabe bleibt jeder Zube aus bem Königreich Holen ‚der in die Provinzen 
Rn und Pofen kommt, unterworfen, und zwar ohne Rüdficht auf Alter, Ges 
t, Stand und Geſchaͤfte. Binnen der Friſt, wo er feinen Reiſepaß vifiren zu Tafs 
en tft, muß er aud den Geleitſchein Löfen. 
wird derfelbe auf.einem Stempelbogen von 2 Rthlr. 15 Gar. ertheilt, wie ihn 
— E Aushand Er Stempelabgabe 
e Ausfüllung und Aushaͤndigung gegen Erlegung der Stempelabgabe geſchieht von 
ur Prüfung und Viſirung der Reiſepaͤſſe authoriſirten Behörden. geſchieh 
r Schein gilt nur laͤngſtens 30 Tage, und muß bei einem nad) Verlauf dieſer Zeit 
tattfinbenben Aufenthalte in den Provinzen Preußen und Pofen ein neuer Schein 
irt werben. 
en, welche ed unterlaffen, den Geleitöfchein gehörig, und nach Ablauf defjelben 
neuen zu löfen, werben um ben vierfachen Betrag der Gefälle, alfo mit 10 Thir. 
, wie es das allgemeine &. R. bei beabfichtigten Berkürzungen ber vom Gtaate 
dneten Gefälle beftimmt, 
Behörden ift die volftändige Ausfüllung des Scheine, wie foldye aus dem Kor: 
CLAnlage a.) erfichtlich ift, zur genaueften Pflicht zu machen, und mit dem Ans 
D der Ausgabe der Geleitöfcheine wird Seitens der Polizeibehörden es eben fo ges 
zvie ed mit den Paßformularen gefchieht. Die gedachten Behörben beziehen 
S die Kormulare zu den Geleitöfcheinen gegen baare Bezahlung, wie jedes ans 
Eempelpapier, von den SpecialsDebitöftellen. 
BDaupt:Stempel-Dagazin wirb bie Hauptämter des dortigen Regierungsbezirks 
L nnöthigen Kormularen ‚verfehen, welche fie gleich den übrigen Stempel⸗Mate⸗ 
Zu berechnen, und davon an die Special⸗Debitsſtellen zu verſenden haben. 
Behöorden find verpflichtet, bei Viſirung der Päſſe die Entrichtung des Geleits⸗ 
els zu kontrolliren, und dürfen feinen Paß eines im Königreich Polen wohnhaf⸗ 
den vifiren, ohne zugleich den Geleitöfchein zu ertheiten, ober wenn der Jude bes 
Amit verfehen ift, auch den letztern zu vifiren. 
Steuer:Beamten haben ebenfalls, jo viel es ihrerfeits geichehen kann, mit dar⸗ 
L achten, daß jene Abgabe nicht umgangen werde. 


a. 

Geleitsfhein auf 30 Zage und weniger gültig. 
haber des hier angefiegelten Reifepaffcs (Name) wohnhaft zu (Wohnort), welcher 
Tag und Datum mit Buchftaben) über (Eingangsort) in die Provinz gelommen 
ann ſich hierauf bis zum (auf 30 Zage nad) dem Eintritt ins Land, oder bei Vers 
tung nach Ablauf des vorigen Scheine TE) in den Provinzen Preußen, 
reußen und Pofen aufhalten, muß aber auch überall den Vorfchriften nachlommen, 
das Paßgeſetz und andere allgemeine Beftimmungen Ausländer, welche fi im 
jiſchen Staate aufhalten, verpflichten. 
geben (Ort, Tag, Sahreszahl, Beides mit Buchftaben), 

(Firma und Siegel der Behörde.) 

Ann, VII. ©. 893.) 

N. der K. Min. des Handeld (v. Bülom) bed Inn. (v. Schuds 
n) u. der Fin. (v. Klewis) v.3. Mär, 1823 an die K. Reg. zu Danzig. 
: von ber K. Reg. zu Pofen abfchriftlich mitgetheilte Antwort der K. Neg. v. 
t. v. 3., die Erhebung des Judengeieits betreffend, giebt Beranlaffung berfelben 
ffnen, daß durch dad ©. v. 26. Mai 1818 in der Verfaffung jener Abgabe nichts 
ert ift, da diefes G. nur von objektiven, nicht von perfönlichen Abgaben handelt. 
n Iehteren gehört das Judengeieit, und daß deſſen Erhebung den Steuerbehörben 
ertragen worden, ändert in einer Hinficht bie Natur der Abgabe, ' 
Xnn. VIEL ©. 58.) 

Das Cirk. R. der K. Min. des San. u. d. P. (vd. Shudmann) fo 
er Fin. (v. Klewig) v. 16. Nov. 1823 an die betr. K. Reg. verfügt 
ie sub Nr. 1. gegebene K. O. (Xnn. VII, ©. 798.) Ä 
NM. derfelben K. Min. an bie 8. Reg. zu Königeberg v. 21. Febr. 
. Formulare zu den Geleitöfcheinen für Polnifche Juden. 

Polizei Behörden koͤnnen bie Formulare zu den Geleitsſcheinen fuͤr die Juden 
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a8 bem Kinigeeiche Polen, bei den für-die Stempelverwaltung angeorbneten Spezies 
Oebits ſtallen zu jeder Zeit eingeln eshalten. -- 6 ift baher auf ben Antrag v. 16; v. ®. 
biefen Behörden. jener Auslagen wegen eine Tantieme von den Gebühren für bie Ge 
leitsſcheine a bewilligen, nicht einzugehen. 
. (mn. rer 9* hi hf 2 
5. R. detſelben K. Min. an die K. Reg. zu Gumbiunen, 2.19. Min 
1824. Se ni und daß Verfahren gegen :WBefteljuben, 
Durch Umwandlung: des bisherigen Judengeleitszoiles in eine-Stempelabgabe- fat, 
wie ber X. Reg. auf den Ber. v. 29. Ian. c. erwiebert wirb, die befteßenben -polels 
Gen, ‚Bernie wegen ber Betteljuben und MWagabonden nicht aufgehoben u 
modifizirt. . - ee 
Die wegem Umgehung jener Stempelabgabe zu erlegenben Gtrafgelder find, wie ali 
andere Strafgeiber in Siempelſachen zu verrechnen. 
(Ann. VL. 9-1. Re) , 6 
G).R. deiſelben K. Din, an die K. Reg zu Danzig, v. 21. Marita 
‚Sn der, ber K. Reg. unterm 6. v. M. mitgetheilten Verf, v. 16. Noy, v. J. ikans 
drüdtich angeordnet, daß nur bie Juden aus bem Königteiche Polen der neuen 
pelabgabe, durch Löfung von.gefternpelten Geleitsſcheinen unterworfen ſind . 
Mit Beziehung hierauf muß daher die unterm 8, d. M. vorgelegte Frage: bad 











Juden aus anberen Staaten, melde in: bie, Provinzen Preußen und. Ppfen. eintrta, 

jener Abgabe zu unterwerfen wären, um fo mehr verneint merden, ‚al&-28.fich. * 

ger nur darum handelt, bie in Polen gegen bie fremden Juden angeorbneten 

geln zu erwiebern. (Ant, VI. SE)... en nenn une 
7) R. ber K. Min. des I. u d. P. (v. Shudmann) fo wie in 

v. Hr Juni 1824, an die K. Reg. zu Königeberg in Preuß, di 

Inhalts. . . . . . 

Auf den Ber. der K. Reg, v. 15. v. M., bie in ben K. Staaten herumfireifuke 
polnischen Juden betr., wird derfeiben eröffnet: daß Ihr Antrag, ber durch daa Au 
16. Nov. v. I. beftimmten Defraudationsftrafe der Entrihtung einer vierfaden Io 
leitaabgabe, körperliche Züchtigung zu fubftituiren, nad) der Ratur der Sache nidl je 
laͤßig ſcheint. Um dem Eindringen erwerblofer polnifher Juden in pie. Gtaatmp 
fteuern, bleibt folglich nur übrig, die polizeiliche Aufficht nach Möglichkeit zu verihir 
fen, und mit denjenigen Juden, welche ſich verbotswidrig betreffen laſſen, nad da 
Strenge des G. zu verfahren. (Ann. VIII. 535,) . 

8) Cirk. R. derfelben K. Min. an die K. Reg. zu Königsberg, Gum 
binnen, Marienwerder, Pofen und Bromberg, v. 11. Fan. 1826. 

Die unterm 16. Nov. 1823 gegebene Vorfchrift, wegen Erhebung bes Zube 
Ieites, wirb dahin erweitert, daß jeder, aus dem Königreiche Polen nad; Preußen ober ka 
Großherzogthume Pofen, fei e8 unmittelbar über die Landesgränze biefer Provind 
‚ober nad) vorheriger Berührung anderer Provinzen bed Staats, kommende Zube gib 
ten iſt, ſich bei ber erften Poligeibehörbe zu melden, und ben Geleitsfchein zu Löfen. 

(&nn. X. ©. 109.) . . 
Q Cirt. R. des 8. Pin. des Inn. u. d. P. (Köhler) v. 25. Jan. 1831 
an die K. Reg. zu Königsberg, Gumbinnen, Bromberg und Pofen. 

Bon des Heren Finanz⸗ Min. Erc, ift unterm 19. d. M. wegen ber von polnifden 
Juden zu erhebenben Geleitsabgabe basjenige an bie ProvinzialsSteuer-Divektionen u 
er Danzig und Pofen erlaflen wozben, was ber X. Reg. beifommend in 
ſchrift zur Nacpricht mitgetheilt wird. (Anl. a.) 


J ee [5 . Tue voten * 
Wehrere zeither eingegangene Worſtellungen laſſen vermuthen,. ba bie am 34. Iatl 
v. 3. ergangene Verf. zur Verhuͤtung des Einſchleichens polniſcher Juden in einem wer 
tern-Umfange, als beabfichtigt worden, ausgeführt wird. Ce {ft durd) j Fa) 
ic 





nicht begivedt, in der Dauer ber ben polnifchen Juben obfernangmäßig geftatteten Ki 
eines geleitsabgabenfreien Aufenthalt? im Lande etwas gu ändern, auch nicht beabi 
tigt, diejenigen polnifchen Juden, tmelde.ahne fleuerpfichtige Wanren ins dand kom⸗ 
men an den Eingang ein Zolem zu. binden, wie folhes überall nur für ſteue⸗ 
pflihtige Gegenftänbe gefeglich vongeldhriebe; — I SE Po 
., lm daher etwanige fernere. Amer. en.del tigen, un ein, gleichmaßlges Serfahren 
einzuführen, wird, Im Einverftäntnig wit dem &. SON SS uhıe 
Polizei beftimmt: 


— nn en, 


— En 
" 
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1) Der Eingang über die Graͤnze fteht dem Potnifchen Zuden, der Eeine ſteuerpflich⸗ 
„tigen Gegenftände mit fich führt, eben fo wie jedem Anderen anf jedem polizeilich 
erlaubten Wege frei, weshalb derfelbe an Feine Zollſtraße gebunden iſt. 

2) Sobald aber derfelbe die Gränze überfchritten hat, muß er fich direkt nach einem 

Zollamt begeben, um bie GeleitSabgabe zu zahlen, ober vefp. zu deponiren. 

a 8) Berlaͤßt der polniſche Jude das Land über das nämliche Zollamt binnen acht und 

: vierzig Stunden nad) der Grängüberfchreitung, fo kann er dad Depofitum zurüds 

EM fordern. 
r 
B. 


aus 


4) Den Hauptzollämtern wird geftattet, fi mit bekannten, in ben polnif m 
Graͤnzorten angefeffenen Juden, wenn fie dieß wünfchen follten, über ein Pauſch⸗ 
Quantum von nr Thalern für das ganze Jahr wegen des Geleits zu einigen. 

Ew. Hochw. wollen hiernach das. Weitere verfügen, und die Beflimmungen zu 

_ eine, zwei und drei durch das Amtsblatt befannt zu machen. | 

Berlin, den „2 Sanuar 1831. Der Finanz. Minifler, Maaßen. 


n 
die Königl. Provinzial-SteuersDirektoren 
Hrn. v. Landmann in Königsberg, 
— en. Mauve in Danzig, 
rn, Löffler in Pofen. 
Aunn. XV. ©, 21.) ; 
10) R. der K. Min. der Fin. (Maafen) fo wie des Inn. u. d. P. 
Ao. Brenn) v. 26. Okt. 1831 an das K. Polizeipräfldium zu Berlin. 
. Auf die Anfrage v. 12. Aug. c., das Judengeleit betreffend, wird bem K. Polizeis 
Afidium eröffnet, daß, da die Allerh. KR. O. v. 11. Sept. 1823 das Jubengeleit nur 
die beiden Provinzen Preußen und Pofen vorfchreibt, von einer Erhebung beffelben 
hierin einer andern Provinz die Rede nicht fein kann. 
ir CEripiriet daher die 80taͤgige Friſt eines vergeleiteten Juden hier in Berlin, und es 
Wwaltet fonft kein poligeiliches Bedenken ob, ihm einen längern Aufenthalt hierzu geftat- 
‚sen, fo bleibt derfelbe von einer abermaligen Erlegung des Geleitgelbes hier frei, unters 
Wegt derſelbe aber auf feiner Rückkehr, falls er feinen Weg durd eine der erft genannten 
Dreopinzen nimmt. ‘ 
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1 WET TI RETT U TI GETYE VELETT FRE 


Erſte Abtheilung. 


ie Gefeggebungen, nach welchen bie civil: und criminaleechtfichen 
chaͤl ilfie der Juden in ben einzelnen Landesthellen zu beurtheilen. 


Erſter Abſchnitt. 
Die früheren Verhaͤltniſſe. 
33 über das rechtl. Berhättnig ber Juden in ben Preuß. Staaten. Annal, Bd. 22. 


ifer, de autonomia Judaeorum 1337. 

ıld), Beiteäge gum deutſchen Recht. Th. IV. ©. 108. 

Mel, über das bürgerliche Recht ber Zuben in Deutſchland nad, gemeinem deut ⸗ 
den Dede, im rheiniſchen Mufeum für Surisprubenz. Jahrg. IH. S. 483 fip. 


koiief der hr, alien Geſetze der Juden nad) Anleitung ber heiligen Schrift. Kos 
enhagen und Leipzig 1769. 
walgefeseder Juden, Betreten Grbfchaften, Vormundſchafts ſachen Teftamente 
1b Seſagen, in foweit fie das Mein und Dein angehen. En: ücten "von bem 
erfäffer der philofophiichen Schriften, auf Weranlaffung und unter Xuffigt R. Hirs 
bei Senin, Dberraine au lin rn 5 lan mess menastohn) 
ermeigr, rum je bei deutſch. 
dborn beutfches er % " 
gerelö In der allgemeinen hiſtoriſchen Einleitung wurde gezeigt, daß bie 
en Im römifchen Reiche) ihre privatiechtlichen Streitigkeiten, welche fie, 
7 ſich hatten, nad ihrem nationellen Rechte von deu Rabbinern ent⸗ 
ben ließen, deren Entſcheidungen die Staatögewalt voliftredte. Dage- 
fand in jeder anderen Beziehung im vierten Jahrhunderte bereit bad 
ifche Recht ald gemeined Recht auf fie Anwendung id Auch in Deutfch« 
wurde gemeinhin angenominen, daß biefelben nicht mar in Geremo« 
» und fonftigen kirchlichen Angelegenheiten, ſondern auch in Dotal: und 
Tachen, in -leßtererr mit Bei ng dr Wrogibttivgeffue, ferner in 
amenkd- und Erbfchafts- Angelegenheiten, fa wie in allen Vlvilrechts 
igkeiten ber Juden mit Zuben, nach ihren eigenen’ Nechte zu beurthei⸗ 
). Die Anfichten des kanoniſchen Mechted waren gleichfalls ber Gültige 
Übifher Reitsgebräuce niht entgegen): nt 





15. Cod. de Jndaeis. 


Bergk ide eläge bei Beffela. aD. S. 480 fi. 
Tit. dverstal de lu divore! Rtrengeg et affın. 
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Letztere gründen fich nun theild auf das fchriftliche, theild auf das münt: 
liche Geſetz. Erſteres ift in den fünf Büchern Mofes enthalten. Dad münd⸗ 
liche befteht theild in weiteren, durch Zradition überlieferten Beſtimmungen 
Mofis, theild In Sagungen der Propheten und Weifen der Nation, welche 
zuerft im zweiten Sahrhunderte nach Chriſti Geburt in ſechs Büchern von 
dem Rabbi Zehada Hannaſie zufammengetragen wurden, die uni 
dem Namen Miſchnah bekannt find. Ebenfo bildete fih im dritten Jahe 
hunderte die Zerufalemifche Gemara und zweihundert Jahre fpäter die Be 
bylonifche Semara. Die Mifchnah und die Gemara bilden den Talmud. Im 
12ten und 16ten Sahrbunderte erfchienen Bearbeitungen diefer Sammlu 
gen, die dad ganze bürgerliche Recht umfaflen, vondenen die leßte unter den 
Namen Spuldhan Aruch noch jetzt gebraͤuchlich fl 1); aus letzterem iſt indbe 
ſondere die Bearbeitung von Moſes Mendelsſohn gesogen?). Dieſe war 
: füs den Preußifchen Richter lange Zeit ein nothwendiged Hülfsbuch, de den 
‚Rnbbinern die Jurisdiktion fchon Durch ein R. v. 2. Febr. 1700 entzogen 
war3), dagegen dem ordentlichen Richter vorgefchrieben, in Succeffink 
und anderen dergleichen Fällen, welche in den jüdifchen Ritus einfh 
nach jüdifchen Rechten zu erkennen“). Es bezog fich dies beſonders auf 
Bormundfchaft und Succeffiondfälles). 

Ausdrücklich wurde jeboch den fhusvermandten Juden geflattet, fih dp 
lich den Ritualgefegen durch eine Erklärung vor dem perfönlichen Kite 
zu entziehen und dem gemeinen Land-Rechte zu unterwerfen. Es befimms 
ten hierüber: 

1) Die K. O. v. 17. Juli 18046), mitgetheiltdurch dad R.v. 21. Suti180b 
Schutzverwandte Juden können fich den Ritual: @efegen entziehen, und 66 
‚den Vorfchriften ded Landrechts unterwerfen. 

Mein lieber Großkanzler von Goldbeck! Auf Eure Anfrage vom 13. d. M. ertheile ih 
Euch zum Beſcheid, daß unbedenklich jedem fchusverwanbten Juden, wenn er barasf 
anträgt, fi) ohne Ausnahme den Rituals@efegen entziehen zu wollen, und bagegen bes 
Vorſchriften bes Allgemeinen Landrechts zu unterwerfen, ſolches zu geftatten. (N. CC 
Tom, AI, ©, 2835. R. %. IV. ©, 84. Mathis I. ©. 49. Rabe VIII. &. 127.) 

2) R. v. 18. Aug. 1804. 

Aur Eure Anfrage v. 2. d. M. darüber: ob, wenn ein ſchutzverwandter Tube beruf 
anträgt, fi) ohne Ausnahme den Ritualgefegen entziehen, und bagegen ben Borfdeile ı 
bes X. 2. R. unterwerfen zu wollen, diefe Erklärung bei dem foro feines perfünige 
Gerichtsſtandes gefchehen, und demnächſt zur Wiſſenſchaft des Publici gebracht net 
"möffe, Yaffen wir Euch zur Refolution ertheiten, wie es der Öffentlichen Belanntmaim 
dieſes Antrags, welcher in befien perfönlichen Gericktöftande anzubringen ift, " 
bebürfe. (N; U. 1V. ©. 85. Rabe VIL. ©. 157.) 0 


ı), Einleitung zu. Mendelfohns Nitualgefegen S. 1—16. 
2) a. a. O. © IX, 
9) 6 Cm IL. Abth. I. ©. 690. und Gem. Priv. v. 17. April 1750. 8. 31. ſ. oa 


-4000.$. 32. und Gen. Juden⸗Regl. für Süd: und Neu Oſt⸗Preußen 
\ i “ 17. April 1797; ce. 4, 5. 8. Oben S. 290. 
ı 8) Baergl. hierüber Abth. Il die einzelnen betr. Abſchnitte. | 
*) Es bemerken die Ergänzungen ber Preuß. Rechtsbuͤcher — zum t. 8 
Publ. Pat. 8. 1., — daß diefe Beftimmungen noch nicht antiquirt, fonbern ;.$. 
im Kottbuffer Kreife und in Beziehung auf die Juden in den alten Provinz 
nod Gültigkeit haben, welche nit Staatsbürger find. Allein dies in fofem 
ein Irrthum, als in den alten Provinzen alle Zuden Staatsbürger find. Di 
K. D. v. 17. Juli 1804 hat im Uebrigen lediglich das aufgehobene Gen. Juden 
KT 17. April A7BO vor. Tugen, wie ih ans hm K. v. 5. März 180 
ergiebt. 
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3) R. v. 5. März 1806. Auslegung der vorerwähnten K. O. 
Kuf den Ber. v. 20, Febr. c., bie Beſcheidung bes dortigen Schutzjuden N. N. über 
rechten Sinn bes Ed. v. 17. Juli 1804, wegen Aufhebung der jüdifchen Ritual⸗ 
fege betreffend, geben Wir Euch Folgendes zu erkennen: 
Das revidirte Gen. Priv. für die Zubenfchaft v. 17. April 1750 unterfcheidet $. 30 
b 34 die mit dem Bekenntniß der jübifchen Keligion verbundenen Geremonien unb 
fsräuche, deögleichen ihre Religions: und Rirchenfacen, weshalb e8 ihnen ben nach⸗ 
ketiihften Schuß zufichert, von den Suchen, in welchen Juden mit Zuden zu thun has 
u, und die in ihren ritus einichlagen, als on ihren Ehepakten, ber Gültigkeit derfelben 
imtftehenbem Konkurfe, von der bei ihnen eintretenden Erbfolge und feget feft, daß 
Ihe blos nad) mofaifchen Gefegen entichieben werden follen. Daß in der K. O. v. 
1, Juli 1804, welche einem jeden fchusverwandten Juden geftattet, fich den Ritual: 
kfegen zu entziehen, nur von biefer legten Art der Ritual⸗Geſetze die Rede ift und fein 
u, verfteht ſich hiernach um fo mehr von ſelbſt, als fonft die ihnen zugleich geftattete 
kMaubniß, fich dagegen ben Vorfchriften des A. 2, R. zu unterwerfen, offenbar ganz 
nice fein, Aberhaupt auch der Ertheilung biefer Erlaubniß es auf diefen Fall an allen 
meikenden Gründen fehlen würde, ba ber Webertritt eines Juden zur chrijtlichen Reli: 
In nirgends unterfagt ift. \ 
—— Ihr alſo den dortigen Magiſtrat zu beſcheiden, und demgemäß den 
ehren. 
. C. C. Tom, XII. &. 67. Mathis IX, ©. 459. Rabe VIII. 487.) 


‘ 


Zweiter Abfchnitt. 


Die gegenwärtigen Verhältniffe. 


Zur Zeit find in Beziehung auf die Geſetze, nach welchen bie privat» und 
minalrechtlichen Berhältniffe zu enticheiden, zunaͤchſt die alten Pro: 
gen von den neu und wieder erworbenen zu unterfcheiden. 

5 Für die alten Provinzen beflimmen die 68. 20. biß 80, bed Eb. v. 
März 1812 im Wefentlichen, daß die privatrechtlichen Verhaͤltniſſe der 
Ben nad) eben benfelben Gefeßen zu beurtheilen, welche andern Preußi⸗ 
n Staatöbürgern zur Nichtfchnur dienen, Ausnahmen aber bei folchen 
ndlungen und Gelchäften flattfinden, welche wegen Verſchiedenheit der 
igiondbegriffe und, des Kultus an befondere gefeßliche Beſtimmungen 
Vdormen nothwendig gebunden find 1). Es wird in letzterer Beziehung 








2) Hierzu bemerkt das R. v. 15. Dec. 1820. — —. 

30. Das G. v. 11. März 1812 verordnet $. 20 und 21 gang ungweibeutig: - 
„daß die privatrechtlihen Verhältniſſe ver Juden, nady eben denfelben Geſetzen be: 
urtheilt werben follen, welche anderen Preuß. Unterthbanen zur Richtſchnur dienen, 
un 
„daß Ausnahmen hiervon nur bei folden Handlungen und Gefchäften ftattfin- 
den, welche wegen Verfchiedenheit der Neligionsbegriffe und des Kultus an befon= 
bere gefegliche Beftimmungen und Formen nothwendig gebunden find.” 

Wo das gedachte &. die bei diefen Ausnahmen zu beobachtenden Formen (wie 

4. B. $. 22—27 gefchehen iſt) fpeziell vorfchreibt, hat e8 babei fein Bewenden. 

In fofern aber ſolche darin nicht ausdrücklich beftimmt, und nichts defto weniger 

nad) jüdifhem Kultus und Religionsbegriffe gefenlich nothwendig find, ift es 

nicht die Abficht des Geſetzgebers gewefen, darin einzugreifen. Seboch verfteht es 
ſich von felbft, daß jene Nothiwendigkeit buch ein anerlanntes G. im Sur 
denthum feitfiehen muß, fo wie es auch dabei Feinem Zweifel ‚unterliegt, daß 
die Beurtheilung der privatrechtlichen Verhältniffe der Juden vor dem Eivilrich: 
ter dadurch Feiner mehreren Beſchraͤnkung, als die Privatverhäftniffe aller Abri- 
gen Unterthanen ausgefeht werden bürfen. 

Hieraus folgt denn zugleich, daß die von einem Juden nachgefuchte und erhals 
tene Ehedispenfation von dem Givilrichter, — unbefchadet ihrer Beurtheilung 
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auf die Vorſchriften des ©. R. und der G. D. ruͤckſichtlich ber Eidgsteifhe 
gen, der Zeugniffe in Criminalfachen, der Präfentation der Wechſel am 
Sabbath, der ehelichen Berhältniffe verwiefen und insbefondere ned 
beftimmt, daß in Abfiht des Gerichtsſtandes und der damit verbundene 
vormundſchaftlichen Verwaltung ebenfalls zwifchen Chriften und Juden 
kein Unterſchied ſtattfinde und Rabbiner und YudensAelteften weder ein 
Gerichtsbarkeit, noch eine vormundfchaftliche Einleitung und Direktion ſi 
anmaßen duͤrfen. 

IL In die neuen und wieder erworbenen Provinzen wurde 

A, zum bei weitem größten Theile das A. ER. und die A. ©. O. me 
ber oder neu eingeführt. Es gefchah died | , 
- 4) dur) Patent v. 9. Sept. 1814, v. 1: Yan. 1815 ab in die getren 
geweſenen und wieber vereinigten Provinzen und in die Dabei oder ime 
halb pefetben belegenen neu erworbenen Gebiete 1). Es find dies die Als 
marf, das Herzogihum Magdebürg mitdem Saalkzeife, basfie 
ſtenthun Halberſtadt, die Sraffchaften. Hoh euſtein, Mansfeld m 
Wernigerode, dad vormalige Stift Quedlinburg, das Fürfen 
thum Eichsfeld und deffen Dependenzen, Stadt und Gebiet Erfurt 
die Städte Mühlhaufen und Norbhaufen, bie Zürfienthüme is 
den, Münfter und Paderborn, bie Gtäſſchaften Mark, Raab 
berg, Zedlenburg und die obere Srafichaft Lingen, die Derzogiiien 
Eleve und Geldern, dad Füſtenthum Moers, die Grafſchaften Ein 
und Werden und das vormalige Stift Elten?). 


2) Durch Patent v. 9. Nov. 1816 in den Kulm und Miche lauer Ka 
und die Stadt Thorn mit ihren Gebiete 8). 


3) Durch Patent v. 9. Nov. 1816 im Großhetzogthume Poſene). 4 
dieſein ſtellte demnaͤchſt dad ©. v. 1. Juni 1833 in den: 88. 20 und 27% 
Auden in Betreff der Ritualgefege ganz auf den Standpunkt der Juden i 
den alten Provinzen. | Fu 

4) Durch Verf. v. 24. März 1814 in Danzig und deflen Gebiefs). 

5) Durch Pat. v. 15. Nov. 1816, v. 1. Mai 1817 in den ehemaie 
Sächfifchen Provinzen und Diftriktes). 

6) Durh V. v. 25. Mai 1818 in den zwifchen ben älteren Prowga 


belegenen Diftrikten ”). | 
7) Durch V. v. 30. Oft. 1819 in den ehemals Schwarzburg Rudolſun— 
ſchen Aemtern Heringen und Kelbras). 


nach juͤdiſchen Religionsbegriffen — für volllommen gültig und wirkſam ad 
tet werben muß ꝛc. 
(Iuftigminift. At. A, 0585. — Gen. I. Nr. 7. Vol. 3, Fol, 70.) 

. Die Teranlaflung zu diefem R. gab eine Vorftellung des Ob. Landes:Rck 
biners Regl. v. 13. Nov, 1820, welche an das Min. d. geiftl, Ang. gericht 
war und von biefem an das Juſt. Min. abgegeben wurde, Diefelbe iſt bei Hr 
nemann Bd. I. ©. 264. fig. abgedruckt, 

1) G. S. 1814. ©. 89, 

2) Patent v. 22. Mai 1815. (G. S. 1815. ©, 185.) 

2) G. ©. 1816. ©. 225. 

4) G. ©. 1816. ©. 224, 

5) Meftpreuß. Amts⸗Bl. 1814. ©. 177. 

) G. ©. 1816. ©. 233. 

) G. S. 1818. ©. 45. 

2) G. ©, 1819. ©. 246. 
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-8) Durch Pat, v. 21. Juni 1825 in das Herzogthum Meflpbalen, das 

tum Siegen mit Burbach und Neuenkicchen und den Graffchafr 
fen Wittgenftein‘). 

B: In dem Bezirke des Obetappellatione-Gerichts zu Köln blieb das 

Tgefundene franzoͤſiſche Rechts: Verfahren, und ebenfo ließ man bis jetzt 

C. das vorgefundene gemeine deutſche Recht und Prozeß-Berfahren 

1) in Neuvorpommern (Reg. Bezirk Stralfund) und 

2) in dem GerichtösBeztek des Jaſti Senats zu Koblenz, welcher den 

—8* rechten Rheinufer belegenen Theil des Reg. Bezirks Koblenz 

vet?), 

UI. Was nun die gegenwärtige Gültigkeit der jübifchen Ritualgefege 

‚aut, fo ift 

U) in Anfehung ber alten Provinzen bereits oben gezeigt, in wiefern 

felden noch berüdfichtiget werben. 

Nach denſelben Grundfägen find bie Juden in Danzig und deffen Gebiet 

piivatrechtlicher Beziehung zu beurtpeilen, da daſelbſt daB Ed. v. 

März 1812 gilt, wie oben dargeftellt worden >). 

2) InRüdficht der neuen und wieder erworbenen Provinzen hat die Gel ⸗ 

19 der jũdiſchen Situalgefege Bun j 

a. gänzlich aufgehört, wo entweder das franzöfifhe Recht und Verfahren 

[3 ac ai, ober gegen bat, alfo in den ron ich die zum franzöfifchen 

elde, zum Königreiche Weftphalen und zu den Großfürſtenthümern Ber; 

anffurt und Warſchau gehört haben®). Der Code Napoleon flellte fi 

wiich in allen Matetlen, die er behandelte, atß Prinzipat: Recht hin, unter 

ıfhebunig gller bisherigen Subfbiarrechte, inbefondert atfb guch der jübi- 

en Ritualgefege und bei Einführung des 2. R. in en wurben 

bereite äufgehobeiien befonderen Rechte und Gewohnheiten nicht wieder 

k eingeführt). 

b. Daffelbe Verhältniß tritt in den ehemals K. Sächfifhen Provinzen 

‚da die Juden dort nady dem Mandat v. 1746. $. 5°) nicht nach ihren 

tualgefegen leben durften, vielmehr dem gemeinen &. R. unterworfen 

zen, an deſſen Stelle das Preuß. Recht getreten ift, welches daher allein 

Agebend ift. 

e. In Betreff Neuvorpommerns enblich komnien gleichfalls. bie Kitual⸗ 

ee nicht mehr zur Anwendung ?). 

Ü Das ER. hatte dagegen bei feiner Promulgation im Jahre 1794 





2 Zi Garen ka Def fe Wigedolte mder fedhgöfisafeh Fed 

it Ausnahme ber af ſidenburg, in ber franzoſiſches Recht gilt. 

3) Bergt. Spt. I, Abt. IT. Abfdin. II. ©. 284 flo. Keule auszuführen, daß in 

Anfehung bes Erbrechts und des Gliterrehts ‚der Eheleute die Ritualgefege umter 

denjenigen Iuben in Danzig und, dent alten. Gebiete, Yoeldhe, nicht Stantshhrger 

find oder weldye bel Auseinanderfegung das alte Recht wählen, zur Anwendun; 
kommen müffen, wobei jedoch, wie a, &, D. gezeigt, irethümtic angenommen if 
daß bergleihen Perfonen bafelbft.r.odh erifkizen, toelche nicht Staatehlirger wären. 
at en find, welche die Hälfte des Reichs, ausmachen, darüber 

vergl. Thl. I. Abth. IT. . 

) Vergl. bie aub A. gegebene Patente und unten die R. v. 6. Märd 1826 unb 
42. Juii 1819. (Zahrb. Bd. 27. &. 77. Bd. 14. ©. 13. Gräff.  &. 6-8.) 
Koqh a. a. O. ©. 261. sub IN, und ©. 257. 

) Vergi. daſſeibe Thl. I. Abth. II. S. 340. 

Bornemann bei Koch a, a, O. ©, 207. 


= 
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die Ritualgeſttze als eine ſelbſtſtändige Specialgefeßgebung !) nicht aufgeho— 
ben und ed ift deshalb Dusch deflen Einführung in den wenigen und unbedeu, 
tenden Bezirken, wo in ähnlicher Wiife die jübifchen Ritualgeſetze zu Reqht 
beftanden, legteren nicht Derogist worden, weil dadE R. eben nicht ald Prin 
zipal⸗Recht eingeführt wurde. 


Dritter Abfchnitt. 


Anwendung der früheren Geſetze auf Faͤlle, die der gegen 
wärtigen Geſetzgebung nicht unterliegen. 


I. Für die alten Provinzen beflimmt hierüber der $. 28. des Ed. 1 
11. März 1812 beſtimmt: 


Da, nad) den allgemeinen Rechtögrundfägen, neue Gefege auf vergangene Fälle uikt 
bezogen werben können, fo And die Streitigkeiten über Handlungen, Begebenheiten m 
Gegenftänbe, welche das bürgerliche Privatrecht der Juden betreffen, und ſich vor der Ye 
blitation der gegenwärtigen Verordnung ereignet haben, nach den Geſetzen zu 
Ien, die bis zur Publikation dieſes Ed. verbindend waren, wenn niht etwa bie bej 
Handlungen, Begebenheiten und Gegenftänden Intereſſirte, in fo fern fie dazu 5 
befugt find, ſich durch eine rechtsgültige Willenserklaͤrung ben Beflimmungen der ms 
wärtigen Verordnung, nady deren Publikation, unterworfen follten. 


Diefe Beftimmung hat folgende Erläuterungen ethalten: 


1) In Anfehung der Teſtamente, melche vor Publikation des &iı 
11. Mai 1812 errichtet find. 


a. R. des Zufl. Min. (Kircheifen) v. 21. März 1812. 


Aus dem, von dem K. Kammergerichte unter dem 30. v. M. erflatteten Ber. ik re 
ben worden, wie das Kollegium darüber zweifelhaft iſt und befchieden zu fein wänfät: 
1) ob die vordem 11. März 1812 nach den Ritualgefegen errichteten Teſtamente jüdi 
Staubensgenoffen von Gültigkeit fein follen, wenn audy die Teſtatoren bie 

Zation der Verordnung v. 11. März 1812 erlebt, und fich den Beſtimmungen ke 
felben unterworfen haben? unb 
2) unter welchen Modalitäten bie chriftlichen Berichte in den ſchon eingeleiteten Bo 
en, über jüdifche Glaubensgenoffen, fernerhin die Dberpormundicet 
ühren follen 
Es wird dem Kollegio darauf ad 1. eröffnet, daß die Meinung derjenigen Mitglihe 
deffelben, welche die nach den Ritualgefegen vor der Publikation des Ebd. v. 11. Mi 
d. 3. errichteten Teftamente für gültig achten, ganz gegründet ift, indem der $. 28 
angeführten Ed. ganz allgemein verorbnet, daß frühere Handlungen, welche die Prab 
rede der Juden betreffen, nad) den damaligen Gefegen zu beurtbeilen, und nur dies 
en Falle auszunehmen feien, in welchen bie Interefienten durch rechtsgültige Willek 
rklärungen ſich den Beftimmungen ber gegenmwärti en Berorbnung, namlich ben, ale 
Staatsbürger ohne Unterfchied der Religion verpflichtenden gefeglihen Borfchriften, wit 
dies den Juden auch fchon in früheren Verordnungen, befonders in dem R. v. 21. Zul 
1804 freigelaffen war, nad) der Publikation unterworfen hatten. Was ben Antıy 
betrifft, durch ein Gefeg zu beftimmen, daß jeder jüdifche Glaubensgenoffe, welcher ke 
feinen Nachlaß nach jüdiſchen Gebräuchen teftirt habe, in einer zu beftimmenben Zeitfeik 
fein Zeftament in deutfcher Sprache bei den Gerichten nieberzulegen verbunden, ul 
nad) Ablauf der Krift Feine weitere Rüdfiht auf die nach älterer Form errichteten Zee: 
mente zu nehmen ſei; fo hat ber Juftizminifter für dienlich erachtet, von den fämmtlichen 
Oberlandesgerichten darüber gutachtliche Berichte zu erfordern, nach deren Eingang dad 
K. Kammergeriht darüber, und demnähft auch Über die Frage ad 2, unter welchen 
Modalitäten die hriftlichen Gerichte die Oberoormundfchaft in den fon eingeleiteten 
Vormundſchaften über Juden führen follen, wird befchieben werben, 
(Jahrb. Bd. 1. S. 57. Sräff Bdo. 1. ©. 18.) 





2) Gen. Juden⸗Regl. v. 17. April 1760. 
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b. Vergl. das R. v. 15. Ian. 1813 sub 2. 


2) In Anfehung der vor dem Ed. v. 1812 errichteten Verträge beftimmt 
Das N. v. 15. Sanuar 1813. 
Nachdem A. L. R. Einl. 8. 14, koͤnnen neue Gefege auf ſchon vorhin vorgefallene 
andlungen und Begebenheiten nicht angewendet werben. Diefe Vorſchrift ift in dem 
ften $. bes Ebd. v. 11. März v. J., betreffend die bürgerlichen Verhältniſſe ber Juden, 
beftätiget, und es find daher die von denfelben, vor der Publikation des Ed., errichteten 
Teſtaments⸗ und andere legte Willens: Erklärungen nach den damaligen, zur Zeit ber 
Errichtung beftandenen Gefegen zu beurtheilen. Bei ben Gerichten und vormundfchafts 
Lichen Behörden find aber durch die eigenen Schwierigkeiten ber Sprache, in welcher diefe 
illenserklärungen abgefaßt find, und durch die Daraus entftandenen zweifelhaften und 
oft ganz von einander abweichenden Ueberfesungen, fo wie durch mancherlei Beziehun⸗ 
gen auf ſchwankende Ritualgefege, die nach aller Erfahrung von den jüdifhen Gelehr⸗ 
ten ſelbſt bald in diefem, bald in jenem Stücke beftritten werben, endlich auch durch die 
Berſchiedenheiten der Form der Errichtung und Aufbewahrung, ſchon jetzt ſolche erheb⸗ 
liche Bedenken veranlaßt und angezeigt, daß das Entſtehen einer Menge verwickelter 
Rechts ſtreitigkeiten vorherzufehen ift, deren Inſtruktion und Entfcheidung noch burd) die 
gefeglic, nothwendige Annahme beftändiger Familien⸗Ramen, und die hiernach unver: 
meibliche Verdunkelung der Identität der Perfonen, ſehr erſchwert werden wird. Diefe 
WBahrnehmung ift von wichtigem Einfluß auf das eigene Intereſſe der Juben, weichen 
netbwendig daran gelegen fein muß, das Eigenthum ihrer Nachkommen zu ſichern, 
die Gewißheit der von ihnen angeorbneten Kamilien- und Erbrechte zu befefligen, und 
verderbliche Uneinigkeiten und Deißverftändniffe unter ihren Erben zu verhüten, Alle 
diejenigen, welche vor der Publikation des Ed. v. 11. März v. J., nach damaligen 
diſchen Gebraͤuchen, Teſtamente und andere legwillige Verordnungen errichtet, ober 
=, Ehe und Schentungss:Werträge gefchloffen, oder Verſicherungen über künftige Erb⸗ 
Cheile in Korm von Scuibbriefen, oder andere Inftrumente folcher Art vollzogen 
Yaben, werden daher auf die nadhtheiligen Folgen jener alten Form und Faſſung aufs 
merkſam gemacht und zu ihrem eigenen unb ihrer Familie Beſten hiermit aufgefordert, 
ihre in hebräifcher oder rabkinifher Sprache abgefaßten Willens:@rklärungen, Vers 
träge, Schenkungen, Verfiherungen und andere auf Zuwendungen nad) dem Zobe ſich 
beziehende Inftrumente, mit vorzüglicher Rüdfiht auf ben wefentlihen Sinn und 
‚Inhalt derfelben und mit Auswahl: der gemein verftändlichften und beftimmteften Aus⸗ 
drüde, noch bei ihren Lebzeiten, und bei Verträgen in Uebereinſtimmung mit ben dabei 
uzuziehenden Sntereffenten, in beutfche Sprache und Schrift umfchreiben zu laſſen, und 
iefe umfchriebenen Auffäge zur gerichtlichen Vollziehung oder Geriehmigung und Nies . 
derlegung oder Beftätigung den Gerichten nach den allgemeinen Zandeögefegen zu übers 
geben. Diejenigen Mitglieder der jüdifchen Gemeinden, welche die vorftehenden Maß⸗ 
regeln der Borficht innerhalb ſechs Monaten, von heute an gerechnet, freiwillig beobad)- 
un erhalten zugleich die Verficherung, daß für die bei diefen Handlungen eintretenden 
emühungen der Gerichte Feine Gebühren angefegt, fondern nur die zu erftattenden baas 
sen Auslagen von ihnen gefordert werben follen. ' 


Nach dem Ablaufe der ſechs Monate findet die Gebühren-Freiheit nicht weiter flatt, 
und haben die, welche der gegenwärtigen Aufforderung kein Gehör geben, zu erwarten, 
was nach den in der Folge vielleicht nothwendig werdenden geleglichen Beſtimmungen 
über diefen Gegenftand ferner verfügt werden wird. ' 

(Jahrb. Bd. 2. ©. 188. Gräff. Br. 1. ©. 18.) 


3) In Betreff der Erbregulirungen disponirt das R. (Kircheifen) 
b. 18: Juni 1814: 


Dem K. Ob. L. G. zu Stettin wirb auf den, wegen der privatrechtlichen Berhältniffe 
ber Zuden unter dem 9. v. M. erftatteten Ber. hiermit zu erkennen gegeben, wie das 
Ed. v. 11. März 1812 ganz deutlich verordnet, daß die, nad) den Beftimmungen ber 
8. 1 bis 5, für Einländer und Staatöbürger zu achtenden Juden in Abficht ihrer bür- 
zerlichen Rechte und Kreibeiten den Ehriften ganz aleich gehalten, und befonders in 
Hren privatrechtlichen Verhältniffen, nur mit Ausnahme der 58. 21—25. bemerften 
Fälle, nach eben denfelben Gefegen beurteilt werden müffen, welche anderen Preußifchen 
Staatsbürgern zur Richtſchnur dienen. Die von dem Statgeriht zu N. erregten Zwei⸗ 
et, nad) welchen Gefegen bie Erbfchaften verftorbener Juden zu tegulicen feien, erlebiget 
üch demnach von felbft dahin, daS dabei, in fofern ber Sterbefall nach der Zeit der 
Publikation des Ed. v. 11. März 1812 in der Perfon eines folchen Juden eingetreten, 
welcher der Rechte Preugifcher Einländer und Staatsbürger theilhaftig geworben ift, 
siejenigen Gefege zum Grunde gelegt werben müffen, welchen der Crblaſſer (ken im 
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Leben unterworfen gewefen ift, und daß alfo in dieſer Hinfiht auch die Statuten feine 
Wohnorts zu berüdfichtigen find. So hat auch das Stadtgericht zu N. die Sache ange 
fehen, und das K. Ob. 2. G. felbft neigt fi zu der Meinung, daß die mit dem allge 
meinen Staatsbürger« Rechte verfehenen Juden nach den nämlichen Gefegen, weide 


Shriften gleichen Standes zurVorfchrift dienen, beurtheilt, mithin, wenn fie nicht zu de 
Klaffe der Erimirten nach ihrem Stande gehören, nach den für die NichtsErimirtenin ' 


der dortigen Provinz geltenden Provinzial: und ftatutarifchen Gefegen gerichtet werber 
müffen. Diefe Meinung ift die richtige, und danach hat dad K. Ob. 2. G. ſowohl fd 
felbft zu achten, als auch das Stadtgericht zu N. zu befcheiden. 

Was die, am Ende des Berichts erwähnte, Wechfelfähigkeit der Juden betrifft, fo heit 
das Edikt alle die Juden betreffenden, nicht beftätigten Geſetze auf, und es fällt dahe 
aud die Beftimmung des A. 2, R. Th. II. Zit. 8. $. 723, wonach die Jubden oje 
Unterfchieb dem Wechſelrechte unterworfen gewefen find, weg, dergeftalt, daß nur is 
jenigen Juden für wechfelfähig zu achten, welche zu den 9. 718. 720. 721. 726. M. 
bes A. L. R. a. a. O. und $$. 110, 111. des erften Anhanges, bezeichneten Perfonny 
rechnen find. Die Beilagen des Berichts en hierneben zurück. 

(Zahrb. Bd. 4. ©. 44. Gräff Bd. 1. 8. 21.) 


4) Rüdfichtlich der Inteftat: Erbfolge bemerkt 


a. dad R. des Juſt. Min. (Kircheneifen) v. 2. April 1814. 

Dem K. Ob. &. G. von Weſtpreußen wirb auf den Ber. v.5 März c. wegen berim 
dem Land: und StabteGericht zu Jaſtrow, in Beziehung auf das Ed. v. 11. März 1812 
betreffend die bürgerlichen Verhältniffe der Juden, nachgeſuchten Belehrung erife, 
bag die Entfcheidung ber in bem Bericht des Lands und Stadtgerichts zu Sam 
erwähnten Fälle, zunaͤchſt aus den 55. 20 und 28.des Ed. .11.März 1812 zu fälefe 
iſt, wonach es feſtſteht, daß die privatrechtlichen Verhätthlffe dee Juden in ve Rad 
nach eben den Gefegen zu beurtheilen find, welche anderen Preußiſchen Unterthanye 
Richtſchnur dienen, daß aber bei Streitigkeiten Über Handlungen und Begeberhän, 
bie vor der Publikation bes Edikts ſich ereignet haben, eine Ausnahme zu mach, mb 
in folchen Fällen diejenigen Vorfchriften anzuwenden, welche bis zur Publikation ki 
Edikts für die Juden verkindlicdy gewefen find. Hieraus fließt von felbft, 

41) daß die Inteftat: Erbfolge überhaupt bei den nach ber Publikation des Chiktt ex 
getretenen Sterbefälle, in Gemäßheit der den Juden wie andern Staatsbuͤrgen 
jegt zur Richtichnur dienenden Gefege fi regulirt, und dag nach biefen Geſcha 
auch die untergeordneten Kragen, wegen bes Vorrechts der Erftgeburt, wegen Aus 
fhließung der Zöchter durch die Söhne, und wegen Collation der Ausftne x 
beantworten finb, womit denn auch der von dem Lands und Stabtgericht gemadtı 
Unterfchied zwifchen einer vor oder nach der Publikation des Edikts gegebenen Ins 
fteuer hinwegfällt, indem hier alles auf die Veurtheilung derjenigen Rechte ein 
Tochter juͤdiſcher Nation, die ihr in der Eigenfchaft einer gefeglichen Erbin Pd 
ben, anfommt, und folglich die Zeit des Erbanfalls, und nicht die Zeit der geg 
Ausfteuer, entfcheibet. 

2) Was befonders die Succeſſion der Eheleute, in Beziehung auf die eheliche Oi 
gemeinfchaft betrifft, To ift es für fich Elar, daß bei den nad) der PYublikatim ki 
Edikts gefchloffenen Ehen, die gegenwärtig auch bie Weftpreußffchen Juden wii 
benden Landesgefege in Anwendung fommen müffen. 

Bei den vor der Publikation des Edikts gefchloffenen Ehen hingegen dienen die 
jenigen Grundfäge zum Leitfaden, welche bei Veränderung des Wohnſitzes der Che 
leute ftattfinden. Die Weſtpreußiſchen Eheleute jüdiiher Nation find nämlid, ia 
fofern die Gütergemeinfchaft unter ihnen vor Publikation des Edikts nicht einer 
führt gewefen, denjenigen Eheleuten ganz gleich zu achten, welche ihren Webalt 
von einem Orte, wo feine Gütergemeinihaft obgewaltet, an einen Ort, wo biefdlt 
ftattfindet, verlegt haben. In Ermangelung näherer Bellimmung ber Statut 
und Provinzialgefche, find daher die Vorjchriften dee A. L. R. Th. II. Zit.!. 
85. 350. 351. 352. 355. 416. zum Grunde der Entfcheidung zu legen. 

Hiernach hat das K. Ob. L. G. das Land: und Sradtgericht auf feine Anfrage # 
beſcheiden. (Jahrb. Bd. 3. S. 46. Gräff Bd. 1. ©. 20.) 


b. Vergi. auch die Erkenntniffe des Stadtgericht8 zu Berlin v. 19. De 


1834, des Ob. Apell. Senats, ded Kammergerichtö v. 1. April 1837 und 
bed Geh. Ob. Trib. v. 18. Suni 1838, fo wie dad Geh. Ob. Trib. v. 
20. Sept. 1834, welche über Fälle diefet Att gefprochen haben. 
(Heinemann II. ©. 100—183., . 
c. Befonders wichtig tritt dad Rehht der Iherlehenten Ehegatten une! 


ee Do ee —— — — 
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Eheleuten, bie fich vor bem Edikte von 1812 verheirathet haben, zu wählen, ob 
ix nach) den früheren jübifchen Gefeßen ober nach ben jetz geltenden Landeöger 
'etgen erben wolle 1), dann hervor, wenn ber Dann der Ueberfebende if, da nach 
Ebdiſchen Gefegen der Ehemann mit Ausſchluß der Kinder den gefammten 
Nachlaß feiner verftorbenen Frau zu fordern hat. . 
‚5 Daß bei Ebeſcheidungen“) und Eheſcheldungsſtrafen «8 
Auf die Ritualgefege nicht anfommen fönne, wenn gleih die Ehe vor dem 
se 1812 eingegangen, führt ſehr richtig bad Gef. des Stadtgerichts v. 
Iuft 1830 aus, welches durch Erf. des Kammergerichts v. 31. Oft. 
1831 _beftätiget wurde und desgl. dad Nevlfiond« Erkenntniß des Ob. 
Appell. Senats des Kammergerichts v. 16. Juli 1832. 
(Heinemann Bd. 2. &. 42-100.) . 
IL, Im Anfegung der Landedtheile, wo ehemals bad Franzöfifche Recht 
fen, bemerkt J 
in Anſehung det Gittergemeinfchaft das Rv. 6. März 1826 
18, bem. Ber, dee.8. O6. © ®, d. 28. Zunt d. J. it erfehen worden, zw weicher 
‚age das Kollegium wegen Anwendung der allgemeinen chelichen Gütergemeinfchaft 
auf die Juden fich deranlapt gefunden hat. 
Die jübifhen Rifualaejege find, mindeftens fo viel fie die durch den Code Napoleon 
feten prigatrech£lichen MWerhättnife betreffen, Bürdh jenes Gefegbuth Aufgehusen 
Kt, ui, nn Babe fü ie acbadizn —— als Gnöfceibungeguellen nicht 
angefehen werben. Diefer Grundfas — fin Anfehung des Güters 
hältniffes der, feit Einführung des Code Napoleon, unter den Juden eingegangenen 
n ein. „So viel bie feit refp. Ein⸗ und Wiedereinführung der Preuftfhen Befesger 
ns Unter ji Men Glaubengenonen eingegangenen Ehen und ihjonderheif der grager 
Wlefern in denfelben die Gütergemeinfchaft ftattfinde? antandts fo find Auch in Anfes 
jung derfelben bie Ritualgefege, fo’tweit fie Wermögensoerhättnifje Detreffen, nüdht tvie> 
jet bergeftellt, und Eönnen daher auch in Anfehung diefer Ehen als Enticheibungaguel- 
Ten weiter nicht gelten. Es folgt hieraus von felbft, daß biefe Güterverhäftnife Tebiglich 
mad) den Worfchriften des U. & N. zu beurteilen find." Dagegen veriteht/jich eben fo 
fedr don felbft, daf, wenn dor Einführung der franzöfifchen Gefeggebung, in dieſer 
Beziehung entweder für bie Juben befondere Prodinzial: oder ftatutarifche Rechte beftans 
ben, oder die Juden fm diefen — ben ‘gemeinen Provinzial· ober Statutar⸗ 
a mit anterworfen'geivefen, die beſondern Provinzial: oder Lokalrehte, in ſofern 
je Überhaupt wieder hergeſtellt find, wie dies namentlich im Anfehung ber Gütergemeinz 
jaft'in Beiksung auf die Provinz Weftphalen durch dieW. v.8: San. 1816 gefcher 
7, auch in Anſchung der Tuben gefegliche Kraft würden erlangt haben, und baher die 
ade nädy denjelben in’eben dem Maafe, wie dies vor Einführung des Code Napoleon 
Fall“ gervefen) winden zu beurteilen fein. Wegen ber von dem K. Db. 2. G. 
desire Einführung des Ed. v. 11. Märk 1812 in die Provinzen jenfeit der Elbe, 
feb übrigen nad erfolgter Revifion diefes Ebikts ein Vefchluß gefaßt werden, 
(Jaheb; Bd. 27. ©. 77. Gräff®b. 1. ©. 5.) 


2) In Betreff des Erbiechte und der Erbfolge. 


p 
Bericht des Ober-Apellationdgerichts zu Pofen. 
Bei Beantwortung ber Frage: 
nad) weldyen Geſetzen das Erbrecht und die Erbfolge ber Juben im jegigen Großs 
herzogthum Pofen auszuüben ift? ” . 
worüber Em. Ercel. mittelit hoher Verf. v. 21. d. M. unfern gufachtlichen Bericht zu 
erfordern geruht haben, ift nach unferer Anficht gu unterſcheiden, ob fich der Erbfall 
4) in dem Zeitraume bis zum 1. Mai 1808, ober 
2) in dem Zeitraume v. Mai 1808 bis zum 1. März 1817, ober 
3) feit dieſem Zeitpunkte augettagen hat. 2 
In der Sammlung der Statuten und Konflitutionen bed vormaligen Koͤnigreichs 


1) Publ. Pat, zum L. R. v. 8. ger. 1794. 3. 14. Patent v. 9. Sept. 1814, 5. 9. 
». 9. Rov. 1816. $. 2. 11. 12. . 
”% Merat, hierůter Mofes Mendelfohn, Ritualgefere p 194. un Koch u aNı 
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Holen befinden ſich zwar verſchiebene Verordnungen, welche die Juden betreffen, allein % 
wenig das in dieſer Sammlung aufgenommene Haupt:Privilegium, welches ihnen ver 
Herzog von Großpolen Boleslaus im Jahre 1264 ertheilte, und der König von Pole 
Kafımir der Große, im Sabre 1343, fo wie der König Alerander, im Jahre 1508, ik 
tigte, als die fonftigen Verordnungen, enthaltenden Beftimmungen über bie Privatrekt 
der Zuben unter fi) und über die Erbfolge; fie beziehen fi nur auf das Verhaͤltniß ie 
Juden zum Staate und zu ben dhriftlichen Einwohnern. Es ift jedoch bekannt, daß f4 
die Zuden im vormaligen Königreiche Polen nad ihren Ritualgefesen richteten, un 
va ihre Rabbinen eine Gerichtsbarkeit ausübten, die fi auch auf Erbregulirungn 
erſtreckte. 

Als die Laͤnderbezirke, welche jezt das Großherzogthum Poſen bilden, im Sabre 17 
und 1793 unter bem Namen von Weſt⸗ und Suͤdpreußen unter preußiſche Hoheit gelan 
waren, wurde den Rabbinen gwar die Ausübung ber Gerichtsbarkeit Uber ihre Glauben 
genoffen nicht weiter geftattet, allein die Ritualgefege dienten bei Erbregulirungen ums 
den Juden den Gerichten fortwährend zur Norm. 

(Seneral:Privilegium und Reglement für die Judenſchaft in den Danziger Ss 
ftäbten, Hoppenbuch ıc. v. 9. Aug. 1773, 8. 31 und 32. Gen. Juden⸗Regl. fir 
Süds und Neu:Oftpreußen v. 17. April 1797, Kap. 4. $. 3.) 

Nachdem durch den Zilfiter Frieden v. 12. Zuli 1807 das Herzogthum Warlga 
proflamirt und diefem der Theil von Weſt⸗ und GSüdpreußen, welcher jest das Gr 
berzogthum Pofen bildet, einverleibt worben war, blieb dies Verhältnig bis zum 1. Mu 
1808 unverändert. Denn obgleich kurz nach der Befignabme bes Landes von frau 
[hen Zruppen durch eine Verorbnung der regierenden Kommiffion zu Warſchan 
24. Febr. 1807 feftgefegt worben war, daß bie polnifchen Deine wieber in Kraſt inte, 
und die preußifchen Geſetze und Verorbnungen nur in subsidium gelten Tolle, ad 
diefe Beflimmung der regierenden Kommiſſion fpäter duch das tranfitorifche Sc fk 
das WW Warſchau v. 10. DEt. 1809 Art. 6 beftäfigt wurde; 

G. ©. des Herzogthums Warſchau, Br. II. ©. 82); - 
fo enthielten doc) die polnifchen Befege Teine befondern Keftfehungen Über bie Ecche 
der Juden, und überhaupt behielten alle früher beflandenen Statuten und Obferuma 
bis zum 1. Mai 1808 ihre Guͤltigkeit. 

Hieraus folgt, 

daß bei Erbfällen, die fi vor dem 1. Mai 1808 ereignet haben, das Erbrecht un 

die Erbfolge ber Juden im Großherzogthum Pofen nur nad ihren Ritualgeſche 

ausgeübt werden kann. 
Durch die V. v. 27. San. 1808 und 10, Oft, 1809 

(8. ©. des Hergogthbums Warfhau Bd. I. ©. 55. und Bb. II, ©. 52.) 
wurbe, dv. 1. Mai 1808 an, das franzöfifche Sivilrecht im Herzogthum Warſchau einge 
führt, und alle früheren Gefege und Statuten ohnelinterfchied wurden aufgehoben. Dei 
jenes Geſetz auch für bie Juden verpflichtend war, Tann keinem Zweifel unterligen, 1 
die Konftitution bes Herzogthums Warfchau v. 22. Juli 1807 im Art. 69 das frag 
fifhe Civilrecht für das bürgerliche Geſetz erklärt hat, da im Art. 4 diefer Konftituis 
beftimmt ift, daß vor bem Gefege volllommene Gleichheit flattfinden folle, und ni 
Kücficht der juͤdiſchen Einwohner keine Ausnahme gemacht ift. Zwar war burdat 
befondere 8. v. 18. Okt. 1808 feftgefest, daß die Juden im Herzogthume Warfheuuf 
40 Zahre in Ausübung ber politifchen Rechte fuspendirt fein follten, allein dieſe Bei 
mung hatte auf die Givilvechte derfelben einen Bezug, und es kann daraus keineswige 

efolgert werben, daß die Juden nicht ben feonzöfifchen — für das Herzogthum Bar: 

hau geltenden — Gefegen gleich ben übrigen Einwohnern unterworfen gewefen wir. 
Sollten ſich dennoch die Rabbiner derſelben angemaßt haben, Erbfonderungen vorzund: 
men, fo ift dies abusive gefcheben, und es iſt der Unvollkommenheit der über dieſe Bo 
klaſſe geführten Aufficht zugufchreiben, wenn foldhe Anmaßungen nicht von Amtswegen 
gerügt worben find, 

Im Art. 11. und 12 der fchon oben in Bezug genommenen V. v. 10. Okt. 18% iR 
ausdrücklich feftgefeht, daß bei Erbfällen nach dem 1. Mai 1808 bie Borfchriften du 
franzöfifchen Gefege zus Anwendung gebracht werben follen. 

Diefe Gefege haben aud) nach der Befisnahme des jegigen Großherzogthums Poſen 
ihre Gültigkeit bis zum 1. März 1817 behalten, und es ergiebt fich Hieraus, 

daß bei Erbfällen, die in dem Zeitraume vom 1. Mai 1808 bis zum 1. März 1817 
ftattgefunden haben, auch bie Erbrechte der Juden nach den frangöfifchen Geſetzen 
zu beurtbeilen find. 

Durch das Patent v. 19. Nov. 1816 ift das Allg. Preuß. L. R., v. 1. März 1817 an, 
als allein geltendes Gefeg im Großherzogthum Pofen eingeführt, und es ift ausdrüdlid 
fefigefest, daß alle fonft beftandenen Rehhte und Serohngeiten, in (veit fie umter Di 
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borigen Regierung aufgehoben und abgeſchafft worden, auch fernerhin nicht mehr zur 
Anwendung kommen follen. | 
Hiernach find auch die Ritualgefege der Juden, die fich auf die Erbfolge beziehen, 
nicht wieder in Kraft getreten, on 
und nad) 55. 8—10 bes vorerwähnten Patents Tann bei Erbfällen, die fich feit bem 
41. März 1817 ereignet haben, das Erbrecht und die Erbfolge der Juden im Duo 
herzogthum Poſen nur nad) den Vorſchriften bes A, L. R. ausgeübt werden, in 
foweit Fa durch rechtsgültige Verträge oder letzwillige Verordnungen etwas abyes 
ndert iſt. 

Jedoch verfteht es fich von felbft, daß, wenn von ber Erbfolge unter Ehegatten bie Rebe 
it, und folche nicht durch rechtögültige Verorbnungen beftimmt worben, dem Weberlebens 
den nach $. 14. des Patents die Wahl zufteht, ob er nach dem, zur Beit der gefchloffenen 
Ehe geltend geweſenen Geſetze, ober nad) ben Vorfchriften des A. L. R. über die Erb⸗ 

tge, bei vorhandener ehelihen Guͤtergemeinſchaft, erben wolle. — In diefem Sinne 

n wir auch die, uns mittelft Ew. Excell. Verf. v. 21. März v. 3. mitgetbeilte 
heidung bes Dolmetfchers und Syndikus Hirſch Jatowicz zu Santomys'l genoms 
men, und wir ftellen gehorfamft anheim, 
jest den biefigen Ober:Rabbin Kino Ginfimo, ber durch feine Anträge zu diefem 
. Berichte Veranlaffung gegeben hat, nach den von uns aufgeftellten Srundfägen 
hochgeneigt zu befche’den. 
Poſen, den 30. Juni 1819. Das Dberräppellationdgericht, 


.Reſolution bes K. Juſtiz⸗Min. v. 12. Juli 1819. 
Der Juſtiz-Miniſter ift mit der Ausführung in dem Berichte des K. Ober-Appellas 
Honsgerichts v. 30. v. M. in Betreff der Frage: 
nad; welchen Gefegen das Erbredht und die Erbfolge ber Juden im Großherzog⸗ 
j thum Pofen auszuüben? 
- einverftanden, und trägt dem Kollegio auf, den dortigen Ober:Rabbin Kivo Gin⸗ 
Timo darnach auf feine Anfrage v. 13. Juni c. zu befcheiden, 
(Jahrb. Bd. 14. ©, 13. Gräff Bd. 1. S. 7.) 


Zweite Aptbeilnng- 
Die civilrechtlichen Verhältniffe der Juden. 


— — 


Erſter Abſchnitt. 
Materielle Rechtsverhaͤltniſſe. 
Erſtes Kapitel. 
| Die Ehe. 
D. I. J. Richters Abhandlung von dem Rechte der jübifhen Ehen in 
ewoht unter ne als wenn ein jübifcher Ehegatte zur chriftlichen Religion 
eipzig . 8. 
Kontrakte, Käufe, Ehe: und Scheidebriefe, welche bei den Juden gebräudfik 
burg, 1773. 8. 


Mofes Mendelfohn, Ritualgefege der Juden 58. 2 fig. 
Zerlinden, a. a. O. 85. 440 fig. 


Ehehinderniffe. 

1) Ehe zwischen Juden und Ehriften. 

Erft von Balentinian wurden die Ehen zwifchen Juden und 
verboten 1). In einigen neueren Gefeßgebungen, namentlich in de 
Medienburgifchen?) und Sachfen-Weimarfchen Edikten ift dad frühe 
hältniß wieder hergeftellt, wonach dem Gannubium zwifchen Chrif 
Juden nichts im Wege fteht. Der von Napoleon zufammenberufen 
hedrin v. 4. Fehr, 1807 erklärtes), daß die Ehe der Chriſten mit Ju 
gerlich, aber nicht kirchlich, gültig fei. 

Das A. 2. N. beftimmt über diefe Frage Thl. II. Zit. I. 8.36: 

„Ein Chriſt Bann mit ſolchen Perfonen keine Heirath fchließen, 
ben Grundfägen ihrer Religion fich den chriftlichen Ehegeſetzen p 
werfen gehindert werden”, 

Daß durch diefe Beſtimmung die Ehe zwifchen Juden und Chri 
nesweges habe unbedingt verboten, fondern in dem Zalle geftatte 
ſollen, wenn der züdifche Theil ſich der chriftlihen Trauungs⸗6— 
unterwirft, erhellt aufdas Beftimmtefte aus der Entftehungsgefcyichtel 

Es war nämlih im ungedrudten Entwurf die Ehe zwiſqe 
den und Ghriften unbedingt verboten; bdeffenungeachtet woche 


— — — — — — 





) Bergl. bie allgem. hiſtor. Einleitung und 1. 6. 7. C. de Judaeis, 
=) Welches jedoch einftweilen fuspenbirt ift. Vergl. die allgem. hiſtor. Eh 
2) Vergl. Thl. I, Abth. II, Abfchn. XI. 
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kuarez's Anficht, die jebige Faſſung fchon in den gebrudten Entwurf 
aufgenommen. Nachher entftanden neue Debatten, welche enblich befeitigt 
wurden, ald Suarez ſelbſt fich für diefe Faſſung erklärte. Er bemerkte: 
Alles wohl erwogen, halte ich ed für's Beſte, den $. fo zu laflen wie er 
R Warum will man die Ehen zwilchen Juden und Chriften fchlechter- 
ings verbieten? In den chriftlichen Ehegeſetzen ift nichts, dem fich eine 
ſüdin nicht umterwerfen könnte. Zindet fie alfo in der Trauungs⸗Liturgie 
nen Anftoß, fo mag fie einen Chriften immer heirathen. Erlaubte doch 
'aulus, dag Chriften fich mit Heiden verbeirathen durften.” Nach biefem 
zotum blieb es bei der jeßigen Faſſung der Geſetzſtelle. Obige Anficht 
ird deshalb von den Geſetzreviſoren (Motive zu $. 27 des Entw. 
5.54.) undvon Bornemann (Syſtem Bd. 5. 8.53.) getheiltund Robert) 
eißt aus den einzelnen chriftlihen Chegefegen nah, daß ein Jude 
* Ian Religion durchaus nicht verhindert fei, fich denfelben zu unter: 
en?2). 
2) Komputation der Verwandtſchaftsgrade. 


‚erlinden, a. 0.0.8. 412 ff. 

Auf Grund des Gutachtens des Dberlandrabbiners v. 20. März 1800 
at die Oftpreuß. Regierung angenommen, daß bei ber Succeffion der Zus 
m Die Berechnung der Grade nach der Komputation des Kanonifchen 
dechts üblich fei. Das erwähnte Gutachten?) lautet dahin: 

Auf Berlangen ber Sara, Tochter bes hierſelbſt verftorbenen Schugiuben Hirſch Mars 
18, wird hiermit pflichtmäßig atteftirt, daß bei der jübifchen Nation der dritte Grab 
7 Setenverwandfchaft heißt, und hiernach rechtlich ‚beurtheilt wird, wenn die Groß- 
tern leibliche Geſchwiſter geweſen. Diefem zufolge ift die Tochter des verftorbenen 
irſch Matkus mit dem verftgrbenen Alerander Mofes zu Königsberg im britten Grade 
⁊wandt. Berlin am 30, März 1800. 

j Hirſchel Loͤbel. 


(Stengel Bd. 14. ©. 123. Rabe Bd. 5. ©. 73.) 


3) In Anfehung der bei Einfchreitung der zweiten Ehe nothwendigen 
uBeingnderfesung mit ben Kindern erfler Ehe vergl. aub III. (K. R. 11, 
. $. 187. Anh. $. 89. und K. O. v. 29. Mär; 1836.) 


IL 


- Ehegelöbniffe. 
Mofes Mendelsfohna. a. D. 4, Hauptftäd. 2. Abſchn. 99. 3—B, 

Daß das — bei Juden nicht zu ben Handlungen zu rechnen, 
gelbe wegen der Verſchiedenheit der Religlonsbegriffe und des Kultus 
uter den Juden an befondere geſetzliche Beflimmungen gebunden find, 
aithin nach dem Ed. v. 14. März 1812 in Beziehung auf diefelben daB 
hymeine Recht und nicht bie jüßifchen Ritualgefege zur Anwendung kom⸗ 
Ben, führt ſehr richtig ein Erfenntniß des Anttr. Senats ded Kammerge: 
Khts vom Jahre 1823 auß*). u 


A) Centralbl. 1837. &. 1162 ff. 

2) Dem tritt Hälfchner im Gentralbl. 1840 8. 249 ff. entpegen. 

8) Auf Suben, bie das Stagtzb age nad) dem Ed. v. 11. März 1812, ober 
die Raturaljfation nad 8 v. J. Juni 1833 erlangt haben, hat dies keine 
Anwendung. —* 

2) Heinemann I. &. 128 bis 145., wo bie betr. früheren Prozeßſchriften mitges 
theilt find. 


a6A Die privateechtlichen Verhaͤltniſſe der Juden. 


III. 


| Aufgebot und Trauung. 
Mofes Mendelsfohn 4. Hauptft. 1. Abſchn. &. 75 ff. 
Terlinden, a. a. D. 88. 418 ff. 
Ueber Aufgebot und Trauung der Juden find die folgenden Befi 
en ergangen, von denen die K. O. v. 29. Mär; 1836 diefe Ba 
fir bie gefammte Monarchie!) mit Ausnahme des Gerichts⸗Bejich 
Db. Appell. Gerichts zu Köln ordnet. 

1) Bereitd das Ep. v. 11. März; 1812 hatte im $. 25. beftimmt, 
für Poſen enthält die B. v. 1. Juni 1833 im $. 19. Diefelbe Anortum 
daß an die Stelle der, nah ER. I. 1. 5. 136. zu einer vollgülfige 
erforderlichen Zrauung beiden Zuten die Zufammenkunft unter dem Tree 
mel tritt und daß feierliche Anſtecken des Ringes, und daß dem ım {fl 
verordneten Aufgebote die Bekanntmachung in der Synagnge geh 
achten. Hieran reihen fich demnächft die folgenden Beftimmunge: 

2) R. des K. Min. des Inn. (Erfte Abthl. Köhler) v. 31. Jul 
an den Banquier Herz Beer zu Berlin. Zrau:Rituale unter Sudan 


| 











3) B. der K. Reg. in Minden v. 15. Zebr. 1818, Die im Audd 
zu vollziehenden Zrauungen jüdifcher Brautpaare. 

Das A. 2. R. Th. N. Tit. 1. 5. 137. will zwar die Vollziehung einer güttigel 
zwifchen Perfonen eines fremden im Staat gebuldeten Keligionsbefennentffes led 
nach den Gebräuchen ihrer Religion beurtheilt wiſſen; dadurch iſt aber für ſolche 
fonen keinesweges die Befolgung ſolcher allgemeinen Landesgeſetze ausgeſchloſſen, w 
die Sicherung bürgerlicher Werhältniffe gegen irgend eine durch Ehevollgiehung i 
drohenden Verlegung oder Verwirrung zum Gegenftande haben. 

Es ift daher ein Mißbrauch, wenn ae jüdifher Religion fd im Audl 
trauen laffen, ohne vorher, wenn fie auch fonft durch das im Auslande begründete 
micil des andern Theils dazu befugt find, dem Ober-Rabbiner, zu deſſen S 
gehören, davon Anzeige gemacht, und deflen Befcheinigung über Abwelenhiit 8 
licher, ihren Vorhaben entgegen ftehender Hinderniffe erhalten zu haben. 

Und da diefer Mißbrauch, den an uns gelangten Berichten zu Folge, im KRegien 
Bezirk einzureißen beginnt, fo finden wir uns veranlaßt, dagegen zu verorbnen, 
olgt: 


Igt: 

1) Jede innerhalb unſers Regierungsbezirts bürgerlich wohnhafte Perfon, n 
fi im Auslande trauen läßt, ohne vorher bei ihrem Ober-Rabbiner fi gem 
und die vorgebachte Beſcheinigung ertrabirt zu haben, hat allein hard 
Unterlaffung eine polizeiliche Geldbuße von fünf Thalern verwirtt, weh 
Anzeige bed DOber:Rabbiners durch die betreffende Iandräthliche Behoͤrde 
eingezogen werben fol, 

2) IR die Zrauung außer Landes außerdem in ber böslihen Abficht gefchehe 
dieffeitigen Landesgefege in irgend einer Weziehung zu umgehen ober unwi 


1) Insbeſondere auch für die gemeinrechtlichen Diftrikte, 
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hen, fo kommt die Strafbeflimmung des A. L. R. Thl. II. Zit. I. 5. 170. 
wendung, 
yersRabbiner kann das bei ihm nachgefuchte Atteft nur in ſolchen Fällen 
zern, wo durch die Ertheilung ein Gefetz übertreten, ober die Webertres 
nes Geſetzes veranlaßt werben würbe. 

Landräthe und die ObersHabbiner des Regierungsbezirts find mit Voll⸗ 
Verordnung beauftragt, weldhe durch das Amtsblatt und. außerdem in 
F bes Feote unsebest 8 publicirt werden ſoll. 
+ + 7 ‘ . 
R. v. 10. Nov. 1823 über benfelben Gegenftand vergl. Thl. I. 
fon. X, Kap. IL ' 

derfelben Min. v. 23. März 1825 an den Vice⸗Ober. Land⸗ 
errn N. N. Vollziehung jüdifcher Ehen und die Verhaͤltniſſe der 
ckſichtlich derſelben. 
ichneten Min. koͤnnen ſich zu der von Ihnen mittelſt Vorſtellung v. 17. 
rig bei dem K. Juſtiz⸗Min. in Antrag gebrachten Deklaration des $. 25 
). d. 11. März 1812 nicht bewogen finden. _ | 
. find die gefeglihen Erforderniſſe einer vollgültigen Ehe unter Suben 
en, und das Intereffe der Staats⸗Behorde beſchränkt ſich darauf, auf die 
ver diesfälligen Vorfchriften zu halten. 
‚gt derfeiben nicht ob, auch die Anwendung ber nach jüdiſchen Ritual⸗ 
r Vollziehung von Heirathen üblichen Gebräuche zu kontrolliren, indem 
Bekennern einer blos gebuldeten Religion kebiglid dem Gewiflen eines 
'n überlaffen bleiben muß. Am wenigſten kann den jübifchen Rabbinern 
iches Recht, Zrauungen (bie nach den Beſtimmungen des angeführten 
bezeichneten $. zu einer vollguͤltigen Ehe überhaupt nicht erforderlich find) 
: vorzunehmen, oder durch fpeziell von ihnen bazu ermächtigten Perfonen 
laffen, zugeftanden werben, weil den Rabbinern der Juden überall keine 
:siastica im gefeglichen Wortverftande beigelegt ift ). 
ug genommene %. 8. D. v. 9. Dec, 1823 ift übrigens auf die bei ber 
üdiicher Ehen flattfindenden Geremonien gar nicht anzuwenden, indem 
eftimmungen darüber enthält, in welcher Art der öffentlide Gottesdienſt 
ogen abgehalten werben fol, (Ann. IX. &. 107.) 


rfelben K.Min.v.24. Febr. 1826 an die K. Reg. zu Magdeburg. 
der Ehen unter den Juden. 

9. wird in Befcheidung auf den Ber. v. 12. d. M., betreffend bie. bei 
r Ehen unter den Israeliten zu beobachtende Korm, zu erlennen gegeben, 
meine Norm hierunter im X. ER. Thl. II. Zit, 1. is 136 bis 138. ſich 
le Religions: Partheien ift hier vorgefchrieben, daß der Trauung jedes⸗ 
bot vorbergeben muß. Das Aufgebot der ſich verheirathenden Juden 
pnagoge geichehen, und es ift von Polizei wegen darauf zu halten, daß 
nterbleibt, fondern auf eine bem Zwecke entiprechende Weife vorgenommen 


Form die Juden übrigens ihre Ehen vollziehen wollen, kann ihnen innere 
nzen ihrer Religions-Gebraͤuche überlaffen bleiben, 
©. 355 


derfelben K. Min. v. 19. Mai 1829 an da3 K. ıc. Pupillen: 
u Berlin. Gültigkeit jüdifcher ohne Trauungen gefchloffener 


Pup. Kollegium erwiebern wir ergebenft auf das Schreiben v. 81. März 
r bürgerlichen Gültigkeit einer Ehe unter Juden gar keine Zrauung durch 
r erforderlich ift, e8 auf die Anfichten des Rabbinats-Afleffors N. von der 
x Eheverbindung zwiſchen der N, und dem N. nicht ankommen Tann, fo> 
ıutleute fi) darüber hinwegſetzen wollen, daß ihre Verbindung nach jüdi> 
‚öbegriffen nicht zuläffig ift. Der Obrigkeit genügt es, daß nad) den Lan⸗ 
n Ehehinderniß obwalte, und daß die Ehe auf die im A. Ebd. v. 11. März 
orgeſchriebene Weife abgeichloffen wird 

iger Weigerung des N.R., die jüdiſchen Trauungs⸗Ceremonien zu vers 
derfelbe dazu, den Gefegen feiner Religion entgegen, nicht angehalten wer⸗ 





das R. v. 12. San. 1837 sub Nr. 12. 
‚3 Die Berhältniffe der Juden. 30 
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rauungen der Suben —— von got 
lichen Beamten verzichtet werben, fonbern aus ‚andere Iudiſ Saite dazu, 


jenigen jüdifchen Beamten oder ar ne 





11) A. 8. O. v. 29. Mär, 1836 an das Staatöminifkerium. Auf 
und Trauungen der jüdifhen Religionsverwandten. 

Aus dem Berichte des Staatsminifteriums v. 16. d. M. habe ich erfehen, m 
Zweifel Über die Anwendung der Vorſchrift im $. 27. Tit. 11. SHL.IL E.R,f 
fie die Erforberniffe bei den Trauungen jübifcher Religionsverwanbten betrifft, we 
Behörden in den Regierunzsbezirken Oppeln und Pofen erhoben worden find. ' 
Beziehung auf die Betimmung im 6. 437. Zit, 4. IHl. II. ©. R., nad melde 
Vollziehung einer votigttigen Che zwifchen Perfonen fremder, im Gtaate gebal 
Religionsbekenntniſſe Lebiglic nad) ben Gebräuchen ihrer Religion beurtheilt wich, 
weife Ich zunächft, was das Erforderniß des Xufgebots ($. 138. I. ©.) beteifft, 
8.285 der B. v. 11. März 1812, und namentlich, für bie —A ofen auf ben 
der ®. v. 1. Juni 1833, wonach, ftatt des Aufgebots in ber hriftlichen Kirche, De 
Tanntmadung in der Synagoge geſchehen muß. In Rüdfiht auf bie Madımeifen 
da der Trauung Eein gefegliches Ehehinderniß entgegenftehe ($. 440. Tit. 14. Ip 
2. R.), und daß entweder bie Auseinanberfegung mit ben Kindern auß einer fräh 


3) Dies ift durch R. v. 80. Juli 1881 geihehen. Ann, xv. 768.) 
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ober die Erlaubniß det vormunbſchaftlichen Behörde zur Eingehung der zweitin 
N: 18. Tit. 1. Thi. II. 2. R.) erfolgt fei, Tann die Anwendung bes F 27. Zit. 11. 
I. L. R. kein Bebenken finden, und es wirb dieferhalb, fo wie wegen ber Prokla⸗ 
n nur ber Belehrung der Behörden in dei vorgebachten Regietängedezirken bebür⸗ 
Ic) überlaffe den betreffenden Miniſterlen, diefe Beleheang zu verfügen. Damit 
die Borferiften des Landrechts und der ©. v. 11. März 1812, als die oͤffentliche 
ıng bezweckend, auch in denjenigen Landestheilen befolgt werben, in welchen durch 
weite gefegliche Anordnungen noch nicht dafür geforgt worben, beftimme Ich zus 
nad dem Antrage des Staatsminifterlums, daß auch in Nteuporpommern und 
Erheiniichen Theile des Regierungsbezirks Koblenz die obgedachten Vorfchriften bei 
rTauungen der Juden beobachtet werben follen, weshalb dieſe Ordre durch bie Amts⸗ 
= jener Landeötheile bekannt zu maden iſt. In wie weit es erforberlich, in den⸗ 
= Landestheilen, in welchen zwar bas Lanbrecht gelehliche Kraft hat, aber die V. 
März 1812 nicht eingeführt ift, hinficytlich der Proflamation in der Synagoge, 
»fondere Bekanntmachuͤng zu exlaffen, gebe id) der weitern Erwägung bes Staatös 
eriumsd anheim. Friedrich Wilhelm. 
Zinn. XX. ©. 352.) . 
) Cirk. R. der 8. Min. d. G. U. u. M. Ang. (v. Altenfein), des 
(Mübhler) u. d. 9. u. d. J. (v. Rochow) v. 12. Fan. 1837 an 
nl. 8. Reg., ausſchließlich derjenigen zu Machen und Trier, fowie an 
Streffenden Provinzial» Juftiztollegien sc. Aufgebot und die Trauung 
Her Religiondverwanbdten. 
: Zweifel, welche bei Anwendung ber Vorfchrift des $. 27. Tit. 11. Thl. II. des 
R. auf die Trauungen jübifcher Religionsverwandten von den Behörden in den 
zungöbezirten Oppeln und Pofen erhoben worben find, haben das K. Staatsmini⸗ 
m veranlaßt, eine Immediat⸗Entſcheidung Seiner Majeftät des Königs ein- 


en. 
erhoͤchſtdieſelben haben hierauf die umſtehende K. O. v. 29. März v. 3. zu erlaflen 
‚arin 


su beftimmen gerubet: 
baß an bie Stelle des Aufgebots in’ der chriftlichen Kirche, die im Ebd. Y. 11. 
März 1812 und im $. 15 der ®. v. 1. Juni 1833 für das Großherzogthum 
Pofen vorgefchriebene, der Zrauung vorhergehende Bekanntmachung in der Sys 
nagoge treten ſoll; 


die Nachweiſung für nothwenbdig erflärt: 
baß der Zrauung kein gefeglihes Ehehinderniß entgegenftehe 
($. 440. Tit. 11. Thi. II. des A. ER.) und daß entweder die Auseins 
anderfesung mit den Kindern aus einer früheren Ehe, ober die Erlaubniß 
pe a ofaftchen Behörde zur Eingehung der zweiten Ehe ($.18 a. a. D.) 
erfolgt jet. 
efe Vorſchriften follen, ats die öffentliche Ordnung bezweckend, auch in Neuvors 
nern und im Ofteheinifchen Theile des Regierungsbezirts Koblenz und eben fo ih 
nigen Landestheilen befolgt werden, worin zwar das X. 2. R., aber nicht das Gb. 
1. März 1812, die blrgerlihen Verhältniffe der Juden betreffend, Geſetzes⸗ 


hat. 

ı Gemäßheit biefer X. Entfcheldung unterliegen Rabbinner, Spnagogenvorftcher 
jüdifche Hauspäter — denen nady den Ritualgefegen die Befugniß zufteht, unter 
achtung gewiffer Körmlichkeiten Trauungen ihrer Glaubensgenoffen vorzunehmen ? 
ſie den oben angeführten gefeglichen Borfchriften zuwider Handeln, benfelben et 
nmungen, nad) denen gleiche Pflichtverlegungen der chriftlichen Pfarter zu beurtheis 
Ser — R. ar y Zit. 1. 85. 149. 155 in Verbindung mit Tit. 20. 5. 33. 

+ dr t. 9* 

eK. Reg. haben die Unterbehorden ihrer Departements und namentlich die Rab⸗ 
und Synagogenvorfteher mit näherer Anweifung zu verfehen, und ihnen insbefons 
babei bemerklich zu machen, daß die das Aufgebot vertretendbe Bekanntniachung in 
Synagoge des Wohnorte beider Verlobten gefchehen muß, ober, wenn fich eine 


— — —— — — — 


1) Dieſe Anſicht wird auch in den R. v. 23. März 1825 (oben sub 5), v. 10, 
Nov. 1823 (oben sub No. 4.) und dem unten folgenden R. v. 17. Febr. 1840 
ausgefprochen und eben fo in den Thl. F. Abth. V. Abſchu. X. Kay. IL, W 
benen R. v. 24. April 1821. n 

—X 
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ſolche an dem Wohnorte des einen ober andern von ihnen nicht befindet, in berieige 
inländifhen Synagoge, welche dem Wohnfige biefes Verlobten am nächften liegt. 

Bethäufer, denen kein Rabbiner vorfteht, koͤnnen die Gtelle der Synagogen ya 
Zweck der Befanntmadiung nicht vertreten. j 

&s ift fodann die Binrudung diefer Verf, und der X. 8. D. in die Amteblätter de 
Provinz zu beforgens auch haben bie K. Reg., und eben fo bie ger. 
Kollegien und bie denfelben untergeorbneten Behörden, ſich nach dem Inhalte bi 
Verordnung gebührend zu achten. (Ann. XXI. &. 87.) 

13) R. derfelben K. Min. v. 19. Febr. 1838 an die K. Reg. zu Trab 
furt, und atfchriftlich an die K. Reg. zu Marienwerder und Erfurt. X 
gebote jüdifcher Ehen in Synagogen und Bethäufern. 

Sn dem Berichte v. 11. Mai v. J., die Bekanntmachung ber von Tuben beabfiätk: 
ten Ehefchließungen in den Synagogen betr., hat die K. Reg. diejenigen Gründe bil 
richtig hervorgehoben, aus denen die Meinung der unter bem 12. Dan. 1837 wı 
den unterzeichneten Min. erlaffenen &. 8. nicht füglich dahin hat gehen können, Id 
folche Aufgebote jüdifcher Ehen nur in den Synagogen der wenigen mit einem wirtiide 
Rabbiner verfehenen jüdifhen Gemeinden. geſchehen dürften. Es Tönnen biefike 
Vielmehr unter den näheren Maßgaben obiger C. 8. bei jeder inländifcen af 
gefesmäßige Weile als eigenthuͤmliches Inftitut der betr. jäübifhen Gemeinde errichtun 
Synagoge, fo wie aud in folhen, von minder zahlreichen ober vermögenven Zulage 
meinden etwa nur als gemiethetes Lokal unterhaltenen Bethäufern ftattfinden, weiie 
den Synagogen In Betreff ihrer dauernden Beftimmung und Ginrichtung für da 
jübifhen Kultus, fo wie in Betreff ihrer Leitung burd beſtimmte, orbn 
ald Gemeindebeamten beftellte, und für legales Berfahren bei den Kultw md 


dagegen diejenigen Bet⸗Lokale, deren ſich die an einem Orte oder in einer Gignd dm 
nur vereinzelt wohnenden Juden, wenn aud zu gemeinfhaftlidher Anbahtumg 
unter polizeilidher Geftattung, body ohne fonftiges Beſtehen eines wirklichen Gmenbe 
Verbandes, bedienen. 

14) Verf. des 8. Min. d. 3. u. d. Pol. (v. Rochow), an die K:3% 
zu N. v. 17. Febr. 1840. Vollziehung jüdifcher Trauungen. 

Der K. Reg. erwiedere id; auf Ihren Bericht v. 30. v. M., die Werantwortlidkt 
des Land:Rabbiners N. für eine in feinem Aufirage unternommene Trauung 
daß ich der deshalb mir vorgetragenen Anficht nicht beiftimmen kann. Jeder Jude, K 
er Rabbiner ober bloßer Hausvater, welcher eine jüdifche Trauung unternimmt, ikü 
Bezichung auf diefe Handlung Beamter, folglich der Disziplinargemalt ber 
den untergeben, und für diefe Handlung, gleich einem hriftlihen Pfarrer, verantwerb 
lich. Der N. ift dies um fo mehr, da er ſich ſelbſt, in Kolge des mit der Tubeniäet 

eo fene Kontrafts, als denjenigen gerirt, welcher füdifhe Trauungen alas 
beſorgen berechtigt ift, und infofern er fie perſönlich nicht vollziehen kann, ben Auf 


Te — 


ligionshandlungen verantwortliche Vorfteher, gleich Eorhmen. Ausgefchlofe Nahe 


bazu zu ertheilen hat. Ertheilt er einen folhen Auftrag, fo ift die Trauung imma 


wirklich vorausgegangen fei, und bleibt, wenn er dies unterlaffen, für die von ' 
Manbatar begangenen Verfehen verantwortlich. Im vorliegenden Kalle Fann bie int 
Kommiffario enthaltene Werfung, alle gefeglihe Vorſchriften zu beobachten, weldi 
dabei gebräuchlich, ben N. vor dieſer Verantwortlichkeit um fo weniger [did 
als dieſe Ausdrücke nur auf das jüdifche Ritualgefes, nicht aber auf das beftehenbe fr 
gerliche Sefeg zu beziehen find. 

Der N. hat alfo gegen die X. K. O. v. 29. März 1836. und die zu deren Audfik 
rung unterm 12. San. 1837, erlaffene Din. Werf. gefehlt, daher die K. Reg. bi Eu 
unser Mittbeilung gegenwärtiger Werfügung, an bie Zuftizbehörbe abzugeben und 
Beſtrafung deffelben, nach vorgängiger gerichtlicher Unterfuhung, anzutragen hat. 

Im Uebrigen finde ich nach der dargeftellten Sachlage keine Beranlaffung, den R. Ö 
" Trauungen allein berechtigt anzuerkennen, und ihn bei diefem Anſpruche und bei ® 

ebung der für ſolche Handlungen einzuziehenden Gebühren zu ſchuͤtzen. Vielmehr bi 
es jedem Juden überlaffen, ſich wegen einer Trauung an andere Perfonen zu 
welche nad) dem Nitualgefege dazu berechtigt find, und fich mit diefen wegen der G⸗ 
bühren zu vergleichen. Deshalb bedarf es aber einer weitern öffentlichen Bekannter 
hung nicht, da es durch die obgebachte X. K. O. und die erlaffene Dinijterialverik 
wi bereits feftftebt, ‚daß Jeder, welcher eine jüÜdifche Trauung verrichtet, für bie Br 
obachtung ber Vorſchriften des bürgerlichen Gefenes verantwortlich bleibt, 

(B. M. Bl, 1840, Rr. 23.) 


von ihm felbft vollzogen zu betrachten. Er ift daher audy verpflichtet, füch felbft pus 
zeugen, ob dasjenige, was nach ben Gefegen einer Trauung vorausgehen muj, #4 
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- 15) In Anfehung der Gebühren der Synagogen» Diener bei jübifchen 
Zranungen fpricht ſich das Gutachten des BicerÖberlandrabbiners v.8. Juli 
aus: | 


a. . ' 
J Requiſitions⸗Schreiben des Magiſtrats zu Danzig. 
Gs find über bie Bezahlung der Gebühren an den Schulbedienten oder Kantor, bei 
einer jüdiſchen Trauung bierfelbft, Streitigkeiten entftanden, bei beren Entfcheidung es 
vorzüglicd auf die durch eine erpreffe Taxe oder das Herkommen ale gewöhnlich anges 
nommene Säge über folgende Punkte anlommt: 
1) Für das Bitten der Hochzeitgäfte? 
2) s s Auffegen bes Baldadyins bei der Trauung? 
.. 9) = s Holen und Hinbringen der Stangen dazu? 
: 4) s s Halten des Glafes bei der Zrauuug? 
5) s = Beiwohnen der Zeremonien ald Zeuge? 
‚„ ©) = bie Unterfchrift der dreifachen Kontrakts⸗Exemplare? 
Ma wir nun erwarten dürfen, baß dieſe Angelegenheit in Berlin ganz vegulirt fein wird, 
Jo; erſuchen wir den Herrn Ober:tandrabbiner hierdurch bienftergebenit, uns entweder 
bort eingeführte oder approbirte Taxe felbft mitzutheilen, ‘oder und, wenn ſolches 
auf Herkommen beruhen follte, gefälligft Auskunft zu geben, wie wiel bort den Kan⸗ 
an Gebühren in den benannten Fällen bezahlt werben muß, wenn bie verichries 
bene Morgengabe etwa 150 Rthir. beträgt. 
j Danzig, den 6ten Juni 1806. 
J Sräfident, Bürgermeiſter und Rath. 
An den Heren Ober-Lanbrabbiner zu Berlin. 


:, Gutachten des Bice-DOber:sLanbrabbiners. 

» Auf Ew. ze. geneigte Zufchrift und Anfrage v. 6. v. M., welches eher zu beantwors 

‚ten, mir die vielen Gefchäfte, mit welchen id) jegt befonders überhäuft bin, unmöglich 

gemacht haben, — erwiebere ich hierdurch dienſtſchuldigſt ganz ergebenft: 

. Das über die mir in gedachtem Dero geneigten Schreiben vorgelegten Punkte, die 

Sebühren der Schulbebienten bei einer juͤdiſchen Trauung betreffend, zur Zeit keine eins 

geführte approbirte Taxe eriftiret, und find diefelben nur nach bem eingeführten Ge⸗ 

uche folgendermaßen zu beflimmen; . nämlich: 

. ad 1. der gedachten Punkte, wird für das Einladen ber Hochzeitgäfte dem Gemeins 
be: Bebienten, ald welchem dieſes Geſchaͤft gemeiniglich aufgetragen wird, 16 g@r., 
und wenn der Säfte viele find, 1 Rthlr., das allerwenigite, bezahlt. Reiche Leute 

, aber geben auch wohl 2 Rthlr. 

‚ ad2, 3 und 4. wird dem Synagogen: Bebienten, welcher die in diefen Punkten ent= 
haltenen Dienfte verrichtet, und auch den Wein, zum Segensſpruch unter dem 
Baldachin, beftellet, mit 1 Rthlr. vom gemeinen, 1 Rtylr. 8 Gr. vom bemits 
telteen, und 2 Rthlr. vom reihen Manne begahit. Und da enblich 

add und 6. die Zeugen zur Zeremonie unter dem Baldachin eben biefelben find, welche 
die drei Kontrakts-Exemplare, und zwar 
1) Die Verfhreibung der Morgengabe, fogenannte Chetubba, welde allein 
unter dem Baldachin vom Rabbi laut abgelefen und biefelbft auf Pergament 
gefchrieben wird, 
2) die Vermehrungs:Verfchreibung, unb 
3) die zweiten Ehepakten, fohreiben und unterzeichnen: ur 
fo wird für die erfte 1 Rthlr. 4 gGr. und für jebe der zwei letzten 16 gGr. des aller- 
weniaften bezahlt. Der Reiche hingegen zahlt nach Belieben mehr. 2c. ꝛt. 
Berlin, den 8. Suli 1806. u 
(Heinemann a. 0. O. J. ©. 357.) 7 


IV. 
Eheſcheidung. 


Michaelis, moſaiſches R. Thl. I. S. 130 seq. 
Moſes⸗Mendels ſohn a. a. O. 6. 12. ©. 214. 

Terlinden a. a. O. §. 437 seq. 

A. Gerichtsſtand. | 


Die Ehefcheidungd: Prozeffe der Juden gehören vor bie ordentlichen Ge⸗ 
richte. Hierüber bemerlt: 
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gang zu einer ſolchen Religion, deren Grundſätze die Unterwerfun 
die hriftlichen Ehegeſetze verhindern, die Scheidung begründe, na 
aber, daß eine foldhe Ehe nach 88. 939. 950. 951. h. t. vom Richte 
off. ald nichtig anzufechten und zu trennen fei, was jeboch aus den eh 
Gründen nicht al richtig erfcheiht. 

(Klein’s Syſtem des Siv. R. 2. Audg. 1896. Bd. 2. S. 69. Rote 1.) 

Hälfchner folgert aus dem $. 715. h. t., in Vergleich mit $. 8.1 
indbefondere aus den Worten bed erften $. „ in ſoweit ald der U 
der Religion von Anfang an ein Ehehinderniß iſt“, fo mie Daraus, dej 
zum Chriftenthume übergefretene Jude in den Augen Der chriftlicen 
gion durch diefen Uebertritt gewiß nicht einen Vorwurf auf fich geladen 
der ihm in feinen ehelichen Verhaͤltniſſen zum Nachteile gereichen kom 

a) wenn von zwei chrifllichen Ehegatten der eine zum Ju 
übertrete, — was nicht unbedingt verwehrt, fondern nur von dr 
und Erlaubniß der Staatöbehörde abhängig gemacht fei, — der v 
Ehegatte auf Eheſcheidung antragen könne, nicht aber der neue 
noffe, weil nur der Lebtere die von dem andern Ehenatten bei Ein 
der Ehe notbwendig gemachten Vorausſetzungen unerfüllt laffe; 

b) wenn von zwei jüdiſchen Ehegatten der Eine zur chriftlichen Ri 
übertrete, fein Theil zur Eheſcheidungsklage befugt ſei; 

c) wenn von zwei jüdifchen Ehegatten ein Theil zum Chriſtenthu 
getreten, der andere erſt fpäterhin Chrift geworden fei, der zuerft übe 
tene keinen Anſpruch aus dem liebertritt ded andern habe; 

d) ebenfo die Sache fich geftalte, wenn ein Apoftat wieder zur chriii 
Religion zurücktrete, welcher der andere Ehegatte inzwiſchen treu gebiet 
und wenn Ä 

e) von zwei urfprünglich chriftlichen Chegatten der Eine zum Ju 
thume übergetreten und der Andere nachgefolgt Tel. 

In keinem diefer Fälle endlich habe fi) der Staat ohne Antrag ve fi 
gatten einzumifchen. (Gentralblatt i840. ©. 257.) 

Dagegen meint Gißler, daß der &. 715. h. t., welcher auf de 
Rüdficht nehme, wo ber eine bis dahin Chrift geweſene Ehegatte feine! 
gion fo ändere, daß er fi) nunmehr den chriftlihen Ehegeiegen nidtı 
unterwerfen Fönne, da jest eine ſolche Religionsveränderung nidt ı 
geftattet fei, unprattifch fei, wogegen im umgekehrten Falle, wenn de 
Ehegatte Chrift werde, Fein Eheſcheidungsgrund vorhanden fei, weil 

andlung eine erlaubte fei; der Staat dürfe jedoch von Amtswege 

olche gemifchte Ehe nicht dulden 1). 

Letzteres if, wie bemerkt, unrichtin, da ein Geund, von Staatöwegen 
zufchreiten, um fo weniger vorhanden ift, ald man ſich überhaupt bei € 
gung der oben gegebenen Auslegung des 8. 36. 1. c.?), wonach nad 
L. R. die Ehen zwiſchen Juden und Chrilten feinesweges unbedingt vı 
ten find, dafür entfcheiden muß, daß auch der Uebertritt des einen I 
zur chriftlichen Religion nach der Theorie des L. R. keinen Ehefcheidu 
grund abgeben könne. 


C. Zuläffigkeit des Scheidebriefes und beffen Nothwen 
feit vor Einfchreitung der zweiten Ehe. 
Michaelis, mofaifches R. Thi. IL. $. 119. 
Mirborf, Synagoga Judaica, Franc. 1729. &. 644. flo. 


— 


1) Eherecht &. 185. Note 28. 
2) ©. oben sub I, 1. 
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182 die Erlaubtiß der vormunbſchaftlichen Behörde zur Eingehung ber zweiten 
: 38. Zit. 1. Thl. II, 2. R.) erfolgt fei, Tann die Anwendung des $. 27. Tit. 11. 
1.2. R. kein Bedenken finden, und es wird dieferhalb, fo wie wegen der Prokla⸗ 
ı nur der Belehrung der Behörden in den vorgedachten Regietüngedezirken bebür⸗ 
Ich überlaffe den betreffenden Miniſterlen, biefe Belehrung zu verfügen. Damit 
die Borfäriften bes Landrechts und der ®. v. 11. März 1812, als die oͤffentliche 
ing bezweckend, auch in venjenigen Landestheilen befolgt werben, in weichen durch 
veite gefegliche Anordnungen noch nicht dafür geforgt worden, beftimme Ich zus 
nach dem Antrage des Staatsminifteriums, daß auch in Neuvorpommern und 
tcheinifchen Theile des Regierungsbezirks Koblenz die obgebachten Vorſchriften bei 
Tauungen der Juden beobachtet werben follen, weshalb diefe Orbre durch die Amts⸗ 
t jener Landestheile bekannt zu maden if. In wie, weit.es erforberlich, in den⸗ 
u Landestheilen, in welchen zwar das Landrecht gefehliche Kraft hat, aber bie V. 
« März 1812 nicht eingeführt ift, hinfichtlich der Proflamation in der Sunagoge, 
ondere Bekanntmachung zu exlaffen, gebe ich der weitern Erwägung bes Staats 
keriums anheim. Friedrich Wilhelm. 
Ann. XX. ©. 352.) , | 
) Cirk. R. der 8. Min. d. G. U. u. M. Ang. (v. Altenſtein), der 
(Mühler) u. d. P. u. 20% (v. Rochow) v. 12. Fan. 1837 an 
N. K. Reg, ausſchließlich derjenigen zu Aachen und Trier, fowie an 
freffenden Provinzial» Zuftiztollegien sc. Aufgebot und die Trauung 
er Religiondvermandten. | 
Zweifel, welche bei Anwendung ber Vorfchrift des $. 27. Tit. 11. Thl. II. des 
R. auf die Trauungen jüdifcher Religionsoerwandten von den Behörden in ben 
umgöbezirten Oppeln und Pofen erhoben worben find, haben das K. Staatsmini⸗ 
r veranlaßt, eine Immediats Entiheidung Seiner Majeftät des Königs ein« 


Hääfibiefelben baben hierauf die umftehende K. O. v. 29. März v. J. zu erlaflen 
Rn 


t beftimmen gerübet: 
daß an die Stelle des Aufgebots in der hriftlichen Kirche, die im Ed. v. 11. 
März 1812 und im $. 15 der V. v. 1. Juni 1833 für das Großherzogthum 
Dofen vorgefchriebene, der Zrauung vorhergehende Bekanntmachung in ber Sy⸗ 
nagoge treten foll; ' 


He Nachweiſung für nothwenbig erffärt; 
daß der Trauung kein gefeglihes Ehehinderniß entgegenftehe 
(5.440. Tit. 11. She II. des A. &% R.) und daß entweder bie Ausein⸗ 
anderfegung mit den Kindern aus einer früheren Ehe, ober die Erlaubniß 
e r ſndſchafruichen Behoͤrde zur Eingehung der zwelten Ehe ($.18 a. a. O.) 
olgt ſei. — 
eſe Vorſchriften ſollen, als die öffentliche Ordnung bezweckend, auch in Neuvor⸗ 
um und im Oſtrheiniſchen Theile des Regierungébezirks Koblenz und eben fo ih 
tigen Landestheilen befolgt werben, worin zwar das A. L. R., aber nicht das Ed. 
. März 1812, die bürgerlihen Verhältniffe der Juden betreffend, Geſetzes⸗ 


ht. 

Gemäßheit dieſer A. Entfcheidung unterliegen Rabbinner, Synagogenvorſteher 
aͤdiſche Hausvaͤtet — denen nach den Ritualgefesen die Befugniß zuftcht, unter 
htung gewiſſer Körmlichkeiten Trauungen ihrer Glaubensgenoffen vorzunehmen ?) 
fle den oben angeführten gefeglichen Vorfchriften zumider Handeln, denfelben Strafs 
Mungen, nad) denen gieiche Dflichtverlegungen der hrifttichen Pfarrer zu beurthei⸗ 

l. I. zit. 6.8. 26. 
K. Reg. haben die Unterbehdrben ihrer Departements und namentlich die Rab: 
und Synagogenvorfteher mit näherer Anweifung zu verfehen, und ihnen insbeſon⸗ 
abei bemerktich zu machen, daß die das Aufgebot vertretende Bekanntmachnng in 
Magoge des Wohnortd beider Verlobten gefchehen muß, ober, wenn fich eine 


— — — — — 





) Dieſe Anſicht wird auch in den R. v. 23. März 1825 (oben sub 9, dv. 10. 
Nov. 1823 (oben sub No. 4) und dem unten folgenden R. v. 17. Febr. 1844 
ausgefprochen und: eben fo in ben Thl. 1. Abtih. V. Ali, R. Kod. 1, rare 
benen R. v. 24. April 1821. n 

a 
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habe, Dahinge en babe ich auf ihr Anſuchen bereits an mehrern Orten, wo nahe 
Angabe der enthalt des Ehemannes zu vermuthen war, ald London, Haas, Oz 
burg d. ſ. w. an bie dortigen Rabbiner gefchrieben, jedoch bis jet fruchtios und de 
ben Aufenthalt des Ehemannes gu entdeden ıc. 3. (Heinemann Bd. 16.24) 


3) Bericht ded Bice-ObersBandrabbiners an dad K. Kanrmergeidtı 
5. Juni 1813. 


Sn Gemaͤßheit der hoben Verf. v. 13. et praes, den 27. v. ME. verfehlen wit n 
anliegend eine nahmhafte Lifte derjenigen jüdiſchen Eheleute, bie feit bem 17. Dig 
p. bis dato, den Ehefcheidungsbrief von uns erhalten haben, gehorfamft zu überräi 
und eben fo gehorfamft Kolgendes zu bemerken. 

Die ad D, und E. aufgeführten Ehen find bereits vor Ertheilung bes ee 
durch ein —— Erkenntniß Ew. ꝛc.3 wie die in Ew. ꝛc. Ftegiſtratur 
chen Akten ergeben muͤſſen, gerichtlich getrennt geweſen. 

Die ad C. in der befagten Lifte benannten Eheleute hatten ſich bereits burd cam 
dem Domgerichte allhier errichtetes hierbei abfchriftlich extrahirtes gerichtliches Di 
ment — zur Scheidung verbunden, und ſich wegen ihres Vermögens fruͤher 
einander gefest. 

Die ad A. erwähnten aber waren feine biefige Königl. Untertbanen, und nidtuß 
figen Königl. Landen anfäffig, fondern Fremde, und verlangten beiderfeits einfkım 
die Trennung der Ehe, weil ſie Einderlos waren. 

Endlich) ad B. ift die Ehefcheidung ebenfalls blos auf den gleihftimmigen Antryk 
der Eheleute, wegen gegenfeitiger Abneigung erfolget. Hiernächſt aber müffen wi 
wohl zur Entfhulbigung unferes bisjegigen Verfahrens, als auch zur Vorbefche 
für zukünftige Faͤlle Nachſtehendes gehorfamft vortragen. 

Es iſt nämlidy die Ertheilung eines Scheibebriefes eines jübifchen Ehemannes ad 
Ehegattin weder nach dem mofaifhen Rechte noch nadj den Satzungen ber Ras 
und den Rituals@efegen ber Juben ein actus jndicialis, fondern ein actus extrih 
eialis oder vielmehr ein actus ministerinlis, fobald nur beide Ehelente in bie Chip 
nung willigen, und wegen ber Außeinanderfegung ihres Vermögens kein Streit mi 
ihnen obwaltet, und nidyt ein oder ber andere Theil deshalb, oder aus fonft en 
ſache diffentirt und der Scheidung kontradicirt; und es ift alsdann auch weber die b 
gabe einer beftimmten Urfadye noch ein obrigkeitliches Erkenntniß erforderlid. DE 
lehrt nicht nur der Talmud und deſſen Kommentaren, fondern ſolches wird auch ia 

Michaelis Mofaifches Recht Th. U. $. 119. ©. 234 und 236, und Schott; Fils 

tung in das Eherecht (Nürnberg 1802) $. 216. pag. 315. 
beftätiget. Es ift mithin die Ertheilung des Scheibebriefed ein gleicher Actus welt 
Trauung bei der Ehe; fo wie die Zufammenkunft der Eheleute unter bem Zraubiuml 
das Anfledten des Ringes und Ertheilung des Traubriefes bei den jübifchen Eheate 
dungen zur Kortfegung der Ehe, 

Mendelsfohn, Rttual-Gefege der Juden, Hauptft. IV. Abfchn. 1. 8.2, pag. "du 

Abſchn. 6. $. 1. pag. 107 und 108, 
zwar erforderlich, jedoch kein actus jurisdictionis iſt. Entgegengefegt aber, fo 
nad) dem Rituals@efege der Juden, 5.8. Mofis, Kap. 24, 1, wo e8 ausdruͤcklich he 

wi Nee ipr einen Scheidebrief, giebt ihn ihr in die Hand, und läßt fie aus fe 

„Hauſe u. |. w.“ 
ein obrigkeitliches Ehefcheidungs-Erkenntniß hinfihts der Kirchenrechte, unb zufolge 
ferer Religionsbegriffe keine legale Trennung der Ehe, ohne gefegliche Ertheilung N 
Scheidebriefs, und bevor diefes gefchehen, können beide Eheleute fidy nicht anderweii 
verheirathen, und Niemand darf fie trauen. Wenn diefes aber doch geſchiehet, ober wem 
auch bie Frau ſich ohne diefen mit einer andern Mannsperſon fleiſchlich vermifcht, fe & 
gehen beide, nämlich die Mannsperfon und bie Frau, bie Sünde des Ehebruche, mi 
die etwa aus diefem Beifchlafe zu erzeugenden Kinder find Mamserfm (Scyanbflede). - 

Hiernach alfo ſcheint der $. 27 des Ed. v. 11. März a. p. eines Theils nicht mi be 
8.21. 1. c. zu harmoniren. Denn dort heißt es: 

„Ausnahmen finden bei ſolchen Handlungen und Gefchäften flatt, welche u 

„Berfchiedenheit der Religionsbegriffe und des Kultus an befonbere ** 

„Beſtimmungen und Formen nothwendig gebunden ſind.“ 

Nach der obigen Ausführung aber iſt die Ertheilung des Scheidebriefes zur Trenn⸗ 
einer jüdifchen Ehe, nad) unfern Religionsbegriffen allerdings eine eben fo nothwenbit 
Form, wie die $. 25. ibid. beftätigte, zur Eheverbindung erforberlihe Zufgmmenkus! 
unter dem Trauhimmel und Anfteden des Ringes. 

Andern Zheild aber, fo ift auch überhaupt zweifelhaft, ob die Vorſchrift biefe & 
ſelbſt in Hinficht privatrechtlicher Werhältniffe ber Juben auf Scheidung und Zrenaun; 
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5) In Anfehung ber Gebüßten ber Synagogen» Diener bei jübifchen 
Kungen fpricht ſich das Gutachten des Bice-Öberlandrabbiners v. 8. Juli 
aus: * 


a. 

Requiſitions-Schreiben des Ragittzrat⸗qu Danzig. 
s find über bie — der Gebühren an den Schulbedienten oder Kantor, bei 
r jübiichen Trauung bierfelbft, Streitigkeiten entftanden, bei deren Entfcheidung es 
yüglich auf bie durch eine expreffe Zare oder das Herkommen als gewöhnlich anges 
ımene Säge Über folgende Punkte anlommt: 
.) gür das Bitten der Hochzeitgäfte? 
) »  s Auffegen des Baidachins bei der Trauung? 
) s = Holen und Hinbringen dee Stangen dazu? 
) ss ‚Halten des Blafes bei der Trauuug? 
) 5 = Beimohnen ber Zeremonien ald Zeuge? 
) 's bie Unterfchrift ber dreifachen Kontrakts⸗Exemplare? 
wir nun erwarten bürfen, baß diefe Angelegenheit in Berlin ganz regulirt fein wich, 
zfuchen wir den Herrn Oberstandrabbiner hierdurch bienftergebenft, uns entweder 
bort eingeführte ober approbirte Taxe felbft mitzutheilen, ‘oder und, wenn ſolches 
auf Herkommen beruhen follte, gefälligft Auskunft zu geben, wie viel bort den Kans 
ı an Gebühren in den benannten Fällen bezahlt werben muß, wenn bie verfchries 
Morgengabe etwa 150 Rthlr. beträgt. 
Danzig, den 6ten Suni 1806. 

Sräfident, Bürgermeifter und Rath. 
8 Den Heren Ober⸗Landrabbiner zu Berlin. 


Gutachten bes Vice⸗Ober⸗Landrabbiners. 
uf Ep. 2c. geneigte Zuſchrift und Anfrage v. 6. v. M., welches cher zu beantwor⸗ 
mir die vielen Gefchäfte, mit welchen is jegt befonders überhäuft bin, unmöglich 
acht haben, — erwiebere ich hierdurch dienſtſchuldigſt ganz ergebenft: 
RB über die mir in gedachtem Dero geneigten Schreiben vorgelegten Punkte, bie 
ihren der Schulbebienten bei einer jübifchen Trauung betreffend, zur Zeit feine eins 
hrte approbirte Taxe exiftiret, und find biefelben nur nach dem eingeführten Ge⸗ 
he folgendermaßen zu beftimmen; nämlich: 0 
Ä 4. der gedachten Punkte, wirb für bas Einladen der Hochzeitsgäſte dem Gemein⸗ 
de⸗Bedienten, ald welchem dieſes Geſchaͤft gemeiniglich aufgetragen wird, 16 g@r., 
und wenn ber Gäfte viele find, 1 Rthlr., das allerwenigfte, bezahlt. Reiche Leute 
aber geben auch wohl 2 Rthir. ' 
a2, 3 und 4. wird dem Synagogen⸗Bedienten, welcher die in diefen Punkten ents 
. haltenen Dienfte verrichtet, und aud den Wein, zum Segensſpruch unter dem 
Baldachin, beftellet, mit 1 Rthlr. vom gemeinen, 1 Rthlr. 8 Gr. vom bemits 
teltern, und 2 Rthlr. vom reihen Manne bezahlt. Und da endlich 
dd und 6. die Zeugen zur Zeremonie unter dem Baldachin eben diefelben find, welche 
bie drei Kontrakts:Eremplare, unb zwar 
1) Die Verſchreibung der Morgengabe, fogenannte Chetubba, weiche allein 
unter dem Baldachin vom Rabbi laut abgelefen und hiefelbft auf Pergament 
gefchrieben wir, 
2) die Vermehrungs:Verfchreibung, und 
3) die zweiten Ehepakten, fchreiben und unterzeichnen: 
wird für bie erfte 1 Rthlr. 4 gGr. und für jede der zwei letzten 16 gGr. bes aller⸗ 
yeniaften bezahlt. Der Reiche hingegen zahlt nach Belieben mehr. 2c. ꝛt. 
Berlin, den 8. Juli 1806. Bun 
(Heinemann a. a. 9.1. ©. 357.) 7 


IV. 
Eheſcheidung. 


Richaelis, moſaiſches R. Thl. II. S. 130 seq. 

RofessMenbelsfohn a. a. D, 6. 12. ©. 214. 

‚erlindena. a. D. 8. 437 seq. 

A, Gerichtöftand. | 

Die Eheſcheidungs Prozeffe der Juden gehören vor bie ordentlichen Ge⸗ 
te. Hierüber bemerkt: 
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gang zu einer foldhen Religion, deren Grundſätze die Unterwerfung min 
die hriftlichen &hegefehe verhindern, bie Scheidung begründe, mıiz 
aber, daß eine ſolche Ehe nad 88. 939: 950. 951. h. t. vom Richten 
off. als nichtig anzufechten und zu trennen fei, was jedoch aus den obiga 
Gründen nicht als richtig erfcheint. j 
(Klein’s Syſtem des Siv, R. 2. Ausg. 1896. Bd. 2. S. 69. Rote 1.) 

Hälfchner folgert auß dem $. 715. h. t., in Vergleich mit $. 36. h.1 
indbefondere aus den Worten bed erflen 8. „ in foweit als der Unteriän 
der Religion von Anfang an ein Ehehinderniß iſt“, fo wie daraus, daß de 
zum Chriftenthbume übergefretene Jude in den Augen ber chriftlichen R& 
gion durch diefen Vebertritt gewiß nicht einen Vorwurf auf fich geladen hebe 
der ihm in feinen ehelichen Verhaͤltniſſen zum Nachtheile gereichen könne,def: 

a) wenn von zwei chrifllihen Ehegatten der eine zum Aubentkuw 
übertrete, — was nicht unbedingt verwehrt, fondern nur von der Kıak 
und Erlaubniß der Staatöbehörde abhängig gemacht fei, — der verleffer 
Ehegatte auf Eheſcheidung antragen könne, nicht aber der neue Judeng 
noffe, weil nur der Lehtere die von dem andern Ehegatten bei Eingehay 
der Ehe nothiwendig gemachten Vorausſetzungen unerfüllt laffe; 

b) wenn von zwei jüdilchen Ehegatten der Eine zur chrifklichen Relyen 
übertrete, Bein Theil zur Eheſcheidungsklage befugt ſei; 

c) wenn von zwei jüdifchen Ehegatten ein Theil zum Chriftentaniks 
getreten, der andere erſt fpäterhin Chrift geworden fei, der zuerſt han 
tene keinen Anfprud aus dem liebertritt ded andern habe; 

d) ebenfo die Sache fich geftalte, wenn ein Apoftat wieder zur chriſlihen 
Religion zurüdtrete, welcher der andere Ehegatte inzwiſchen treu geblichen, 
und wenn 

6) von zwei urfprünglich chriftlichen Chegatten der Eine zum aber 
thume übergetreten und der Andere nachgefolgt ſei. 

In feinem diefer Fälle endlich habe fid der Staat ohne Antrag der Ph 
gatten einzumifchen. (Gentralblatt i840. &. 257.) 

Dagegen meint Gißler, daß der $. 715. h. t., welcher auf den Kal 
Rückſicht nehme, wo der eine bis dahin Chrift geweſene Ehegatte feinefb 
gion fo ändere, daß er fi) nunmehr den chriftlichen Ehegeſetzen nicht m 
unterwerfen fönne, da jeßt eine ſolche Religionsveränderung nicht af 
geftattet fei, unpraktifch fei, wogegen im umgekehrten Kalle, wenn det 
Ehegatte Chrift werde, Fein Ehefcheidungsgrund vorhanden fei, wei MR 

andlung eine erlaubte fei; der Staat dürfe jedoch von Amtswega m 
olche gemilchte Ehe nicht dulden 1). 

Letzteres ift, wie bemerkt, unrichtin, da ein Grund, von Staatswegen ® 
zufchreiten, um fo weniger vorhanden ift, als man ſich überhaupt bei Era 
gung der oben gegebenen Auslegung bed $. 36. I. c.?), wonach nad iii 
L. R. die Ehen zwiſchen Juden und Chrilten keinesweges unbedingt vers 
ten find, dafür entfcheiden muß, daß auch der Uebertritt des einen TA 
zur chriftlichen Religion nach der Theorie des L. R. keinen Eheſcheidung 
grund abgeben könne. - | 


C. Zuläffigkeit des Scheidebriefes und deffen Nothmwendir 
Feit vor Einfchreitung der zweiten Ehe. 


Michaelis, mofaifhes R. Thl. IL. 5. 119. " 
Mirdborf, Synagoga Judaica, Franc. 1729, &. 644. flg. 


1) Eherecht ©. 185. Note 28. 
2) ©. oben sub I. 1. 
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Hierüber fprechen fich die folgenden R. und Gutachten auß: ot 
AR. der K. Reg. zu Berlin v. 28. April 1818 an den Vice «Ober 
Landrabbiner. 


Die geſchiedene M. M., geborene 3. 3., hat beſchwerend angezeigt, daß, nachdem fie 
von ihrem bisherigen Ehemann, dem Sänger bei der hiefigen Synagoge I. M. M., der 
fie feit 10 Jahren verlaflen, durch ein Erkenntniß des hiefigen Stadtgerichts geſchieden 
worben, ihrer anderweitigen Verheirathung durch Verweigerung bes nach mofaifchen 
Sefegen erforderlichen Scheidebriefes Hinderniffe in den Weg gelegt würben. 


An Gemäßheit eines unterm 14, d. Di. aus dem K. Min. des Sun. ergangenen R., 
fordern wir Sie daher auf, dafür zu forgen, daß, wenn fonft keine hier unbekannten Hins 
Dernifie entgegen ftehen, die anderweitige Trauung ber gefchiebenen M. M., der Vor⸗ 
ſchrift des Edikts v. 11. März 1812. 85. 17. 25. 27. gemäß, ohne Produktion bes ehe: 
mals erforderlichen jüdifchen Scheidebriefs, auf den Grund bes gerichtlichen Eheſchei⸗ 
-Bunge:Erkenntniffes, bei befcheinigter Rechtskraft beffelben, erfolges auch wie ſolches 
gefchehen, binnen vier Wochen anzuzeigen. 


2, Bericht des Vice Ober-Landrabbiners v. 28. Mai 1818. 


: Sn Gefolge der hohen Verf. v. 28. v. M. in Betreff ber, von der geſchiedenen M. M., 
gebornen 3. J., geführten Beſchwerden, muß ich Folgendes gehorfamft anzeigen. 
Nach den mofaifchen Religions Gefegen, 

5 Bud) Mofe, Kap. 24. V. 1—4, 

(Michaelis mof. Recht Thl. 11. $. 119. Pag. 232. rqq. Terlinden, Grundfäge des 

Juden⸗Rechts nach den Gefegen für die Preuß. Staaten, $. 439.) 
tft zur Trennung einer jüdifhen Ehe durchaus die Ertheilung bes Scheidebriefes, Geis 
tens des Ehemannes von ber Ehefrau, unter den vorgefdiriebenen gefeglichen Zeremos 
nien und Formalitäten, erforderlich, und bis dahin, daß dieſes geſchehen, ift dic Ehe 
nicht als getrennt anzufehen. Noch weniger aber Tann bis dahin einer der Ehegatten 
fi) anberweitia verheirathen, und wenn diefes dennoch, und zwar von Selten der Che 
frau gefchieht, fo ift ſolche als eine fonft blutſchaͤnderiſche Ehe zu betrachten, und die 
daraus zu erzeugenben Kinder find Mamserim — Schandflede. 

Maimonides Thl. III. Abfchn. 2. 10. 


Es darf daher auch kein Rabbiner oder fonft Jemand, eine anderweitige Trauungs⸗ 
formet mit einem Ehegatten, wo bie Ertheilung des Scheibebriefes nach Vorſchrift der 
Zeremonial⸗Geſetze nicht geſchehen ift, nicht vornehmen, wenn er ſich nicht bie Nebertres 
tung eines Haren Peligions:-Gefeges zu Schulden kommen laſſen will. Hierin macht 
aud) ein richterliches Ehefcheidungs-Erkenntniß keinen Unterfchieb, und dadurch koͤnnen 
Religions: Gefege nicht alterirt werden. 

Auch das Ed. v. 11. März 1812 ändert Hierin nichts. Denn dort wird dem richters 
lichen Erkenntnifle, ohne daß es der Ertheilung eines Scheidebriefes bedarf, nur —* 
ſichts der bürgerlichen Verhältniſſe der Juden, die Wirkung der Ehetrennung beige⸗ 
legt; — keinesweges aber hinſichts der Religions-Begriffe und ſolcher Handlun⸗ 
gen, die nach dieſen an beſondere Formen gebunden ſind: 

$. 21 und 27 bes allegirten Edikts; 
fo wie überhaupt aus bem ganzen Umfange des qu. Edikts (fhon dem Namen nad) 
und befondere $. 24 und 25. deutlich hervorgehet, daß in religiöfen und kirchlichen 
Verbältniffen nichts abgeändert ift, weiches auch laut beigehender abfchriftlicher 
Nefolution lauf gewifle Gefuche) vom K. Departement für den Kultus und öffentlichen 
Unterriht im Minifterio des Innern, und Einem K. Rammergericht beflätigt wird. 


Es kann nun aber ein Ehefcheidebrief, nad) den Haren Vorſchriften ber juͤdiſchen 
Ritual: und Religions-Gefese, und wie die, Eingangs diefes, angezogenen Stellen anges 
ben, nur von dem Ehemanne felbft oder deſſen dazu beftellten Bevollmädtigten, und 
folglich niemals ohne deſſen Zuziehung ertheilt werden, und alle richterliche Werfüguns 
gen und Geſetze koͤnnen nur hinfichts des bürgerlichen Verhältniffes, nicht aber des 
ReligiondsGefeges von Wirkung fein. Eine jüdifhe Ehefrau, deren Ehemann ſich 
entfernt hat, kann daher die Ertheilung des Scheibebriefes von einem Rabbiner ober 
Gerichte nicht verlangen, fondern fie muß aus Religion ſich bis dahin gebulden, baß ber 
Aufenthalt ihres Ehemannes in Erfahrung gebracht, und von ihm der Scheidebrief 
bewirkt wird. 

Es iſt Übrigens aber ganz unrichtig, daß die Supplifantin auf die Ertheilung eines 
Scheidebriefes, und noch weniger hat 7 auf die anderweitige Trauung bei mir anges 
tragen. Sie konnte dieſes aud nicht, da ihr das Worausgeführte felbft und einem jeden 
ähdifchen Mitgliebe hinlaͤnglich bekannt ift, und ich Ar au, vedkyalı quite üRkEmm, 
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gang zu einer ſolchen Religion, deren Brunbfäße die Unterwerfung unte 
die hriftlichen &hegefene verhindern, die Scheidung begründe, min 
aber, daß eine folche Ehe nad 86. 939. 950. 951. h. t. vom Richtet u 
off. als nichtig anzufechten und zu trennen fei, was jeboch aus den obiga 
Gründen nicht als richtig erfcheint. | 

(Klein's Syſtem des Siv. R. 2. Audg. 1896. Bd. 2. &. 69. Rote 1.) 

Hälfchner folgert aus dem $. 715. h. t., in Bergleich mit $. 36. hi, 
insbefondere aus den Worten des erften $. „ in fomweit als der Unterſcha 
der Religion von Anfang an ein Ehehinderniß ifl”, fo wie daraus, daß de 
zum Chriſtenthume übergetretene Jude in den Augen der chriftiichen Ri 
gion durch dieſen Vebertritt gewiß nicht einen Vorwurf auf fich geladen he, ' 
der ihm in feinen ehelichen Berhältniffen zum Nachtheile gereichen künne,daf: 

a) wenn von zwei chrifllihen Ehegatten der eine zum Yubentkum 
übertrete, — was nicht unbedingt verwehrt, fondern nur von ber Lak 
und Erlaubniß der Staatöbehörde abhängig gemacht fei, — der verloffex 
Ehegatte auf Eheſcheidung antragen könne, nicht aber der neue Judeng 
noffe, weil nur der Lebtere die von dem andern Ehegatten bei Eingehan 
der Ehe nothwendig gemachten Vorausſetzungen unerfüllt Laffe; 

b) wenn von zwei jüdifchen Ehegatten der Eine zur chriftlichen Reigen 
übertrete, Bein Theil zur Eheſcheidungsklage befugt fei; 

c) wenn von zwei jüdifchen Ehenatten ein Theil zum Chriftenfeniie | 
getreten, der andere erſt fpäterhin Chriſt geworben fei, der zuerft hayke 
tene keinen Anſpruch aus dem liebertritt ded andern habes; 

d) ebenfo die Sache fich geftalte, wenn ein Apoftat wieder zur ride 
Religion zurücktrete, welcher der andere Ehegatte inzwiſchen treu gebiet, 
und wenn Ä 

e) von zwei urfprünglich chriftlichen Chegatten der Eine zum Jam 
thume übergetreten und der Andere nachgefolgt fel. 

In feinem diefer Fälle endlich habe fic der Staat ohne Antrag der kſe 
gatten einzumifchen. (Gentralblatt i840. ©. 257.) 

Dagegen meint Gißler, baß der &. 715. h. t., welcher auf ben Kl 
Rüdficht nehme, wo ber eine bis dahin Chrift gewelene Ehegatte ſeineßch 
gion fo ändere, daß er ſich nunmehr den chriftlichen Ehegeſetzen nicht eh 
unterwerfen könne, da jegt eine ſolche Religiondveränderung nidt # 
geftattet fei, unprattifch fei, wogegen im umgekehrten Kalle, wenn dat 
Ehegatte Chrift werde, fein Ehefcheidungsgrund vorhanden fei, weil 

andlung eine erlaubte fei; der Staat dürfe jedoch von Amtswega m 
olche gemifchte Ehe nicht dulden). 

Letzteres ift, wie bemerkt, unrichtin, da ein Grund, von Staatswegen ir 
zufchreiten, um fo weniger vorhanden ift, ald man fi überhaupt bei Ewb 
gung der oben gegebenen Auslegung des 8. 36. I. c.?), wonach nad m 
L. R. die Ehen zwiſchen Juden und Chriften keinesweges unbedingt verie 
ten find, dafür enticheiden muß, daß auch ber Webertritt bed einen PR) 
zur chriftlichen Religion nach der Theorie ded L. R. Teinen Eheſcheidung 
grund abgeben könne. - | 


C. Zuläffigfeit des Scheidebriefes und deſſen Nothmwendir 
feit vor Einfchreitung derzmweiten Ehe. 


Michaelis, moſaiſches R. Thl. II. $. 119. " 
Mirdorf, Synagoga Judaica, Franc. 1729, &. 644. fig. 


— 


1) Eherecht ©. 185. Note 28. 
3) ©. oben sub I. 1, 
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-F Hierüber fprechen fich die folgenden R. und Gutachten au: ° 


1. R. der K. Reg. zu Berlin v. 28. April 1818 an den Vice: Dbers 
Sandrabbiner. 


Die geſchiedene M. M., geborene 3. 3., hat beſchwerend angezeigt, daß, nachdem fie 
von ihrem bisherigen Ehemann, dem Sänger bei der hiefigen Synagoge J. M. M., der 
fie feit 10 Jahren verlaffen, durch ein Erkenntniß des biefigen Stabtgerichts geſchieden 
worben, ihrer anderweitigen Verheirathung durch Vermeigerung bes nach mofaifchen 
Wefegen erforderlichen Scheibebriefes Hinberniffe in den Weg gelegt würden, 


In Gemäßheit eines unterm 14. d. M. aus dem 8. Min. des Inn. ergangenen R., 
fh wir Sie daher auf, bafür zu forgen, baß, wenn fonft Feine hier unbelannten Hins 
derniſſe entgegen ftehen, die anderweitige Trauung der gefchiebenen M. M., der Vor⸗ 
Yeprift des Edikts v. 11. März 1812. 58. 17. 25. 27. gemäß, ohne Produktion des ehe: 
. "mals erforderlichen jüdifhen Scheidebriefs, auf ben Grund bes gerichtlichen Eheſchei⸗ 
: Aunges@rkenntniffes, bei befcheinigter Rechtskraft deſſelben, erfolges auch wie foldyes 

eben, binnen vier Wochen anzuzeigen. 
2. Bericht des Vic Ober: Lantrabbiners v. 28. Mai 1818. 
Su Gefolge der hohen Verf. v. 28. v. M. in Wetreff der, von ber gefchiebenen M.M., 
3. 3., geführten Beſchwerden, muß ich Folgendes gehorfamft anzeigen. 
Rach ben mofaifchen Religiongs@efegen, 
5 Bud) Mofe, Kap. 24.8. 1—4, 
(Michaelis mof. Recht Thl. II. $. 119. Pag. 232. xqq. Zerlinden, Grundfäge des 
Zuben: Rechts nad) den Geſetzen für die Preuß. Staaten, $. 439.) . 
iſt zur Trennung einer jübifchen Ehe durchaus die Ertheilung des Scheidebriefes, Gel» 
tens des Ehemannes von der Ehefrau, unter den vorgeſchriebenen geſetzlichen Zeremo⸗ 
nien ab Formalitäten, erforberiich, und bis dahin, daß dieſes geſchehen, ift dic Ehe 
nicht als getrennt anzufehen. Noch weniger aber Tann bis dahin einer ber Ehegatten 
fidy anderweitig verheirathen, und wenn dieſes dennoch, und zwar von Geiten der Ehe 
feat geſchieht, fo ift folche als eine fonft blutſchaͤnderiſche Ehe zu betrachten, und bie 
daraus zu erzeugenden Kinder find Mamserim — Schandflede. 
Maimonides Thl. III. Abfchn. 2. 10. 


*Es darf daher auch kein Rabbiner oder fonft Semand, eine anderweitige Trauungss 

formel mit einem Ehegatten, wo die Ertheilung des Scheidebriefes nach Vorſchrift der 
1: Beremonials®efege nicht geſchehen ift, nicht vornehmen, wenn er fich nicht die Nebertres 
* tung eines Haren Peligiong-Gefeßes zu Schulden kommen laffen will. Hierin madt 
auch ein richterliches Ehefcheidungs-Erfenntniß keinen Unterfchied, und dadurch koͤnnen 
F gions⸗Geſetze nicht alterirt werden. 

Auch das Ed. v. 11. März 1812 ändert hierin nichts. Denn dort wirb dem ridhter: 

enntniffe, ohne daß es der Ertbeilung eines Scheibebriefes bedarf, nur Ans 
ts der bürgerlichen Verhältniffe der Suden, die Wirkung der Ehetrennung beiges 
Jegtz — keinesweges aber binfichtö der Religions: Begriffe und folder Handlun⸗ 

ea, bie nach diefen an befondere Kormen gebunden find: 
en. $. 21 und 27 des allegirten Edikts; 

Tonte überhaupt aus bem ganzen Umfange des qn. Edikts (ſchon bem Namen nad) 
befonders $. 24 und 25. deutlich, hervorgehet, daß in religiöfen und kirchlichen 
sbältniffen nichts abgeändert ift, welches aud) laut beigehender abfchriftlicher 
lution (auf gewiſſe Gefuche) vom K. Departement für den Kultus und öffentlichen 

cht im Minifterio des Innern, und Einem K. Kammergeridht beftätigt wird. 


8 kann nun aber ein Ehefcheidebrief, nach den Haren Vorſchriften der juͤdiſchen 
L und Religiong-Gefehe, und wie die, Eingangs dieſes, angezogenen Stellen anges 
aur von dem Ehemanne felbft oder deflen dazu beftellten Bevollmächtigten, und 

niemals ohne deffen Zuziehung ertheilt werben, und alle richterlihe Verfoͤgun⸗ 
; Ben und Sefege können nur binfichts des bürgerlichen Verhältniffes, nicht aber des 
* Meligionss@efeges von Wirkung fein. Eine jüdiihe Ehefrau, deren Ebemann ſich 
t hat, kann daher die Ertheilung des Scheibebriefes von einem Rabbiner oder 
Berichte nicht verlangen, fonbern fie muß aus Religion ſich bi8 dahin gebulben, baß der 
—— ores Ehemannes in Erfahrung gebracht, und von ihm der Scheidebrief 
Bewirkt wich. 





.. 
u; 




















Es iſt Übrigens aber ganz unrichtig, daß die Supplifantin auf bie Ertheilung eines 
cheidebriefes, und noch weniger hat fie auf die anderweitige Trauung bei mir anges 
en. Sie tonnte biefes — nicht, da ihr dad Vorausgefuͤhrte ſelbſt und einem jeben 
Ihpifchen Mitgliebe hinlänglich bekannt ift, und ich fie aud) beshatb gehörig beſchieden 
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daß zwar, auf den Fall, die Che wirklich durch das richterliche Erkenntniß in In 
fehung aller bürgerlichen Wirkung getrennt würde, der Scheidebrief, wenn feine 
von beiden Zheilen auf deflen Ertheilung dringt, nicht hothtöendig fet5 baß jebod, 
falls ein oder der andere Theil ſich ohne diefen anderweitig — will, kein 
Rabbiner, oder ſonſt jemand zu der Trauung dieſer zweiten dengehalten wer 


den koͤnne. 
| In tieffter Submfifict erfterbe ich ıc. 
6) In Folge diefer Eingabe wurde durch dad Juſi. Din. die Vemeh 
mung des VicesObers Landratbiners Weyl bush das Kuamiergeriät 
darüber angeordnet: J 

4) ob zu der in dem 8. 25 des Ed. v. 11. März 1812 georbneten Trauung die Kom 
kurrenz des Rabbiners oder mehrerer jübifcher Zeugen ſchlechte rbingẽ nach da 
Kitualgefegen erforderlich ift? , 

2) in weicher Art die Ertheilung bes Scheidebriefes Bei den Juden alsbann vo 
wird, wenn nad) den jübifchen Befegen der Ka eintritt, wo der gefchiebene 
mann feiner Kran ſolchen aufzubringen berechtigt iſt? 

Hierauf erflattete Letzterer 

7) folgenden Bericht unter dem 11. $ebr. 1820. 

Km Berfolg meiner gehorfamften Eingabe von 24. Dec, v. 3. will ich die in der ho⸗ 

ben Verf. v. 24. v. M. aufgeftelten Anfragen, wie folget, gehosfamft bearitwsortm. 

Ad 1. fo wird zur Vollziehung einer vollgültigen Ehe nach der juͤdiſchen Rituelce⸗ 
fegen im engern Sinne nur erfordert, 

daß die Verlobten unter dem Trauhimmel in Gegentvart zweier, nach like 
Ritus tüchtiger Zeugen, zuſammentreten, ber Bräutigam der Braut ae 
genthuͤmlich zugehöriges Stud Geld, oder eine Sache, die niit Gewißheit wer 
ftens ben Werth einer Yerutah, ober ohngefähr wie einen halben Pfennig ini 
Landes⸗Geldes hat, übergiebt, und zu ihr die Worte ſagt: 
„hiermit folft du mir angetrauf ſein, nad det Weiſe Mofes und Ira." 
Ritualgefege Hauptſt. 4. 8.2: 
. Im weiten Sinn aber ift ſowohl nady den Satzungen der Talmudiſten umd ben p& 
tern Rabbinern, aldö nad) dem allgemeinen und herfömmlichen Ritus und der Obferman 
die Konkurrenz des Rabbiners oder einer von dicſem dazu ausdruͤcklich beauftragten ps 
fon unumgänglich dabei nothwendig. Denn einmal, fo hängt von der präcifen Beob 
achtung der oben bemerkten Trauungs⸗Form ſowohl, als auch vun den dazu gehörige 
Requifiten bie Gültigkeit der Eheverbindung ab. Als: 

1) daß das Stüd Geld oder die Sache dem Bräutiggm eigenthümlich zugehöre; 

.2) daß deſſen Werth nicht mehr feine, als er wirklich ift, und daher durchaus ki 
Edelftein fein darf, weil dieſer der Taͤuſchung unterworfen ift: 

3) daß die zwei Zeugen weber unter fich felbft, noch mit den beiben Gheverlobtni 
naher Verwandtichaft ftehenz 

4) daß der Bräutigam bei Uebergebung des Ringes die Worte wirklich fo ausipuik 
wie vorbemerkt tft. Eines Theils ift nun nicht ein jeder Ifraelit, außer dem Ib 
biner, mit diefen Vorfchriften fo genau befannt, andern Theils befißet auch We 
mehr als ein anderer das öffentliche Vertrauen, daß er auf die genaue Beob 
fung achten und jeden Verftoß dagegen verhüten wird, fo wie das Ehepaar kit 
aus Achtung vor ihm ſich eher als eines jeden andern Anorbnungen hierbei gute 
lig unterwerfen und nachkommen wird. 

Zweitens aber, fo giebt e8 außer den allgemein befannten verbotenen Ehen noch Ele 
hinderniffe nad juͤdiſchem Ritus, die nicht ein jeder weiß, und von ihm auch nicht ſe 
denau, als von bem Rabbiner vor ber Trauung geprüft werben. Nämlic: 

4) daß die Eheverlobten nicht in einem Grad verwandt feien, der die Ehe nad) jüe 

ſchen Sefegen verbietet; 

2) daß bei auß einer frühern Che gefchiedenen Verlobten man ſich von der Rectökreft 
der Scheidung nad) jüdifchen hen genau Üüberzeuge; 

9) Pi —7 neh eufon, bie ein Cohen ift, Feine gefchiebene ober geſchwächte Per 
on heirathen darf; 

4) daß die Braut nicht etwa von einer andern Perſon beichwängert feiz 

5) daß eine Wittive aus einer Einberlofen Che von dem Bruber ihres verſtorbene 
Mannes die Chaliza erhalten hat. 

Endlich aber, fo ift auch nad ben Satzungen ber Rabbiner, außer der obiger Tra 

eremonie, keinem Sfraeliten erlaubt, mit einer Frau zu leben, bevor ee ihr. nidt Ni 
orgengabe in ein rechtöglttiges Dkument KRoyxbeovo) und Srankiick verſchrieben hat. 


Kitualgefege 1. c. Abſchnitt 6. d. 1, Beier Scania ve Kaas un vs 
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i Ehen, ki der V. v. 11. 
Be ap, nn ven mn 0,3 a ern 
28 bafelhft find @treitigkeiten über Hanblunge egebenheiten 
Wunenfinne, Me Rh bor Publaden is Cole au Fe * nad 
Sefegen zu beyrtheilen, bie bis bahin verbindend waren. Da nun hie früs 
wiſchen Chen reptögültig nach jAdiſchen Rechten gefchlaffen worden, wie bies ber 
faderß bie bei ber Hochzeit und Cheverbindung errichteten Chepakten und der Traus 
Bahn, fo Eönnen folche auch nur wieder nach jenen Gefegen ynd Kormen ges 
mi ne 
: Da nun bei den in ber überreichten Lifte verzeichneten Eheſcheidungen beide Eheleute 
— die Trennung und Ertheilung des Scheibebriefs angetragen haben, und 
jes nad) dem Worangeführten ſchon an und für ſich nur eine außergerichtliche 
aptung ift, ber $. 30 des mehr angezogenen Edikts aber uns lediglich ein astus ja- 
lietionis unterfagt, und ba wir auch mit feiner befondern Inſtruktion beshalb verſe ⸗ 
und nod) weniger ung die Pflicht auferlegt worben, jüdifche Eheleute, die die Er⸗ 
ng he re ex Fe m Bean —— — 
verweifen, fo konnten wir au en Anjtand nel em ſuchen ber e 
Aadpugeben unb ben Schebebref zu ethelen. nehucn, 

Neste kühlen über Eio. 1c. die voraufgeftellten Zweifel in dem @&d. v. 41. Märy a. pr 

Be bopen Gntfgeitung anbeimften und, £ " 
En enieigtefte Vorbeſcheidung und Deklaration, fo wie um Inftrußtion für fotanf⸗ 


‚Kitten. 


it vorzüglichfter Devotion ıc. 
See: Dper-Ranbrabbiner und Afefloren. , 
A) Sn Holge deſſen erging das R. des Juſt. Min. (v. Kirheifen) an 
da mexgerichf dv, 17. Yug. 1813. 
Der von dem Rönialı Rammergerichte vermittelſt bes unter bem 9. d. DM. erflatteten 
— a Baia H den rasßnenn und Affefforen die Ertheilung der Schejde ⸗ 
ingibiren, if nicht. zuläffig. 
Bas. DA, Mir; 1812 ‘ vi, verordnet nur, baß zur Begründung bep bürgerli⸗ 
Birkungen einer gänzlicpen Cheſcheidung die Ausfertigung eines She bebriefg6 nicht 
endig fe Dadurch It alfo Binesieges entfjieben, baß der Gchebehkief in Beyier 
ung auf die Religionebegriffe und bie Eirchenrechtjichen Yerhättniffe ber Juden für ent 
ehrlich aber gar fi unftatthaft zu achten fei. Den Rabbinern bleibt es daher unbenom: 
ven, auf den Antrag ihrer Glaubenegenoffen noch fernerhin Scheibebriefe gu extpeilen. 
.n Scheidenbriefen tönen jedoch in feinem Falle bie bürgerlichen Wirkungen einer 
lichen Chefcheidung beigelegt werben, fo Lange nicht das, nad) dem angeführten 
„22 erforderliche Ertenntniß des gehörigen Richters binzugefommen ift, 
Der Zube ſtehet in dieſer Hinficht mit den chrütlichen Staata-Einwohneen in geidem 
derhäktniffe, ynd ift eben fo wie biefe an bie Vorfhrift des %- I, R. Th. 1. Lie l, 
» 175 gebunden, wonach Eheleute vereint mit einander Ichen müffen, und ihre Werhine 
ing möcht egenmächtig eufheben Dürfen. Auf Den Untrfäjeh, ob-Afe Che por Der Pur 
käfatipn bes Ebikts ober nachher gefchloffen worden, kommt gichts an, Sie gilt in beis 
en Källen als eing ſolche Verbindung, die in Abficht ihrer ‚bürgerlichen Sun nur 
‚den Tod ober durch richterliches Erkenntniß getrennt werden kann, Dem Königl. 
Bammergerichte wird ed überlaffen, den Wice-Dber-Lanbrabbiner und bie Afefforen auf 
wem Bericht v. 6. v. M. hiernad) zu beſcheiden. 
+" (Iahrb. Bd. 2. ©. 195. Graͤff Bo. 1. ©. 147.) 
“ 3) Gegen dieſes, durch das Rammergericht mittelfl Verf. v. 26. Aug. 
‚813 dem Vice-Ober-Landrabbiner mitgetheilte Reſkript wendete fich ber 
estere mit der folgenden Eingabe v. 24. Dec. 1819 an has Juſt. Min. 
Pa Het — en Aut min.y 17 Aug. —E 3 
meinen ‚gehorfamf t v. 8. Juni an das ammergericht, 
Mb ben Bericht diefes Gerichts an ein hohes Zuft. Din. o. . Aug. 1818 prraniapt) 
Brubeten Ew. Greelleng feftzufegen: 
"Buß eh ben Rabbinern. unbenommen bleibe, auf ben Antrag ihrer Glauber offen, 
smady vorher erfolgter Arennung der Ehe durch zechtöfräftiges richterliches, —8 
“Ban Sqeidebrief zu ertheilen. 68 ereignen ſich aber bie Fälle, daß 
4) nad) ergangenen rehtökräftigen Eheſcheidungs · Erkenatniſſen unter jübifhen Ghes 
Ienten, mad) weldyen bie Ehe getrennt worden, nur ber eine Theil auf Eriteiung, 
des Ocpeibehrisfeb bei mix anträgt, der ambere aber diffentirt, Unk Tanamar un 


476 Die pelvatrechtlichen Verhättniffe der Juden. 


Ehemann bie Ertheilung ober die Ehefrau bie Annahme beffelben nach ven jkt; 
Then Zeremonial- und Ritual-Gefegen verweigert; 


2) der eine ober andere Theil der durch richterliche Erkenntniffe gefchiebenen Gele, 
ohne den Scheidebrief ertheilt oder empfangen zu haben, fich anderweitig mitjb 
diſchen Perſonen verbeirathen will, und von mir die Trauung verlangt. 

ad 1. &o ift es mir bei den bis dato vorgelommenen Fällen diefer Art ſtets ge 
lungen, die Parteien durch vorgängige Ermahnungen und religidfe Berfellms 
gen dahin zu vermögen, daß fie von ihren Weigerungen abftanden, und in ik 
Ertheilung oder Annahme des Scheidebriefes Eonfentirten. 

Gegenwärtig ift es aber bei ben hier wohnenden ©. X. - + » + Then GEheleuten ke 
Ball, daß deren She bereits mittelft rechtöträftigen Erkenntniffes des Königl, Hab 
preisl. Kammergerichts getrennt ift, ber Ehemann auch bei mir auf Erthetlung ie 
Scheidebriefes angetragen hat, bie gefchiedene Ehefrau, geb. B., aber bie Anneim 
beffelben verweigert, und alle diesfallfigen gütlichen Vorſtellungen unb Erma 
find bis dato fruchtlos geblieben. Es hat nun zwar ber A... ſowohl als ich beim As 
nigl. Kammergericht darauf gehorfamft angetragen, 

die A... durch gefegliche Zwangsmittel hierzu zu bewegen. 

Aus den anliegenden Refolutionen diefes Gerichts v. 4. San. unb 25. Minh. 
aber werben Ew. Ereellenz zu entnehmen geruhen, daß wir mit diefem Antrag jarkk 
gewiefen und abfchläglich beichieben worden. 

Dies veranlaßt mich nun, ſolches Ew. Erzellenz zur hohen Entfcheibung unterthingf 
vorgutragen, da ich mich von ber Richtigkeit der —* Verf. ‚des Königl. Komma 
richte nicht überzeugen kann, und Ew. Erzellenz erlauben mir gnädigſt, Kolgenid m 
terthänigft Dagegen zu bemerfen: 

Das Königl. Kammergericht gebet zwar von bem richtigen Geſichtspunkt ud, If 
bie Ertheilung des Scheidebriefes unter jũdiſchen Cheleuten kein Actus Judicai, We 
dern nur ein Actus Ministerialis, und folglich blos eine religiöfe Handlung a av 
moniel ift, wie ich dies in meinem gehorfamen Bericht v. 5. Zunt ausgeführt ak. 
Hiernächſt folgert das benannte Gericht: da nad) 8. 27 des Allerh. Ed. v. 11. Big 
1812 der Scheibebrief zur Begründung der bürgerlichen Wirkung einer gänzlihmäns 
nung der Ehe nicht nothwendig ift, To koͤnne audy das Gericht die jüidifchen Eheim 
biergu nicht zwingen, da keinem Mitgliede einer Geſellſchaft nach den WWorfchriften de 
Landrechts Blaubensgefege aufgebrungen, und folches zu einer Relig ions⸗Zeremonie o 


nöthigt werden könne, 
8.1.4. Tit. 11. Th. WER. 

Indeſſen bin ich der unterthaͤnigſten unvorgreiflichen Meinung, daß dieſe Gruntfik 
und Verordnungen auf den vorliegenden Fall nicht anwendbar find. Denn bie Glaubens 
und —— eines Menſchen koͤnnen ſich nur auf ſolche religiöſe und zerame 
nielle Handlungen beziehen, deren Thun und Laſſen eines jeden Einwohners bes Stand, 
der fonft die getestichen perfönlihen Fähigkeiten, allein zu handeln und zu urtheila ie 
fist, freiem Willen und Gewiffen überlaflen bleiben, wobei ein anderer intereffitt, ıd 
Riemanden ein Nachtheil entitehet, oder in der Ausübung feines Rechtes geftörth 
Hier aber verhält es fidh anders. 

Die religidfe Handlung der Ertheilung des Scheibebriefes unter jübdifchen Cie 
kann nit von einem Theile allein, ohne des Andern Zuthun oder Dulbung vei 
werben. Der Ehemann muß folhen geben, und die Ehefrau denfelben annehean. 
Einer wie der Andere hat, als eine vom Staate aufgenommene und gebuldete Reli 
Geſellſchaft, fobald die Ehe ſchon durch richterliche Erfenntniffe und -ChHefcheitum 
gründe bürgerlich getrennt ift, das Recht, diefe religiöfe Handlung nach feinen 6 
gions⸗Begriffen und wie es die Vorfchriften feiner Religion verlangen, auszuüben. M 
ber Weigerung bes einen ober andern Theil aber wirb jener dadurch in feinem Kehe 
und feiner Gewiſſensfreiheit geftört. 

Diefes ift aber in den Gefegen nicht geftattet. 

$. 509. Tit. 20. ibid. 
8. 93. der Einleitung zum A. L. R. 

Befonders aber, da hier der Eine, zur Ausübung biefer religidfen Handlung be 
willige Theil, nach feinen Religions-Begriffen nur nach gehöriger, nach ben Vorfäd 
ten der jüdifchen Ritual-@efege erfolgten Ertheilung des Stheidebriefes, fonft aber # 
ſich anderweitig verheirathen kann; ihm aber diefes Recht durch das richterliche Erkes® 
niß zuftebet, und von dem andern Theil in der Ausübung deffen verhindert wirb; I 
Tonfentirenden Theil daher bei der Vollziehung bes Zeremoniels ein Wortheil N 
und ein Rachtheil abgewendet wird, ber andere und biffentivende Theil aber durqh de 
Ertheilung und Abnahme Teinen Nochtheil, To wie von der Unterlaffung und Verweige 
sung Feinen Bortheil hat. Hier gilt a\o andy vankl tr allarrıniar Wedatkcegel: 
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Quod tibi non nocet, alteri vero 
prodest, ad id potes compelli. 
18 worauf aud) bie Vorfchriften 
F. 37. 2it.6. Th. J. A. L. R. 
$. 516. Tit. 20. Th. IT. ibid, 
ch gründen. 

In concreto und die Weigerung Seitens der gefchiedenen Ehefrau bed X. ,., den 
Scheidebrief anzunehmen, ergiebt offenbar ‚nur bie böfe Abficht derfeiben dem gefchiebe: 
en Ehemann zu haben, Denn eines Theild war fie es jelbft, die um die Scheidung 
lagt hatte, und andern Theil ihre Mitwirkung bei der Erthetlung bed Scheidedrie⸗ 
B weder beſchwerlich noch mühfam ift; indem im limmften Tall fie ed nur zu geſtat⸗ 
a nöthig hat, daß ihr der Scheidebrief durch —* maͤnnliche beglaubte Zeugen in ihre 
ung geſchickt, und dicfe felbigen in ihrer Gegenwart, und indem fie es ihr bekannt 
achen, daß dieſes der Scheibebrief ihres gefihiedenen Ehemannes fei, dort zurücklaſſen, 
mn fie dieſen nur nicht widerfpricht und unterfaget. Ic glaube daher auch, daß bier 
se offenbare widergeſetzliche Beeinträchtigung der Rechte und Kraͤnkungen der Ges 
ſſens⸗Freiheit des andern Theils vorhanden und ftrafbar iſt, und daß das Gericht 
»hI befugt und verbunden ift, gefegliche Bmangsmittel nach Vorfchrift der &. O. 

$. 48. segg. zit. 24. Th. J. 
uwenden. 


ierzu kommt aber noch, daß wenn gleich nach dem Allerh. Ed. v. 11. März 1812 
: Scheibebrief zur bürgerlihen Begründung ber Ehefcheidung unter Juden nicht 
: nothwendig erachtet worden, fo ift derfelbe doch immer eine ber widhtigften, noth⸗ 
nbigften öffentlichen jübifchen religidfen ZeremonielsHanblungen, auf den Ball ber 
16 oder ber andere Ehegatte ſich anderweitig verheirathen will. Gleich den Zetemonield 
r —— Beſchneidung u. f. w., von deren Ausübung kein Iſraelit, fo lange er 
8 ennet, nach Inhalt der juͤdiſchen Religions⸗Geſetze ſich ausſchließen und eis 
en tlichen Aerger und Verachtung der juͤdiſchen Religions⸗Gebraͤuche bewirken 
we wenn er ſich nicht den Folgen der Vorſchriften 
. 8.54. it. 11. Th. II. A. N. 
sfegen will; bie Verweigerung und Unterlaſſung aber auch einer ausdruͤcklichen Erklaͤ⸗ 
wg, baß er ſich nicht mehr zum Judenthum bekenne, und als ein von biefer Religion 
bgegangener, wie biefes analogilc aus dem 
8. AR. Sit. 11. Th. II. A. 8. R. 
erſehen iſt, und daß er daher weder Jude, noch als einer zu einer andern im Staate 
sfgenommenen Religion Mebergegangener zu achten fein würde. 


Diefes geftatten aber die Gefege nicht, befonders da wegen bes jüdifchen Kultus noch 
ie früheren Berorbnungen vor 1812 geltend und anwendbar find, und in bem Generals 
kudensFeglement v. 17. April 1750 $. 31 ausbrüdlich verordnet iſt: daß die Jübiichen 
Einwohner, und fo lange er fi zur moſaiſchen Religion betennet, in Religionsſachen es 
Mit der ganzen Gemeinde halten, und Feiner davon ausgefchloffen, noch auch die ges 
ingſte Trennung darin verftattet werden foll u. f. w. 


Indem ich die Entfcheitung dem hohen Ermeſſen Em. Excellenz unterthänigft ans 
beim ſtelle, bitte ich im Kalle einer hohen beifälligen Meinung, 
"iamäbigft ſowohl das Nöthige an das K. Kammergericht in ber jegigen vorallegirten 
n . Khem Eheſcheidungs⸗Sache, als aud für zufünftige Fälle und zur Bekannt⸗ 
nmachung an die dem Devartement des Koͤnigl. Kammergerichtd untergeorbneten Ges 
richte zu verfügen und zu erlaflen. 
- Ad 2. So ift aud) vorgefommen, daß, durch richterliche Erfenntniffe gefchiedene jüs 
" ice Eheleute, die noch keinen Scheidebrief ertheilt und erhalten haben, einer oder 
der andere Theil ſich ohne benfelben haben anderweitig verheirathen wollen, und von 
mir bie Trauung ber zroeiten Ehe verlangt, aud) fogar einige fich deshalb bei der K. 
"Reg. über mich befchwert haben. Da nun weder ich nody irgend ein Jude nach den 
jüdifhen Religions: und Ritualgefegen Eheleute, die den Sceibebrief nicht ertheilt 
und erhalten haben, von neuem trauen kann, fo babe ich diefes verweigern müffen, 
und bie Befchwerdeführer find mit ihren Anträgen zurückgewiefen worden. Damit aber 
weber folche Anträge, noch Befchwerden, und vielleicht auch irrige Religions: Begriffe 
für die Folge flattfinden mögen, bitte ich Ew. Excellenz unterthänigft, in eben dem 
r Maße, als bei Eheſcheidungs-Klagen von Eheleuten katholiſcher Religion früher burd) 
Yet hoben Zuft. Min. v. 8. Sept. 1802 und jest $. 287 des Anhangs zur G. O. vers 
ndonet ift, auch bei Eheſcheidungs⸗-Klagen fer Eheleute ein Aehnliches bahin gnä⸗ 
.. a feftzufegen, und den Gerichten zur Beobachtung aufzugeben: daß 
Mm allen Fällen, wo jüdifche Eheleute Ehefcheidungstlagen anfteien, Item eu 
vom inftruirenben Gerichte befannt gemacht werke, 
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daß zwar, auf den Kal, bie Ehe wirklich durch das richterliche Erfenntniß in Ir 
fehung aller bürgerlichen Wirkung getrennt würde, der Scheibebrief, wenn keine 
von beiden Theilen auf deflen Ertheilung dringt, nicht hothiöe ig fels daß jedeqh 
falls ein oder der andere Theil fich ohne diefen anderweitig verdeirathen will, kein 
Rabbiner, oder fonft jemand zu ber Trauung biefer zweiten Ehe amgehalten mr 


den könne. 
| In tieffter Submiifigtt erfterbe ich u. 
6) In Folge biefer Eingabe wurde durch das Aufl. Bin. die Vemech 
mung des Bice-Ober⸗Landtabbiners Weyl durch Bad Kammiergeriät 
darüber angeordnet: 


4) ob zu der in dem $. 25 des Ed. v. 11. Maͤrz 1812 georbneten Trauung die Kor 
kurrenz des Rabbiners oder mehrerer jübifcher Zeugen ſchlecht erdings nad de 
Kitualgefegen erforderlich ift? J 

2) in weicher Art bie Ertheilung des Scheidebriefes bei den Juden alsbann vo 
wird, wenn nad) ben jübifchen Befegen ber Fall einfritt, wo der gefchichene 
mann feiner Ftan ſolchen aufzubringen bereditigt iſt? 

Hierauf erftattete Lehterer 

7) folgenden Bericht unter dem 11. Febr. 1820. 

Im Berfolg meiner gedorfamften Einyabe von 24. Dec. v. J. will ich Sie in der ho⸗ 

ben Verf. v. 24. v. M. aufgeftelten Anfragen, wie folget, gehorſamſt beantwortm, 

Ad 1. fo wird zur Vollziehung einer vollgültigen Ehe nady Ber IaBifchen Hitusste 
fegen im engern Sinne nur erfordert, 

das die Verlobten unter dem Zrauhimmel in Gegentsatt zweüer, nach Hl 
Kitus tüchtiger Zeugen, zufammentreten, der Bräutigam der Braut en in 
genthuͤmlich zugehöriges Städ Geld, ober eine Sache, die mit Gewißhei new 
ftens den Werth einer Perutah, ober ohngefähr wie einen hafben Pfennig ya 
Landes⸗Geldes hat, übergiebt, und zu the die Worte ſagt: 
„hiermit ſollſt du mir angetraut ſein, nad) bet Weife Moſes und Ira. 
Ritualgefege Hauptft. 4. 8. 2. 

Im weitern Sinn aber ift ſowohl nach den Sasungen der Zatmudiften umb ben ph 
tern Rabbinern, ald nad) dem allgemeinen und herkoͤmmlichen Ritus und der Obfermen 
die Konkurrenz des Rabbiner oder einer von dicfem dazu ausdrüdlich beauftragten pw 
fon unumgänglich, dabei nothmwendig. Denn einmal, fo hängt von ber präciien Berk 
achtung der oben bemerkten Trauungs⸗Form ſowohl, als aud) von ben bazu gehöra 
Requifiten die Gültigkeit der Eheverbindung ab. Als: 

1) bag das Stüd Geld oder die Sache dem Bräutigam eigenthümlich zargehöres 

.2) daß deffen Werth nicht mehr feine, als er wirklich ift, und daher durchaus kü 
Edelſtein fein darf, weil bieler der Taͤuſchung unterworfen ift: 

3) daß bie zwei Zeugen weber unter fi) felbft, noch mit den beiben Gheverlobtn u 
naber Verwandtſchaft ſtehen; 

4) daß der Bräutigam bei Uebergebung bes Ringes die Worte wirklich fo ausſpük 
wie vorbemertt ift. Eines Theils ift nun nicht ein jeder Sfraelit, außer dem S 
biner, mit diefen Vorſchriften fo genau befannt, andern Theils befiget aud KR 
mehe als ein anderer das öffentliche Vertrauen, daß er auf die genaue Veoh 
tung adıten und jeden Verftoß dagegen verhüten wird, fo wie das Ehepaar ik 
aus Achtung vor ihm fich eher als eines jeden andern Anorbnungen hierbei gubeib 
lig unterwerfen und nachkommen wird. 

Zweitens aber, fo giebt e8 außer den allgemein belannten verbotenen Ehen nod Ei 
hinderniffe nah juͤdiſchem Ritus, bie nicht ein jeder weiß, und von ihm auch nidtf 
genau, als von dem Rabbiner vor der Trauung geprüft werben. Nänid: 

4) daß’ die Eheverlobten nicht in einem Grab verwandt feien, der die Ehe nad jide 

ſchen Sefegen verbietet; 

2) daß bei auß einer frühern Ehe geſchiedenen Verlobten man ſich von ber Rechtäkeft 
der Scheidung nach jüdifchen — genau uͤberzeuge; 

9) Pi Bar are lol die ein Cohen ift, keine gefchiebene oder gefchwädhte Per 
on heirathen darf; 

4) daß die Braut nicht etwa von einer andern Perſon beihwängert feiz 

5) daß eine Wittwe aus einer Einderlofen Ehe von dem Bruder ihres verſtorbenn 
Mannes die Ehaliza erhalten hat. . 

Endlich aber, To ift auch nad) den Satzungen ber Rabbiner, außerder obigen Tra 

grremonie, keinem Ifraeliten erlaubt, mit ner Grau zu leben, bevor er ihr nidt ii 
orgengabe In ein rechtsgültiges Dotument (Ketuboi) ut Sraukeiek netfchrieben kat. 
Kitualgefege 1. c. Abſchnitt 6.8. I Diet Trail uf Ta Kann une 
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ingehändigt werden, von ihm unterfucht, ob er rechtöbeftändig verfaßt ift, 
iAsdann öffentlich unter dem Trauhimmel, in Gegenwart bes Chepdaxes und 
ı vorgelefen, damit es einem jeden befannt werbe, daß auch hier dem jübifchen 

et worden, und daber niemals das Ehepaar deshalb ein Vorwurf freffen 
it auch im Zalmud Zraftat Kiduſchin ausdrüdlich bemerkt: „daß Niemand, 
ie genaue Kenntniß der Ehegeſetze ae ſich weder mit einer Eheverbindung, 
noch mit einer Ehefcheibung befaffen ſoll.“ ' 


ft auch überall, und befonders in den diefigen Königl. Landen, eine immers 
Obſervanz und durch mehrere Verordnungen gefeglich geweſen, daß jede 
jüdifcher Eheverlobten nur von dem Rabbiner des Orts, oder von dem, ber 
n oder bem Oberstandrabbiner dazu autorifirt und beauftragt gewefen, vers 
de. 

ärtig aber und nad) dem Ebd. v. 11. März 1812 $. 25 ift diefes um fo noth⸗ 
Denn erſtlich, fo bezieht fic) diefe Verordnung auf den 8.136. Tit. 1. Th. II 
R. als wo ausdruͤcklich feftgefegt iſt: 

vollguͤltige Ehe wird durch die prieſterliche Trauung vollzogen,“ 
diemand als der Rabbiner die Stelle des Prieſters vertreten kann. Zweitens, 
h dem vorallegirten Edikt zwar dem Aufgebote die Bekanntmachung in ber 
gleich geachtet werden, und folglich darf Ne keine Zrauung erfolgen, bevor 
Bekanntmachung geſchehen iſt. Hiervon iſt nun aber nur ber Rabbiner uns 
ob bie Ehenerbindung wirklich in der Synagoge bekannt gemacht würden iſt; 
ch nur bei ihm, nach Inhalt der Bekanntmachung in der anapoge jedet ets 
nipruch angezeigt werben foll, und daher auch nur er e8 wiflen Tann, ob ders 
infprüche vorhanden find oder nicht, und im erften Kalle bie Trauung fo lange 
nd unterläßt, bis der Einfprudy befeitigt if. Wenn aber bie Trauung von 
m andern gefchehen follte, fo würde der Zweck bed Geſetzes verfehlt, und 
n, obgleich Einſprüche vorhanden find, vollzogen werben. 

en daher auch die Aelteften der hiefigen Zudenfchaft gleich nad) PYublizirung 
‚11. März 1812 die hier in Abichrift anliegende Bekanntmachung an die jüs 
winde erlaflen, und ad 3. dafelbft ausbrüdlicdh bemerkt, daß Feine Trauung 
nd anders, ald durch den Rabbiner und bie von ihm Beauftragten gefches 


ift in frühern Zeiten und ala das jüdifche Gericht eine vollftändige Jurisdik⸗ 
bie jüdifche Gemeinde hatte, in den Fällen, wo der Ehemann berechtigt iſt, 
uden Scheibebrief wider ihren Willen aufzubringen, 
(Ritualgefeg I. e. Abichn. 17. $. 2.) 

Ehefcheidung deffelben mannigfacher Weife geweſen. 

ft nämlich wurden Zwangsmittel gegen die Frau verfügel, wodurch fie ver⸗ 
de, denfelben in gerichtlicher Form anzunehmen. Nämlich, daß 1. der Ehe: 
veder Kleider, noch fonftigen Unterhalt, und felbft ihr wirklich eingebrachtes 
nicht gab, fondern letzteres nur deponirte, und weldyes ige nur gegen Ans 
Scheidebriefs und mit demfelben Zug um Zug ausgehändigt wurde, Fſt fis 
it zur Aufnahme bewogen worden, oder ward biefes Mittel vorausfehend 
fam geachtet, fo konnte 2. das Gericht fie durch Geißelzucht, eine Art Leibess 
f. 1. c. Abfchnitt I. 8.4. Anmerk.) zur Annahme deflelben zwingen laflen. 
actat Hesuboth Abſchn. 7. fol, 77, Waren aber diefe Zwangsmittel auch 
ıögefallen, fo wurde 3. der Verſuch gemacht, ihr den Sceidebrief durch den 
‚der feinen Bevollmächtigten, in Gegenwart zweier Zeugen, in ihre eigens 
der gemiethete Wohnung und wo fie zugegen war, hinzubringen oder hinzu⸗ 
nn aber endlich auch diefes Mittel unausführbar blieb, fo wurde 4. fie durch 
Bericht beauftragte Perfonen, fobald man ihrer habhaft werden korinte, fo 
zewait feſtgehalten, bis ihr der Ehemann, oder deſſen Bevollmächtigter, ben 
"entweder in die Hände gegeben, oder in ihrer Gegenwart In ihr Zimmer ges 
ract. Gittin, Abſchn. 8. fol. 77. In gleihem Maße hatte das jüdifche Ges 
Fällen, wo der Mann zur Ertheilung des Scheidebriefed gezwungen werden 
Kecht, denfelben durch den Bann und durch Leibesſtrafen dazu anzuhalten. 
Zeit ab, als das jüdifche Gericht zu Feiner dergleichen exekutiviſchen Verfuͤ⸗ 
x ermächtigt war, gefchehen diefe Zwangsmittel durch Requifition an die Lan⸗ 
‚ und auf die Anträge des Rabbiners und der Affeffores, wie dies im Tal⸗ 
t ift, Tractat Gittin Abfchn. 9, Fol. 88. und in fpätern Zeiten wurden 
zegen ein Individuum aus der jüdifchen Gemeinde, das dem Verlangen bed 
der der Kelteften im jübifchen Ritus nicht gehorchen wollte, Gelbſtrafen unter 
n dieſen felbft, Höhere aber auf deren Requifition von ben Yanbeögericytähbs 
‚ und immer burch diefe erefutirt. 8. v. 5. Sunt 1767. 8.9. N. C,%,; 
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March. Th, if, pag. 258. Cirk. v. 22. Mai 1775. l. “ Bd. V. & pag. u. 
Nro. XXIII. 


Benn ich nun zwar den Auflagen ber hohen Verf. v. 24. v. M. mich genuͤgend at 
ledigt zu haben glaube, fo ift in der gedachten Verfügung nicht angegeben, woburd Ge. 
Ercellenz der Herr Juſtiz-Miniſter veranlaßt worden, über bie dort enthaltenen Yunkte 
Auskunft zu verlangen. Ich vermuthe daher, daß tiefes Lediglich in dotge meines unten - 
thänigen Berichts an das hohe Juſtiz-Miniſterium v. 24. Dee, v. 3, gefchehen it. 
Deshalb fehe ich mich veranlapt, noch folgendes gehorfamft zu bemerken. Es find nim 
lich die Kalle, wo jüdifche Eheleute die Ertheilung oder Annahme bes Scheidebriefes ein 
feitig verweigern, vor Emanirung des Ed. v. 11. März 1812 von denen, bie fi nad 
ber und jest in den Königl. Landen, fo weit jenes Edikt für die jüdifchen Einwohne 
Geſetzeskraft hat, ereignen, wefentlich unterfchieden. 

Denn zu jener Zeit, als auch die bürgerliche Wirkung einer Ehetrennung von der Er 
theilung und Annahme des Scheidebriefes abhing, war Seitens des biffentirenden Ehe 
gatten zugleich die Abficht und der Zweck verbunden, fich von dem andern Ehegatten gar 
nicht zu trennen, fondern vielmehr in jeder Rückſicht verehelicht zu bleiben ; hierzu Eonnte 
nun ber Ehegatte, der die Ertheilung oder Annahme des Scheidebriefes verweigerte, 
durch die bürgerlichen Berhältniffe zwifchen ihm und dem andern E egatten manchen 
Grund haben. Es bemühte fich daher auch das vormalige juͤdiſche Gericht, das Motiv 
der Verweigerung aufzufinden und zur Sprache zu bringen; und in ber Regel wurde 
deshalb zwifchen den Shegatten ein gütliches Abkommen zu Stande gebracht, word 
ber früher der Scheidung widerſprechende Ehegatte von feiner Weigerung abftand, md 
in die Ertheilung oder Annahme des Scheidebriefes freiwillig konſentrirte. Daher auf 
zu jenen Beiten nur fehr felten anzumendende Zwangsmittel vorgelommen find. 


Gegenwärtig aber, wo nach $. 27 des Allerh. Ed. v. 11.März 1812 die Chem 
hinſichts der bürgerlichen Verhältniffe der jüdifchen Eheleute nur durch das riätefiie 
Erkenntniß bewirkt wird, welches der Ertheilung des Scheidebriefes vorausgehen meh, 
folglich auch kein Ehegatte je ein rechrliches Motiv zur Weigerung ber Ertheilung ot 
Annahme des Scheibebriefes haben Tann, indem die Ehe in jeder bürgerlichen Rüdfdt, 
aud wenn der Sceibebrief gar nicht ertheilt wird, immer als getrennt anzufehen ik, 
und daher weber aus der Ertheilung ein Vortheil, noch aus ber Richtertheilung ein 
Rachtheil erwachſen kann. Hier alfo ift die einftimmige Weigerung zur Ertheilung ode 
Annahme des Scheidebriefes eine bloße Chikane und Störung des andern Theils in ie 
Ausübung feiner Religionsgefege und Zeremonien, und baber diefer auch wohl befuf 
ift, zu verlangen, daß jener durch richterliche Hülfe zur Ertheilung oder Annahme ii 
Scheidebriefes angehalten werde. Nur wenn beide Theile den Scheidebrief nicht verlas 
gen, kann diefes ihrem Gewiffen überlaffen bleiben, jedoch aber kann keine anderweitia: 
Trauung einer zweiten Ehe vor der Ertheilung des Scheidebriefes erfolgen. 

(Hinſchius Wochenſchrift 1837. ©. 513. und Heinemann a. a. D. ©. 258.) 


8) Diefed Gutachten veranlaßte dad R. des Juſt. Min. (v. Kirdh—⸗ 
eifen) v. 28. März 1820. | 

Nach Erwägung des, mit dem Berichte des Königl. Rammergerichts v. 21. Febr. c. 
in der Eheſcheidungs⸗Sache des Kaufmanns X... eingefommenen, von dem Vice⸗-Ober⸗ 
Landrabbiner andermweit abgegebenen motivirten Gutachtens, hält der Chef ber Juſtij 
es für unbedenklich, daß die geichiedene X... nad) erfolgter Annahme bes den Scheide 
drief involoirenden Eheſcheidungs⸗Erkenntniſſes zur Ausftellung des erforderlichen an 
berweiten Konſenſes oder ber diefen Konfens vertretenden Annahme des Scheibebriei, 
nad jüdifhem Ritus, durch gefegliche Zwangsmittel angehalten werben Tann und muf. 
Denn fie bat felbft nicht nur auf die Ehetrennung angetragen, fondern ſich aud de 
Kognition des Königl. Kammergerichts freiwillig in der Sache unterworfen. 

Der erfolgte Ausipruch des Gerichts ziehet nach dem Geſet v. 11. März 1812 [das 
an und für fich felbit alle Wirkungen ber Chefcheidung in bürgerlicher Hinſicht nad) ſich 
und wo — wie dies hier der Fall ift — diefe Wirkungen durch bloße Chikane des anden 
Theile, und ohne daß dabei ein Gewiſſens-Skrupel gedentbar fein kann, in rituele 
Hinfiht gehemmt zu werden Gefahr laufen, da ift der Richter eben fo ermächtigt un 
verpflichtet, fein Amt durch Auferlegung gefeglicher Zwangsmittel eintreten zu laſſ 
als nad) der Auseinanderfegung des 2c. Weyl der Rabbiner in fonftigen Källen gem 
fen fein würde. Auch fprechen die von dem VicesÖberstandrabbiner allegirten Geſch 
Stellen bergeftalt dafür, ba dadurch die Lücke, fo das Königl. Kammergericht in db 
fem Tbeil der Geſetzgebung zu finden vermeint, gebedt wird. Eventualiter wird es fi 
Bedenken haben, in künftigen Scheidungsfällen diefer Art die Verpflichtung zur Aut 
er des Konfenfes in die anderroeite Berheicattung, in dem Grfenntniffe mit aus 

zudrũ Eines ſpeziellen Geſetzes vedoxk &% derbore ve, da yiecım nur ein, DU 
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qchung des geſetzlichen Endzweds entſprechendes Mittel liegt, und den Judikaten da⸗ 

ihre, nach ben Ritual⸗Geſetzen erforderliche vollendete Wirkung gegeben wirb !), 

K. Kammergericht wird befehligt, diefem gemäß die nöthige Berfügung zug Abs 

ber von dem X... geführten Beſchwerde zu ftellen *). 

(Ergaͤnz. zum & R. Il, 1. 8%. 731. 732. Juriſt. Zeitung 1837 &. 520. - Gentrals 
Bl. 1837. ©. 891, Heinemann I. ©. 263.) 


9) Esenfo verfügte ein R. v. 15. März 1825, und dad R. v. 11. März 
37 disponirte gleichfalls, daB der Scheidebrief nad, jüdifchen Ritualger 
a ber Wiederverheirathung unerläßlic) vorausgehen müffe und dazu der 


G. 9.1. 24. 8. 52. zuläffige Zwang angewendet werden könne. 
(Sahrb. 3b. 49. &, 161. Gräff 8b. 10. ©. 44.) 


Zweites Kapitel. 
Bon der väterlihen Gewalt. 


I. Eheliche Kinder. 


i diefer Beziehung gelten die allgemeinen Beflimmungen ded 8. R. II. 
. 58 ff. Da indbefondere das L. R. den Verluft der väterlichen Ger 
nicht für den Fall ausfpricht, daß das jüdifhe Kind zur chrifllichen 
ion übertritt, fo find die früheren entgegengefeßten Beflimmungen des 
v. 20. Juli 1774 u. 8. Oft. 1772 für aufgehoben zu erachten?), .- 


II. 


Unehelihe Kinder. | 
nebeliche Kinder ſtehen nach dem &. R. II. 2. $. 644. nicht unter der 
alt des Baterd, fondern nur unter der ihnen vom Staate verordneten 
mundſchaft. Weber ihre religiöfe Erziehung bemerken die 8%. 642. 
L. c., daß fie bis zum beendeten 14. Sabre in dem Glaubensbekennt—⸗ 





) Sehr richtig bemerkt Koch a. a. O. ©. 184. in Beziehung auf biefes R., daß 
nicht einzufehen, mit welhem Recht Jemand etwas zu thun durch Erekution 
angehalten werden kann, wozu er nicht verurtheilt iſtz und noch weniger jei 
einleuchtend, aus welchem Rechtsgrunde Jemand etwas zu thun verurtheilt wers 
den foll, wozu er nad) bürgerlichem Rechte nicht verbunden ift, da die Bibel und 
der Zalmud als Gefegbücdjer nicht recipirt find. 

ı) An die Partei erging das folgende R. vom naͤmlichen Datum, 

Der gefchiedenen Moffon wird in der Anlage eine Abfchrift des, auf Werans 
laffung ihrer Eingabe v. 24. Dec. v. 3. Über die Zuläßigkeit ihrer anderweiten 
Berbetrathbung vom Ober⸗Land⸗Rabbiner erforderten Gutachtens ugefertigt, 
mit dem Eroͤffnen, daß der Zuftizminifter fich hiernach lediglich darauf beſchraͤnken 
muß, Supplilantin auf die Vorfchriften der U. G. O. Thl. I. Zit. 24. 8. 52. 
zu verweifen. Ausgedehntere Zwangsmittel geftatten bie Gefege um fo weniger, 
ald der vorliegende Ball zu den Ausnahmen gehört, welche nach dem Ed v. 
41. März 1812 $. 21..für die, wegen Verfchiedenheit der Religionöbegriffe und 
des Kultus an beiondere Kormen gebundenen Handlungen gemadıt find. Glaubt 
Supplikantin ſich nad ihrem Gewiſſen und ihrer Weberzeugung bei der intens 
dirten anderweiten Verheirathung Über diefe Formen nicht hinmwegfegen zu kön: 
nen, fo bleibt ihr nichts übrig, ald den Weg zu verfolgen, welchen die X. G. D. 
a. a. D. vorschreibt. 

(Ergänz. zum 8. R. IT. 1. 88. 731.732. Zurift, Zeitung 1837. ©. 520, 

' Sentrab Bi. 1837. ©. 891.) 

8, N. C. C. V. d. ©, 337. Durch die K. O. v. 4. Nov. 1786 und dad R. 

x 8 7. Rov. 1786 (N. C. C. VIII. 197.) war vorgefchrieben, daß der Vater daB 

Kind für den Fall des Uebertritts zur chriftl. Religion nicht enterben Tinne. 

Eine Abhandlung in Hymmens Beiträgen Sammlung V. GS. AAA, \üyeisVoR 

Gegentheil aus, 
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niſſe der Mutter arzogen werden, wenn aber ber Vater ein Chriſt, die Nu 
ter einer anderen Religiondp artei zugethan, bis nach zurückgelegtem 14. Sal 
in der chriſtlichen Religion. " | | 

Neber die: Entftehung diefer Bekimmungen theilen die Gefeßreviforn 
foigense intereffante Momente wit. 


ee $. 460 bes gebr. Entw. heftimmte, wie ſchon durch ein Konkl. der Gef. Koma 
u. 11. Dee, 1761 (Hlein’& Ann. 1. 12. Rabe 1. 6., 682 - 589) feftgefegt war, che 
Yusnahme, daß uneheliche Kinder bis nad zurückgelegtem 14. Sabre in der Keligin 
ber Mutter erzogen werben follten. 

Ein Monent meinte zwar, die Söhne fellten nad) ber Düeligton Bes Waters, und hi 
Zöchter nad) der Religion ber Mutter unterrichtet werben, wie man bei ehelichen Kir 
dern angenommen hatte (gedr. Entw. $. 43. A. 8 R. 6. 76. h.t.). Auch hen 
nen wollte die bei ehelichen Kindern norgefchriebenen Regeln in ſoweit ke 

alten, 


daß, fo lange die Eltern einig wären, ihnen Niemand vorzufchreiben habe, in wilde 
Religion das Kind unterrichtet werden folle, 
Aber, fährt er fort, 
find die Eltern uneinig, fo muß die Mutter vorgehen, beren Namen und Gtand bei 
ind übren fol. (Mat. Bd. 73 f. 557v. 5. 460. mon. 2. et marg.) 
adeſſen ift die Regel unverändert ftehen geblieben, daß uneheliche Kinder in da 8 
Kolon der Mutter erzogen werben follen. 

Run fragte dad Kammergeriht: „Soll dies auch alsdann ftattfinden, wen bi 
Mutter fübifder, der Vater aber chriſtlicher Religion if, und diefer das kinzu 
Behand zu fih nehmen will? Das Kind kommt bei ber chriftlichen Kam 

effer fort. 

een v. Grolman meinte: 

„Ob die Mutter eine Zübin, und der Vater ein Chrif ift, macht eben fo wenig ix 
terfchied, ald wenn die Mutter eine Ehriftin und der Vater ein Zube iſt.“ 
(Mat. Bd. 7B f. 557v- 8.460. mon, 1. ei marg.) 
wo en bafüx bin, Iub ber Gef bung hirt 
o wenig ich ſonſt dafür bin, Juden in der Geſetz gebung haͤrte,, 
als Shriken zu behanteln, fo würde ich doch dem Voto des Kamm | 
beitreten, daß, wenn die Mutter eine Züdin, der Vater aber ein Ehriſt war, ai 
legterer die Erziehung des Kindes felbft übernehmen wollte, ihm freiftchen nik 
folches in der hriftlichen Religion erziehen laffen, 
weil das zeitliche Wohl des Kindes (mit welchem es die Geſetgebung nur zu thun ii 
biefes offenbar erfordert.” (Rev. mon. Mat. Bd. 80. Abfchr. Bd. 11. f. 59h elr) 
Demgemäß wurde bie Ausnahme im Koncept zum umgearb. Entw. (Mat. Bi.&! 
51. 5. 646.) und im Manuftr. zum Gef. Buch (Mat. Bd. 86 f. 158v-) dahin gefek: 
„doch Tann ber Vater, welcher der chrifilichen Religion zugethan ift, ein Sid 
welches von ihm mit einer Perfon eines anderen Glaubensbekenntniſſes ae" 
Ehe erzeugt worben, in der chriſtlichen Religion erziehen laſſen.“ u 
Dieſer $. ift jedoh im Manuftr. 3. G. 8. (l. e.) durdftrichen, und dafür beit 
8. 643. fubkituirt worden, nach welchem 
uneheliche Kinder in der Religion des Waters erzogen werben mäſſen, mi 
ex ein Ghrift ift und die Mutter nicht; | 
Zweifel aus Veranlaſſung eines während ber Redaktion vorgelommenen Full 
und ber dadurch herbeigeführten K. DO. v. 9. Dit. 1788, worin dies auf. einen “I 
Suarez felbft Eoncipirten Bericht des Staatsraths feſtgeſezt wurde. Er fagt det: 
das ältere Konkl. der Gef. Komm., welches unehl. Kinder in der Rel. der Mutn® 
zogen wiffen wolle, habe nur an den Unterschied der hriftl. Mel. Partheien gedatt 
Dem Kinde fei in jeder Beziehung befler profpicirt, wenn es in der chriftl. Rel. na 
werde. Die Geſetze, melche die gar zu große Vermehrung dee Juden zu verhind 
fuchten, würden mit. fich ſelbſt in Widerfpruch ftehen, wenn fie ſolche Wermehrung ii 
unerlaubten Beifhlaf begünftigen wollten. Weberhaupt ſcheine es unfchicklic zu 
in zweifelhaften Fallen, wo es, wie hier, gar nicht auf Toleranz anlomme, die iP 
liche Rel. des Staats einer bloß gebuldeten Sefte nachzufegen (net. des Geh. St. Ardeh 
betr. bie Anfrage, in welcher Rel. ein von einer Juͤdin und einem Chriften erzeugtei w 
eheliches Kind zu erziehen. R. 7. Nr. 70. de 1789.) 
(Befegsev. a. 8. D.Mot. zu Thi. II, Zit, 2. 68. 963-—RAA. ber E. S. 203-208) 


Obigen gefetglichen Vorſchriften gernd6 heffltiumn 
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1 Das Mt v. 11. April 4823, duß bie vonmundfihaftiichen Behörben 
Verähtrbohtiäh, daß uncheliche Kinder, meiche eine Jüdin mit emnen 
eat; in Der calftlichen Religion erzögen net. 
(Jahrb. Bd. 21. ©. 249. Graͤff Bd. 1. ©. 174.) BE 
2) Dad R. v. 31. Dec. 1834, daß uneheliche Kinder, wonn einer der 
Bit ver chuſtiſchen Religion zugethau ift, olme Mükfict auf den Wilken 
wr Eltern in ber leßteren I erziehen feien. | 


(Fahrb. Wr. 2: ©, 363, Bräff Sb. 8.8, 68.) 
Ä Drittes Kapitel, 
Bon dir Volljährigkeit und der Bormundſchaft. | 
L 
Volljährigkeit. 


1) Nach den Ritualgefegen wird der Jude großjährig, wenn er 13 Jahr 
nd einen Tag alt ifi, die Jüdin, wenn fie 12 Jahr alt, auch mannbar ill). 
chon das R. v. 13. Dec. 17682) feßte jedoch die Großjährigkeit auf das 
endete zwanzigfte Jahr und diefe Beflimmung ging ih den &. 3 des 
ab. zum A. L. R. über: „Die Großjährigkeit der Juden nimmt, ohne 
reich des Gefchlechtd, mit der Vollendung des zwanzigſten Jahres 
zen Anfang.” 

T) Das Ep. v. 11. März 1812 hob dagegen im $. 20. auch diefen Unter⸗ 
chied zwiſchen Juden und Chriften auf und Daffelde ıhurt der 8. 20 der B. 
. 1. Semi 1833 für dad Großherzogthum Pofen. Ä 

3) Was nun die neuem und wiedererworbenen Provinzen. anlangt, wo 
ſach der K. O. v. 8. Aug. 1830 Die alte Verfaſſung der Juden aufrecht 
halten worden, fprethen amar die fämmtlichen Patente wegen Einführung 
EM. aus, daß der Terminus majorennitalis allgemein auf das 
4. Jahr feftgefegt werde, erwähnen aber dabel der Juden Hit befon: 
ers, und da durch Diefelben das A. E. R. nebſt deſſen fpäteren Des 
larationen (alfo mit dem Anh.) eingeführt ift, fo tft, wie auch das R. 
. 30. Oft. 1818 Jahrb. Br. 12. S. 355. Gräff Bd. 1. S. 31.) in Be⸗ 
seht der Juden im Großferzogthum Poſen audfpricht, anzımehmen, daß 
6, wo das Edikt v. 11. März 1812 nicht gilt®), und in Betreff ter nicht 
taturalifisten Pofener Juden *); noch jest bei tem Anh. $. 3. dewen⸗ 


1) Mofes Mendelsfohn a. a. D. $. 1. ©. 36. 
2) N.C.C.T. IV. &, 506. Rabe Bd. 1. Abthl. 83. ©. 427. 
Das R. v. 3, März 1798 ließ es jeboch für Neu:, Oft: u. Süd:Preußen bei ben 
Beftimmungen der Ritualgefege. (Stengel Bd. 10. S. 179. Rabe Bd.5. ©. 53.) 
2) Das C. R. v. 10. Aug. 1841 an das Kammergericht und die D. 2. Gerichte 
. zu Frankfurt, Slogau, Marienwerder, Naumburg, Magdeburg, Halbetftädt, 
Münfter, Hamm, Paderborn und Arensberg, bemerkt, daß bei einigen Geridjten 
Zweifel darüber entftanden feien: ob in denjenigen Lantestheilen, wo zwar das 
A. L. R., aber nicht das Eb. v. 11. März 1812 wegen ber bürgerl. Verb. der 
Juden oder die vorläufige V. v. 1. Suni 1833 wegen des Judenweſens im Großs 
herzogthum Pofen kingefüährt ift, die Volljaͤhrigkeit der Juden mit dem 20. oder 
24. Eebensjahre eintrete? Die genannten Obrrgerichte werben daher aufgefors 
dert, üͤber die bisherige Praxis und deren Gründe zu berichten und bie Bezirke 
nau zu bezeichnen, auf welde eine etwanige Deklaration fich zu exftreden 
haben würde. (Juſtizmin. Bl. 1841 ©. 252.) — Es iſt eine definitive Beſtim⸗ 
mung inbeß hierüber noch nicht erlaffen worben. 
°) Sn der Zur. 3. 1834 ©. 496 ff. wird dagegen audgeführt, baß in Bezug auf bie 
Poſener Juden auch rüdfichts bee MajorennitätösTerinine keine Ausnahme von 


3i* 
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det, in ſofern nicht ein anderer provinzieller Major. Termin gilt. Das in 
Rüdficht der Juden in den ehemals Königlich MWeftphälifchen Landes⸗ 
theilen erlafjene &R. p. 24. Juni 1836 flieht hiermit auch nicht im Wider 
ſpruch. 

Es beſtimmt: | 
Bi Königl. Gerichts⸗Deputation zu Salzkotten hat bei dem Juſtiz⸗Miniſter daruͤbtz 
angefragt: 

—* welchem Lebensjahre der Majorennitaͤtstermin ber dortigen Juden nah da 

gegenwärtigen Geſetzgebung eintrete? 

Das Koͤnigl. Oberlandesgericht erhält anliegend Abſchrift bes betreffenden Ber. % 
42. d. M. mit dem Eröffnen zugefertigt, daß der Suftizminifter der darin entwidelte 
Anſicht dahin beitritt: 

daß nach $. 14 bed Yublikationspatents zur Einführung des A. 2, R. v. 9. Gert. 
1814 der Eintritt ter Majorennität ber dortigen Juden, gleich wie der übrigen Us 
terthanen, mit bem vollendeten 24. Lebensjahre anzunehmen ift. 

Diefer Annahme fteht die Allerh. K. O. v. 8. Auguft 1830 (G. ©. S. 116.), nidt 


entgegen, fie beftimmt nur, daß das Ebd. v. 11. März 1812 über die bürgerlichen dr 


bhältniffe der Juden dort nicht eingeführt fei, daß vielmehr dieſe befonderen Verhaältniſſe 
der Juden nach den bisherigen Gefegen beurtheilt werden müßten. Hätten alfo bie 
Juden nad den frühern Gefegen cinen befondern von ber allgemeinen Verfaſſung ab 
weichenden Majoremmitätstermin gehabt, fo würbe dieſer allerdings noch gegenwärtig 
gelten. Dies ift aber nicht der Ball. Sie waren vielmehr, wie der Art. 1. des Dekreti 
v. 27. Zan. 1808 klar ergiebt, allen übrigen Unterthanen in diefer Beziehung und fenf 
gleich geftellt, mithin auch gleich diefer jeder allgemeinen gejeglichen Abänderuy ii 
Majorennitätstermins unterworfen. Es folgt hieraus, daß der frühere allgemein gb 
fegliche Mojorennitätstermin von 21 Jahren audy in Betreff der Juden durd ie Eu 
führung des A. L. R. weofallen und an deſſen Stelle der landesrechtliche Majoremitt: 
termin von 24 Sahren nadı $. 14 des Publifationspatents v. 9. Sept, 1814 go 


treten ift. 
Hiernach hat daher das Kollegium zu verfahren, und die Verf. v. 3. Mai d. J. 


zurüdzunehmen. (Jahrb. Bd. 47. ©. 501. Graͤff Bd. 10. ©. 6.) 

4) Was indbefondere tie ehemald Königl. Sächſiſchen Landestheile 
anlanat, fo nimmt in ihnen die Volljährigkeit der Juden mit vollendet 
21. Lebensjahre ihren Anfang, wie $. 1. Kap. II. der Bormundfchaik 
Ord. v. 11. Oft. 17821) beflimmt, welche durch dad Ob. Amts Reg. Pr 
tent v. 8. Dec. 17832) auch in der Nieder Laufig publicirt if. 

5) Diejenigen Suden, welche zur Zeit der Publifation des Edikts w. 
11. März 1812 dad 20. Jahr ſchon zurüdigelegt barten, tünnen nicht wieder 
in die Minderjährigkeit zurüdtreten, fonteın müſſen ald großjährig beha 
delt werden. 

(R. v. 28. Aug. 1822 u. R. v. 5. Zan. 1813 sub Nr. 2. Jabrb. Bd. 1. ©. 20% 
u. Bd. 2. ©, 181—186. Gräff Bd. 1. ©. 30. u. S. 265—269.) 


II. 


Vormundſchaft. 


Moſes Mendelsſohn, a. a. O. 2. Hauptſt. 2. Abſchn. 8. 1. 
Zerlinden,a. a. D.$. 408 ff. 
Früher wurde die Vormundſchaft durch die Rabbiner geführt. Das E. 





der Vorschrift zugelaflen werben koͤnne, wonach die Minderjährigkeit ohne Ir 
terfchied des Drts, der Herkunft und des Standes bis zum zuridgelth 
24. Jahre baure, weil der $. 27 der ®. v. 1. Juni 1833 in Beziehung auf ol 
in ihr felbft nicht anders.beftimmte Verhältniffe alle, wegen der Juden früher ® 
gangenen Verordnungen aufgehoben und alle Zuden ben chrifttichen Einwohn® ' 
gleichaeftellt habe. Die V. deute das auch an andern Orten genugfam an, M 
fie z. B. im $. 25. ben nicht naturalifirten Zuben vor erreichtem vierundzwas 
zigiten Jahre die Schließung einer Ehe nicht geftatte, 

2) Cod. August. 11, FKortf. Thi. I. &. 383. j 

3) Cod. August. 1A, Zortf. hl. IL, ©. aul. 
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11. März 1812 88. 29. 30. Hob jedoch in diefer Beziehung jeben Unter⸗ 
Ned auf. In Anfehung des Weberganges der Vormundfchaften von den 
abbinern auf die Gerichte verordneten die R. v. 30. Juni 1812 1), 5. San. 
20. April 18132). Die nur in Beziehung auf Berlin gemachte Aus⸗ 
ihme, daß dort dad Obergericht tie Vormundſchaft Über Die Zuden führte, 
ıf welche Ausnahme fich die R. v. W. San. und 23. Zebr. 1813 rüd- 
btlich ter Bevormundung unehelicher Kinder dafelbft beziehen ?,), iſt dem» 
ft gleichfal8 aufgehoben. . 0: 

Daß Ehriften nicht Vormünder von Juden und Juden nicht Wormünder 
n Chriſten werden können befliimmt dad L. R. IL. 18. 8. 137%), - Uncher 
yen Kindern eines Juden oder einer Züdin, die einen chriftlichen Water, 
er eine chrifllihe Mutter haben, wird nach dem in der Note gedachten 

ein chrifllicher Vormund gegeben. 


>‘ 


Biertes Kapitel, 
Das Erbrecht 
'n Betreff ber jüdifchen Ritualgefege find zu vergleichen: 


ephi Baro, sententiae Rabinorum de successione ab intestato et testament. 
ditae aG. H. Stuck cum praef. Nettelbladt. Halae 1775. 
sTed Wendelsfshn, a. a. D. Hauptft. 2 u. folg. Abfchn. 
rinden, a. a. D. 83. 446—467 u. $. 429 ff. 
Durch $. 20 des Ed. v. 11. März 1812 ſind die jüdiſchen Geſetze auch 
Beziehung auf die teffamentarifche und Anteftat-Erbfolge in den alten 
ovinzen aufgehoben worden. In Betreff der früheren Fälle find die R. 
2. Apıll:und 18. Suni 1814 zu vergleihens). Es kam vor dem 9. 
F2 nicht das Landrecht, fondern das jüdifche Ritualgeſetz zur Anwen⸗ 
ig, welches durch dad: Gen. Jud. Priv. v. 17. Apr. 1750 anerkannt 
6 


ro). 

In Betreff ver Teſtamente fpricht ſich | 

1) über die Form der Judenteftamente dad Gutachten des Ob. Land» 
binere v. 29. Mai 1793 aus (Stengel Bo. 5. ©. 187. Rabe Bd. 3. 
437.) und | 

2) Über die vor dem’11. März 1812 entworfenen Zeflamente die R. 
21. März 1812 und 2. April 1814). 

3) In Anfehung der Gültigkeit eined mit jüdifchen Schriftzügen vers 
henen Teftamentes bemerkt das R. d. Min. (v. Kircheifen) v. 23. Juni 
an dad K. O. L. ©. zu Stettin. 

dm K. O. 8. ©. zu Stettin wird anf bie mittelft Ber. v. 15. d. M. gethane Ans 
age: ob ein mit jüdifhen Schriftzuͤgen unterzeichnetes Zeftament als rechtsgültig 
ızunehmen fei, Foigendes eröffnet. Das Ebd. v. 11. März d. 3. verpflichtet bie Juden, 
i ihren Namensunterſchriften fich Feiner andern als deuticher ober lateinifher Schrifts 
gt zu bedienen, und macht von der Beobachtung dieſer Vorfchrift die Kortdauer ber 
n Juden beigelegten Eigenfchatt ale Einlander und Staatsbürger abhängig. 

Dem Stadtgerichte zu. Stargard hat daher in bem zu ber gedachten Anfrage Veran⸗ 








1) Jahrb. Bd. 1. ©. 68. Gräff Bb. 1. S. 268. 

I) Jahrb. Bd. 2. S. 181. Graͤff Bd. 1. ©. 269. 

%) Jahrb. Bd. 2. ©. 190. Graff Bd. 1. ©. 271. 

*) Schon das R. v. 30. Zuni 1794 hatte Letzteres beftimmt, 
| {N.C.C. T. IX. ©. 2361.) 

®) Vergl. oben Abthl. J. Abfchn. Iil. sub I. 3. 4. 

) Es fpricht Dies auch das Ex, des Geh. Ob. Trib. v. 18. Juvi 1898 anf. 

(Beinemann 3b. 2. S. 170.) 
) ©, Rote. 


DE. Die peinntsechtiiiken: Merhäiniffe ben Juden 


u ebeahen,beip gem n, ber. Ghefrau dad R. A... wall 
Ka on r m a De * le * —A grey 
bet wähnte votzu hen, u fe Fi —— der 3 tere 
fben gina ni ju machen fofern ſolches noch nicht gefche An 
Pa —æ und die Zefkatrir dadurch veranlaffet werben, ihre Raͤmentunterſach > 
dem Edikte gemäß. zu berichtigen. Wenn biefelhe aber fich beffen weigenb To ar ak 
enug, daß ihre Weigerung zum Protokoll vermerkt werde, und ra 14 
en, bag bas Sradtgeiäht, —** hiernach, der allgemeinen Serichtsork 
$. 831—33, gemäß, des Geinige get jan bat, fer die Soden nicht mn 

* iſt ꝛc. ahrb. Bd. 1. ©. 67. Graͤff Bd. 

In Betreff der Gültigkeit der vor 1812 nach iieifegem Mtus 
Ehre pakten vergl. vie in einem ſpeziellen Falle abgegebenen 
bei Heinemann, Bd. 1. ©. 103—129: 










Fünftes Kapitel. 
Gütergemeinſchaft. 


An Orten, wo Gütergemeinſchaft unter Ehehruten durch Provinzieke 
fege oder Statuten eingeführt ift, find derfelben auch Eheleute jüdifgg 
Religion, unterwprfen, und es müſſen insbeſondere alle von i 
nommenen Handlungen: in. Beziehung auf Dritfe. nach den * 
Gütergemeinſchaft beurtheilt werden; auch: wenn. Dis Ehe vor. P 
des Ev. v. 11. Mär; 1812 vollzogen: worben, in:fofera ‚nicht vie Dane 
me haft nach Publikation dieſes Ed. durch Vertrag: ——ã— — 

en iſt. Wenn der. Entritt der Gütergemeinſchaft dadurch bedingk de 
8 Ehe beerbt, ſo kommt es bei. jüdiſchen Eheleuten nicht darauf am, d 
die. Kinder nor: oder nach Publibation des Er. v. 11. März 1812 
find. So wurde erkannt durch: die drei: gleichlautenden Erkeuntniſſe w 
Stadtgerichte ju Breslau. und erſten Senats des O. & Geo Umfelbfhk: 
publ. 18. April 1834 und 16. Mär; 1836 und des Geh, Ds. Trib. -' 
18. Sebr. 1837 1). 

Bon den. nämlichen Anfichten geben mit Recht. auß: 

Koch (Die Zuden: im. Preuß. Staate. ©. 191.) und R 

Bornemann (Spft. Bd. 5. ©. 168.), wogegen ! 

Schmidt (Familien⸗Recht &. 273 — 276.) Die: entgegengefeite Anficht au 
zuführen verſucht. 






Sechſtes Kapitel. 
Verträge 


J. Darlehne. 


A, In Anfehung der Zinfen beſtimmt 
1) da&.8. MR. 1: 11. $6. 805. 806. 

„Kaufleuten ift erlaubt Sechs, und Juden Acht vom Hundert, an Zinfen. fi 
fehreiben zu laſſen,“ 

„Juden, welche die Rechte chrijtlicher Kaufleute haben, müflen darnach, aud in 
fehung des erlaubten Zinsſatzes beurtheilt werden.“ 

$. 836. Kaufleute und Juden koͤnnen den höchſten ihnen erlaubten Zinsſat 
Bögerungszinfen fordern, wenn fie gleich im Inftrumente [eh fich nur niedrigere Bin 
veriprechen laffen. 


2 In Betreff der alten Provinzen beſtimmt jedoch die Erklaͤrung da 








») Simon Entf. Bd. 2. 5.2345. Rod Krk WAS. HAAR, 


Die privattechtlichen Verhaleniſſe bee Juden. 489 


v. 11. Narz 1812, daß kein Stautsbürger jaͤdiſcher Rellgion, boöͤhere, 
Kaufleuten erlaubte Zinſen rechtsgültiger Weiſe ſich verſpre en, 
& zahle laffen dürfe, vom %: April 1813. ı 
habe aus Ihrem Berichte mit Mißfallen erſehen, daß einige Süßen fit Bepar 
Mat der Liegnitzſchen Regierung ſich noch jest unterfanden, von ihren Schildriern 
ermißige Binfen, unter dem Vorwande zu erheben, daß ihnen ſolches durch das! der 
enſchaft zu Groß: Blogau ertheilte Privilegium v. 25. Mai 1743 erlaubt fei. Da 
She Kbficht des Ed. v. 11. März 1812° gang: zuwider ift, weldjed, mit Anfhebung 
Br Die Juden betreffenden und nicht ausbrädtich beibehaltenen früheren gefehlicyen 
Kfhriften, verordnet, daß die Juden gleiche bürgerliche Rechte und Freiheiten mit den 
kiften genießen und in ihren privatrechtlichen Werbältniffen nad) eben ben Gefegen 
teilt werben follen, weiche anderen Bürgern des Staates zur Richtſchnur dienen; 
olgt von felbft, daß auch die in dem Privilegio v. 25. Mat 1749, Towiie'ik der Ge⸗ 
lprivilegio v. 17. April 1750 und indem X. &. R. Thl. J. it: 11. $: 808. entha⸗ 
— Veimmungen wegen der den Juden damals erlaubten Jinſen für aufe 
en zu achten find. 
fin Zube Tann daher Höhere, als Lanbübliche, oder, wenn er ein Kaufmann’ if, 
re, al& den Kaufleuten erlaubte Zinfen, rechtsguüͤltigerweiſe fich verfprechen noch 
n laffen. Auch aus Verträgen, die vor der Publikation des Eb v. 11. März 
errichtet worden, duͤrfen keine höhere Zinfen, doch mit Ausnahme des bie zum 
der Publikation biefes Edikts laufenden, erhoben werden. . 
Anfehung der durch rechtöfräftige, vor der Publikation des Edikts eröffnete. Er⸗ 
ntfie, na damals geltenden Rechten, feftgefegten Zinfen, fol e8 bei dem, was ein⸗ 
ztannt ift, das Verbleiben haben. 
gen diejenigen Zuden, welche höhere Zinſen; als die Geſetze; nach ben vorſtehenden 
mmungen verftatten, ſich verfprechen ober geben laſſen, ift nach den Vorfehriften bes 
„F. Ahl. II. Tit. 20. $. 1274 u. ff. zu verfahren, 
5 age Sie, biefes durch die. Gefetzſammiung bekannt zu machen und Gorge 
ragen, daß allenthalben feft darüber gehalten werde. 


Friedrih Wilhelm. 
(8. S. 1813. Nr. 183.) 
) Daflelbe gilt im Großherzogthum Poſen nach. $. 20 der. V. v. 
uni 1833. | . | 
, An Betreff dee Form der Darlehne gelten eintie befonidere Bes 
nungen. | 


) Im den ehemals König, Sächfiihen Landestheilen beftimmt:, bgB 
wat v. 1. Auguft 1811, welches auc) in den Laufigen. publizirt ifhı): 
le gzwifchen einem Ghriften ale Schulbner und einem Juden ald Gläubiger, oder 
ben einem Chriſten ais Gebenten oder Indoffanten und einem Juden ald Ceſſtonar 
Indoffatar in der Nieber-Lauflg gefchloffenen Darlehns und Ceſſtons⸗Geſchaͤfte find 
ig, wenn nicht das darüber ausgeftellte Dokument gerichtlich rekognoscirt, die Ba⸗ 
baar vor Gericht aufgezählt'und in Empfang genommen, auch baß beides gefchehen 
m dem Rekognitions-Protokoll mit: bemerkt iff, Ausgenommen von biefer Vor⸗ 
ſt ift der Fall, wenn ber chriſtliche Empfänger des Darlehne ober der Vatuta, sin 
f.und Handeldmann oder eine hanbeltreibende Frauensperfon ift. 
em jüdtfchen Darleiher ift bei Verluſt fetner. ganzen Borberung und bei Strafe ber. 
tigkeit des ganzen Geſchaͤfts verboten, mit dem Anleihenden zu ftipuliren, daß ihm 
der gerichtlichen Berhandlumg wieder etwas von ber vor Gericht aufgezählten 
nme, unter dem Vorwande der Provifion, Kourtage, ober unter irgend einenr andern 
lzuruͤkgegeben werde. Bei gleiher Strafe muß auch das Darlehn ganz in baarem 
ve beftehen und es dürfen feine Waaren, Preziofen oder andere Mobilden, auch keine 
Adforderungen ftatt baaren Gelbes gegeben ober angerechnet werben. 
ben fo wenig kann eine Klage angenommen werben, wenn Schuldverſchreibungen, 
hfel oder Geffionen, von einem in ber Nieder⸗Laufitziwohnhaften, nicht zu dem Hans 
tande gehörigen Chriften, an einen ebenbafelbft wohnhaften Juden, außerhalb der 
er⸗Lauſitz ausgeftellt und dabei nicht die im erften Abſatze enthaltenen Vorſchriften 
ichtet, oder wenn den im zweiten und britten enthaltenen Gp'und Berbuten zuwi⸗ 
ehanbelt worden. 





) Cod, Aug. III, Fortſ. Thl. L ©, 206. 
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2. Eine Beſtimmung der Kurkoͤlniſchen Juden⸗Ordn. v. 28. Juni 170 
Kay. IV.1) und der V. v. 14. Dec, 17712), daß Perſonen geringen Ste 
bed gültigerweife nur vor zwei chriftliben Zeugen, weldye der Auszahlen 
des Geldes beigewohnt, an Juden Schuldfcheine ausſtellen Fönnen, iſt md 
dem Zeugnifie des O. L. G. zu Arndberg völlig obfolet geworden und a 
judicando feit undentlicher Zeit nicht mehr in Anwendung gefommen?). 


3 In DOfipreußen und dem Großherzogthume Pofen komm 
eine. befondere Form ber Darlehns⸗Urkunde unter Juden vor. In da 
Urkunde, Mamre*) genannt, bekennt der Schuldner ein Darlehn empfu 
gen zu haben, und ift vermöge diefed Belenntniffes ohne alle Einrede die 
darin bemerkte Schuld zu bezahlen verbunden. Die Form dieſes Yafız 
ments ift diefe: Auf der einen Seite eines Zetteld wird Der ganze Jake 
der Obligation, namlich Die Summe und Urfache der Schuld, der Ort ie 
zu leiftenden Zahlung und der Name ded Gläubigerd, auf Der andern Eat 
aber wird der Name ded Schuldnerd und des Rabbinerd nebft den Zeugen, 
welche zur Öffentlichen Beglaubigung einer folden Urkunde gebraudt mw 
den, verzeichnet. Es giebt zweierlei Arten des Mamre, nämlidy: Star 
Chow und Staar⸗-Iska (Handlungsbrief und Schuldbrief, 
welche faſt auf gleiche Weiſe verfertigt werden. Aus einem foldyen Dal 

mente kann nach den jüdifchen Gebräucen ein jeder Inhaber der Gi: 

ne vor jedem Gerichte, unter deflen Gerichtszwang er denſelben atift, 

elangen. 

Das Dftpreußifche Provinzial,Recht erwähnt derfelben im Zuſch 16. 
An Weftpreußen fommen die Mamre-Storchows audländifcer Jam 
nicht vor). 

| II. Wechſel. 
IL. Wechſelfähigkeit. 

Nach dem L. R. IL 8. 9. 723 find Juden ohne Unterfchied dem Weqhſe 
rechte unterworfen. | 
Dies iſt für die alten Provinzen durch dad Ed. v. 11. März 1812 auf 

gehoben. 

Es bemerken hierüber: 

a) Das R. des Juſt. Min. (Kircheifen) v. 31. Aug. 1813. 
Durch die aub lege remissionis originaliter anliegende Eingabe hat der Ich— 
Kommilfarius N. angefragt: 
ob nach der Publikation des Ed. v. 11. März 1812, die bürgerlichen Verhitik 
der Juden betreffend, bei den Juden, wie bei Chrijten, der Gewerbefchein ütem 
Gewerbe, welchem das A. L. R. oder fpätere Verordnungen bie Wechfelfähistit 
beilegen, über die Wechfelfähigkeit entfcheide? 
und der Juſtiz⸗Miniſter Veranlaffung genommen, über diefe Frage mit dem Depate 
ment für die allgemeine Polizei im Minifterio des Innern zu fommuniziren. De 
edachte Departement ift mit der demfelben geäußerten Meinung dahin ganz eine 


nden: 
daß die Vorfchrift des A. L. R. Th. II, Zit. 8. 8.728., wonach Juden obneunts 
ſchied dem Wechfelrecht unterworfen, durch da8 Ebd. dv. 11. März 1812 für aufıe 


— ·* — — — — — — — 


1) Scotti a. a. O. J. S. 557. 
2) a. a. O. I. II. S. 910. 
2) Revidirter Entwurf des Prov. Rechts des Herzogthums Weſtphalen. Berla 
1837. (Als Handſchrift gedruckt.) Motive ©. 2. 
%) Jester (W. B.) diss. de indnle et jure instrumenti Judaeis usitati, ci 
Mamre nomen ext. Regiomont 1755. 
#) Revidirter Entwurf des Weſtoreußiſchen Prov. Rechts. (Als Handfhriftgebrudt.) 
Berlin 1837. Motive ©. 56. 
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hoben zu. achten, und hiernach anzunehmen fei,. bag, fo wie ber Jude nur: 
unter eben den Bedingungen als ein Kaufmann anzufehen, unter welchen ein. 
Chriſt dafür gelte, eben fo auc die Wechfelfähigkeit des einen wie bes andern 
von gleicher Bedingung abhängig fei; daß demnach ein jeber, der, einen Gewerbes. 
fein zum Handel habe, ald Kaufmann, und in diefer Eigenfchaft.als wechfelfähig. 
zu betrachten, und daß zu diefer Art der Wechfelfähigkeit keine andern Erforberniffe,, 
namentlich nicht der Beitritt zu einer Innung und Gilde nöthig feien ıc, 
(Zahrb. Bd. 2. ©, 197, Gräff Bd. 1. ©. 211.) 


b) Ebenfo das R. v. 18. Juni 1814, welches unten zu vergl. iſt. 


, c) In ben ehemals Sächfifchen Landestheilen ift jeder Jude mit dem 
zurüdgelegten 25 ſten Jahre wechfelfähig. Es beftimmt died dad Mandat 
v. 21, April 1724 (God. Aug. ll. S.2024, welches mit der Leipziger Wed» 
fel- Orb. v. 2. Oft. 1682, durch das R. v. 9. San. 1730, (Cod. Aug. 
Bortf. U. Thl. HI. S. 715) auch in den Laufigen publizirt ift. 


‚2) Rückſichtlich der Gültigkeit eines mit jüdifhen Schriftzügen unter. 
zeichneten Wechſels bemerkt dad N. des Juſt. Min. (Kircheifen) v. 
9, Mai 1818, 

Es bedarf über bie Srage: ob ein von einem jübifhen Staatsbürger mit jübifchen 
Schriftzuͤgen unterzeichneter, fonft vollſtaͤndiger Wechfel, den Wechſelprozeß begründen 
und ein folcher überhaupt als fchriftliches Dokument gelten könne, oder ob biefe Rechts⸗ 
wirkungen nur dann eintreten, wenn ein folcher Wechfel mit beutfchen oder lateinifchen 
Schriftzuͤgen unterfchrieben ift? der von bem K. O. 2. G. mittelft Ber. v. 17. Apri 
d. 3. angetragenen authentifchen Deklaration in keiner Art. ' 


Das A. P. % R., welches hinfichtlic, der zur Rechtsgültigkeit einer Willenserklärung 
nothwendigen Erforberniffe jeberzeit die Quelle der Entfcheidung bleibt, hat an Teiner 
einzigen Stelle vorgefchrieben, daß ein Wechiel, um die Wechſelkraft und das davon 
abhängige gerichtliche Verfahren zu begri'nden, in deutſcher ober lateiniſcher Sprache: 
ausgeftellt, oder mit deutſchen oder lateiniſchen Schriftzügen unterzeichnet fein muͤſſe. 
bob; Dispofition des Gefeges lautet vielmehr Th. II. Tit. 8. 8. 781, wörtlich nur 

ahin: v 
— blos mit Kreuzen oder andern Zeichen unterſchrieben ſind, haben keine 
igkeit; 
und der Verfaſſer der Materialien zur wiſſenſchaftlichen Erklaͤrung der Preuß. Landes⸗ 
eſetze deutet jene Dispoſition ſehr richtig, wenn er bemerkt, daß unter dergleichen unzuläſ⸗ 
* Zeichen fremde Buchſtaben und wirkliche Schriftzuͤge nicht verſtanden werden 
duͤrften. (C. f. Heft I. ©. 203. J. a.) Der Geſetzgeber ſelbſt beſtaͤtigt dies, indem er 
§. 784. I. a. feſtſtellt: 
das Vorgeben des Ausſtellers, daß er der Sorache, worin der Wechſel abgefaßt wor⸗ 
den, nicht kundig ſei, ſoll dem Inſtrumente nichts an ſeiner Wechſelkraft nehmen. 


Das K. Ob. &. G. hat ſich mit obiger Anſicht auch bereits in dem Ber. v. 17. v. M. 
im Allgemeinen einverſtanden erklärt; es behauptet aber, daß die rechtlichen Forderun⸗ 
gen daraus, nad) Emanirung des ©. v. 11. März 1812, auf die juͤdiſchen Staatsbuͤr⸗ 

er nicht mehr ausgedehnt werben Eönnten, weil felbige fortan verpflichtet wären, ſich 
Bei Abfaffung ihrer Verträge und rechtlichen Willengerklärungen der deutfchen oder einer 
anbern lebenden Sprache, und bei ihren Unterfchriften Feiner andern als deutfcher ober 
Lateinifher Schriftzüge zu bedienen. 
Das ſcheinbare Gewicht jener Behauptung verliert fi, wenn man erwägt, 


4) das das allegirte Gefeg hauptlähli nur von ben flaatsbürgerlichen. Ver: 
bältniffen der Zuben, fo wie von den Bedingungen handelt, unter denen fie der 
damit verfnüpften Rechte fortdauerd theilhaftig werden Eönnen 5 

2) daß es diejenigen Suden, welche die vorausgefesten Bedingungen nicht erfüllen, 
oder felbigen zuwider handeln, als fremde Juden angefehen und behandelt 
wiffen will. ($. 6.1, a.) 


Diefe Erwägung erledigt jeden Zweifel, welchen man rüdfichtlich ber jüdiſchen Staats: 
bürger, bei Zufammenftellung der VBorfchriften des A. L. R., ſowohl in allgemeiner pri⸗ 
vatrechtlicher Beziehung, als in fpecieller Hinfiht auf die Nechtögültigkeit der mit 
jüdifchen Schriftzügen von ihnen unterzeichneten Wechfel, haben könnte. Der Knoten 
findet fi in dem Ed. v. 11. Maͤrz 1312 felbft ſchon mit vieler Vorſicht aufgeldfet, indem 
es die feinen Vorſchriften entgegenhandelnden juͤdiſchen Staatöbärger ihrer aeniuaken 
Begünftigungen ipso jure verluftig erklärt, und fie in die Kategorie her Terminen then 
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zuruckwirft, weiche nach dem A. L. R. Thl. 13, Tit. 8. & 728. ohne Unterſchled ki 
ihren außgeftellten Wechſeln dem Wechfelrechte unterliegen, 

Vorftehende Auselnanderfegung wird das K. Ob. L. G. zu der Ueberzeugung führen, 
baf das in Sachen ber Kaufleute N. R. wider den jüdifchen Handelömann R. zu R. 
unter dem 27. März d. 3. erlaffeneReftript in feinem ganzen Umfange mit ben Geſetzen 


conform ift. | 

Auch ftehet folches mit Teinem bishero ergangenen mintiteriellen Berfuͤgungen in ı 
Widerſpruch. 

Die R. v. 17. Aug. 1813 und 18. Juni 1814 beziehen ſich nur auf die Wechſelfoͤhig⸗ 
keit der Juden, in ſoweit und fo langefie als jüdiſche Staatsbürger ju 
* ten find. Der concrete Fall ſtellt jederzeit erſt ben richtigen Gefichtöpunkt bis | 

e 
Das NR. v. 23. Juni 1812, worauf fi das K. Ob. &. G. fobann noch beruft, dient | 
fogar zur Beſtaͤrkung der oben entwidelten Grunbſätze. &8 wird basin ausbrädid 
geragt, daß das Ed. v. 141. März 1812, von ber Beobachtung feinen Borſchriften, ve | 
Fortdauer der den Juden beigelegten Eigenfchaft, ald Einländer und Staatstürge 
abhängig gemacht babe, und es wirb zugleich gemißbilligt, baß die Ehefrau des jüdiſchen 
Staatsbuͤrgers M. J., welche ein von ihr niedergelegtes Teſtament geflaͤndlich in jäbb 
ſcher Sprache niedergefchrieben hatte, nicht auf die für fie daraus entfpringenden nad 
theiligen Kolgen von dem Stabtgerichte zu Stargard aufmerkfam gemacht war. 

Ueber die Ratur diefer Kolgen, welche in ftaatsbürgerlicher Beziehung zwar niemal 
zweifelhaft find, in das privatrechtliche Verhaͤltniß aber, nach Berfchiedenhett bei me 
creten Falles, bald mehr, bald weniger eingreifend, ift von dem Chef der Juſtiz Tine bed 
richterliche Ermeffen vineulirende materielle Entfheibung ausgegangen, bie Weuriker 
lung berfelben muß vielmehr in ftreitigen Allen mit Ruͤckſicht auf die Norfcheißen ut 
©. v. 11. März 1812. $. 20 und 21 jederzeit den Eompetenten Gerichts höfen ikeiıfn 
bleiben. Jahrb. Bd. 11. ©. 222. Gräff Bd. 1. ©. 214.) ' 

3) In Betreff der Berüdfichtigung: der. jüdifchen Feiertage wb 
des Sabbaths beflimmen 

a) bei. Präfentation und Acceptation der Wechfel 


aa) die $$. 985— 990. Tit. 8. Thl. 1. &. R.: Wenn Pe 
ein Jude und ber Präfentant ein Chrift if, kann Letzerer den 
fel an einem Sonn, hoben Feſt- oder Bußtage zu präfentiren. mil 
verpflichtet werden, fondern kann, ohne Nachtheil feines Mechtö, da 
nächfifolgenden Werkeltag abwarten. Dagegen kann auch von eimm 
Juden während eined Sabbath oder folchen jüdifchen Heftes, an mb 
chem der Jude Feine Handlungsgefchäfte treiben darf, Die Acceptation 
eines auf ihn gezogenen Wechſels nicht verlangt werden, jedodh iſt de 
Jude an dena nächft vorhergehenden Werkeltage fich darüber auf Ber 
langen des Präfentanten zu erklären ſchuldig. 

bb) Diefe Beftimmungen gelten nach $. 24. des Ed. v. 11. März 1812 auf 
in.den alten Provinzen gegenwärtig noch, 

oc) Als folche Feiertage find nach der G. O. I. 10. $. 3%. und Ak 
$. 90. zu betrachten: zwei Neujahrötage, ein Werföhnungdtig, der 
erfte, zweite, fiebente, achte und neunte Lauberhütten-, der erfte, zweit, 
flebente und achte Oftertag, zwei Pfinafttage, der Tag vor dem jüd 
fchen Neujahr, der Tag des Andenkens an die Zerftörung [ver Ste 
Serufalem. | 
dd) Sräventi), Bielitze), Erelinger und Gräffs) nehmen an, bi 

der Zude zwar nach $. 871%) an den Tagen bed $. 987 Beine 3a‘ 















2) Komment. Bd. 6. ©. 491. 
s) Wechſel⸗R. S. 200. 


1) Kredit⸗G. Bd. 3. S. 373. 
9 S. unter sub b; 
I 
\ 
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dumg zu. leiften: brauche, Dagegen müſſe en fich an dieſen Wagen über 
die Acceptation eines Wechſels erflären, gleichviel, obſber Präs- 
fentant ein, Zube oder. ein Chriſt. Denn des $ 987 heſchränke die all⸗ 
gemsine Faflung deb.$.. 985 auf den Fall, wo der Bezonene sw Chriſt 
ift, weil fönft 8. 987 Beinen Gegenſatz finden würde. Diefer ſtelle ſich 
durch Dis: reſtriktive Auslegung des 6. 985 dahin, daß 


G.- Bi Chriſt, welcher Inhaber eines auf‘ einen: Fuden gezogenen 
Sschlelhift,, verlangen Eann; daß derſelbe an einem Canntage oder 
hriftlichen Fefltage acceptistcwerde; 

P: daß ein Jude ald Inhaber eines folhen Wechſeis niche nur 
berehtigrift, deſſen Acceptation an den: gedachten Sagen zu verr . 
langen, fondern fogar ben Wechſel präjubiriten würde, went ber, 
legte Tag der Präfentation auf einen Sonn« oder Zefttag fiele, und 
er den näthften Werkeltag hierzu attwarten, wollte. 

De führt Mathist). aus, daß ein: Jude fich: auch: am. den Tagen 

4:8: 987 Aber vie Acceptation: nicht zu erfläven- brauche, 

h) Beider Zahlung. | 

ar) Dad 8.8. beſtimmt 11.3; 96. 870 - 872. 

: 870. 1) ⸗einen Gonn⸗, ef: oder B ‚wohin- 

“ dh beroReuichesn La Gharkerttas gehören: ve — di —E 
ſten Werkeltag abwarten. 

$. 871. Es macht keinen Unterſchied, wenn auch der Schuldner einer andern ald der 

driſtlichen Religion zugethan wäre. 

9. 872, Trifft aber. der Zahlungstag auf einen Gonnabend ober jũdiſchen Jeiertage 
fo:muß:ein: Jube, wenn er auchfonft: hriflliche- Rechte erhalten bat, ſcham usbemb. 
zunaͤchſt vorbergebenden Werkeltage Zahlung: leiften: 

: 9.885.. Buben. mäften bei Wechſeln auf Breslauer: Meflen: oder: Märkten, ken Tag, 
vorx ber: Xusleutung ber Meſſe Bahlung leiten. . B 
bb) In den alten Provinzen find dieſe Beſtimmungen, welche in Setreff 

| Bu Zahlun n ben Juden. gegen. den, Chriften benadtheitigen, 

durch die 4 0. 24. des Ev. v. 11. März 1812. aufgehoben... && 

. wigh: daher daſelbſt ein: Wechſel, der. von. einem-Fuben. arcgptits. und 

ann Charfreitage: faͤllig it, erſt am Dienſttage nad). Dſtorm zahle 

bar ſein 99 | 
00). In Anſehung bes Refpecttage machen bie. Gefüge — 53, 1095. Biß. 
1097 — denfelben Grundfag für: Ehriften und Juden: geltend. 
4) Auch in Anfehung des Einwandes der nicht erhaltenen. Bahırtir bei: 
trocknen Wechſeln ſtelit bereits dad &. R. a. a. N. 8. 1243 den Juden dem 
Chriſten gleich. 
HI. 
j Dfandverkehr. | 
P) Schon das Juden⸗Regl. von 1730, $. 6. fiellte den Pfandverkehr der 
Juden unter befondere Kontrolle, was die. Grundlage der Beſtimmungen 
in’ den 66. 24— 26 des Gen. Juden⸗Priv. v. 17. Aprit 1750 wurde: Letz⸗ 
tere gingen über in bad Pfand: und Leih⸗Regl. v. 13. Maͤrz 1787, auf wel⸗ 


R Mathis, Br. Te ©. 554. 

2) Graͤvell, (Krebit-G, Bd 3. & 398.) Bielis, (Romment. 3b. 6. ©. 437.) 

und Grelinger und Gräff (Wechſel-R. S. 114.) nehmen an, daß der Wech⸗ 
fel am grünen Donnerftage zahlbar fei, allein fie haben art Tier zungfiite 
ten Beſtimmangen bes Ed. v. 11. Rn 181% Ührrieen. 
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ches das 8.8. 1: 20. 68. 63—270 Bezug nimmt. Erfteres beflimmt i 
den 68.16 — 23. | 


8. 16. Hat ein juͤdiſcher Pfandverleiher wiſſentlich geftoßtene Sachen zum Yfar 
angenommen, fo fol derfelbe, in fofern er nicht Staatsbürger ift, feines Schutzbrieft 
verluſtig erklärt und nebit den Seinigen aus dem Lande gefchafft werden. 


$. 17. Diejenige Gerichtsobrigkeit, welche einen nach diefer Vorſchrift zur Fortſchaffun 
ualifizirten jüdifchen Pfandverleiher ferner duldet, fol nicht nur wegen einer ſolche 
ontravention in fiskaliſchen Anfpruch genommen, fondern audy zur Selbfthaftung fü 
alle von ihm etwa nachher noch verlibte Betrügereien und Webervortheilungen und da 
daraus entfiandenen Schaden angehalten werben. . 


$. 18. Iſt ein folcher jübifcher Pfandverleiher nicht vermögend, das Pfand ſelbſt dem 
Gigenthümer wieder zu fchaffen, oder bei deffen. Ermangelung, den vollen Werth 
erfegen; fo ift die Judenſchaft des Orts ſchuldig, den Eigenthümer für biefen Werth un 
bie bei der Sache verwendeten Koften, zu entfchäbigen. 


$. 19. Von dieſer Vertretung fol die Judenſchaft nur in dem einzigen Falle befrat 
fein, wenn bie Xelteften nachweiſen können, daß fie alle in dem Gen. Juden⸗Regl, n 
ben übrigen Lanbeögefegen, und in dem gegenwärtigen Reglement ($. 79) 2 
ſchriebene Sorgfalt angewendet haben, um dergleichen Diebeshehler und li 
Geſindel in Zeiten zu entdecken und zur Fortſchaffung anzuzeigen. u 

$. 20. Kann nad) vorftehenden Grundfäßen dem Eigenthümer weber bad Wi 
ſelbſt zuruͤckgeſchafft, noch ihm zu feiner Entſchädigung von bem Pfandverlche air 
ber Zubenfchaft, verholfen werben; fo ift gegen den Pfandverleiher, welcher nidtp 
bürger ift, außer der Gaffation feines Schusbriefe® und noch vor feiner W 
aus dem Lande, mit Zuchthausftrafe nebft körperlicher Züchtigung, ober andere 
nißmäßiger Leibesftrafe zu verfahren. er 

$. 21. Iſt dagegen das Pfand felbft dem Eigenthümer zurück verichafft, ede Ma 
dafür vollftändige Schabloshaltung geleiftet worden, und es ift das erfte Mal, dale 
jüdifche Pfandverleiher auf dem Vergehen, geftohlene Sachen wilfentlich zum Ya 
angenommen zu haben, betroffen wird; fo foll, auf Borbitte der Zudenfchaft bed DM 
und nach Befund ber von felbiger zue Milderung ded Vergehens beigebrachten Griu 
und Umſtaͤnde, dem Richter erlaubt fein, die in dem $. 16 feflgefegte ordentliche in ie 
außerordentliche Gelb: oder Leibesftrafe zu verwandeln. 

$. 22. Wird aber ein folcher jübifcher Pfandverleiher auf einem dergleichen Verbreht 
zum zweiten Male betroffen; fo foll die gejegliche Strafe ($. 16 qq.) ohne wait: 
Schonung über ihn verhängt werben. F 

8.23. Kann der jüdiſche Pfandverleiher, welcher eine geftohlene Sache zum Ya 
angenommen bat, zwar feiner wirklichen Wiffenfhaft von diefer Qualität der Cd 
dagegen aber einer VBernachläßigung der in den $$ 6—10 vorgefchriebenen Prüfung 
Vorſicht überführt werden; fo foll bei dem erften Sontraventiongsfalle die Vorfchrift |. 
wiber ihn ftattfinden. Wenn er aber zum zweiten Male auf einer dergleichen Eontr 
tion betroffen wird; fo foll, in fofern er nidjt Staatsbürger ift, mit der in dem $. 14 
beftimmten ordentlichen Strafe der Kaflation feines Schugbriefs, auch feiner und IE 
Seinigen Fortſchaffung außer Landes verfabren werben. 

(N, C. C, de 11787. ©. 781. Rabe Bd. 1. Abth. 7. ©. 560.) 


N 

Diefe Beflimmungen wurden mobdificirt durch das Regl. v. 18. Juli 1a0l 
(N.C.C. Tom. XI. &.393. Rabe Bd VI. &. 554 fig.) Dies beftimmt im$ I; 
daß fünftig die Judengemeinden nicht mehr zum Shadenerfaß vervflictg 
feien, wenn ein Mitglied derfelben einen Diebftahl begeht, wiſſentlich geſich 
lene Sachen verhebit oder zum Prand nimmt und nihr des Vermögen: # 
den entflandenen Schaden zu erfegen, und demgemäß jeder hierin zwilde 
ben Alien und jüdifchen Gemeinden obwaltende Unterfchied aufgeht 

en fei. 

2) In Betreff der Juden in den alten Provinzen find die 85. 16—% 
durch das Ed. v. 11. März 1812 für gänzlid aufgehoben zu erachte 
(85. 7 und 20). Ebenfo Die 88 91 flg. des Regl., welche den jüpifhe 
Pfantleihern höhere Zinfen zugefteben und der $. 79, daß die Judenälteſte 
die Pfandbücher der Juden ihrer Gemeinde revidiren follen, 
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3) Für bie neuen und wieber erworbenen ‘Provinzen gelten fie bagegen 
noch mit der Einfchränkung durch das obige R. v. 18, Juli 1801. 


W | Be Zweiter Abſchnitt. v 
Wormelle Civil⸗Rechts⸗Verhaͤltniſſe. 
e j.. . 0 . 


tn &eftes Kapitel. | 
VE Gerichts ſtand der Juden. 


:. Zur Zeit der Publikation. der G. O. waren neben ben ’orbentlichen Gerichs 
ten noch fehr viele befondere für einzelne Klaffen von Perfonen. und Sat: 
kungen von Sacen. Zu den Erfieren gehörten auch die der jüdifchen Rab⸗ 
hiner und Aelteſten, welche Rechtöftreitigleiten unter Juden, wen diefe auf 
Befontere jüdifche religiöfe Gefege und Gebräuche Bezug hätten, mit der 
Wirkung entfchieden, Daß gegen ihre Entfcheidung der ordentliche Rechtsweg 
jederzeit ergriffen werden Eonnte!). nn 

Aus dem altdeutichen Verhältniffe, nach welchem die Juden Schutzunter⸗ 
thanen der landeäherrlihen Kammern waren, hatten fih an einigen 
Diten, z. Bin Berlin und Glogau, ein erimirter Gerichtöftand der Juden 
ebilter2). | ' | 
Duich den $. 29 des Ev. v. 11. März 1812, betr. die bürgerlichen Vers 
haͤltniſſe der Zuden, ift der erimirte Gerichtöftand aufgehoben. Nur in Bers 
lin behielten fie folchen noch bei. | 

Indeß hob auch hier ihn die K. ©. v. 17. April 1829 auf 8). 

c Auf Ihren gemeinfchaftlichen Ber. v. 1. d. M. genehmige Ich, nad) Ihrem Antrage, 
Mit Aufhebung der im $, 28. des ©. v. 11. März 1812, über die bürgerlihen Verhälts 
niffe der Zuden, enthaltenen Beftimmung, daß die Gerichtöbarkeit über die Juden in Ber⸗ 
in auf das Stadt⸗Gericht übergehe, mit der Maßgabe, daß die bereits rechtshän igen 
Uingelegenheiten im bisherigen Gerichtöftande beendigt werben: Ich überlafie Ihnen, 
dieſen Befehl durch die &. ©. bekannt zu machen und bie betreffenden Behörden demge⸗ 
aß amzuweifen. (G. ©, 1829. ©. 24.) 
Das R. ded Fürften Staats: Kanzlerd und des Juſtiz⸗-Min v. 25. Sept. 
1816 bob auch in Glog au die ausnahmsweiſe vom dortigen DO. L. ©. 
noch. übertragene Gerichtsbarkeit über die Juden auf. 
‚2 (Sahıb. Bd, 8. ©. 252. Gräff Bd. 2. ©. 19.) 
3Im Großberzogthbum Pofen ftehen die Juden In Betreff des Gerichts⸗ 
ftandes den chriftlichen Einwohnern nach der V. v. 1. Juni 1833 gleichfalls 
oollkommen gleich. | | J 
Daß auch die jüdiſchen Rabbiner Peine Befugniß haben actus jurisdictio- 
sis; voluntariae in Gemäßheit der jüdiſchen Ritualgeſetze zu beglaubigen, 
heſtimmte das R. v. 22. Dft. 1798. Ä 
(Stengel Bd. 10. ©. 187. Rabe Bd. 5. 8.281.) 


Da. A — 


; 2) Gen. Zuden»Priv. v. 17. April 1750. 8, 21. ſ. oben und Veſcheidung v. 5, Juni 
1757.(N. 0, C. T. 11. ©. 257.) 8.9.1.2. $. 40. 
2) Beicheid an ben Magiftrat zu Berlin v. 25. Mai 1702. (0. C. M. T. U. S. 1. 
Vaters Repert. II. S. 336.) ' 
s) Hiernad) ift das R. v. 2 März 1809, wegen bes Gerichtöftandes der Eonceffionirs 
ten Juden in Berlin (Mathis Bd. 8. ©. 95. Rabe Bd, 10. ©. 45). antia 
quirt. 
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weites Kapitel. 
DiewtzisverfahrtH: 


I. Beweis durch Zeugen, 


Suftinian in feiner die Juden Möglichkeit herabwürdigenden &% 
feßgebung, war auch der Eiffe, der Ihrem Zeugniffe die Beweiskraft nahat, 
In Sachen zwifchen Juden und Chriften wurde. das vom .Yuden zu fein 
Sunften vorgefchlagene Zeugniß eined Juden gar nicht angenomum!) 
Daflelbe verordnete noch die Maͤrkiſche Kaͤumergerichts D. v. 1709 Zit. # 
68. 8. 9.2), während die unten folgenden Beſtiumungen der Ser. O. ſi 
an die mülderen Beſtimmungen der deutfchen Prarid bielt*). War 
Produzent des jädifchen Zeugen die chüiſtliche Partei, fo rhurde derſfelbe p 

5 


afln5). 

In Prozeſſen zwiſchen Chriften, follte nach Juſtinian ebenfälls fan Ju 
als Zeuge zugelaſſen werben), wovon jedoch ſchon Wie deutſche Gerihb 
praxis abwieh?) und Eben fo die märkiſche Kammergerichts Ordmuage) a 
demnaͤchſt die A. G. O. 

Nur in dem Falle des Prozeſſes unter Juden eb Juſtinian das Ju] 
eined Juden zu). 

Rah der Ber. O. J. 10. $. 230. Ne. 12. können Juden in einer 
freite zwifchen einem Chriften und einem ihrer GlaubenſSgenoſſen um ſe 
von leßterem  ald Beweidzeugen vorgefchlagen werden, Bein ai 
Zeugniß ablegen, fondern werben nus der Erfundigung wege m 
dem Michrer abgehört. Wenn aber der vorgeſchlagene juüdiſche Zeug m 
einlaͤndiſcher Schutzjude iſt, und durch ein Atteft feiner Obrigfelt 
nigt wird, daß er noch nie eined Verbrechens wegen in Unterhuhung p 
wefen fei, übrigens aber aus den Umftänden erhellet, daß Berfelbe von 
Sache Wiſſenſchaft hat erhalten können; fo kann die eidliche Mthörmigad 
auf den Vorſchlag der jädiichen Partei etfolgen. Doch Tönen bergleidn 
jübifche Seugen, ſelbſt wenn ihrer mehrere find, niemals einen wollen Se 
weis zum Beſten der jüdifchen Partei gegen einen Chriften bewirken, ie 
dern ihre Audfagen verdienen nur in ſoweit Rückſicht, als ſie mit ben Anh 
fagen anderer chriftlichen Zeugen übereinſtimmen. chri ſtlech en dir 
toi ſteht es ebenfalls frei, jüdiſche Zeugen in Vorſchlag zu hir 
gen, welche jedoeh ebenfalls als vollgültige Zeugen nicht zum beterin 
find. Diefe Qualität gebührt ihnen nur alddarmm, wenn ber Prog ® 
welchem fie abgehört werben, bloß unter Parteien ihier Natlon gt 
wird. Webrigens niacht es bei der Beurtheilunge ob sin jüdiſcher Zar 





2 1. 21. Cod. de haeret. und in der Nov. 45. c. I, 


Bd. 67. P- 247. “ 
. -#) Nov. 48: 0.2; — 
) 1.21. C. de Haeret. Nov. 45. c. 1. 
3 Muæarard ds probrit. a: DAS. Mr. 6. 
») 1. 21. Cod. 1. c. und Nov. Ad. c. 1, 
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gültig fei, und welches Gewicht feine Ausſage habe, Beinen Untevfchieb, 
wenn auch dem Zeugen oder ber Partei die Rechte der hrifllichen 
Kaufleute beigelegt wären. Wol aber fleht einem Juden, weldem bie 
Rechte hriftliher Bürger überhaupt nach ihrem ganzen Umfange 
Fr en —— —* ey bie Gültigkeit eines in 
Urgerlihen Rechtöangelegenheiten abzulegenden Zeugnifles, nicht entgegen. 
nid Befchränfungen find zules uni an 
1) in Betzeff der alten Provingen dutch das Eb. v. 11. Mär 1812 
aufgehoben und der $. 88 des Anh. zur G. O. hebt fie überhaupt ruͤckſicht⸗ 
U ber Juden, welche die Rechte der Dreußifchen Staatsbürger erlangt, auf, 
daß fie mithin auch in allen anderen Landestheilen nicht gelten, wo bie 
x. D. eingeführt und bie Juden Staatöblirger find. 
2) Die 8. v. 30. Mat u. 13. Okt. 1812 beflimmten bereitd in erfterer 


Beziehung daſſelhe. (Jahrb. Bd. 1. S. 60. 269. Graͤff Bb. 2.S. 108. 104.) 
ie lauten: 


d, 
Ans dem von dem K. Kammergerichte unter bem 21. d. M. erflatteten MVerichte iſt 
erſehen worden, welche Verfchiedenheit der Meinungen bei dem Kollegio Über bie Frage 


5 
ob feit Emanirung des Ed. der bürgerlichen Verhältniffe ber Juden v. 11. März 
1812 ein Jude, weldyer die in den $$. 1 und 2 diefed Ed. heftimmte Eigenfchaften 
bat, ein gültiger Inſtrumentszeuge fei? 

Es wird ben Kollegio darauf eröffnet, daß die Meinung derjenigen Mitglieder 
defjelben, welche die aufgeworfene Frage bejahen, nach dem $. 20. des angegogenen 
Fdiete, wofelbit die Regel feftgefegt it, daB die privatrechtlichen Verhältniffe der Juden 
nah eben den Seſetzen zu beurtheilen feien, welche andern preußiſchen Stadtsbärgern 

ur Richtſchnur dienen, volllommen gegründet, der dagegen aus dem $. 23. bed anges 
—2*8* Watte hergenommene Zweifel aber ganz unerheblich iſt, Indem daſelbſt den 
Beugaiflen ber Juden nur in Sriminalfällen die vole Glaubwürdigkeit, und zwar 
en abgefprochen wird, weil anzunehmen ift, daß der Zube in den erwähnten Cri⸗ 
minalfällen nach den Grundſaͤtzen feiner Religion zu einem eidlichen Zeugniſſe nicht an⸗ 
wehelten, eben Larum aber feinen freiwilligen Ausfagen Bein völliger Glaube beigelegt 
zden könne; wogegen bie Beweiskraft der jüdifchen Zeugniſſe in Eivilfällen unbe⸗ 
(nein iünd eben darum die Vorſchrift der allgemeinen Girihtsordnung Thl. I. 

. 18. $. 230. Str. 12. in das Edift mit gutem Vorbedacht nicht aufgenommen, ſon⸗ 
deen nad) der in dem Gingange enthaltenen allgemeinen Beftimmung für aufgehoben 


m anıten it | a 
b) R. v. 13. Oft. 1812 an das K. Stadtgericht in Berlin. 

Dem biefigen K. Stadtgerichte wird auf den, auf Veranlaſſung der Vorſtellung der 
en der bicfigen Judenſchaft v. 12. v. M. in ber Rechtsfache des Juden N. zu N. 
den ſich hier aufhaltenden meklenburgifchen Pferdehänbler N. gegen das Dekret 

Kollegii v. 6. ejusd. unterm 27. eritattete Bericht, hierdurch zum Beſcheid ertbeilt, 

ie Vorſchrift der allg. Ger. Ordn. Thl. I. Zit. 10. 8. 280. Rr, 12., wornad) die 
agen der Zuden in Cidil⸗Sachen niemals einen vollen Beweis zum Bellen der 

Miſchen Partei gegen einen Shriften bewirken follen, durch das Ed. v. 11. März d. 3. 

Serdings aufgehoben if, und die Faſſung der 65. 20—27. deutlich zu erkennen giebt, 

nur die VBorichriften der allgemeinen Gerichtsordnung in Anfehung ber Foxm der 

iffung und in Nüdjicht der Griminalfältle beibehalten; in Betziehung auf die 
uswürbigkeit der Ausfagen der Juden in Civil⸗Sachen hingegen bem Auden völlig 
he Rechte mit andern Staatsbürgern beigelegt worden, da die Wirkung des Zeugen⸗ 

in Civil⸗Sachen wegen ber Verfchiedenheit der Religions: Begriffe und des Kuls 
3u8 deinesweges an befondere gefegliche Beflimmungen nothwenbig gebunden: ifte 

43) Zür Das Großherzogthum Pofen hebt jene Belchränfungen der $. 20 

de 8. v. 1. Juni 1833 auf. 

4) In Reuvorpommern find die Juden nach vem Patente von 1799 
Allgemein den Statutarrechten ded Drt3 unterworfen, wo fie ihren Wohnfig 
baden, und ſoweit diefe nicht ausreichen, gelten bie allgemeinen Landedges 
fee und das gemeine Recht, alfo auch in Betreff der Glaubwürbigkeit der 


Juden bei nothwendigen und Zeugeneiden. Beſondere Beſchraͤnkungen 


Pit 
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—— der hieraus von ſelbſt folgenden Rechte exiſtiren nid 
Bergl. Herüber bt. I, Abthl. IL. Abſchn. VI. und Bornemann bei Koh 
a. a. D. S. 


I. Beweis durch den Eid, 


Moses Maimonides de juramentis secundum leges Hebraeorum, Edit. Miegl. 
1672 


Moller de judaicorum juramentorum a Christianis tam receptorum quam exaclorum 
fide et moralitate. Altd, 1698. - - 

Wildvogel de juramentis judaeorum, Jena 1720. 

Taufenberg, juramenti judaeorum formula, oder der Yubeneid, barinnen ihre bie 
herige Art gegen die Ehriften zu fchwören, als falfch verworfen, und bagegen an⸗ 
dere Art gezeiget wird, mit angehängtem Beweiſe, daß ein Jude ſchuldig ſei, gege 
‚bie Chriften eben fo wie gegen einen andern Juden zu ſchwören. Negensburg und 

Wernigerode 1723 fol, u, Gieff. und Ffrth. 1729. 4. 

St anlor de jurejurando, secundem disciplinam Ebraeorum (vom SIubeneie) 

eipz. 1730, 

Kayser de juramentis judaeorum. Giess. 1741. 

Heißler, Erörterung der Frage: ob die Zulaffung eines Judeneides wiber einen Gh 

ſten bedenklich fei. Halle 1778. " 

Bodenjhag, Unterricht über den Zudeneid, Ein Anhang zu Seidlers Eideiverwen 

- nungen. Erlang. 1791. 

Dfan, über den Werth des Judeneides vor hriftlichen Obrigkeiten. 1794. 

Paalzow, de solennitatibus observandis in juramentis judaeorum. Obses. ad ju 
Boruss. fasc. 1. obs. VIII. p. 46. 

Koch, a. a. O. ©. 93 ff. 


. Darüber, wie die Eide der Juden abgeleiftet werben follen, find tm 
Mefentlichen nach: 

1) in der A. Ger. Ord. 1. 10. 88. 317— 351. nachfolgende Worfchriften 
gegeben, welche nach $. 20 des Ep. v. 11. März 1812 und $. 20 der 8. 
v. 1. Zuni 1833 auch heut noch zu beobachten find. 


Alle Eide der Juden, die ihnen von dem Gegentheile zu: oder zurüde 
fhoben, „der von dem Richter auferlegt worden, müffen in der Synagoge 
oder Schule abgeleiftet werden). An Orten, wo feine eigentliche Eduk 
fi befindet, muß die Ableiftung des Eides in demjenigen Zimmer oder an 
dern Privargelaffe geſchehen, wo die dafelbft wohnenden Suden ihre gotteh 
dienftlihe Zufammenkünfte zu halten pflegen 2). 


I) Die Synagoge tft zu dieſem Zwecke auch fremden Juden zu geſtatten. Vergl. 
die K. O. v. 30. April 1837 Thl. I. Abthl. I. Abfchn. X. Kap. I. sub III. A. 

2) Gutachten der jüdifchen Gerichte zu Berlin v. 15. Aug. 1805, betr. den Ort, m 
gültig Judeneide abgeleiftet werben können. 

Auf Anfuchen des hiefigen Herrn S. X. L. geben wir demſelben bas nad 
Allerhöchftem Decreto eines Königl. Hochpreißl. Kammergerichts erforberlit 
Gutachten über das zu jüdifchen Eiden erforderliche Lokale. 

Bereits im Jahre 1802 haben wir auf Befehl Sr. Ercellenz bes Heren Grob 
kanzlers über diefen Gegenftand einen Bericht abgeftattet, deffen weſentliche 
Inhalt wir bier zuförderft wiederholen: 

Die Ableiftung des Zuden»Eides in der Synagoge ift deswegen eingeführt, 
weil: 

1) die Thora dabei erforberlich, und man biefe nur in hoͤchſt dringenden Fällus 
von einem Ort zum andern bringt, und weil 
die Keierlichkeit der Handlung burd das Ehrwuͤrdige des Orts vermeht 
wird, und der Eindrud, welden bie Synagoge auf jeden Sfraeliten macht 
ihn noch mehr von einem, in moralifcher, religtöfer und bürgerlicher Hinf 
gleich großen Verbrechen abichredt. Daß 

8) der Rame Adenai in dem Verſe 8 Kap. 16 der Pfalmen, welcher fic anf 
einer Tafel vor dem Kantor befindet, ein unerlaͤßliches Erforderniß ifl, giet 
keinen triftigen Grund in jener Rücficht, weil denfelben Dienft je 
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Den Fall dringender Nothwendigkeit ausgenommen, müffen die Juden an 
bbath⸗, Feſt⸗ und Buß-Tagen mit Eidesleiftungen verfchont werden; der 
hen Fefttage find: zwei Neujahrstage, ein Werföhnungstag, der erfte, 
ite, fiebente, achte und neunte Sauberhütten, der erfte, zweite; fiebente 
achte Oftertag und zwei Pfingfitage; der Tag vor dem jüifchen Net 
: und der Tag bed Andenken an die Stadt Serufalem, Die jüdifchen 
Btage nehmen mit dem erften jübifchen Neujahrötage ihren Anfang, und 
igen fich mit dem Berföhnungsfefle. Unter allen übrigen Lagen bleibt 
Auswahl bed Zermind zur Eidesleiflung dem Richter lediglich anheim⸗ 
ellt, doch hat ed an Orten, wo es bißher üblich geweſen, die Judeneide 
en Montage oder Donnerftage abzunehmen, babei ferner fein Bes 
en!). 
u jeder Gidedleiflung muß der Schwörende zwei Zeugen mitbringen; 
‚ muß ber Rabbiner ded Orts, oder ein jüdifcher Aſſeſſor oder Gelehrter 
märtig fein; dieſer Rabbiner, Affeffor oder Gelehrter kann im Noth: 
: zugleich Die Stelle des zweiten Zeugen vertreten. Iſt die Gegenpartei 
Schwörenden ein im Orte fi aufhaltender Jude, fo muß auch diefer 
ber Eidesleiſtung in Perfon erfcheinen, welchem ſodann durch den 


gehrudte Buch, worin biefer Name mit feinen Mitlautern flebet, vers 
ten Tann. 

Kicht alfo, wie Stengel in feinen Beiträgen Bb. 13, ©. 345 fagt — wo. 
das Gutachten v. 5. Mat 1801 abgebrudt ift — dieſer letzte Umftand, fondern 
jene erftere haben das im A. L. R. Thl. 1. Zit. 10. $. 317 und 318 befindliche 
Geſetz veranlagt, nach welchem 

Sudeneide in der Synagoge und in Ermangelung berfelben, in einem zu got: 

tesbienftlihen Handlungen angewiefenen Orte abgehalten werden müffen. 

Vollkommen einverftanden mit den Gründen diefes Geſetzes, können wir von 
der Gidesleiftung in der Synagoge nur alsdann bispenfiren, wenn ein Arzt 
gefeglich atteftirt: 

daß der Schwörende fich nicht ohne Gefahr für feine Gefundheit dahin beges 

ben könne. 

Diefer allgemeinen Borausfegung zufolge, erflären wir im vorliegenden alle 
den Herrn S. X. L. allerdings für verbunden, ben zu leiftenden Eid in der bie: 
figen’großen Synagoge abzulegen, wofern er nicht, wie oben erwähnt, ein Zeug» 
niß des Arztes über die für ihn daraus entftehende Gefahr beibringen kann. 
Aber auch in diefem Kalle müßte er die Eidesleiftung in irgend einem nähern und 
gefündern Bethaufe verrichten, wenn cr nicht durch Atteft bed Arztes erweiös 
lich macht, daß fein Eörperlicher Zuftand aud) diefe Bewegung’ nicht ertrage. 

Wenn diefe Attefte beigebracht werben, und Hr. ıc. £. zur Eidesleiftung in 
feinem Haufe zugelafien wird, fo ift hierbei erforderlich, daß 


1) aleinder aligemeinen Gerichtsordnung Thl. 1. Zit. 10. 88.517 sqq. vorge: 
fchriebene Kormalitäten auf das genauefte beobachtet werden, bie Thora, das 
Waſchen der Hände u, dergl. und auch der oberwähnte Vers 8. Kap. 16 der 
Pfalmen in einem gedruckten Buche vorgezeigt werde, und daß 

2) ber hierzu requirirte jüdiſche Gelehrte dem Schwörenden bei Vorlefung der 
Bermahnungen den Umftand deutlich ans Herz lege, wie die Wichtigkeit des 
gu leiftenden Eides und das Schändliche und Straffällige eines Meineibes 

urch das Profane bes Lokale nicht im gerinaften geſchwächt werde, und daß, 
wenn ihm wegen feiner Kränklichkeit und feines hoben Alters geftattet wirb, 
diefen Eid außerhalb des gewöhnlichen Ortes zu leiften, eben diefer Umftand 
ihn aud an den furchtbaren Richter uͤber Leben und Tod, den Räder des 
Meineides um fo lebhafter erinnern muͤſſe. 
(Mathis Bd.2. ©. 38, 2. Abſchn. Rabe Bd. 7. &. 612.) 
Vergi. hierüber aud) das Gutachten des Ob. £. Rabbiner v. 5. Mai 1812 bei 
Heinemann I. 304. 


2) A. G. O. Thl. 1. Zit. 10. $$. 317823. und Anh. 8. 90. 
BL. VIE Bp. 3. Die Berbältniffe ver Fuden. AL 
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Rabbiner, Affeffor oder Gelehrten bie Siraſe des Baumes weh, 
wenn er etvon ohae Grund auf der Eldeblei ſiung beflätide, und auß derſelbi 
— gr Giekeifeng Dur Somofaung dr ge m ber Ang 
inde 1 
—E der Gebetfchnuc vorbereiten. Sei den Gideblriſtumen 


2) Zn Betreff dieſer Miſtenz jübifcher Gelehrten beſtimmt: J 
a) Bar be nen (0 Sieden) an das K.D. 2. G. zu Brain 
Ant van Berichte ded Rönisl. D. e. G. zu Brsslum v. 28. v. @. ührik 
— bes Rommigenit ©. iſt gu erfehen, dig daffelbe der Rinng it, uf 

bie jhbifchen Gelehrten im Fall ihrer ferneren Weigerung durch Zroange 
ur Aſſiſtenz bei bem von dem ©. zu leiftenden Eibe mmankaken Babe die 
ötting nach ben Gefchen für gegründet zu achten, indent die Ben: {det 

Miiigkelt Aare Merfin zut Sibericikun unb bie Wi 1e8 gefei 
-Gides kei vom ber anmaßlicyen Gniſcheidung der Rabbiner umd‘rübilds 
Selehrten abhängig, ſondern lediglich dem Ermeſſen der Ohrigkeit mad ‚bın 
Vorſchriften bes bürgerlichen Rechts zu überlafien, biernach aben ber x. 0, 

vwegen feiner Berheirathung mit efner gefdhtebenen Ftau und ferner 

Aushang von Aavon für unfähig zur Ahleiſtung eines Eibes nicht zu ball, 
am wenigften aber ben Rabbinern und jübifen Gelehrten bie Befuamif die 
räumen it, in Givil-Streitigkeiten den Fortgang bes rechtlichen Verfi durd 
Verweigerung der ihnen nad) ber Allg. Gerichte ordn. Thl. I. Tit. ehr 
wi * 





obliegenden onen zu hemmen, und die Definitiv⸗Eutſcheidung 
wenbungen, bie nur das Gemwiflen des Schwörenben unb das. Interefe 
Gegnens angehen, zu verzögern, fo Hat bas Königl. Dbersfanbeögesicgt hie Sak 
biner und, bie judiſchen Gelehrten nahbrüdlich-zurechtzumeifen umd ‚weiter in de 
Sage rechtiich zu verfahren. (Zahıb, Bd. 1. ©. 62. Gcäff 3b. 2. ©. 16) 
b) Vergl. auch das R. v. 29. Juli 1825 oben Thl. I. Abthl 1. Män.\. 
Kap. II. sub 1. C. 2. S. 149. 
©) R. v. 13. Febr. 1828, betr. die bei Eidesleiftungen der Juden zuguzieheke 
NReligionsbeamten. 


Dem K. Oberlandeögeriht wirb auf den Ber. v. 14. Okt. v. I. wegen is 
bei Eidesleiftungen jüdlfcher Glaubensgenoflen in ben SBroningianfhter ww. 
ziehenden jübifchen Religionsbeamten, im Einverftändnig mit —A 
der geiftlichen %ı elegenheiten, unter abfchriftlicher Mitteilung des darauf Bo 
zug babenden Sehe end v. 11. März v. J. eröffnet, daß in Fällen ber betrefw 
den Art Seitens der Gerichte von ben Aelteften oder Worfkehern der Jubn-Be 
meinde jedes Orts eine Erklärung darüber zu erfordern ift: weldher Perfon W, 
fic) als eines Rabbiners, Affeffors oder fogenannten jübifchen Gelcheten betirk 

Das bezogene Schreiben des Minift. d. C. lautet dahin: 

Ew. Ere. beehren wir uns, auf den zur Aeußerung gefälligft mitgetheilra 
Bericht bes König. Kammergerihts v. 27. Ian, —F ven der: bei Gibehld 
ftungen jübifjer Gtaubensgenoffen in den proinziatftäbten gupuziehenbe - 
jüdiihen Religionsbeamten, ganz ergebenft zu erwiedern, baß ben Gerichten a 
den Källen ber betreffenden Art nur übrig bleiben wird, von ben Aelteften cb@ 
Vorſtehern ber Juben-Gemeinde jedes Orts eine Grölärung barüber zu erforb 
welcher Perfon fie fid) als eines Rabbiners, Affeffors oder fogenannten jübilie 
Gelehrten bedient. Denn da bie jüdiſche Religion in unferem Staate [%) 
bulbet wirb, fo haben bie Belenner berfelben keine kirchliche Dffigianten, 
als foldhe von der Obrigkeit anzuerkennen oder zu beftätigen wären. Die 
der Perfonen, deren bie Suben-Gemeinden ſich zu ihren Eichlichen Verrich 
ober fonftigen zeligiöfen Gebräuchen bedienen wollen, ift lediglich ihnen 
überlaffeh, und es kdunen daher auch nur die Gemeinde-Vorfteher ober Aelt 
Auskunft darüber geben, wer biefe Perfonen find, 

(At. des Juftizmin. Gen. J. Nro. 24, Vol, 1. fol. 91 und 108. 

4) R. v. 6. Mai 1833, Die Eibesabnayme-Gebüßten der Rabbiner und‘ 
Beglaubten — zu den baaren, allenfalls aus ben Gerichts⸗S 
Kaſſen zu beſtreitenden Auslagen. 

(Jahtb. 3b. 44. &. 426.. Gräfk Bo. 6.6. 224.) 
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* Jadpen bebarf ed der Anlegung des Gebetmantels und der Gebet⸗ 
r nicht ). 
Vor wirklicher Ableiſtung des Eides muß der Rabbiner oder Gelehrte 
m Schwörenden nachſtehende Warnung vorhalten: 
„Ein jeder gläubige Iſraelit ift ſchuldig, der Obrigkeit, fie fei jüdifch ober 
chriſtlich, bei Nechtöftreitigkeiten die Wahrheit zu geflshen, und folche auf 
ihr Begehren, mit einem Eide zu befräftigen. in von ber chriftlichen 
Obrigkeit geforderter Eid ift alfo, nad) der Lehre der Rabbiner, für feinen 
unrechtmäßiger Weife erzwungenen Eid zu achten. Wer daher die 
chriſtliche Obrigkeit Durch einen falfchen Eid hintergoht, oder Dabei etwas 
anders dent, ald er fagt, der entheiligt den Namen Gottes und begeht 
einen Meineid. Der Meineid ift dad ſchrecklichſte Verbrechen, deflen ſich 
ber Menſch fchuldig machen fann. Die ganze fittliche Welt berubet, (wie 
die Rabbiner fagen) auf dreierlei, auf Recht, Wahrheit und Frieden. 
Ungerechtigkeit und Lügen find alfo ſchon an fich fetbit höchſt firafbare 
Berbrechen, indem fie die Zerrüttung der fittlichen Welt zur folge haben. 
Bei einem Meineide kommt dee Frevel dazu, daß der Meineibige den 
Wett der Wahrheit zum Beugen ber Unwahrheit, und den Gott der Ge⸗ 
sechtigkeit felbft zus Beſtrafung der Ungerechtigkeit auffordert, und alfo 
den Namen des Allerhöcften bei einer fehr ſchändlichen That mißbraucht. 
Daher au bie ganze Welt exichüttert worden, atd der Mott unſerer 
Vaͤcer auf dem Berge Sinai die Worte hat hören laſſen; 
Datolfi den Namen bed Ewigen beined Gottes nicht bei einex Un⸗ 
wahheit mißbrauchen. 
Wenn jeher andere Verbrecher durch Buße und Sinnesänderung yon 
ber Strafe Gottes fich befreien kann, fo kann doch des Meineidige durch 
die ſtaͤrkſte Buße ohne hinlänglichen Erſatz keine Vergebung hoffen: Denn 
es heißt ausbrüdlich: | 
Der Ewige, dein Gott, wird denjenigen nicht ungeftraft laſſen, bex ſei⸗ 
nen Namen bei einer Unwahrheit mißbraucht. 
Bei einem jeden andern Verbrechen trifft die Strafe blos den &ünber 
imd die Mitſchuldigen, oder bie dem Uebel hätten feuern können; bei 
dien Meineive aber leidet die ganze Yamilie des Verbrechers; ja das 
NY Land, in welchem er wohnt, empfindet die darauf folgende goͤtt⸗ 
ße Strafe, 
Bei einem jeden andern Verbrechen wird bem Verbrecher bfterd durch 
die Bangmuth des barmberzigen Gottes eine Zeitlang nachgefehenz auf 
nen Meineid aber folgt die Strafe unverzüglich und alſofort; denn fo 
"Sißt es in dem Propheten Zacharias Kap. 5.8.4. 
Ich will dem Fluch hervorbringen, fpricht dee Herr Zebaotch, daß er 
fo kommen über Dad Haus des Diebes und Über daB Hans derer, bie 
Hei meinem Namen fälfchlich ſchwoͤren, und er ſoll bleiben in ihrem 
1 e und foll ed vergebren, fammt feinem Hol; und Steinen.” 
G. D. a. a. O. §. 39 .) 
m Rabbiner oder Gelehrten fleht es frei, dieſer vorgeichriebenen War⸗ 
noch andere fchidliche, den Umftänden angemeffene Vermahnungen 
nbde beizufügen. Nach der Admonition muß die dabei gegenwaͤrtige 
kerichtöperfon, mit Beihülfe des jübifchen Gelehrten, bie Sübne nochmals 





1) A. G. D. Th. J. Tit. 10. 8. 324—329, und Anh. 8. 91. Die Gutachten, auf 
Grund deren die letzterwaͤhnte Beſtimmung in den Anh. aufgenommen wurde 
- (aus dem Jahre 4799), vergl, Amelangs Archiv III. S. 152, Heinemann T.&.7R%. 


a 
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verfwchen; Läuft diefer Werfuch fruchtlos ab, und belebt alfo der Gegm 
theil auf der Ableiflung des Eides; fo rufen die anmwefenden Juden einan 
der zu: 

zichet von dem Aufenthalte dieſer frevelhaften Leute! 
worauf ſich alle Juden, bis auf den Rabbiner oder Aſſeſſor und die Zeugen 
entfernen. Der Rabbiner oder Aſſeſſor redet hierauf den Schwörenben an: 

Wiſſe, daß du nicht. nach deinem Sinne und deiner Auslegung de 
Worte; fondern nach dem Verſtande, den wie und die Richter mit 
den Worten verbinden, den Eid ablegeft. 

Nach diefer zweiten Ermahnung tritt der Schwörende vor den Beck 
ſchrank, der Klopfer öffnet die Thüre ded Schranks, nimmt eine bekleidet | 
Thora heraus und giebt fie dem Schwörenden in den Arm; al&bann win | 
dem Schwörenden, wenn derfelbe Sefchriebenes Iefen kann, die Korme ii | 
Eided, welchen er ableiften foll, in Die Hand gegeben, und er eröffnet da 
Schwur mit den Worten: 

Ich ſchwöre bei Adonai dem Gott Iſraels ıc. 

Am Schiuffe des Eides wird die Bekräftigungsformel beigefügt: . 
wenn ich falfch ſchwöre, fo müſſen mich alle die Strafen tuffı, 
= welche mirinbergefchehenen Bermahnung angebeutetworden, Amen 
In der Eidedformel muß dad Wort Adonat mit den hebräiſchen Witen 
ten des Worts Jehovah verzeichnet fein. (X. G. O. a. a. D. 85. SU.) 

Es verfteht fich von felbft, daß wenn der Schwörendbe der Yeskkm 
Sprache nicht Tundig tft, die Eibesformel, mit Inbegriff vorgebadte Ir 
fangsworte, in feine Sprache durch einen vereideten Dolmetſcher überfdt 
‚werden, unb.diefer Eettere der Eidesabnahme beimohnen müffe. 
8.8.0.0. O. $. 838,) 

Es muß aber derjenige, welcher den Eid abnimmt, das Wort Are 
nicht mit vorfagen; fondern nur gedachtes Wort auf der in ber Schuek 
findlichen Tafel dem Schwörenden vorzeigen, bamit er ſolches felbft ab 
fpreche, weil die Wiederholung ded Worts Adonai bei einerlet Handin 
nach jüdischen Religions: Srundfägen für fündhaft angefehen wird. 

Um die Eideshandlung nicht zu unterbrechen, muß derjenige, welder da 
Eid abnimmt, den Schwörenden wegen dieſes Umſtandes vorläufig m 
terrichten. 

Die bei der Eidesleiſtung gegenwärtige chriſtliche Gerichtsperſon unf 
den ganzen Vorgang umfländlic) zum Protokoll verzeichnen, und 


Acht geben, daß der Eid diefer Vorfchrift gemiß abgenommen werde. 
(. 6. D. a. a. D. $$. 338—342.) 


In Sachen der Juden gegen Juden bedarf es bei jüdifchen Zeugen fand ſ 
Eided, fondern ed werden dem Zeugen nur die zehn Gebote, und bie m f. 
Mofaifhen Gefege ausdrücklich befohlne Pflicht, ald Zeuge die Wahke 
zu fagen, von dem Rabbiner oder Gelehrten ernftlih zu Gemüthe gefühl 

Wenn Chriften bei einer Rechtöfache ein Intereffe haben, fo konnen a 
die jüdifchen Zeugen der Ableiftung des förmlichen Zeugeneives fih MR > 
entziehen. Die Abnahme ded Eides gefchieht alddann ebenfalls mit pl 
bung eined Rabbinen oder jüdifchem Affefford umd der Zeugen, auh u 
den vorbemeikten bei andern Judeneiden vorgefchriebenen Keierlichkät 

(4. G. D. a. a. O. $. 343—345.) 

Dagegen aber darf 

1) der Zeugeneib nicht nothwendig in ber Schule, fondern erfunned 

an gewöhnlicher Gerichtöftätte abgeleiftet werden. 

2) Es bedarf nicht des vorgefchriebenen Sühneverfuche, Zurufs und | 

wiederholten Admonition. 
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gültig ſei, und welches Gewicht feine Ausſage habe, keinen Untevichied, 
wenn auch dem Zeugen oder ber Partei die Rechte der chriſtlichen 
Kaufleute beigelegt wären. Wol aber fteht einem Juden, welchem die 
Rechte chriſtlicher Bürger überhaupt nach ihrem ganzen Umfange 
beigelegt worden, feine Religion, in Rüdicht auf bie Gültigkeit eines In 
bürgerlichen Rechtöangelegenheiten abzulegenden Zeugniſſes, nicht entgegen 
Diele Beichränkungen find 

1) in Wetzeff der alten Provinzen durch das Eu, v. 11. März 1812 
aufgehoben und der $. 88 des Anh. zur G. O. hebt.ffe überhaupe ruckſicht⸗ 
lich der Juden, melde die Rechte der —— bürger erlangt, auf, 
jo daB fie mithin auch in allen anderen Banveötheilen nicht gelten, wo bie 
Ser. D. eingeführt und bie Juden Staatsbürtger find. 

2) Die R. v. 30. Mai u. 13. Okt. 1812 beflimmiten bereit in eifterer 


BBejichung daſſelhe. (Jahrb. Bd. 1. ©. 60. 269. Graͤff Bb. 2 S. 108. 104.) 
ie lauten: 


A4. 

Aus dem von dem K. Kammergerichte unter dem 21. d. M. erſtatteten Berichte iſt 
— worden, welche Verſchiedenheit der Meinungen dei dem Kollegio über die Frage 

waltet; 

ob ſeit Emanirung des Ed. ber buͤrgerlichen Verhaͤltniſſe der Juden v. 41. März 
1812 ein Jude, welcher bie in den $$. 1 und 2 dieſes Ed. beſtimmte Eigenſchaften 
hat, ein gültiger .Bniteumentözenge fei? 

Es wird den Kollegio darauf eröffnet, daß bie Meinung. berjenign Mitglitber 
beffelben, weldye die aufgeworfene Frage bejahen, nad) dem $. 20. bes angezogenen 
Edikts, wofelbit die Regel feſtgeſetzt iſt, dab bie privatrechtlichen Verhältniffe der Juden 
nach eben den Geſetzen zu beurteilen felen, welche andern preußifhen Stadtstürgern 
ur Richtfehnur dienen, volllommen gegründet, ber bagegen aus dem $. 23. des anges 

rien Edikts Kergenommene Zweifel aber ganz unesheblich ift, indem bafelbft den 
Zeugniffen der Suben nur in Griminalfällen bie volle Glaubwürdigkeit, und zwar 

eswegen abgefprochen wird, weil anzunehmen tft, baf der Zube in deu erwähnten Cri⸗ 
minalfällen nad) den Grundfägen feiner Religion zu einem eidlichen Zeugniffe nicht arte 
gehalten, eben Larum aber feinen freiwilligen Ausfagen Bein völliger Glaube beigelegt 
werben könne; wogegen Yie Beweiskraft der juͤdiſchen Zeugniffe in Civilfällen unbe⸗ 
Irak und eben darum die Vorfchrift der allgemeinen Girihtöordnung Thl. I. 

tt. 10. $. 230. Nr. 12. in das Edikt mit gutem Vorbedacht nicht aufgenommen, fons 
dern Pr PN in bem Gingange enthaltenen allgemeinen Beſtimmung für aufgehoben 
zu adıten i on , 

b) R. v. 13. Oft. 1812 an das K. Stadtgericht in Berlin. u 

Dem biefigen K. Stadtgerichte wirb auf den, auf Veranlaſſung ber Vorftellung der 
Aelteften der hieſigen Judenſchaft v. 12. v. M. in der Rechtsfache bed Juden N. zu N. 
wider den fi) hier aufhaltenden meklenburgiſchen Pferdehändler N. gegen das Dekret 
bes Kollegii v. 6. ejasd, unterm 27. erflattete Bericht, hierdurch zum Beſcheid ertheilt, 
daß Die Vorſchrift der: allg. Ger. Ordn. Thl. I. Zit. 10. 8. 280. Rr, 12., wornach bie 
Ausfagen der Juden in Cibil⸗Sachen niemals einen vollen Beweis zum Beſten ber 
jäniichen Partei gegen einen Shriften bewirken follen, durch das Ed. v. 11. März d. I. 
allerbings aufgehoben if, und die Faſſung der 65. 20—27. deutlich zu erfennen giebt, 
daß nur bie VBorichriften der allgemeinen Gerichtsordnung in Anfehung der Foxm der 
Eidesteiftung und in Rückſicht der Griminalfälle beibehaltenz in Bepiehumg auf bie 
Glaubwürdigkeit ber Ausfagen der Juden in Civil⸗Sachen hingegen dem Buben völlig 
gleiche Rechte mit andern Staatsbürgern beigelegt worden, da die Wirkung bed Seugens 
Eides in Civil⸗GSachen wegen ber Verſchiedenheit ber Religions⸗Begriffe und des Kuls 
tus keinesweges an befondere gefegliche Beftimmungen nothwendig gebunden iſt. 

3) Zür das Großherzogthum Pofen hebt jene Beſchraͤnkungen der $. 20 
der V. v. 1. Juni 1833 auf. | 

4) In Neuporpommern find die Juden nach nem Patente von 1799 
Allgemein ben Statutarrechten des Orts unterworfen, wo ſie ihren Wohnſitz 
haben, und ſoweit dieſe nicht ausreichen, gelten die allgemeinen Landesge⸗ 
fee und das gemeine Recht, alfo auch in Betreff der Glaubwürdigkeit ber 


Juden bei nothwendigen und Zeugeneiden. Belsaderr Behrintungen 
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Vorſchriften Statt, indem an Stelle ber vorgefchriebenen Form die religlöfe 
Form, nad Berfchiedenheit des Glaubens des Schwörenden, wieber einge 
führt if. Das Zeremoniell bei Eidesleiftungen der Juden wird jeboch nicht 
Öffentlich beobachtet; fondern der ſchwörende Jude, wenn er ald Zeuge ver 
nommen wird, leiflet zunächft den Eid in der vorgefehriebenen bürgerlichen 
Form und legt darauf fein Zeugniß ab. Sodann wird er mit in dad Delis 
berationszimmer genommen, von dem beftellten Rabbi oder Gelehrten nad 
Vorfchrift der A. G. O. vermahnt und in Gegenwart der mitgebrachten jü 
diſchen Schwurzeugen, ded Richterperfonald und der Intereflenten, vereidigt. 

1. Während nad) der Praris des Semeinen Deutfchen Rechts Urkunden 
in jüdifcher Sprache und Schrift ald Beweismittel gegen Chriften angenommen 
wurden — Cramer observ. Tom, Il. obs, 507 — beftimmte dad Preuf, 
Recht ſowohl in dem Gen. Jud. Priv. 0.17. April 1797 cap. M. 8. 6., als in 
&,R.11.8. 8.590 das Gegentheil und auch dad Ed. v. 11. März, 1812 
$. 2 verlangt deutfche Sprache und Schrift. Im Uebrigen gelten über den 
Beweis durch Urkunden in Anfehung der Juden bie Stundfäße des gemei 
nen Preußifhen Rechts. 

Die Beweiskraft der Handlungsbücher jüdifcher Kaufen 
anlangend 1), fo bemiefen die Handlungöbücher der Juden, welche die Recht 
riftlicher Kaufleute nicht hatten, nur gegen deren Slaubenägenoffen Bar 
jedoch ein folcher Bude Unternehmer einer Fabrike oder ein Wa; ſo 
bewiefen feine Bücher auch gegen chriſtliche Kaufleute, die fich im Bekıid 
oder Fabrikengefchäfte mit ihm eingelaffen; doc konnten Handlungeti 
cher, welche in jüdischer Sprache geführt, ald Beweismittel nicht gebraudt 
werden. A. L. R. Th. II. Zit. 8. 88. 588—590. Diefe Beſtimmungen find 
für die alten Provinzen aufgehoben durch das Ed, v. 11. März 1812 md 
I Pofen durch die Verf. v. 1. Juni 1833 in Anfehung der naturalifitm 

uden. 

Den Handlungsbüchern der Suben, welchen die Rechte chriftlicher Ku 
leute verliehen waren, kam im Uebrigen fhon früher eben die Weweishref 
zu, ald den Büchern chriftlicher Kaufleute; dieſe Bewelskraft fchränkte fd 
jedoch auf ſolche Handlungdgefchäfte ein, die nach dem Zeitpunkte ve 
gefallen, da der Zude die Rechte chriftiichee Kaufleute erhalten hatt. 
Hatte ein mit diefen Rechten nicht verfehener Jude bie chrifttiche Religion 
angenommen: fo hatten feine Bücher nur in Abficht der nachher betriebens 
Handlungsgefchäfte Beweiskraft. A. L. R. Thl. 8. 88. 585—587 Di 
Beſtimmungen finden jedoch Feine praktifche Anwendung mehr, da de 
gleichen Special⸗Rechte der Juden nicht mehr erifliren. 








I) In Anſehung des gemeinen Rechts vergl, Struben rechtl. Bedenken IL 
©. 486. Gluͤck Kommentar XII. S. 385. Cramer Obs. T. IL. obs. . 


— 


‚Britte Abtheilung. 
Die criminalrechtlichen Verhältniſſe der Juden. 


Erſter Abſchuitt. 


serbredhen, welche in Beziehung auf Juden mit befonderen 
Strafewibelegs find. 


Die Verbrechen der Juden werden nah Den allgemeinen Criminalge- 
ben beſtraft, wovon nur die folgenden Ausnahmen gemarht, ‚die jedech 
ben alten Provinzen durch $. 7. des Ed. v. 11. März 1812 imd 
ı Sroßherzogthum Poſen durch $. 27. die V. v. 1. Juni 1833 aufgeho⸗ 
n find. In den Bandestheilen, wo das franzöfifche und gemeine deutſche 
echt gilt, beftehen Diefe Ausnahmen gleichfalls nicht. Es ſoll 
1.8 nüngpergehen der Sude ul der Strafe den Schutz verlieren. 
T, Ber Accife und Zollverbrechen follten fie nach $. 293. 1. c. für ihr 
'efinde und ihre im Haufe befindlichen Ehegatten und Anverwandten haf⸗ 
rt. Diestft jedoch ganz allgemein durch die neuere Steuergefehgebung 
ıfgehoben. 
3. Auf den Ankauf oder Die Pfandnahme geftohlener Sachen beftimmen 
e 68. 1%43—1247 1. c., wenn es wiffentlich gefchehen, ven Verluſt des 
cchutzes und die Wegſchaffung aud dem Lande mit Mobifitationen, je 
ahbem die Sache oder deren Werth wiebergefchafft werden kann oder 
cht und der Kauf zwar nicht wiffentlich gefchehen ift aber doch mit Ber: 
Ang der gefeglichen Vorfchriften. Es beflimmten demnächft hierliber noch 
ER. v.9. Febr. 1810 (Mathis Bd. 9. ©. 49. Rabe Bb. 10. ©. 272) 
Ww’über die Vollſtreckung der Landesvermweifung gegen inlän⸗ 
Ihe Juden 
a. dad R. des K. Min. des Inn. (Köhler), v. 22. Aug. 1819, an die 
Reg. zu Oppeln. 
w K. Reg. wirb auf ben Ber, v. 19. Zuni d. 3. eröffnet, daß, wenn die Meg- 
ng eines folchen im Lande gebornen Tuben, ber das Staatsbuͤrgerrecht nicht 
nen bat, durch die Verweigerung der Annahme Geitend aller Grängländer unmöglich 
der Aufenthalt deffelben im Lande zwar ferner geflattet werden muß; bie mit 
atsbuͤrgerlichen Status verbundenen befonderen Rechte aber können nicht einges 
Fat, fonbern folche Juden müflen immer als Fremde, die fich im Lande aufhalten, 
Meqhtet werden, (X. III. 963—4. 56.) 
"b Das R. des Min. ded Inn. und der Pol. (v. Schudmann) v. 
B. April 1821 an ſämmtl. K. Reg. (mit Ausfchluß der Rheiniſchen. 
Der K. Meg. wird hierdurch, in Uebereiſtimmung mit dem K. Juſt. Dein. eröffnet, 
in benjenigen Fällen, worin die nad) dem X. &, R. 2. Zit, 20. $. 1243 gegen ein= 
ifch e Juden zu erkennende Wegſchaffung aus dem Lande wegen dermit benadhs 







Re es beftehenden Gartels, Transport: oder anderen Verträgen entweder gar 
oder doch nur mit großen Schwierigkeiten zu vollftreden fein follte, berfelben 
d zu geben, und dagegen die Einrichtung zu treffen ifl, daß ber Zube an 
Biem bisherigen Wohnorte unter befonbere polizeiliche Obfervation 
Bent wird. (Ann. Bd. 5. ©. 407.) 
+ iſt hiexbei, wie fchon bemerkt, nicht außer Acht zu laſſen, daß dieſe 
“reinen böchft beſchränkten Wirkungskreis haben, da fie gegen keinen 
en Staatsbürger zur Anwendung kommen dürfen, indem bie 
safe der Landeöverweifung nach dem L. R. IL 20. 88, ASK —185 wur 
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noch gegen Auslaͤnder ſtattfindet, n Bezug auf Inländer 
durh die K. O. v.4. Ian. 1744 (0. C. M. cont. II. Ar. 1. p. 169.) 
fhafft wurde und in den allegirten $5. 1243—1246 des Erim. 9 
wie auch das vorſtehende R. v. 22, Aug. 1819 ganz richtig annimm 
damalige Schußverhältniß der Juden, welches durch das Staatsbürg 
berfelben befeitiget worden, wefentlich vorausgeſetzt iſt. 

4. Auf den muthwilligen Banquerut fteht nach $. 1462 a. a. D. 
falls der Verluſt des Schuße für den Deliquenten und feine Famili 


Zweiter AUbſchuitt. 
GriminalsBerfahren. 


Hier beſchraͤnken ſich die Abweichungen vom gemeinrechtlichen Beı 
auf die Befchräntung der Gültigkeit des jüdiſchen Zeugnifles un! 
dauert auch nach dem Ep. v. 11. März 1812 $. 22 und der B. v. 1 
1833 8. 20 noch fort, welche letztere beftimmen, daß es bei der Sch 
der Crim. O. 8. 335. Nr. 7 unb 357. Nr. 8, daß keine Juden 
benannten Criminalfällen zur Ablegung eines eiblichen Zeugniffes g 
gen werden können, fo wie bei den dafelbft beftimmten Wirkungen 
freiwillig geleifteten. Zeugeneides verbleibe. Es beflimmt nun | 

1. die rim. Ord. a. a. O. Übereinflimmend mit der ©. O. 
88. 352— 354 2). 

„In Griminalfällen, wo ed auf harte Leibes⸗ oder Lebendfirafe an 
fol kein Jude, männlichen oder weiblichen Gefchlechtö, zur Ablegun 
eidlichen Zeugniffed gezwungen werben. 

Auch freiwillige Audfagen jüdifcher Zeugen können in dergleichen 
niemals einen vollen Beweid ausmachen. 

Bei geringen Verbrechen, die nach den Geſetzen nur mit Gel 
mit einer allenfalls in Geldbuße zu verwandelnden Gefängniß- 
geahndet werden, ift dad eidliche Zeugniß eined Juden zuläffig und 
würdig. 

U R. v. 1. Mai 1835. Südifhe Zeugen find auch in Inj 
fachen zuzulaffen und deren Zeugeneide an gewöhnlicher Gerichtöftel 
nehmen. 

men Sie felbft nicht verkennen, daß die Vernehmung ber jüdifchen Zeu 
8. 88, des Anh. zur A. G. DO. in Givilprozeflen und nad) $. 357. Nr, 8 der 
in Sriminalunterfuchungen, dafern die Strafe nicht über 50 Rthlr. oder 6 wöd) 
Gefängniß anfteigen kann, zuläffig ift, fo folgt von felbft, daß die Abhörung 
Snjurien-Prozeffen, wenn nicht eine höhere Strafe zu erwarten ift, zulä 
muß, e8 mögen biefelben zu den Civil: oder Straffachen gerechnet werden, oder 
beiden Mitten inneliegen. Es kann ihnen daher nur Überlaffen werden, diejeni— 
ftände, welche im vorliegenden Kalle die Glaubwürdigkeit der in Vorfchlag gi 
jüdifchen Zeugen ſchwaͤchen, zur Beurtheilung des erkennenden Richters nachz 

Eben fo ift Ihr Verlangen, daß bie Zeugeneide in der Synagoge abgeleiftel 
follen, in den Gefegen nicht gegründet. Diefe Körmlichkeit iſt nah $. 317. ı 
Thl. I. der X. G. O. bloß bei den Parteien: Eiden der Juden vorgefchrieben, | 
nad) he 346. Nr. 1a. a. D. bei Zeugeneiden nicht zur nothmwendigen Wu 

emacht. 
0 (Suftizminift. At. I. 1600. Gen. Z, No, 6. Fol. 106, 


2) Diefe Beftimmungen gehen gleichfalls von Zuftintan aus, — const. | 
2. qu. 7.— find aber in ben Religions-Anfichten der Juden begrür 
bied auch das R. v. 30. Mai 1812 ausdrücklich bemerkt. (Jahrb. Bd, 1 
Graͤff Bd. 2. S. 103.) 


U) 


aa mir ses 
Miphabeiiäen Tora. u | | 
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8. 26. Aug. 1800.............. 197 
B. 10. Okt. 1809 ——— —— o ÿ— 336 
Regulativ 10. Nov. 1899 ....... 384 
R. 6. Dec. 1809 ..... .. . ...... 82 
— 3. Jan. 1810..... ...... 120 
— 9. Febr. 1810 ......... un... 503 
Dekl. 23. Febr. 1810 ......... 46. 338 
Konft. Urkde 16. Aug. 1810 :.... 390 
2 27. DE. 1810 ..:.. ...... ...8 

9. Pat. 23. Vov. 1810 ...... 857 
Be Kan. 1811 . ..n..... ..., 23 
B.7. Febr. 1811 .............. 390 
Mand. 1. Aug. 1811 .-......... 487 
V. 28. Debr. 1811.......... ... 19 
Dat. 28. Dec, 1811 ............ 390 
— 17. San. 1812 ... .......... 470 
G. 29. Zan. 1812 ............. 337 
8. 30. San. 1812 . ...... 8390 
K. D. 6, Febr. 1812 . ........... 107 
DR. 6. Febr. 1812 .......... .... 98 
B. 22. Schr, 1812 .2 23 
E. 11. März 1812 ... 41. 37, 240, 215 
— 21. März 1812 .......... 456, 485 
Ed. 3. April 1812 ............. 289 
Gutacht. 5. Mai 1812 ..... nen. 497 
E. 11. Mai 1812 ........... 78. 289 
R. 12. Mai 1812 .............. 267 
8. 15. Mai 1812 ........... 359. 360 
— 30. Mai 1812 ........ .. 495. 504 
— 9. Suni 1812 ........... 266. 498 
MR. 11. Zuni 1812 ............. 151 
8. 19. Zuni 1812 ............. 359 
—— 23. uni 1812 . or 00000000. 0 


485 
Inſtr. 25..Zuni 1812 .. 56. 59.267.424 
ehiebsrihterliche Entf. 26. Zuni 
' 4812 130 


— 30. Zuni 1812 ............. 485 
Auszug a. d. V. 11. Zuli 1812... 77 
R. 26. Zuli 1812 ..... ......... 266 
Infit. 8. Aug. 1812 ...... 269 
OR. 19. Sept. 1812 ............ 56 
— 413. DE, 1312 ............. 495 
V. 30. Okt. 181% .......... 339. 421 
N. 5. San. 1813 ....... 46 484. pi 
— 15. Jan. 1813 ...--secr- 0.0. 


Verf. d. R.zu Potsdam 25, Jan. iblh is 


Ghennglegifches Regiſter zu ben, Verhaͤltniſſen bes eh 


Verf. 86. Ian. 1813... 
— 23. Tebr. 1813 .. o00an. .n 
— 20. April 813 son aoome. 
Ed. 10. uni 1813 ......... 
Verf. d. R. zu Potsdam, Eng 
— 17. Aug. 1813 .......... 
— 31. Aug. SE Pa 
Inſtr. 4 Dec, 1813 ......... 
Pat. 20. Dec. 1813 ......... 
— 28. Dec, 1813 .......... 
Sriedendtraftat 14, San. 1814 
V. 24. März 1814 .......... 
— 2, April 1814 ........... 
Publ. 24. März 24. 
V. 24. März 1814 .......... 
Ed. 29. 1814 oo... .... 
41: Mai 1814 vacde zes, oe 
— 18, Suni 1814 ...:... ... 
®. 3. Sept. 1814..... ...... 
Hat. 9. Sept. 1814 ......... 
— 10. Sept. 1814 ........ .. 
R. 17. Sept. 1814 .......... 


59 


e ö 0 — —0—0 


Schr. 29. Nov. 1814 ........ 
— 23. März 1816 ........ .. 
R, 13. April 1815 ........ 
Gtaatövertrag 3. Di 4815 . . 
Dat. 15. Mai 1818 ......... 
Gutacht. 16, Mai 1815. 
R. 18. Mai 1815 . 

Fr. Vert. 18. Mai 1815 
Vertrag 29. Mai 1815 ...... 
R. 30. Mai 1815 ....... ..... 
Vertrag 1. Juni 1815 
Traktat 4. Juni 1815 ........ 
— 7. Juni 1815 ............ 
Bundesakte 8. Juni 1815.. 282 
Vertrag 10. Juni 1815 
Pat. 21. Juni 1815 .......... 
Publ. 15. Juli 4815 ......... 
R. 18. Sept. 1815 ........ J 
Vertrag * Sept. 1815 . 

C. R. 10. Okt. 1815 . 


Zraktat 15. Suni 1816 ...... .. 
Vertrag 19. Zuni 1816 
3.30. Suni 1816 ........ ..8 


— 30. Aug. 1816 ........ 37. 


— 25. Sept, 1816 
Pat. 9. Nov. 1816 ...... ...4 
— 15. Nov. 1816 ..... ....... 
R. 16. Nov. 1816 
Vertrag 7. Okt. 1816 ...... ... 
— 3. San. 1817 ............. 
Publ. 14. Jan. 1817 .......... 
K. O. 16. San, 1817 ......... 
R. 17. Jan. 1817 


R. 11. Febr, 1817 ............ 
Publ. 14. März 1817. 
R. 6. April 1817 ............. 
— 16. Mai 1817 ......... 

KR, 1%, Mai 1817 . WELKEITE 


Gpronologifdges Negiſter zu dem Verhäliniſſen dee Juden. 313 










































Mai 1817 . . 8.327 R. 18. April 1821 - @. 6 
Mai 1817 .. 38.398 — 24. April 1821 448. 151 
Mai 1817 183 — 6. Mai 1821 . 121 
2. Juni 181 7 — 7. Mai 1821 348 
d. &b. 22. Suni 65 ©. R. 20. Juni 1 
d. &. 5. Juli 1817 38 @.2. Juli 1821 98. 288 
Zul 4817 ... 420 6. Zuti 182} 40 
Zuli 1817 327 — 24. Juli 1821 . 409 
Hug. 1817 53 Publ. 28. Juli 4 48 
Sept. 1817 .. 38 8. 31. Ju 1821 . 40 
23. Ott. 1817 .186. 88 — 26. Sept. 1821 . 3.9 
Dt. 1817 .. "5 — 27. Gept. 1821 . 4187 
ıten 18. Rov. 1817 135 — 4. Ott. 1821 4 
Ro. 1817 .... 273 —3.Rov. 1821 62 
4. Dee. 1817. . 408 68 
Dec. 1817... 134 62 
Dee. 1817 . u — a 
4. San. 1818 . “12 = 15. San. 1622 74 
8. Febr. 1818 a nnd ShriftentHums 

Febr. 1818 .. TO38B 9. Sehr. 1822 . wenn 100 
Febr. 1818 .. \ 484 8.0.26. Gebr. 1822 . 113 















— 1. März 1822 .. 
R. 11. März 1822 

8. D. 45, April 822 . 
R. 15. April 822 
K.D. 3. Mai 822 
R. 17. Mai 1822 . 
— 24. Mai 1822 . 
Yubt. 7. Juni 1m - 
R. 18. Juni 1822 . 
— 20. Juni 1822 .. 
— 13. Juli 1822 
R.D. 18. Aug. 1822 
— 28. Aug. 1822 

Weg. 27. Sept. 1822 
N. 18. Okt. 1822 
— 5. Nov. 1822 . 
Yubl. 15. Nov. 1822 














Belanntmadung 4. Dec. 1822 ... 281 
RR. 30. Dec. 1822 278 
— 11 Ian. 1823 . » 159 
Yubl. 11. Ian. 1823 164. 180 
NR. 14. Febr. 1823 errne 447 
Fa 28. Febr. 1823 . . a 


R.3. Märg 1923 














— 11. April 1823 .. 
Portofreibeit 41. April 1823 
Yubt. 15. April 1823 ... 

R. 3. Mai 1823 
©. 5. Juni 1823 
— 20. Suni 1823 
R. 24. Juni 1823 
.  Zuli 1823 
®. 24. Juli 823 
Schreiben 27_Sul 
E. Verf. 9. Xug. 1823 
8. D. 11. Sept. 1883 
RR. 22. Sept. 1823 

— 10.Rov. 1823.84 
Yutlit, 12. Nov. 1823 
SER 16. Nod. Wꝛa .. 
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